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Kirchliche Zeitgeschichte 1971 


l. Die Evangelische Kirche in Deutschland 


Von Gottfried Niemeier 


VORBEMERKUNG 


In der gesellschaftlichen Großwetterlage unseres Landes ist ein erheblicher Um- 
schlag zuungunsten der Kirche erfolgt: aus einem Hoch ist sie in ein Tief, aus der 
wohligen Wärme öffentlicher Gunst in die Kaltluft der Gleichgültigkeit, Abnei- 
gung und Ablehnung, aus dem Sonnenschein der Beachtung und Wertschätzung in 
den Schlagschatten der Kritik und polemischen Anfeindung geraten. Es ist zu fra- 
gen, welche Gründe diesen Klimawechsel im Verhältnis von Kirche und Gesell- 
schaft veranlaßt und verursacht haben. Bei dem Versuch, eine Antwort zu geben, 
ist von zwei elementaren Einsichten auszugehen. Die erste Einsicht ist die, daß 
kirchliche Existenz immer und überall durch den Kontext Welt mitbedingt ist. 

Die zweite Einsicht lautet, daß Kirche und Gesellschaft kein Gegenüber sind wie 
etwa Kirche und Welt, Kirche und Staat, vielmehr die Kirche ein Teil der Gesell- 
schaft, eine „Gruppe“ in der Gesellschaft und mitleidend wie mithandelnd in 
den Prozeß gesellschaftlicher Entwicklung hineingenommen und -verflochten 

ist. Zwischen den Trends und Tendenzen dieser Entwicklung einerseits und Auf- 
trag und Tradition der Kirche andererseits aber bestehen Gegenläufigkeiten, und 
in ihnen dürfte der eigentliche Grund für die Entfremdung zwischen Kirche und 
Gesellschaft zu suchen und zu sehen sein. Exemplarisch für eine weit längere 
Reihe solcher Gegenläufigkeiten seien nur einige namhaft gemacht: 

1. Die Gesellschaft von heute und morgen ist eine durch und durch säkular 
sich verstehende und verwirklichende Gesellschaft, weltanschaulich und religiös 
neutral bis indifferent, aber um Toleranz bemüht. Die Wahrheitsfrage wird nicht 
gestellt, und man stellt sich ihr nicht mehr. Die Kirche aber kann nicht umhin, 
sie in der Gesellschaft nicht einschlafen zu lassen, sondern sie wieder und wie- 
der, zur Zeit wie zur Unzeit nachdrücklich geltend zu machen. 

2. Die Gesellschaft von heute und morgen ist eine anonyme Massengesellschaft, 
in der der Einzelne einsam und nicht mehr als eine Nummer ist, Atom unter Mil- 
liarden von Atomen. Die Kirche aber sieht den Einzelnen in der Masse und hat 
ihn nicht nur als Glied einer Gruppe, sondern auch als Einzelnen anzureden. So 
sicher sie politische und gesellschaftliche Diakonie zu üben hat, so sicher hat sie 
den Auftrag zur Einzelseelsorge wahrzunehmen. Ebenso wie sie „love in struc- 
tures“ zu verkündigen und zu verwirklichen hat, muß sie zur Nächstenliebe zwi- 
schen Einzelnen aufrufen. 

3. Die Gesellschaft von heute und morgen ist eine Leistungsgesellschaft, in der 
jeder und alles nach der Effizienz seines Tuns bewertet, an seiner Leistung ge- 
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messen wird. Der leistungsunfähige, leistungsgeminderte Mensch gilt nichts; er 

wird an den Rand gedrängt und als out-cast und Ballast angesehen. Demgegen- 
über hat die Kirche gerade für die Schwachen, die Behinderten und Verhinder- 
ten, die Zurückgesetzten und Benachteiligten einzutreten, und ihr Tun hat sich 
an dem zu messen lassen, wie sie diesen an Dienst und Hilfe erweist. 

4. Die Gesellschaft von heute und morgen ist eine sich von überkommenen Wer- 
tungen, Idealen, Verhaltensregeln und aus tradierten Bindungen lösende Gesell- 
schaft. Es vollzieht sich eine rasche und immer rascher werdende Ablösung und 
Auflösung aller Werte, Ordnungen und Bindungen. Man kann nicht mehr ohne 
weiteres mit der Bindung an einen festen Wohnsitz, an einen als Lebensaufgabe 
wahrgenommenen Beruf und an bestimmte Formen familiären Verhaltens und 
familiärer Verpflichtung rechnen. Das Verhältnis zu Liebe und Geschlechtlich- 
keit unterliegt tiefgreifenden Veränderungen. Überkommene Sitten sind der j 
Erosion verfallen oder werden bewußt abgebaut. In die durch diese Entwicklung 
ausgelöste Orientierungslosigkeit, Ratlosigkeit und Hilflosigkeit hinein aber hat 
die Kirche das Gebot Gottes nicht als lästiges Joch, sondern als Wegweisung 
zu wahrem Leben und als Angebot der Freiheit zur Sprache zu bringen. 

Diese Gegenläufigkeiten sind nicht nur Erklärungen bestimmter Fakten und 
Tendenzen, sondern signalisieren zugleich Fragen und Herausforderungen von 
Zeit und Gesellschaft an die Kirche. Daß und wie diese im Jahre 1971 bemüht 
gewesen ist, an der einen oder anderen Stelle, in der einen oder anderen Weise 
Rede und Antwort zu stehen, ist Gegenstand der folgenden Chronik, die das 
Bild nachzuzeichnen versucht, das sich dem beobachtenden Blick vom Leben 
der EKD und ihrer Gliedkirchen darbietet. Es will dabei beachtet sein, daß das, 
was sich in Daten und Geschehnissen, in Erklärungen und Entschließungen, in 
Dokumenten der Besinnung und Planung darstellen läßt, das Leben der Kirche 
nur unvollständig und unzulänglich zu beschreiben vermag. Das Eigentliche und 
Entscheidende entzieht sich dem Nachweis und der Darstellung: Ob und wie 
weit in den Lebensäußerungen der Kirche, im Dienst ihrer Amtsträger, in den 
Gottesdiensten und im Handeln der Gemeinde und ihrer Glieder je und dann 
aufgeleuchtet ist, daß sie von dem gehorsam gehörten und ausgerichteten Wort 
Gottes lebt, von Gottes unerschöpflicher und schöpferischer, in Jesus Christus 
Gestalt und Ereignis gewordener, lebendig erfahrener und in dankbarem Dienst 
weitergegebener Liebe. 

Aber auch über das Feststellbare und dokumentarisch Nachweisliche kann 
nicht in seiner ganzen Fülle und Breite, sondern nur in exemplarischer Aus- 
wahl und unter Beschränkung auf einige Schwerpunkte des kirchlichen Lebens 
und Dienstes berichtet werden. Dabei kann es sich nicht um einen Leistungs- 
oder gar einen Erfolgsbericht handeln. In einer Epoche des Bruches der Zeiten 
trägt die Kirche in besonders markanter Weise die Narben Christi an ihrem 
Leibe. Tiefgehende Verunsicherung und Unsicherheit, viel Versagen und Versäu- 
men, vergebliche Arbeit, Fehlschläge, nicht aufgefangene Rückläufigkeiten, un- 
beantwortet gebliebene Fragen, nicht geglückte Versuche, Ausweglosigkeiten in 
Planung und Verwirklichung kennzeichnen ihr Reden und Tun. Darum wird 
der Einstieg in die Jahreschronik 1971 der evangelischen Kirche in Deutschland 
mit einigen Berichten über die gegenwärtige Lage in Kirche und Theologie ge- 
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nommen, die den Ernst der Lage, die Schwere der an die Kirche gestellten An- 
und Herausforderungen und die Schwierigkeit, ihnen auch nur in etwa gerecht 
zu werden, deutlich machen. 


1. ZUR SITUATION DER KIRCHE IN DER MODERNEN 
GESELLSCHAFT — ZWEI BERICHTE 


Die in der Öffentlichkeit am meisten beachteten — nicht nur zu zustimmend, 
sondern mehr kritisch und ablehnend aufgenommenen — Ausführungen des Re- 
chenschaftsberichts, den der Ratsvorsitzende Landesbischof D. Dietzfelbinger 
auf der Tagung der EKD-Synode in Berlin-Spandau (18./21. Februar 1971) er- 
stattete, betrafen die innere Lage der Kirche: 


Die Kirche scheint uninteressanter zu werden in der heutigen Gesellschaft. Überwunden 
wird diese scheinbare Belanglosigkeit nicht durch eine bis zur Ununterscheidbarkeit gehen- 
de Angleichung an wechselnde Schlagworte und Meinungen, sondern durch die Besinnung 
auf das, was Kirche Jesu Christi nach Gottes Willen und Wort ist. Dies gilt für die Kirche, 
gleich unter welcher Gesellschaftsordnung sie lebt. Indem wir selber uns dies sagen lassen, 
grüßen wir den Bund Evangelischer Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik. ... 
Ob dort oder hier: es ist nicht gleichgültig für eine Stadt oder ein Volk, ob darin eine 
Gruppe von Menschen ist, die über den Weg zum Jahre 2000 nicht mehr wissen als andere, 
aber Krisen und Möglichkeiten dieses Weges im Gespräch mit Gott bewegen. Sie werden 
innerlichst beteiligt sein an dem Ringen der Gesellschaft um neue Wertvorstellungen, wenn 
die alten zerbrechen, aber vom Gebot Gottes werden sie dabei nicht loskommen wollen 
und können, so schwer es im einzelnen auszulegen ist. Und wenn in einer Gesellschaft die 
psychische Anfälligkeit wächst bis hin zu der neuen Krankheit, die man Vakuum-Neurose 
nennt, so ist es wieder nicht gleichgültig, ob es Menschen gibt oder nicht, die das Bekennen 
und Vergeben der Sünde kenner und üben. Diese Menschen werden alle Krisen besonders 
tief durchleiden und das lösende Wort werden sie auch nicht gleich bereit haben. Aber daß 
Gott in Jesus Christus das lösende Wort gesprochen hat, spricht und sprechen wird, das ist 
ihnen gesagt. 


Was die theologischen Sachfragen betrifft, so nahm der Rat ... im Juni 1970 den Bericht des 
nach der Synode in Frankfurt und Magdeburg 1965 berufenen Arbeitskreises „Schrift und 
Verkündigung‘ entgegen und gab ... „Schrift, Theologie, Verkündigung“ zur Veröffentlichung 
frei. Liegt hier ein lösendes Wort vor? „Mehr als eine Handreichung zur besseren Sicht und 
Urteilsbildung in theologischer Gesprächslage zu leisten und zu vermitteln sah sich der Ar- 
beitskreis nicht im Stande, nicht zuletzt deshalb, weil er selber in seiner Zusammensetzung 
die Pluralität theologischer Aussagen widerspiegelte, die für theologische Forschung und 
Lehre heute charakteristisch sind“, so berichtet der Referent. ... Bei allem großen Dank für 
die vielfach bewußt kirchenbezogene theologische Arbeit, hat man doch auch den Eindruck, 
daß hier und dort etwas von der Substanz verlorengeht und gewissermaßen ausläuft. ... Kri- 
tisch denken ist unerläßlich, aber nur und allein kritisch denken tötet. ... Wundern wir uns 
nicht, wenn sich dann das Gericht gegen uns selbst wendet! Dann reduziert sich die Lehre von 
der Kirche auf Kirchenkritik, die Rechtfertigungsbotschaft auf ein Sich-selbst-Annehmen 
oder auf Freiheit von der Moral, die Religion auf Religionskritik, der Religionsunterricht 
auf die Forderung seiner Abschaffung. 

2. Ich muß noch offener reden und greife über das Theologische hinaus. Haben diejenigen 
ganz unrecht, die von einer Epoche geistlicher Verwirrung und Verzweiflung reden, in de- 
ren Anfang wir uns befinden? Anders gesagt: wenn nicht alles täuscht, so stehen wir heute 
in einem Glaubenskampf, einem Kirchenkampf, gegenüber dem der Kirchenkampf des Drit- 
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ten Reiches ein Vorhutgefecht war. Das Unheimliche dabei ist, daß dieser heutige Kampf 
vielfach kaum erkannt, zu allermeist verharmlost wird und unter Tarnworten wie Pluralis- 
mus voranschreitet. \ 4 

In dem einen Gottesdienst höre ich in der Predigt: „Das Geheimnis ist groß, ich rede 
von Christus und der Gemeinde“, und Epheser 5 wird in seiner Tiefe ausgelegt. Anderswo 
werden „Thesen zur Predigt“ zur Diskussion gestellt, in denen Kirche beschrieben wird als 
„das institutionelle Forum, auf dem im Dialog diverser Beteiligter die religiöse Thematik 
des Lebens erwogen und die Bedeutung christlicher Überlieferung für gegenwärtiges Leben 
erfragt wird“. ... Gott — wird heute vielfach für ‚‚tot“ erklärt oder „nicht ganz tot“. „Oben 
im Himmel“ darf er nicht mehr sein, weil das moderne Weltbild es ihm verbietet. Also 
wird er in die Tiefe des Seins verlegt. Weil sich freilich bald herausstellt, daß in unserem 
Keller die wilden Hunde bellen, darum wird Gott heute nach vorne verwiesen, als offene 
Zukunft — bloß der, als der er sich geoffenbart hat, darf er nicht sein: der Vater Jesu 
Christi! ... Was verstehen wir unter Gebet? Selbstgespräch — oder Gespräch mit Gott? 


3. Dies alles geschieht in derselben Kirche. Man sage nicht, das sei im Protestantismus 
immer so gewesen. Diese entschuldigende Erklärung konnte gelegentlich zutreffen; heute 
hat sie ihr Recht verloren. ... Es geht nicht mehr nur um verschiedene Ausprägungen des 
Glaubens oder der praxis pietatis, sondern um Glauben gegen Unglauben. Je länger um so 
weniger läßt sich das als Pluralismus deklarieren, der noch zu vertreten sei und den die 
Gemeinden, etwa auch im Wechsel der Prediger, tragen müßten, ja der den Mündigen zuzu- 
muten sei. Wenn dieses Denken sich ausbreitet, ist das m.E. nicht ein Grund zum Trost, 
sondern zum Erschrecken. Wer kennt nicht die Pluralität des Neuen Testaments mit ihren 
Spannungen und Gegensätzen, die gewiß auch Rätsel aufgeben, aber zum Leben führen? 
Aber es ist ein Unterschied zwischen einer Pluralität, die wächst auf dem Grund, neben 
dem niemand einen anderen legen kann, und dem Pluralismus, auf den der Prior von Taize, 
R. Schütz, die Kirche heute befragt: „Du Kirche Christi, solltest du zu einem säkularisierten 
Ort geistlicher Öde werden, zur grauen Stätte weltlicher Anpassungsformen, beraubt der 
Zeichen der Begegnung mit dem Auferstandenen, ein Salz ohne Kraft. ... Solltest du zu 
einem Ort der Spaltungen in ungezählte Richtungen werden, zu einer Stätte, wo der Plu- 
ralismus sich in Zerstreuung oder gewöhnliche Koexistenz verwandelt? Wird Christus noch 
den Glauben auf Erden finden, wenn der Pluralismus in Widerspruch gerät zur Einmütig- 
keit?“ (R. Schütz: Einmütig im Pluralismus, S. 115f). 

Jeder wird dankbar auf die Zeichen des Zusammenwachsens in der Evangelischen Kirche 
in Deutschland blicken, auf gute Zusammenarbeit und auf eine Gemeinschaft des Glaubens 
über viele Unterschiede hinweg. Dies alles ist in reichem Maß vorhanden. Darum sage ich, 
was ich sagen zu müssen glaube, nicht in Katastrophenstimmung. Ich weiß auch: gerade wo 
Christus ist und wirkt, da muß Unruhe entstehen. Aber weil eine Krisenzeit zwei Möglich- 
keiten des Ausgangs haben kann, darum müssen wir nüchternen Blickes auch das andere 
sehen. Während wir von einem Mehr in der Kirchengemeinschaft sprechen, auf das wir zu- 
steuern wollen, können wir genau besehen vielfach auch ein Weniger an Kirchengemein- 
schaft vorfinden, das uns bedroht. Die Zahl der Kirchenaustritte steigt — aus welchen 
Gründen? Es gibt nicht nur Austritte aus Unglauben, sondern zunehmend auch aus Glau- 
ben, zumindest weil man ihn in der Kirche nicht findet. Eltern melden ihre Kinder vom 
Religionsunterricht ab, nicht nur aus Gleichgültigkeit der Kirche gegenüber, sondern weil sie 
dem Kind den Christusglauben und die Christusliebe erhalten möchten. „Geht aus von ihr!“ 
rufen heute nicht nur Sektierer. Was ist angesichts der sich vollziehenden inneren und der 
drohenden äußeren Emigration der Gläubigen aus der Evangelischen Kirche in Deutschland 
zu tun? fragt mich einer, der gerade die Kirche Jesu Christi liebt. Vor mehr als hundert 
Jahren schrieb der bekannte Aloys Henhöfer über die Folgen eines falschen Pluralismus in 
der Kirche: ‚Fürs erste wird es Verwirrung in der Kirche geben. Jeder Ort wird seine eige- 
ne besondere Lehre und seinen besonderen Glauben haben, je nach dem Glauben und Fort- 
schritt des Predigers. Wir werden wohl Kirchlein, aber keine Kirche mehr haben.‘ Man 
könnte davon berichten, wie sich da und dort ein derartiger Zustand anbahnt. 


4. el hat das mit der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihrer Strukturreform 
zu tun? ... 


a) Ich möchte auf einen Artikel der Augsburgischen Konfession hinweisen, nämlich auf 
den VIl.: „Von der Kirche“. Dort heißt es: Die eine heilige christliche Kirche sei „die 
Versammlung aller Gläubigen, in welcher das Evangelium rein gepredigt und die heiligen 
Sakramente laut des Evangeliums gereicht werden. Denn dies ist genug zu wahrer Einig- 
keit der christlichen Kirche, daß da einträchtig nach reinem Verstand das Evangelium ge- 
predigt und die Sakramente dem göttlichen Wort gemäß gereicht werden. Es ist nicht not 
zur wahren Einigkeit der christlichen Kirche, daß allenthalben gleichförmige Zeremonien, 
von Menschen eingesetzt, gehalten werden ...‘“ Wo die Priorität in der Wesensbestimmung 
der Kirche liegt, ist eindeutig: die Verkündigung des Evangeliums und die Verwaltung der 
Sakramente. Alles andere ist zweitrangig. Wir sollten das klar festhalten angesichts einer — 
ich rede euphemistisch — bei uns unüberbietbar gewordenen „Toleranz“ in Lehrfragen. 
Was ist Predigt, was ist Gottesdienst, Rechtfertigung, Abendmahlsverständnis und die dar- 
aus folgende Gestalt, was ist Gebet? — dies alles scheint beliebig geworden zu sein, wäh- 
rend auf die Strukturreform große Hoffnung gesetzt wird. Wir sollten nicht einem Denken 
verfallen, in dem die Prioritäten umgekehrt werden! 

b) Schon der Blick auf diesen Artikel der Augsburgischen Konfession zeigt etwas von 
der Relevanz des Bekenntnisses. Es ist nicht bedeutungslos und überholt, wie es scheint 
oder leicht hingestellt wird. Ich meine „Bekenntnis‘‘ in des Wortes ursprünglicher und 
umfassender Bedeutung, wo Bekenntnis und Bekennen ineinander liegen, wo Bekenntnis 
der Sünde zum Lob Gottes führt, ‚.der dir alle deine Sünden vergibt‘, wo der einzelne 
einstimmt in das gemeinsame Bekennen der Kirche — gemeinsam in doppelter Richtung: 
horizontal bezogen auf die Christenheit an allen Orten, vertikal bezogen auf die Christen- 
heit aller Zeiten. Wir übersehen nicht die Spannung zwischen den ökumenischen Bekennt- 
nissen der Christenheit und den sog. partikularen Bekenntnissen und stehen damit ja auch 
vor den konfessionellen Problemen der Evangelischen Kirche in Deutschland, erinnern uns 
aber auch daran, daß beispielsweise die Augsburgische Konfession ein Bekenntnis für die 
ganze Christenheit sein will. Wie schwer es heute ist, die Bekenntnisbestimmtheit einer Lan- 
deskirche in Deutschland zu praktizieren, weiß der Bischof von Hamburg ebenso wie der 
von Bayern. Aber von der „praktisch längst vollzogenen Privatisierung der Bekenntnisse“ 
zu reden, wie es das jüngst erschienene Memorandum der Arbeitsgemeinschaft Kirchenre- 
form tut, wäre mir trotzdem nicht möglich. Es übersieht wesentliche Tatbestände, die ich 
jedenfalls nicht übersehen kann, und macht aus der Not eine Tugend. Die Empfehlung von 
Formen einer „persönlichen Bekenntnisbindung“ anstelle der territorialen Bindung könnte 
Konsequenzen nach sich ziehen, die gerade die Verfasser des Memorandums nicht wollen. 
Jedenfalls, wenn schon die Grundordnung von 1948 überarbeitet werden soll, ... dann muß 
ich feststellen, daß wir an einer Stelle nicht hinter die Grundordnung von 1948 zurück- 
fallen sollten, an der es heißt: „Die Evangelische Kirche in Deutschland achtet die Bekennt- 
nisgrundlagen der Gliedkirchen und Gemeinden und setzt voraus, daß sie ihr Bekenntnis 
in Lehre, Leben und Ordnung der Kirche wirksam werden lassen.‘ 

5, Worauf ich hinaus möchte, sei zum Schluß in wenigen Worten gesagt. In kritischen 
Zeiten hat man ab und zu Bekenntnissynoden gehalten. Manchmal brachten sie von der 
zentralen Besinnung auf die Grundlagen der Kirche Jesu Christi aus bis in Fragen der Ord- 
nung und Gestalt Klarheit und Gewißheit. Die Synode von 1970 stand unter dem Thema: 
Die Verantwortung für das Evangelium in der Welt. Leider scheint das Gespräch darüber 
nicht recht in Gang gekommen zu sein. Wir sollten noch einmal das Wagnis unternehmen, 
eine nüchterne, illusionslose Analyse unserer Situation zu versuchen und von da aus theolo- 
gisch und geistlich weiter zu schreiten. Die entscheidende Frage an die Kirche ist die nach 
ihrem Geist, ihrem Herrn und ihrem Wort. ... Was verstehen wir heute unter dem Wort Got- 
tes, unter der Predigt, was erwarten wir von ihr? Was verstehen wir unter dem Gottesdienst 
der Kirche? ... Darf man von der Gemeinde Jesu Christi noch reden als von dem Salz der 
Erde und dem Licht der Welt? In welcher Weise werden wir den ethischen Fragen der 
Zeit gerecht — Anti-Rassismus, politischer Dienst der Kirche, Gebot Gottes heute —, so 
daß wir der Verwechslung von evangelischer Freiheit und Libertinismus entgehen? ... Und 
endlich ... : was heißt heute wahre Einigkeit der Kirche und der Kirchen, der lutherischen, 
reformierten, unierten in der Evangelischen Kirche in Deutschland? Erwünschte, geplante 
— mehr: wahre Einigkeit der Kirche? 


Die kritische Aufnahme seiner Feststellung, daß „wir heute einem Glaubens- 
kampf, einem Kirchenkampf gegenüberstehen ..., gegenüber dem der Kirchen- 
kampf des Dritten Reiches ein Vorhutgefecht war“, veranlaßte Landesbischof 
D. Dietzfelbinger zu einer Interpretation, u.a. in seinem der EKD-Synodalta- 
gung in Frankfurt im November 1971 erstatteten Bericht, der des sachlichen 
Zusammenhanges wegen hier auszugsweise angefügt sei: 


Daß wir in Europa und anderswo nach meinem Eindruck uns in einem Glaubenskampf be- 
finden, vielfach im Nebel und unter dem Schein einer allgemeinen Toleranz, aber tiefer- 
greifend und entscheidungsvoller als zu anderen Zeiten, habe ich in meinem Februarbericht 
anzudeuten versucht. Ich glaube Ihnen einige Sätze über das Echo schuldig zu sein, das 
bis heute anhält. Zunächst fühlte ich mich falsch verstanden und mißdeutet, als daraus 
ein Wort der Resignation gemacht wurde. Ich möchte auch aus der Kritik lernen. So habe ich 
mehrmals meine Sätze durchgeprüft. Manches würde ich heute anders, deutlicher, ausführ- 
licher sagen, aber Resignation habe ich in den damaligen Sätzen nicht gefunden. Ist es Re- 
signation, wenn Jesus seinen Jüngern sagt, was ist und was kommt? „Sehet zu und er- 
schrecket nicht.‘ Ist es Resignation, wenn ich versuche, unsere geistliche und kirchliche 
Wirklichkeit vom Glauben her ungeschminkt zu sehen? Von Parrhesia redet das Neue Te- 
stament, von der Freiheit, alles zu sagen. Und das ist eine Gabe des Heiligen Geistes. Glaub- 
te ich nicht an den Heiligen Geist, dann müßte ich beschönigen und verschleiern. Aber 
wenn Gottes Geist regiert, dann darf ich eine nüchterne Analyse der kirchlichen Wirklich- 
keit versuchen, und dies sollte geschehen. Dabei verschweige ich nicht: ich habe an viele 
gedacht, die sich heute nicht so laut artikulieren können, aber im Glauben irre zu werden 
drohen. Im übrigen habe ich unter den vielen Antworten, die ich erhielt, keine einzige ge- 
funden, die sagte: weil Sie das ausgesprochen haben, darum trete ich aus der Kirche aus. 
Aber nicht wenige, die sagten: Jetzt bleibe ich. 

In Erinnerung an die Bekenntnissynoden früherer Zeiten habe ich angeregt, zwar nicht 
eine Bekenntnissynode zu wiederholen, aber auf irgend eine Weise gemeinsam eine illu- 
sionslose Analyse unserer Situation unter dem Worte Gottes zu versuchen, damit wir von 
da aus klaren, gewissen Schrittes weitergehen können. Hier sehe ich nach wie vor den le- 
gitimen Ansatz für das, was man heute Kirchenreform nennt. Ich glaube nicht, daß in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland ein verheißungsvoller Weg möglich ist um die theolo- 
gischen, geistlichen Probleme herum. Wir müssen durch sie hindurch. Das Echo auf diese 
Anregung war unterschiedlich. Die Bischofskonferenz der VELKD sprach von einer Klau- 
surtagung der Synode. Die Arnoldshainer Konferenz hielt die Zeit nicht für gekommen. 
Der Rat kam in der Sache zu dem ... Beschluß, zum Versuch einer Analyse im Sommer 
nächsten Jahres zusammen mit der Kirchenkonferenz zu einer theologischen Akademie- 
tagung einzuladen. 


Ein zweiter Bericht, der in diesem Zusammenhang auszugsweise Erwähnung 


verdient, ist der von Bischof D. Wölber vor der Hamburger Synode vom 18. 
März 1971: 


II. VOLKSKIRCHE IM UMBRUCH 


1. Erosion 


Doch wende ich mich jetzt einem ganz wichtigen, und ich möchte geradezu sagen, schick- 
salhaften Thema zu. Das ist die Zukunft unserer Volkskirche. Vielfältig wurden die Kir- 
chenaustritte diskutiert. Sie haben sich bei uns seit 1967 verfünffacht ... Die entscheiden- 
den Schübe ergaben sich in den letzten beiden Jahren. 1970 traten in unserem Hamburger 
Bereich 13272 Mitglieder aus. Sehr spürbar ist der Anstieg in der 2. Jahreshälfte, vielleicht 
doch auch so zu deuten, daß es sich hier um Austritte aus spezieller Überzeugung handelt. 
Dies liegt nämlich parallel mit den vielen Protesten, die wir brieflich und auch sonst wegen 
des Antirassismusprogramms bekamen. Die Austritte jetzt im Januar und Februar sind spür- 


6 


u u a 


bar zurückgegangen ... Eine vernünftige Beurteilung muß prüfen: Wie sieht es nicht nur in 
einer Großstadt, sondern in kirchlichen Flächengebieten, in den verschiedenen kirchlichen 
Landschaften und in den verschiedenen Bevölkerungsschichten aus? Hier gibt es bemerkens- 
werte Unterschiede. Die Großstädte marschieren weit an der Spitze. Die über 50jährigen 
machen nur einen kleinen Teil aus. Der Anteil bei den bis zu 30jährigen ist größer als 
bei den bis zu 5Ojährigen. Ein Drittel aller Austrittte sind Ledige. Bei den Berufsgruppen 
stehen Angestellte mit 40% weit an der Spitze. Es folgen mit 20% Facharbeiter und Hand- 
werker. Bei dem ganzen übrigen Bevölkerungsteil, wie Selbständige, Beamte, freie Berufe, 
Hausfrauen, ungelernte Arbeiter usw. usw. liegen die Dinge vollständig anders. Nimmt 
man alles in allem, so kann zwar in Beziehung zur Gesamtzahl der Kirchenglieder nicht 
von einem Einbruch gesprochen werden. Es handelt sich aber um Symptome, oft von ein- 
zelnen Ereignissen abhängig, die im ganzen dafür sprechen, daß wir mit einer Erosion der 
Volkskirche rechnen müssen, dies von der jungen Generation, und, wenn man einmal so 
sagen darf, von der mittleren Intelligenz her. Ein wesentlicher Unterschied zwischen den 
Geschlechtern besteht nicht mehr. 


a) Minimalismus gesellschaftlicher Wertvorstellungen 


Ich möchte nun die meiner Überzeugung nach entscheidenden Gründe für die Auszehrung 
der Volkskirche nennen. Im Namen der Emanzipation wird eine sittliche Grundbefindlich- 
keit, die in unserer Gesellschaft immer noch christlich war, zerstört. Mehr und mehr klaf- 
fen die Vorstellungen z.B. von der Ehe auseinander. Überhaupt wird der sittliche Gemein- 
sinn durch das Ideal des pluralen Ethos abgelöst. Unstreitig ist es aber so, daß das volks- 
kirchliche Bewußtsein mehr an dem hängt, was man für rechtschaffen, gut und anständig 
hielt als an religiöser Aktivität im engeren Sinne. Die Auflösung einer sittlichen Grundbe- 
findlichkeit des Gemeinsinns bedeutet übrigens auch ein mächtiges Problem für die Gesell- 
schaft selbst. Nur noch schwer kann sie darstellen, was denn das sittlich Verbindende wäre. 
Mit der Vorstellung von Pluralismus und Freiheit bewegen wir uns auf einen Minimalismus 
der Gemeinschaftswerte zu. Wie immer man darüber denken mag, Kirche und Gesellschaft 
befinden sich in der grundsätzlich gleichen Lage, und der gemeinsame Wertverlust be- 
deutet einen der wichtigsten Gründe für die Auflösung der Volkskirche. 

Hier ist es wohl erlaubt, auch eine Frage zur Gesellschaft hin aufzuwerfen. In dem allge- 
meinen Umbruch klammert man sich an die Grenzformel der sozialen Verantwortung. 
Dies klingt zunächst plausibel. In der Diskussion um das Sittenstrafrecht heißt dies z. B., 
daß offensichtlich alles möglich werden kann, was nicht „sozialschädlich‘“ ist. Doch wie will 
man überzeugend klarstellen, daß ein Mensch sich in seinen sittlichen Rechten oder in sei- 
ner Würde nicht geschädigt sieht, wenn beispielsweise beim pornografischen Schaugeschäft 
alles zum Milliardenprofit wird und das tatsächliche Ethos sich am kommerziellen Erfolg 
ausrichtet? Ich denke, die eiligen Reformisten haben die Aporien unserer Existenz noch 
nicht genügend durchdacht. Ist der Staat nur für die Avantgarde da, gehört der Schauplatz 
den Extremen? Viele denken, weil der Staat Macht hat, soll er um jeden Preis fällige Re- 
formen einleiten. Das ist eine Teilwahrheit. Er soll, weil er Macht hat, auch ausgleichend 
und verbindend wirken. Darum begrüße ich den Tenor der Anfang des Jahres in beiden Kir- 
chen entstandenen Schrift „Das Gesetz des Staates und die sittliche Ordnung“. Hier heißt 
es z.B.: „Die zwischen Recht und Moral und Ethik bestehende Spannung darf nicht so- 
weit aufgelöst werden, daß jede sittliche Wertung in den rein privaten Bereich des persön- 
lichen Lebens verwiesen wird ... Dann verliert die Gesellschaft ihre Gemeinschaftsfähigkeit 
und die Möglichkeit, sich über eine allgemeine Gesetzgebung zu verständigen.“ 

Doch ist meine These hier: Wo gemeinsame sittliche Wertvorstellungen schwinden, ver- 
liert die Volkskirche, die im Wesentlichen eine religiös-sittliche Beziehung war, ihren Rück- 
halt. 


b) Absage an die Institutionen 


Ein anderer Punkt ist die unermeßliche Abneigung gegen die nun einmal notwendige in- 
stitutionelle Seite unseres Lebens. So sehr wir glücklicherweise gelernt haben, den Insti- 
tutionen und Apparaten nicht einfach alles kritiklos zu überlassen, so qualvoll und stra- 
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paziös ist der Umschlag in ständigen Argwohn und Herabsetzung. Die Institutionen haben 
nun auch einmal den Sinn einer gewissen Entlastung. Man kann nicht immer alles von 
Grund auf durchdenken und an der Basis entscheiden. Es muß Leute geben, die in den 
Sachen zu Hause sind, eben weil sie sie zu betreiben haben. Es gibt Erfahrungen und be- 
sondere Übersicht. Und ich betone an dieser Stelle noch einmal, daß man die Demokra- 
tie formal noch so perfekt machen kann, ohne ein gewisses Quantum an Vertrauen und 
Anerkennung des in der Regel auf Zeit gegebenen Mandats geht es nicht. Wir sind dabei, 
ein großartiges Prinzip freiheitlichen menschlichen Zusammenwirkens zu Tode zu reiten. 
Unsere Demokratie ist heute m.E. zutiefst gefährdet. Da nun aber die Volkskirche sogar 
religiöse Handlungen quasi institutionalisiert, nämlich mit der prinzipiellen Kindertaufe 
oder der prinzipiellen Erwartung einer kirchlichen Trauung, gerät sie in den Strudel der 
Institutionsneurose unserer Gesellschaft. 


c) Kirche ohne Generationsaufbau 


Beides aber, die Auflösung der Werte und die Skepsis gegenüber der verfaßten Seite unse- 
res Lebens wird nun in der Kirche selbst vorweggenommen. Dies ist das weitaus Wichtigste. 
Ich denke hier an die Voraussetzungen, mit denen man heute an Jugendarbeit, Religions- 
unterricht usw. herangeht. Konzeptionen, die uns vorgelegt werden, basieren vorrangig auf 
der prinzipiellen Funktion der Kritik. Weil der Zugang zur Jugend problemorientiert ge- 
schehen soll, wird er als Glaubens- und Kirchenkritik inszeniert. Nun bezweifle ich keines- 
wegs, daß ein solcher Zugang besondere pädagogische Bedeutung hat. Die Sache ufert 
aber aus. Etliche sehen in der Jugendarbeit überhaupt nur noch ein Instrument, ihre Vor- 
stellungen von Gesellschaftskritik in Schwung zu halten. Emanzipation, Identitätsfindung, 
Demokratisierung sind die leitenden Motive. Etliche schwenken ausschließlich in rein so- 
zialpädagogische Betreuungsarbeit ab. Da ist dann die Diskothek oder der Klubabend das 
Hauptmedium der Jugendarbeit, wenn man auch seitens der Leiter vielleicht auf Einzel- 
kontakte hofft. 

Nun mag man dies alles als einen Teilaspekt hinnehmen. Aber es wäre eine Illusion zu 
erwarten, daß ein Geschlecht in der Kirche heranwächst, das mit seiner eigenen Existenz 
für den Glauben einsteht oder anders herum gesagt, wir haben das Kirchesein aus den re- 
ligionspädagogischen Konzeptionen herauskatapultiert. Wir sind im Begriff, nicht nur von 
den Schultern der Väter herunterzusteigen, wir züchten vielmehr ein illusionäres Bewußt- 
sein. Die Kirche wird nämlich nie Wunschbildern entsprechen, und der Glaube lebt immer 
mit dem Zweifel zusammen. Wir haben immer mit einer Kirche gelebt, die uns enttäuscht. 
Aber wir haben deshalb keine Absagen erteilt, denn in sehr menschlicher Perspektive ging 
es doch um Glauben und Gott. Jetzt verlangt man von der Kirche das Schlimmste, was 
man ihr antun kann, daß sie sich nämlich ständig rechtfertigen muß, und man nimmt dem 
Menschen eine überragende geistliche Einsicht, nämlich mit der Kirche trotz ihrer Schwä- 
chen zu leben. Ich weiß nicht, was eine Studentenarbeit, die in breiten Teilen nicht ein- 
mal mehr mit der Kirche zu tun haben will, noch bedeuten kann. Wenn man an die Sym- 
pathieströme denkt, die aus der ganzen Kirche früher dieser Arbeit mit ihrem Ringen um 
die Bibel und ihrer zukunftweisenden christlichen Intelligenz zuflossen, so handelt es sich 
heute um einen abgestorbenen Ast der Kirche. Ich weiß nicht, was eine Jugendarbeit soll, 
deren Hauptleidenschaft bei den Formalismen der Demokratie sitzt, und die sich weidlich 
der Dauerreflexion über Spannungen hingibt. So sehr ein kritischer problem-orientierter 
Unterricht notwendig ist. so frage ich zurück, wer eigentlich kritisiert die Kritiker? Ich 
habe immer gedacht, daß die Überlieferung auch uns kritisiert, weil Erfahrungen und 
Wirklichkeiten zur Sprache kommen, die man aus dem Topf der Reflexion nicht heraus- 
brüten kann, weil sie uns einfach gegeben werden müssen. Die allgemeine Einordnung des 
Religionsunterrichtes in religionskundliche oder philosophische Fächer macht die Verbin- 
dung zur konkreten Kirche doch sehr gering. In einem Arbeitspapier des Burckhardthauses 
lese ich, daß es keine gültigen Inhalte evangelischer Jugendarbeit mehr gäbe, vielmehr habe 
sie ein zentrales Interesse an den Veränderungen der Faktoren, die unsere Lebenswirklich- 
keit bestimmen, und von solchen Zielsetzungen her sei sie nicht daran interessiert, anders 
zu sein als andere Jugendarbeit. Wenn das tatsächlich so ist, dann werden wir keinen Nach- 
wuchs haben, jedenfalls keinen, der die Plätze einnimmt, die Sie hier oder alle mittragen- 
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den Kräfte in der Gemeinde einnehmen. Im übrigen hoffe ich, mit diesen Bemerkungen 
doch einige Bekenntnisse unserer Experten hervorzulocken. 


d) Schwäche der Öffentlichkeitswirkung 


Zu all diesen Momenten kommt nun noch die negative und irreführende Begleitmusik sei- 
tens der Publizistik. Nach allen Erfahrungen kann die Kirche nicht so einfach im Strom 
des Zeitgeistes mitschwimmen. Das scheint aber der Mentalität eines Normalredakteurs, 
der doch glaubt, die Hand am Puls der Zeit zu haben, ja, für ihn Schrittmacher zu sein, 
eine unmögliche Existenz. So marschiert er denn an der Spitze jenes Abbaus gemeinsa- 
mer Werte und der Dauerskepsis gegen die institutionelle Seite der Kirche, und je mehr 

in Frage gestellt wird, umso mehr stürzt er als Hoherpriester der Kritik herbei. Was in der 
Bestürzung über das Leben und in der Suche nach verläßlicher Wahrheit gelebt wird, läßt 
sich schwer in Schlagzeilen oder in kurzschlüssigen Formeln fassen. Manchmal scheint es 
geradezu so zu sein, daß all dies den Meinungsmachern ein Dorn im Auge ist, und obwohl 
sie soviel von Freiheit reden, möchten sie doch mit ihren riesigen publizistischen Instru- 
menten die Leute zur Gottlosigkeit bekehren. Was man sich da manchmal an Jesus-Berich- 
ten und an Diskussionen über Religion und Kirche leistet, ist in seiner unseriösen Einsei- 
tigkeit und gestützt durch Argumente aus der Mottenkiste alter Freidenkerkämpfe ein trau- 
riges Dokument derjenigen, die Informationen auf ihre Fahnen geschrieben haben. 

Ich denke, wir können auf die hier entstandene Lage noch nicht richtig reagieren. Uns 
fehlt die Möglichkeit, an dem großen Informationsstrom der Gesellschaft und an den In- 
strumenten, die die Meinungstrends bestimmen, aufklärend und mit der Möglichkeit, Fehl- 
vorstellungen zu korrigieren, mitzuwirken. Auch stehen wir uns selbst im Wege. Ein gro- 
teskes Beispiel dafür war im vergangenen Jahr die Debatte über den Wahlslogan „Was die 
Kirche macht, bestimmen Sie‘. Obwohl wir tagtäglich bestimmen, wie wir unser Geld aus- 
geben, welche liturgischen Formulare benutzt werden, wie gepredigt wird, meldete sich 
das theologische Gewissen, das da sagt, die Kirche ist Gottes Geschöpf. In der Tat hoffen 
wir, daß Gott trotz allem aus uns etwas macht, und wir wissen auch, daß wir die Gabe 
des Geistes brauchen. Es ist wahrlich ein Rätsel, daß Gott einerseits uns elende Menschen 
braucht und andererseits seine Sache damit betreibt. Ich finde, man sollte hier ziemlich 
unbefangen vernünftige und moderne Methoden der Werbung und der Klarstellung benut- 
zen, auch wenn sie theologisch nicht chemisch rein sind, und zwar ganz einfach deshalb, 
weil Gott uns etwas aufgegeben hat, was wir sowieso meistens nicht in einem Satz sagen 
können. 


2. Existenzfragen 
a) Vieles wird anders 


Irgendwann werden wir nun die Auszehrung der Volkskirche als Eintritt in einen neuen Zu- 
stand entdecken. Dann wird es uns wie Schuppen von den Augen fallen. Dann werden wieder 
die direkteren persönlichen Bindungen an die Gemeinde und ihr inneres Gemeinschaftsleben 
wie in allen Krisenzeiten der Kirche eine entscheidende Rolle spielen. Die offene Betreuungs- 
arbeit und die Kritik an allen Fronten wird unter uns dahinter zurücktreten. Die programma- 
tisch an der Gesellschaft orientierte Theologie wird sich wandeln oder ergänzen durch eine 
personal-seelsorgerlich orientierte, und die jetzt so vorrangige Sorge um die Welt, um Ent- 
wicklung, Frieden und Gerechtigkeit wird sich verbinden mit der Sorge um die äußere Exi- 
stenz der Kirche. Das alles wird aber auch neue theologische Einsichten hervorrufen. Man 
kann schließlich nur Weltverantwortung wahrnehmen, wenn das Volk Gottes, das sich da 
verantwortet, auf den Plan tritt, wenn es seine Identität erkennt und begreift, nicht nur, wo- 
für es lebt, sondern aus welchen Kräften es lebt, nämlich aus Gemeinschaft, aus Bibeltreue, 
Gottesdienst und Gebet. 

Jetzt im Übergang sollten wir damit rechnen, daß in den Zentren des Abfalls der Mitglie- 
derstand um ein Drittel sinkt. Jedenfalls ist eine solche Vermutung gerechtfertigt, wenn man 
die Statistiken über Kirchenzugehörigkeit analysiert und den breiten Rand loser Bindungen 
und sehr geringen Interesses beachtet. Ich habe freilich auch gleich andere Orientierungs- 
daten zu nennen. Aber wir sollten nicht die Haltung einnehmen, daß nicht sein kann, was 
nicht sein darf. Unsere Gemeinden und Pastoren erleben die Abnahme des Gottesdienstbe- 
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suches. Vermehrt sind die Austrittserklärungen auf den Schreibtisch geflattert. Überall gibt 
es Abmeldungen vom Religionsunterricht. Es gibt nur noch wenig Theologiestudenten. 
Schauen wir uns also ins Angesicht und geben wir einander die Gewißheit tapferen, vorsorg- 
lichen Denkens, ohne Illusion. aber mit viel Vertrauen in die uns so großartig anbefohlene 
Aufgabe, für das Evangelium in dieser Welt einzustehen. 

Da auch die Kirchensteuer zur Debatte steht, und wir auf lange Sicht über die Mitglied- 
schaftsveränderungen hinaus, z.B. durch ein neues Steuer- und Finanzsystem in der EWG, 
auch zu einem anderen Finanzierungsmodus kommen könnten, müssen wir damit rechnen, 
daß sich unsere wirtschaftliche Lage um mindestens ein Drittel mindert. Da wir hier aber 
keinen totalitären Staat mit Christenverfolgung haben, und niemand verfassungsmäßige Rech- 
te ohne Übergangs- und Ersatzlösungen in einem Rechtsstaat streichen wird, und da sich 
schließlich der ganze Vorgang als Erosion ergibt, werden wir uns auf allmähliche Verände- 
rungen einstellen können. Wir werden als personalintensiver Betrieb anfangen müssen, Va- 
kanzen nicht wieder zu besetzen bzw. durch Stellenumplanung die Vakanzen umzuschrei- 
ben. Wir werden Prioritäten im Blick auf die Frontarbeit setzen und vieles rationalisieren 
müssen. Die sich eigengesetzlich entwickelnden gesamtkirchlichen Dienste bedürfen der 
Durchleuchtung zwecks Einschränkung. Dies gilt in anderen Perspektiven auch für die Ge- 
meinden, beispielsweise ist es für die Verwaltungsarbeit schon geplant. Wir werden auch vie- 
le Einrichtungen so zu gestalten haben, daß sie sich wirtschaftlich selbst tragen. Wir werden 
den völlig illusionären Beamtenstatus vieler Mitarbeiter abbauen müssen. Hoheitliche Funk- 
tionen haben wir sowieso nicht auszuüben. Als Modell für das Verhältnis von Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer ist die beamtenrechtliche Regelung in der Kirche durchaus unnötig. Wir 
dürfen keine nicht realisierbaren Zusagen machen. Zu allerletzt und am allerwenigsten soll- 
ten die spezifischen Aufgaben der Diakonie eingeschränkt werden, die Dienste der Liebe an 
Schwachen und Leidenden, an Alten und Kindern. Was die Kirchen hier zur Entlastung des 
Staates heute tun können, muß er dann wohl zum Teil selbst übernehmen. 

Und nun lassen Sie mich an dieser Stelle ein sehr offenes und sicherlich sehr ungeschütztes 
Wort sagen. Wenn ich an die ungeheuerliche geistige Problematik denke, an die Schlacht 
zwischen Glauben und Säkularismus, an diese Welt mit ihrer reinen Zweckrationalität und 
ihrem Konsumzwang, ihren Hoffnungen auf Triebleben und ihrer inneren Unsicherheit und 
an die eben geschilderten Existenzprobleme, dann gibt es Stunden, in denen mir die Art, 
wie wir vor uns hinarbeiten, manchmal gespenstisch erscheint. Ich frage mich oft in mei- 
nem Amt, wie sich das eigentlich vor Gott ausmacht mit den ewigen Sitzungen und Be- 
teiligtsein an zahllosen Gremien. Nordelbien bedeutet einen großartigen Anlauf, aber wel- 
chen umfassenden Bemühungen um die formalen Regelungen müssen wir uns hingeben! 
Wird das noch für die Volkskirche gebaut? Welcher Jammer auch kann uns packen, wenn 
wir sehen, wie wir verzehrt werden von alltäglichen Konflikten, geboren aus der fanatischen 
Idee, es müßte alles in Frage gestellt werden, es müßte überall verunsichert werden, alles 
sei mit Argwohn zu betrachten. Wo ist der Sinn für Proportionen, wenn wir an unseren 
Weg in die Zukunft denken? Gibt es etwa unter uns auch die Ersatzleistung, daß man näm- 
lich die Zukunft scheut und die Mühsal des frontalen Zeugendienstes, und sich dafür der 
Projekte- und Konzeptionsmacherei hingibt? Aber solche Bemerkungen sollen allein der 
Ermutigung zum Realismus dienen, und da wäre auch noch etwas ganz anderes zu sagen. 


b) Neue Orientierungdaten 


Man weiß wahrlich nicht genau, was in dieser Zeit steckt. Aber gegenüber jenen Absagen 
an Glaube und Gott und Kirche, gegenüber jener Erosion der Volkskirche sehe ich auch 

immer ein Dreifaches, nämlich weltweite Krisengefühle, einen Ausbruch aus dem reinen 

Immanenzdenken und die Entstehung einer religiösen Subkultur. 

Die Zahl derer, die sich von der materialistischen Kälte dieser zweckrationalen Welt ab- 
wenden, die irre werden am Sinn des Lebens, die an der „Sinnfrustration“ leiden, wie die 
Sozialpsychologen sagen, die auch Angst vor der Zukunft und den Folgen unseres titani- 
schen Glaubens an die Machbarkeit aller Dinge haben, die sich umschauen und mit Entset- 
zen feststellen, wie der Mensch mit seinen eigenen Produkten seine Welt gefährdet, wird 
immer größer. Es breitet sich ein Krisengefühl aus. Die Labilität der Menschen nimmt zu. 
Sie vereinsamen, sie fühlen sich leer, sie emigrieren in die Traumwelten, in den Ausbruch 
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der Proteste, in die Bewußtseinserweiterung mit der Droge oder in die blöde Tröstung 
durch die Wunderwelten der Reklame und des Schaugeschäftes der Massenkommunikations- 
mittel. Es besteht einfach keine Harmonie mehr mit dem Leben des Geistes, und der ganze 
Horizont des Gemütes ist ausgeklammert. Darum beginnt ein neuer Mystizismus mit Sek- 
tiererei, Hellseherei, Naturgläubigkeit. Und eben dies alles wieder in einer Welt, die so of- 
fensichtlich mit ihrem Fortschritt auch viele Chancen bereit hat. Was also ist los? Diese 
Füge MhElE mir das Motiv der schweigenden Mehrheit zu sein. Was wird sie eines Tages 
sagen? 

Wird man wieder begreifen, daß der Frieden nicht nur von außen kommen muß, sondern 
es etwas geben sollte wie einen Frieden von innen, dessen Ausstrahlung der Frieden von 
draußen in der Welt sein kann? Ich weiß nicht, wie der Mensch in der Massengesellschaft 
unter den Sachzwängen ohne ein Quantum der sogenannten Innerlichkeit, die heute ver- 
höhnt wird, bestehen kann. Ich weiß nicht, wie wir in der Leistungsgesellschaft durchkom- 
men wollen ohne jene innere Unabhängigkeit von der Leistungsforderung, die mit der so- 
genannten Rechtfertigung des Menschen theologisch gemeint ist, d.h. mit der Souveränität, 
sich dem Druck nicht auszuliefern, sondern schöpferische Eigenräume zu schaffen. 

Schließlich zeigt das wissenschaftliche, erkenntnistheoretische Gespräch immer deutlicher, 
daß wir nicht wissen, was die Welt im Innersten zusammenhält, daß wir vielmehr immer 
nur Teilaspekte wahrnehmen, und daß unsere große Gefahr darin liegt, daß wir diese Teil- 
erkenntnisse verabsolutieren. Die einen betrachten das Leben, indem sie die Gesellschaft 
im Zuge quasi naturwissenschaftlichen Denkens vollständig sozialen Mechanismen unter- 
werfen. Dann ist alles ein geschlossenes System, dann kann man alles manipulieren, und das 
Bedingtsein und die Unfreiheit wäre das letzte Wort über den Menschen. Die anderen aber 
postulieren absolute Freiheit, weil darin Würde und Rang des Menschseins allein begründet 
sein kann. Aber geht die Rechnung zwischen Naturerkenntnis und Humanerkenntnis auf? 
Dies ist doch das tiefe Problem unserer Tage. Die Bischofskonferenz der VELKD hat so- 
eben ein Wort dazu gesagt, indem sie darauf hinwies, in welchen Gefahren wir uns befin- 
den, und daß wir umgreifende Erkenntnis von Gott her brauchen. 

Vielleicht stehen wir vor sehr langwierigen und schmerzlichen Umwälzungen. Aber dieses 
Feld hat die Kirche auch zu betreten, und es könnte sein, daß sich in den damit ergebenden 
neuen Koordinaten Möglichkeiten herausstellen, daß man auf das Reden von Gott hört. 
Doch sind dies alles sehr menschliche empirische Erwägungen. 


c) Die wahre Chance 


Es ist zuerst die Frage, ob die Kirche den Veränderungen an Geist und Seele unserer Zeit 
wird entsprechen können, oder ob in der Tat alles absinkt in jene religiöse Subkultur. Mit 
der reinen technisch-wissenschaftlichen Rationalität wird der Mensch sich nicht zufrieden 
geben. Seine Bedürfnisse sind umfassender und weiter. Angesichts des Horizontes rausch- 
hafter Bewußtseinserweiterung, des Aufstandes wegen der Konflikte und der Absurdität 
und der neuen Mystifizierungen ist doch nun gerade der Christen Glaube und Religion eine 
einzigartige Möglichkeit der Humanisierung, daß wir nämlich nicht absinken in Magie und 
Labilität. Was den Menschen aus der Tiefe des Daseins begleitet, wird durch den Glauben 
der Christen gedeutet als Versöhnung. Die Furcht vor den Mächten wird zur Freiheit aus 
der Hoffnung auf die eine Macht, die begnaden will. Diese einzige und wahrlich mensch- 
liche Antwort verdanken wir Jesus Christus. Von ihm her, durch seine Person und seine 
Tat wüßte ich nach allem nichts Besseres und Größeres als die Sendung, die wir zu vertre- 
ten haben. Darum bin ich voller Hoffnung. Darum braucht man nicht müde zu werden. 
Darum können wir zusammenrücken, und ich meine, es lohnt sich, gerade in dieser her- 
ausfordernden Zeit Christ zu sein und Kirche zu wagen. 

Hinter uns liegt eine sehr lange Geschichte. Sie ist voller Auf und Ab, voller Irrwege und 
voll neuem Suchen, und wenn man es menschlich betrachtet, so ist sie wie ein Wunder. 
Eine den Menschen tief ergreifende Botschaft hat sich immer wieder Raum geschaffen. 
Die Sache selbst ist die Chance. 

Es ist die Anwaltschaft für die Liebe, die im Leben und Sterben das letzte Wort haben 
soll, und die über Gerichte, die wir erfahren, hinausgreift, wenn wir nur glauben. Es ist 
das Zeugnis von den Vätern, die ihre Söhne nicht verloren geben, und von dem einen 
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Vater, der uns alle nicht verloren gibt. Es ist die Bereitschaft, zu leiden und zu opfern 
um des anderen willen, wie es uns vom Kreuz her offenbar ist, weil nur geheilt werden 
kann, wenn Wunden angenommen werden. Es ist die Botschaft, daß wir nicht im Dunkeln 
wandern angesichts eines blinden Schicksals oder blinder Naturgesetze, sondern daß der 
Mensch mit Gott rechnen soll im Wagnis des Wortes: Ich lasse dich nicht, du segnest 
mich denn. 

Dies alles war und ist geschichtsmächtig. Die Fragen unserer Tage sind dann doch wie- 
der sehr klein. Ich möchte Sie alle, die Sie für unsere Kirche wirken, ich möchte unsere 
Gemeinden, und ich möchte meine Amtsbrüder bitten, mit der Gelassenheit des Glaubens 
eine Zukunft anzunehmen, die wir wohl auch tapfer zu bestreiten haben, aber die Gott 
bereiten wird, der sein Volk nicht läßt. Es ist ja das Wunderbare und Verheißungsvolle, 
daß wir am Ende all solcher Überlegungen in den glühenden Kern dessen zurückgewiesen 
werden, was den Menschen zum Menschen macht, und wonach wir auch in unserem eige- 
nen Schicksal immer zuletzt selbst gefragt sind: in den Glauben. 


2. DER ZUKÜNFTIGE WEG DER EKD — STRUKTUR- UND 
VERFASSUNGSREFORM 


a) Struktur- und Verfassungsberatungen der EKD-Synode 


Auf zwei Tagungen war die Synode der EKD im Berichtsjahr mit der Frage 

der Struktur- und Verfassungsreform befaßt, einmal auf der außerordentlichen 
Tagung vom 18. bis 21. Februar 1971 in Berlin-Spandau, zum anderen auf der 
ordentlichen Tagung vom 7. bis 12. November 1971 in Frankfurt am Main. Die 
Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hatte auf ihrer Tagung in 
Stuttgart Mai 1970 die Einsetzung eines Ausschusses für Struktur- und Verfas- 
sungsfragen beschlossen und diesem den Auftrag erteilt, auf der nächsten Ta- 
gung der Synode erste Ergebnisse vorzulegen. Da dem Ausschuß außer 16 Syn- 
odalen 8 Beauftragte der Kirchenkonferenz angehören sollten, diese aber erst 
im Juli 1971 zusammentrat und ihre Beauftragten benannte, konnten die orga- 
nisatorischen Vorbereitungen für die Ausschußarbeit nicht früher anlaufen. Die 
erste Sitzung des Ausschusses wurde für Oktober 1970 anberaumt; bis zu der 
Synodaltagung im Februar 1971 trat er viermal zusammen. Es wäre utopisch, 
von vier Sitzungen schon echte Ergebnisse zur Lösung eines so umfassenden, 
vielschichtigen und schwierigen Problems, wie es die Struktur- und Verfassungs- 
reform der EKD darstellt, zu erwarten, zumal ein konkretes Angehen der Fülle 
der Fragen und Schwierigkeiten die hochgespannte Euphorie der Stuttgarter 
Synodaltagung einer nüchternen und sachlichen Sicht und Beurteilung der Lage 
und Aufgabe Platz machen ließ. Ein wirklicher Ertrag für die Neugestaltung der 
Grundordnung war also nicht zu erwarten, wohl aber konnten der Synode in Be- 
richten über Methode und Planung der Ausschußarbeit die Hauptprobleme der 
Struktur- und Verfassungsreform deutlich gemacht, es konnte eine Zwischen- 
bilanz der Diskussion zur Reform der EKD gezogen werden. 
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Die außerordentliche Tagung der Synode 
vom 18. bis 21. Februar 1971 in Berlin 


Vorab sei vermerkt, daß die Februartagung der Synode nicht wenige kritische 
Kommentare fand. Man meinte feststellen zu müssen, die Tagung sei unbefrie- 
digend gewesen, weil sie unter Zeitdruck gestanden habe, zu viele Themen be- 
handelt habe, primär politisch interessiert gewesen und in diesen F ragen einer 
erheblichen Polarisierung erlegen sei, für die Frage der EKD-Reform jedoch 
nichts Neues und Wesentliches erbracht habe. 

Daß das eigentliche Thema einer Synodaltagung nicht den Platz in der Mitte 
behielt, der ihr zugedacht war, sondern mit einem minderen Rang vorlieb neh- 
men mußte, geschah auch auf früheren Synoden und war keineswegs typisch 
für die Berliner Tagung. Daß zur Frage der EKD-Reform nicht mehr als das 
hier zu Berichtende vorgelegt werden konnte, hatte in der Zeitknappheit sei- 
nen Grund. 

Im Zusammenhang dieses Berichtsabschnittes werden nur die Referate, Bera- 
tungen und Entschließungen zur EKD-Reform wiedergegeben. Die übrigen von 
der Synode behandelten Fragen werden in den jeweiligen Sachzusammenhängen 
zur Darstellung kommen. 

Den — hier auszugsweise wiedergegebenen — Zwischenbericht über die Arbeit 
des Struktur- und Verfassungsausschusses erstattete Oberkirchenrat Dr. Hof- 
mann, München, der den Zugang zur Reform der EKD über die Bestimmung 
und Beschreibung von Gemeinschaftsaufgaben und von der Verfassung auf- 
zeigte. 

Il. 


Um die Gemeinschaftsaufgaben zu bestimmen und zu beschreiben, bestellte der Aus- 
schuß vier Arbeitsgruppen. Den Arbeitsgruppen wurden folgende Gemeinschaftsaufgaben 
zugewiesen: 

Arbeitsgruppe 1: Diakonie und Ökumene 

Arbeitsgruppe 2: Öffentlichkeitsarbeit und Publizistik 

Arbeitsgruppe 3: Bildung, Erziehung und Ausbildung 

Arbeitsgruppe 4: Finanzen. 

Die Arbeitsgruppen erhielten den Auftrag, zunächst eine „Ist-Beschreibung‘“ im Sinne ei- 
ner Bestandsaufnahme durchzuführen. Dabei sind die Arbeitsstellen aufzuzählen, die zur 
Zeit mit der Wahrnehmung der Gemeinschaftsaufgaben befaßt sind. Strukturschwächen der 
bisherigen Arbeitsweise (z.B. Doppelarbeit, fehlende Koordinierung) sollen festgestellt 
werden. Danach ist als „‚Soll-Beschreibung‘“ die künftige Bewältigung der Gemeinschafts- 
aufgaben darzustellen. Dabei sollen auch Aufgaben erfaßt werden, die zu den Gemeinschafts- 
aufgaben gehören, bisher aber nicht wahrgenommen wurden. Abschließend sollen die Ar- 
beitsgruppen die künftige Struktur für die Durchführung der Gemeinschaftsaufgaben dar- 
stellen, insbesondere auch beurteilen, ob die EKD die Aufgaben selbst durchführen oder 
lediglich Koordinierungsfunktionen wahrnehmen soll. 

Obwohl die Arbeitsgruppen zahlreiche Sitzungen abhielten, konnten sie ihre Arbeit nicht 
abschließen. Dies wird verständlich, wenn man sich den umfangreichen Bezugsrahmen vor 
Augen hält. 

Die Arbeitsgruppe „Diakonie und Ökumene“ hat sich mit sechs Fachbereichen zu befas- 
sen: 

Diakonie, Diaspora, Mission, Ökumene, Auslandsarbeit und Entwicklungsdienst ... 

Die Arbeitsgruppe ‚‚Öffentlichkeitsarbeit und Publizistik‘ steht vor dem Problem, zu- 
nächst vorhandene Arbeiten des Publizistischen Konvents, der Konferenz für Kommuni- 
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kation und des Gemeinschaftswerkes der Evangelischen Presse auszuwerten. Der Bezugsrah- 
men auch dieser Gemeinschaftsaufgaben ist außerordentlich weit ... 

Die Arbeitsgruppe „Bildung, Erziehung und Ausbildung“ kam zunächst zu einem Kata- 
log von Teilbereichen: ... Theologische Ausbildung, Ausbildung kirchlicher Mitarbeiter, Er- 
ziehung und Unterricht, Fortbildung, Erwachsenenbildung, Forschung und Planung. Die 
Arbeitsgruppe entwickelte ein Arbeitsprogramm mit dem Ziel, zu einer ersten Beschrei- 
bung der gegenwärtigen Situation im Bildungssektor der Kirche zu gelangen. Bei der Be- 
schreibung der Gemeinschaftsaufgaben und der Überlegungen zu ihrer künftigen Wahr- 
nehmung versucht die Arbeitsgruppe, ein nach Notwendigkeiten graduell abgestuftes Sche- 
ma von Zusammenarbeit zu entwickeln ... 

Die Arbeitsgruppe „Finanzen“ befaßt sich weniger mit einer Bestandserhebung von Ge- 
meinschaftsaufgaben als mit Fragen künftiger Finanzverfassung ... 


II. 


Die Synode der EKD hat in ihrem Beschluß vom 15. Mai 1970 dem Ausschuß ferner 
den Auftrag erteilt, „die Grundordnung der EKD zu überprüfen und Vorschläge für eine 
den Zielen entsprechende Neugestaltung zu machen.“ 

Der Ausschuß hat sich in mehreren Sitzungen mit dem Komplex der Organverfassung 
befaßt ... Er arbeitete die zur Entscheidung anstehenden Probleme heraus, kam jedoch 
noch nicht zu abschließenden Ergebnissen ... 

Die geltende Grundordnung kennt drei Organe: Synode, Kirchenkonferenz und Rat (Art. 
22 GO). Daß diese Organe bleiben sollen, ist unstrittig. Es ist jedoch zu fragen, ob die 
kirchlichen Werke und Verbände in diesen Organen ausreichend repräsentiert sind. Gerade 
die Bestandsaufnahme der Gemeinschaftsaufgaben hat gezeigt, daß die gesamtkirchlichen 
Werke und Verbände wichtige Gemeinschaftsaufgaben der EKD wahrnehmen. Die Arbeits- 
vorhaben und Aufgaben der Werke und Verbände müssen jedoch verstärkt koordiniert 
werden. Ein vom Rat der EKD schon vor Jahren eingesetzter Ausschuß für Planungs- und 
Strukturfragen hat vorgeschlagen, zu diesem Zweck eine ‚Konferenz der kirchlichen Werke 
und Verbände‘ zu gründen ... Es wurde vorgeschlagen, diese Konferenz als viertes Organ 
der EKD in der Grundordnung zu verankern ... Im Struktur- und Verfassungsausschuß 
wurde der Vorschlag zur Koordinierung der Arbeit der Werke und Verbände eine Konfe- 
renz einzurichten, begrüßt. Man hält es auch für vertretbar, der Konferenz einen Einfluß 
bei der Bildung der Synode einzuräumen. Fraglich ist jedoch, ob die Konferenz als viertes 
Organ der EKD etabliert werden sollte. Jedes zusätzliche Organ verkompliziert und ver- 
langsamt den Entscheidungsprozeß. Es wird daher zu prüfen sein, ob der berechtigte 
Wunsch nach stärkerer Repräsentanz der kirchlichen Werke und Verbände bei der perso- 
nellen Zusammensetzung der drei EKD-Organe (Synode, Kirchenkonferenz und Rat) be- 
rücksichtigt werden kann. Dabei wird auch umgekehrt zu beachten sein, ob die EKD-Orga- 
ne in ausreichendem Maße Einfluß auf die Arbeit der Werke und Verbände nehmen kön- 
nen. 

Im Struktur- und Verfassungsausschuß wurde ferner der Vorschlag erwogen, als viertes 
Organ einen ständigen Synodalausschuß einzurichten, dem die Aufgabe obliegt, die Be- 
lange der Synode zwischen den Tagungen wahrzunehmen. Dieser Vorschlag ist besonders 
unter dem Gesichtspunkt zu prüfen, welche Auswirkungen er für Funktion und Stellung 
des Rates hätte. 

In diesem Zusammenhang wird deutlich, daß zwischen allen Organen ein Korrelations- 
verhältnis besteht. Jedes neue Organ hat erhebliche Auswirkungen auf bestehende Organe. 
Aber auch jede Veränderung der Befugnisse und der Funktionen bestehender Organe führt 
zu Auswirkungen auf andere Organe. So kann z.B. eine Stärkung der Kirchenkonferenz zu 
einer Schwächung der Stellung des Rates beitragen und andererseits hat es die Kirchenkon- 


ferenz schwer, sich neben einer mit starken Kompetenzen ausgestatteten Synode zu be- 
haupten. 


Es ist nicht in Aussicht genommen, die Bildung und Zusammensetzung der Organe wesent- 
lich zu ändern, abgesehen von der schon behandelten Frage der stärkeren Beteiligung der 
Werke und Verbände. In der Kirchenkonferenz sollten jedoch die großen Gliedkirchen künftig 
zwei Sitze erhalten. Eingehend erörterte der Ausschuß, ob der Rat künftig auch aus haupt- 
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amtlichen Mitgliedern bestehen könnte bzw. ob wenigstens der Ratsvorsitzende im Haupt- 
amt bestellt werden sollte. Der Ausschuß war hier geteilter Meinung, glaubt jedoch in der 
Grundordnung auf eine Regelung verzichten zu können, so daß die Entscheidung in der 
Praxis so oder so ausfallen kann. 

Erhebliche Bedeutung kommt der Frage zu, welche Befugnisse die Organe vor allem im 
Verhältnis zu den Gliedkirchen künftig erhalten sollen. Die geltende Grundordnung be- 
schränkt die EKD-Kompetenzen im wesentlichen auf unverbindliche Richtlinien und auf 
Gesetzgebungsakte, wenn die Zustimmung aller Gliedkirchen vorliegt. Der Ausschuß ist 
einmütig der Auffassung, daß die EKD im Bereich der anerkannten Gemeinschaftsaufga- 
ben das Recht erhalten müßte, verbindliche Richtlinien herauszugeben. Die Gliedkirchen 
wären verpflichtet, diese Richtlinien in das gliedkirchliche Recht zu transformieren ... Im 
Bereich der Gesetzgebung sollte vor allem das Recht der Rahmengesetzgebung ausgebaut 
werden. Die verbindliche Absteckung eines Rahmens sichert die notwendige Gemeinschaft, 
läßt jedoch den Gliedkirchen die Freiheit, bei der Ausfüllung der Rahmengesetze die beson- 
deren Verhältnisse in den Gliedkirchen zu berücksichtigen. Die gesamtkirchliche Rechts- 
setzung wird jedoch nur dann erfolgversprechend praktiziert werden können, wenn die 
Gliedkirchen in jedem Stadium des Verfahrens beteiligt werden. Dies erfordert ein neues 
System der Kommunikation und Kooperation zwischen den Gliedkirchen auf dem Boden 
der EKD ... Gerade deshalb kommt der Kirchenkonferenz künftig eine besondere Bedeu- 
tung zu und es wäre sinnvoll, die Kirchenkonferenz im Verfahren der Rechtssetzung um- 
fassend mitzubeteiligen ... 

Unstreitig war im Ausschuß, daß der Bekenntnisstand einer Gliedkirche durch die ge- 
samtkirchliche Rechtssetzung nicht beeinträchtigt werden darf. Keine Einigung ergab sich 
bei der Frage, ob dasselbe auch für die Verfassungsstrukturen der Gliedkirchen gelten 
sollte. Man wird dabei jedoch bedenken müssen, daß ein Zusammenhang zwischen Be- 
kenntnisstand und Verfassungsstruktur besteht. 

Schwierige Probleme wurden deutlich, als der Ausschuß das Mitgliedschaftsrecht behan- 
delte. Nach geltendem Recht bestehen keine unmittelbaren mitgliedschaftsrechtlichen Be- 
ziehungen des einzelnen Kirchengliedes zur EKD ... Die Kirchenmitgliedschaft in einer 
Kirchengemeinde und Landeskirche vermittelt jedoch Zugehörigkeit des Einzelnen zur — 
korporationsrechtlich nicht verfaßten — Gemeinschaft der deutschen evangelischen Chri- 
stenheit (Art. 1 Abs. 2 GO). Durch Wohnsitzwechsel innerhalb der EKD wird die Kir- 
chenmitgliedschaft, von Ausnahmen abgesehen, nicht beendet, sondern in der Gliedkirche 
des neuen Wohnsitzes fortgesetzt ... In Vorschlägen zur EKD-Reform wurde die Statuie- 
rung einer unmittelbaren oder jedenfalls durch die Gliedkirche vermittelten Kirchenmit- 
gliedschaft des Einzelnen zur EKD gefordert. Der Struktur- und Verfassungsausschuß war 
sich darin einig, daß eine unmittelbare Einzelmitgliedschaft in der EKD nicht in Betracht 
kommt ... In Betracht kommt nur, entweder den gegenwärtigen Status beizubehalten 
oder auf eine vermittelte Einzelmitgliedschaft zuzugehen. Eine mittelbare Mitgliedschaft 
würde durch die primäre Mitgliedschaft in der Gliedkirche begründet und vermittelt wer- 
den und von dieser abhängig sein. Der Ausschuß sah sich nicht in der Lage, bereits eine 
Entscheidung zu treffen ... 

Als letztes Problem möchte ich noch die Finanzverfassung ansprechen. Unbelastet von 
Bekenntnisfragen zeigt es sich hier, ob die Bereitschaft besteht, Gemeinschaftsaufgaben 
gemeinsam zu finanzieren ... In der Grundordnung der EKD sollte nach Meinung des 
Ausschusses die Finanzverfassung neu konstruiert werden. Nach geltendem Recht werden 
die Ausgaben im Haushalt der EKD, die durch eigene Einnahmen nicht gedeckt sind, auf 
die Gliedkirchen umgelegt (Bedarfsdeckungsprinzip). Dieses System führt zu einer Abhän- 
gigkeit der EKD von den Gliedkirchen ... Der Struktur- und Verfassungsausschuß möchte 
das Bedarfsdeckungsprinzip durch ein Beteiligungssystem ersetzen. Danach würde die EKD 
einen festen Prozentsatz an noch zu bestimmenden kirchlichen Einnahmen erhalten. Das 
Beteiligungssystem würde die arbeitsteilige Gemeinschaft der Kirchen stärker zum Aus- 
druck bringen, die Verantwortung der Synode für die Gestaltung des Haushaltsplanes ver- 
mehren und die EKD an dem konjunkturbedingten Auf und Ab der Kirchensteuereinnah- 
men beteiligen. Unabhängig von diesem Finanzierungsprinzip müßte gewährleistet sein, 
daß die Gliedkirchen wie bisher für bestimmte Gemeinschaftsaufgaben, z.B. für ökumeni- 
sche Projekte, Sonderleistungen erbringen ... 
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Im Rahmen der Finanzverfassung ist auch die Frage des Finanzausgleiches zwischen den 
Gliedkirchen zu behandeln. Der Ausschuß ist der Meinung, daß in der Grundordnung das 
Verfahren geregelt werden sollte, wie und nach welchen Grundsätzen ein Finanzausgleich 
auch dann zustande kommen kann, wenn die Gliedkirchen sich nicht einigen können. 
Einzelheiten sollten in die Grundordnung jedoch nicht aufgenommen werden. 

Es bleibt mir noch der Hinweis, daß der Ausschuß die Frage der regionalen Gliederung 
der EKD bisher nicht behandelt hat. Er glaubt, daß dieses umfangreiche Problem zurück- 
gestellt werden kann. 

... Der Ausschuß bittet die Synode, in diesen Tagen darüber zu beraten, ob der einge- 
schlagene Weg akzeptiert wird und ob dem Ausschuß in Grundsatzfragen oder in Einzel- 
fragen Weisungen erteilt werden können, die über die Entschließung der Synode vom 15. 
Mai 1970 hinausgehen. 


Zu den Zugängen zur EKD-Reform von den Gemeinschaftsaufgaben und von 
der Verfassung her gehört mit gleicher Notwendigkeit und gleichen Gewichts der _ 
theologische Zugang. Der Darstellung seiner Aufgabe und Problematik, seiner 
Dringlichkeit und seiner Schwierigkeiten waren zwei großangelegte Referate 
und ein ausführlicher Bericht über die Arbeit des Struktur- und Verfassungsaus- 
schusses an den im Zusammenhang der Reformbemühungen zu bedenkenden 
Fragen gewidmet. Aus Raumgründen ist eine vollständige Wiedergabe der drei 
Dokumente nicht möglich; von den notwendigen Kürzungen sind aber die ent- 
scheidenden Ausführungen der Referenten nicht betroffen. 

Der Synodale Akademiedirektor Dr. Jung berichtete in einem eingehenden 
Referat über Vollzug und Ergebnis der innerkirchlichen Lehrgespräche auf deut- 
scher und ökumenischer Ebene. Es beginnt mit der Feststellung, daß ein sol- 
cher Bericht einem objektiven Bedürfnis entspreche, an dem nicht zuletzt die 
EKD im gegenwärtigen Stadium ihrer Entwicklung teilhabe, um nach einer 
Übersicht über die in den USA, Europa und Deutschland geführten innerevan- 
gelischen Lehrgespräche die Tendenzen und Ergebnisse darzustellen: 


3.1 Die Lehrgespräche leben von der Erkenntnis, daß Kirchengemeinschaft sich faktisch 
längst ergeben hat ... Kirchengemeinschaft braucht nicht erzeugt zu werden, sondern kann 
vorausgesetzt und will ernstgenommen werden. Zwischen den reformatorischen Kirchen 
wird bis hin zur Sakramentsgemeinschaft eine Gemeinsamkeit praktiziert, die aus den über- 
lieferten Lehrdifferenzen nicht verständlich ist und darum ihrerseits Zweifel an dem kir- 
chentrennenden Charakter der überlieferten Differenzen aufkommen läßt. 

Die Lehrgespräche reflektieren den ökumenisch bedeutsamen Sachverhalt und nennen 
die Gründe, die den Wandel der Situation seit der Reformationszeit plausibel machen: die 
gesellschaftliche Mobilität; die Herausforderung durch den Säkularismus, die in Amerika 
eher als Chance, in Europa und in Deutschland eher als Verpflichtung und Gefahr empfun- 
den wird: die Erfahrung des Kirchenkampfes; aber auch die gemeinsame Theologiegeschich- 
te, vor allem die Prägung durch das historisch-kritische Bewußtsein; und nicht zuletzt 
auch die hier wie dort geübte Verkündigung des Evangeliums, die trotz allen Bekenntnis- 
eifers der Theologen eben doch viel Gemeinsames hervorgebracht hat. 

Man begnügt sich aber nicht damit. die neu bewußt gewordene Gemeinsamkeit von Chri- 
sten und Kirchen zu erklären und nachträglich zu legitimieren. Es wird kritisch geprüft, ob 
die gewachsene Gemeinschaft dem Evangelium entspricht, welchen theologischen und kirch- 
lichen Sinn sie haben kann und wie sie in bewußter Verantwortung gestaltet werden soll. 
An einer solchen kritischen Prüfung ist allerdings viel gelegen. Es könnte ja sein, daß die 
meist viel zu wenig beachteten nichttheologischen Faktoren auch in der Einigungsbewe- 
gung eine so unglückliche Rolle spielen, wie es für die Trennungsbewegung der reformato- 
rischen Zeit heute erwiesen ist ... 
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3.2 Die theologische und kirchlich-praktische Tragfähigkeit der gewachsenen Gemein- 
schaft muß sich an zwei kritischen Fragen erweisen: 

1. Wie einig sind die Kirchen in der Beurteilung der überkommenen Lehrdifferenzen? 

2. Wie einig sind sie hinsichtlich der Bedingungen und Konsequenzen einer verantwort- 

lichen Kirchengemeinschaft? 

1. Bestimmte Lehrunterschiede galten seit der Reformationszeit als kirchentrennend. 
Diese Bewertung der Lehrunterschiede ist im Prinzip schon hinfällig geworden, wenn man 
mit dem „andersgläubigen“ Partner über die umstrittene Lehre wieder sprechen will. „Kir- 
chentrennend“ heißt ja gerade, daß ein sachliches Gespräch über den trennenden Gegen- 
satz hinweg nicht mehr möglich erscheint. — Für die Redlichkeit des Dialogs ist es aber 
wichtig, daß Verwerfungen heute nicht nur als peinlich empfunden werden, sondern theo- 
logisch als eine — wenn auch extreme — Möglichkeit des Dialogs verstanden werden kön- 
nen ... Die einfache Gleichung zwischen Verwerfung und Trennung der Kirchengemein- 
schaft setzt einen Begriff von Kirche und von Lehre voraus, der den Reformatoren noch 
fremd war und nicht evangelisch genannt werden kann. 

Nur wer dieses Urteil über Verwerfungen teilt, wird tiefgehende Lehrunterschiede ernst- 
haft — ohne falschen Wahrheitsanspruch und ohne Preisgabe der eigenen Identität — aus- 
tragen können. Bei den Lehrgesprächen sind aufgrund dieser Erkenntnis gerade die kontro- 
versen Themen der reformatorischen Auseinandersetzung wieder aufgenommen worden: 
die Fragen von Schrift und Bekenntnis, Gesetz und Evangelium, Kirche, Amt und Sakra- 
menten, Christologie und Eschatologie erscheinen — mehr oder weniger vollständig — auf 
dem Arbeitsprogramm der einzelnen Lehrgespräche. Man hat aber bei der Behandlung der 
kontroversen Themen allgemein auf die kontroverstheologische Methode verzichtet, die 
den „Gegner“ ins Unrecht zu setzen und der Wahrheit dadurch zum Siege zu verhelfen 
sucht. Statt dessen ist überall die Absicht zu erkennen, nun wenigstens aus dem histori- 
schen Abstand heraus den theologischen Sinn und das relative Recht der unterschiedli- 
chen Lehrbildungen zu würdigen. Deshalb ist auch kaum noch von Gegensätzen, sondern 
in der Regel von „Unterschieden“ oder „Akzentuierungen‘“ die Rede. In der Auseinander- 
setzung der reformatorischen Kirchen sind Lehrunterschiede zwar bis zu kirchentrennen- 
den Gegensätzen übertrieben worden; das gilt jetzt aber eher als ein Unglücksfall der kir- 
chengeschichtlichen Entwicklung ... 

Für die Beurteilung der überkommenen Lehrunterschiede sind demnach bei den neu- 
eren Lehrgesprächen folgende Grundsätze maßgeblich: 

1. Es werden ausschließlich Lehrunterschiede verhandelt. 

2. Die überkommenen Differenzen werden weder verleugnet noch einfach preisgegeben. 
3. Die Differenzen werden nicht beim Wortlaut einzelner Sätze behaftet, sondern auf 
ihre Funktion im Rahmen der fundamentalen Intention des gemein-reformatorischen Be- 

kenntnisses befragt. 

4. Die fundamentale Intention des reformatorischen Bekenntnisses wird im Zeugnis des 
Evangeliums erkannt, das — wie die „Thesen zur Kirchengemeinschaft‘‘ zusammenfassend 
sagen — den Sünder annimmt und so aus der Herrschaft des Gesetzes für ein neues, freies 
Leben befreit. 

5, Die fundamentale Intention des Bekenntnisses wird geschichtlich gesehen: sie mußte 
in verschiedenen geschichtlichen Situationen unterschiedlich bezeugt werden. Noch die 
Verschiedenheit der theologischen Ansätze und bekenntnismäßigen Ausformungen bekommt 
Recht. In den verdammten Gegensätzen stecken erwünschte, ja notwendige Unterschiede. 

6. Die Übertreibung der Unterschiede zu kirchentrennenden Gegensätzen war in vielen 
Fällen nicht theologisch begründet, sondern läßt sich auf politische und kirchenpolitische 
Umstände, auf semantische Mißverständnisse und auf menschliche Unzulänglichkeit zurück- 
führen. Diese Feststellung gilt nicht als Tadel für die Väter, sondern als Mahnung unter 
Brüdern. 

Die geschichtliche Betrachtungsweise hat bei allen Lehrgesprächen und in allen Punkten, 
die dort zur Erörterung standen, ergeben, daß die überlieferten Lehrunterschiede der refor- 
mierten und lutherischen Kirchen zwar nicht bedeutungslos geworden sind, wohl aber in 
der gegenwärtigen Situation ihre kirchentrennende Schärfe verloren haben. Für die Gemein- 
schaft der Kirchen bedeutet diese neue, gemeinsame Sicht ihrer Trennungsgeschichte einen 
großen Fortschritt ... Kritisch wäre allerdings zu fragen, ob die Gründe für die kirchen- 


17 


spaltende Übertreibung von Lehrunterschieden schon hinreichend erörtert worden sind. 
Das ist ja der schwierige Punkt, um den es im Grunde geht. Der Hinweis auf die nicht- 
theologischen Faktoren in der Kirchen- und Dogmengeschichte hilft schon ein Stück 
weiter. Aber — wie konnten die nichttheologischen Faktoren ausgerechnet in der Lehr- 
geschichte stärkeren Einfluß gewinnen als die theologischen Erkenntnisse? ... Hier blei- 
ben wir ohne Antwort ... 

2. Wie einig sind die reformatorischen Kirchen hinsichtlich der Bedingungen und Kon- 
sequenzen einer Gemeinschaft untereinander in unserer Zeit? — Wenn die Verwerfungsur- 
teile der Vergangenheit überwunden sind, stellt sich das Problem der Unterschiede in die- 
ser Frage von neuem. Grob gesagt: Die Lutheraner und die Reformierten müssen sich nun 
einigen, ob — nach lutherischer Auffassung — zwei „notae ecclesiae“ (Wort und Sakra- 
ment) oder — nach reformierter Auffassung — noch eine dritte „‚nota ecclesiae‘“ (Ord- 
nung und Praxis des christlichen und kirchlichen Lebens) gelten sollen. Die Antworten, 
die bei den Lehrgesprächen gefunden worden sind, zeigen bei aller Einigkeit im Grund- 
sätzlichen doch auch beachtliche Unterschiede in der Akzentuierung der sogenannten 
dritten nota ecclesiae. 

Überraschend und ermutigend ist zunächst wieder die Übereinstimmung im Grundsätz- 
lichen ... Im Prinzip stimmen also Lutheraner und Reformierte einer Minimaldefinition der 
theologischen essentials für die Kirchengemeinschaft zu. Die Reformierten haben — nicht 
ohne Grund in der eigenen Überlieferung — darauf verzichtet, die Gestalt der Kirchenord- 
nung und der Glaubenspraxis als weitere nota ecclesiae zu fordern. Praxis und Ordnung 
der Kirche werden nun aber — mit gutem Recht auch aus der lutherischen Überlieferung 
— als Frage Nr. 1 auf die Tagesordnung der in Wort und Sakrament gegründeten Kirchen- 
gemeinschaft gesetzt ... 

4. Lehrgespräch im Vorgang des christlichen Zeugnisses. Die Lehrgespräche der reforma- 
torischen Kirchen in Europa und in Deutschland sind nun so weit gediehen, daß konkrete 
und verbindliche Absprachen vor der Tür stehen. Es ist aber noch nicht genügend geklärt, 
welche Stelle, welcher Wert und weiche Funktion diesen Vereinbarungen im Zusammen- 
hang des christlichen und kirchlichen Lebens beizumessen sind. 

4.1 In der theologischen und kirchlichen Öffentlichkeit wird der Fortschritt ... mit durch- 
aus gemischten Gefühlen verfolgt ... Man sollte zur Kenntnis nehmen, daß auch die Befür- 
worter der Lehrgespräche keineswegs sicher sind, welchen Charakter und welche Tragweite 
die Lehrerklärungen eigentlich haben ... Alle Thesen und Erklärungen, die bis jetzt vorlie- 
gen, prüfen die Bedeutung von „Bekenntnis‘‘ in der Reformationszeit. Man bemängelt, daß 
die Reformatoren bei aller Bekenntnisfreudigkeit es an einer kritischen Besinnung über 
das Bekenntnis der Kirche haben fehlen lassen. Ob dieses Versäumnis dazu beigetragen 
hat, daß Bekenntnisaussagen kirchentrennenden Charakter gewinnen konnten? ... 

4.2 Nach landläufigem Verständnis gilt das „‚Bekenntnis‘‘ als die anspruchsvollste, abso- 
lute Form kirchlicher Rede. Die Erklärungen der Lehrgespräche relativieren den absoluten 
Charakter des Bekenntnisses, ohne den Ernst und die Verbindlichkeit der darin gemach- 
ten Aussage preiszugeben. Sie erreichen das durch eine mehr oder weniger weitgehende 
und bewußte Differenzierung christlicher Redeweisen. 

1. Zunächst wird das Bekenntnis zum Heilsgeschehen hin relativiert. Was immer „Be- 
kenntnis‘‘ im einzelnen bedeuten und bewirken mag: es kann in keinem Sinne mit dem 
Heil und mit der Wahrheit identifiziert werden. Es ist nicht das fundamentum der Kirche, 
sondern bezeugt, daß das schlechthin unbegreifliche Handeln Gottes durch Jesus Christus 
für die Kirche fundamental ist. 

Die Intention der Aussagen überholt den Wortlaut der Aussagen. Darum wird immer 
wieder in neuen Worten bekannt. In neuen Worten wird aber immer wieder Gottes Han- 
deln bekannt. Sonst verfällt das Bekenntnis der Ideologisierung des eigenen Wortlauts. 

Die Rechtfertigungslehre z.B. würde mißverstanden, wenn sie nicht auf das Rechtferti- 
gungshandeln Gottes relativiert würde ... 

2. Weiterhin wird dann aber auch zwischen dem Bekenntnis im neutestamentlichen Sinne 
des Wortes und dem Bekenntnis im Sinne des kirchlichen, speziell reformatorischen Lehr- 
bekenntnisses differenziert. 

Streng genommen verdient nämlich nur der „Urakt des antwortenden Glaubens“ den 
Namen „Bekenntnis‘‘: Das Wort, das derjenige spricht, der im Umgang mit Jesus oder mit 
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der Botschaft von Christus Vertrauen zu Gottes Heilshandeln gefaßt hat und nun den 
Grund seines Glaubens ausspricht ... 

Solche Worte bekennen und gestehen — und zwar assertorisch und kritisch —, was in 
der Begegnung mit dem lebendigen Wort Gottes als wahr erkannt worden ist. In dieser 
Beziehung ist das Bekenntnis ein schöpferisches Wort, das alle Formen und Funktionen 
des christlichen Zeugnisses keimhaft unentfaltet in sich trägt und verbindet. Wer in der 
Betroffenheit des Glaubens gesteht: „Du bist Christus‘, der beginnt schon zu verkündigen, 
zu beten, und er beginnt auch schon zu handeln. 

3. Mißverständnisse müssen allerdings entstehen, wenn der Terminus „Bekenntnis“ von 
dieser Ursprungsform des christlichen Zeugnisses ohne weiteres auf die verschiedenen Ge- 
stalten des christlichen Zeugnisses übertragen wird, die darin ihren Ursprung haben. Im 
theologischen und kirchlichen Sprachgebrauch geschieht das immer wieder ... 

Der „Urakt des antwortenden Glaubens“ begründet viele Gestalten des christlichen Zeug- 
nisses. Hier sei besonders auf die Verkündigung, das Gebet und die christliche Tat hinge- 
wiesen. Sie alle sind ohne das Bekenntnis nicht zu denken; und doch unterscheiden sie sich 
vom Bekenntnis. 

3.3 Die notwendige Differenzierung der bekenntnisgebundenen Redeweise braucht hier 
im einzelnen nicht ausgeführt zu werden. Es sei aber an drei Stellen angedeutet, was die 
Unterscheidungen für das interkonfessionelle Gespräch und für die Annahme seiner Er- 
gebnisse in den verschiedenen Kirchen haben. 

1. Der Bezug auf das fundamentale Bekenntnisgeschehen macht es möglich, eine größe- 
re Vielfalt christlicher Zeugnisweisen zu akzeptieren und anzustreben. Die akzeptable Viel- 
falt braucht sich dann nicht nur auf den Bereich der Verkündigung der ihr entsprechen- 
den Lehrausprägungen zu beschränken ... 

2. Wenn das Bekenntnis zum rechtfertigenden und heiligenden Handeln Gottes die Aus- 
legung in verschiedenen Gestalten des christlichen Zeugnisses erlaubt, ist es sicher nicht 
erlaubt, die verschiedenen Zeugnisgestalten grundsätzlich auf verschiedene „Konfessions“- 
Familien verteilt zu lassen. Die Vielfalt des Zeugnisses soll in jeder Kirche Raum haben 
und beachtet werden ... 

3. Nach einem weitverbreiteten Vorurteil versteht man christliches Bekenntnis als ein- 
seitig entschiedene, freudige, zuversichtliche, assertorische Rede. Kritik scheint damit nur 
als Kritik an anderen — Kirchen, Lehren, Kulten, Programmen und an der „Welt“ denk- 
bar ... — Es ist ein Vorzug der Lehrgespräche und ihrer Veröffentlichungen, daß sie die- 
ses Vorurteil nicht bestätigen. Sie reden selbst-kritisch. Sie geben Rechenschaft über den 
kirchlichen, ökumenischen, theologischen und gesellschaftlichen Zusammenhang christli- 
cher Äußerungen ... Dadurch bleibt das christliche Zeugnis vor ideologischer Verhärtung 
und vor unfruchtbarer Isolierung bewahrt. 

3.4 Theologische Erklärungen, die auf der ihnen zukommenden Reflexionsstufe dem 
Zeugnis der Christen in der Welt von heute dienen sollen, wären am besten als T'heorie 
des christlichen Zeugnisses zu bezeichnen. Sie beurteilen die Lehrgestalt des christlichen 
Zeugnisses. Aber nicht nur dies. Sie nehmen die Auslegungsweisen des Bekenntnisses so 
vollständig in Blick, wie es der Verantwortung für das Anvertraute entspricht. Sie prüfen 
die Herausforderungen der Zeit. Sie helfen den Christen und den Kirchen zum besseren 
Verstehen ihrer Situation. Sie beschreiben den Standort und die Tendenzen der eigenen 
Kirche, so daß es zu einem verantwortlichen Gespräch mit anderen Kirchen und mit ge- 
sellschaftlichen Gruppen kommen kann. Dabei beschreiben sie auch Grenzen zu Auffas- 
sungen und Praktiken christlicher oder nichtchristlicher Provenienz, deren Zusammenhang 
mit dem Christusgeschehen nicht mehr oder noch nicht ersichtlich ist. — Das alles kann 
eine Theorie des christlichen Zeugnisses gerade wegen ihrer Relation zum Bekenntnis ver- 
bindlich tun. Wer dem Bekenntnis der Kirche verbunden ist, wird die Verständnishilfe für 
das eigene Zeugnis nicht als beliebig oder überflüssig abtun; denn die Verständnishilfe ist 
selbst ein Schritt im Vorgang des christlichen Zeugnisses. Die Verbindlichkeit einer Theo- 
rie des christlichen Zeugnisses erweist sich aber auch an der kommunikativen Absicht ih- 
rer Formulierung: sie versucht klare Verständigung über vorhandene Grenzen hinweg. Ur- 
teile, die sie formuliert, sind daher nichts anderes als notwendige Vorurteile, die dem Ur- 
teil des Glaubenden und dem Urteil Gottes nicht vorgreifen, sondern wirksam dienen wo 
len. 
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5, Folgerungen für die EKD. Aus dem Entwicklungsstand der zwischenkirchlichen Lehr- 
gespräche und aus den Erwägungen des Standorts dieser Gespräche im Gesamtvollzug des 
christlichen Zeugnisses ergeben sich einige Folgerungen für die EKD. 

5.1 Die EKD müßte ihre Gliedkirchen auch selbst zum theologischen Gespräch versam- 
meln. Das ist ihre zentrale theologische und kirchliche Aufgabe ... Wenn die EKD nun — 
nicht zuletzt aufgrund der Ergebnisse der von den Gliedkirchen untereinander geführten 
Gespräche — sich auch selbst als Kirche — und nicht mehr nur als Bund von Kirchen — 
verstehen kann, wird diese Aufgabe noch dringlicher. Die Gesprächsfähigkeit der EKD 
nach innen und nach außen wird wesentlich von diesen Gesprächen abhängen ... 

5.2 Die EKD sollte sich in den Lehrgesprächen um eine Theorie des christlichen Zeug- 
nisses in der Bundesrepublik Deutschland bemühen. Die Bemühung muß selbstverständlich 
die Fragen der Verkündigung und Lehre einschließen; sie darf sich aber nicht darauf be- 
schränken. Die Umwelt, der unser Zeugnis zu gelten hat, ist von Theorie und Praxis des 
handelnden Menschen bestimmt. Die kritischen und befreienden Impulse des christlichen 
Zeugnisses müßten hier auch durch geeignete Formen des Handelns und durch aktuelle 
Gestaltung von Gottesdienst und Gebet vermittelt werden. 

Die Synode ist dabei, den Katalog der kirchlichen, diakonischen, gesellschaftlichen und 
politischen Aufgaben der EKD zu formulieren und die Struktur der Kirche dementspre- 
chend zu ändern. Es muß erkannt und beherzigt werden, daß die theologische Aufgabe 
der EKD sich nicht neben, sondern in diesem Katalog: in seiner Auswahl, in seiner For- 
mulierung und in seiner Ausführung stellt ... Wenn die praktischen und organisatorischen 
Aufgaben der Kirche einer pragmatischen und bürokratischen Lösung überlassen werden — 
wozu viele theologische Kritiker und viele Kritiker der Theologie neigen —, dann werden 
sie ihren Bezug zum Bekenntnis verlieren und fremden Gesetzen erliegen. 

5.3 An der Bemühung um eine Theorie des christlichen Zeugnisses sollten möglichst viele 
Christen beteiligt werden ... 

5.4 Die Bemühung um eine Theorie des christlichen Zeugnisses soll gewiß zu diskutablen 
Ergebnissen führen, die den Dienst der Kirche ... und die Gemeinschaft der Kirchen för- 
dern. Die Bemühung kann aber — zumal in einer Zeit des ständigen Wandels und der all- 
gemeinen Kommunikation — nicht zum Abschluß kommen. Wenn die kritische Rechen- 
schaftsgabe einer Kirche zum Erliegen kommt, wird man fragen dürfen, ob ihr Zeugnis 
noch auf das Bekenntnis zu dem fundamentalen Wort bezogen ist. 


Den ökumenischen Horizont und Kontext der Bemühungen um verstärkte und 
vertiefte Kirchengemeinschaft in der EKD brachte das Referat von Dr. Lucas 
Vischer, Mitglied des Stabes des Ökumenischen Rates der Kirchen in Genf, un- 
ter dem Thema ‚Wachsende Gemeinschaft — Ungelöste Spannungen‘ in den 
Blick. Der den Vortrag abschließende Abschnitt sei hier abgedruckt: 


WELCHEN BEITRAG KANN DIE EINHEIT DER EVANGELISCHEN KIRCHE IN 
DEUTSCHLAND AN DIE ÖKUMENISCHE BEWEGUNG LEISTEN? 


Die Bemerkungen über die ökumenische Bewegung und über die Unionen mögen Ihnen 
reichlich weit von dem Problem entfernt scheinen, das Sie heute beschäftigt. Die volle 
Einheit der Evangelischen Kirche in Deutschland wäre aber nicht nur von Bedeutung für 
Ihr Land, sondern darüber hinaus auch für die ökumenische Bewegung. Ich möchte dafür 
drei Gründe angeben: 

a) Wenn es der evangelischen Christenheit in Deutschland gelingt, sich auf Grund von 
Lehrgesprächen, also in vollem Bewußtsein dessen, was sie tut, als eine Kirche zu verste- 
hen, vor allem wenn dies in West und Ost zwar unabhängig voneinander aber zugleich ge- 
lingen sollte, ist ein Schritt vollzogen, der auf die ökumenische Bewegung eine Ausstrah- 
lung haben muß. Eine wirkliche ausdrückliche Einheit zwischen den beiden reformatori- 
schen Traditionen, dazu noch in dem Land, in dem die Reformation selbst ihren Ursprung 
gehabt hat, könnte nicht ohne Wirkung und Einfluß auf andere Kirchen bleiben. Manche 
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andere Kirchen würden zu ähnlichen Schritten ermutigt werden. Die lutherischen Kirchen 
haben bis jetzt noch kaum an Unionsgesprächen teilgenommen. Die Verhandlungen, die 
in Indien und in Tanzania geführt worden sind, sind bis jetzt die Ausnahme geblieben und 
haben sich nur mit Mühe in ihrer Eigenart zur Geltung zu bringen und durchzusetzen 
vermocht. Die Einheit der Evangelischen Kirche in Deutschland könnte in dieser Hinsicht 
eine große Ermutigung bedeuten. 

b) Wenn es gelingt, daß sich die evangelische Christenheit in Deutschland als eine Kirche 
versteht, würde das reformatorische Verständnis der Einheit in der ökumenischen Bewe- 
gung weit mehr zur Geltung kommen können. Das Verständnis der Einheit bedarf in der 
ökumenischen Bewegung nach wie vor der Klärung. Was ist wirklich notwendig, damit von 
der Einheit der Kirche gesprochen werden kann? Das reformatorische satis est könnte eine 
befreiende Wirkung ausüben. Es könnte die ökumenische Bewegung davor bewahren, sich 
in einer endlosen Diskussion über die notwendigen Strukturen der Kirche zu verlieren. Es 
könnte sie davor bewahren, sich endgültig im Dickicht und Gestrüpp ekklesiologischer 
Überlegungen zu verfangen. Es könnte ihr zu der Freiheit helfen, deren sie bedarf, 
wenn es je zur Einheit kommen soll. Das reformatorische satis est hat ... seine Schwä- 
chen. Es darf nicht unkritisch auf die heutige ökumenische Bewegung angewandt wer- 
den. Es darf nicht dazu mißbraucht werden, die geschichtlich gewordene Identität der 
Konfessionen unverändert weiterbestehen zu lassen. Die ökumenische Bewegung darf so 
wenig wie dem Gesetz einer bestimmten Ordnung dem Gesetz des geschichtlich Ge- 
wordenen erliegen. Das satis est muß vielmehr die Kirchen, die die Übereinstimmung 
im Glauben und die Gemeinschaft im Abendmahl gefunden haben, dafür freisetzen, sich 
die gemeinsamen Strukturen zu geben, die das Zeugnis in der heutigen Welt erfordert. 

c) Wenn es der evangelischen Christenheit in Deutschland gelingt, sich wirklich als eine 
Kirche zu verstehen, wird die Stimme der Reformation überhaupt in der ökumenischen 
Bewegung klarer und deutlicher erklingen können. Die Bekenntnisse der Reformation sind 
ursprünglich an die gesamte Christenheit gerichtet gewesen. Sie waren als Anfrage an alle 
Christen gedacht. Der Ruf zu einem universalen Konzil, der den Reformatoren geläufig 
war, ist eine deutliche Illustration dafür. Das Bekenntnis sollte vor der universalen Kirche 
verantwortet werden. Die Bekenntnisse haben allerdings im Laufe der Zeit ihre Funktion 
verändert. Sie sind zu Texten, in denen bestimmte Kirchen ihr eigenes Verständnis des 
Evangeliums niedergelegt sahen, geworden. Das Wort confessio bedeutet nun mit einem 
Mal nicht mehr nur Bekenntnis, sondern zugleich auch ein bestimmtes Kirchentum. Die 
Bekenntnisse können aber damit ihre ursprüngliche Intention nicht mehr erfüllen, und sie 
können vor allem von der übrigen Christenheit nicht mehr in dieser Intention gehört und 
verstanden werden. Sie sieht die evangelische Christenheit Deutschlands vielmehr als eine 
partikulare Konfession mit einer reichlich komplizierten und wenig einleuchtenden inne- 
ren Struktur. Es gilt darum, zu jener ursprünglichen Intention zurückzukehren und die 
Anfrage der Reformation wirklich in die heutige ökumenische Bewegung einzubringen. 
Anfrage erwartet allerdings Antwort, und Antwort erfordert Verarbeitung. Es geht nicht 
nur darum, die Stimme in unveränderter und unveränderlicher Weise immer wieder hör- 
bar werden zu lassen. Die abgebrochene Debatte muß weitergeführt werden. Wenn sich 
die Evangelische Kirche in Deutschland als eine Kirche zu verstehen vermag, wird dieser 
ganze Vorgang leichter möglich sein. 


Über den Vollzug, den gegenwärtigen Stand und die weitere Planung der Ar- 
beit des Struktur- und Verfassungsausschusses an den bei einer Novellierung 
der Grundordnung der EKD zu bedenkenden und zu regelnden theologischen 
Fragen berichtete der Synodale Oberkirchenrat Dr. Danielsmeyer: 


Ich beziehe mich auf die Entschließung der Synode vom Mai 1970, und zwar zunächst 
auf die Ziffer 2. Dort heißt es: „Unter uns ist eine Bewegung im Gange, welche die be- 
stehende Gemeinschaft des Zeugnisses und Dienstes unserer bekenntnisbestimmten Kir- 
chen vertiefen und stärken will. Die Synode begrüßt darum, daß die Vereinigte Evange- 
lisch-Lutherische Kirche Deutschlands, die Arnoldshainer Konferenz, die Evangelische 
Kirche der Union und der Reformierte Bund Initiativen ergriffen haben, um zu einer grö- 
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ßeren Gemeinschaft im Verständnis der biblischen Botschaft zu kommen und damit auch 
der Einheit der Evangelischen Kirche in Deutschland zu dienen.“ Da hier von einer be- 
stehenden Gemeinschaft des Zeugnisses und Dienstes gesprochen, nach einer größeren Ge- 
meinschaft im Verständnis der biblischen Botschaft Ausschau gehalten und die Einheit 
der Evangelischen Kirche in Deutschland zumindest anvisiert wird, sah es der Struktur- 
und Verfassungsausschuß als seine Aufgabe an, den theologisch-ekklesiologischen Aspekt 
der ihm zugewiesenen Aufgabe von vornherein zu berücksichtigen. Es ist erwogen worden, 
dafür einen besonderen Teilausschuß oder Unterausschuß zu berufen, aber letzten Endes 
haben wir zunächst darauf verzichtet in der Auffassung, daß der Ausschuß insgesamt um 
der Zusammengehörigkeit der Arbeit willen die grundlegenden theologischen Fragen zu 
bedenken habe, ehe es um Sonderaufträge gehen könnte. So hat uns in allen Sitzungen 
die theologische Fragestellung auf Grund von Referaten in unserer Aussprache begleitet. 

Erster Abschnitt: Der Ausgangspunkt: 

Nach Artikel 1,1 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland ist diese 
„ein Bund lutherischer, reformierter und unierter Kirchen. Sie achtet die Bekenntnis- 
grundlage der Gliedkirchen und Gemeinden und setzt voraus, daß sie ihr Bekenntnis in 
Lehre, Leben und Ordnung der Kirche wirksam werden lassen.‘ In Artikel 1,2 wird die 
Evangelische Kirche in Deutschland „bekennende Kirche‘ genannt. Bekanntlich haben 
die Väter der Grundordnung damit bewußt eine Unklarheit in Kauf genommen, wie über- 
haupt zu diesem Komplex zu bemerken ist, daß das Wort „Kirche“, so eindeutig es 
klingt, mehrdeutig und nicht ganz einfach definierbar ist. Im Ausschuß haben wir uns 
des öfteren damit beschäftigt, und die Synodalentschließung vom Mai 1970 gibt mit ihrer 
Feststellung, an die Stelle des Kirchenbundes solle’eine engere kirchliche Gemeinschaft 
der Kirchen (Bundeskirche) treten, zwar ein Ziel an, aber kein eindeutiges. Und man 
wird gut daran tun, bei den Überlegungen zur Sache an dieser Stelle sich um möglichste 
Präzision zu bemühen, so schwierig das nach Lage der Dinge auch ist. Es erscheint dem 
Ausschuß angemessen, von der Bekenntnisbestimmtheit der Gliedkirchen auszugehen, wie 
es ja auch die Synodalentschließung getan hat. Der Ausschuß stellte sich die Frage, ob 
dem zugestimmt werden könne, nämlich von der Bekenntnisbestimmtheit der Kirchen 
auszugehen, und ob dennoch die engere Gemeinschaft der Kirchen theologisch dargestellt 
und verantwortet werden könne. Er hat sich dieser Frage unter dem Thema ‚‚Funktion 
des Bekenntnisses für eine kirchliche Ordnung‘“ mehrere Male gestellt. Es ging dabei um 
Verständnis und Stellenwert des Bekenntnisses in bezug auf Kirche. Es wurde betont, 
daß das Bekenntnis Ausdruck eines gemeinsamen Evangeliumsverständnisses ist, auf das 
auf die Dauer eine Kirche nicht verzichten kann, weil jede entscheidende Frage von die- 
ser Grundlage her beantwortet werden muß. Wir müssen dabei der kritischen Frage stand- 
halten, ob, da das Bekenntnis theologische Aussage ist oder zumindest enthält, und dar- 
um das Widerfahrnis des Evangeliums mit den Kategorien des Denkens zum Ausdruck 
bringt, eben dieses Bekenntnis nicht heute in die Krisis aller kritischen Antworten geraten 
ist, demzufolge eine Antwort auf wesentliche Fragen in objektiven Formulierungen nicht 
mehr möglich erscheint. Der Ausschuß ist der Überzeugung, eine im wesentlichen einheit- 
liche Antwort auf die in diesem Zusammenhang gestellten Fragen geben zu können, wenn 
darüber auch keine formale Abstimmung stattgefunden hat. Man kann ja aus den Gesprächs- 
beiträgen sich ein Bild von der Sache machen. Zugegeben, das Bekenntnis antwortet pri- 
mär auf die Situation seiner Zeit. Zugegeben, es muß gefragt werden, welchen Stellenwert 
der den Kirchen — also den Gliedkirchen der EKD - theologisch und kirchenrechtlich 
vorgegebene Bekenntnisstand de facto für Lehre, Leben und Ordnung der Kirche hat, 
dennoch im Bekenntnis stellt sich bei angemessener Interpretation das gemeinsame Evan- 
geliumsverständnis der Kirche dar, und sie kann um des gemeinsamen Grundes des Glau- 
bens willen nicht auf Bekenntnisse mit Verbindlichkeitscharakter verzichten. Wir haben 
darum die Frage zwar erörtert, aber im Grunde hinter uns gelassen, ob die Bekenntnisse 
kirchengründende oder kirchenbildende Bedeutung hätten, und dieses auf Zeit oder nicht 
nur auf Zeit, und sind gemeinsam der Auffassung, daß in einer zukünftigen Evangelischen 
Kirche in Deutschland den Gliedkirchen dieser Kirche der Bekenntnisvorbehalt zuerkannt 
werden muß ... 

Der Ausschuß ist dabei nicht der Meinung, daß von dieser Feststellung her ... der Weg 
zu einer engeren kirchlichen Gemeinschaft ... in der Evangelischen Kirche in Deutschland 


22 


EN, 


blockiert würde. Er ist vielmehr der Überzeugung, daß wir zu einem übergeordneten, ge- 
genseitig anerkannten und praktizierten Kirchesein legitimiert sind ... 

Zweiter Abschnitt: Auf dem Wege zu einer engeren kirchlichen Gemeinschaft: 

Die Synodalentschließung spricht von einer Bewegung, die im Gange ist. In diesem Zu- 
sammenhang werden die Initiativen der Vereinigten Lutherischen Kirche, der Arnoldshai- 
en Konferenz, der Evangelischen Kirche der Union und des Reformierten Bundes be- 

üßt ... 

Die Initiativen befassen sich zum Teil ausschließlich mit ekklesiologischen Tatbeständen; 
zum Teil sind sie auf solche hin interpretierbar. Der Ausschuß hat sich nun mit der Frage 
befaßt, welche Wegstrecke zu einer engeren kirchlichen Gemeinschaft der Gliedkirchen 
unter Umständen bereits hinter uns liegt. Die Lage ist nicht einheitlich, und ich beginne 
mit der Darstellung am Rande und bewege mich von dort aus zur Mitte. 

Die Vereinbarung über das Mitgliedschaftsrecht ... ist bereits ein Schritt zu einer enge- 
ren kirchlichen Gemeinschaft, da die Kirchen ihre Glieder gegenseitig als Kirchenmitglie- 
der anerkennen und indirekt damit sich gegenseitig als Kirche. Diese Vereinbarung sieht 
damit eine gegenseitige kirchliche Durchlässigkeit vor. Die übrigen Initiativen gehen alle- 
samt auf das zentrale Problem ein, nämlich auf die Gemeinschaft an Wort und Sakra- 
ment, wobei — wie ja bekannt — die schwierigste Frage innerhalb der Evangelischen Kir- 
che in Deutschland die Abendmahlsgemeinschaft ist, deren Erörterung in dieser Stun- 
de unter uns unumgänglich ist. Hierzu ist folgendes zu bemerken: Über die Grundord- 
nung der EKD hinaus werden jetzt gemäß den Verfassungen oder den entsprechenden 
Beschlüssen der Landessynoden in allen Gliedkirchen die Glieder der anderen Gliedkir- 
chen zum Heiligen Abendmat! zugelassen. Es gilt demnach im Gesamtgebiet der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland die sogenannte offene Kommunion, wenn ich das einmal 
so nennen darf ... Darüber hinaus erstreckt sich die Abendmahlsgemeinschaft in der Ver- 
einigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands und in den Kirchen, die die Ver- 
einbarung der Arnoldshainer Konferenz über Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft ge- 
mäß Art. 4,4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland miteinander 
eingegangen sind. Man kann hier ... wohl von Interkommunion und Intercelebration spre- 
chen. Dabei ist dann zu bemerken, daß in den Grundordnungen der in der Arnoldshainer 
Konferenz zusammenarbeitenden Kirchen ohnehin in der Regel die offene Kommunion 
gilt und gleichfalls die Zulassung zur Verwaltung der Sakramente durch sogenannte Amts- 
träger eines anderen Bekenntnisses und einer anderen Landeskirche unter dem Vorbe- 
halt der Wahrung des Bekenntnisstandes der Gemeinde. Der Struktur- und Verfassungs- 
ausschuß hat diese Tatbestände besprochen und hat festgestellt, daß in allen Gliedkir- 
chen die „‚Zeugnis- und Dienstgemeinschaft“ in der Evangelischen Kirche in Deutschland 
bejaht wird, daß aber überall darüber hinaus das Begehren, die Gemeinschaft am Tisch 
des Herrn über Artikel 4,4 der Grundordnung hinaus zu bezeugen, stark ist, wenn auch 
zunächst in verschiedenen Graden ... Jedenfalls teilt der Verfassungsausschuß diesen fest- 
gestellten Wunsch nach einer engeren Gemeinschaft beim Abendmahl und ist der Über- 
zeugung, daß Zeugnis- und Dienstgemeinschaft für die Konzeption einer erneuerten EKD 
wahrscheinlich nicht ausreichen wird, sondern daß die Gemeinschaft an Wort und Sakra- 
ment in einer stärkeren Weise zum Ausdruck gebracht werden möge, als die Grundord- 
nung das noch vermochte ... 

Der Ausschuß hat in diesem Zusammenhang erörtert, was unter dem die Einheit in der 
Kirche bedingenden Konsensus zu verstehen sei, und tendiert überwiegend dahin, ihn im 
Konsensus im Fundamentalen zu suchen und im gemeinsamen Rechtfertigungsverständnis 
zu finden. Es dürfte Übereinstimmung darin bestehen, daß das, worum es beim Abend- 
mahl geht, von der Rechtfertigungsbotschaft her zu entwickeln ist, da unter ihr eine Grund- 
lage für das Verständnis des Sakramentsgeschehens gegeben ist ... Unbestritten ist jeden- 
falls jetzt, daß die nicht überwundenen Lehrunterschiede eine Gemeinschaft am Tisch des 
Herrn nicht ausschließen, umstritten ist, wie sich gezeigt hat, wieweit diese Gemeinschaft 
am Tisch des Herrn bei bestehenden Lehrunterschieden reicht. Einigkeit besteht im Aus- 
schuß darüber, daß für eine erneuerte Evangelische Kirche in Deutschland die Frage der 
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft von entscheidender Bedeutung ist. Offen ist noch, 
in welcher Form das vielleicht einmal in die Grundordnung eingehen wird ... 
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Dritter und letzter Teil: Erwägungen zur Grundordnung einer erneuerten Kirche in 
Deutschland: 

Wie der Herr Präses schon bemerkte, ist der Ausschuß nicht in der Lage, entscheidungs- 
reife Alternativen für den Wortlaut einer neuen Grundordnung vorzulegen. Zur Zeit steht 
noch nicht einmal fest, ob es einmal um eine Korrektur der bestehenden Grundordnung 
geht oder um eine völlig neue Konzeption in dem theologischen Teil. Möglich ist zur Zeit 
eine Darstellung der Diskussion im Struktur- und Verfassungsausschuß unter Zugrundele- 
gung der jetzigen Grundordnung. 

Diskutiert wird, ob der Vorspruch ergänzt werden soll ... Er schließt ja bisher mit der 
Feststellung, daß für das Verständnis der Heiligen Schrift wie auch der altkirchlichen Be- 
kenntnisse in den Gliedkirchen und Gemeinden die für sie geltenden Bekenntnisse der Re- 
formation maßgebend sind. Hier muß die begonnene Diskussion zu Ende geführt werden, 
ob auf die gemeinsame reformatorische Bekenntnisgrundlage im gemeinsamen Bekenntnis 
zur Rechtfertigungsbotschaft ... verwiesen werden kann. Ob weiter die Bekenntnisunter- 
schiede als nicht kirchentrennend und die Verwerfungen als den Partner von heute nicht 
treffend erklärt werden können ... Diese Aussagen würden, wenn sie aufgenommen wer- 
den können, dann an diesem Platz der Grundordnung eingefügt werden können. 

.. In Artikel 1,1 besteht Einmütigkeit im Ausschuß, daß von einem Bund lutherischer, 
reformierter und unierter Kirchen in Zukunft nicht mehr gesprochen werden kann. Diese 
Aussage ist durch die Wirklichkeit überholt. Wird es aber möglich sein, einen gewissen 
Zwiespalt, den wir, wie ich eben zeigen wollte, in der Grundordnung finden, diesen ge- 
wissen Zwiespalt aufzuheben, indem die Evangelische Kirche in Deutschland als eine Kir- 
che bezeichnet wird? Oder werden wir von einer Gemeinschaft von Kirchen sprechen müs- 
sen, sicherlich nicht mehr von einem Bund? Oder, wenn auch das zuviel gesagt und ge- 
wagt sei, wenn wir darum nur ein Ziel ansprechen können, nämlich daß die Gliedkirchen 
der Evangelischen Kirche in Deutschland die Aufgabe haben, in Einheit und Gemeinsam- 
keit des christlichen Zeugnisses und Dienstes die eine Kirche sichtbar zu machen. Alles 
drei: Kirche, Gemeinschaft von Kirchen und die Zielvorstellungen sind Vorschläge, die 
gemacht worden sind und bei denen zunächst wir und dann die Synode zu einer Ent- 
scheidung kommen müssen. Der Verweis auf die Achtung der Bekenntnisgrundlage — zwei- 
ter Satz von Artikel 1,1 - wird erforderlich sein ... In Artikel 1,2 können wir den ersten 
Satz mit gutem Gewissen leider nicht mehr verantworten. Ich verlese ihn, weil er Ge- 
schichte geworden ist: „In der Evangelischen Kirche in Deutschland wird die bestehende 
Gemeinschaft der deutschen evangelischen Christenheit sichtbar“ ... Sichtbar wird diese 
Gemeinschaft nicht mehr. Damit ist noch nicht gesagt, daß eine solche Gemeinschaft 
nicht bestehen soll ... Wie das in der Ordnung des Bundes der Evangelischen Kirchen in 
der Deutschen Demokratischen Republik ausgesagt ist, wissen wir. Wie es einmal ausge- 
sagt werden kann in einer Grundordnung, muß noch überlegt werden. Es folgt in Artikel 
1,2 die Beziehungnahme auf Barmen und den Kirchenkampf. Wieweit das durchgehalten 
werden soll und muß, ist im Ausschuß überhaupt noch nicht erörtert worden. Die Frage 
steht noch vor uns 

Ich übergehe jetzt die Artikel 2 und 3 und gehe sofort zu 4 über, und da zu 4,4 ... Es 
ist übereinstimmende Überzeugung des Struktur- und Verfassungsausschusses, daß dieser 
Artikel überholt ist. Es würde der augenblicklichen bestehenden kirchlichen Situation ent- 
sprechen, wenn hier gesagt werden würde, daß in allen Gliedkirchen die Mitglieder der ande- 
ren Gliedkirchen und Angehörige eines in der Evangelischen Kirche in Deutschland gel- 
tenden Bekenntnisses zum Heiligen Abendmahl zugelassen sind, und wenn man dann fort- 
fahren würde, daß über den Vollzug der Abendmahlsgemeinschaft die Gliedkirchen nähere 
Vereinbarungen treffen. Dieses wäre der augenblickliche Stand. Es müßte allerdings darauf 
hingewiesen werden, daß solche Vereinbarungen bereits getroffen sind ... Aber wenn wir 
das so in die Grundordnung hineinschreiben würden, dann würde ja die augenblickliche 
Gegebenheit nun auf unabsehbare Zeit zementiert, wo doch unter Umständen das in den 
Kirchen begonnene Gespräch uns weiterführen kann, wie wir alle es hoffen. Außerdem ist 
die Abendmahlszulassung, die jetzt ja überall gewährt wird, bereits eine Gestalt von Abend- 
mahlsgemeinschaft, wenn auch eine abgeschwächte Gestalt von Abendmahlsgemeinschaft, 
aber immerhin eine Gestalt von Abendmahlsgemeinschaft, über die wir jetzt keine Verein- 
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barung mehr zu treffen brauchen, weil das ja überall gegeben ist. Es ist uns deutlich, daß 
wir das Gespräch gerade auch über die Thesen zur Kirchengemeinschaft und über das Hei- 
lige Abendmahl noch eine Weile führen müssen, ehe wir uns verständigen können, wie wir 
die kirchliche Gemeinschaft, die wir anstreben, in ihrem Zentrum beschreiben wollen ... 

Nun noch einige Bemerkungen zu dem übrigen Material des Artikels 4. Artikel 4,1 
spricht vom Dienst am Wort. Es heißt: „Der Dienst am Wort und die Verwaltung der Sakramen- 
te geschieht in den Gliedkirchen und Gemeinden nach der Ordnung ihres Bekenntnisses. Verein- 
barungen über Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft bleiben Aufgabe der Gliedkirchen.“ 
Wahrscheinlich ist die Kanzelgemeinschaft nach Artikel 4,1 gar nicht mehr so umstritten 
wie die Abendmahlsgemeinschaft. Das ist jedenfalls die Auffassung unseres Ausschusses. 
Darum dürfte hier vielleicht einmal die Aussage genügen, die bereits vorgeschlagen ist: 
Der Dienst am Wort und die Verwaltung der Sakramente geschieht in den Gliedkirchen 
und Gemeinden nach der Ordnung ihres Bekenntnisses. 

Artikel 4,2 argumentiert merkwürdig negativ: „Berufenen Dienern am Wort wird der 
Dienst der Verkündigung auch in Gemeinden eines anderen Bekenntnisses im Rahmen 
der geltenden Bestimmungen der Gliedkirchen nicht verwehrt.“ ... Kann nicht eine Aus- 
sage an die Stelle treten, die die Anerkennung der Ordination und die Kanzelgemeinschaft 
ausspricht? Vielleicht kann der Vorschlag des Planungsausschusses der Vereinigten Evan- 
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands an dieser Stelle beachtet werden. Dort wird vor- 
geschlagen: ‚„‚Die in einer Gliedkirche erteilte Ordination wird in allen Gliedkirchen aner- 
kannt. Berufene Diener am Wort sind zum Dienst der Verkündigung auch in Gemeinden 
eines anderen Bekenntnisses im Rahmen der geltenden Bestimmungen der Gliedkirchen 
zugelassen.‘‘ Das ist ja doch ein anderer Tenor, als er bislang in der Grundordnung steht. 

Ich habe diese Thesenerörterungen zur Grundordnung angestellt, um zu zeigen, welche 
Aufgaben noch vor uns stehen und an welcher Stelle der Struktur- und Verfassungsaus- 
schuß im theologischen Gespräch, das natürlich immer sofort die Frage der Konzeption 
der Grundordnung berührt, steht. 

Eine ganze Reihe von Aufgaben, die wir auch noch erledigen müssen, mußten zunächst 
ungenannt bleiben, weil sie noch nicht erörtert wurden oder noch nicht in unseren Ge- 
sichtskreis getreten sind. Wir werden sicherlich bei unserer gemeinsamen Arbeit geduldig 
aufeinander hören müssen. Wir werden aber auch bereit sein müssen zu notwendigen Ent- 
scheidungen, wenn dann der Augenblick dafür gekommen ist. 


Nachdem Referate und Berichte der Synode „ein volles Tableau‘‘ der einschlä- 
gigen Probleme (Präses Professor D. Dr. Raiser) dargeboten hatten, das im Ple- 
num und in den Ausschüssen diskutiert wurde, faßte die Synode folgende 


ENTSCHLIESSUNG BETREFFEND 
STRUKTUR- UND VERFASSUNGSREFORM DER EKD 


Vom 21. Februar 1971 


1. Die Synode macht sich auch in ihrer ergänzten Zusammensetzung die Entschließung 
der Synode vom 15. Mai 1970 zum künftigen Weg der Evangelischen Kirche in Deutsch- 
land zu eigen. 

2. Sie nimmt dankbar den Zwischenbericht über die Arbeit des Struktur- und Verfas- 
sungsausschusses zur Kenntnis und ermutigt den Ausschuß, seine Arbeit entsprechend den 
bisherigen Planungen und Überlegungen fortzuführen. 

Die Synode beauftragt den Ausschuß, bei seinen Vorschlägen für die notwendigen Neu- 
regelungen davon auszugehen, daß eine vertiefte Kirchengemeinschaft verwirklicht wird, 
die Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft einschließt. 

3. Die Synode bittet die Gliedkirchen, die Thesen zur Kirchengemeinschaft vom 4. Mai 
1970 und den Leuenberger Bericht „Kirchengemeinschaft und Kirchentrennung“ vom 
Juni 1970 zu beraten und ihre Stellungnahme dem Struktur- und Verfassungsausschuß zu- 
zuleiten, damit dieser auf Grund der Ergebnisse auch darüber auf der nächsten Tagung der 
Synode berichten kann. 
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4. Die Kirchenkanzlei der EKD wird beauftragt, Arbeitsergebnisse kirchlicher Gremien 
innerhalb der EKD wie der europäischen Kirchen, die für die Fragen der Kirchengemein- 
schaft in der EKD wichtig sind, auszuwerten und an den Verfassungs- und Strukturaus- 
schuß bzw. an die Synode weiterzuleiten. Durch persönliche Fühlungnahme der Referen- 
ten mit den genannten Gremien sollen laufend Informationen und Anregungen vermittelt 
werden. 


Mit dieser Entschließung war der Weiterarbeit des Struktur- und Verfassungs- 
ausschusses der Weg freigegeben. Was diese erbrachte, ist Gegenstand des Berichts 
über 


Die ordentliche Tagung der Synode der EKD 
vom 7. bis 12. November 1971 in Frankfurt am Main 


Weit gründlicher als die außerordentliche Tagung im Februar 1971 in Berlin 
konnte und mußte sich die ordentliche Tagung, die vom 7. bis 12. November 
1971 in Frankfurt am Main stattfand, mit den Fragen der Struktur- und Ver- 
fassungsreform befassen, lagen ihr doch neben einem zweiten Zwischenbericht 
des Struktur- und Verfassungsausschusses die ‚Gemeinsame theologische Erklä- 
rung zu den Herausforderungen der Zeit‘ (s.u.), der „Rohentwurf“ einer neu- 
en Grundordnung und der Entwurf einer „‚Konkordie reformatorischer Kirchen in 
Europa“ (s.u.) zur Beratung und Stellungnahme vor. Die Diskussion darüber war— 
wie ein Berichterstatter formulierte — die „umfassendste Plenardebatte seit Beob- 
achtergedenken“; nicht weniger als 40 Redner kamen zu Wort. Sie erbrachte aber 
klarere Ergebnisse, als ihr Verlauf es erwarten ließ, obwohl Grundzüge der Struk- 
turreform nach wie vor umstritten blieben. 

Präses Professor D. Dr. Raiser, der auch den Vorsitz im Struktur- und Ver- 
fassungsausschuß führt, erstattete den 


BERICHT ZUM STAND DER EKD-REFORM 


L 


Auf ihrer letzten ordentlichen Tagung im Mai 1970 in Stuttgart hat die Synode einen 
Ausschuß für Struktur- und Verfassungsfragen eingesetzt mit dem Auftrag, die Grund- 
ordnung der EKD zu überprüfen und Vorschläge für eine Neugestaltung zu machen, die 
bestimmten, in der Entschließung näher bezeichneten Zielvorstellungen entsprechen soll. 
Der Ausschuß, der im Oktober 1970 seine Arbeit aufgenommen ... hat auf der außeror- 
dentlichen Tagung der Synode im Februar 1971 in Berlin-Spandau einen ersten Zwischen- 
bericht vorgelegt ... Im Ergebnis hat die Synode den Auftrag an den Ausschuß erneuert 
und in dem Sinne präzisiert, daß eine „vertiefte Kirchengemeinschaft‘ verwirklicht werden 
solle, die „Kanzel und Abendmahlsgemeinschaft einschließt“. 

Der Ausschuß legt Ihnen nunmehr einen zweiten Zwischenbericht vor, und zwar jetzt 
in Gestalt eines Entwurfs einer neuen Grundordnung ... 

Der Entwurf trägt in mehrfacher Hinsicht den Charakter der Vorläufigkeit. Einmal 
konnten nicht alle Abschnitte vom Gesamtausschuß gleichmäßig intensiv durchberaten 
werden ... Die Vorläufigkeit zeigt sich zweitens auch darin, daß der Entwurf an einigen 
Stellen Alternativfassungen anbietet ... Der Grund liegt darin, daß dem Ausschuß an die- 
sen Stellen wegen ihrer grundsätzlichen Bedeutung daran lag, die in seiner Mitte aufgetre- 
tenen Meinungsverschiedenheiten nicht wie sonst durch Mehrheitsentscheid abzuschließen, 
sondern einstweilen noch offen zu lassen, um die Synode und die weitere kirchliche Öf- 
fentlichkeit an der Meinungsbildung zu beteiligen und so die letzten Endes hier wie in al- 
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len übrigen Punkten von der Synode zu treffende Entscheidung gründlich vorzubereiten. 
Endlich weiß der Ausschuß sehr wohl, daß der Entwurf gesetzestechnisch, z. B. hinsicht- 
lich der Anordnung des Stoffes, und sprachlich noch sorgfältig überarbeitet werden muß. 
Der Zeitdruck, unter dem wir standen, hat das vor dieser Tagung nicht mehr erlaubt ... 


nl. 


Der Zweck meines nachfolgenden Berichts kann nun sicherlich nicht darin bestehen, Sie 

mit allen Bestimmungen des Entwurfs und den dahinter stehenden Überlegungen des Aus- 

schusses vertraut zu machen ... Meine Aufgabe sehe ich vielmehr darin, auf einige Kern- 

a einzugehen, auf die der Ausschuß mit seiner Verfassungskonzeption zu antworten 
tte. 

1. Die erste Frage betrifft das in den Entwurf eingegangene Kirchenverständnis und sein 
theologisches Fundament. In der kirchlichen Öffentlichkeit sind in den letzten Monaten 
mehrfach Warnungen vor der Gefahr laut geworden, die organisatorische Seite einer EKD- 
Reform in ihrem Gewicht zu überschätzen und darüber die theologischen Fragen zu ver- 
nachlässigen. Der Ausschuß bedurfte solcher Warnung nicht. Er hat gerade die Frage nach 
dem theologischen Fundament seiner Arbeit von Anfang an sehr ernst genommen. ... 
Durch den Synodalbeschluß von Berlin-Spandau sah sich der Ausschuß ermutigt, nunmehr 
in den Art. 1-4 die Grundlagen kirchlicher Gemeinschaft in der EKD zu formulieren. Da- 
bei wird der Bekenntnisvorbehalt zugunsten der bekenntnisbestimmten Gliedkirchen fest- 
gehalten, aber vorausgesetzt, daß die Gliedkirchen untereinander diese Unterschiede nicht 
mehr als kirchentrennend betrachten. Infolgedessen kann in Art. 5 der Grundsatz der Kan- 
zel- und Abendmahlsgemeinschaft ausgesprochen und in Art. 6 näher erläutert werden. 
Kontrovers blieb allerdings, ob die so umschriebene Kirchengemeinschaft als Gemein- 
schaft der in ihren Gemeinden und Gliedkirchen beheimateten evangelischen Christen oder 
als Gemeinschaft der Gliedkirchen aufzufassen sei; Art. 5 stellt beide Möglichkeiten zur 
Aussprache. Der rechtliche Aspekt dieser ekklasiologischen Frage kommt in Art. 7 in 
Sicht, wo die Kirchenmitgliedschaft zu regeln ist und streitig blieb, ob eine durch Ge- 
meinde und Gliedkirche vermittelte Mitgliedschaft des getauften evangelischen Christen 
auch in der EKD bejaht werden kann oder nicht. Letzten Endes geht es in Art. 5 wie in 
Art. 7 um die Frage, ob die EKD im vollen Sinne als Kirche gelten kann. Die Gespräche 
darüber müssen fortgeführt werden. Dabei wird unseren innerdeutschen Überlegungen si- 
cherlich zugute kommen, daß es vor kurzem bei den Leuenberger Gesprächen auf euro- 
päischer Ebene gelungen ist, sich auf den Entwurf einer Konkordie zu einigen. Die posi- 
tive Aufnahme, die dieser Entwurf bisher gefunden hat, muß auch den Vorgang der Kirch- 
werdung der EKD begünstigen. 

2. Der zweite Fragenkreis, der sich hier anschließt, betrifft das Verhältnis der EKD zu 
ihren Gliedkirchen. In diesem heiklen Punkt war die Kritik an dem Entwurf schon leben- 
dig, lange ehe er formuliert vorlag. Für die einen steht bei jedem Reformentwurf drohend 
schon die „Einheitskirche‘‘ am Horizont, die alle gewachsene landeskirchliche Eigenart er- 
stickt; für die anderen ist der Ausschuß zu zaghaft, wenn es gilt, endlich mit landeskirch- 
licher Eigenbrötelei aufzuräumen. Den Ausschuß hat das Kreuzfeuer nicht beirrt. Der 
Sinn der EKD-Reform ist es, in einer Umwelt, die der christlichen Botschaft und den 
diese Botschaft verkündigenden Kirchen zunehmend kühl, zweifelnd oder abweisend ge- 
genübersteht, die Kräfte der evangelischen Christenheit wirksamer als bisher zusammen- 
zufassen. Das erfordert Lösungen, die die EKD stärken und ihr nicht halbherzig, sondern 
entschlossen die Befugnisse geben, die sie braucht, um gemeinschaftliche Aufgaben wirk- 
sam erfüllen zu können. Damit wird, so hoffen wir, ein landeskirchlicher Partikularismus 
eingedämmt und das Nebeneinander von 20 Kirchenverwaltungen, die für alle Aufgaben 
eigene Referate unterhalten müssen, auf ein vernünftiges Maß reduziert. Aber die EKD 
kann nicht von oben nach unten gebaut werden, und die Reform muß sorgfältig darauf 
achten, daß sie die Quellen der Kräfte, die sie zusammenfassen will, nicht verschüttet, 
sondern freilegt. Dazu bedarf die EKD der aktiven Mitwirkung der Landeskirchen und 
ihrer Gemeinden. Auch sie sind, wie wir alle wissen, heute in ihrem traditionellen volks- 
kirchlichen Bestand nicht fraglos gesichert, und es kann sein, daß die kommenden Jah- 
re den Erosionsprozeß rasch noch sehr viel fühlbarer machen. Um so weniger aber darf 
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diese Basis aller kirchlichen Arbeit vernachlässigt werden; was auf den Ebenen der Ge- 
meinden, der Kirchenbezirke und der synodal verfaßten Landeskirchen aus eigener Kraft 
geleistet werden kann, verdient auch die volle Unterstützung der EKD. Nicht Zentralis- 
mus und nicht Partikularismus, sondern ein kooperativer Föderalismus war demgemäß 
unser Leitbild. Nichts anderes war ja auch mit dem in der Stuttgarter Synodalentschlie- 
ßung verwendeten Begriff der „Bundeskirche‘ gemeint. Er hat Anstoß erregt und ist 
von unserem Ausschuß nicht mehr gebraucht worden, aber die Konzeption, die er aus- 
drücken sollte, blieb auch für unseren Entwurf bestimmend. 

Einige Hinweise werden verdeutlichen, wie wir diese Konzeption rechtlich auszuformen 
bemüht waren. Von dem Bekenntnisvorbehalt zugunsten der Landeskirchen habe ich 
schon gesprochen; er wird auch in dem für die Rechtssetzung grundlegenden Art. 8 be- 
stätigt, wonach das Bekenntnis, aber auch wesentliche Verfassungsgrundsätze der Glied- 
kirchen der Änderung durch das im übrigen vorrangige Recht der EKD entzogen sind. 

An den Anfang des III. Abschnitts, der von den Aufgaben der EKD handelt, stellt Art. 

11 programmatisch den Grundsatz des kooperativen Föderalismus, die Pflicht zur Zu- 
sammenarbeit und gegenseitigen Unterstützung bei Wahrung der Selbständigkeit der Glied- 
kirchen. Es folgt die Regelung der der EKD übertragenen Gemeinschaftsaufgaben (Art. 
12-15) und der rechtlichen Behelfe, die der EKD auf diesem Feld den Vorrang vor den 
Gliedkirchen wahren sollen (Art. 16-26) ... Sodann ist in Art. 27, der die Gliederung 

der EKD behandelt, zwar der derzeitige Bestand von 20 Gliedkirchen (ohne die EKU) zur 
Klarstellung aufgeführt, aber dadurch nicht mit Verfassungskraft zementiert; die höchst 
wünschenswerte Neugliederung in diesem Bereich bleibt möglich. Sie kann von der EKD 
nicht erzwungen werden, bedarf aber ihrer Mitwirkung. In diesem Zusammenhang ist auch 
auf Art. 27 Abs. 3 hinzuweisen, der darauf ausgeht, Vereinigungen von Gliedkirchen, wie 
die VELKD und die EKU, in einen rechtlichen Zusammenhang zur EKD zu bringen — 
auch dies ein Versuch zur Konzentration bisher zersplitterter Kräfte. Der wesentlichen 
Verstärkung der Rechtsstellung der EKD in bezug auf die Gemeinschaftsaufgaben in den 
Abschnitten III und IV entspricht nun aber nach dem föderalistischen Prinzip eine Erwei- 
terung der Mitwirkungsrechte der Gliedkirchen bei den sie betreffenden Rechtsakten der 
EKD. Daher ist, wie wir noch sehen werden, die rechtliche Stellung der Kirchenkonfe- 
renz als eines Organs der EKD verstärkt worden (Art. 42-45). Das entspricht im übrigen 
auch den insoweit übereinstimmenden Vorschlägen der Arnoldshainer Konferenz und des 
Planungsausschusses der VELKD, die unserem Ausschuß schon bei Beginn seiner Arbeit 
vorlagen. 

Eine direkte rechtliche Verbindung der EKD zu den Gemeinden herzustellen schien uns 
nicht möglich. Die vom Ausschuß für notwendig gehaltene Verbesserung der Informations- 
wege in beiden Richtungen läßt sich nicht verfassungsrechtlich fixieren. Doch sollten die 
vorhin berichteten Überlegungen zum Mitgliedschaftsrecht (Art. 7) gerade auch unter die- 
sem Gesichtspunkt der Integrationswirkung eines Mitgliedschaftsrechts des einzelnen Ge- 
meindegliedes in der EKD gesehen werden. 

3. Der nächste Fragenkreis, der den Ausschuß und die von ihm gebildeten Arbeitsgrup- 
pen mit einer großen Zahl von Beratern und Sachverständigen besonders intensiv beschäf- 
tigt hat, war die Ordnung der sogen. Gemeinschaftsaufgaben der EKD. Die Art. 11-26, 
die diese Ordnung enthalten, geben nicht den vollen Ertrag der von den Arbeitsgruppen 
angestellten umfangreichen Erhebungen über die heutige faktische Lage und ihrer Vor- 
schläge zur Neuordnung wieder Diese Vorschläge, die auch den Inhalt neu zu erlassender 
Kirchengesetze und sonstiger vielfältiger Maßnahmen betreffen, ... müssen den Gegenstand 
weiterer Arbeit bilden. 

Vorweg muß gesagt werden, daß der Bereich der Gemeinschaftsaufgaben, um den es hier 
geht, nicht zuletzt deswegen so schwierig zu ordnen ist, weil hier nicht nur die Zuständig- 
keiten zwischen der EKD und ihren Gliedkirchen neu zu ordnen sind, sondern auch das 
Verhältnis der verfaßten Kirche auf ihren verschiedenen Stufen zu einer großen Anzahl 
von kirchlichen Werken, Verbänden und Einrichtungen, die auf diesen Feldern, zum Teil 
schon seit dem 19. Jahrhundert in eigener Verantwortung und rechtlich selbständig, nicht 
in die Kirchen integriert tätig sind. Das gilt z.B. für den Bereich der sozialen Diakonie, 
der Mission, des Bildungswesens und der Publizistik. In unterschiedlichem Maße sind an 
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der Tätigkeit dieser selbständigen Einrichtungen auch die außerhalb der EKD stehenden 

evangelischen Freikirchen beteiligt, und es kann heute durchaus mit der Möglichkeit ge- 

rechnet werden, daß sich gerade auf diesen Feldern kirchlichen Handelns in der Welt, na- 
mentlich auf dem der sozialen Diakonie und der Entwicklungshilfe, die Zusammenarbeit 
mit der römisch-katholischen Kirche bald wesentlich enger als bisher gestalten wird. 

Die Arbeitsgruppen und der Ausschuß selbst haben unter diesen Gesichtspunkten ver- 
schiedene Lösungsmodelle durchgeprüft. Das eine Modell geht davon aus, daß die Kirche 
auf diesen Arbeitsfeldern mehr als im Kernbereich des gottesdienstlichen und seelsorgerli- 
chen Handelns gegenüber der ganzen Gesellschaft in Erscheinung tritt und auf sie ein- 
wirkt und zieht durchaus die Konsequenz, daß diese Arbeit auch voll der Verantwortung 
der Leitungsorgane der EKD unterstellt werden müsse. Im Gegensatz dazu will ein ande- 
res Modell an der Selbständigkeit jener Einrichtungen festhalten und ihre Verbindung zur 
EKD dadurch sichern, daß sie zu einer „Konferenz der kirchlichen Werke und Verbände“ 
zusammengeschlossen werden. die den Rang eines der Kirchenkonferenz vergleichbaren, 
wennschon mit weit geringeren Rechten ausgestatteten Organs der EKD erhalten, also eine 
Mitverantwortung für die Leitung der EKD übernehmen soll. Der Ausschuß hat keines der 
beiden Modelle rein übernommen, sondern eine mittlere differenzierende Lösung vorgezo- 
gen, die von Teilbereich zu Teilbereich abwägt, in welchen Bahnen die Arbeit künftig 
verlaufen und wie die Verantwortlichkeiten verteilt werden sollen. Immerhin bestätigt 
der Entwurf in Art. 13 prinzipiell die Selbständigkeit und Eigenverantwortung der Werke 
und Verbände und sieht für sie in Art. 24 ein Anerkennungsverfahren vor; Art. 25 läßt an- 
dererseits zu, daß die EKD auch eigene Einrichtungen von gesamtkirchlicher Bedeutung 
(z.B. Forschungsinstitute) schaffen kann. 

Die Gemeinschaftsaufgaben, die künftig zwar nicht ausschließlich von der EKD, aber letzt- 
lich doch unter ihrer Verantwortung wahrgenommen werden sollen, sind in Art. 12 in einer 
— nicht abschließend gedachten — Aufzählung näher charakterisiert. Der Katalog deckt sich 
nicht voll mit der Liste von Aufgaben, die die Stuttgarter Synodalentschließung der EKD 
zuweisen wollte, die aber nicht alle einer besonderen rechtlichen Ausformung bedürftig und 
zugänglich sind. Die wichtigsten Aufgaben jedenfalls finden sich in Art. 12 wieder. Zwei 
Gruppen solcher Aufgaben sind sodann in den Art. 14 und 15 noch näher geregelt. Für die 
soziale Diakonie bestimmt Art. 14, daß die EKD die ihr in Art. 12 Abs. 3 und Art. 14 
Abs. 1 zugewiesene Verantwortung durch das Diakonische Werk wahrnimmt, dessen Selb- 
ständigkeit zu gewährleisten ist, an dessen Entscheidungen aber die Organe der EKD in 
einer noch näher zu bestimmenden Weise zu beteiligen sind, so daß es enger als bisher an 
die EKD herangezogen wird. Eine ähnliche Lösung hielt die Arbeitsgruppe „Diakonie und 
Ökumene“ nach umfangreichen Erhebungen auch für die in Art. 12 Abs. 4 und Art. 15 
Abs. 1-3 umschriebenen Aufgaben der ökumenischen Arbeit, der Weltmission und der 
(bisher vom Kirchlichen Außenamt verwalteten) Auslandsarbeit für angezeigt; sie schlug 
vor, die EKD solle diese 3 Aufgaben künftig durch ein neu zu gründendes „Ökumenisches 
Werk für Weltmission und Auslandsarbeit‘“ wahrnehmen lassen. Im Ausschuß stieß dieser 
Plan auf Bedenken; da die Frage zur Entscheidung durch einen Mehrheitsbeschluß noch 
nicht reif schien, wurden in Art. 15 Abs. 4 zwei Alternativen zur weiteren Diskussion ge- 
stellt. 

Der erhöhten Verantwortung der EKD für Gemeinschaftsaufgaben muß eine gesteigerte 
Möglichlichkeit der EKD-Organe entsprechen, auf diesen Gebieten verbindliche Entschei- 
dungen zu treffen und sie auch gegenüber den Gliedkirchen durchzusetzen. Die dafür im 
IV. Abschnitt unter dem vorläufigen Arbeitstitel „Instrumentarium‘‘ vorgesehenen Rechts- 
behelfe sind hier nicht im einzelnen zu erläutern. Das bisher sehr eingeschränkte Gesetzge- 
bungsrecht der EKD ist stark erweitert (Art. 17 und 19); dazu kommt die Möglichkeit, ver- 
bindliche Richtlinien (Art. 18; vgl. auch Art. 48) und verbindliche Rahmenpläne (Art. 20; 
vgl. auch Art. 39) zu erlassen. Das in allen drei Fällen der Kirchenkonferenz eingeräumte 
Mitwirkungsrecht sorgt dafür, daß die Gesichtspunkte der Gliedkirchen ausreichend zur Gel- 
tung kommen. 

4. Der Sachzusammenhang legt es nahe, gleich hier einen Blick auf die im VII. Abschnitt 
geregelte Finanzverfassung (Art. 55-63) zu werfen. Die Erfüllung größerer Aufgaben durch 
die EKD erfordert größere Mittel. Das schon seit längerem für alle Beteiligten wenig befrie- 
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digende System der Deckung des Finanzbedarfs der EKD durch eine Umlage bei den Glied- 
kirchen soll darum jetzt durch eine prozentuale Beteiligung an den Einnahmen der Glied- 
kirchen abgelöst werden (Art. 55). Das schärft die Verantwortung der EKD-Organe für 
die Ausgabenseite des Haushalts. Die Festsetzung der Beteiligungsquote durch Kirchenge- 
setz wird freilich auch in Zukunft Schwierigkeiten machen, zumal die EKD auf die Ein- 
nahmen der Landeskirchen, etwa die Höhe der Hebesätze für die Kirchensteuer, nur einen 
beschränkten Einfluß hat: sie kann nach Art. 17 Abs. 1 Ziff. 5 für das kirchliche Abga- 
benrecht Rahmengesetze erlassen und hat nach Art. 57 ein (vom Rat auszuübendes) Ve- 
torecht gegen Beschlüsse der Landeskirchen, die die Finanzkraft der EKD wesentlich be- 
rühren. Von grundsätzlicher Bedeutung für das Gelingen des angestrebten kooperativen 
Föderalismus ist ferner, daß Art. 56 der EKD nun eine klare Zuständigkeit geben will, 
den unerläßlichen Finanzausgleich zwischen den Gliedkirchen, der bisher auf Freiwillig- 
keit beruhte und ständig vom Scheitern bedroht war, durch Kirchengesetz zu regeln. 

5. Ein wesentliches Stück dieser wie jeder körperschaftlichen Verfassung ist schließlich 
die Ordnung der Organe der EKD und ihres Zusammenspiels. Der VI. Abschnitt (Art. 
28-54) des Entwurfs ist zwar wesentlich umfangreicher als der entsprechende IV. Ab- 
schnitt der bisherigen Grundordnung und zeugt schon dadurch von gründlicher Detailar- 
beit, die um viele Verbesserungen in Einzelfragen bemüht war. Aber der Ausschuß hat, 
abgesehen von der schon erwähnten Stärkung der Stellung der Kirchenkonferenz, tiefer 
gehende Änderungen der bisherigen Organverfassung nicht für angezeigt gehalten. 

Geblieben ist sonach als erstes das dreigliedrige System von Synode, Kirchenkonferenz 
und Rat, die als Leitungsorgane gleichberechtigt nebeneinanderstehen (Art. 28). Der Vor- 
schlag, eine „Konferenz der kirchlichen Werke und Verbände“ als viertes Organ anzufü- 
gen, fand, wie schon erwähnt, im Ausschuß keinen Anklang; er hätte entweder, bei ech- 
ten Leitungsbefugnissen dieser Konferenz, die Organverfassung und damit die Arbeitsweise 
der EKD sehr kompliziert oder, ohne solche Befugnisse, ein bloßes Scheinorgan geschaf- 
fen. Natürlich steht einer solchen Konferenz auf freiwilliger Basis außerhalb der Grund- 
ordnung, wie sie sich inzwischen gebildet hat, nichts im Wege; sie kann nützliche Koordi 
nationsarbeit leisten ... 

Geblieben ist auch, bei manchen Änderungen im Detail, die Stellung der Synode (Art. 
29-41). Die Stuttgarter Synodalentschließung hatte ihre Stellung verstärken wollen, und 
mancher Synodale mag daher vom Entwurf enttäuscht sein. Nun muß bedacht werden, 
daß die Erweiterung der Aufgaben und Zuständigkeiten der EKD zwangsläufig auch die 
Arbeitslast der Synode vermehren, wahrscheinlich auch zur Bildung mehrerer ständiger 
Ausschüsse (Art. 35 Abs. 2) führen muß. Nüchterne Überlegung zeigt aber schnell, daß 
die Belastungsfähigkeit der Synode enge Grenzen hat, wenn sie nach Art. 31 Abs. 1 min- 
destens zur Hälfte aus Personen bestehen soll, die nicht im hauptamtlichen kirchlichen 
Dienst stehen, und wenn man bedenkt, daß die große Mehrzahl der Synodalen gleichzei- 
tig Mitglieder ihrer Landessynoden und anderer landeskirchlicher oder parochialer Organe 
und Ausschüsse sind. Auch eine Vermehrung der Zahl der Synodalen zur besseren Vertei- 
lung der Arbeitslast schien uns nicht rätlich; ein Beratungs- und Beschlußorgan, das nur 
ein- bis zweimal im Jahr für wenige Tage zusammentreten kann, hat mit wachsender 
Größe immer geringere Aussichten, zu einer inneren Meinungsbildung zusammenzuwach- 
sen. Gegenüber dem Rat ist die Stellung der Synode unverändert; daß eine Synode kein 
Parlament ist und eine Kirchenleitung keine parlamentarische Regierung, hat jüngst Gu- 
stav Heinemann in seiner Emdener Rede klargelegt. 

Eine Einbuße muß die Synode allerdings hinnehmen: die Beteiligung der Kirchenkonfe- 
renz an der Gesetzgebung, die bisher nur bei Verfassungsänderungen vorgesehen war. Art. 
38, der dieses Mitwirkungsrecht einführt, sieht in Abs. 2 auch die im Bundesstaatsrecht 
für solche Fälle bei Meinungsverschiedenheiten eingeführte Einrichtung eines Vermittlungs- 
ausschusses vor. Scheitert die Vermittlung, so kann das Veto der Kirchenkonferenz von 
der Synode nicht überspielt werden. 

Die stärkere Stellung der Kirchenkonferenz (Art. 42-45) kommt auch darin zum Aus- 
druck, daß sie künftig ihren Vorsitzenden selbst soll wählen können (Art. 44), der auch, 
wie der Präses der Synode, von Amts wegen Mitglied des Rates sein soll (Art. 49 Abs. 2). 
Das Stimmrecht in der Kirchenkonferenz soll künftig der unterschiedlichen Größe der 
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Gliedkirchen Rechnung tragen (Art. 43 Abs. 1); auch das schien uns ihrer veränderten 
Aufgabe zu entsprechen. Vielleicht sollte aber die nähere Regelung des Stimmenverhält- 
nisses besser nicht erst einem Ausführungsgesetz überlassen, sondern in der Grundordnung 
selbst vorgenommen werden. 

Sachlich kaum verändert sind schließlich die Bestimmungen über den Rat der EKD 
(Art. 46-52). Ob sich faktisch eine andere personelle Zusammensetzung des Rates dar- 
aus ergeben wird, daß der Einfluß der Kirchenkonferenz wächst, bleibt abzuwarten. Dem 
durch die wachsende Arbeitslast nahegelegten Gedanken, hauptamtliche Ratsmitglieder 
einzuführen, hat der Ausschuß in der Weise Rechnung getragen, daß er in Art. 49 Abs. 4 
Raum für ein entsprechendes Kirchengesetz gelassen hat, ohne es zu fordern. 


II. 


Ich schließe den Überblick über den Entwurf damit ab; über seine Bewertung werden wir 
in der folgenden Diskussion zu sprechen haben. Was ich jetzt noch zu sagen habe, betrifft 
die weitere Behandlung dieser Vorlage. 

«... Sie ist der Synode nur als ein Zwischenbericht eines Ausschusses vorgelegt, um ihr 
Gelegenheit zu geben, sich dazu zu äußern ... 

Der Struktur- und Verfassungsausschuß schlägt vor, den Entwurf nach dem Abschluß 
dieser Synodaltagung den Gliedkirchen zur Stellungnahme durch ihre Synoden und Kir- 
chenleitungen zu überweisen und ihn zugleich der weiteren kirchlichen und außerkirch- 
lichen Öffentlichkeit zugänglich zu machen, damit er vor allem auch in den Gemeinden 
und in sonstigen interessierten Kreisen diskutiert werden kann. Ohne Gelegenheit zu einer 
breiten Meinungsbildung sollte ein Verfassungswerk dieser Art nicht abgeschlossen wer- 
den. Gewisse Schwierigkeiten bereitet allerdings die Entscheidung darüber, wie lange diese 
Diskussionsperiode dauern soll, wann die Arbeiten unseres Ausschusses zur Verwertung 
der Diskussionsergebnisse also wieder aufgenommen werden sollen. Die Entscheidung muß 
berücksichtigen, daß die sechsjährige Amtsperiode der gegenwärtigen Synode im Januar 
1973 abläuft. Geht man davon aus, daß die Synode, die 1970 den Entschluß zur Reform 
gefaßt hat, ihn auch ausführen sollte, so muß der Entwurf Ende 1972 entscheidungsreif 
sein und Anfang Januar 1973 der Synode in einer außerordentlichen Tagung zur Beschluß- 
fassung vorgelegt werden. Das bedeutet aber, daß für die Diskussionsperiode, von jetzt an 
gerechnet, nur sechs bis sieben Monate, d.h. etwa bis Ende Mai 1972, zur Verfügung ste- 
hen ... Ich hoffe gleichwohl, daß der Zeitplan wenigstens annähernd eingehalten werden 
kann, zumal es sich ja noch nicht um eine formell bindende, sondern nur um eine vorläu- 
fige Stellungnahme der landeskirchlichen Organe handeln kann. 

Ich halte die Entscheidung über den Zeitplan, die auf dieser Tagung getroffen werden 
sollte, aus einem doppelten Grunde für wichtig. Einmal wird spätestens mit dem Ende 
der gegenwärtigen Synodalperiode auch die Arbeit des Struktur- und Verfassungsausschus- 
ses ein Ende finden; eine Anzahl seiner Mitglieder, auch ich selbst, werden der nächsten 
Synode nicht mehr angehören. Diese nächste Synode wird also mit den Reformarbeiten 
zwar nicht ganz von vorn beginnen müssen, aber sie auch nicht einfach da fortsetzen kön- 
nen und wollen, wo wir sie liegen lassen mußten. Der damit eintretende Verlust an Zeit 
und Kraft hat aber auch ideelles Gewicht. Es könnte sein, daß die Reform, wenn sie jetzt 
verschoben wird, sich schon wenige Jahre später als zu spät erweist oder gar nicht mehr 
gelingt. Es gibt im deutschen Protestantismus, wie wir alle wissen, nicht nur zentripetale, 
sondern auch zentrifugale Kräfte, die in einem Stadium resignierender Unschlüssigkeit der 
Organe der EKD die Oberhand gewinnen könnten. 


In der Plenardebatte wurden sowohl grundsätzliche wie praktische, theologische 
wie organisatorische Fragen angesprochen. Obwohl die ausführliche Diskussion 
des „Rohentwurfs‘“ das Unbehagen mancher Redner an der ganzen Reform 
deutlich werden ließ, faßte die Synode fast einstimmig folgenden Beschluß: 
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ZUM ZWEITEN ZWISCHENBERICHT DES 
DES STRUKTUR- UND VERFASSUNGSAUSSCHUSSES 


1. Die Synode nimmt den Zweiten Zwischenbericht ihres Struktur- und Verfassungsaus- 
schusses entgegen. Sie billigt die Grundlinien des erarbeiteten Entwurfs einer Grundord- 
nung für die EKD. 

2. Die Kirchenkanzlei wird gebeten, die Beschlüsse von Stuttgart und Spandau und die 
Synodalprotokolle mit der Aussprache über den Zwischenbericht des Struktur- und Ver- 
fassungsausschusses möglichst schnell an alle Synodalen und Gliedkirchen zu verschicken. 

3. Die Synode bittet die Gliedkirchen, schon in diesem Stadium der Reformarbeit zu 
prüfen, ob sie den Grundgedanken des Entwurfs zustimmen können. Sie werden gebeten, 
ihre Beratungen über den Entwurf unverzüglich aufzunehmen und ihre Stellungnahmen so 
rechtzeitig zu erarbeiten, daß sie möglichst bis Ende Juni 1972 dem Struktur- und Verfas- 
sungsausschuß vorliegen. Die Synode begrüßt es, wenn die Gliedkirchen in die Beratungen 
des Entwurfs für eine neue Grundordnung der EKD den Entwurf für eine Konkordie refor- 
matorischer Kirchen in Europa einbeziehen. 

4. Der Rat wird gebeten, den Entwurf für eine neue Grundordnung zu beraten und die 
Beratungsergebnisse dem Struktur- und Verfassungsausschuß ebenfalls möglichst bis Ende 
Juni 1972 vorzulegen. 

5. Der Struktur- und Verfassungsausschuß wird beauftragt, den Entwurf eines Kirchen- 
gesetzes zur Änderung der Grundordnung so rechtzeitig vorzubereiten, daß er mit einer 
Stellungnahme des Rates und der Kirchenkonferenz möglichst bei einer im Januar 1973 
vorgesehenen Tagung der Synode der EKD eingebracht werden kann. 


b) Die Generalsynode der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands! 


In seinem Jahresbericht 1970/71 vor der im Oktober 1971 in Osnabrück tagen- 
den Generalsynode der VELKD sprach der Leitende Bischof D. Wölber die 
Frage der Struktur- und Verfassungsreform der EKD zunächst nur kurz an: 


Nach den verschiedenen Anstößen vor zwei Jahren wurden ... überall Verfassungsausschüsse 
tätig. Es ist eine zähe, bedächtige und überlegte Arbeit, bei der immer wieder Wasser in 
den Wein des Enthusiasmus gegossen wird. Man kann sich des Eindruckes nicht erwehren, 
daß die Gliedkirchen, wo immer sie konfessionell stehen, es am liebsten sehen würden, 
wenn alles beim alten bleibt. Der Wille zur organisatorischen Einheit ist gar nicht so groß. 
Vorwiegend werden praktische Zwänge maßgebend sein. 


Der Schluß seines Berichts bildeten Thesen grundsätzlichen und programmati- 
schen Charakters und Ranges: 


POSITIONSTHESEN 


1. Die im Glauben an den einen Herrn gegebene Einheit verpflichtet die evangelischen 
Kirchen, die schon bisher in der EKD verbunden waren, zu noch größerer Gemeinschaft. 
Eine wesentliche Etappe auf dem Wege dazu wäre die einheitliche und gemeinsame Rege- 
lung des gesamten Komplexes Diakonie, Weltmission und Ökumene. Darüber hinaus ist 
eine theologische Klärung der gemeinsamen kirchlichen Wirklichkeit notwendig, die uns 
auf die in Jesus Christus bestehende Einheit verweist. 

2. Jedoch wäre es ein Mißverständnis, lutherische Theologie als in der Sache überholt 
und lutherische Kirchen mit ihren Bekenntnissen als erledigt zu betrachten. Die Wahr- 
heitserkenntnis der lutherischen Reformation besteht nicht nur weiter. Sie erweist viel- 


1. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1970, S. 22ff. 
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mehr ihre Bedeutung in neuen Fragestellungen. Die weltweite Verbundenheit lutherischer 
Kirchen dient dieser Tatsache ebenso wie das überkommene und geprägte Leben der 
Einzelkirchen. 

3. Der Auftrag lutherischer Kirchen wäre verfehlt, wenn sie sich in mißverstandener Ab- 
sicherung der zunehmenden Gemeinschaft verweigerten und sich in die Isolation begeben. 
Allein im uneingeschränkten Bemühen um gemeinsame theologische Klärung und Aktua- 
lisierung bleiben lutherische Kirchen weder anderen Kirchen noch sich selbst ihren ge- 
schichtlichen Auftrag schuldig. Das Verharren in der Partikularität hindert die Wirkung 
ihrer Position. 

4. Leisten können lutherische Kirchen ihre gegenwärtige Aufgabe nur im engen verbind- 
lichen Miteinander. In dem Maße, wie sie über alle historischen Trennungen hinweg ihr 
eigenes gemeinsames Kirchesein erkennen und konstruktiv wahrnehmen, werden sie ihren 
Auftrag an der und für die EKD erfüllen können. 

5. In der gegenwärtigen Welt wird sowohl aus wichtigen theologischen Gründen wie um 
der Glaubwürdigkeit in den empirischen Beziehungen willen das Verhältnis von Kirche 
zu Kirche in der EKD durchlässiger und die Dienst- und Zeugnisgemeinschaft zwingender. 
Dieser geschichtlichen Wirklichkeit können die Kirchen nur entsprechen, wenn sie unnö- 
tige und überholte Differenzen durch Klarstellung der gemeinsamen Grundlagen und der 
Bedeutung, die ihre Unterschiede füreinander haben, überwinden. Dieser Aufgabe dient 
das gemeinsame Bemühen um aktuelle theologische Stellungnahmen und gleichgewichtig 
um die gemeinsame reformatorische Basis. Jede Gliedkirche bekundet damit nicht nur ih- 
ren Willen zur Gemeinschaft, sondern sie antwortet so auf die Herausforderungen ihrer 
eigenen tatsächlichen Lage. 

6. In der EKD bezeugen die evangelischen Kirchen ihre Gemeinschaft einander, indem 
sie bereit sind, Pfarrer einer anderen evangelischen Kirche wie ihre eigenen Pfarrer, das 
heißt unter Anwendung ihrer Ordnungen, in ihren Dienst aufzunehmen. Sie bezeugen die 
Gemeinschaft weiterhin, indem sie Glieder einer anderen Kirche wie ihre eigenen Glieder, 
das heißt unter Anwendung ihrer Ordnungen, zum Abendmahl zulassen. Jede Gliedkirche 
bietet jedem evangelischen Christen in der EKD ihren Dienst der Verkündigung, der Sa- 
kramentsausteilung und der Diakonie an. 

7. Die EKD ist kein nur institutioneller Zusammenschluß. Sie kann weder als statisches 
Nebeneinander eines Bundes getrennter Kirchen oder als eine Union getrennter Bekennt- 
nisse noch einebnend als Einheitsinstitution verstanden werden. Solche Vorstellungen wür- 
den Konfessionalität auf die bisherige Geschichte festschreiben. Die Gemeinschaft der 
Gliedkirchen weist vielmehr auf jene Wirklichkeit der Kirche hin, die in der in Jesus Chri- 
stus gegebenen Einheit besteht und immer neu und immer weiter konkret verwirklicht 
werden soll. Für diese Bewegung eine Definition erzwingen zu wollen, die der genannten 
historischen Begrifflichkeit von Kircheneinheit oder Unionismus entstammt, würde unsere 
Lage verfehlen. Die Gemeinschaft unserer Kirchen, ihre wesenhafte Ökumenizität und ihre 
spezielle evangelische Kommunität in Deutschland transzendieren als weiterführendes ge- 
schichtliches Geschehen die überlieferte regionalisierte Konfessionsbestimmtheit. 


Die Generalsynode verabschiedete am 7. Oktober 1971 eine 


ENTSCHLIESSUNG ZUR NEUORDNUNG DER EKD 


1. Die Generalsynode stellt dankbar fest, daß es in den verschiedenen Lehrgesprächen zwi- 
schen reformierten, lutherischen und unierten Kirchen, insbesondere mit dem Entwurf 
der Konkordie reformatorischer Kirchen in Europa („Leuenberger Konkordie‘‘), möglich 
geworden ist, konfessionelle Grenzen weiter abzubauen und gewachsene Gemeinschaft zu 
vertiefen. 

2. Die Generalsynode befürwortet eine Reform der Grundordnung der EKD, die dieser 
Entwicklung Rechnung trägt. 

3. Die Generalsynode bekräftigt ihre Auffassung, daß in der gegenwärtigen Lage Kir- 
chengemeinschaft weder als Nebeneinander in einem Bund getrennter Kirchen, noch als 
Union verschiedener Bekenntnisse, noch auch als lediglich organisierte Einheit zu verste- 
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hen ist. Kirchengemeinschaft soll vielmehr auf Grund der in Jesus Christus gegebenen Ein- 
heit immer neu und konkret verwirklicht werden. Dies bezeugen die lutherischen Kirchen 
auch dadurch, daß sie jedes Glied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutsch- 

land zum Abendmahl gemäß den eigenen Ordnungen uneingeschränkt zulassen. 

4. Die Generalsynode sieht in dieser Gemeinschaft vor allem eine theologische und geist- 
liche Aufgabe. Darum sollten institutionelle und organisatorische Elemente nicht überbe- 
tont werden, da sie die innere Gemeinschaft nicht ersetzen und sogar neue Schranken 
aufrichten können. 

5, Der Planungsausschuß wird beauftragt, nach Veröffentlichung eines Entwurfes für die 
neue Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland die Gliedkirchen zu konsul- 
tieren, eine Stellungnahme zu erarbeiten und der Kirchenleitung sowie der Generalsynode 
vorzulegen. 


c) Gliedkirchliche Überlegungen und Stellungnahmen zur 
Struktur- und Verfassungsreform 


A. Das Moderamen des Reformierten Bundes 


Das Moderamen des Reformierten Bundes übergab aufgrund eines Beschlusses 
vom 5. Juni 1971 dem Rat der EKD und dem EKD-Struktur- und Verfassungs- 
ausschuß die folgenden, von Ausschüssen des Moderamens erarbeiteten Thesen: 


BEDEUTUNG DES REFORMIERTEN BEKENNTNISSES FÜR DIE 
STRUKTUR DER EKD UND IHRER GLIEDKIRCHEN 


I. Theologische Leitsätze 


l. Gemeinde — Kirche — Gemeindekirche 


1.1 Evangelische Kirche lebt von Jesus Christus, ihrem Haupt und Herrn her als Gemein- 
schaft der Geheiligten. Sie existiert als Kirchengemeinde und Gemeindekirche. Die Evan- 
gelische Kirche in Deutschland lebt nur, sofern ihre Einzelgemeinden lebendig sind. Alle 
übergemeindlichen Dienste geschehen in enger Verbindung mit der überschaubaren Ortsge- 
meinde. Übergemeindliche Zusammenarbeit muß auf synodalem Wege (Kreissynoden, Syn- 
oden der Gliedkirchen, EKD-Synode) aufgestockt werden. 

1.2 In der Gemeindekirche geht es um das sichtbare, geübte und kontinuierliche Zusam- 
menleben von Menschen unter dem Zuspruch und Anspruch des Wortes Gottes. 

Die Gemeindekirche bedarf der Ordnung und Verwaltung, denen auch in einem techni- 
sierten Zeitalter keine Eigengesetzlichkeit neben und über den Diensten und Aufgaben der 
Gemeinde zukommt. Organisatorische und strukturelle Reformen gehen von den sich ver- 
sammelnden, dienenden und gesendeten Gemeinden und nicht von abstrakten administra- 
tiven Zielsetzungen aus. 

1.3 Die Gemeinde richtet ihren Dienst in dynamischer Beziehung zu den sozialen Ge- 
gebenheiten aus. Dabei ist sowohl der Gesichtspunkt des engen Zusammenhalts der Gemein- 
de wichtig wie die Weitung des Horizonts für gesellschaftliche Diakonie. In Stadtgemein- 
den sollte zur besseren Wahrnehmung gesamtstädtischer Aufgaben der Parochialegoismus 
überwunden werden. 


2. Die Ämter der Gemeinde 


2.1 Nach dem Neuen Testament hat jedes Gemeindeglied eine Gnadengabe als Dienst- 
befähigung empfangen. Dennoch kennt schon die frühe neutestamentliche Gemeinde 
Dienste, die für das Leben der Gemeinde von besonderer Wichtigkeit sind, z.B. den Dienst 
des Predigers, des Lehrers, des Ältesten und des Diakons. 
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Neben der Gemeindeleitung, die durch diese vier Ämter geprägt ist, zeichnen sich in der 
frühchristlichen Zeit zwei weitere Arten der Gemeindeleitung ab: der kollegial-charisma- 
tische Ordnungstyp ohne feste Ämterstruktur und der bischöfliche Ordnungstyp, bei dem 
die Gemeinde von Bischof und Ältesten gemeinsam geleitet wird. 

2.2 Es ist angesichts der neutestamentlichen Ordnungsvielfalt nicht möglich, einen ein- 
zigen Ordnungstyp (oder ein starres Ämterschema) als allein biblisch begründet oder gebo- 
ten auszugeben. Vielmehr wird die Gemeindekirche gerade im ständigen Hören auf das 
Gesamtzeugnis des Neuen Testamentes daran erinnert, daß sie bei der Ordnung ihrer Äm- 
ter auf die dynamische und flexible Ausrichtung ihres Dienstes für alle Menschen bedacht 
sein muß. 

2.3 Die reformierten Kirchen haben aus den vier Ämtern der Gemeindeleitung die pres- 
byterial-synodale Ordnung entwickelt. Sie ist im Ansatz biblisch begründet. Sie hat in 400 
Jahren Kirchengeschichte die Mündigkeit der Gemeinden gefördert. Sie scheint — auch an- 
gesichts der Demokratisierungsversuche — am ehesten geeignet, alle Dienstbefähigungen der 
Gemeinde zusammenzufassen 


3. Vorzüge der presbyterial-synodalen Kirchenverfassung 


3.1 Die presbyterial-synodale Ordnung bewahrt die Kirchen vor dem Einmannsystem und 
vor Amtsträgerherrschaft. Sie macht deutlich, daß die Wahrheit des Glaubens der ganzen 
Gemeinde anvertraut ist. 

3.2 Nach presbyterial-synodaler Ordnung stehen die Ämter der Gemeinde nicht standes- 
mäßig, sondern in Wahrnehmung der Dienstaufträge gegenüber. Weder die Solidarität Chri- 
sti mit seiner Gemeinde noch sein Herrschaftsanspruch können in der Diskussion gewon- 
nen oder von Führerpersönlichkeiten eigenmächtig vermittelt werden. 

3.3 Im presbyterial-synodalem Verständnis der Leitungsdienste sollte gewährleistet sein, 
daß die Diensttuenden selbst in die Anrede, das Angebot der Gabe Gottes und die Ermah- 
nung zum Ethos einbezogen sind und nicht durch ihr perfektes Handeln die Zuwendung 
Gottes in Predigt, Taufe, Abendmahl und Heiligung erst in Gültigkeit setzen. 

3.4 Die Vielfalt der Dienste und das Bewußtsein, daß sie durch die Freiheit des Geistes 
Gottes bedingt sind, bewahren davor, in einer Zeit des sich steigernden Aktivismus die 
"Kirche erneut der Werkgerechtigkeit und der Leistungssucht vor Gott und den Menschen 
auszuliefern. 

3.5 Die wort- und geistbedingte Herkunft presbyterial-synodaler Dienstaufträge sollte 
die Diensttuenden unanfällig machen für imperative Mandate gesellschafts- oder kirchenpo- 
litischer Gruppen. 


4. Abgrenzung gegen das Verwechseln von presbyterial-synodaler Ordnung mit Demokra- 
tisierung der Kirche 


4.1 In der Demokratie geht alle Gewalt vom Volke aus. In dem Volke Gottes geht alle 
Gewalt von Gott aus, der sich in Jesus Christus bekannt gemacht hat und noch bekannt 
macht. 

4.2 Allerdings sollten die Evangelische Kirche in Deutschland und ihre Gliedkirchen vor- 
bildlich sein in der Übung freiheitlich demokratischer Formen (z. B. Information der Ge- 
meindeglieder, Aufnahme von Anregungen der Gemeinden, Offenlegung der kirchlichen 
Haushalte, Kontrolle der Kirchenleitungen durch synodale Organe, plangerechte Vorberei- 
tung der Synodalthemen usw.) 

4.3 Um die Kirche nicht fahrlässig ungeistlichen Mehrheitsbeschlüssen auszuliefern, soll- 
ten für alle Synodalerklärungen (einschließlich Denkschriften) folgende Kriterien gelten: 

1. Die Begründung in der Heiligen Schrift, die Kontinuität mit dem Bekenntnis der Vä- 
ter und der Ruf des dreieinigen Gottes in die heutige Situation sollten erkennbar und ein- 
deutig ausgesprochen sein. 

2. Die Synodalbeschlüsse sollten nach Möglichkeit einmütig gefaßt werden. 

3, Bei nicht einmütigen Beschlüssen sollten das Abstimmungsergebnis und das Votum der 
Minderheit bekanntgegeben werden. 
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Die genannten Kriterien dienen dazu, eine geistliche Beurteilung der Synodalbeschlüsse 
zu ermöglichen. 


5. Die Aufgabe der Konfessionen in der EKD 


5.1 Da uns heutige Schrifterkenntnis die Vielfalt der Gegenwart Christi in der Gemeinde 
und in ihren Diensten aufgedeckt hat, und da keine der bestehenden Konfessions-, Unions- 
und Regionalkirchen die Fülle des reformatorischen Zeugnisses ganz in sich schließt — so- 
wohl was ihr Bekenntnis als auch, was ihre Struktur angeht —, muß die Einheit der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland als Einheit in Vielfalt gewahrt werden. 

5.2 Es ist Aufgabe der evangelisch-reformierten Gemeinden und Gliedkirchen der EKD 
sowie des Reformierten Bundes, für diese Offenheit und diese Pluralität in der Evangeli- 
schen Kirche in Deutschland einzutreten und ihren spezifischen Beitrag dazu zu leisten. 


II. Kirchenrechtliche Schlußfolgerungen 


Aus den zu I dargestellten theologischen Leitsätzen sind konkrete kirchenrechtliche 
Schlußfolgerungen zu ziehen. Diese Schlußfolgerungen sind zu gliedern in Empfehlungen 
für die Überarbeitung der Grundordnung der EKD (1) und in Empfehlungen für die Struk- 
turreform der EKD (2). 

1.1 Die reformierten Gemeinden gehen — übrigens seit 1948 — davon aus, daß die EKD 
nicht nur ein Bund verschiedener Kirchen, sondern die evangelische Kirche Deutschlands 
im Vollsinne des Wortes sei. Wenn diese Auffassung nach dem Ergebnis der lutherisch-re- 
formierten Gespräche Ausgangspunkt der Verfassungsreform der EKD wird, kann die EKD 
auch in ihrem Verfassungstext nicht mehr nur als Zusammenschluß entweder von Landes- 
kirchen oder aber von einzelnen Christen dargestellt werden. Weil evangelische Kirche nur 
Gemeindekirche sein kann (vgl. I, 1), muß in der verfassungsmäßigen Beschreibung einer 
EKD, die als Kirche verstanden werden will, der Bezug auf die Einzelgemeinden hergestellt 
werden. 

1.2 Der zu II 1.1 dargestellte Gesichtspunkt wird noch bedeutungsvoller, wenn die Fra- 
ge einer mitgliedschaftlichen Bindung der einzelnen Evangelischen an die EKD erörtert 
wird. Es kann schwerlich bestritten werden, daß die Herstellung eines solchen mitglied- 
schaftsrechtlichen Bundes unter verschiedenen Gesichtspunkten wünschenswert wäre. Da 
aber Kirchengliedschaft die Zugehörigkeit zu einer konkreten Christengemeinde voraus- 
setzt und eine unmittelbare Zugehörigkeit zu einer Landeskirche deshalb nicht denkbar 
ist, kann auch die mittelbare Gliedschaft des einzelnen Christen zur EKD nur aus der Zu- 
gehörigkeit zu einer Kirchengemeinde der EKD bzw. einer ihrer Gliedkirchen hergeleitet 
werden. 

1.3 Aus dem auf die Schrift gegründeten Grundsatz der presbyterialen Leitung und Ver- 
tretung der Gemeinde (vgl. I, 2.3) folgt, daß übergemeindliche Leitungsgremien, also Syn- 
oden, nur von Ältesten gewählt werden können. Einer Urwahl zu Synoden der EKD oder 
ihrer Gliedkirchen können die reformierten Gemeinden daher nicht zustimmen. 

1.4 Eine Erweiterung der Aufgaben der EKD setzt eine Verstärkung ihrer finanziellen 
Leistungskraft voraus. Eine Ausweitung der Finanzmasse der EKD setzt ihrerseits eine Ge- 
währleistung der synodalen Bestimmung und Beaufsichtigung des Haushaltsgebarens der 
EKD voraus. Es muß daher durch die Grundordnung gewährleistet werden, daß das aus- 
schließliche Haushaltsrecht der Synode nicht durch Notverordnungen anderer Stellen un- 
terlaufen werden kann. 

1.5 Bei der Überprüfung des Rechts des Rates der EKD sollte vor allem anderen darauf 
geachtet werden, daß die Grundsätze der synodalen Leitung der Kirche und des gleichbe- 
rechtigten Zusammenwirkens von Pastoren und anderen Ältesten gewahrt bleiben. Daraus 
folgt im einzelnen: 

1.5.1 Es ist keine Frage von Bekenntnisrang, ob der Vorsitz im Rat ein Haupt-, Neben- 
oder Ehrenamt ist. Es ist aber unabdingbar, daß die Grundordnung gewährleistet, daß 
auch ein hauptamtlicher Vorsitzender nur auf Zeit gewählt wird und sowohl ein Pastor 
(bzw. leitender Geistlicher) als auch ein anderer Ältester (‚Laie‘) sein kann. 

1.5.2 Das zu 1.5.1 für den Vorsitzenden Ausgeführte gilt auch für andere Mitglieder des 
Rates. Es ist darüber hinaus jedoch unabdingbar, daß die Zahl der ehrenamtlichen Mitglie- 


36 


der des Rates die der hauptamtlichen Mitglieder übertrifft und daß bei Abstimmung das 
Stimmrecht der jüngsten hauptamtlichen Mitglieder so lange ruht, bis die Zahl der anwe- 
senden ehrenamtlichen Ratsmitglieder die Zahl der anwesenden stimmberechtigten haupt- 
amtlichen Ratsmitglieder übertrifft. 

1.5.3 Ebenso ist es keine Frage von Bekenntnisrang, ob der rechtskundige Leiter der 
Verwaltung der EKD (Präsident der Kirchenkanzlei) dem Rat mit Stimmrecht angehört. 
Sollte er dem Rat angehören, so wäre es allerdings unabdingbar, daß er künftig von der 
Synode auf Zeit gewählt würde. Weitere Mitarbeiter der EKD oder ihrer Werke sollten 
dem Rat unter keinen Umständen angehören. Die synodale Bestellung der Leiter und lei- 
tenden Mitarbeiter der Dienststellen der EKD auf Zeit sollte unabhängig von ihrer Rats- 
mitgliedschaft eingeführt werden. 

2 Die Reform der Struktur der EKD sollte dazu dienen, den Dienst der EKD für die 
Gemeinden und ihre Selbständigkeit wirkungsvoller und die synodale Ordnung der Kirche 
lebendiger zu gestalten. Hierzu erscheint als erforderlich: 

2.1 Die Erweiterung des Aufgabenbereichs der EKD sollte sich vor allem auf die Wahr- 
nehmung von Gemeinschaftsaufgaben erstrecken. Als Gemeinschaftsaufgaben sollten die 
Aufgaben angesehen werden, die auf kurze oder lange Sicht von einer Gliedkirche oder 
einem gliedkirchlichen Zusammenschluß personell, organisatorisch oder finanziell allein 
nicht mehr bewältigt werden können. Die gemeinsame Durchführung von Aufgaben durch 
EKD und Gliedkirchen führt zu Mischfinanzierungen und damit zur Aufhebung der Lei- 
tung und Beaufsichtigung durch eine Synode. 

2.2.1 Die EKD sollte dagegen zurückhaltend sein, ohne zwingenden Grund durch Ge- 
setzgebung, Richtlinien oder Finanzzuweisungen in die Selbstverwaltung der Gliedkirchen 
einzugreifen. Die Synoden der Gliedkirchen sind gemeindenäher als die der EKD, und un- 
terschiedliche Entwicklungen sollten nicht aus gesetzgeberischem oder verwaltungsmäßi- 
gem Perfektionismus zwangsweise vereinheitlicht werden, sondern nur dort, wo sie nach- 
weislich der Gesamtheit schaden (wie jetzt z.B. bei der Kirchensteuer oder der Besoldung). 

2.2.2 Insbesondere der vordringlich erforderliche Finanzausgleich darf nicht dazu führen, 
daß das ausschließliche Haushaltsrecht der gliedkirchlichen Synoden hinsichtlich der glied- 
kirchlichen Finanzen durch mittelbare Weisungen von Verteilungsgremien praktisch teil- 
weise eingeschränkt wird. Der Finanzausgleich muß deshalb Unterschiede in der Steuer- 
kraft der Gliedkirchen zu einem Teil verringern, ohne mittelbar ihre Ausgabenpolitik be- 
einflussen zu wollen. Er muß also die gliedkirchlichen Einnahmen, nicht die Ausgaben, 
angleichen. 

2.2.3 Die gliedkirchliche Neugliederung der EKD ist in besonderer Weise Sache der betrof- 
fenen Gemeinden und der Synoden der Gliedkirchen. Sie kann nur dazu dienen, daß die 
betroffenen Gliedkirchen ihren Dienst als Gemeindekirchen gegenüber Gemeinden und Öf- 
fentlichkeit besser ausrichten können. Eine Neuregelung vom Reißbrett oder „von oben“ 
führt zu Schwächungen der Wirksamkeit durch die Lockerung gewachsener Bindungen 
und Verschlechterung der Zusammenarbeit. Deshalb müssen folgende Gesichtspunkte be- 
achtet werden: 

2.3.1 Eine Reform wird nur Aussicht auf Erfolg haben können, wenn sie für jede Frage- 
stellung offen ist. So werden sich besonders kleine Gliedkirchen fragen lassen müssen, ob 
sie die Funktion der Gliedkirche nach ihrer Leistungskraft noch glaubwürdig erfüllen kön- 
nen. So werden sich besonders große Gliedkirchen fragen lassen müssen, ob sie die Funk- 
tion der Gemeindekirche nach der täglichen Gemeindenähe ihrer Kirchenleitung noch glaub- 
würdig erfüllen können. Erst durch solche Prüfungen können sich Maßstäbe dafür gewinnen 
lassen, ob kleine Kirchen mit anderen vereinigt und ob nicht auch große Kirchen aufge- 
teilt werden sollten. 

2.3.2 Es ist inzwischen unbestritten, daß Kirchengemeinden nicht nur durch den Wohnsitz, 
sondern auch durch andere gemeinsame Merkmale ihrer Gemeindeglieder abgegrenzt wer- 
den könnnen. So stehen Parochialgemeinden gleichrangig neben Personalgemeinden. Was 
für die Gemeinden gilt, muß auch für ihre Zusammenschlüsse (die Gliedkirchen der EKD) 
gelten. Bei einer Neugliederung der Gliedkirchen muß also nicht ausschließlich die zufälli- 
ge Ortslage der Gemeinden, sondern auch andere Merkmale (z.B. die presbyteriale Ord- 
nung) für die Zuordnung zu Gliedkirchen maßgebend sein können. 
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2.4 Eine Reform der Struktur der EKD sollte endlich nicht nur das Verhältnis der EKD 
zu ihren Gliedkirchen und Werken überprüfen, sondern die EKD als Gemeindekirche auch 
dadurch glaubwürdig machen, daß bei dieser Reform die Gliedkirchen nicht nur Aufgaben 
an die EKD abgeben, sondern auch die Selbständigkeit ihrer eigenen Kirchengemeinden in 
geistlicher, rechtlicher und finanzieller Hinsicht erheblich erweitern. 


B. Die Landessynode der Evang.-Luth. Kirche in Bayern? 


Auf der Märztagung der bayerischen Landessynode in Schweinfurt griff der Re- 
chenschaftsbericht von Landesbischof D. Dietzfelbinger auch die Frage der 
EKD-Reform auf. Wir geben den diesbezüglichen Berichtsteil gekürzt wieder: 


... Auf der EKD-Synode meinte Bischof Wölber: „Was ist los mit dieser Kirche? Los ist, 
daß sie sich in einer Identitätskrise befindet.‘ Eben in dem Augenblick der Identitätskrise 
aber hat sich nun die Evangelische Kirche in Deutschland aufgemacht zu einer Struktur- 
und Verfassungsreform. Die Mai-Synode 1970 hat in ihrer Entschließung von einer Be- 
wegung zu engerer Gemeinschaft gesprochen. 

Der Beschluß der letzten Synode in Berlin-Spandau nahm das auf und. hat es entspre- 
chend den bisherigen Planungen und Überlegungen weitergeführt. „Die Synode beauftragt 
den Ausschuß, bei seinen Vorschlägen für die notwendigen Neuregelungen davon auszu- 
gehen, daß vertiefte Kirchengemeinschaft verwirklicht wird, die Kanzel- und Abendmahls- 
gemeinschaft einschließt.“ 

So sehr wir uns um weitere Gemeinschaft in der evangelischen Christenheit in Deutsch- 
land zu bemühen haben, so wenig blieb die Vieldeutigkeit der Vorstellungen über das, was 
vertiefte Kirchengemeinschaft heißen soll, auch auf dieser Synode verborgen. Von der 
Ökumene her vertrat Lukas Vischer aus Genf in seinem Bericht über Unionsverhandlungen 
im Gesamten der Ökumene die Meinung, die konfessionsbestimmten Kirchen müßten un- 
ter Umständen ihre konfessionelle Identität aufgeben, um durch Union etwas Neues, eine 
neue Unionskirche zu werden. Unter den Synodalen gab es ähnliche Stimmen: Luthera- 
ner, Reformierte, Unierte — das ist jetzt überwunden, davon wissen viele nichts mehr. 
Dafür gibt es jetzt vorwiegend einen vierten Stand: einfach evangelische Christen. Darum 
müssen wir das Alte dahinten lassen und zu etwas Neuem schreiten. Andere empfehlen die 
„Ihesen zur Kirchengemeinschaft‘‘ vom 4. Mai 1970, als Grundlage, die nicht so weit 
gehen, sondern lutherischen und reformierten Kirchen gewissermaßen ihre eigene Gestalt 
lassen, aber sie zu einer näheren Gemeinschaft miteinander führen wollen. Eine weitere 
Stimme wurde in dem von einer Arbeitsgruppe herausgegebenen „Memorandum zur Kir- 
chenreform‘“ laut, das von der „praktisch längst vollzogenen Privatisierung der Bekennt- 
nisse‘ sprach, einen Abbau der konfessionellen Sonderbünde forderte und Formen einer 
„persönlichen Bekenntnisbindung‘“ anstelle der territorialen, etwa in überregionalen Konfe- 
renzen, empfahl. Man muß fragen: wie sähen dabei die Konsequenzen für eine konfessio- 
nell bestimmte Kirche wie die Evang.-Luth. Kirche in Bayern aus, die gerade dabei ist, sich 
eine neue Verfassung zu geben? Noch weitere Meinungen wären hinzuzufügen. Der Gesamt- 
eindruck war jedenfalls für mich, daß dies alles noch einer ganz anderen, tieferen Klärung 
bedarf. Nicht nur Lutheraner, sondern auch ein Artikel in der Reformierten Kirchenzei- 
tung vom 15. 2. 71 übt Kritik an dem Plan einer „Kirchengemeinschaft im theologischen 
Nebel“. 

Der Wunsch ist berechtigt, daß es zu einer noch größeren, klareren Gemeinschaft der Kir- 
chen unter uns komme. Allerdings sollte man dabei nicht das bereits Gewachsene unter- 
bewerten. Gerade auf dem Boden der jetzigen Grundordnung von 1948, die das Verhält- 
nis von Gemeinsamkeit und Verschiedenheit unter Schmerzen, aber, wie ich meine, mit 
Weisheit recht ausgewogen hat, sind in der evangelischen Christenheit in Deutschland viele 
Gemeinsamkeiten hervorgewachsen, aus den verschiedensten Motiven und Notwendigkei- 


2. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1970, S. 32ff. 
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ten heraus. Die Motive reichen von der heutigen Mobilität der Gemeindeglieder über die 
Notwendigkeit gemeinsamen Handelns gegenüber der Öffentlichkeit, dem Staat, gegenüber 
der römisch-katholischen Kirche bis hin zu dem gemeinsamen evangelischen Bewußtsein, 
das sich Ausdruck und Gestalt verschaffen möchte. Aber wir würden die Augen vor der 
Wirklichkeit verschließen, wenn wir nicht auch die mehrströmige Bewegung des Gegenein- 
ander und Auseinander sähen, die unter uns im Gange ist, ja die fundamentale Krise des 
Glaubens, in die wir geraten sind ... 

... Immer wenn die Kirche Jesu Christi solchem Angriff auf den Glauben ausgesetzt 
war, gab es eine Hilfe: „Weil du bewahrt hast das Wort meiner Geduld, will ich auch dich 
bewahren vor der Stunde der Versuchung“, d.h. des Angriffs auf den Glauben, ‚‚die kom- 
men wird über den ganzen Weltkreis‘‘ — im griechischen Neuen Testament steht ‚Öku- 
mene‘ —, „zu versuchen, die da wohnen auf Erden“ (Offb. 3). Es ist das Großartige gera- 
de am evangelisch-lutherischen Bekenntnis, daß es uns einfältig und eindeutig auf diesen 
Weg weist, etwa auch im Art. VII der Augsburgischen Konfession, wo von der Kirche ge- 
sagt wird, sie ist „die Versammlung aller Gläubigen, bei welchen das Evangelium rein ge- 
predigt und die Heiligen Sakramente laut des Evangeliums gereicht werden“. Einfältig 
und eindeutig! Alles andere ist demgegenüber — das zeigt die Fortsetzung des Artikels — 
gar nicht unwichtig, aber zweitrangig, und alles andere muß daraus folgen. Um die Er- 
kenntnis und das Festhalten dieser unaufgebbaren Priorität aber scheint es mir heute in 
der Evangelischen Kirche in Deutschland zu gehen: Wollen wir diese Rangordnung beibe- 
halten oder wollen wir sie umkehren? Nicht daß Verkündigung und Sakramentsverwaltung 
verschwinden. Aber für sie gibt es, wenn man sich umsieht, heute — euphemistisch ge- 
sprochen — eine unüberbietbare Toleranz in Lehrfragen. Auch das Bekenntnis „bleibt un- 
berührt‘, wie man es immer wieder in der Zeit des Kirchenkampfes sagte. Aber es wird 
alles beliebig, während die bewußte oder unbewußte Erwartung besteht, es könnte durch 
neue Strukturen, durch eine gemeinsame Verfassung und eine zentrale Ordnung das Ent- 
scheidende doch gemacht werden. Dabei möchte ich keinem meiner Brüder in der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland unrecht tun, die theologische Argumente auch für diese 
Versuche bringen. Ich überhöre keinen, der mich insgeheim oder offen fragt, ob ich starr- 
köpfig oder dogmatisch bin. Ich halte mit ihm enge Gemeinschaft. Aber die Prioritäten 
müssen bleiben, weil sonst die Kirche in Versuchung ist, ihre Identität als Kirche Christi 
zu verlieren. 

Wie dient eine Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland, wie es die Evang.- 
Luth. Kirche in Bayern ist, dem Ganzen der Christenheit in Deutschland auf die beste 
Weise? Diese Frage geht mit mir, und ich gebe sie weiter. Sie ist nicht leicht. Stehen wir 
alle doch auch nicht abseits und unberührt von den eben geschilderten Versuchungen und 
Strömungen. Wir sind selber von ihnen beeinflußt und sind ihnen ausgesetzt. Auch müs- 
sen wir in unseren Verhältnissen redlicherweise mit bedenken, daß viele evangelische Mit- 
christen gerade in den letzten Jahrzehnten in die bayerische Landeskirche gekommen sind, 
die nun nicht einfach von heute auf morgen zu dieser ihrer Geschichte, ihrem Gepräge Ja 
sagen können und wollen. Die Landeskirche muß offene Türen haben, wenn sie diese Glau- 
bensgenossen rufen will, freilich offene Türen vom Evangelium her und zum Evangelium 
hin! Eine brüderliche Durchlässigkeit der Grenzen ist erforderlich und selbstverständlich. 
Aber das heißt nicht, daß alle Grenzen niedergelegt werden sollen. 

Darum, so glaube ich, können wir zu einer besseren Ordnung in einer Evangelischen Kir- 
che in Deutschland nicht kommen ohne ein Gespräch über die grundlegenden Fragen nach 
der wahren Einigkeit der Kirche, so wie es früher oft auf Bekenntnissynoden geschah. Das 
hat dann oft auch wieder die Strukturfragen in die rechte Perspektive gerückt ... 


Nach einem Bericht von Oberkirchenrat Dr. Hofmann und eingehender Ausspra- 
che im Plenum und in Ausschüssen verabschiedete die Landessynode am 12. 
März 1971 folgenden 


BESCHLUSS ZUR ENTWICKLUNG IN DER EKD 


Die Landessynode hat sich auf ihrer Tagung in Schweinfurt erneut mit den Überlegungen 
zur Reform der EKD befaßt. Sie weiß sich mitverantwortlich für die Gemeinschaft der 
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EKD und ist bereit, in solcher Verantwortung an der Fortentwicklung der EKD mitzu- 
arbeiten. Sie ist der Auffassung, daß die EKD in die Lage versetzt werden sollte, anerkann- 
te Gemeinschaftsaufgaben sachgerecht zu erfüllen. Soweit die gegenwärtige Grundordnung 
dem nicht Rechnung trägt, sind Verbesserungen anzustreben. 

Die Landessynode stellt jedoch fest, daß das Ziel, volle Kanzel- und Abendmahlsgemein- 
schaft in der EKD herzustellen, eine Angelegenheit der bekenntnisbestimmten Gliedkirchen 
und nicht Sache der EKD ist. Die in den lutherisch-reformierten Gesprächen erarbeiteten 
„Thesen zur Kirchengemeinschaft‘ werden zur Zeit einer sorgfältigen Prüfung unterzogen. 
Die zu erwartende „Theologische Erklärung zu den Herausforderungen der Zeit‘ soll in 
die Überlegungen mit eingebracht werden. Dies alles kann jedoch nicht binnen weniger 
Monate geschehen. Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern wird nach Abschluß 
dieser Prüfung Gespräche mit den anderen Gliedkirchen der EKD führen. Es wird daran 
erinnert, daß in Bayern wie in allen Gliedkirchen der EKD die Übung besteht, Gemein- 
deglieder anderer Gliedkirchen zum Heiligen Abendmahl einzuladen und zuzulassen. Durch 
diese Abendmahlsgemeinschaft in Form der offenen Kommunion wird den Erfordernissen 
der Gemeinschaft Rechnung getragen. Eine Einzelmitgliedschaft von Gemeindegliedern 
in der EKD wird aus kirchenrechtlichen und grundsätzlich-kirchlichen Gründen abgelehnt. 
Sonst würde verwischt, daß die Gliedkirchen bekenntnismäßig gebunden sind. 

Kirchengemeinschaft kann nicht durch Mehrheitsbeschlüsse erzwungen werden. Der wei- 
tere Weg in der EKD kann nicht um die theologischen Fragen herumgeführt werden, son- 
dern muß mitten durch sie hindurchgehen. Darum halten wir es für erforderlich, daß die 
in der Grundordnung der EKD festgelegten theologischen Grundlagen erneut ernsthaft 
bedacht werden. Die Landessynode unterstützt den Vorschlag des Landesbischofs, den er 
in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Rates der EKD unterbreitet hat: „Wir sollten 
noch einmal das Wagnis unternehmen, eine nüchterne, illusionslose Analyse unserer Situa- 
tion zu versuchen und von da aus theologisch und geistlich weiter zu schreiten. Die ent- 
scheidende Frage an die Kirche ist die nach ihrem Geist, ihrem Herrn und ihrem Wort.‘ 


Auch auf der zweiten Tagung des Berichtsjahres, die im Oktober 1971 in Bay- 
reuth stattfand, befaßte sich die Landessynode mit der EKD-Reform. Landes- 
bischof D. Dietzfelbinger erklärte in seinem Rechenschaftsbericht dazu: 


1. Man soll von der Evangelischen Kirche in Deutschland nicht zu gering denken. Solch 
ein Zusammenschluß ist nötig, er erweist seine Notwendigkeit im praktischen Handeln 
alle Tage, und viele unter uns können das aus der Erfahrung bestätigen. Es gibt auch 
ein tiefgreifendes Gemeinschaftsbewußtsein im deutschen Protestantismus, das seinen le- 
bendigen Ausdruck sucht und braucht. 

Andererseits soll man von dieser Evangelischen Kirche in Deutschland auch nicht zu 
viel erwarten. Was ist sie, wenn sie organisiert ist? Sie greift über Ortsgemeinden und Lan- 
deskirchen hinweg, aber sie kann nicht geben, was eine Ortsgemeinde oder eine Landes- 
kirche gibt. Sie ist auf sie angewiesen, und da liegen die Wurzeln. Darum soll sie nicht 
mit Aufgaben und Hoffnungen überfrachtet werden, die sie nicht erfüllen kann. 

2. Was die Lehre der Kirche betrifft, so öffnen wir uns heute einem immer weiterge- 
henden Pluralismus. Was die Gestalt der Kirche betrifft, möchten wir einer möglichst star- 
ken Einheit zustreben. Ich täusche mich nicht darüber, daß viele Glieder der Kirche darin 
kein großes Problem sehen oder das auch möchten. Warum auch nicht? Andererseits stellt 
der weitergehende Pluralismus und die — euphemistisch gesprochen — an vielen Stellen 
nicht mehr zu überbietende Toleranz in Lehrfragen nicht wenige Glieder vor die Frage, ob 
sie weiter dieser Kirche angehören wollen und können. 

3. Ist in den geplanten Strukturen das Verhältnis zwischen Gemeinsamkeit und Unter- 
schiedenheit recht ausgewogen, was mir im übrigen ein Vorzug der derzeitigen Grundord- 
nung zu sein scheint? 

Berücksichtigt der Entwurf die Tatsache, daß wir uns im Protestantismus bei allem ge- 
meinsamen Angefochtensein gewiß in einem Boot, und doch in sehr verschiedener Situa- 
tion befinden, was den Norden und Süden mit ihren Problemen betrifft, etwa mit der 
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Frage der rechten Ordnung und des Verständnisses des Religionsunterrichtes in dieser und 
in jener Gliedkirche? 

Wie viel wird die neue Organisation kosten, auch mit den Folgelasten, auf die wir heute 
überall mit besonderem Nachdruck hingewiesen zu werden pflegen? Wer setzt das Recht, 
wer gibt Richtlinien, wofür können Richtlinien gegeben werden? 

4. Die Neuordnung tritt unter dem Begriff „Kirchengemeinschaft‘ an. Ist dieser Begriff 
so geklärt, daß er für eine Grundordnung verwendet werden kann? Dankenswerterweise 
hat die Generalsynode der VELKD ebenso wie die Leuenberger Konkordie einige Positio- 
nen und Negationen zu diesem Begriff ausgesprochen. 

Ich erinnere an die Erklärung über das Hl. Abendmahl vom Oktober 1967. Aber wird 
in dieser Art eines geplanten Zusammenschlusses die lutherische Kirche ihre notwendige 
Funktion weiter ausüben können? 

5. Es besteht die Absicht, noch in dieser EKD-Synodalperiode, die bis Januar 1973 
dauert, den Entwurf zu verabschieden: Ich stelle die Frage, ob in diesem Zeitraum auch 
nur ein Bruchteil der offenstehenden Probleme in den Gliedkirchen verantwortlich durch- 
gesprochen werden kann. Ich halte es für meine Pflicht, rechtzeitig auf diese Dinge auf- 
merksam zu machen. 


Oberkirchenrat Dr. Hofmann berichtete über den Stand der Arbeit in dem 
Struktur- und Verfassungsausschuß der EKD und über den erstellten „Rohent- 
wurf“ einer neuen Grundordnung. 

Die Landessynode nahm am 21. Oktober 1971 die ihr von dem landeskirch- 
lichen EKD-Ausschuß vorgelegten Empfehlungen ‚im Ganzen zustiminend zur 
Kenntnis“ und bat den von der Landessynode und dem Landeskirchenrat ge- 
bildeten „Gemischten Ausschuß‘, im Sinne dieser Vorschläge seine Arbeit fort- 
zusetzen. 

Der Ausschuß für EKD-Fragen legte folgende Empfehlungen vor: 


I. 


Da sich die Landessynode auf ihrer gegenwärtigen Tagung mit vielen anderen Fragen zu 
beschäftigen hat, ist es ihr nicht möglich, die Fragen der EKD-Reform ausführlich und 
grundsätzlich zu behandeln. Es erscheint uns aber notwendig für das weitere Verfahren 
und Vorgehen, einige Linien aufzuzeigen, nach denen die Landessynode ihre Arbeit in 
den EKD-Fragen fortsetzen sollte. 

II. 


Seit der Tagung der Landessynode in Schweinfurt im Frühjahr 1971 sind innerhalb der 
EKD die theologischen und interkonfessionellen Gespräche sowohl im deutschen wie im 
europäischen Raum weiter geführt worden. Inzwischen liegt der Rohentwurf einer neuen 
Grundordnung der EKD vor. Aus der bayerischen Landeskirche sowie aus anderen Glied- 
kirchen sind Stellungnahmen erfolgt zu den „Thesen über die Kirchengemeinschaft‘‘ vom 
Mai 1970. Das Gespräch hierüber ist noch nicht abgeschlossen. Eine gemeinsame einheit- 
liche Beurteilung oder Neufassung der Thesen innerhalb der EKD steht noch aus. Dane- 
ben gesondert liefen die Leuenberger Gespräche. Vor kurzem wurde der Entwurf einer 
„Konkordie reformatorischer Kirchen in Europa“ (Leuenberger Konkordie) vorgelegt, 
dem für die angestrebte Kirchengemeinschaft zwischen lutherischen, reformierten und 
unierten Kirchen im deutschen Raum große Beachtung gewidmet werden muß. 72 luthe- 
rische, reformierte und unierte Kirchen in Europa, darunter die Evang.-Luth. Kirche in 
Bayern, sind gebeten worden, bis zum 1. 3. 1973 zu diesem Entwurf Stellung zu neh- 
men. Wir halten es für unerläßlich, daß die Behandlung der theologischen und bekennt- 
nismäßigen Fragen in enger Verbindung und Verzahnung mit der Behandlung der verfas- 
sungsmäßigen Fragen erfolgt. Es ist nicht tragbar, wenn die Verfassungsreform geschieht, 
ohne daß vorher und zugleich die theologischen Erarbeitungen zur Kenntnis genommen 
und bei der Arbeit an der neuen Grundordnung entscheidend berücksichtigt werden. Wir 
stellen uns deshalb voll hinter die von der Generalsynode der VELKD vom 7. 10. 1971 
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verfaßte „‚Entschließung zum Entwurf einer ‚Konkordie reformatorischer Kirchen in Eu- 
ropa‘ (Leuenberger Konkordie)“. In diesem Zusammenhang erscheint uns die Ziffer 3 
der Entschließung von besonderer Bedeutung zu sein: 

Der Entwurf der Leuenberger Konkordie stellt einen beachtlichen Fortschritt gegenüber 
den Thesen zur Kirchengemeinschaft dar. Wir empfehlen, den Entwurf sofort in die deut- 
schen Verhandlungen um Bekenntnis und Kirchengemeinschaft einzubeziehen, um sicher- 
zustellen, daß die Verhandlungsergebnisse und die Reform der EKD der Intention des 
Konkordienentwurfs entsprechen. 


II. 


Der von der EKD aufgestellte Zeitplan bis zu einer Verabschiedung der neuen Grundord- 
nung im Januar 1973 erscheint uns undurchführbar und unhaltbar. Die Fragen sind so 
weitreichend und schwerwiegend, daß sie die ausführliche Mitbeteiligung der Synode, der 
Pfarrerschaft und der Gemeinden erfordern, in denen sowohl die grundsätzlichen als auch 
die verfassungsrechtlichen Arbeitsergebnisse besprochen werden müssen, um zu einer ein- 
heitlichen Meinungsbildung zu kommen. Wir sind der Meinung, daß der EKD gegenüber 
zum Ausdruck kommen muß, daß der vorgesehene Zeitplan geändert werden muß. Wir 
halten es nicht für erforderlich, daß die jetzige EKD-Synode dieses Werk zum Abschluß 
bringt, sondern meinen, daß es der Sache dienlicher ist, wenn erst die nach 1973 neu zu 
bildende Synode die endgültigen Beschlüsse faßt. 


IV. 


Die bayerische Landeskirche ist wie bisher auch weiterhin bereit, an der EKD-Reform mit- 
zuarbeiten. Sie muß aber in der Lage sein, in ihrer Synode, in Ausschüssen und in der 
kirchlichen Öffentlichkeit gründlich zu dem bisher Erarbeiteten Stellung zu nehmen. Da- 
her halten wir es für erforderlich, daß der von der Landessynode und dem Landeskirchen- 
rat gebildete gemischte Ausschuß bis zum Zusammentreten der neuen Landessynode seine 
Arbeit fortsetzt. 

Er müßte personell so zusammengesetzt sein, daß er auch in zwei Unterausschüssen ar- 
beiten kann. Der eine Unterausschuß hätte vor allem die theologischen und bekenntnis- 
mäßigen Fragen zu bedenken, der andere hätte sich mit dem Rohentwurf der Grundord- 
nung der EKD zu beschäftigen. Beide Ausschüsse müssen ihre Arbeitsergebnisse koordinie- 
ren und zusammenbauen. Hierbei ist der Entwurf der „Leuenberger Konkordie‘“ in beson- 
derer Weise zu durchdenken. Es ist zu prüfen, welche Folgerungen sich aus ihm für eine 
Grundordnung der EKD ergeben könnten. Der Ausschuß sollte auch Verbindung zum 
Planungsausschuß der Vereinigten Kirche halten. Das Arbeitsergebnis bedarf der Behand- 
lung in der Landessynode. Auch müssen Stellungnahmen von Pfarrkapiteln und Gemein- 
den berücksichtigt werden. Dies alles läßt sich innerhalb des vorgesehenen Zeitplanes 
der EKD nicht verwirklichen. 


V. 


Ohne Anspruch auf Vollständigkeit und ohne ausführliche Begründung nehmen wir zu 
einigen Punkten des jetzt vorliegenden Rohentwurfs einer Grundordnung in folgender 
Weise Stellung: 

1. Die Frage, ob die Verschiedenheit der Bekenntnisse keine kirchentrennende Bedeu- 
tung mehr habe (Artikel 3 Satz 3 des Rohentwurfs der Grundordnung) hängt auf das 
engste mit der Frage der Kirchengemeinschaft zusammen. Wir stellen fest, daß bisher 
das Verhältnis von Kirchengemeinschaft und Geltung der Bekenntnisse nicht geklärt ist. 
Die Leuenberger Konkordie scheint uns in dieser Frage Hilfen zu geben, die zur weite- 
ren Klärung beitragen können. 

2. Wir können der ersten Fassung des Artikels 5 nicht zustimmen. Für die weiteren 
Beratungen wäre als Ausgangspunkt auf alle Fälle die zweite Fassung vorzuziehen. Bezüg- 
lich des Mitgliedschaftsrechts bekräftigen wir den Beschluß der Landessynode von 
Schweinfurt vom März 1971: 

„Eine Einzelmitgliedschaft von Gemeindegliedern in der EKD wird aus kirchenrechtli- 
chen und grundsätzlich-kirchlichen Gründen abgelehnt. Sonst würde verwischt, daß die 
Gliedkirchen bekenntnismäßig gebunden sind.“ 
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3. In diesem Zusammenhang wird auch der Katalog der Aufgaben genau untersucht 
werden müssen, die in Artikel 6-9 des Rohentwurfs der EKD übertragen werden sollen. 
Danach können nach dem jetzigen Entwurf durch Erlaß von Rahmengesetzen und ver- 
bindlichen Richtlinien (Artikel 14-17) Eingriffe in die Gliedkirchen erfolgen, die ihre 
geistlich notwendige Eigenständigkeit gefährden. Zum anderen würde sich die EKD nach 
unserer Meinung derartig übernehmen, daß sie diese Fülle der Aufgaben nicht bewältigen 
könnte. Eine derartig konstruierte „Großkirche‘“ oder „Zentralkirche“ kann das nicht 
leisten, was organisch gewachsene Kirchen zu leisten im Stand sind. 

Wir sehen mit der Generalsynode der VELKD in der Neuordnung der EKD ‚vor allem 
eine theologische und geistliche Aufgabe. Darum sollten institutionelle und organisatori- 
sche Elemente nicht überbetont werden, da sie die innere Gemeinschaft nicht ersetzen 
und sogar neue Schranken aufrichten können“ (Entschließung der Generalsynode der 
VELKD zur Neuordnung der EKD vom 7. 10. 71). 

Wir begrüßen als einen verheißungsvollen Weg die Weiterführung der theologischen Ge- 
spräche innerhalb und zwischen den Kirchen. 


C. Die Synode der Evang.-Luth. Kirche 
im Hamburgischen Staate 


Bischof D. Wölber, der bei verschiedener Gelegenheit zu den theologischen 
Fragen der EKD Stellung genommen hatte (vgl. Kirchl. Jahrbuch 1969, S. 12ff.; 
1970, S. 22f.) führte in seinem Bericht „Kirchliche Lage 1971“ am 18. März 
1971 vor der Hamburger Synode dazu aus: 


„. 3. EKD-Kirchengemeinschaft 


Das Jahr 1970 hat uns weiterhin zweifellos neue Antriebe für die Einheit der EKD ge- 
bracht. Im Mai tagte ihre Synode in Stuttgart, um zu klären, wie auf die Trennung von 
den Kirchen in der DDR reagiert werden kann. Man blieb dabei, daß die „alte“ EKD 
Ausgangspunkt für neue Entwicklungen sein sollte, darum wurde auch die Synode auf den 
alten Stand ergänzt und jetzt auch der Rat. Nun bringt man überall neue Gedanken zur 
Verfassungsstruktur vor. Soeben hat die EKD-Synode in Spandau sich einen ersten Bericht 
geben lassen. Oft drängt sich die Vorstellung vor, man möge doch die EKD von den ge- 
meinsamen Aufgaben her im wesentlichen als Dienstgemeinschaft auffassen. Doch frage 
ich mich, ob hier eine Entwicklung einsetzt, wie sie auch in der Ökumene gegeben ist. We- 
gen des Mangels an dogmatischer Übereinstimmung weicht man in Pragmatismus aus. 
Brennend aber sind heute Glaubensnöte. Die Kirche wird letztlich nur Ausstrahlung ha- 
ben und Bindungen schaffen, wenn sie geistlich und theologisch zu antworten vermag. 
Darum betone ich hier die Bedeutung der theologischen Arbeiten, die sich sowohl in den 
lutherisch-reformierten Gesprächen wie in dem gemeinsamen Bemühen der VELKD und 
der Arnoldshainer Konferenz um eine aktuelle Erklärung als Glaubensorientierung erge- 
ben haben. Zwei Entwicklungen laufen parallel. Einmal geht es um das Suchen nach ei- 
ner gemeinsamen Basis für das Zeugnis heute, zum anderen entsteht eine neue, differen- 
ziertere Vorstellung von Einheit. Dies ist der Begriff „‚Kirchengemeinschaft“. Er ist das 
Hauptergebnis der lutherisch-reformierten Gespräche und besagt, daß die beiden reforma- 
torischen Kirchen wegen ihres gemeinsamen Ursprungs und ihrer sich in der Geschichte 
fortsetzenden und durch neue Erfahrungen und Erkenntnisse vertieften Nähe so etwas 
wie eine Kirchenfamilie darstellen. Die unterschiedlichen Bekenntnisse sind kein Anlaß 
mehr zur Kirchenspaltung. Auf der anderen Seite ist wohl aber auch klarer geworden, 
welche spezifische reformatorische Inspiration jeweils zu wahren wäre. Diese zu verlieren, 
wäre für beide Seiten ein Schade. So entsteht „‚Kirchengemeinschaft‘‘ ohne Nivellierung. 
Niemand gibt gleichsam seine ‚Persönlichkeit‘‘ auf. Das Umgreifende wäre eine weitest- 
gehende praktische Zusammenarbeit in angemessenen Strukturen und Kanzel und Abend- 
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mahlsgemeinschaft. Wie die Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft beispielsweise durch Er- 
klärungen der Gliedkirchen, die an ihre kirchenrechtlichen Bestimmungen gebunden sind, 
verfassungsmäßig definiert wird, und das heißt praktisch auch, wie stark die Öffnung ist, 
muß noch klargestellt werden. Dies jedenfalls scheint mir die der EKD vorerst vorgezeich- 
nete Linie zu sein, eine Etappe: Weder Superkirche noch Bund noch Union, sondern eben 
Kirchengemeinschaft. 


4. Die Anwaltschaft für das zentrale Evangelium 


Die lutherischen Kirchen müssen sich sagen, daß sie die Kraft ihres Bekenntnisses nur in 
neuen Koordinaten wahren können, und daß uns eine reservierte Haltung mit dem stän- 
digen Streben nach einem perfektionierten Katalog dogmatischer Übereinstimmung ver- 
wehrt ist. Die wachgehaltene Frage nach den Ursprüngen soll aber eine Hilfe in den theo- 
logischen Wirren unserer Zeit sein, ständig auf die Sache zu drängen. So sind in der Kir- 
chengemeinschaft die Bekenntnisse keine Schlagbäume sondern Triebkräfte. 

Die lutherischen Kirchen gehen einen schwierigen Weg. Als unsere reformatorischen 
Väter uns den Art. VII der Augsburgischen Konfession hinterließen, haben sie uns etwas 
außerordentlich Großzügiges und Wesentliches aufgetragen. Sie haben uns klar gemacht, 
daß die Kirche aus nichts anderem als aus ihrer Wahrheit und aus ihrem Zeugnis lebt. 
Zeremonien sind sekundär. Ich meine, dies gilt auch, recht verstanden, für die formulier- 
ten Lehraussagen. Wir müssen begreifen, daß das Evangelium immer weiter ist und tiefer 
zeicht als die Formel, die wir dafür finden können. Die Väter haben gesagt, die Kirche 
„ist die Versammlung aller Gläubigen, bei welchen das Evangelium rein gepredigt und die 
heiligen Sakramente gemäß dem Evangelium gereicht werden ... Dies ist genug zu wahrer 
Einigkeit der christlichen Kirchen“. In diesem Artikel ist etwas Besonderes geschehen. 
Ordnungen und Verfassungen sind Stützen, nicht mehr, nicht weniger. Die Hauptsache: 
es geht um das Evangelium. So ist die essentielle Ökumenizität der Kirche formuliert. Da- 
mals hat man zweifellos so geredet, um nicht unnötige Schranken gegenüber der katholi- 
schen Kirche aufzurichten. Die Tendenz besagt wohl auch, man muß dem Geist und nicht 
dem Buchstaben trauen soll, und das Evangelium darf nicht in ein Gesetz, also auch nich in 
ein Lehrgesetz verkehrt werden. Wenn die Lutheraner nun bei ihrer Sache bleiben wollen, 
dann müssen sie hier hindurchfinden, das heißt praktisch, sie dürfen, wenn sie denn vom 
Evangelium etwas halten, keinem Lehrmaximalismus verfallen. Wo es immer und soviel 
es immer möglich ist, sollte man um der Freiheit des Evangeliums willen Gemeinschaft 
ohne Furcht und Enge suchen. Auf der anderen Seite aber ist uns so etwas wie ein theo- 
logischer Zentralismus aufgetragen. Die Fundamente müssen stimmen. Was an der Peri- 
pherie geschieht, entscheidet sich im Zentrum. So pocht trotz ihrer Weite lutherische Kir- 
che immer auf theologische Bedeutsamkeit. Dies ist vielleicht ein schwieriges Kapitel. 
Aber das ist die Kirche überhaupt. Wer tröstet, möchte ganz weitherzig sein, aber trösten 
kann er nur aus einer Gewißheit. So muß man leider vielen Technokraten immer wieder 
vor den Kopf stoßen. 

Wenn ich dies so allgemein andeute, so muß ich mit Kummer sagen, daß die Einheitsbe- 
mühungen in der EKD heute auf neue Weise gefährdet sind. Ständig ist man dem sich 
moralisch gebärenden Zwang ausgesetzt, wann immer ein anderer es will, sich zu politi- 
schen Dingen zu äußern. Wenn heute das Fragen nach der rechten Lehre sehr skeptisch 
betrachtet wird, so verlangt man doch immerzu rechtes Handeln. Aus der Orthodoxie ist 
eine Orthopraxie geworden. Dem Handeln gegenüber ist weder Zweifel noch Anfechtung 
erlaubt. Wie aber könnte es bei den der Vernunft und den vielfältigen Informationen of- 
fenen politischen Fragen durch die Bank in der Christenheit anders aussehen als sonst in 
der Welt, wo Menschen mit gleichen Motiven sich im Konkreten doch oft streiten? Die 
EKD ist überfremdet durch politische Probleme, ja es droht immer stärker eine Polarisie- 
rung. Da aber das Ringen um Einheit doch auch ganz entscheidend eine Vertrauensfrage 
ist, muß man wissen, was man tut, wenn man Dauerkonflikte inszeniert. Heute müßte 
der EKD endlich eine Klarstellung darüber abgefordert werden, wie man es angesichts 
der politischen Implikationen einerseits und der Gemeinschaft der Kirche andererseits zu 
halten gedenkt. Für mich ist das eine Voraussetzung für das weitere Bemühen um Einheit, 
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weil ich befürchte, daß sich hinter der politischen Polarisierung alte konfessionelle Fragen 
verbergen, wenn man dabei auch nicht mehr nach den alten Konfessionggebieten unter- 
scheiden kann ... 


D. Die Landessynode der Evang.-Luth. Kirche in Lübeck 


In seinem am 31. März 1971 vor der Landessynode erstatteten Bericht führte 
der Lübecker Bischof Professor D. Meyer aus: 


Die eine evangelische Kirche in Deutschland ist eine — vielleicht berechtigte und wertvolle 
— Utopie und keine Wirklichkeit. Es ist sogar fraglich, ob der Name EKD eine für be- 
stimmte gemeinsame Aktivitäten tragfähige Arbeitshypothese ist. 

Lassen Sie mich diese sehr ernüchternde Tatsachenfeststellung konkret begründen. Die 
Evangelische Kirche in der Bundesrepublik und in West-Berlin ist werder eine Kirche noch 
ist sie eine Kirche. Ich gehe hier nicht noch einmal ausführlich auf die Trennung von un- 
seren Brüdern im Osten ein. Ich erinnere nur daran, weil wir hier schon einmal mit hei- 
ßem Herzen die Einheit der EKD wollten und es erleben mußten, daß Gott es politischen 
Machthabern erlaubte, die gewollte organisatorische Einheit unmöglich zu machen. Das 
ist eine von Gott in unserer Zeit verordnete Passion mit Leiden und Sterben. Wir sollten 
uns aus dieser Passion nicht allzuschnell in die Glaubensverbundenheit der unsichtbaren 
Kirche retten. 

a) Wir sind uns in der EKD immer noch nicht einig über die Bedeutung des Bekennt- 
nisses — trotz der Arnoldshainer Abendmahlsthesen und trotz der aus dem lutherisch-re- 
formiert-unierten Gespräch erwachsenen Thesen zur Kirchengemeinschaft. Beide Thesen- 
reihen haben sich ja bemüht darzutun, daß die im 16. Jahrhundert bedeutungsvollen Lehr- 
unterschiede heute vom Evangelium her keine kirchentrennende Bedeutung mehr haben. 
Eine Meinung, die von der überwiegenden Mehrzahl unserer Gemeindeglieder schon lange 
vertreten und durch unsere praktische Handhabung des Mitgliedschaftsrechts bestärkt 
wird. Trotzdem ist die Reaktion der die Kirchen repräsentierenden Synodalen und Kir- 
chenführer entsprechend zwiespältig, wenn nicht sogar gegensätzlich. Während die einen 
in unverantwortbarer Geschichtslosigkeit das Bekenntnis für völlig irrelevant halten, se- 
hen sich die anderen aus Gewissensgründen genötigt, die Bekenntnisse des 16. Jahrhun- 
derts in ihrer historischen Form als Marschgepäck für den Kampf des 20. Jahrhunderts 
festzuhalten. Ich stelle nur fest: Hier ist keine Einheit, auch nicht mit Blick auf das Kir- 
chenverständnis und die Kirchengemeinschaft. 

b) Viel tiefer reicht der andere quer durch alle Landeskirchen gehende Gegensatz zwi- 
schen einer am biblischen Evangelium orientierten Verkündigung und einer Theologie, 
die das Evangelium nach der von der Welt vorgelegten Tagesordnung interpretiert und 
uminterpretiert. Es ist dankenswert, daß der Ratsvorsitzende in seinem Bericht vor der 
letzten Synode unüberhörbar auf diesen Glaubenskampf hingewiesen hat. Es ist zutiefst 
zu bedauern, daß die Synode diese Herausforderung entweder überhört hat oder sie ver- 
drängen ließ durch die der Synode wieder einmal nachträglich aufoktroyierten gesell- 
schaftspolitischen Themen. Überhört wurde auch, daß der Ratsvorsitzende mit seinem 
letzten Wort von dem einen Herren, dem einen Geist und dem einen Wort eine Orien- 
tierungshilfe bot, die gerade nicht eine sehr naheliegende, aber falsche Polarisierung be- 
fürwortete, sondern zur Sache, zur Sache der Kirche rief. Leider macht diese Reaktion 
der Synode deutlich, daß der die Grundlagen des Glaubens und der Kirche berührende 
und gefährdende Gegensatz nach wie vor besteht. Man kann nur hoffen, daß die Arbeits- 
ergebnisse des sogenannten Zwölferausschusses bald vorliegen und daß sie in schlichter, 
überzeugender Weise darlegen, weshalb das Evangelium von dem gekreuzigten und auf- 
erstandenen Herren Jesus Christus im Jahre 1971 aktueller ist denn je zuvor. 

c) Die Strukturüberlegungen haben deutlich gemacht, daß die territorialkirchlichen 
Autonomieansprüche, ganz abgesehen von den konfessionellen und theologischen Gegen- 
sätzen, ein entscheidendes Hindernis der kirchlichen Einheit in der Bundesrepublik sind ... 
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d) Am peinlichsten sind die Diskussionen um den von allen bejahten, aber von kaum 
einer Gliedkirche vollinhaltlich in seinen praktischen Konsequenzen akzeptierten Finanz- 
ausgleich zwischen den Gliedkirchen. Die hier zwischen Theorie und Praxis klaffende 
Lücke verbietet es kategorisch, allzu vollmundig von der Einheit der EKD zu reden. 


Was bedeuten diese Feststellungen für das Verhältnis unserer Kirche zur EKD? Gewiß 
nicht dieses, daß wir unsere Mitgliedschaft aufkündigen. Damit wäre niemanden, auch 
uns selbst nicht, geholfen. Aber wir sollten im Rahmen der uns gegebenen Möglichkeiten 
dafür eintreten, daß die EKD wieder nüchtern wird und nicht vorgibt, mehr zu sein als 
sie ist. Sie ist immer noch ein Bund bekenntnisbestimmter autonomer Territorialkirchen, 
jetzt beschränkt auf die Bundesrepublik und West-Berlin. Wir sollten uns deshalb mit 
Nachdruck dafür einsetzen, daß die theologische Frage nach dem einmütigen Verständnis 
des Evangeliums, das wir im Jahre 1971 zu verkündigen und zu praktizieren haben, abso- 
lute Priorität bekommt. Ohne diese Einmütigkeit sind alle Bemühungen um Strukturver- 
änderungen Schönheitsreparaturen an der Fassade, welche die Risse im Gemäuer nicht ein- 
mal verdecken können. Structura heißt „‚etwas, das gebaut werden wird oder gebaut wer- 
den soll“. Ehe man anfängt, über Raumverteilung, Fenster und Türen zu reden, müßte 
man wissen, was für ein Haus eigentlich gebaut werden soll. Ohne eine Antwort auf diese 
Frage sind die Überlegungen zur Strukturveränderung Zeitvergeudung — und Flucht vor 
dem eigentlichen Problem ... 

Der Beitrag der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche wird wesentlich darin be- 
stehen, daß wir miteinander die vorgenannten Aufgaben in der EKD anpacken. Die 
VELKD sollte der loyalste Anwalt der EKD sein, der zur Nüchternheit ruft und für eine 
echte, evangeliumsgemäße, kirchliche Einheit der EKD zielbewußt und unverdrossen ar- 
beitet. 


E. Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Westfalen 


Auf der Tagung der Westfälischen Landessynode im Oktober 1971 ging Prä- 
ses D. Thimme in seinem mündlichen Bericht ausführlich auf die grundsätz- 
lichen Fragen der Struktur- und Verfassungsreform der EKD und die Bemü- 
hungen um engere Kirchengemeinschaft ein: 


BEKENNTNISGEGLIEDERTE UNION 


Daß ich in diesem Bericht und in diesem Jahr auf den Bekenntnisstand unserer westfä- 
lischen Gemeinden und damit unserer Landeskirche als ganzer ausdrücklich zu sprechen 
komme, hängt weniger mit innerwestfälischen Ereignissen als vielmehr mit gesamtkirch- 
lichen Vorgängen zusammen, welche auch unsere westfälische Kirche nicht unbetroffen 
lassen. Es geht um die Annäherung und den grenzüberschreitenden Zusammenschluß der 
von den Bekenntnissen der Reformation geprägten Kirchen im Bereich der EKD und in 
der Ökumene. Hier ist etwas in Gang gekommen, was alle um Einheit in der Wahrheit 
bemühten und besorgten Christenmenschen erfreuen und was bei soviel Anlaß zu Ent- 
täuschung und Verzagtheit in unserer Zeit ein Zeichen der Hoffnung bedeuten kann. 
Freilich sollen wir, Angehörige einer Unionskirche, uns vor Selbstbestätigung und Recht- 
haberei hüten. Was sich anbahnt — noch ist es nicht soweit —, ist nicht eine Wiederholung 
der Unionsabschlüsse im 19. Jahrhundert. Darauf die zwischenkonfessionelle Entwicklung 
unserer Tage abzustellen und sie daran zu messen, wäre das sicherste Mittel, sie aufzuhal- 
ten und zu verdrängen. Wenn in der Präambel zur Grundordnung der EKU im Rückblick 
auf die eigene Geschichte ausdrücklich nicht nur von Dank, sondern auch von Buße die 
Rede ist. dann darum, um im Ansatz unangebrachte Selbstgefälligkeit der Unionskirchen 
abzuwehren. 

Die Richtung der gegenwärtigen Entwicklung weist nicht auf Verwischung und Relati- 
vierung der Bekenntnisunterschiede hin, sondern auf Überwindung der in den Bekenntnis- 


46 


sen der Reformation bislang begründeten Kirchentrennung. Es geht um die Einbringung 
der je besonderen Charismen konfessionsgeprägter Kirchentümer in eine um so reichere 
und weitere kirchliche Gemeinschaft, in welcher die reformatorischen Bekenntnisse sich 
nicht gegenseitig ausschließen, sondern auf gemeinsam anerkanntem Grunde befruchtend 
miteinander verbunden sind. Ziel der Entwicklung kann nicht die Aufhebung der reforma- 
torischen Bekenntnisse sein — das ist auch in unserer westfälischen Landeskirche keines- 
wegs der Fall —, wohl aber, daß lutherische, reformierte und unierte Gemeinden und also 
in Zukunft auch Landeskirchen als ganze sich in einer Kirche verbunden wissen, die ge- 
rufen ist, Jesus Christus vor der Welt zu bezeugen und ihm im Glauben gehorsam zu sein. 

Den Ansatz zu der neuen Sammlungsbewegung hat neben der Arnoldshainer Abend- 
mahlserklärung die konsequente Anwendung des in der Augsburgischen Konfession for- 
mulierten reformatorischen „Es ist genug‘ gebildet. ‚Es ist genug zu wahrer Einigkeit 
der christlichen Kirchen, daß da einträchtiglich nach reinem Verstand das Evangelium 
gepredigt und die Sakramente dem göttlichen Worte gemäß gereicht werden“. Dies be- 
sagt, daß zur wahren Einheit der Kirche nicht die Übereinstimmung in einzelnen Zeremo- 
nien, Riten und Einzelaussagen, sondern in den Grundartikeln des Glaubens an die Recht- 
fertigung des Sünders durch Christi Tod und Auferstehung gehört. Das will die Leuenber- 
ger Erklärung der europäischen Reformationskirchen, an welcher im September dieses Jahres 
erneut und, wie wir mit Freude hören, mit wachsender Übereinstimmung gearbeitet worden 
ist, begründet zum Ausdruck bringen. Der ersten Vorlage haben die meisten europäischen 
Kirchen der Reformation, darunter auch unsere eigene Kirchenleitung mitsamt den übrigen 
in der Arnoldshainer Konferenz zusammengeschlossenen Kirchenleitungen, ihre Zustimmung 
gegeben. Damit ist der Weg zu Abmachungen im Sinne einer erweiterten Abendmahlszulassung 
als Grundlage der Kirchengemeinschaft unter den Reformationskirchen eröffnet. 

Beachtlich ist der Weg, auf dem sich diese Entwicklung vollzieht. Es könnte den An- 
schein haben, als ergäbe sich die Annäherung auf Grund taktischer Erwägungen im Sinne 
von „Einigkeit macht stark“. Man könnte auch vermuten, die Sorgfalt reformatorischer 
Wahrheitsbemühung und Lehrbesinnung würde nicht mehr in gleichem Maße ernst genom- 
men wie ehemals, so daß Gleichgültigkeit und nivellierender Relativismus zu bestimmen- 
den Faktoren werden. Tatsächlich ist in den Gemeinden weitgehend der Sinn für Inhalt 
und Begründung der Lehrunterschiede geschwunden. Dies aber kann und darf nicht der 
entscheidende Grund für die neue Annäherung sein. Das ist auch nicht der Fall. Vielmehr 
haben vertiefte biblisch-theologische Besinnung und Veränderungen des philosophisch- 
wissenschaftlich begründeten Weltbildes zu weiterführender Erkenntnis und zur Ermög- 
lichung neuer die Kirchen verbindener Folgerungen geführt. Einheit kann nur in Wahr- 
heit gründen und durch vertiefte Wahrheitserkenntnis gefördert werden. Das Leitbild der 
Einheit aber ist nicht Uniformität, sondern Gemeinsamkeit des Verschiedenen im Sinne 
biblischer Communio. 

Von dieser Gesamtbewegung im europäischen und ökumenischen Raum ist gewisser- 
maßen im Rückspiegel ein Blick auf unsere westfälischen Verhältnisse geboten. Wir er- 
leben in unseren Gemeinden ein zunehmendes Schwinden des konfessionellen Bewußt- 
seins. Das gilt fürs Ravensberger Land wie fürs Siegerland und für das Industriegebiet und 
äußert sich auf mancherlei Weise, nicht zuletzt auch darin, daß sich fast alle unsere Kan- 
didaten in ihrer Ordination auf das Gemeinsame der reformatorischen Bekenntnisse und 
nicht, wie es früher meistens der Fall war, auf das je Besondere des einen oder anderen 
reformatorischen Bekenntnisses verpflichten lassen. Sofern diese Entwicklung vertiefter 
Einsicht in die reformatorische Gemeinsamkeit entspringt, kann sie nur begrüßt werden. 
Jeder Geringschätzung der Lehre und Lehrbesonderheit aber sollte gerade um der Echt- 
heit gegründeter Gemeinschaft willen gewehrt werden. Gerade in ihrer Bekenntnisgliede- 
rung und in der Pflege des je besonderen Bekenntnisstandes ihrer Gemeinden kann die 
Evangelische Kirche von Westfalen die Einheit bezeugen, die unter Reformationskirchen 
möglich und geboten ist. 


Dabei wird die Arnoldshainer Konferenz einen bedeutenden Schritt nach vorn bedeuten. 


Sie ist nach ihrer ausdrücklichen Selbstaussage nicht als eine Art neuer Blockbildung zu 
verstehen. Vielmehr verdankt sie ihren Ursprung der gemeinsam formulierten Erklärung 
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zur Abendmahlsgemeinschaft in der EKD. Sie bildet dementsprechend nichts anderes als 
eine Übergangsstation auf dem Wege zur, abgekürzt gesprochen, Kirchwerdung der EKD. 

Angesichts dessen, daß sich im nächsten Monat die Synode der EKD mit den damit zu- 
sammenhängenden Problemen beschäftigen wird, mag es gut sein, daß unsere Synode die- 
se Richtung des Weges bedenkt und gegebenenfalls die EKD-Synodalen mit einem entspre- 
chenden Votum versieht. Unser Ziel kann nur sein, das geistliche Erbe bestehender Ge- 
meinschaft weiter zu entwickeln, der neu erwachsenen größeren Gemeinsamkeit Rech- 
nung zu tragen und das überkommene Eigene in die größere Gemeinschaft der EKD als 
ganzer einzubringen ... 

Nicht nur in der Aufarbeitung der Vergangenheit, sondern im gemeinsamen Zeugnis 
gegenüber den Herausforderungen der Gegenwart bewährt sich das wachsende Miteinan- 
der. In diesem Sinne hat schon der westfälische Ausschuß „Bekenntnis und Einheit der 
Kirche“ an bestimmten Lehrzusammenhängen die Spannweite der reformatorischen Ge- 
meinsamkeit im Glauben, Lehren und Bekennen verdeutlicht. Nun hat die aus Vertretern 
der Arnoldshainer Konferenz und der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands zusammengesetzte sogenannte Zwölferkommission in der gleichen Richtung 
weitergearbeitet. Sie hat ein Ergebnis vorgelegt, das zwar nicht als Lehrkonkordie oder 
neue Bekenntnisschrift verstanden, wohl aber dankbar als Beweis dafür begrüßt werden 
kann, daß es im Bereich der in der EKD vereinigten Landeskirchen möglich ist, auf der 
Grundlage des reformatorischen Ansatzes, ausgehend von einigen Grundartikeln der Augs- 
burgischen Konfession, gemeinsame Aussagen zu machen. Diese wollen das Bekenntnis 
der Väter auf heute hin lebendig machen und zugleich Abgrenzungen aussprechen, wel- 
che das Ja zur Gemeinschaft durch ein abgrenzendes Nein unterstreichen. Die vorgelegte 
Erklärung der sogenannten Zwölferkommission verdient dankbare Beachtung und gründli- 
che Bearbeitung. Es wäre bedauerlich, wenn man über gewissen Unebenheiten der Sprache 
und unterschiedlichem Gewicht der einzelnen Abschnitte nicht hinreichend zur Kenntnis 
nehmen würde, daß nunmehr im Bereich des deutschen Protestantismus gemeinsame Lehr- 
aussagen zu den zentralen Inhalten unseres Glaubens vorliegen. 


Die Landessynode beschloß: 


ZUR KIRCHENGEMEINSCHAFT IN DER EKD 


Die Landessynode hält das Zustandekommen einer stärkeren kirchlichen Gemeinschaft in 
der EKD für unabweisbar. Sie hat aus den vorliegenden Berichten mit Freude zur Kennt- 
nis genommen, daß ‚„Annäherungen und grenzüberschreitende Zusammenschlüsse der von 
den Bekenntnissen der Reformation geprägten Kirchen im Bereich der EKD und in der 
Ökumene“ im verantwortlichen Gespräch verhandelt werden. Als eine nach Bekenntnissen 
gegliederte Kirche hat die Evangelische Kirche von Westfalen erfahren, daß der Verschieden- 
heit der reformatorischen Bekenntnisse keine kirchentrennende Bedeutung mehr zukommt. 
Die Erwartung der heutigen Gesellschaft, die Christenheit als Einheit zu sehen, ist 

eine Herausforderung an uns. 

Die Synode hält es für bedeutsam. daß Vertreter lutherischer, reformierter und aus ih- 
nen hervorgegangener unierter Kirchen im September 1971 einen Entwurf für eine Kon- 
kordie reformatorischer Kirchen in Europa vorgelegt haben (Leuenberger Konkordie). 
Darin wird ein gemeinsames Verständnis des Evangeliums festgestellt, das den reformato- 
rischen Kirchen in Europa Kirchengemeinschaft ermöglicht. In die gleiche Richtung weist 
die Tatsache, daß am 28. August 1971 in Hamburg beauftragte Vertreter der VELKD und 
der Arnoldshainer Konferenz die „Gemeinsame theologische Erklärung zu den Herausfor- 
derungen der Zeit‘ der Öffentlichkeit übergeben haben. 

Die Landessynode hofft und erwartet, daß diese beiden Dokumente dazu beitragen, 
die Gemeinschaft in Wort und Sakrament innerhalb der EKD zu vertiefen. Diesem soll 
auch die Ordnung der EKD Rechnung tragen. Kirchengemeinschaft — auch in organisato- 
rischer Hinsicht — muß aufgrund der in Jesus Christus gegebenen Einheit heute neu und 
praktisch verwirklicht werden. Über landeskirchliche Grenzen hinaus sollen Gemeinschafts- 
aufgaben an die EKD delegiert werden. Dabei ist auf eine Verhältnisbestimmung zwischen 
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den von der EKD zu leistenden Aufgaben und der regionalen Zuordnung dieser Gemein- 
schaftsaufgaben in den Gliedkirchen der EKD zu achten. 


Es besteht Übereinstimmung darüber, daß bei den Überlegungen und Maß- 
nahmen struktureller und organisatorischer Art die theologischen Fragen nicht 
ausgeklammert, sondern intensiv mitbedacht werden müssen. Der Kirche ist 
auch bei dem ihre Gestalt und Ordnung betreffenden Handeln bloßer Prag- 
matismus verwehrt, und strukturelle, organisatorische und rechtliche Schrit- 

te in Richtung auf engere kirchliche Gemeinschaft werden nur durch ein höhe- 
res Maß gemeinsamer theologischer Aussagen möglich. Aus dieser gemeinsamen 
Erkenntnis wurden und werden unterschiedliche Schlußfolgerungen gezogen: 
die einen stellen fest, daß das erforderliche Maß an Gemeinsamkeit in den theo- 
logischen Aussagen (noch) nicht vorhanden ist, und melden aus Gründen des 
Bekenntnisses und ihres theologischen Verständnisses von Kirche und Kirchen- 
gemeinschaft Besorgnisse und Bedenken an, andere aber sehen in den theolo- 
gischen Erklärungen des Vor- und des Berichtsjahres — den Thesen zur Kirchen- 
gemeinschaft vom 4. Mai 1970 (vgl. Kirchl. Jahrbuch 1970, S. 47ff), der Kon- 
kordie reformatorischer Kirchen in Europa (s.u.), der Gemeinsamen theologi- 
schen Erklärung zu den Herausforderungen der Zeit (s.u.) — kräftige Hilfen 
auf dem Wege zu verstärkter Kirchengemeinschaft. Von diesen Dokumenten 

ist in den nächsten Abschnitten dieses Berichts zu berichten. 


3. DIE INNEREVANGELISCHEN LEHRGESPRÄCHE 


a) Lutherisch-reformierte Gespräche auf europäischer Ebene? 


Zu dem Bericht über die Schauenburg-Leuenberger Gespräche, der in der Chro- 
nik des Jahres 1970 mitgeteilt wurde, ergingen außer der dort ebenfalls abge- 
druckten Stellungnahme der Arnoldshainer Konferenz nur wenige Voten aus 
den Gliedkirchen. Die Evangelische Kirche in Baden, die Evangelische Kirche 
in Hessen und Nassau, die Evangelische Kirche in Kurhessen-Waldeck, die Evan- 
gelisch-Reformierte Kirche in Nordwestdeutschland, die Evangelisch-Lutheri- 
sche Kirche in Oldenburg, die Pfälzische Kirche, die Evangelische Kirche im 
Rheinland stimmten der Stellungnahme der Arnoldshainer Konferenz zu. Die 
Synode der Evangelischen Kirche der Union (Regionalbereich West) beschloß: 


4. Die Synode begrüßt die Briefe, die ihr von den Teilnehmern an den „Lutherisch-re- 
formierten Gesprächen in Europa“ und von seiten des Ökumenischen Rates der Kirchen, 
des Lutherischen Weltbundes und des Reformierten Weltbundes zugegangen sind. Die 
Synode bejaht den in diesen Briefen vorgeschlagenen Weg. 


Das Moderamen des Reformierten Bundes faßte folgenden Beschluß: 


Es ist zu begrüßen, daß das gemeinsame Verständnis des Evangeliums die Grundlage der 
Kirchengemeinschaft bilden soll. Das Moderamen ist der Meinung, daß das bevorstehen- 


3. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1967, S. 46ff., 1970, S. 37£f. 
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de Leuenberger Gespräch wieder bei den 1970 verabschiedeten Formulierungen einsetzen 
sollte (Abschnitt 25 und 26 des Berichtes vom Juni 1970). Der vorliegende Entwurf zur 
Konkordie ist in den Sakramentsartikeln einseitig lutherisch formuliert. Er kann in die- 
ser Form keinen Konkordientext darstellen. Das Moderamen schlägt vor, den Text der 
Konkordie zu reduzieren auf die Lehrstücke, die sich im 16. Jahrhundert kirchentren- 
nend ausgewirkt haben. Der Text der Konkordie sollte kurz und prägnant sein. 


Die von den Teilnehmern an den Schauenburg-Leuenberger Gesprächen in 
Aussicht genommene und gestellte gemeinsame Erklärung bzw. Konkordie 
(vgl. Kirchl. Jahrbuch 1970, S. 44) wurde im September 1971 im Entwurf 
beschlossen und der Öffentlichkeit übergeben. Sie ging den lutherischen, re- 
formierten und unierten Kirchen in Europa mit einem Anschreiben der Vor- 
versammlung, in dem die Kirchen um Stellungnahme bis zum 1. März 1973 
gebeten werden, zu und löste auch in der EKD erste Stellungnahmen aus. 


VORVERSAMMLUNG 


zur Ausarbeitung einer Konkordie der reformatorischen Kirchen in Europa, 
Leuenberg/Basel, September 1971 


Leuenberg/Basel, den 24. September 1971 


Sehr geehrte Herren! 


Sowohl auf regionaler wie auf europäischer Ebene haben in den letzten Jahrzehnten Ge- 
spräche zwischen lutherischen, reformierten und unierten Kirchen stattgefunden. Sie sind 
zu dem Ergebnis gekommen, daß Kirchengemeinschaft zwischen den betreffenden Kir- 
chen nach einer langen, auch mit Leid und Schuld verflochtenen Geschichte heute mög- 
lich geworden ist. Nachdem die europäischen Kirchen die Thesenreihen von Schauenburg 
(1967) weitgehend zustimmend zur Kenntnis genommen hatten, kam es auf Wunsch und 
unter direkter Beteiligung dieser Kirchen zu den sogenannten Leuenberger Gesprächen 
(1969-1970). Diese haben sich vorwiegend auf die Frage der Kirchengemeinschaft kon- 
zentriert. Die von den Kirchen offiziell delegierten Teilnehmer an den Gesprächen haben 
die Erarbeitung einer Konkordie empfohlen, die Grundlage für die Herstellung der Kir- 
chengemeinschaft sein kann. Die Kirchen haben diesen Vorschlag zur Kenntnis genommen, 
bzw. ihm zugestimmt und Delegierte ernannt, die den Text der Konkordie erarbeiten soll 
ten. 

Nachdem eine Arbeitsgruppe eine erste Vorlage für eine Konkordie im April 1971 ent- 
worfen hat (bezeichnet: ‚„‚Entwurf zur Konkordie der reformatorischen Kirchen in Euro- 
pa“), die den Kirchen zur Kenntnis und zur vorläufigen Äußerung zugeleitet worden ist, 
haben die von den Kirchen ernannten Delegierten auf einer Tagung vom 19. bis 24. Sep- 
tember 1971 in Leuenberg (Schweiz) den beiliegenden Entwurf für eine „Konkordie re- 
formatorischer Kirchen in Europa“ erarbeitet. Die Vorversammlung hat darüber hinaus 
das weitere Verfahren für die Herstellung der Kirchengemeinschaft auf der Grundlage der 
Konkordie beraten und die geschäftsmäßige Durchführung des Verfahrens einem Fortset- 
zungsausschuß, der aus den Delegierten von der Versammlung gewählt worden ist, über- 
tragen. 

Den Kirchen wird der Entwurf für die Konkordie zur Stellungnahme übersandt. Sie er- 
halten damit Gelegenheit, Änderungswünsche vorzubringen, die sie für notwendig erach- 
ten. Die Stellungnahmen bedeuten noch keine formelle Zustimmung, jedoch wäre es wün- 
schenswert, wenn die Kirchen in ihren Stellungnahmen erkennen ließen, ob eine Zustim- 
mung zur Konkordie in Aussicht gestellt werden kann. Bei den beteiligten Kirchen ist für 
das Zustimmungsverfahren die Rechtslage unterschiedlich. Die Kirchen werden gebeten, 
in die Prüfung des Textes der Konkordie auch die Verfahrensfragen einzubeziehen. 

Auf Grund der eingegangenen Stellungnahmen soll der endgültige Text der Konkordie 
fertiggestellt werden. Zu diesem Zweck ist die Vorversammlung erneut einzuberufen, 
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wenn eine oder mehrere Kirchen dies verlangen oder der Fortsetzungsausschuß dies für 
nötig hält. Anderenfalls übernimmt der Fortsetzungsausschuß diese Aufgabe. 

Nach Fertigstellung der endgültigen Fassung der Konkordie wird diese den Kirchen mit 
der Frage vorgelegt, ob sie der Konkordie zustimmen und ihre Zustimmung im Wege der 
unterschriftlichen Vollziehung durch bevollmächtigte Vertreter ihrer Kirchen erklären kön- 
nen. Ob für die unterschriftliche Vollziehung der Erklärungen eine Hauptversammlung 
einzuberufen ist, muß zu einem späteren Zeitpunkt unter Berücksichtigung der Gegeben- 
heiten entschieden werden. Mit Rücksicht auf die Bedeutung der Konkordie für die be- 
teiligten Kirchen erscheint es geboten, daß ihnen nach Zustellung des endgültigen Textes 
für die Abgabe der Zustimmung eine Frist von etwa einem Jahr eingeräumt wird. Die 
unterschriftliche Vollziehung der Zustimmungserklärung — ggf. auf einer Hauptversamm- 
lung — wird erst danach möglich sein. Die Kirchengemeinschaft im Sinn der Konkordie 
kommt zwischen den zustimmenden Kirchen erst mit der unterschriftlichen Vollziehung 
der Zustimmungserklärung zustande. 

Wenn einzelne Kirchen, die um Zustimmung zur Konkordie gebeten worden sind, diese 
erst später abgeben können, so gehören sie mit dem Zeitpunkt ihrer Zustimmungserklä- 
rung der Kirchengemeinschaft an. 

Sie erhalten in der Anlage den Entwurf für eine Konkordie reformatorischer Kirchen in 
Europa mit der Bitte übersandt, bis zum 1. März 1973 zu dem Text Stellung zu nehmen. 
Wir bitten zu beachten, daß die Stellungnahme zum Ausdruck bringen sollte, ob eine Zu- 
stimmung in Aussicht gestellt werden kann und ob zur Fertigstellung der endgültigen Fas- 
sung die Einberufung der Vorversammlung verlangt wird. Es ist vorgesehen, daß anhand 
der eingegangenen Stellungnahmen noch im März 1973 die Vorversammlung oder der 
Fortsetzungsausschuß den endgültigen Text für die Konkordie fertigstellt. 

Wir freuen uns, daß die Arbeit an einer Konkordie reformatorischer Kirchen so weit 
fortgeschritten ist und geben der Hoffnung Ausdruck, daß es gelingen wird, das erstreb- 
te Ziel zu erreichen. 


Für die Teilnehmer an der Vorversammlung 


gez. Prof. Dr. Max Geiger gez. Bischof Dr. F. Hübner 
(Vorsitzender) (Vorsitzender) 


LUTHERISCH-REFORMIERTE GESPRÄCHE AUF EUROPÄISCHER EBENE 
VORVERSAMMLUNG IN LEUENBERG/BASEL, SEPTEMBER 1971 


Entwurf 


KONKORDIE REFORMATORISCHER KIRCHEN IN EUROPA 


(1) Die dieser Konkordie zustimmenden lutherischen, reformierten und aus ihnen her- 
vorgegangenen unierten Kirchen sowie die ihnen verwandten vorreformatorischen Kirchen 
der Waldenser und der Böhmischen Brüder stellen auf Grund ihrer Lehrgespräche unter 
sich ein gemeinsames Verständnis des Evangeliums fest, das ihnen Kirchengemeinschaft 
ermöglicht. 

(2) Sie leiten dabei ihr Verständnis der Kirchengemeinschaft von den reformatorischen 
Kriterien her. Demnach ist für die wahre Einheit der Kirche die Übereinstimmung in „der 
rechten Lehre des Evangeliums“ und in „‚der rechten Verwaltung der Sakramente“ not- 
wendig und ausreichend; denn die Kirche ist allein auf Jesus Christus gegründet, der sie 
durch seine Zuwendung in der Verkündigung und in den Sakramenten sammelt und sendet. 


1. Der Weg zur Gemeinschaft 


(3) Angesichts wesentlicher Unterschiede in der Art des theologischen Denkens und des 
kirchlichen Handelns sahen sich die reformatorischen Väter um ihres Glaubens und Ge- 
wissens willen trotz vieler gemeinsamer Aspekte nicht in der Lage, Kirchengemeinschaft 
zu verwirklichen. Mit dieser Konkordie erkennen die beteiligten Kirchen an, daß sich ihr 
Verhältnis zueinander seit der Reformationszeit gewandelt hat. 
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1. Gemeinsame Aspekte im Aufbruch der Reformation 


(4) Aus dem geschichtlichen Abstand heraus läßt sich heute deutlicher erkennen, was 
den Kirchen der Reformation trotz aller Gegensätze in der Grundausrichtung ihres Zeug- 
nisses gemeinsam war: Sie gingen aus von einer neuen befreienden und gewißmachenden 
Erfahrung des Evangeliums. Durch das Eintreten für die erfaßte Wahrheit des Evangeli- 
ums sind die Reformatoren gemeinsam in Gegensatz zur kirchlichen Überlieferung jener 
Zeit geraten. Übereinstimmend haben sie deshalb bekannt, daß Leben und Lehre an der 
ursprünglichen und reinen Bezeugung des Evangeliums in der Schrift zu messen sind. Überein- 
stimmend haben sie die freie und bedingungslose Gnade Gottes im Leben, Sterben und Auferste- 
hen Jesu Christi für jeden, der dieser Verheißung glaubt, bezeugt. Übereinstimmend haben sie 
bekannt, daß Handeln und Gestalt der Kirche allein von dem Auftrag her zu bestimmen 
sind, dieses Zeugnis in der Welt auszurichten, und daß das Wort des Herrn jeder mensch- 
lichen Gestaltung der christlichen Gemeinde überlegen bleibt. Dabei haben sie gemeinsam 
mit der ganzen Christenheit das in den altkirchlichen Symbolen ausgesprochene Bekennt- 
nis zum drejieinigen Gott und zur Gott-Menschheit Jesu Christi aufgenommen und neu 
bekannt. 


(5) 2. Veränderte Voraussetzungen heutiger kirchlicher Situation 


In einer vierhundertjährigen Geschichte sind für die Kirchen der Reformation insbesondere 
die theologische Auseinandersetzung mit den Fragen der Neuzeit, die historisch-kritische 
Schriftforschung und die kirchlichen Erneuerungsbewegungen wirksam geworden. Diese 
Faktoren führten die Kirchen zu neuen, ähnlichen Formen des Denkens und Lebens. Die- 
se Entwicklung wurde verstärkt durch die gemeinsame Auseinandersetzung mit den Her- 
ausforderungen der Neuzeit, die auch zu neuen quer durch die Konfessionen verlaufenden 
Gegensätzen führten. Die Bewältigung der geistigen und gesellschaftlichen Anforderungen 
in der Neuzeit war mit den Denkformen des 16. und 17. Jahrhunderts allein nicht mehr 
möglich. Dies veranlaßte die Kirchen vor allem seit den Erweckungsbewegungen im 19. 
Jahrhundert, das biblische Zeugnis wie die reformatorischen Bekenntnisse in neuer Wei- 
se für die Gegenwart zu aktualisieren. Auf diesem Wege haben sie gelernt, das grundle- 
gende Zeugnis der reformatorischen Bekenntnisse von ihren geschichtlich bedingten 
Denkformen zu unterscheiden und es im Blick auf die Herausforderungen der Gegen- 
wart in neuer Gestalt aufzunehmen. Weil und insofern die Bekenntnisse das Evange- 
lium als das lebendige Wort Gottes in Jesus Christus bezeugen, schließen sie den Weg 
zu dessen verbindlicher Weiterbezeugung nicht ab, sondern eröffnen ihn und fordern 
auf, ihn in der Freiheit des Glaubens zu gehen. 


(6) II. Das gemeinsame Verständnis des Evangeliums 


Im folgenden beschreiben die unterzeichneten Kirchen ihr gemeinsames Verständnis des 
Evangeliums. 


(7) 1. Die Rechtfertigung als die Botschaft von der freien Gnade Gottes 


(8) a) Das Evangelium ist die Heilsbotschaft von Jesus Christus. Sein rechtes Verständ- 
nis haben die reformatorischen Väter in der Lehre von der Rechtfertigung zum Ausdruck 
gebracht. 

(9) b) In dieser Botschaft wird Jesus Christus bezeugt 

als der Menschgewordene, durch den Gott sich mit dem Menschen verbunden hat; 

als der Gekreuzigte und Auferstandene, der das Gericht Gottes auf sich genommen und 
darin die Liebe Gottes zum Sünder offenbar gemacht hat; und 

als der Kommende, der der Welt ihre Zukunft eröffnet. 

(10) c) Gott ruft durch sein Wort im Heiligen Geist alle Menschen zu Umkehr und Glau- 
ben und spricht dem Sünder, der glaubt, seine Gerechtigkeit in Jesus Christus zu. Wer dem 
Evangelium vertraut, ist um Christi willen gerechtfertigt vor Gott und zum Dienen befreit. 
Er lebt in täglicher Umkehr und Erneuerung zusammen mit der Gemeinde Gottes im 
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Dienst an anderen, in der Gewißheit, daß Gott seine Herrschaft vollenden wird. So 
ER Gott neues Leben und setzt inmitten der Welt den Anfang einer neuen Mensch- 
eit. 

(11) d) Diese Botschaft macht die Christen frei zu verantwortlichem Dienst an der Welt. 
Sie sollen eintreten für irdische Gerechtigkeit und Frieden unter den einzelnen Menschen 
und unter den Völkern. Dies erfordert von ihnen, daß sie mit anderen Menschen nach ver- 
nünftigen, sachlichen Kriterien suchen und sich an ihrer Anwendung beteiligen. Sie tun 
dies im Vertrauen darauf. daß Gott die Welt erhalten will, und in Verantwortung vor sei- 
nem Gericht. 

(12) e) Mit diesem Verständnis des Evangeliums nehmen wir die gemeinsame Überzeu- 
gung der reformatorischen Bekenntnisse auf, daß die ausschließliche Heilsmittlerschaft 
Jesu Christi die Mitte der Schrift und die Rechtfertigung als die Botschaft von der frei- 
en Gnade Gottes Maßstab aller Verkündigung der Kirche ist. 


(13) 2. Verkündigung, Taufe und Abendmahl 


Das Evangelium wird uns grundlegend bezeugt durch das Wort der Apostel und Prophe- 
ten in der heiligen Schrift Alten und Neuen Testamentes. Die Kirche hat die Aufgabe, 
dieses Evangelium weiterzugeben sowohl durch das mündliche Wort in der Predigt und im 
Zuspruch an den einzelnen als auch durch die Taufe und das Abendmahl. Durch Ver- 
kündigung, Taufe und Abendmahl ist Jesus Christus im Heiligen Geist gegenwärtig. So 
wird den Menschen die Rechtfertigung in Christus zuteil, und so sammelt der Herr seine 
Gemeinde. 

(14) a) Taufe. In der Taufe schenkt uns Jesus Christus durch sein Wort die Vergebung 
der Sünden und ewiges Leben. Er erneuert uns durch seinen Heiligen Geist und beruft uns 
in seine Gemeinde. Gott ruft uns täglich aus dem alten Leben in die Nachfolge Christi. 

(15) b) Abendmahl. Im Abendmahl schenkt sich Jesus Christus, der Auferstandene, in 
seinem für alle in den Tod gegebenen Leib und Blut durch sein verheißendes Wort mit 
Brot und Wein. Er gewährt uns dadurch Vergebung der Sünden und befreit uns zu einem 
neuen Leben aus dem Glauben. Er läßt uns neu erfahren, daß wir Glieder an seinem Leibe 
sind. Er stärkt uns zum Dienst an den Menschen. 

(16) Wenn wir das Abendmahl feiern, verkündigen wir den Tod Christi, durch den Gott 
die Welt mit sich selbst versöhnt hat. Wir bekennen die Gegenwart des auferstandenen 
Herrn unter uns. In der Freude darüber, daß der Herr jetzt zu uns gekommen ist, warten 
wir auf seine Zukunft in Herrlichkeit. 


IH. Die Übereinstimmung angesichts der Lehrverurteilungen der Reformationszeit 


(17) Die Gegensätze, die von der Reformationszeit an eine Kirchengemeinschaft zwi- 
schen den lutherischen und reformierten Kirchen unmöglich machten und zu gegenseiti- 
gen Verwerfungsurteilen geführt haben, betrafen die Abendmahlslehre, die Christologie 
und die Lehre von der Prädestination. Wir nehmen die Entscheidungen der Väter ernst, 
können aber heute folgendes gemeinsam dazu sagen: 


(18) I. Abendmahl 


Im Abendmahl schenkt sich Jesus Christus, der Auferstandene, in seinem für alle in den 
Tod gegebenen Leib und Blut durch sein verheißendes Wort mit Brot und Wein. So gibt 
er sich selbst vorbehaltlos allen, die Brot und Wein empfangen, den Glaubenden zum Heil, 
den Anderen zum Gericht. 

(19) Die Gemeinschaft mit Jesus Christus in seinem Leib und Blut können wir nicht vom 
Akt des Essens und Trinkens trennen. Ein Interesse an der Art der Gegenwart Christi im 
Abendmahl, das von dieser Handlung absieht, ist in Gefahr, den Sinn der Abendmahls- 
handlung zu verdunkeln. 

(20) Wo solche Übereinstimmung besteht, sind die früheren Verwerfungen in der Abend- 
mahlslehre gegenstandslos. 
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(21) 2. Christologie 


In dem wahren Menschen Jesus Christus hat sich Gott selbst zum Heil in die verlorene 
Menschheit hineingegeben. Im Verheißungswort und Sakrament macht er uns Jesus als 
Gekreuzigten und Auferstandenen gegenwärtig. 

(22) Im Glauben an diese Selbsterschließung Gottes in seinem Sohn sehen wir uns ge- 
meinsam vor die Aufgabe gestellt, das Interesse an der Unversehrtheit von Gottheit und 
Menschheit Jesu (reformierte Tradition) und das Interesse an seiner völligen Personein- 
heit (lutherische Tradition) angesichts des Scheiterns traditioneller Denkformen neu zur 
Geltung zu bringen. 

(23) Deshalb können wir heute die früheren Verurteilungen nicht mehr nachvollziehen. 


(24) 3. Prädestination 


Im Evangelium wird die bedingungslose Annahme des sündigen Menschen durch Gott 
verheißen. Wer darauf vertraut, darf des Heils gewiß sein und Gottes Erwählung preisen. 
Über die Erwählung kann deshalb nur im Blick auf die Berufung zum Heil in Christus 
gesprochen werden. 

(25) Der Glaube macht zwar die Erfahrung, daß die Heilsbotschaft nicht von allen an- 
genommen wird, er achtet jedoch das Geheimnis von Gottes Wirken. Er bezeugt zugleich 
den Ernst menschlicher Entscheidung wie die Realität des universalen Heilswillens Gottes. 
Das Christuszeugnis der Schrift verwehrt uns, einen ewigen Ratschluß Gottes zur defi- 
nitiven Verwerfung gewisser Personen oder eines Volkes anzunehmen. 

(26) Wo solche Übereinstimmung besteht, sind die früheren Verwerfungen in der Prä- 
destinationslehre gegenstandslos. 


(27) 4. Folgerung 


Mit diesen Feststellungen bezeichnen wir die von den Vätern vollzogenen Verwerfungen 
nicht als unsachgemäß. Sie treffen jedoch heute die Lehre des Partners nicht mehr. Da- 
mit sind sie kein Hindernis für unsere Kirchengemeinschaft. 


(28) 5. Unterschiede kirchlichen Lebens 


In unseren Gemeinden bestehen beträchtliche Unterschiede im Blick auf die Gestalt des 
Gottesdienstes, die Ausprägungen der Frömmigkeit und die kirchlichen Ordnungen. Diese 
Unterschiede werden in den Gemeinden oft stärker empfunden als die traditionellen Lehr- 
gegensätze. Dennoch vermögen wir nach dem Neuen Testament und den reformatorischen 
Kriterien der Kirchengemeinschaft in diesen Punkten keine kirchentrennenden Faktoren 
zu erblicken. 


(29) IV. Herstellung und Verwirklichung der Kirchengemeinschaft 


Mit der Kirchengemeinschaft zwischen den bekenntnisverschiedenen Kirchen wird die im 
16. Jahrhundert entstandene und bis heute andauernde Trennung aufgehoben, Gemein- 
schaft an Wort und Sakrament gewährt und eine möglichst große Gemeinsamkeit in Zeug- 
nis und Dienst an der Welt erstrebt. 


(30) 1. Herstellung der Kirchengemeinschaft 


Auf Grund des festgestellten zwischenkirchlichen Konsensus erklären die Kirchen in der 
Bindung an die sie verpflichtenden Bekenntnisse oder unter Berücksichtigung ihrer Tradi- 
tionen: 

(31) a) Die unterzeichnenden Kirchen stimmen im Verständnis des Evangeliums, wie es 
im Teil II Ausdruck gefunden hat, überein. 

(32) b) Die in den Bekenntnisschriften ausgesprochenen Lehrverurteilungen betreffen den 
gegenwärtigen Stand der Lehre der unterzeichnenden Kirchen nicht mehr. Vorhandene 
Unterschiede in kirchlicher Lehre, Ordnung und Lebensform haben keine kirchentrennen- 
de Bedeutung. 
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(33) ec) Die unterzeichnenden Kirchen erkennen einander als Kirche Jesu Christi an, in- 
dem sie sich Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft gewähren. Diese schließt die gegenseitige 
Anerkennung der Ordination und die Ermöglichung der Interzelebration ein. 

(34) Mit dieser Erklärung ist die Kirchengemeinschaft hergestellt. 


(35) 2. Verwirklichung der Kirchengemeinschaft 


Die Kirchengemeinschaft erfährt ihre Verwirklichung im Leben der Kirchen und Gemein- 
den, verlangt von ihnen gemeinsame Ausrichtung von Zeugnis und Dienst und das Bemü- 
hen um Stärkung und Vertiefung der gewonnenen Gemeinschaft. 

(36) a) Zeugnis und Dienst. Das Evangelium von Jesus Christus gewinnt in der Welt an 
Glaubwürdigkeit, wenn die Kirchen es in Einmütigkeit bezeugen. Das Evangelium befreit 
und verbindet die Kirchen zum gemeinsamen Dienst. Er gilt dem Menschen mit seinen 
Nöten und der Beseitigung ihrer Ursachen. Die Bemühung um Gerechtigkeit und Frieden 
in der Welt verlangt von den Kirchen zunehmend die Übernahme gemeinsamer Verant- 
wortung. 

(37) b) Theologische Weiterarbeit. Als zwischenkirchlicher Konsensus läßt die Konkor- 
die die verpflichtende Geltung der Bekenntnisse in den beteiligten Kirchen bestehen. Die 
im Zentralen gewonnene Übereinstimmung verpflichtet die Kirchen, in kontinuierliche 
Lehrgespräche einzutreten. 

(38) Das gemeinsame Verständnis des Evangeliums, auf dem die Kirchengemeinschaft 
beruht, muß weiter vertieft, überprüft und ständig aktualisiert werden. 

(39) Es ist weiterhin Aufgabe der Gespräche, Lehrdifferenzen, die zwischen den betei- 
ligten Kirchen nicht kirchentrennend sind, aufzuarbeiten (z.B. hermeneutisches Verständ- 
nis von Schrift, Bekenntnis und Kirche, Gesetz und Evangelium, Taufpraxis, Amt und 
Ordination, Kirche und Gesellschaft, Zwei-Reiche-Lehre und Königsherrschaft Christi) und 
sich neu auftauchenden Problemen zu stellen. 

(40) Auf Grund ihres gemeinsamen Erbes müssen die reformatorischen Kirchen sich mit 
Tendenzen theologischer Polarisierung auseinandersetzen, die sich gegenwärtig abzeichnen. 
Die damit verbundenen Probleme greifen weiter als die Lehrdifferenzen, die einmal den 
lutherisch-reformierten Gegensatz begründet haben. 

(41) Es wird Aufgabe der gemeinsamen theologischen Arbeit sein, die Wahrheit des 
Evangeliums gegenüber Entstellungen abzugrenzen. 

(42) c) Organisatorische Folgerungen. Durch die Erklärung der Kirchengemeinschaft 
werden kirchenrechtliche Regelungen von Einzelfragen zwischen den Kirchen und inner- 
halb der Kirchen nicht vorweggenommen. Die Kirchen werden jedoch bei diesen Regelun- 
gen die Konkordie berücksichtigen. 

(43) Allgemein gilt, daß die Erklärung der Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft und 
die gegenseitige Anerkennung der Ordination nicht die in den Kirchen geltenden Bestim- 
mungen für die Anstellung im Pfarramt und für die Ausübung des pfarramtlichen Dienstes 
berühren. 

(44) Die Frage eines organisatorischen Zusammenschlusses einzelner beteiligter Kirchen 
kann nur in der Situation entschieden werden, in der diese Kirchen leben. Bei der Prü- 
fung dieser Frage sollten folgende Gesichtspunkte beachtet werden: 

(45) Eine Vereinheitlichung, die die lebendige Vielfalt der Verkündigungsweisen, des got- 
tesdienstlichen Lebens, der kirchlichen Ordnung und der diakonischen wie gesellschaftli- 
chen Tätigkeit beeinträchtigt, würde dem Wesen der mit dieser Erklärung eingegangenen 
Kirchengemeinschaft widersprechen. Andererseits kann aber in bestimmten Situationen 
der Dienst der Kirche um des Sachzusammenhangs von Zeugnis und Ordnung willen recht- 
liche Zusammenschlüsse nahelegen. Organisatorische Konsequenzen aus der Erklärung der 
Kirchengemeinschaft dürfen sich auf Minoritätskirchen nicht negativ auswirken. Ihre Ent- 
scheidungsfreiheit muß voll respektiert werden. | 

(46) d) Ökumenische Aspekte. Indem die reformatorischen Kirchen die Kirchengemein- 
schaft unter sich herstellen, handeln sie aus der Verpflichtung heraus, der Einheit der 
Kirche Jesu Christi zu dienen. Sie verstehen eine solche Kirchengemeinschaft im europä- 
ischen Raum als einen Beitrag auf dieses Ziel hin. 
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(47) Sie erwarten, daß die Überwindung ihrer bisherigen Trennung sich auf die ihnen 
konfessionell verwandten Kirchen in Europa und in anderen Kontinenten auswirken wird, 
und sind bereit, mit ihnen zusammen die Möglichkeiten weiterer Kirchengemeinschaft zu 
erwägen. 

(a8) Diese Erwartung gilt ebenfalls für das Verhältnis des Lutherischen Weltbundes und 
des Reformierten Weltbundes zueinander. 

(49) Ebenso hoffen sie, daß die Herstellung der Kirchengemeinschaft untereinander der 
Begegnung und Zusammenarbeit mit anderen Kirchen einen neuen Anstoß geben wird. 


Als erste nahm die Generalsynode der VELKD auf ihrer Tagung in Osnabrück 
am 7. Oktober 1971 zum Entwurf einer „‚Konkordie reformatorischer Kirchen 
in Europa“ in einer Entschließung Stellung: 


Die Generalsynode der Vereinigten Kirche hat den während ihrer Tagung veröffentlichten 
Entwurf einer „Konkordie reformatorischer Kirchen in Europa“ in ihre Beratungen ein- 
bezogen. 

1; Die bereits am 4. Mai 1970 veröffentlichten Thesen zur Kirchengemeinschaft stellen 
das Ergebnis des lutherisch-reformierten Gespräches in Deutschland dar. Sie werden als ein 
bedeutsamer Schritt auf dem Wege zur Kirchengemeinschaft zwischen lutherischen, refor- 
mierten und unierten Kirchen begrüßt. Sie sind als Modell einer theologischen Begründung 
von Kirchengemeinschaft unter den genannten Kirchen erarbeitet und an die beteiligten 
Kirchen und Gemeinden weitergegeben. 

2. Diese Thesen sind von dem lutherisch-reformierten Gespräch auf europäischer Ebene 
aufgenommen und weiter bedacht worden. Die Leuenberger Konkordie vom September 
1971 stimmt in der zentralen theologischen Aussage mit den Thesen zur Kirchengemein- 
schaft überein, daß durch die Lehrgespräche ein gemeinsames Verständnis des Evangeliums 
festgestellt worden sei, das Kirchengemeinschaft ermögliche. Bestimmte Bedenken, die ge- 
gen die Thesen zur Kirchengemeinschaft vorgebracht worden sind, konnten in der Leuen- 
berger Konkordie berücksichtigt werden. Die Leuenberger Konkordie ist in ihrem Text 
ausführlicher und präziser. 

Sie vermeidet das Mißverständnis, die traditionellen Lehrunterschiede stellten einander 
spannungsvoll ergänzende Ausprägungen der einen Wahrheit dar (,‚Komplementaritäts- 
theorie‘“). 

Sie umschreibt zum erstenmal, was unter Kirchengemeinschaft zu verstehen ist (Ziff. 
30-34, 37). Sie zeigt die praktischen Konsequenzen auf (Ziff. 35-49). Sie ist auch prä- 
ziser in ihren Ausführungen über Wort und Sakrament (Ziff. 13-16, 18-20). Sie ist fer- 
ner differenzierter im Blick auf die fortbestehenden Unterschiede in der kirchlichen Pra- 
xis, z.B. des Gottesdienstes (Ziff. 45). Sie beachtet damit den Praxisaspekt in und neben 
der theologischen Lehre. 

3. Der Entwurf der Leuenberger Konkordie stellt einen beachtlichen Fortschritt gegen- 
über den Thesen zur Kirchengemeinschaft dar. Wir empfehlen, den Entwurf sofort in die 
deutschen Verhandlungen um Bekenntnis und Kirchengemeinschaft einzubeziehen, um si- 
cher zu stellen, daß die Verhandlungsergebnisse und die Reform der EKD der Intention 
des Konkordienentwurfes entsprechen. 


b) Das lutherisch-reformierte Gespräch innerhalb der EKD* 


A. Zur Vorgeschichte° 


Die Initialzündung zur Aufnahme der lutherisch-reformierten Gespräche in 
Deutschland gab ein Schreiben der im September 1967 in Terre Pellice tagen- 


4. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1967, S. 46ff.; 1969, S. 7ff.; 1970, S. 46ff. 


5. Diese Ergänzung und Berichtigung der Darstellung der Vorgänge im Kirchl. Jahrbuch 
1970, S. 47£. verdanken wir Herrn Professor em. D. Dr. Niesel. 
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den Europäischen Gebietsversammlung des Reformierten Weltbundes an die 
lutherischen Kirchen Europas‘. Der damalige Leitende Bischof der VELKD, 
Landesbischof D. Dr. Lilje, nahm mit Schreiben vom 17. Oktober 1967? die 
Anregung auf, mit den reformierten Kirchen in Deutschland in ein Lehrge- 
spräch einzutreten, und schrieb am gleichen Tage in gleichem Sinne an den Mo- 
derator des Reformierten Bundes, Professor D. Dr. Niesel, der die Einladung 
mit Dank annahm. Für die EKU tat der damalige Vorsitzende des Rates der 
EKU, Präses Professor D. Dr. Beckmann, das Gleiche, er brachte den Wunsch 
zum Ausdruck, auch Vertreter der nicht der EKU angehörigen Unionskirchen 
an dem Gespräch zu beteiligen. Landesbischof D. Dr. Lilje antwortet am 9. 
Januar 1968, man möchte es bei dem ursprünglichen Plan belassen; er sei aber 
damit einverstanden, daß als Beobachter ein Vertreter einer konsensusunierten 
Kirche zu dem Gespräch hinzugezogen werde. Dieser Bescheid überschnitt sich 
zeitlich mit einem Schreiben des Ratsvorsitzenden der EKU an den Leitenden 
Bischof der VELKD, das als Gesprächsteilnehmer vonseiten der EKU außer 
drei Vertretern der EKU zwei aus anderen unierten Kirchen (Baden und Hes- 
sen und Nassau) vorschlug. In dem Beschlußprotokoll über die Sitzung der vor- 
bereitenden Kommission für das lutherisch-reformierte Gespräch vom 29. Mai 
1968 heißt es, daß die Vertreter der nicht zur EKU gehörenden Landeskirchen 
„die restlichen Plätze der EKU einnehmen und nicht als Vertreter der Arnolds- 
hainer Konferenz gelten“. 


B. Die Thesen zur Kirchengemeinschaft® 


Die Chronik des Jahres 1970 berichtete über die Stellungnahmen der Arnolds- 
hainer Konferenz, der Synode der EKU (Regionalbereich West), der General- 
synode der VELKD, des Moderamens des Reformierten Bundes sowie der Glied- 
kirchen Baden, Berlin-Brandenburg (Regionalbereich West), Hessen und Nassau, 
Lippe, Nordwestdeutschland ref., Pfalz, Rheinland und Westfalen, Reformierte 
Kirche in Bayern, Bund reformierter Kirchen in Deutschland. Im Berichtsjahr 
ergingen die nachstehend abgedruckten gliedkirchlichen Entschließungen: 


EVANGELISCHE KIRCHE VON KURHESSEN-WALDECK 


Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck hat in ihrer Tagung 
vom März 1971 die Thesen zur Kirchengemeinschaft vom 4. Mai 1970 zur Kenntnis ge- 
nommen. 

Sie begrüßt und bejaht die von den Verfassern übereinstimmend getroffene Feststellung, 
daß die Lehrunterschiede der Reformatoren heute keine kirchentrennende Bedeutung 
mehr haben. 

Sie bittet alle reformatorischen Kirchen um die ausdrückliche gegenseitige Gewährung 
der vollen Gemeinschaft an Wort und Sakrament. 

Sie wird alle Bemühungen unterstützen, die ein gemeinsames zeitgemäßes Zeugnis der 
Kirchen in Wort und Tat zum Ziele haben. 


6. Kirchl. Jahrbuch 1967, S. 46f. 
7. Kirchl. Jahrbuch 1967, S. 47f. 
8. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1970, S. 47ff. 
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EVANGELISCH-LUTHERISCHE KIRCHE IN OLDENBURG 


Die 39. Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg hat auf ihrer 8. Ta- 
gung am 25. Mai 1971 den Stellungnahmen der Arnoldshainer Konferenz vom 2. 10. 
1970 zu den lutherisch-reformierten Lehrgesprächen (I. Stellungnahme zu den „Thesen 
zur Kirchengemeinschaft‘ vom 4. Mai 1970 und II. Stellungnahme zu den Ergebnissen 
der Lutherisch-reformierten Gespräche auf europäischer Ebene) einstimmig zugestimmt. 
Der Fragenkomplex hat unsere Synode schon des öfteren beschäftigt, insbesondere im 
Zusammenhang mit einem Beschluß über Interkommunion und Interzelebration mit der 
Evangelisch-reformierten Kirche in Nordwestdeutschland und der Bremischen Evangeli- 
schen Kirche und in Zusammenhang mit dem Angebot der Arnoldshainer Konferenz im 
Blick auf die Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft innerhalb der Gliedkirchen der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland. Die Synode hat daher die genannten Stellungnahmen der 
Arnoldshainer Konferenz als ihren seit langem verfolgten Zielen entsprechend verstanden. 


EVANGELISCHE LANDESKIRCHE IN WÜRTTEMBERG 


1. Wir begrüßen die Thesen zur Kirchengemeinschaft als Ausdruck des Bemühens bekennt- 
nisverschiedener Kirchen, einander näherzukommen und besser zu verstehen. 

Ob die Thesen als solche schon eine Art Konkordie darstellen, scheint uns noch nicht 
genügend geklärt. Darüber hinaus ist zu fragen, ob eine „Konkordienformel“ heute über- 
haupt Voraussetzung einer vertieften Kirchengemeinschaft sein soll und kann. 

2. Wir verstehen die Thesen so, daß durch sie die bestehenden Unterschiede der Lehre 
nicht vertuscht werden sollen: weder so, als könnten die Lehrunterschiede der Reforma- 
tionszeit von einer inzwischen erreichten Synthese her als bloß vorläufige verstanden wer- 
den — noch so, daß jene Unterschiede als gleichberechtigte komplementäre Aussagemög- 
lichkeiten für eine und dieselbe Sache angesehen werden könnten. Vielmehr müssen jene 
Unterschiede auch weiterhin in einer Zeugnis- und Dienstgemeinschaft bekenntnisverschie- 
dener Kirchen bedacht und ernstgenommen werden. Ein so entstehender Dialog hat zur 
Voraussetzung die Feststellung, daß die auf Grund der reformatorischen Bekenntnisent- 
scheidungen bestehenden Verwerfungen den Partner heute nicht betreffen, auch wenn die 
Unterschiede im Bekenntnis bestehen. 

3. In diesem Dialog sollte man sich freilich nicht damit begnügen, historische Fragestel- 
lungen aufzugreifen und abzuhandeln. Er hat sich vielmehr mit den Herausforderungen 
und Aufgaben zu befassen, vor die wir heute in Theologie und Kirche gestellt sind. So 
gewiß die Fronten, die sich hier auftun, quer durch die Konfessionskirchen gehen, so we- 
nig darf man übersehen, daß in den heutigen Differenzen zum Teil konfessionelle Tradi- 
tionen sich auswirken. Die neue Gemeinsamkeit der Konfessionsgruppen hätte sich darin 
zu bewähren, daß diese Auswirkungen in eine gegenwartsbezogene theologische Arbeit 
aufgenommen werden. 

4. Die Grunddifferenz zwischen lutherischer und reformierter Erkenntnis könnte als ein 
Streit um das rechte Verständnis der praesentia Christi verstanden werden. 

a) Hinter dem heutigen Streit um die Mitte und die Autorität der Schrift, der quer durch 
die Konfessionen geht, steht die Frage, wie die praesentia Christi im überlieferten Wort 
zu verstehen ist. Das Luthertum hat, mindestens von seinem Ursprung her, die Möglich- 
keit, die Schrift als Gesetz und Evangelium auf das Christusgeschehen hin zu zentrieren; 
die reformierte Tradition geht aus von der Offenbarung Gottes, die uns im Gesamtzeug- 
nis der Schrift in vielfältiger Weise begegnet. 

b) Hinter dem heutigen Streit um die Heilsfunktion der politischen und sozialen Diako- 
nie steht die Frage, wie die praesentia Christi durch die glaubende Existenz und die tätige 
Kirche in der heutigen Welt Gestalt gewinnt. Die reformatorische Frage nach Glaube und 
Werk, die in den lutherischen und reformierten Bekenntnissen je ihre besondere Ausprä- 
gung gefunden hat, ist als Frage nach Heil und Wohl des einzelnen und der Gesamtheit 
hier in neuer Weise virulent. 

c) Das rechte Verständnis der praesentia Christi ist das Thema in der Auseinandersetzung 
um die Frage, wie sich die Herrschaft Gottes in der Kirche und im politischen Bereich 
durchsetzt. Hier wirken die verschiedenen theologischen Ansätze noch immer als ein kon- 
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troverses Element: der eine geht von der Zwei-Regimentenlehre, der andere vom Glauben 
an die Königsherrschaft Christi aus. 

d) Um die praesentia Christi geht es in der Auseinandersetzung um das Verhältnis von 
Amt und Gemeinde. Die verschiedene konfessionelle Tradition wirkt z.B. in der Frage 
nach, ob das Verkündigungsamt der Gemeinde gegenübersteht oder eine der vielfältigen 
Funktionen der Gemeinde ist. 

e) Die Auseinandersetzung um die praesentia Christi war in der Reformationszeit in 
besonderer Weise akut im Streit um das Verständnis des Abendmahls. Sie ist heute dort 
nicht mehr lokalisierbar. Die analoge Auseinandersetzung ist in unserer Zeit um das rech- 
te Verständnis von Transzendenz und Immanenz, um die Gottesfrage, um die Frage der 
Eschatologie, um das Weltverständnis zu führen. 

Die vorstehend genannten Fragen kann heute keine Konfession im Monolog mit sich 
selbst lösen wollen. Wir brauchen einander als Partner, die sich nicht nur gegenseitig den 
guten Willen bestätigen, sondern sich auf die bestehenden Differenzen hin ansprechen 
und befragen lassen, so daß jeder den Beitrag des andern ins eigene Denken einzubringen 
lernt. In einem so geführten Dialog sehen wir Ausdruck und Grundlage gemeinsamen 
kirchlichen Handelns. 


Stuttgart, 14. April 1971 


19 Vertreter der Gliedkirchen der VELKD erarbeiteten im Auftrag der Kir- 
chenleitung eine Stellungnahme; sie lautet: 


VELKD-KONSULTATION 
Veröffentlicht am 19. Juli 1971 


Die VELKD-Konsultation ‚‚Lutherisch-reformiertes Gespräch“ tagte viermal. In die vorlie- 
gende Stellungnahme wurden die bisherigen Ergebnisse der Leuenberger Gespräche einbe- 
zogen. 

Wir begrüßen die Thesen als einen bedeutsamen Schritt auf dem Weg zur Kirchengemein- 
schaft zwischen lutherischen, reformierten und unierten Kirchen. Diese Thesen nennen die 
nach reformatorischem Verständnis entscheidenden Voraussetzungen für Kirchengemein- 
schaft. Sie sollten darum als Ausgangspunkt für die Arbeit an einer künftigen Konkordie 
dienen. Im einzelnen ist zu den Thesen folgendes zu bemerken. 

Zu These 1 und 2: 

Der von den beteiligten Kirchen gemeinsam bejahte Einsatz bei den nach reformatori- 
schem Verständnis zureichenden Bedingungen für Kirchengemeinschaft ist sachgemäß. 

Das Verhältnis von „Kennzeichen“ der Kirche (notae ecclesiae) einerseits und Vorausset- 
zungen für Kirchengemeinschaft andererseits, sowie von wahrer Einheit der Kirche und 
vereinbarter Kirchengemeinschaft bedarf jedoch der theologischen Klärung. 

Angesichts der Probleme, die sich mit den beiden angeführten Zitaten verbinden, ist zu 
fragen, ob man sie nicht statt im Text in einer Anmerkung und zwar vollständig zitieren 
sollte. 

Zu These 3: 

Es ist entscheidend, daß die Rechtfertigungsbotschaft gemeinsam als Zentrum der Ver- 
kündigung herausgestellt und der Rechtfertigungslehre bestimmende Funktion für alle 
Lehraussagen der Kirche gegeben wird. Der Verweis auf die reformierten und lutherischen 
Väter (Absatz 2 und 3) ist systematisch irreführend und historisch strittig. Er stört über- 
dies den Zusammenhang zwischen der Aussage über die Bedeutung der Rechtfertigungs- 
lehre (Absatz 1) und der christologischen Begründung der Rechtfertigung (Absatz 4). Der 
letzte Satz (,‚Die theologische Ausgestaltung ...‘‘) gehört sachlich zu These 6. 

Zu These 4: Die These bringt mit Recht zum Ausdruck, daß zwischen der lutherischen 
und der reformierten Sakramentsauffassung eine Annäherung stattgefunden hat. Die ge- 
wählten Formulierungen eröffnen jedoch einen Interpretationsspielraum, der zur theolo- 
gischen Weiterarbeit nötigt. 
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Der Verweis auf die lutherischen und reformierten Väter ist wie bei These 3 zu beur- 
teilen. Die Absätze erwecken den Eindruck einer zumindest historisch nicht gegebenen 
Komplementarität und sind in ihrer Formulierung mehrdeutig. 

Zu These 5: 

Hier wird zutreffend zur Geltung gebracht, daß die Ausgestaltung der Kirchenordnung 
gemäß der Botschaft des Evangeliums weder willkürlich noch gesetzlich, sondern nur im 
freien Gehorsam des Glaubens erfolgen kann. 

Der Klarheit der Aussage wäre besser gedient, wenn der Verweis auf die lutherischen 
und reformierten Väter entfiele. Der Konsensus, daß zur wahren Einheit der Kirche eine 
organisatorische Gleichheit bzw. Vereinigung nicht notwendig ist, darf nicht zum Vor- 
wand werden, bestehende Organisationsformen um jeden Preis zu Konservieren. 

Zu These 6: 

Der Hinweis auf die gemeinsame Grundlage der reformatorischen Erkenntnis einerseits 
und auf die veränderten Verstehensbedingungen andererseits markiert die Aufgaben, die 
im Blick auf die überkommenen Lehrdifferenzen der gegenwärtigen und künftigen theo- 
logischen Arbeit gestellt sind. Die gemeinsame Arbeit der lutherischen, reformierten und 
unierten Kirchen hat auf Grund des in den Thesen enthaltenen Konsensus zu klären, in- 
wieweit traditionelle Lehrdifferenzen nicht mehr kirchentrennend sind oder noch ein- 
schränkend auf die Kirchengemeinschaft wirken. 

Gegenstand kommender gemeinsamer theologischer Arbeit können nicht nur die tradi- 
tionellen Lehrdifferenzen sein. Es müssen vielmehr auch andere Kontroversen gemeinsam 
behandelt werden, die entstanden sind oder künftig entstehen werden (z.B. über Amt und 
Ordination, Gesetz und Evangelium, Kindertaufe). Bei dieser Arbeit kann der erreichte 
Konsensus weiter vertieft werden und sich an anderen theologischen Fragen bewähren. 


4. THEOLOGIE UND VERKÜNDIGUNG? 


Es macht den Reichtum, aber manchmal auch eine Beschwernis, die Lebendig- 
keit, aber manchmal auch eine Last der christlichen Kirche aus, daß sie ihre 
Grundlagen, ihren Auftrag, seine Ausrichtung in Wort und Tat und ihre Ord- 
nung ständig wissenschaftlich reflektieren muß, daß sie nicht anders als mit 
Theologie leben kann und lebt. Es macht den Lebensbezug der theologischen 
Forschung und Wissenschaft, aber manchmal auch ihre Belastung aus, daß sie 
in der ständigen Spannung zwischen Kirche und Universität, zwischen Wissen- 
schaftlichkeit und Bekenntnis, zwischen Gelehrsamkeit und Gemeinde steht. 
Die Kirche bedarf für ihre Lebensvollzüge ständig der theologischen Klärungen, 
wenn sie sich nicht aus dem geistigen Leben ihrer Welt und Zeit ausklammern 
will; die Theologie bedarf für den Vollzug ihrer wissenschaftlichen Arbeit der 
ständigen Bezogenheit auf Kirche und Gemeinde, wenn sie nicht im Elfenbein- 
turm der Isolierung vom gelebten Leben verkümmern soll. 

Die EKD-Synode stellte sich auf ihrer Tagung in Frankfurt der Problematik, 
die durch die Pluralität theologischer Lehrmeinungen gekennzeichnet ist. Der 
Ratsvorsitzende Landesbischof D. Dietzfelbinger meldete in seinem Rechen- 
schaftsbericht Bedenken und Besorgnisse an: 


Im Bereich Theologie und Verkündigung hat die Problematik der Situation uns weiter be- 
lastet. „Die Kirche wird es lernen müssen, mit der Pluralität theologischer Lehrmeinun- 

gen zu leben‘, heißt es in einem Bericht. Wie weit geht diese Pluralität? Sicher sind viele 
Unterschiede und Divergenzen auf dem Gebiet der Theologie eher komplementär als kon- 


e) Nie Kirchl. Jahrbuch 1961, S. 149ff.; 1962, S. 29ff.; 1963, S. 32ff.; 1964, S. 6£L.; 
1965, S. 22ff.; 1966, S. 77ff.; 1967, S. 48ff.; 1968, S. 228L.; 1969, S. 39ff.; 1970, S. xff. 
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trär. Aber wird die Kirche, wenn sie unverbindlicher Sprechsaal sehr verschiedener, ja ge- 
gensätzlicher Meinungen über Gott, Christus, Gebet wird, Kirche bleiben? Diese Frage be- 
wegt nicht wenige im Innersten, wenn es denn in der Kirche Jesu Christi um das wahre 
Leben vor Gott und miteinander geht. 


Die Synode nahm einen Bericht ihres damit befaßten Ausschusses entgegen, 
in dem es heißt: 


ZUR KIRCHLICH-THEOLOGISCHEN LAGE 


1. „Wird die Kirche, wenn sie unverbindlicher Sprechsaal sehr verschiedener, ja gegen- 
sätzlicher Meinungen über Gott, Christus, Gebet wird, Kirche bleiben? Diese Frage be- 
wegt nicht wenige im Innersten, wenn es in der Kirche Jesu Christi um das wahre Leben 
vor Gott und miteinander geht.“ 

Diese Bemerkung aus dem Bericht des Ratsvorsitzenden trifft in die Mitte der kirchli- 
chen Existenz. Wir können uns ihr nicht entziehen. Wir dürfen sie nicht verharmlosen. 
Die Kirche lebt von der Verbindlichkeit ihrer Botschaft. Was hier fehlt, wird durch keine 
sozialen Aktionen und strukturellen Reformen ersetzt. 

2. Pluralismus ist ein oft gebrauchtes Schlagwort. Freiheitliche Gesellschaft stellt sich 
als plurale Gesellschaft dar, die sich gegen alle Uniformierung in Weltanschauung und 
Lebensordnung wehrt. In der Kirche kann Pluralität Ausdruck der Einsicht sein, daß ein 
und dieselbe Wahrheit in verschiedener Lage verschieden bezeugt werden muß. Aber es 
ist verhängnisvoll, wenn in grenzenlosem Pluralismus die Wahrheit verschwimmt und am 
Ende nur Relativismus und Willkür übrig bleiben. Die Wahrheit der Kirche bleibt ihr le- 
bendiger Herr. 

3. Wir sind dankbar dafür, daß mitten in einer scheinbar völligen Relativierung die Be- 
sinnung auf den gemeinsamen und tragenden Grund der Lehre unter uns neu und kräftig 
eingesetzt hat. Die „Leuenberger Erklärung“ weist auf das, was die Kirchen der Reforma- 
tion sammelt und eint. Die „Gemeinsame Erklärung zu den Herausforderungen der Zeit“ 
will in Abgrenzung gegen Mißverständnis und Verirrung herausstellen, was heute in der 
Linie des reformatorischen Zeugnisses zu bedenken und zu bezeugen ist. Der Weg zu wei 
terer gemeinsamer Lehrbesinnung ist unabdingbar und nicht ohne Aussicht. Wir empfeh- 
len daher, daß der Rat der EKD die Synodalen der EKD und andere Beteiligte zu einer 
theologischen Arbeitstagung einlädt. 

4. Wir sind uns dessen bewußt, daß Reden und Handeln von uns Christen der Glaub- 
würdigkeit unserer Botschaft oft im Wege steht. Allzu leicht geschieht es, daß über dem 
Zwiespalt der Meinungen das Evangelium verdunkelt wird. Hier ist es die Hohlheit, dort 
die Selbstsicherheit kirchlichen Redens, welche die Hörer ärgert und enttäuscht. Das muß 
uns beunruhigen. Dennoch dürfen wir nicht schweigen. 

5. Zeugnis und Lehre der Kirche gründet im Hören auf das anvertraute Wort der Heili- 
gen Schrift und in der Bitte um den Heiligen Geist, der in alle Wahrheit leitet. Gemein- 
schaft im Glauben ist auch Gemeinschaft im Gebet um den Glauben. So verstanden kann 
die Glaubenskrise in unseren Tagen Gelegenheit zu neuem Anfang sein. Die Welt wartet 
auf die Botschaft vom Heil. Unter Christi Kreuz wird die Wirklichkeit des Menschen of- 
fenbar. Christi Auferstehung ist Grund unserer Hoffnung. 


Über die geschichtliche Entwicklung und die gegenwärtige Lage in der theolo- 
gischen Wissenschaft und zu den Schwierigkeiten des gegenseitigen Verstehens 
in Theologie und Kirche referierte der scheidende Präsens Professor D. Dr. Beck- 
mann in seinem der Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland auf 
ihrer Tagung vom 9. bis 17. Juni 1971 in Bad Godesberg erstatteten Bericht: 


DIE THEOLOGISCHEN GEGENSÄTZE 
Nach dem Ersten Weltkrieg gewann, vor allem unter der Führung Karl Barths, für zwei 
Jahrzehnte die Dogmatik die Vorherrschaft in der Theologie. Mit ihr wurde der Kirchen- 
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kampf geführt. Die Fülle der theologischen Erklärungen in den Jahren 1933 bis 1944 zeigt 
dies. Zum erstenmal seit dem Reformationsjahrhundert werden wieder Bekenntnisse der 
Kirche formuliert. Nach dem Zweiten Weltkrieg verliert die dogmatische Theologie ziem- 
lich rasch ihre Position. Sie muß der mächtig aufkommenden Exegese die Herrschaft ab- 
treten. Die Wende begann mit Rudolf Bultmanns Vortrag in Alpirsbach 1941: Die Ent- 
mythologisierung des Neuen Testaments. Die „Bultmann-Schule“ breitet sich auf allen 
Hochschulen aus. Sie gewinnt die jungen Theologen der Nachkriegszeit für die historisch- 
kritische, formgeschichtliche Auslegung des Neuen Testaments, für eine nach dem Vorbild 
der Heideggerschen Philosophie von Rudolf Bultmann entwickelte sogenannte „existen- 
tialistische“ Interpretation der biblischen Texte. 

Dieser Sieg der existentialistischen Theologie auf den Hochschulen forderte am Beginn 
der sechziger Jahre eine große Gruppe aus orthodoxen und pietistisch geprägten Theolo- 
gen und Laien zum Protest und zum Widerstand heraus, um die Kirche und ihre Verkün- 
digung, ihre biblische und bekenntnismäßige Grundlage vor der ‚modernen Theologie“ 
zu retten. So entstand die Bekenntnisbewegung „Kein anderes Evangelium“. Es gab „Alarm 
um die Bibel‘, Bekenntnisversammlungen für den „Glauben an Jesus‘, ja neue Bekenntnisfor- 
mulierungen (Düsseldorfer Erklärung) — wie im Kirchenkampf. DieKirchenleitungen und Syno- 
den wurden zu Maßnahmen gegen die modernen Theologen, Professoren und Pfarrer aufgefor- 
dert, zum entschlossenen Kampf gegen die neuen Irrlehren. Jedoch vermochten sich die Kirchen- 
leitungen nicht mit der Bekenntnisbewegung zu identifizieren, zumal sie sich mit der in 
der Bekenntnisbewegung vertretenen Lehre von der Verbal-Inspiration der Heiligen Schrift 
wie überhaupt mit dem evangelikalen und fundamentalistischen Gedankengut dieser Be- 
wegung nicht einverstanden erklären und deren Verwerfung der „historisch-kritischen‘“ 
Methode der Schriftauslegung nicht mitmachen konnten. Der Kampf blieb — sozusagen — 
„unentschieden“. Die geforderte Entscheidung konnte nicht getroffen werden, da sich die 
große Mehrheit der evangelischen Pfarrer mit ihren Kirchenleitungen und Professoren die 
Alternative: entweder Bejahung der historisch-kritischen Exegese oder Trennung von 
Schrift und Bekenntnis, nicht zu eigen machte (und nicht machen durfte). 

Inzwischen jedoch war etwas Neues und gänzlich Überraschendes geschehen. Auf den 
Hochschulen begann spätestens mit der Mitte der sechziger Jahre ein ganz neuer theologi- 
scher Vorstoß — nicht nur gegen die „konservative systematische Theologie‘, sondern 
ebenso gegen die historisch-kritisch-existentialistische Theologie. Eine neue theologische 
Gruppe trat auf (vielleicht mehr Studenten und Assistenten als Professoren) mit dem Pro- 
gramm einer „empirisch-kritischen Theologie‘, einer gesellschaftsbezogenen, einer durch 
soziologisch-psychologische Kategorjen bestimmten Theologie. 

Dabei verschwanden über Nacht bei vielen Jungen die bisherigen theologischen Väter 
— wie Barth oder Bultmann samt ihren Schülern. Und die neuen Väter und Lehrer hießen 
plötzlich: Karl Marx, Feuerbach, gelegentlich auch Mao, Siegmund Freud und ihre ge- 
genwärtigen Verehrer unter den heutigen Soziologen und Psychologen. 

Die Theologie nach dem Tode Gottes breitete sich aus, vor allem von Nordamerika kom- 
mend, aber auch zurückgreifend auf Hegel und Nietzsche. Theologie verwandelte sich in 
radikale Anthropologie, die Christologie in eine Art von „‚Jesuologie‘“‘ — in der unter Ab- 
lehnung der Gottheit Jesu Christi seine alleinige Bedeutung lediglich in seiner Menschlich- 
keit, und zwar besonders in seinen revolutionären Aktionen zur radikalen Veränderung 
der Welt im Sinne eines ethisch vollkommenen Reiches der Menschen erblickt wurde. 

Der hier neu ans Licht kommende atheistische Humanismus als Interpretation des histo- 
rischen Jesus mit Hilfe von Hegel, Marx, Feuerbach und Freud forderte natürlich auch 
eine Umfunktionierung der Kirche in der Richtung einer politischen Gruppe zur Verwand- 
lung der spätkapitalistischen Gesellschaft in die neue, wahrhaft menschliche, sozialistische, 
gewaltfreie Gesellschaft. Diese Aufgabe wurde oft auch als die wirkliche Nachfolge Christi 
als des großen, freilich gescheiterten Revolutionärs der Menschheit und die Wiederaufnahme 
seines revolutionären Wollens bei dem neu zu ergreifenden Auftrag der Kirche gewertet, 
” diese (wenn überhaupt) nur durch diese Rückkehr zu ihrem Anführer Zukunft haben 

Önne, 

Gewiß waren es nur einzelne, hauptsächlich studentische Gruppen, die diese radikalen 
Positionen einer „Theologie der Revolution“ vertraten, und man wird auch zustimmen müs- 
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sen, daß diese ihre Zeit weithin bereits hinter sich haben, nachdem sichtbar wurde, daß 
een in ihrem Radikalismus nicht fähig waren zu gemeinsamem revolutionärem Han- 
eln. 

Trotzdem ist die Auswirkung dieser durch die Publizistik und Massenmedien verbreite- 
ten Radikalismen auf die Gemeindeglieder nicht geringzuachten. Es kam zu einer Irritie- 
rung der kirchentreuen Gemeinden, zu schweren inneren Bedrängnissen, die oft sogar zu 
Übertritten in Freikirchen führte. Man muß deswegen auch von einer Erschütterung der 
Kirchen auf Grund der tiefen theologischen Spannungen reden, die sich nicht nur durch 
ausgesprochene politische Radikalismen bemerkbar machten, sondern auch durch den Ein- 
druck, den die theologischen Auseinandersetzungen der letzten beiden Jahrzehnte gemacht 
haben: den Eindruck eines riesigen Trümmerfeldes, eines Zerbruchs aller dogmatischen 
Grundfesten der Kirche, einer Zersetzung der Bekenntnisgrundlagen und eine Aushöhlung 
des christlichen Glaubens. Allzu viele unter den Christen fragen heute: Was kann man denn 
nun überhaupt noch glauben? Woran können wir uns halten: Ist die Bibel noch in irgend- 
einem Sinn Gottes Wort? Gilt noch ein Buchstabe der altkirchlichen Bekenntnisse wirk- 
lich? Müssen wir Atheisten werden, weil es Gott doch nicht gibt? Was ist es um Jesus von 
Nazareth — wirklich Gottes eingeborener Sohn, der Christus, der Welt Heiland — oder 
doch nur „nichts als ein Mensch wie wir‘? So könnte man fortfahren. Natürlich wird dann 
auch der Auftrag der Kirche unsicher. Was haben wir der Welt noch zu sagen, wenn wir 
selbst nicht mehr gewiß sind, ob Gott der lebendige — unser Gott ist, ob er seinen Sohn 
sandte, um durch sein Kreuz und seine Auferstehung die Welt zu versöhnen und zu erlö- 
sen? 

Die theologische Auseinandersetzung von heute ist einerseits so spannungsvoll, daß man 
in einer Zerreißprobe ohnegleichen steht, wenn man sich hineinbegibt. Andererseits sind 
viele unter den Theologen so resigniert wegen der offenbar aussichtslosen Lage im Streit 
der Theologen, daß sie sich schweigend zurückziehen. 

Noch eins: Die Gesamtlage der Theologie heute zeigt deutliche Zeichen einer Erschöp- 
fung, nachdem es eine Generation von großen Theologen gab, deren Erbe aber offensicht- 
lich nicht weitergetragen wird, sondern eher ungenutzt liegenbleibt, wie es z. B. mit Barths 
Meisterleistung seiner Kirchlichen Dogmatik geschieht. 

Bei der verbreiteten Mißachtung von exegetischer und systematischer Theologie in unse- 
ren Tagen zugunsten einer neuartigen praktischen Theologie (praxisbezogenes Studium) 
tauchen doch neue schwere Gefahren auf. Was soll eine praktische Theologie ohne feste 
Voraussetzung in biblischer und systematischer Theologie? 

Aber wenn Systematik. dann scheint es nur Sozialethik noch zu vermögen, die Studie- 
renden anzulocken. Von Dogmatik will man weithin ebensowenig wissen („Leerformeln“) 
wie von der Geschichte. Ist das Christentum in sein „ethisches Zeitalter‘ eingetreten (wie 
ein Theologe formulierte)? Kann der christliche Glaube nur zukunftsbezogen leben — ohne 
seinen festen Grund in der Heilsgeschichte? Genug der Fragen. Was ist nicht fraglich ge- 
worden? Aber die totale Infragestellung allen Glaubensinhalts offenbart die Tiefe der Glau- 
benskrise, unter der die Kirche (nicht nur unsere) heute leidet, der man aber nicht durch 
Reflexion oder Diskussion beikommen kann, sondern doch wohl nur durch das Gebet um 
den Heiligen Geist, durch demütige und bußfertige Anrufung Gottes, er wolle sich unser 
in Gnaden annehmen und seine Verheißungen aufs neue wahrmachen („ohne all unser 


„Verdienst und Würdigkeit‘‘). 


Aber kann man damit rechnen, hierzu ein einmütig-zustimmendes Ja zu bekommen in 
einer Kirche, in welcher es fraglich geworden ist, welchen Sinn das Beten heute noch ha- 
ben kann, in der auch die Gefahr offenkundig ist, daß in ihr das Beten zum Schweigen 
kommt — wo Gottesdienste ohne Gebet gehalten werden und versucht wird, das Gebet 
zum Selbstgespräch oder zur Vorbereitung von Aktionen umzufunktionieren? 

Hieran sollten wir alle erkennen, was heute auf dem Spiel steht. Niemand sollte den 
Versuch machen, den Ernst der Entscheidung, auf die die Kirche zugeht, zu verharmlosen. 
Der Notschrei des Glaubens verbietet falschen Optimismus. Aber ebenso gewiß auch ei- 
nen Pessimismus, der aus der Schwachheit der Kirchen, aus dem offenen Abfall vieler, aus 
der totalen Gleichgültigkeit der Massen uns zur Anfechtung werden könnte und oft auch 


wird. 
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Die Kirche, so scheint es uns, wird in den großen Antagonismen der Spannungsfelder 
von Ost und West, von Nord und Süd und ihren inneren, in der Tiefe unüberbrückbaren 
Gegensätzen entweder zerrissen oder zusammengepreßt, und es scheint ihr dabei der Atem 
auszugehen. Gibt es nun aber trotzdem überhaupt noch Hoffnung für die Kirche? Ja, 
auch unser schwacher Glaube lebt davon, daß es für die Kirche Gottes Hoffnung gibt, 
so wahr seine Verheißung in Kraft bleibt. 


Ähnlich beurteilte Professor Dr. Dr. Lohff, Inhaber eines Lehrstuhls für Syste- 
matische Theologie in der Theologischen Fakultät der Universität Hamburg 
und Mitglied des Rates der EKD, die Lage'”: 


Die ‚kirchliche‘ Öffentlichkeit bietet ein Bild einander kritisierender und bekämpfender 
oder einfach einander für inkompetent erklärender Gruppen, deren Zerrissenheit kaum 
überboten werden kann. Das einzig verbindende Band scheint allenfalls noch die Insti- 
tutionalisierung des kritischen Dialogs selbst sein zu können — selbst das wird in der heu- 
tigen Polemik fraglich ... Der Grund dafür liegt in den Bedingungen der geistigen Situation 
unserer Zeit, im Fortschritt des neuzeitlichen Bewußtseins, der eigentümlichen Form sei- 
ner bedrohten ‚Öffentlichkeit‘ ... Die Selbstreflexion des Christen und Theologen in der 
gegenwärtigen Welt und Gesellschaft ist einer solchen Fülle von Daten und Erfahrungen 
ausgesetzt, daß die Zuflucht zu einzelnen Aussagen der dogmatischen Tradition, und sei 
es die Lehre von Gott, ihm nicht mehr ein zusammenfließendes Verständnis der Wirk- 
lichkeit und der Welt gewähren kann, nicht einmal seiner eigenen Identität — es sei denn, 
er verdrängt konsequent alle Erfahrungen, die sich zu seiner unvermittelten theologischen 
Behauptung nicht in Beziehung setzen lassen. Selbst das wird ohne den Weg in ein Eremi- 
tendasein praktisch kaum zu leisten sein. Vor allem aber wird auf diese Weise dogmati- 
scher Selbstbehauptung das nicht mehr geleistet, worum es in der traditionellen Lehre der 
reformatorischen Kirche ging: Konsensus in der öffentlichen Lehre des Evangeliums. Viel- 
mehr zerfällt dieser in eine Fülle einander widerstreitender Positionen ... Angesichts dessen 
wird eine Hoffnung auf Konsensus nicht von dogmatischen Prämissen, sondern allein von 
der Fähigkeit zu erhoffen sein, das, was den Christen zum Christen, die Kirche zur Kirche 
macht, so zu elementarisieren, daß Einstimmen möglich ist. 


Obwohl sie sich um eine solche Elementarisierung bemühen, fanden zwei bedeut- 
same theologische Erklärungen des Berichtszeitraums in der allgemeinen wie in 
der kirchlichen Öffentlichkeit zunächst nicht das breite Echo, das sie verdient 
hätten; vielmehr stießen sie auf viel Schweigen, verhaltene Zustimmung und eine 
kühle, skeptische oder kritische Aufnahme. Das änderte sich erst nach dem Ende 
des Berichtszeitraums. 
Am 22. Januar 1971 verabschiedete die Bischofskonferenz der VELKD eine 

von dem Leitenden Bischof D. Wölber mit einer einführenden Erläuterung ver- 
öffentlichte Erklärung: 


REDEN VON GOTT 


ke 


Wir reden von Gott, obwohl wir, gefangen an unserem Ort und in unserer Zeit, nicht im- 
stande sind, recht von Gott zu reden. Wir verfügen nicht über ihn. Aber er läßt uns nicht 
los. Wir reden von Gott, obwohl unsere menschlichen Sprachen wandelbar und nur be- 
dingt brauchbar sind. Aber Gott bedient sich ihrer. Wir reden von Gott, obwohl wir wis- 
sen, daß die Menschen Gott nicht kennen und nicht anerkennen. Auch wir werden von 
diesem Widerspruch gegen Gott angefochten. Aber wir können es nicht lassen, im Gehor- 


10. Rechtfertigung und Anthropologie, in Zeitschrift Kerygma und Dogma, 1971, Heft 4, 
S. 225ff. 
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sam von dem Gott zu reden, den Israel seinen Herrn und Jesus von Nazareth seinen Va- 
ter genannt hat. 

Gott redet auch heute zu uns durch sein Wort und öffnet uns damit die Möglichkeit 
eines neuen Denkens von Gott und Welt. 


2: 


Wir reden von Gott in einer Welt, die bestimmt ist durch unerhörte Möglichkeiten, die 
Wissenschaft und Technik erschlossen haben. Die Machbarkeit von Natur, Gesellschaft 
und Mensch ist faszinierend und bedrängend. 

Viele haben daraus den Schluß gezogen, daß Gott bei diesen Vorgängen entbehrlich, ja 
ig ist: Die Vollendung der Welt und des Menschen soll aus eigenen Kräften er- 
olgen. 

Um auch theoretisch dieses Welt- und Lebensverständnis zu vollenden, werden die Wis- 
senschaften von Natur, Mensch und Gesellschaft von vielen ideologisch in Anspruch ge- 
nommen. Echte Wissenschaft wird hier illegitimerweise zum Religionsersatz. 


3. 


Tatsächlich führen Versuche, die in der Überzeugung von der unbegrenzten Machbarkeit 
der Natur unternommen werden, zur Zerstörung der Natur und damit der Grundlagen 
der wissenschaftlich-technischen Welt. 

Innerhalb der Gesellschaft führt die ideologische Umwandlung nicht zu notwendigen 
Veränderungen. Manipulation breitet sich ohne Grenzen aus. Die Freiheit geht in einer 
totalen Vergesetzlichung des menschlichen Zusammenlebens verloren. 

Wenn dieses Ziel unbeirrt verfolgt wird, entsteht unausweichlich die Überzeugung, Ge- 
walttätigkeit sei das letzte und einzig taugliche Mittel. Im konsequenten Bemühen um 
Emanzipation und Autonomie produziert der Mensch Entfremdung in immer neuen For- 
men. 

Entscheidende Wirklichkeiten kommen in diesem Welt- und Lebensverständnis nicht 
mehr vor, das Vergehen aller Dinge, das Rätsel irreparablen Leidens, das Sterben und die 
unveränderte Bosheit des Menschen. 

Der Verlust der Fähigkeit und des Willens, radikal, d.h. wirklichkeitsgerecht zu denken, 
ist von geradezu tödlicher Konsequenz für diese Welt. 

Von daher stellt sich der Kirche die Aufgabe, Anwalt wahrhaft revolutionierenden Den- 
kens zu sein. 


4. 


In unserem Versagen gegenüber dem die ganze Wirklichkeit beanspruchenden Gott verste- 
hen wir das biblische Zeugnis vom Gericht neu: Gott hat sie dahingegeben in verworfenen 
Sinn, zu tun, was nicht taugt (Röm. 1,28). Dieses Zeugnis vom Gericht hat die Kirche ge- 
rade in jüngster Zeit oft verschwiegen. So verwirkt sie aber die Vollmacht, dieser Welt 
die Liebe Gottes zu predigen. 


rn 


Gott hat im Sterben Jesu am Kreuz ein für alle mal in unbegreiflicher Weise in Gericht 
und Gnade gehandelt. Damit öffnet er unserem Glauben die Möglichkeit neuen, freien, 
verantwortungsvollen und wahrhaften Lebens. 

Durch Jesu Sterben und Leben begreifen wir, daß nicht des Menschen ratloses Fragen 
nach Gott, sondern Gottes eigene Hingabe an uns die alles umgreifende Wirklichkeits- 
erfahrung ist. Uns begegnet Liebe und Versöhnung als das letzte Wort über allem. So wird 
unser Reden über Gott ein Reden aus Gott. Es wird Gebet und Lob. 


THEOLOGIE DER WIRKLICHKEIT 


Gedanken zur Einführung in die Erklärung der Bischofskonferenz der Vereinigten 
Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands vom 22. Januar 1971 


Wenn man die theologischen Trends unserer Tage bedenkt, so bedeutet die Erklärung: 
„Reden von Gott‘ eine Kehre. Damit ist gemeint, daß der von der Theologie zurück- 
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gelegte Weg ein notwendiger Abschnitt voller Bedeutung ist: die „Weltverantwortung“, die 
„Mitmenschlichkeit‘‘, — daß aber die Serpentine beim Erkenntnisanstieg nun eine gerade- 
zu entgegengesetzte Blickrichtung der Begründung hervorrufen könnte! r 

Die Erklärung macht den Versuch, Wirklichkeitsverständnis zu radikalisieren. Das ist der 
Schlüssel! Vernünftige und radikale Wirklichkeitszuwendung begreift, daß dem Menschen 
Wirklichkeit in seiner Welt immer nur aspekthaft zugänglich bleibt, daß ihre vielen Wider- 
sprüche entlarvt werden müssen, und daß der Mensch auch seine eigene Unverfügbarkeit 
hinzunehmen hat. Er muß sich entscheiden, Mensch zu sein, und das Woher dieser Ent- 
scheidung bestimmt Katastrophe oder Hoffnung. 

Im Blick auf die Fragen also, die unsere Wirklichkeit aufwirft, ist sie selber antwortlos. 
Wenn das stimmt, dann gilt es, Immanenzdenken zu durchbrechen, dann kann man Gott 
nicht „‚weltlich interpretieren“, dann müßte versucht werden, Welt durch Gott zu inter- 
pretieren, dann ist der Mensch nicht „mündig‘, und die ganze Gott-ist-tot-Debatte braucht 
in ihrer Unwirklichkeit nicht einmal zitiert zu werden. Es wird also behauptet, der ganze 
Ansatz ist falsch. 

Warum? — 

Auf dem Sektor Naturwissenschaft scheint im internen erkenntnistheoretischen Fachge- 
spräch der Ausbruch aus dem Wissenschaftspositivismus in vollem Gange zu sein. Niemand 
weiß, was die Welt im Innersten zusammenhält. Aber die Verschmelzung von Technologie 
und Naturwissenschaft ergab die Faszination von der „Machbarkeit“. Sie beherrscht die 
Prozesse der Wirklichkeitszuwendung. Diese auf ihrer Linie außerordentlich erfolgreiche 
technokratische Wissenschaftlichkeit raubt die moralische Kraft, Prioritäten für die Ver- 
wendung von Forschung zu setzen. Sie ruft eine permanente Lähmung gegenüber den 
Folgen des Fortschritts hervor und könnte nur in der Anerkennung der Grenze menschli- 
chen Tuns korrigiert werden. Das ist unsere Wirklichkeit: der Widerspruch zwischen den 
offensichtlich unbegrenzten Möglichkeiten einerseits und der Begrenzung unseres Vermö- 
gens als Notwehr für Welt und Mensch andererseits. Solchen Widerspruch nicht wahrha- 
ben zu wollen, verschafft uns, wie die Erklärung andeutet, die apokalyptische Dimension 
unserer Existenz. Natur wird zerstört, denn die hybride Voraussetzung ihrer Machbarkeit 
verwirkt ihren geschöpflichen und geschichtlichen, auf den Menschen gerichteten Sinn. 
Der Mensch ist dabei, von seinen Produkten überwältigt zu werden und selbst in Unnatur 
abzusinken. 

Jedoch wendet sich die Erklärung mit Vorrang den Gesellschaftswissenschaften zu, weil 
Theologie heute als Lehre von der Humanität und als politische Theologie am stärksten 
damit verquickt wird. 

Das Gesellschaftsprinzip Hoffnung, gedacht als Emanzipation, soll zu unbedingter Frei- 
heit und Autonomie führen. Im Namen von Freiheit und Autonomie wird zugleich und 
scheinbar logischerweise Machbarkeit in Anspruch genommen, d.h. die Faszination des 
naturwissenschaftlich technologischen Zweckrationalismus greift auf die menschlichen 
Zusammenhänge über. Man manipuliert, und zwar entweder Zug um Zug oder durch das 
ganze System und lebt in der Illusion, soziale Prozesse seien vollständig erklärbar und 
steuerbar. Aber menschliche Existenz und Zweckrationalität zu vereinbaren, wäre nicht 
wirklichkeitsgerecht gedacht. Das kann man an der Tatsache sehen, daß die Spannung 
durch Heilslehren überspielt und kompensiert wird. Dies stellt sich ein, indem wiederum 
gegen alle Wirklichkeit Teilerkenntnisse totalisiert werden. 

Eine solche Ideologisierung entstammt dem Verlangen, Welt- und Lebensverständnis zu 
vollenden, in Wahrheit aber wird, was Wissenschaft sein könnte, zum Religionsersatz. Je 
religionsloser man die Welt im Namen von Freiheit und Autonomie betrachten wollte, 
um so stärker wird der Ausstoß von Heilslehren, und die innere Logik dieses Griffes nach 
Absolutheit führt in ein Leben voller Zwänge, und wenn das Ziel unbeirrt verfolgt wird, 
zu unbegrenzten Machtansprüchen. Alles, was der Mensch im Namen von Freiheit fordert, 
wird zum Gesetz. Das ist der elementare Widerspruch gesellschaftlicher Wirklichkeit, und 
realistisches Denken sieht, daß Autonomie Entfremdung produziert. Darum beobachtet 
man überall die irrationalen Ausbrüche aus der Frustration und den Untergang sinnvoller 
personaler Kreativität. Der Ansatz ist eben falsch. 

Unbestritten notwendige Veränderungen werden so nicht erreicht, denn der Mensch als 
Teil der Wirklichkeit entzieht sich dem Zugriff, und die Wirklichkeit als ganze ist nicht 
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verfügbar. Freiheit muß über die mögliche Summe von Freiheiten hinaus als innere Unab- 
hängigkeit definiert werden. Anders gibt es keine Veränderung. Der Mensch kann sich 
nicht in seine Autonomie emanzipieren, er muß sich emanzipieren, indem er sich trans- 
zendiert. Anders gibt es keine Veränderung. 

Das Dilemma aspekthafter und widersprüchlicher Wirklichkeit verlangt nach umgreifen- 
der Erkenntnis. Sie wäre, nimmt man die Geschichte menschlicher Erkenntnis als ganzes, 
nicht anders möglich als in der Bereitschaft, spirituelle und transzendente Bedürfnisse zu 
erfüllen. Wer die Geschichte nicht wahrhaben will, muß sie wiederholen. Zur vollen Wirk- 
lichkeitsbereitschaft würde heute unsere „‚Erinnerung‘‘ gehören. 

Die notwendigerweise knappe Erklärung spricht andeutungsweise noch einen dritten 
Sektor an. Zu der unwirklichen, weil gottlosen Weltzuwendung, gehört die Tabuisierung 
der unumgänglichen Tatsachen des Todes, des irreparablen Leidens und der Bosheit der 
Menschen. Diese Wirklichkeit zu verdrängen, vernichtet die wahre Tiefe menschlicher 
Reflexion. 

Die Antwort einer Theologie der Wirklichkeit liegt in dreierlei. Zuerst: Was wir auf Grund 
unserer Fehlhaltungen zur Wirklichkeit, an Sinnfrustration und Ausweglosigkeit und an 
unermeßlichen Konflikten erfahren, ist Gericht Gottes an einer Welt, die sich aus sich sel- 
ber verstehen will. „Gott hat sie dahingegeben in verworfenen Sinn, zu tun, was nicht 
taugt.“ (Römer 1,28). Nichttaugliches mit verworfenem Sinn zu tun, das ist der biblische 
Beleg für unwirkliches Verhalten. 

Hier könnte man im Sinne jener Kehre an eine Wiederaufkommen der Theologie der Krisis 
denken. Das ist richtig, sofern wir uns heute gegen den Optimismus der Gesetzespredigt 
als Sozial- und Gesellschaftspredigt zu wenden hätten. Doch war weder an die schmale 
Basis einer Kulturkritik gedacht noch an den antithetischen Monismus, Gott sei der ganz 
Andere. Die Vorstellung von der Wirklichkeit, die radikal durchdacht und erfahren werden 
muß, und die dann die Gottesfrage aufwirft, bedeutet eher ein Stück natürlicher Theologie, 
genau gesagt: Wirklichkeitstheologie. Es sind nicht mehr die Scheinprobleme des Lücken- 
büßers gemeint, als nähme Gott den Platz unerkannter Natur ein. Es ist vielmehr das 
Problem des Menschen in seiner Welt gemeint, der die Lücke darstellt, nämlich in seinem 
Versagen gegenüber umgreifender Erkenntnis. Die ganze Wahrheit erfahrener Wirklichkeit 
bleibt uns vorenthalten, und wir versuchen, es mit Heilslehren und mit der Unterwerfung 
der Menschheit unter das Gesetz schuldhaft zu überspielen. Darum sind unsere Bedrohun- 
gen und Ängste Gericht. 

Die zweite Zuspitzung liegt natürlich darin, daß die Kirche selbst zu einem wirklichkeits- 
gerechten, d.h. in unserer Lage zu einem revolutionierenden Denken beitragen muß. Dies 
bedeutet eine entschiedene Konfrontation zwischen Theologie einerseits und Natur- und 
Gesellschaftswissenschaften andererseits mit dem Ziel der Entideologisierung. 

Und schließlich drittens: Es braucht wohl nicht gesagt zu werden, daß sich die Bischofs- 
konferenz darüber einig war, daß „Reden von Gott“ nur verantwortet werden kann, wenn 
in, mit und unter solchen Reden Jesus Christus als die alles umgreifende Wirklichkeitser- 
fahrung geglaubt und anerkannt wird. Er rechtfertigt den Menschen nicht nur von seinen 
bösen Werken, sondern von seinen „Unwerken‘, begangen durch verfehlte Wirklichkeit. 
Aber selbst das Reden von Gott jenseits von Christus bekommt seinen Rang erst, wenn 
Gott nicht zum Diskussionsgegenstand gemacht wird, sondern in seiner ganzen Unverfüg- 
barkeit als Grund von Erfahrung begriffen wird, nämlich in der Bereitschaft auszuhalten, 
was uns in der Bestürzung und Betroffenheit des Lebens nicht losläßt. 

Daß unser Reden von Gott dann zu Lob und Dank werden kann, zum Gebet, verdan- 
ken wir Christus in der Freiheit Versöhnter. 


Hamburg, den 8. Februar 1971 Hans-Otto Wölber 


Die Generalsynode der VELKD erklärte dazu in einer auf ihrer Tagung am 
7. Oktober 1971 in Osnabrück gefaßten 
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ENTSCHLIESSUNG ZUM THEMA „MENSCHEN HEUTE VOR GOTT“ 


Die Generalsynode der Vereinigten Kirche hat auf ihrer Herbsttagung 1971 den Bericht 
des Leitenden Bischofs und die Erklärung der Bischofskonferenz „Reden von Gott“ zur 
Kenntnis genommen. Sie bittet die Kirchenleitung, den Bericht zu verbreiten. 

1. Die im Bericht des Leitenden Bischofs ausgedrückte Sorge über die gegenwärtige Welt- 
situation hat die Generalsynode in vielfacher Hinsicht bewegt. Sie ist der Überzeugung, 
daß den Zwängen der Leistungs- und Konsumgesellschaft und der Versuchung, alles für 
machbar zu halten, widerstanden werden muß. In dieser Situation ist Resignation nicht 
erlaubt. Die menschliche Vernunft ist zu ihrem eigentlichen, humanen Auftrag zu rufen. 
Dieser Auftrag fordert von der Gesellschaft und vom einzelnen auch die Bereitschaft, auf 
Möglichkeiten, die in wissenschaftlicher Erkenntnis und deren technischer Nutzung lie- 
gen, zu verzichten. Wir sind überzeugt, daß dieser Auftrag erfüllt werden kann, wenn der 
Mensch den Sinn seines Lebens nicht bei sich selbst sucht, sondern vom Evangelium be- 
stimmen läßt. 

Gerade die Sorge um den Menschen als Person verpflichtet heute die Kirche und die 
Gemeinden, Schwerpunkte ihrer Arbeit zu verlagern. Es gilt, die unmittelbaren persönli- 
chen Beziehungen wiederzugewinnen, den seelsorgerlichen Auftrag in größerer Breite wahr- 
zunehmen, die Gemeinschaft zwischen Menschen zu fördern und in sorgfältiger Beobach- 
tung neuer Bewegungen suchenden Menschen Hilfe und Wegweisung anzubieten. Die Er- 
fahrung der Kirche seit ihrer Stiftung durch Jesus Christus zeigt, daß Gebet und andere 
Formen der Frömmigkeit Erfahrungswelten erschließen, in denen Menschen immer wieder 
Erkenntnis und Kraft gewinnen. 

2. Wissenschaften und Technik haben unsere Möglichkeiten in unerhörter Weise erwei- 
tert. Als Folgen aber drohen die Gefährdung des Lebens und der Verlust von Freiheit und 
Sinn unserer Existenz. 

Die Generalsynode erhofft, daß in Gesprächen zwischen Theologie und anderen Wissen- 
schaften Modelle angeregt werden für eine dem Menschen gerechter werdende Gestaltung 
der wissenschaftlich-technischen Welt. 

3. Es sind keine schlechten Zeiten für die Kirche, wenn ihre Dienste nicht mehr selbst- 
verständlich sind. Die Generalsynode möchte darum ermutigen zu der Erwartung, daß 
Gott in diesen Zeiten etwas Neues hervorbringen will. Prüfungen haben nach aller Glau- 
benserfahrung auch Verheißung. 

Die Generalsynode bittet alle, die heute im Predigtamt und in anderen Diensten das 
Evangelium bezeugen, ihres Tuns gewiß zu sein. Sie schließt sich mit ihnen zusammen 
in dem Bemühen, den Weg gemeinsam zu finden. 


Am 28. September 1971 gab eine von der Arnoldshainer Konferenz und der 
VELKD einberufene Kommission eine gemeinsam erarbeitete theologische Er- 
klärung bekannt, „die angesichts der verwirrten Lage in Theologie und Kirche 
als eine theologische Orientierungshilfe gedacht“ ist und mit Zustimmung der 
Kirchenleitung der VELKD und der Vollkonferenz der in der Arnoldshainer 
Konferenz zusammengeschlossenen Kirchenleitungen veröffentlicht wurde. 


GEMEINSAME THEOLOGISCHE ERKLÄRUNG ZU DEN 
HERAUSFORDERUNGEN DER ZEIT 


Eine Orientierungshilfe 


Einführung 
In den Kirchen aller Konfessionen sieht sich der christliche Glaube heute vor Fragen ge- 
stellt, die an seine Grundlagen rühren. Dabei bedrängt viele die Sorge, daß manche Theo- 
logen Positionen vertreten, bei denen im Bemühen um Aktualisierung die Substanz des 
Glaubens preisgegeben oder durch Umdeutung verflüchtigt wird. Andere bedrängt die Sor- 
ge, daß durch das Festhalten an überkommenen Formen die notwendige Erneuerung der 
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Kirche verhindert wird. Scharfe Gegensätze, aber auch tiefe Unsicherheit über den Inhalt 
des Glaubens sind die Folge. 

Nach wie vor aber herrschen die Grund- und Grenzerfahrungen menschlichen Lebens, 
mit deren Bewältigung es der Glaube an das Evangelium zu tun hat: Geschichtliche Ver- 
antwortung, Freude, Kampf, Schuld, Leiden, Tod. Es erhebt sich die Frage, ob das Be- 
kenntnis der Väter heute die Kraft besitzt, den Menschen diese Erfahrungen zu deuten 
und sie zu bewältigen. 

Die Menschen lassen sich heute weithin nicht mehr durch undiskutiert gültige Autorität 
christlicher Traditionen leiten. Das Leben des einzelnen und der Gesellschaft soll vielmehr 
in Kritisch-selbständigen Entwürfen menschlicher Planung gestaltet werden. 

Die christliche Verkündigung sieht sich oft in die Defensive gedrängt. Sie ist der Versu- 
chung ausgesetzt, ihre Überlieferung der kritischen Reflexion zu entziehen. Aber mit blo- 
Ber Zurückweisung von Modernismen und mit schnellen Verwerfungsurteilen ist hier nicht 
geholfen. Zu tief ist der geistige Umbruch der Neuzeit, der auch die Glaubensvorstellun- 
gen seit langem miterfaßt hat. Die für Jahrtausende selbstverständliche Voraussetzung der 
Existenz Gottes als einer allen gemeinsamen Grundüberzeugung wird abgelehnt. Es ist 
deutlich geworden, daß die Wirklichkeit Gottes aus den Gegebenheiten der Welt nicht 
abzuleiten und der Glaube nicht mit jener weltanschaulichen Bejahung Gottes gleichzuset- 
zen ist, die die traditionelle christliche Welt voraussetzte. 

Grund des Glaubens ist die Botschaft von Jesus Christus und die überwindende Kraft 
seines Wortes. Zwar erscheint die Bedeutung Jesu von Nazareth in der Gegenwart weni- 
ger bestritten als etwa das Bekenntnis zu Gott. Er wird nämlich weithin als Kämpfer für 
Freiheit und Recht des Menschen anerkannt. Die Kirche aber wird gefragt, ob sie nicht 
den beispielhaften Menschen Jesus von Nazareth durch ihre Dogmatik mißdeutet, ihn 
hoch über die menschliche Gemeinschaft hinausgehoben und damit gerade den Zugang zu 
ihm verbaut habe. 

Solche Anfragen nötigen zu der Prüfung, ob in der kirchlichen Verkündigung in überzeu- 
gender Weise von Jesus Christus geredet wird. Es ist erkannt worden, daß jede Zeit, be- 
ginnend mit der ersten Christenheit, versucht hat, die Bedeutung Jesu Christi in ihr ver- 
ständlichen Begriffen und Bildern auszudrücken. Auch wir Heutigen müssen uns der An- 
strengung unterziehen, in einer den Menschen der Gegenwart zugänglichen Weise das apo- 
stolische Zeugnis von Jesus Christus weiterzugeben. 

Es muß aber zugleich gesehen werden, daß viele Bestreitungen des christlichen Glaubens, 
so säkular sie erscheinen, selbst die Qualität von Glaubenspositionen haben. Die Hoffnun- 
gen, die an die emanzipatorische Befreiung von den christlichen Überlieferungen geknüpft 
werden, sind dafür ein Zeugnis. Freilich hat die Geschichte des Fortschritts auch den Glau- 
ben an den Fortschritt erschüttert. Nicht nur die Fragen des einzelnen nach Sinn und Ge- 
stalt seines Lebens sind ohne Antwort, sondern auch die moderne Gesellschaft im ganzen 
befindet sich in einer tiefgreifenden Krise ihrer selbst und ihres Wirklichkeitsverständnisses. 
Die Zukunft des menschlichen Daseins überhaupt ist offen und ungeklärt. Die Fragwürdig- 
keit christlichen Selbstverständnisses und die Bedrohung der kirchlichen Existenz sind 
selber nur Ausdruck und Symptom eines die Welt und die Kirche gemeinsam umgreifen- 
den Prozesses. Nicht nur von Christen, sondern auch von anderen, die sich um eine Deu- 
tung der Zeit bemühen, wird dieser Prozeß im Zeichen der Apokalypse und der Endzeit 
gesehen. Die Anfechtung betrifft Welt und Kirche im gleichen Maße. 

Die nachstehende Erklärung bemüht sich zu zeigen, was christlicher Glaube und kirchli- 
che Verkündigung angesichts solcher Herausforderungen unserer Zeit zu sagen haben. An 
ihr hat eine Kommission aus Theologen und Laien, die von der Arnoldshainer Konferenz 
und der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands beauftragt waren, ge- 
meinsam gearbeitet. 

Dabei entstand die Einsicht, daß sowohl die Sache des christlichen Zeugnisses als die 
Verschiedenheit der Reflexions- und Verständnislagen verschiedene Weisen des Sprechens 
notwendig machen. 

In einem ersten Abschnitt „Glaube und Gegenwart“ wird im persönlichen Stil ausgeführt, 
in welcher Situation sich menschliche Existenz heute vorfindet und wie sich christlicher 
Glaube vollzieht. Solche Rechenschaft kann immer nur in einer bestimmten Perspektive 
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geleistet werden. Es liegt deshalb in der Sache, daß der erste Abschnitt in seiner Eigenart 
und Verfasserschaft von einem einzelnen geprägt wurde. Ebenso liegt es in der Sache, daß 
dieser Abschnitt von der ganzen Kommission verantwortet wird. 

In einem zweiten Abschnitt „Das Bekenntnis der Kirche heute‘ wird in der Form theo- 
logischer Lehre dargelegt, was die Aussagen des Glaubens, wie sie in den Kirchen der Re- 
formation in ihren Bekenntnissen überliefert sind, gegenüber den Einwänden und in den 
Auseinandersetzungen unserer Zeit bedeuten. 


A. Glaube und Gegenwart 


Wenn man Sätze aufzustellen versucht, läßt man sich oft von dem Wunsche leiten, etwas 
möglichst objektiv und — so meint man — deshalb allgemein gültig zu fassen. Sätze sollen 
dann möglichst vom Subjektiven absehen, vom Persönlichen, damit man etwas Objektives 
hat, an das man sich halten kann, wenn man herausgefordert wird. Kommt man von sol- 
chen Vorstellungen her, so muß das Formulieren der Antwort des Glaubens schwerfallen 
oder mißlingen. Glaube vollzieht sich nämlich an einer Stelle, wo man zwischen Persön- 
lichem und Allgemeinem, zwischen Subjektivem und Objektivem noch nicht unterschei- 
den kann. Sätze, die die Antwort des Glaubens zu sagen versuchen, beziehen ihren Sinn 
und ihre Gültigkeit von der Personhaftigkeit Gottes her, von der letzten Endes auch das 
Objektive ausgeht. Die Personhaftigkeit des Menschen ist ihr zugeordnet. 

Unsere Zeit gibt Bedrängnis. Altes vergeht, Neues ist noch nicht richtig sichtbar. Wir 
sind herausgefordert und wissen nicht genau durch was. 

Manchmal ist es so, als lebten wir zwischen der Zeit. 

Totalität bedrängt uns heute. Unter anderem wird das deutlich, wenn es um moderne 
Technik und Wissenschaft geht. Wissenschaftliche Analyse und entsprechendes Handeln 
reichen viel, viel weiter, als wir das früher geahnt haben. Man kann auf den Mond fliegen, 
man kann praktisch unbegrenzte Mengen an Energie erzeugen, Lebensmoleküle zusammen- 
setzen oder bestimmte Fähigkeiten des menschlichen Gehirns in elektronischen Anlagen 
kopieren und so ins Unermeßliche überhöhen und noch vieles, vieles mehr. Das alles kann 
bewältigt werden. Wenn das gewollt wird, geht das. Alles erscheint machbar, alles dem 
menschlichen Handeln erreichbar. Bisher hat der Mensch fast immer dann alles getan, was 
ihm zu tun möglich war. Deshalb erscheinen moderne Technik und Wissenschaft dann als 
total, total zwingend. 

Als total erscheint aber auch der Wille, das Zusammenleben der Menschen zu ändern, 
die Gesellschaft zu ändern. Eine kritische Wissenschaft vom Sozialen, vom Gesellschaftli- 
chen entfaltet sich. Das Böse, die Aggression, die Unterdrückung, die Gerechtigkeit wer- 
den wissenschaftlich untersucht. Man erkennt große Möglichkeiten, weil man viele Mecha- 
nismen des menschlichen Zusammenlebens verstehen lernt. So erscheint auch das Gesell- 
schaftliche machbar und seine Änderung dann als total, total zwingend. Weil ja Wissen- 
schaft jetzt immer so weit reicht. 

In Wirklichkeit kommt der Mensch durch diese Totalität um. Das wird schon daran deut- 
lich, daß nicht alles sinnvoll und gut ist, was möglich ist. Bis jetzt sind fast immer Möglich- 
keiten und Ziele untereinander verwechselt worden. Möglichkeiten sind aber nicht von 
selbst auch Ziele. Wir müssen also nach dem Sinn und den Zielen unseres Handelns fragen. 
Offenbar ist, daß der Mensch selber es ist, der eine Wahl zu treffen hat. Wir sind es, die 
Prioritäten setzen. Das heißt aber schließlich: Es ist das Bild des Menschen von sich selbst, 
dem wir folgen. Die Bewältigungen, die Verfügungen, die Totalitäten führen auf uns selbst 
zurück. Das Gegenüber des Menschen, die Wirklichkeit, ist also gar nicht so objektiv, so 
allgemeingültig. Der Mensch tritt nicht über sich hinaus, wenn er das Objektive angeht, 
sondern noch mehr zu sich selbst hin. Er sucht darüber sein Bild, seine Identität. Weil der 
Mensch nicht auf sich hin gemacht ist, weil er in der Zeit lebt, muß er sein Bild wieder 
und wieder suchen. Er muß es suchen, ohne es endgültig finden zu können, denn Erfüllung 
der Zeit, und das heißt Identität, ist allein bei Gott. „Ich bin, der ich bin.‘ Gott allein kann 
Ich sagen. Daß Gott Schöpfer ist, daß Gott Herr ist, ist alles dieselbe Aussage. Gott ist 
jenseits aller Systeme. Nur bei ihm ist Totalität, d.h. Endgültigkeit, Vollständigkeit und 
Ausschließlichkeit. Das erste Gebot handelt davon. Wenn wir nach dem Bilde des Men- 
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schen fragen, suchen wir in Wirklichkeit nicht uns, sondern Ihn, weil wir nicht auf uns, 
sondern auf Ihn hin gemacht sind. Auch heute, bei all’ unseren Möglichkeiten. Das bedeu- 
tet, daß wir uns dem Totalitätsanspruch bei Sachen und Menschen versagen können und 
müssen, daß wir gegenüber den Zwängen der Technik und der Gesellschaft im letzten Frei- 
heit besitzen. 

Uns bedrängt auch, daß der Mensch in unserer Zeit oft allein am Handeln, an der Pro- 
duktivität, an der Effizienz gemessen wird. Das hat dann eine Kehrseite: alles, was nicht 
produktiv ist, wird geächtet. Zum Menschsein gehört aber Leistungsunfähigkeit, Beschränkt- 
heit, Leid. Leid wird heute peinlich, zumal wenn es ganz in der Nähe geschieht. Wir ver- 
suchen, es zu übergehen, zu isolieren, etwa hinter dem Glas von Anstalten. Daraus entsteht 
Einsamkeit. Sie wird ein Merkmal unserer Zeit. Einsam werden beide, der, der isoliert ist, 
und der, der isoliert. In der Einsamkeit kann man nicht miteinander sprechen. Wir haben 
heute Informationsmöglichkeiten, die alles früher Vorstellbare übersteigen. Fernsehen und 
Rundfunk bringen alles mit allem in Verbindung, und Auto und Flugzeug lassen uns ganze 
Kontinente erreichen. Gleichzeitig wächst die Einsamkeit. Im Lärm der Information ver- 
schlingt uns die Stille der Angst und der Verlassenheit, weil wir vor lauter Information 
nicht mehr kommunizieren, nicht mehr sprechen mit den Menschen neben uns. Lauter 
informierte, isolierte, kleine Ich’s laufen herum. 

Das ist Sünde, denn wir müssen miteinander reden. Auch um Ziele zu bestimmen, denn 
das Überleben der Menschheit hängt davon ab. Wir müssen mit der Luft und dem Wasser 
und dem Boden, die auf dieser Erdkugel sind, auskommen. Alle, die an Bord dieser Kugel 
sind, sollen überleben. Um sich über Ziele klar und einig zu werden, müssen sie miteinander 
reden, müssen sie fortgesetzt einen Dialog führen. Die durch Technik und Wissenschaft zu- 
standegekommene, so unermeßlich gewordene Reichweite menschlichen Handelns führt 
sonst zu unermeßlich werdender Schuld. Fehlt die Kommunikation, das Sprechen mitein- 
ander, so übersetzt sich die Schuld des einzelnen in unermeßliche Schuld eines Kollektivs. 
Wo Fülle und Hunger, Herrschende und Beherrschte, Weiß und Schwarz nahe, doch unver- 
bunden beieinander wohnen, wird nicht kommuniziert, entsteht nicht das dem Ich gegen- 
überstehende Du. 

Nun hat der Mensch Jesus mit den Menschen geredet. Vor allem hat er mit den Leiden- 
den, Einsamen und Schuldigen geredet. Gegen alle Regeln der Isolierung hat er mit Betrü- 
gern und Ehebrechern geredet, hat getröstet. Der Mensch Jesus hat voraussetzungslos und 
ohne zu leistende Bedingungen brüderliche Gemeinschaft mit leidenden und verstoßenen 
Menschen gehalten. Dabei verstieß er gegen Regeln. Der Verstoß des Menschen Jesus gegen 
die Regeln, gegen die Ordnungen zur damaligen Bewältigung der Wirklichkeit und zum da- 
maligen Entwurf eines Menschenbildes wurde von den Zeitgenossen und Mitmenschen die- 
ses Jesus mit der Verurteilung und Hinrichtung geahndet. Da auch wir keine Verletzung 
solcher Regeln zulassen, holen wir diese Tat nach. Kommunikation und das Du verletzen 
Ordnungen und Regeln. Das ist immer so. Bewältigungen won Wirklichkeit gehen letztlich 
nicht auf, stimmen letztlich nicht. Deshalb mußte es Gott selber sein, der im Tiefsten das 
Du gibt. Deshalb ist Gott Mensch geworden. Dann gibt es Kommunikation, dann gibt es 
in der ganzen Breite der Bedeutung das Mit-dem-anderen-reden-können. Dann kann Ge- 
meinschaft geschehen, dann können Ziele gefunden werden, dann kann solange im Dialog 
miteinander gerungen werden, bis die volle Wahrheit zutage kommt. Das hängt im Grunde 
an der Personhaftigkeit Gottes in Jesus Christus. Im letzten heißt kommunizieren mit Chri- 
stus sprechen. Das geschieht im Gebet. Das muß nicht immer in der Form des Händefal- 
tens am Morgen oder am Abend geschehen. Das kann z.B. dann geschehen, wenn die Ge- 
danken bedenken, was wichtig und unwichtig ist. Das kann in einer Konferenz sein, wenn 
es vor lauter Miteinander-reden zum Schweigen zu kommen droht. Oder wenn die Kinder 
so widerspenstig sind, daß man dabei ist, sich von ihnen abzuwenden, nicht mehr mit ih- 
nen zu reden. Oder wenn es darum geht, die Brücke zur nachdrängenden Generation begeh- 
bar zu halten. Mit Christus sprechen und zu Gott beten und deswegen auf Ihn hin sein, 
ist dasselbe. Der Mensch Christus vertritt seinen Gesprächspartner vor der Identität Got- 
tes und bedeutet für den Gesprächspartner die Identität Gottes. Glauben ist ein Zusammen- 
gehen mit Christus. Er begleitet uns auf dem Weg, den wir gehen. Er geht die Windungen 
des Weges mit uns aus, auch wenn der Weg in die falsche Richtung zu gehen scheint. Und 
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wir, wir werden dabei geändert, bis hin zu dem, daß wir nicht uns selber leben. Wahrheit, 
das ist Christus selber, nicht eine zeitlose Orientierung, die nach Art eines Kompaß wahr- 
genommen werden könnte. 

Wenn wir so in Begleitung gehen, rechtfertigt das uns. Denn sonst wären wir allein. Es 
sind dann nicht mehr die Leistung und die Effizienz, die uns rechtfertigen. Weil wir in Be- 
gleitung sind, gibt es jenseits von Illusion und Resignation Gewißheit und Lebensmut. 

Bedrängend ist auch der Zwang zum Weltfrieden. Die waffentechnische Situation, in der 
wir Heutigen stehen, macht den Weltfrieden zur Lebensbedingung unseres technisch-wis- 
senschaftlichen Zeitalters. Die durch Technik und Wissenschaft heute gegebenen Möglich- 
keiten sind eben auch im Hinblick auf das Zerstören unermeßlich. Das ist eine Kehrseite 
des fortgesetzten sich Orientierens an der Produktivität und Effizienz. Wir haben also eine 
moralische Anstrengung zu unternehmen, um den Weltkrieg zu verhindern. Dieser Zwang 
zum Weltfrieden umfaßt zugleich den Zwang, den Weltfrieden sinnerfüllt zu gestalten. Da- 
zu gehören Gerechtigkeit und die Abwesenheit von Unterdrückung. Auch auf dieses Zu- 
kunftsbild von einer endlich gerechten Welt bezieht sich die zu leistende moralische Anstren- 
gung. Schließlich gehört zum Zwang, den Weltfrieden herzustellen, das Herstellen einer 
Wirtschafts- und Lebensordnung, die mit den vorhandenen Vorräten an Luft, Wasser 
und Boden auskommt, die im Falle der Verwendung dieser Lebensgüter ihre Wiederver- 
wendung gestattet. Bedrängend ist nun, daß ehrliches Besinnen auf menschliche Erfahrung 
uns verzagt machen muß. Solche Erfahrung ist vor allem Erfahrung von Mißerfolg, Unvoll- 
kommenheit und nicht gelungener Vollendung. Das Erdrückende ist, daß das immer so war. 
Es ist alles ganz eitel, sagt der Prediger Salomo. Der Zwang zum Weltfrieden ist etwas 
Erstmaliges. Die Bemühung um diesen Weltfrieden darf nicht auch ganz eitel sein. 

Woher sollen wir die Hoffnung nehmen, diese Erstmaligkeit zu leisten? Sollen wir als 
Menschen ganz über uns hinaustreten, um diese Erstmaligkeit zu leisten? Wenn wir uns 
nicht betrügend manipulieren lassen, kann die Hoffnung auf die unmittelbare, irdische Zu- 
kunft sich letzten Endes nur aus der einen großen Hoffnung ableiten, der Hoffnung auf 
Christus. Dann aber ist auch die unmittelbare, irdische Zukunft so eine schon versöhnte. 
Christus hat Gemeinschaft gestiftet, als er auf dieser Erde war. Die, die an Christus glau- 
ben, waren von jeher sich dieser Gemeinschaft je unter sich bewußt. Heute gehen die Er- 
fordernisse für Gemeinschaft, für Kommunikation weiter. Der Zwang zum Weltfrieden be- 
trifft jeden, der an Bord ist. Als der Mensch Jesus in den Ursprung zurückging, stiftete 
Gott selber ganz ausdrücklich das ‚‚Wir‘“. Exklusivität, Gemeinschaft des Glaubens unter 
sich zu haben, geht dann nicht mehr. Das ‚‚Wir“ gilt seit Pfingsten für alle Menschen. Das 
„Wir“ ist der Trost des Geistes Gottes bis zur Wiederkehr Christi, bis zur Vollendung die- 
ser Zeit. Auf diese Vollendung haben zu allen Zeiten die Christen gehofft. Auch heute. 
Das ‚Wir‘ der nicht unter sich, in Teilgruppen verbleibenden Gemeinschaft und die Hoff- 
nung auf solche Vollendung entsprechen sich. Kommunikation in der umfassenden Welt- 
gesellschaft, das ‚‚Wir‘, ist deshalb wegen der sich darin wiederfindenden Hoffnung der ra- 
tionale Grund, das Erstmalige zu wagen, den Mut zur konkreten Utopie aufzubringen, die 
das Angehen der heute anstehenden Friedens- und Zukunftsaufgaben bedeutet. Solches 
Angehen müssen Christen und Nichtchristen gemeinsam als Gemeinschaft wagen, weil der 
Weltfrieden heute unteilbar ist und die Zukunft alle angeht. Der Platz des Christen in die- 
ser Gemeinschaft wird deshalb anders sein, als es die in der Vergangenheit wurzelnde Tra- 
dition erkennen läßt. Das hat sich z.B. bei der Sprache der Christen und der Solidarität 
des Handelns mit Nichtchristen auszuwirken. Das ist vor allem der Sinn der Ökumene. 
Gott will, daß wir diese Erstmaligkeit angehen. 


B. Das Bekenntnis der Kirche heute 


Die Aussage über Grund und Bedeutung christlichen Glaubens setzt zu keiner Zeit voraus- 
setzungslos neu an. Sie kann vielmehr darauf zurückblicken, daß die Besinnung auf den 
verpflichtenden Gehalt des Glaubens, den die Heilige Schrift bezeugt, in den Bekenntnis- 
sen der Kirche immer schon geschehen ist, und sie hat von dieser Tatsache auszugehen. 
Von daher ist der Aufbau der folgenden Abschnitte zu verstehen. 


RL 


I 


Wir wissen uns in Kontinuität mit den reformatorischen Bekenntnissen und orientieren 

uns in der Vielstimmigkeit heutigen theologischen Redens an ihnen. Zugleich mit der Viel- 
falt heutiger Glaubensgestalten erfahren wir aber, wie Konfessionsgrenzen, die unübersteig- 
bar schienen, angesichts der neuen Herausforderungen überwindbar werden. Deshalb müssen 
wir versuchen, um der Einheit der Wahrheit willen auszusprechen, was uns im Glauben an 
das Evangelium verbindet. Für die Reformationskirchen bieten sich dabei die Grundaus- 
sagen der Augsburgischen Konfession an, die das erste einigende Band evangelischer Ge- 
meinden gewesen ist. Sie werden im folgenden der Orientierung zugrunde gelegt. 


EL; 


Indem wir darauf hören, wie die reformatorischen Väter den Glauben für ihre Zeit be- 
kannt haben, müssen wir uns den Fragen und Einsprüchen stellen, die heutige Weltorien- 
tierung der kirchlichen Überlieferung entgegenhält. Es sind keineswegs nur Fragen, die von 
außen an die Kirche herantreten. Sofern Christen verantwortliche Mitglieder der gegenwär- 
tigen Gesellschaft sind, werden deren Fragen zu ihren eigenen. In diesem Sinne haben wir 
versucht, auf „‚Herausforderungen unserer Zeit‘ einzugehen. 


IH. 


Ein Zeugnis für die Gewißheit des Glaubens in unserer Zeit kann alte Formulierungen 
nicht einfach wiederholen, sondern muß sich bemühen, die Anfragen und Einwendungen 
aufzunehmen und die Überlieferung so auszulegen, daß die Wahrheit des christlichen Glau- 
bens gehört werden und sich für die Orientierung des Lebens in dieser Zeit als hilfreich 
erweisen kann. Wir sind uns bewußt, daß wir diese Aufgabe nicht abschließend und in al- 
len Formulierungen zufriedenstellend erfüllen können. Wir können nur einen Anfang ma- 
chen. Erst die immer neue Bemühung um das Verständnis des Glaubens und die in ihm 
gegründete Lebenspraxis können einlösen, was im Bekenntnis des Glaubens gemeint ist. 
Eine Theologische Erklärung hat demgegenüber nur die Bedeutung des Hinweises und der 
Orientierungshilfe auf einem Wege, den wir weitergehen müssen. 


IV. 


Sowenig sich die Bedeutung des Glaubensbekenntnisses für alle Lebenssituationen vorab 
bestimmen läßt, so gibt es doch Grenzen, an denen kirchliches Bekennen eindeutig und 
bestimmt sprechen muß. Es gibt Aussagen und Verhaltensweisen, die der im Glauben be- 
schlossenen Wahrheit und seiner Einsicht in die Bestimmung des Menschen klar widerspre- 
chen. Solcher Widerspruch muß um des Menschen willen festgestellt werden. Dies und 
nicht die Meinung, durch dogmatische Festlegung dem Ringen der Menschen um die Wahr- 
heit Schranken zu setzen, ist der Grund, warum dem Versuch, das Bekenntnis der Väter 
für die Gegenwart auszulegen, Abweisungen und Abgrenzungen zugefügt werden. 


Von Gott 
L 


Die reformatorischen Väter bekennen Gott als den Allmächtigen, den Schöpfer des Him- 
mels und der Erde, der in Jesus Christus Vater aller Menschen ist und durch den Heili- 
gen Geist sich an der Gemeinde der Glaubenden als lebendig erweist. 


I. 


Das neuzeitliche Welt- und Menschenverständnis hat den Zugang zu diesem Bekenntnis 
in vielfältiger Weise erschwert oder versperrt. 

a) Wo die wissenschaftliche Weltorientierung dem Trend zum Absoluten, Totalen und 
Immanenten erliegt, sieht sie keinen Raum mehr für Gott den Schöpfer. Vielmehr scheint 
es der Mensch zu sein, welcher sich seinen Gott geschaffen hat zur Erklärung des Unerklär- 
baren und zur Beschwichtigung der Daseinsangst. 

b) Der Glaube an Gott als den Vater aller Menschen erscheint vielen als ein Erbe aus 
dem Kindheitsalter der Menschheit, das zur Sanktionierung patriarchalischer Gesellschafts- 
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ordnungen führt. Ist nicht das Versagen des Vaterglaubens darin bewiesen, daß er so we- 
nig Brüderlichkeit unter den Menschen zu schaffen vermocht hat? 

c) Angesichts von Leid, Hunger, Not oder Krieg wird der Glaube an Gottes Allmacht 
auch im Bewußtsein der Glaubenden immer wieder durch die Erfahrung seiner Ohnmacht 
in Frage gestellt. Als „allmächtig‘‘ wird vielmehr die Eigengesetzlichkeit natürlichen und 
gesellschaftlichen Geschehens oder der die Natur beherrschende und die Zukunft entwer- 
fende Mensch verstanden. 

d) Der Gottesglaube wird nicht nur als überholt und überflüssig, sondern auch als „Opium 
des Volkes“ beurteilt. Er kann Menschen am Gebrauch ihrer Freiheit hindern, sie auf eine 
überholte Weltsicht fixieren und damit den schöpferischen Gebrauch der Vernunft zur 
Herstellung einer menschenwürdigen Gesellschaft lähmen. 


II. 


Christliche Verkündigung, die heute von Gott Zeugnis ablegen und zu Gottes Dienst ru- 
fen will, muß solchen Einwendungen antworten und aussprechen können, was der Gottes- 
glaube für Welt und Mensch bedeutet. 

a) Der Schöpfungsglaube versteht Gott nicht als konkurrierende Kraft zu den Kräften 
der Welt. Gott wäre mißverstanden, wenn er als Lückenbüßer dort angesiedelt würde, wo 
natürliche Erklärung oder menschliche Leistung noch nicht gelingen. Der Schöpfungsgiaube 
bezeugt Gott vielmehr als den allzeit gegenwärtigen Ursprung allen Geschehens, der aus der 
vorfindlichen Welt nicht abzuleiten ist und sich jeder Verfügung entzieht. Gott ist jenseits 
aller Systeme. Nur bei ihm ist Totalität, d.h. Endgültigkeit, Vollständigkeit und Ausschließ- 
lichkeit. Gerade von daher aber wird der Mensch instandgesetzt, die Welt in schöpferischer 
Freiheit zu gestalten. Positionen der Totalität und Ausschließlichkeit zu beziehen, ist nicht 
des Menschen Sache. 

b) In Jesus Christus wird Gott als die Macht der Gnade, die das Verlorene sucht, erfah- 
ren und eben darin als Vater angebetet. Der Glaube an die liebende Zuwendung in Jesus 
Christus richtet nicht eine Ordnung patriarchalischer Herrschaft auf, sondern ruft zu mit- 
menschlicher Solidarität und menschlicher Gemeinschaft. Er legt den tiefsten Grund für 
Menschenwürde und Menschenrecht. 

c) Das Bekenntnis zu Gott dem Allmächtigen gibt dem Menschen, der sich Mächten und 
Gewalten ausgeliefert sieht, die Zuversicht, daß ihm dennoch alle Dinge zum besten die- 
nen müssen. Es bedeutet daher keine Verhinderung menschlicher Initiative und führt nicht 
zur Passivität gegenüber bestehenden Verhältnissen und Ordnungen. Vielmehr macht es dem 
Menschen Mut, seine Freiheit und seine Verantwortung wahrzunehmen, den Sinn und das 
Heil aber nicht bei sich selbst zu suchen. 

d) Der vom Heiligen Geist geweckte Glaube lebt dort, wo die in Jesus Christus erschie- 
nene Macht der Liebe und Versöhnung immer neu Menschen ergreift und bestimmt. Der 
Glaube ist tot, wenn er im Festhalten an der Glaubenstradition den offenen Blick für die 
Wirklichkeit des Menschen verliert und sich mit seinem Leiden abfindet. Der Heilige Geist 
bezeugt sich vielmehr im Mut zur Hoffnung auf die Versöhnung der Menschen und das 
kommende Reich. So hilft er dazu, die menschlichen Verhältnisse zu bessern und recht zu 
gestalten. 

Es geht dem Glauben um Gottes Namen, Gottes Ehre und Gottes Reich. Menschen er- 
füllen das erste Gebot, indem sie Gott über alle Dinge, Mächte und Ideen lieben, fürchten 
und vertrauen. So werden sie frei zum Bekenntnis und zur Anbetung Gottes. 


IV. 


Der christliche Glaube bekennt Gott als Vater, Sohn und Heiligen Geist in untrennbarer 
Einheit. Er wehrt damit dem Mißverständnis, Gott isoliert als mächtiges Himmelswesen 
oder als vergöttlichten Menschen oder als göttliche Kraft in den Geschehnissen zu begrei- 
fen. Auch heute hilft das Bekenntnis zur Dreieinigkeit Gottes dazu, recht von Gott zu 
reden. 

a) Es wird nicht recht von Gott geredet, wo nicht das Zeugnis für seine Allmacht einbe- 
zogen bleibt in die Offenbarung Jesu Christi: er lehrt ihn als seinen und aller Menschen 
Vater glauben und bekennen. Ebenfalls wird nicht recht von Gott geredet, wo nicht be- 
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achtet bleibt, daß allein in der Wirksamkeit des Heiligen Geistes ein Zugang zu Gottes 
Verborgenheit eröffnet ist. 

b) Es wird nicht recht von Gott geredet, wo der Glaube an den Schöpfer alles mensch- 
lichen Daseins sich von dem Glauben an Gottes Liebe in Christus löst, die das Heil aller 
Menschen will. Denn dann entartet der Glaube an Gott zum Aberglauben an ewige Ord- 
nungen oder an verabsolutierte nationale, rassische, gesellschaftliche Traditionen. 

c) Es wird nicht recht von Gott geredet, wo der Glaube an die Liebe Gottes sich löst 
vom Glauben an den Schöpfer. Denn dann entartet der Glaube zur allgemeinen Mitmensch- 
lichkeit, die das Miteinander der Menschen uferloser Reflexion preisgibt und den einzel- 
nen aus der konkreten Verantwortung für die menschliche Gesellschaft entläßt. 

d) Es wird nicht recht von Gott geredet, wo der Mut zur Verwandiung der menschlichen 
Verhältnisse sich vom Wissen um das unverfügbar Vorgegebene des menschlichen Daseins 
und von der Liebe löst, die den Menschen in seiner Situation aufsucht. Denn so entartet 
der Glaube in wirklichkeitsblinden Terror, der die vollkommene Ordnung der Gesellschaft 
erzwingen will und die wahre Freiheit und Versöhnung der Menschen verhindert. 


Vom Menschen 
I. 


Die reformatorischen Väter bekennen: Der Mensch, Geschöpf Gottes, ist aus der Gemein- 
schaft mit Gott gefallen. Alle Menschen leben unter dem Fluch der Sünde, der Gottesfeind- 
schaft und des Todes. Von diesem Verhängnis werden sie allein durch Gottes Heilstat und 
seinen Geist befreit. 


II. 


Geschichtliche Leistungen, pädagogische Erfolge und wissenschaftliche Erforschung des 
menschlichen Lebens haben in vielfältiger Weise zu Widerspruch und Zweifel gegenüber 
dem Menschenbild der Väter geführt. 

a) Durch die Annahme der Unausweichlichkeit der Sünde kann der Mut zur Beseitigung 
des Übels in Welt und Gesellschaft gelähmt werden. Führt nicht die Verleugnung der 
menschlichen Fähigkeiten dazu, daß der Mensch in Unmündigkeit festgehalten und ihm 
die Lust am eigenen Dasein vergiftet wird? Wo Selbstbejahung und Vergunft den Men- 
schen bestimmen, könnte es ihm vielleicht gelingen, das Unmögliche möglich zu machen 
— das Übel und die Angst zu beseitigen. 

b) Von manchen wird eingeräumt, daß der Mensch das „riskierte‘‘ Wesen ist. Im Ver- 
gleich mit anderen Lebewesen ist er ungesichert, auf der Suche nach sich selbst, gerät 
immer neu in Scheitern und Schuld und läßt in der Geschichte die Spuren seiner Miß- 
er zurück. Nur die Entschlossenheit zur sittlichen Leistung kann ihm Hoffnung auf 
die Überwindung dieses Schicksals geben. Droht nicht die Behauptung der Unausweich- 
lichkeit der Sünde diesen einzigen Ausweg zu verlegen? 

c) Von anderen wird die Entfremdung, durch die man den Menschen von der erhofften 
Erfüllung seines Lebens getrennt sieht, auf Unterdrückung und Ausbeutung durch den Men- 
schen zurückgeführt. Darum muß die Herrschaft über Menschen durch den gemeinschaftli- 
chen Kampf der Unterdrückten beseitigt werden. So wird der Weg zur Erfüllung menschli- 
chen Lebens frei. Könnte nicht auch der Tod besiegt werden, wenn in einer erneuerten Ge- 
sellschaft die Angst vor dem Sterben überwunden wäre? 


In. 


Christlicher Glaube bejaht die wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Leistungen, durch 
die konkreter Schaden vom Menschen abgewendet wird, wo und durch wen immer dies ge- 
schieht. Zugleich aber läßt er sich durch das Bekenntnis der Väter dazu anleiten, technokra- 
tischen und totalitären Tendenzen unserer Zeit zu widerstehen, der Wirklichkeit menschli- 
cher Lebenserfahrung vorurteilslos zu begegnen und auf trügerische Hoffnungen zu verzichten. 
a) Alle Ermutigung und Freude am Dasein können nicht darüber hinwegtäuschen, daß die 
Triebe des Menschen unbändig und zerstörerisch werden, wo sie sich selbst überlassen bleiben. 
Auch das Bemühen um Gestaltung des Trieblebens kann nicht verhindern, daß menschliches 
Leben durch eigene und fremde Schuld mißlingt, daß es dem Scheitern und dem Tode ver- 
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fällt. Wo wissenschaftliche und technische Beherrschung des Lebens diese Erfahrung verbirgt, 
macht sie den einzelnen glücklich, indem sie ihn über die Wahrheit der menschlichen Situa- 
tion in einer unfertigen Welt manipulierend betrügt. 

b) Der Willedes Menschen, sein Schicksal und seine Schuld zu verantworten und mit seiner 
Leistung für die Bewältigung ihrer Folgen einzutreten, kann Zeugnis sein für das Wissen um 
seine Verantwortung vor Gott. Doch kann er die Folgen seiner Taten, die auch sein künftiges 
Handeln bestimmen, nicht ungeschehen machen. Wo das vergessen wird, treiben Selbstbe- 
hauptung und Leistungsstolz immer tiefer in die Verstrickung von Schuld und Verderben 
hinein. 

c) Alle Kräfte sind zu bejahen, die an der Verbesserung der gesellschaftlichen Lebensver- 
hältnisse arbeiten. Es kann jedoch geschehen, daß in der Zuversicht, die universale mensch- 
liche Selbstbefreiung planen und durchsetzen zu können, unüberschreitbare vitale und ge- 
sellschaftliche Grenzen menschlicher Lebensgestaltung vergessen oder verharmlost werden. 
Dann aber wird der Mensch im Geheimnis seines Personseins vor Gott verletzt, und statt 
des ersehnten Reiches der Freiheit entsteht ein System titanischer Selbstbehauptung und 
Unterdrückung. 

Die Kreuzigung Jesu Christi ist für den christlichen Glauben das Zeugnis dafür, wohin 
menschlicher Selbstbehauptungs- und Leistungswille führt. Sie stellt die Sünde des Men- 
schen, deren Opfer Jesus geworden ist, bloß. Die Botschaft von der Auferstehung des Ge- 
kreuzigten bezeugt, daß Gott um Jesu willen einen Weg aus dem Verhängnis menschlicher 
Schuld und Selbstverschlossenheit öffnet: Dort wo der Mensch eben dieses Verderben der 
Sünde und des Todes erkennt und bekennt und sich dem ausliefert, der allein das Verhäng- 
nis wenden kann. 


IV. 


Die Erforschung des Menschen und seiner Möglichkeiten ebenso wie die Versuche, im Ge- 
genzug gegen die alte Lehre von der Sünde das Heil in menschliche Regie zu nehmen, müs- 
sen dazu anleiten, differenziert von der menschlichen Bestimmung und von ihrer Verfeh- 
lung zu reden. 

a) Es wird nicht recht vom Menschen geredet, wo ihm die Fähigkeit zur guten Gestal- 
tung seines Lebens pauschal abgesprochen wird. Denn damit wird auch das Sündenbekennt- 
nis selbst diskreditiert. 

b) Es wird auch nicht recht vom Menschen geredet, wo im Appell an die sittliche Selbst- 
bestimmung des Menschen die Unwiderruflichkeit menschlicher Handlungsfolgen vergessen 
wird. Denn auf diese Weise entsteht ein Moralismus, der die Verstrickung in Schuld und 
Schicksal verharmlost. 

c) Es wird nicht recht vom Menschen geredet, wo die Hoffnung auf gesellschaftliche 
Emanzipation ihn dafür blind macht, daß er an Scheitern und Tod ausgeliefert ist. Denn 
damit wird der Mensch um einen wesentlichen Teil seiner Wirklichkeit betrogen, und es 
wird den Verzweifelnden und Sterbenden der einzige Trost verschwiegen, der ihnen in 
der Ausweglosigkeit ihrer Situation durch den Glauben geschenkt werden kann. 


Von Jesus Christus 
I. 


Die reformatorischen Väter bezeugen Jesus Christus als den Herrn und bekennen, daß Gott 
in ihm Mensch geworden ist. Darum nennen sie ihn wahren Gott und wahren Menschen 
zugleich. Durch sein Wort und sein Tun, durch sein Leiden, Sterben und Auferstehen hat 
er die Macht von Sünde und Tod gebrochen und die Menschen mit Gott versöhnt. Er übt 
seine Herrschaft dadurch aus, daß er alle, die an ihn glauben, durch seinen Geist gerecht 
spricht, erneuert und tröstet. 


Il. 


Obschon man heute auf vielfältige Weise von Jesus redet und seinem Wirken hohe Ach- 
tung zollt, wird das Christusbekenntnis der Kirche von vielen nicht mehr verstanden oder 
mißdeutet. 
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a) Eine historische Betrachtungsweise, die nur gelten läßt, was sich der Wechselwirkung 
aller geschichtlichen Erscheinungen einordnen läßt, kann Jesus Christus nur als einen Men- 
schen verstehen, wie wir alle sind. Seine Bedeutung kann dann darin liegen, daß er als 
Vorbild wahrer Humanität und als Vorkämpfer für das Recht der Unterdrückten zum maß- 
gebenden Menschen wird. Seine geschichtliche Wirkung sieht man dann darin, daß seine 
Haltung und sein Handeln unsere eigenen Möglichkeiten und Kräfte ausrichten und ent- 
falten helfen. 

b) Auf der anderen Seite kann man Jesus zu einer bloßen Symbolgestalt geschichtlicher 
Kräfte machen. Dabei kann die historische Erkennbarkeit der Person Jesu geleugnet oder 
für gleichgültig erklärt werden. Die Bedeutung Jesu liegt dann darin, daß geschichtlich wirk- 
same Ideen wie der Glaube an die stete Erneuerung des Lebens, die Hoffnung auf ein 
Friedensreich oder der Mythos einer Erlösergestalt in ihm einen wirkungskräftigen Aus- 
druck gefunden haben. Allein eine solche Idee wäre es dann, woran sich Menschen, denen 
es um das Gelingen des Lebens geht, zu orientieren haben. 


IIL. 


Der Kirche erwächst die Aufgabe, Jesus als Herrn und einzige Hilfe im Leben und Ster- 
ben heutigen Menschen neu zu bezeugen. Dabei ist insbesondere festzuhalten: 

a) Das Neue Testament zeigt, obwohl es nicht Historie im modernen Sinn bietet, mit 
hinreichender Deutlichkeit einen Menschen, der, voraussetzungslos und ohne zu leistende 
Bedingungen, brüderliche Gemeinschaft mit leidenden und verstoßenen Menschen hielt, 
ihnen Vergebung ihrer Schuld zusprach und die Gnade Gottes verkündigte. Weil er das 
getan hat, wurde er am Kreuz hingerichtet. Daß er sich den Seinen als der Auferstandene 
erwies, schenkte ihnen die Gewißheit, daß seine Zusage trotz seines Todes, ja durch sei- 
nen Tod von Gott in Kraft gesetzt ist. Darum bezeugt der Glaube Jesu Sterben als stell- 
vertretendes Leiden für uns. Immer wieder überwindet Jesus Christus Menschen zur Nach- 
folge und schenkt ihnen Gewißheit des Heils. Sie werden damit frei von Furcht vor 
menschlichen und übermenschlichen Gewalten und bekennen ihn als Gottes Sohn und ih- 
ren Herrn. 

b) Die biblische Überlieferung erweist, daß Jesus von Nazareth nicht als Symbolgestalt 
im Sinne allgemeiner religiöser Vorstellungen verstanden werden kann. Er steht im Zu- 
sammenhang einer bestimmten Geschichte von Verheißungen und Heilserwartungen. Er 
hat den Inhalt dieser Hoffnungen zugleich erfüllt und verwandelt. Er hat sie aus dem 
Raum einer begrenzten Volksgeschichte ausgeweitet in den Bereich menschheitlicher Zu- 
sammenhänge und sie verwirklicht in menschlicher Hilfe und Bruderschaft. Darum hängt 
unser Glaube an der geschichtlichen Person Jesus von Nazareth. 


IV. 


Damit ein falsches Verständnis der Person Jesu deutlich ausgeschlossen wird, stellen wir 
fest: 

a) Es wird nicht recht von Jesus Christus geredet, wo er allein als Vorbild rechter Mensch- 
lichkeit im Eintreten für die Armen und Unterdrückten verstanden wird. Denn damit tritt 
ein Gesetz menschlichen Verhaltens an die Stelle der von Jesus gewirkten Versöhnung, 
deren jeder Mensch bedarf. 

b) Es wird nicht recht von Jesus Christus geredet, wenn die Bedeutung seiner Person 
preisgegeben wird zugunsten der Anerkennung allgemeiner ethischer oder religiöser Prin- 
zipien. Denn diese stehen unerfüllt über dem menschlichen Leben, der Glaube aber hängt 
daran, daß das Heil im geschichtlichen Handeln des Menschen Jesus erfüllt und für die 
Menschen eröffnet ist. 


Von der Rechtfertigung ' 


Die reformatorischen Väter bekennen: Dem Menschen wird Heil und Rettung allein aus 
Gnade um Christi willen zuteil. Der Glaube an Jesus Christus schafft Gerechtigkeit, Frei 
heit und Frieden. Er bewegt den Menschen zur Liebe gegen den Nächsten. 


fi, 


1. 


Der Mensch der säkularen Gesellschaft zweifelt nicht so sehr an der Gnade, als vielmehr 
an der Existenz Gottes und an der Nötigung zur Rechenschaft vor seinem Gericht. Er sieht 
seine Bestimmung in der Aufgabe, das Werk der Emanzipation, der Befreiung aus der Un- 
mündigkeit gegenüber den Mächten der Natur und des Herkommens zu leisten. Der Glaube, 
daß das Heil allein der Rechtfertigung aus Gnade verdankt wird, scheint dem zu wider- 
sprechen und ist deshalb vielfachem Einspruch ausgesetzt. 

a) Nicht die Rechtfertigung vor einer fremden Instanz, sondern die Selbstverwirklichung 
wird zum Ziel des menschlichen Lebens, das der Mensch durch Leistung oder in befreitem 
Ausleben seiner Antriebe sucht und zu dem die Technik die Mittel bereitstellt. 

b) Die Bestätigung eigenen Tuns, nach der es den Menschen verlangt, kann heute nicht 
mehr durch Rückgriff auf Normen und Verheißungen vergangener Offenbarung, sondern 
nur durch eigene Bewältigung der Zukunft geschehen. 

c) Der Mensch fühlt sich berufen, in vernünftigem Handeln die neue Welt der Freiheit, 
des Friedens und der Gerechtigkeit zu schaffen. Die Botschaft von der vergebenden Gnade 
und Gerechtigkeit in Christus scheint ihm dies zu verbergen und ihn auf die Hilfe jensei- 
tiger Mächte zu verweisen. 


II. 


Der christliche Glaube erfährt und bezeugt Gott als den Herrn und Hüter des Rechtes, der 
den Menschen zum Gehorsam gegen sein Gebot und zum Dienst am Nächsten bestimmt. 
Er erfährt und bezeugt zugleich Gott in Jesus Christus als die Macht der bedingungslosen 
Gnade, die den schuldigen Menschen nicht fallen läßt. Diese Botschaft ergeht an alle Welt. 

a) Wer Gottes grundlose Barmherzigkeit erfährt, empfängt das Heil. Er findet damit die 
Verwirklichung seines Lebens und vertraut Gott den Sinn seines Tuns an. Während das 
Verlangen nach Selbstrechtfertigung und Selbstbehauptung zwischen den Extremen von Li- 
bertinismus und Gesetzlichkeit schwankt, befreit die Versöhnung in Christus zu einem Le- 
ben in freiem und dankbarem Gebrauch der menschlichen Gaben im Dienste des Nächsten. 

b) Jenseits von Illusion und Resignation, wie sie aus der Ambivalenz gesellschaftlichen 
Fortschritts und menschlicher Leistung erwachsen, verleiht der Rechtfertigungsglaube Ge- 
wißheit und Lebensmut. Wer an die Macht der liebenden Annahme Gottes glaubt, braucht 
seine Hoffnung nicht darauf zu setzen, daß heilsames Leben erst mit der Umwälzung aller 
Verhältnisse möglich wird. 

c) Während die Leistungsgesellschaft den Sinn des Lebens an die Folge menschlichen 
Handelns knüpft, empfängt der Gerechtfertigte jene Freiheit vom Leistungszwang, die alle 
menschliche Leistung erst sinnvoll macht und auch dem Leistungsunfähigen seine Würde 
läßt. 


IV. 


Wo die Botschaft von der Rechtfertigung aus dem Ursprung christlicher Verkündigung neu 
verstanden wird, muß einem falschen und kraftlosen Reden von der Rechtfertigung gewehrt 
werden. 

a) Es wird nicht recht von der Rechtfertigung geredet, wo sich der Glaube allein an der 
Weltbewährung orientiert und darüber vergessen wird, daß die Rechtfertigung Gemeinschaft 
mit Gott und ewiges Leben schenkt. 

b) Es wird nicht recht von der Rechtfertigung geredet, wo der Glaube an Gottes Annah- 
me des verlorenen Menschen nicht auch die Aufnahme in eine Gemeinschaft erneuerten 
Lebens einschließt. Doch ist solches Leben nicht Bedingung, sondern verheißene Folge 
der Rechtfertigung. 

c) Es wird nicht recht von der Rechtfertigung geredet, wo sich der Mensch zu privatem 
Seelentrost in eine jenseitige Welt des Heils flüchtet und die bestehenden Verhältnisse als 
unveränderlich hinnimmt, weil die Welt unter dem Gesetz der Sünde steht. 

d) Es wird auch nicht recht von der Rechtfertigung geredet, wo sich der christliche Glau- 
be in revolutionärer Aktivität zur Schaffung der künftigen Menschheit erschöpft und es 
Bir we dem gegenwärtigen Menschen das immer neue Angebot liebender Annahme zu 
machen. 
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Von der Kirche und vom Gottesdienst 
1. 


Die reformatorischen Väter bekennen die Kirche als die Versammlung der Glaubenden, in 
der das Evangelium recht gepredigt und die Sakramente gemäß dem Evangelium verwaltet 
werden. Solches gottesdienstliche Handeln steht unter der Verheißung, daß in ihm der Hei- 
lige Geist gegeben wird, der Glauben wirkt und das Heil schenkt. 


I. 


Die Kritik an diesem Zeugnis von der Kirche ist heute vielschichtig: 

a) Wo die Verwurzelung des Menschseins im Gottesverhältnis bestritten wird, erscheint 
die Kirche mit ihrem Gottesdienst als überflüssig und wird als Interessenverband verstan- 
den, der seine materiell und institutionell bedingten Ansprüche und Machtinteressen un- 
rege irrationaler Bedürfnisse mit den überholten Formen traditioneller Religion 
verbrämt. 

b) Viele, die die Menschheit aus der Spaltung in Herrschende und Beherrschte befreien 
wollen, sehen in der Kirche ein Machtinstrument der herrschenden Klasse. Kirchliche Riten 
erscheinen als sozialtherapeutische Handlungen, die durch ihren Anspruch, Heil zu vermit- 
teln, den Weg zur Befreiung des Menschen verschleiern. 

c) Unter Berufung auf Jesu Kritik an den Institutionen der Frömmigkeit wird statt eines 
kultischen Gottesdienstes der Gottesdienst der Nächstenliebe und des Eintretens für den 
Leidenden gefordert. Die Kirche scheint nur mit ihrer Selbsterhaltung beschäftigt, statt 
sich rückhaltlos der Welt zu öffnen, ihre Kraft in den Dienst an den Bedrängten, in den 
Dienst der Humanisierung gesellschaftlicher Prozesse zu stellen und freier Vernünftigkeit 
Raum zu geben. 

d) Die Predigt erscheint vielen als angemaßte autoritative Rede und damit als Relikt 
obrigkeitsstaatlicher Vergangenheit. Sie fragen, was die Kirche berechtigt, im Namen Got- 
tes zu sprechen. 

e) Unter Hinweis auf theologische Gegensätze in der Kirche, auf die Wirkungslosigkeit 
ihrer Predigt und die mangelnde Aktivität ihrer Glieder resignieren viele an der Kirche und 
glauben, sich von ihr trennen zu müssen. 


II. 


Viele Einwände treffen sich mit wesentlichen Aussagen des Evangeliums und gewinnen 
von daher kritische Schärfe. 

a) Zu allen Zeiten steht die Kirche in der Versuchung, sich selbst an die Stelle ihres 
Herrn und seines Auftrags zu setzen. Kirche aber ist die Gemeinschaft derer, die durch Je- 
sus Christus frei für Gott geworden sind, ihn dankbar anbeten und in seinem Namen dem 
Nächsten dienen. Sie wird jedoch ihren Auftrag nur recht ausrichten, wenn sie bereit ist, 
immer neu auf die Botschaft von der Liebe Gottes in Jesus Christus zu hören und die 
sichtbare Zusage seiner Treue im Sakrament zu empfangen. 

b) Die Kirche bekennt, daß durch Jesu Sendung und seinen Kreuzestod die Menschheit 
vom Zwang kultischen Opferdienstes befreit und berufen ist, einen Gottesdienst selbstloser 
Nächstenliebe zu üben. Die Verkündigung des Evangeliums der Versöhnung kommt da zur 
Erfüllung, wo sich mitmenschliches Handeln und „herrschaftsfreier Dialog“ ereignen. Des- 
halb können Verkündigung und Gottesdienst nicht auf die liturgisch geordnete gottesdienst- 
liche Versammlung beschränkt gedacht werden. 

c) Der öffentliche Gottesdienst steht nicht im Gegensatz zu dem durch Jesus eröffneten 
Gottesdienst der Nächstenliebe, sondern vergegenwärtigt den Ursprung und das Ziel christ- 
licher Sendung. Durch den öffentlichen Gottesdienst, durch Predigt und Sakramentsverwal- 
tung bezeugt die Kirche, daß Gott in Jesus Christus aus der Anonymität herausgetreten ist. 
In Lob, Gebet und Fürbitte tritt sie — stellvertretend auch für die Abwesenden — vor Gott 
hin. Durch das sichtbare Zeichen der Taufe werden Menschen von Gott beim Namen ge- 
nannt und in die durch Jesus Christus gegründete Gemeinschaft der Kirche aufgenommen. 
In der Feier des Herrenmahls gedenkt die Gemeinde des Todes Jesu. Der Herr selbst schenkt 
ihr unter Brot und Wein Anteil an seiner Gegenwart; er läßt sie in der Tischgemeinschaft 
die brüderliche Verbundenheit der Glaubenden erfahren. Der Gottesdienst benötigt des- 
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halb bestimmte Strukturen innergemeindlichen Zusammenlebens. Sie entsprechen dem 
Evangelium aber nur dann, wenn sie Möglichkeit lassen für die verantwortliche Mitarbeit 
aller, die dazu fähig sind. 

d) Die Kirche hält ihren Gottesdienst unter der Verheißung: ‚‚Wo zwei oder drei versam- 
melt sind in meinem Namen, da bin ich mitten unter ihnen.‘ Dabei ist und bleibt die 
Bibel Grundlage der evangelischen Verkündigung. Die rechte Auslegung der Heiligen Schrift 
bewahrt die Gemeinden vor willkürlicher Veränderung der ihr anvertrauten Botschaft. 

e) Kirche ist auch als Stiftung Jesu Christi immer eine menschliche Gemeinschaft, der 
Gottes Geist nicht verfügbar ist. Darum gibt es Gegensätze, Irrtum und Schuld in der 
Kirche. Der Christ weiß um diese menschliche Seite der Kirche. Er leidet an ihr. Er re- 
signiert aber nicht, sondern hilft, den Auftrag zu erfüllen und von daher Maßstäbe für sei 
ne Kritik zu finden. Er weiß, daß die Kirche ihre Identität nicht in menschlicher Voll- 
kommenheit hat, sondern in der Verheißung ihres Herrn. Auf Grund der Zusage Gottes 
darf damit gerechnet werden, daß unter der Predigt des Evangeliums die Kirche bleibt. 


IV. 


So gewiß die Sendung der Gemeinde sich nur in irdischer Ordnung und also als Handeln 
einer gesellschaftlichen Gruppe verwirklichen kann, muß doch die Gestalt der Kirche im- 
mer neu an ihrem Auftrag gemessen werden. 

a) Die Kirche wird ihrem Auftrag nicht gerecht, wo sie sich mit herrschenden Gesell- 
schaftssystemen identifiziert, deren Traditionen sanktioniert und deren Institutionen reli- 
giös legitimiert, statt ihre Verkündigung und ihr Handeln in den Dienst Jesu Christi zu stel- 
len und für Gerechtigkeit und Frieden einzutreten. 

b) Die Kirche wird ihrem Auftrag nicht gerecht, wo sie im Bemühen um die Erfüllung 
gesellschaftlicher und sozialer Bedürfnisse das klare Zeugnis von Ursprung und Ziel ihrer 
Sendung vernachlässigt. Deshalb sind die Verkündigung des Evangeliums, die Taufe und 
die Feier des Heiligen Abendmahls unverzichtbar. Nur eine Kirche, die von ihnen her lebt, 
hat für die Welt eine eindeutige Gestalt. 

c) Die Kirche wird ihrem Auftrag nicht gerecht, wenn sie sich mit der Erhaltung ihrer 
überkommenen Strukturen und Lebensformen begnügt, statt zu prüfen, ob diese dem 
Dienst der Versöhnung in einer neuen geschichtlichen Situation noch entsprechen. Das 
schließt auch das Ringen um die Einigung der Christenheit und die Überwindung von Gren- 
zen ein, die Sendung und Auftrag der Kirche entgegenstehen. 


Vom politischen Leben 1 

Die reformatorischen Väter bekennen: Politische Ordnungen sollen nach Gottes Willen 
den einzelnen und die Gesellschaft vor Angriffen und Übergriffen schützen. Damit wer- 
den Staats- und Rechtsordnung an Gottes Recht und Gericht gebunden, und ihre Träger 
sind ihm verantwortlich. Jeder Christ ist um der Liebe willen zur Mitwirkung in den Ord- 
nungen verpflichtet, solange diese ihn nicht zum Ungehorsam gegen Gottes Willen veran- 
lassen. 


ll. 


Hiergegen wird heute eingewandt: 

a) Das Ordnungsdenken leistet einer autoritären Staatsform Vorschub. Es entzieht die 
staatliche Macht der gesellschaftlichen Kontrolle und verfestigt die Privilegien einer kleinen 
Schicht von Herrschenden. 

b) Die Vorstellung von göttlichen Ordnungen fördert den Untertanengeist. Sie macht aus 
dem Bürger ein gefügiges Werkzeug der Regierung. Sie orientiert ihn im Namen des Glau- 
bens am Herkömmlichen und ist deshalb dem politischen und gesellschaftlichen Wandel 
nicht gewachsen. 

c) Die Rechtfertigung unkontrollierter Ordnungsmacht und des „gerechten Krieges“ als 
eines politischen Mittels kann dazu verleiten, die heute für eine humane Gesellschaft not- 
wendigen politischen Anstrengungen zu vernachlässigen. 
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IN. 


Es kann nicht bestritten werden, daß oftmals in der christlichen Frömmigkeit Weltflucht 
und unkritische Verklärung der „Obrigkeit“ zusammengegangen sind. Dennoch bleibt zu 
bedenken: 

a) Weil Gott „nicht ein Gott der Unordnung, sondern des Friedens“ ist, will er, daß 
auch der Mensch als sein Ebenbild in Frieden und nicht in Unordnung lebt. Friede ist 
mehr als statische Ordnung. nämlich heilsame Gestaltung der menschlichen Verhältnisse. 

b) Die Mündigkeit, zu der der Mensch berufen ist, und die Verantwortung für seinen Mit- 
menschen sollen auch in der politischen Ordnung Gestalt gewinnen. Das erfordert z.B. 
heute eine Beteiligung des Bürgers an der politischen Willensbildung, Mitbestimmung des 
Arbeiters in der Wirtschaft, Chancengleichheit der Jugend in der Bildung. 

c) Der Glaube, daß Gott lebendig ist und seinen Willen und Segen immer neu kundtut, 
verlangt, die Ordnungen ständig zu überprüfen und nötigenfalls so zu ändern, daß sie Le- 
benshilfe unter gewandelten Verhältnissen gewähren. 

d) Wird Ordnung als Frieden verstanden, so steht jede Gewalt unter dem Gericht Gottes, 
die außerhalb dieser Ordnung, sei es zwischenstaatlich, sei es innerstaatlich, angewandt wird. 
Das Festhalten an bestehenden Gewaltverhältnissen muß einer weltumfassenden Friedens- 
strategie weichen. Der Glaube an den Frieden Gottes läßt uns beharrlich die kleinen 
Schritte tun, die nötig sind, wenn die Verhältnisse verbessert oder verändert werden sol- 


len. 
IV. 


Angesichts der Mißverständnisse, die die traditionelle Lehre von den Ordnungen hervorge- 
rufen hat, muß der Auftrag der Kirche und des Christen im politischen Bereich neu und 
differenziert gesehen werden. 

a) Die Aufgabe der Kirche im politischen Geschehen wird verfehlt, wo die Kirche sich 
mit politischen Bewegungen identifiziert: sei es, daß sie sich mit herrschenden Systemen 
verbindet, sei es, daß sie sich als politische Bewegung zur Umgestaltung der gesellschaftli- 
chen Verhältnisse versteht. 

b) Die Aufgabe der Kirche im politischen Geschehen wird verfehlt, wo ihr Anteil und 
ihr Anteilnehmen an der Gestaltung der Gesellschaft überhaupt geleugnet wird. Das Evan- 
gelium der Rechtfertigung befreit zum Gebrauch der Vernunft in der Vielfalt möglicher 
politischer Entscheidungen und schärft die Gewissen. Die Kirche hat nicht für jede poli- 
tische Entscheidung eine Weisung. Sie muß aber ihre Stimme zu konkreten Fragen erhe- 
ben, wenn rechtes Handeln durch Furcht und Vorurteile verhindert wird und einzelne 
Menschen, Gruppen, Rassen oder Völker in ihren elementaren Lebensrechten bedroht 
sind. 

c) Die Aufgabe der Kirche im politischen Geschehen wird verfehlt, wo sie die Christen 
zur politischen Abstinenz bestimmt. Sie wird sie aufrufen, sich in allen Lebensbereichen 
als Nachfolger ihres Herrn zu bewähren, und ihnen auch Mut machen, einzeln oder ge- 
meinschaftlich im politischen Handeln zum Gelingen menschlichen Lebens beizutragen. Sie 
soll die Stätte sein, wo Fürbitte geübt wird und wo unter dem Glauben an die Vergebung 
und den Frieden Gottes Menschen ihre verschiedenen politischen Auffassungen in brüder- 
lichem Dialog zu klären suchen und auch in Spannungen beieinander bleiben. 


Von der Hoffnung h 

Die reformatorischen Väter bekennen, daß alle, die um Gottes willen hoffen, wirken und 
leiden, nicht zuschanden werden. Denn am Ende der Zeit wird Jesus Christus wiederkom- 
men, die Toten auferwecken, die Welt richten und sein Reich vollenden. Diese Hoffnung 
auf die Vollendung aller Dinge im Reiche Gottes ist für die Christen Antrieb zu Glaubens- 
gehorsam und Liebesdienst. 


IL 


Neuzeitliche Weltorientierung hat dieses Bekenntnis erschwert und in Frage gestellt. 
a) Es wird gesagt, die Geschichte habe bewiesen. daß die im Neuen Testament verheiße- 
ne und erwartete Wiederkunft nicht eingetroffen sei. Es handele sich vielmehr um zeitbe- 
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dingte Vorstellungen, welche für das moderne Bewußtsein nicht mehr nachvollziehbar 
sind und die Menschen, die daran festhalten, vom eigentlichen Inhalt des Glaubens ablen- 
ken. 

b) Andere entwerfen heute irdische Zukunftsbilder von einer endlich gerechten Welt, 
die der Mensch mit politischen Mitteln zu schaffen habe. Sie meinen, daß man die Welt 
in Evolution und Revolution gestalten und ihre Zukunft planen könne. Die christliche 
Hoffnung auf ein über die Menschen hereinbrechendes Endgeschehen scheint den Einsatz 
für die vom Menschen erreichbare Zukunft zu lähmen. Die Hoffnung soll sich vielmehr 
von vornherein auf diesseitige Ziele richten. 

c) Wieder andere erklären, der einzelne habe sich in die Begrenztheit des Daseins zu 
schicken und das Ende das Scheitern, die Unvollendbarkeit der menschlichen Existenz ge- 
lassen hinzunehmen. Der Glaube an die letzten Dinge vertröste die Menschen auf ein bes 
seres Jenseits und täusche sie über die tragische Wirklichkeit der Welt hinweg. 


II. 


Die Hoffnung der Kirche für die Welt kann nur recht verkündigt werden im Zusammen- 
hang mit dem Glauben an die geschehene Versöhnung und dem Leben aus der Recht- 
fertigung. 

a) Die christliche Hoffnung hat ihren Anhalt allein an der Herrschaft Gottes, die im 
Weg Jesu Christi und im Glauben der Seinen angebrochen ist. Das Bekenntnis zur Wieder- 
kunft Jesu Christi bezeugt, daß seine Heilszusage für alle Welt das letzte Wort haben wird. 
Das Bekenntnis zum Gericht drückt die Gewißheit aus, daß die Gemeinschaft mit Jesus 
Christus endgültig über den Menschen entscheiden wird und daß Gottes Gerechtigkeit 
Recht behält. Das Bekenntnis zur Auferweckung besagt, daß weder Gegenwärtiges noch 
Zukünftiges uns von der Liebe Gottes trennen kann. 

b) Schuld- und Sündenverfallenheit verbaut den Weg zu diesseitiger Vollendung. Hoff- 
nung darf sich nicht auf einen Zustand der Weltvollendung richten, der nur unter mensch- 
licher Verantwortung von Menschen herbeigeführt wird, weil das die endgültige Knecht- 
schaft des Menschen unter die Werke seiner eigenen Hand bedeutet. Hoffnung kann sich 
darum allein auf Christus und seine Wiederkehr richten. Um seinetwillen aber ist auch 
die unmittelbare, irdische Zukunft eine schon versöhnte. Darum sind wir in der Lage, oh- 
ne Angst und in Freiheit die Bewältigung der sonst erdrückenden Zukunftsaufgaben zu 
planen und anzugehen. Der Blick wird frei zu einer realistischen Betrachtung des Men- 
schen, und erst so können wir bei der Gestaltung der Zukunft in der rechten Weise die 
gesellschaftlichen Bedingungen des menschlichen Lebens ernstnehmen, Gerechtigkeit und 
irdischen Frieden bedenken und gewinnen. 

c) Die Hoffnung auf Gott, der die Toten auferweckt, kann sich nicht begnügen mit den 
Möglichkeiten, die die menschliche Vernunft vor Augen stellt. Sie resigniert nicht ange- 
sichts der Rätsel menschlicher Existenz und angesichts der Undurchschaubarkeit der Ge- 
schichte. Sie richtet sich auf das menschlich Unmögliche: Auf die Überwindung der Schuld, 
des Bösen, des Sterbens, der Vergänglichkeit. Sie hofft, da nichts zu hoffen ist, auf die 
Vollendung des Reiches Gottes. 


IV. 


Christlicher Glaube muß der Verleugnung und Verfälschung der Hoffnung widersprechen. 

a) Die Hoffnung wird verleugnet, wo im Blick auf das Fragmentarische und Zeitbedingte 
der biblischen Zukunftsaussagen die Gewißheit der Vollendung der Wege Gottes preisge- 
geben wird und so der Mensch in den Horizont voraussehbarer Lebens- und Wirkensmög- 
lichkeiten eingeschlossen bleibt. 

b) Die Hoffnung wird verfälscht, wo im ausschließlichem Blick auf das künftige Handeln 
Gottes die Verantwortung des Christen für die rechte Gestaltung der gegenwärtigen Welt 
nicht wahrgenommen wird. 

c) Die Hoffnung wird verfälscht, wenn sie sich statt auf die Vollendung des Reiches 
Gottes auf eine vollkommene Gesellschaft von Menschenhand richtet. Das Träumen von 
irrealen künftigen Leistungen läßt die realen Möglichkeiten der Gegenwart verfehlen. 
Christlicher Glaube begegnet von der empfangenen Versöhnung her den Widersprüchen 
von Leiden, Schuld und Tod und bringt sie dem Gott dar, der alle Dinge neu macht. 
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Dr. Hans-Wolfgang Heidland D. Hans-Otto Wölber 


D. Martin Fischer DD Dr. Friedrich Hübner 
Dr. Wolf Häfele Dr. Dr. Wenzel Lohff 
Karl Herbert Dr. Hans Martin Müller 
D. Hans Thimme Dr. Günter Rohrmoser 
Dr. Fritz Viering Dr. Adolf Sperl 


Die Generalsynode der VELKD verabschiedete auf ihrer Tagung am 7. Ok- 
tober 1971 in Osnabrück folgende 


ENTSCHLIESSUNG ZUR „GEMEINSAMEN THEOLOGISCHEN ERKLÄRUNG ZU 
DEN HERAUSFORDERUNGEN DER ZEIT“ 


Die Generalsynode hat von der Veröffentlichung der Gemeinsamen theologischen Erklä- 
zung zu den Herausforderungen der Zeit Kenntnis genommen. Sie begrüßt, daß diese Er- 
klärung in einer Kommission durch eine Zusammenarbeit von lutherischen, reformierten 
und unierten Mitgliedern zustande gekommen ist. Sie sieht darin einen gemeinsamen An- 
fang, für die theologischen Auseinandersetzungen mit den Herausforderungen der Zeit 
eine Orientierungshilfe zu bieten. Die Synode bittet die Gemeinden, sie in diesem Sinne 
zu verstehen. 


Zu den Fragen und Aufgaben der Verkündigung heute nahm Präses D. Thimme 
in seinem der westfälischen Landessynode am 11. Oktober 1971 erstatteten 
mündlichen Bericht im ersten Hauptabschnitt Stellung: 


„BOTSCHAFT AKTUELL“ 


Auf Grund der Beschlüsse der letzten Landessynode haben das Volksmissionarische Amt 
und der Presseverband am 30. Dezember 1970 mit der Herausgabe einer wöchentlich er- 
scheinenden applikativen Predigthilfe begonnen, ergänzt durch aktuelle Nachrichten und 
für die Amtsführung wichtige Informationen für alle im Verkündigungsdienst stehenden 
Brüder und Schwestern. Ganz abgesehen davon, daß dieser wöchentliche Kontakt zwischen 
Landeskirche und Gemeinde das oft beklagte Informationsdefizit weitgehend abgebaut 
hat kommt in der gemeinsamen Bemühung um eine zugleich schrift- und gegenwartsbe- 
zogene Predigt das Grundanliegen zum Ausdruck, mit welchem die Existenz der Kirche 
steht und fällt. Legt der Titel „Kirche 1971“, unter dem dieser Bericht gegeben wird, 
das Mißverständnis nahe, als gehe es nur um Selbstbetrachtung und Lageanalyse, so wird 
mit der Variation dieses Themas in „‚botschaft aktuell‘ deutlich, was für „Kirche 1971“ 
Grundbezug ihres Dienstes, Maßstab kritischer Besinnung, Antrieb verpflichtender Weiter- 
arbeit ist ... 

Worum geht es bei „botschaft aktuell‘? Nicht darum, den ewig gültigen Gehalt der Bot- 
schaft hinter kurzlebigen Aktualitäten zurücktreten zu lassen, nicht um Sensation anstelle 
von Substanz, nicht darum, die Tagesordnung der Welt zum Hauptthema der Predigt zu 
erheben und billigen Schlagzeilen — meistens doch zu spät — keuchend nachzulaufen. 
„botschaft aktuell“ betreibt kein künstliches Auffrisieren einer an sich veralteten Sache. 
Dies gerade nicht. Der Ausgangspunkt liegt in der Überzeugung begründet, daß der lebens- 
entscheidende Gegenwartsbezug in der Botschaft selbst vorhanden ist, daß also die Aktua- 
lität nicht von außen an sie herangetragen, sondern aus ihr herausgehört und auf heute hin 
übertragen werden muß ... „botschaft aktuell‘ bedeutet, auf heute hin und von heute her 
hörbar verständlich und anwendbar zu machen, daß die Botschaft Jesu Christi die lebens- 
entscheidend wichtige Aussage für heute ist. 

Freilich bedarf es, um dies bezeugen und um dies annehmen zu können, des Beistandes 
des Heiligen Geistes im Sinne von Luthers Erklärung des 3. Artikels: „Ich glaube, daß 
ich nicht aus eigener Vernunft noch Kraft an Jesus Christus, meinen Herrn, glauben oder 
zu ihm kommen kann.‘ Keine Bitte steht darum unserer Kirche in dieser Zeit ausweglo- 
ser Diesseitigkeit und dürstenden Drängens nach versiegenden Brunnen mehr an als die 
Bitte um den Heiligen Geist. Aber es wäre nicht recht, auf den Heiligen Geist abzuschie- 
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ben, was uns als eine für Kirche und Welt gleich entscheidende Aufgabe neuer Besinnung 
auf sachgerechte Verkündigung aufgetragen ist ... 

Daraus ergeben sich drei Folgerungen. Die erste lautet: Nicht resignieren. Viele Prediger 
leiden unter scheinbarer Ergebnislosigkeit ihrer Predigt. Sie spüren, daß wir mit dem Brük- 
kenschlag vom Text zur Gegenwart zu kurz und flach ansetzen. Die Gemeinde merkt es 
auch. Das wirkt sich bis in den Gottesdienstbesuch aus. Nicht resignieren bedeutet, nicht 
der Botschaft die Schuld zu geben, sondern unermüdlich und immer wieder darum be- 
müht zu sein, daß sich der Quell lebendigen Wassers neu ergieße (2. Mos. 17). Es ruht 
Verheißung auf solcher Beharrlichkeit unverdrossenen Glaubens und getreuer Predigtbe- 
mühung. 

Dazu: Nicht ausweichen. Als Gottes Offenbarung auf sich warten ließ, baute Israel das 
goldene Kalb. Wenn es mit Jahwe nicht gelingt, dann vielleicht mit den Baalsgöttern? Wie 
oft verfallen Prediger und Gemeinde, manchmal ganz unbewußt, dieser Versuchung. Wie 
leicht kann es geschehen, daß die Botschaft des Textes die Mitte verliert. Martin Luther 
hat gesagt, daß nichts schwieriger sei, als in rechter Weise Gesetz und Evangelium zusam- 
men und doch auseinander zu halten. Mir scheint, um das Verhältnis von „Botschaft“ 
und „aktuell“ steht es nicht weniger schwierig. 

Schließlich: Nicht isolieren. Mit diesem Hinweis ist die Erinnerung gemeint, daß sich in 
der ersten Gemeinde die Brüder zusammentaten und miteinander „forschten, ob es sich 
also verhielte‘‘ (Apg. 17,11). Sich gemeinsam um das Schriftverständnis in Anwendung 
auf das Heute zu bemühen, hat Verheißung und ist keineswegs auf die wöchentlichen 
Beiträge von „botschaft aktuell“ beschränkt. Es bezieht sich auch nicht nur auf die ge- 
meinsame Predigtbesinnung benachbarter Amtsbrüder, sondern mindestens ebenso auch 
auf das Miteinander von Pfarrern und Gemeindegliedern im Bereich der Ortsgemeinde. 

Daß die „Laien‘‘ dem Text ganze neue Seiten abgewinnen und die Beschränktheit intro- 
vertierter Wissenschaft hilfreich zurechtrücken können, ist vielfältig erprobt und kommt 
bei gemeinsamer Erarbeitung von Bibeltexten überzeugend zum Ausdruck. Bekäme nicht 
von dieser Erfahrung her auch die im Rückgang befindliche Bibelstunde, evtl. in der Form 
von Bibelseminaren, Bibelkollegs usw. eine neue Belebung? 

Die Erneuerung der Kirche, so oft beschworen, so vielfältig betrieben und so schmerz- 
haft angezweifelt, gründet letzten Endes in der Erneuerung ihrer Botschaft. Kein anderes 
Evangelium, kein Abstrich, kein Ersatz, kein Ausweichen und kein Abweichen, wohl aber 
neue Mühe um die Bezeugung der Heilsbotschaft des den Menschen suchenden Gottes, wel- 
cher sich nicht unverständlicher Kirchensprache ausliefern will, zugleich neues Ernstnehmen 
des Heilsverlangens eben dieses Menschen, welchen die Sinnfrage seiner Existenz rastlos 
umtreibt und der vielleicht nicht wahrhaben will, daß er damit zu Gott gerufen ist. Helmut 
Gollwitzers Buch „Krummes Holz, aufrechter Gang“ ist ein anregendes und ermunterndes 
Beispiel für moderne Verknüpfung von biblischer Botschaft und heutiger Welt. Die Beispiele 
ließen sich vermehren. Sollte es etwa so sein, daß die gärende und verwirrende Unruhe in 
der heutigen Theologie, daß selbst manche ihrer Extravaganzen und Grenzüberschreitun- 
gen darin ihren Ursprung haben, der Aktualität der Botschaft auf ihre Weise Ausdruck ver- 
schaffen zu wollen? Mit solcher Begründung wären zwar nicht alle Ergebnisse, wohl aber 
die Absichten verständlich gemacht. Man käme damit im Blick auf das Ganze zwar nicht 
zu einer Abschwächung der ernsten Anfrage, welche etwa Bischof Dietzfelbinger bezüglich 
der geistlichen und theologischen Situation der Kirche in der Gegenwart gelegentlich aus- 
gesprochen hat. Wohl aber gewänne man einen Maßstab für das in Gang befindliche harte 
Ringen und erkännte das Ziel, auf welches hin die Kirche in Bewegung ist und in Bewe- 
gung bleiben muß. Es geht um eine erneuerte Bezeugung des unvergänglichen Evangeliums 
im Sinne gegenwartsbezogener Verkündigung, im Sinne von „botschaft aktuell“. 


5. SEELSORGE"! 


Es gehört zu unserer, durch die seelische Schwäche vieler Menschen gekenn- 
zeichneten Zeit, daß die Fragen menschlicher Existenz immer deutlicher nach 


11. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1970, S. 98ff. 
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vorn drängen. Damit wächst das Bedürfnis nach qualifizierter Seelsorge und 
Beratung und fordert die Kirche geradezu heraus, wieder den Mut und die Fä- 
higkeit zu gewinnen, den Menschen anzureden, Seelsorge zu üben. Seelsorge 
am Einzelnen und an Gruppen ist seit eh und je ein wichtiges, ja unverzicht- 
bares Stück des kirchlichen Auftrags, und es ist als erfreuliches Zeichen zu wer- 
ten, daß es in zunehmendem Maße in den Blickpunkt der Aufmerksamkeit 

und Beachtung tritt. Zahlreiche Aktivitäten zur Neubelebung der Seelsorge und 
zur Zurüstung der Pfarrer und kirchlichen Mitarbeiter für eine zeitgerechte 
Seelsorge sind in den Gliedkirchen und den gliedkirchlichen Zusammenschlüs- 
sen zu verzeichnen, darunter nicht zuletzt die Einrichtung von Langzeitkursen 
für Krankenhausseelsorge an der Kirchlichen Hochschule in Bethel, die einen 
besonderen Lehrstuhl für Pastoralpsychologie errichtete, und die Errichtung 
bzw. Planung von CPT = (Clinical Pastoral Training) Zentren in mehreren Glied- 
kirchen. 

In seinem der Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern, 
die vom 7.—12. März 1971 in Schweinfurt zusammentrat, erstatteten Bericht 
„1965-1970: Fünf Jahre im Leben der Evang.-Luth. Kirche in Bayern“ zählte 
Landesbischof D. Dietzfelbinger über die Seelsorge in den Parochialgemeinden 
hinaus nicht weniger als ein Dutzend besonderer seelsorgerlicher Dienste auf: 
Studentenseelsorge, Krankenhausseelsorge, Seelsorge an Justizvollzugsanstalten, 
Camping- und Urlauberseelsorge, Ehe-, Familien-, Erziehungsberatung; Telefon- 
seelsorge, Blindenseelsorge, Gehörlosenseelsorge, Schwerhörigenseelsorge, Kir- 
che und Sport, Polizeiseelsorge, Militärseelsorge, seelsorgerliche Beratung der 
Kriegsdienstverweigerer. Die Reihe läßt sich durch die Bundesgrenzschutzseel- 
sorge, die Zirkus- und Schaustellerseelsorge, Seelsorge an den Ersatzdienstlei- 
stenden u.a.m. ohne Schwierigkeiten verlängern — ein Zeichen dafür, daß die 
Kirche ihren Seelsorgeauftrag im Blick hat und ernst zu nehmen bemüht ist. 

Die Generalsynode der VELKD, die Anfang Oktober (3.—8.) 1971 in Osna- 
brück tagte, griff das Thema der Synodaltagung des Vorjahres erneut auf. Der 
Leitende Bischof D. Wölber erklärte in seinem unter dem Thema ‚Mensch 
heute vor Gott‘ erstatteten Bericht, in der Kirche habe sich im Zuge des Zeit- 
geistes 


eine Überbetonung des institutionellen Elementes und der Geist des Funktionierens, das 
heißt praktisch: einer endlosen Überbetonung der Aktivitäten ergeben. Es wäre für unsere 
kirchliche und gemeindliche Arbeit höchste Zeit, Prioritäten zu setzen und vor allem die 
personale Kontaktfläche wiederzugewinnen, also eine Regeneration an der Basis zu ver- 
suchen. Die Kirche lebt in ihren Gemeinschaften und im Ringen um persönlichen Glauben. 
Von daher erst wirkt sie mit an einsichtiger und realisierbarer Weltverantwortung. Nichts 
wäre wichtiger als Förderung der Gemeinden und der Seelsorge. 


Die Generalsynode faßte am 7. Oktober 1971 folgende 


ENTSCHLIESSUNG ZU EINER ZEITGERECHTEN SEELSORGE 


Die Generalsynode der Vereinigten Kirche hat den Bericht des Ausschusses für Gemeinde- 
aufbau und Kirchenreform zu den beiden Themen der Reform des Kirchenkreises sowie 
der Förderung einer zeitgerechten Seelsorge entgegengenommen. Die Ausarbeitungen zur 
verfassungsrechtlichen Lage im Kirchenkreis sollen den Gliedkirchen zur Verfügung gestellt 
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werden. Der Ausschuß für Gemeindeaufbau und Kirchenreform wird beauftragt, im Sinne 
seines schriftlich und mündlich vorgelegten Berichtes weiterzuarbeiten und der Generalsy- 
node über den Fortgang der Arbeit zu berichten. 

Auf folgende Gesichtspunkte wird besonders hingewiesen: 

1. Seelsorgerlicher Dienst und psychoanalytisches Denken sind gleichermaßen auf den 
einen wirklichen Menschen bezogen, aber sie sind richtungsverschieden. 

2. Religiöses Bewußtsein und theologisches Denken geben dem Menschen die Möglich- 
keit, sich selbst als Ganzes sowohl als Subjekt wie auch als Objekt aufzufassen. Religiöses 
Bewußtsein und damit auch theologisches Denken sind also nicht Überbleibsel einer ver- 
gangenen Welt, sondern bleibender Bestandteil menschlicher Wirklichkeit. 

3. Psychotherapie und Seelsorge müssen beide in Theorie und Praxis um des ganzen 
Menschen willen in wechselseitiger Beziehung bleiben. 

4. Das Verständnis des kirchlichen Auftrages sowie des pfarramtlichen Dienstes muß 
von der Seelsorge her weiter bedacht werden. 

5. Die Anregungen des Ausschusses, den kirchlichen Dienst im Krankenhaus zu verstär- 
ken und zu vertiefen, sollen an die Gliedkirchen weitergeleitet werden. 

6. Die Kirchenleitung wird gebeten, den Fragen der Seelsorge im Kur- und Freizeitbereich 
besondere Aufmerksamkeit zu schenken. 


Einen besonderen Abschnitt seines der Landessynode der Evangelischen Kirche 
von Westfalen am 11. Oktober 1971 erstatteten Berichts stellte Präses D. Thim- 
me unter die Überschrift ‚Mehr Seelsorge“ und führte aus: 


Es mag unverbunden erscheinen, daß im unmittelbaren Anschluß an den Ausblick auf die 
weltweite Verantwortung der Christen für wirtschaftliche Verhältnisse, soziale Strukturen 
und geordnete, den Frieden sichernde politische Verhältnisse jetzt von der Forderung nach 
mehr Seelsorge die Rede sein soll. Und doch liegt beides nicht weit auseinander. Gott ist 
der Schöpfer und Herr Himmels und der Erden und zugleich Vater aller Menschen. Im Ver- 
hältnis zu ihm besitzen sie das Eigentliche ihrer Menschenwürde und ihres je besonderen 
Personseins. Wir bezeugen Jesus Christus als den, durch welchen alle Welt gemacht ist und 
der aller Welt zu Gericht und Heil gekommen ist und wiederkommen wird. Zugleich ist 
sein Erdenwandel und seine Botschaft des Zeuge, daß im Verhältnis zu ihm auch der ge- 
ringste einzelne uneingeschränkter Liebe teilhaftig ist. Der heilige Geist ist die erneuernde 
Kraft, welche eine Welt voller Totengebein zu neuem Leben erweckt und die Kirche als 
ganze in rechtem Leben erhält. Und zugleich ist er es, der am einzelnen Menschen ohne 
dessen Verdienst und Würdigkeit bewirkt, was in Luthers Erklärung des 3. Artikels so 
ausgedrückt wird: „... durch das Evangelium beruft, mit seinen Gaben erleuchtet und im 
rechten Glauben geheiligt und erhalten.‘ 

Zum letztenmal hat sich die westfälische Landessynode im Jahre 1958 mit dem Thema 
Seelsorge befaßt. Wenn ich in diesem Jahre ausdrücklich gerade darauf Bezug nehme, muß 
dem Mißverständnis vorgebeugt werden, als sollte damit eine Abwertung anderer kirchli- 
cher Dienste vorgenommen werden ... Wohl aber bezeugt die Hervorhebung der Seelsorge, | 
daß sie über anderen Verpflichtungen unter keinen Umständen vernachlässigt, verdrängt 
oder vergessen werden darf. 

Eben dies aber braucht unter den gegenwärtigen Umständen nicht nur als grundsätzliche 
Forderung zum Ausdruck gebracht zu werden. Vielmehr macht sich unter uns der Auf- 
bruch einer neuen Einsicht bemerkbar. Sie hat sich in vielen Kirchen der Ökumene, etwa 
in den Vereinigten Staaten, in Holland und von dort ausgehend in deutschen Landeskir- 
chen und auch in unserer eigenen Landeskirche bereits eingestellt. Tatsächlich wächst in 
unseren Gemeinden, auch und gerade bei den Pfarrern, und zwar bei jungen Pfarrern, die 
Einsicht in die Wichtigkeit und Unersetzlichkeit der Seelsorge als des pastoralen Dienstes 
am einzelnen. Daher rührt z.B. auch das Interesse für „CPT‘‘, dies aus Amerika stammen- 
de und über Holland zu uns gekommene Programmwort, hinter dem sich nicht nur eine 
neue Form der Krankenhausseelsorge, sondern ein in Ansatz, Methode und Durchführung 
neuartiges seelsorgerliches Bemühen verbirgt. Daher stammt auch die Wertschätzung der 
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Telefonseelsorge mit allen dazugehörigen und nachfolgenden Hilfs- und Beratungsdiensten, 
die Bemühung um Einrichtung und Ausbau von Ehe- und Erziehungsberatungsstellen, die 
höhere Bewertung des Faches Seelsorge schon in der Zeit des Studiums und des Prediger- 
seminars — an der Kirchlichen Hochschule in Bethel wurde eine besondere neue Professur 
für Seelsorge eingerichtet — und das besondere Interesse für Kurse dieser Art in der Pfarrer- 
fortbildung des Pastoralkollegs. 

Was liegt dieser zunehmenden Aufgeschlossenheit für Seelsorge zugrunde? Wie wird man 
dem gerecht? Wie bewahrt man sich vor Einseitigkeit und möglicher neuer Verirrung? 
Das sind die uns zur Zeit bewegenden Fragen. Zugrunde liegt offensichtlich zunehmende 
Einsicht in die Anfälligkeit und Bedrohtheit des Menschen in der ganzen Zerbrechlichkeit 
seiner Existenz. Je größer das Maß seiner Freiheit und die Reichweite seiner Möglichkei- 
ten wird, je mehr er sich auf sich selbst gestellt und für Gegenwart und Zukunft mit sei- 
ner Verantwortung alleingelassen ist, je mehr er sich in der Lage vorfindet, über sich und 
alles übrige verfügen zu können und doch damit nicht fertig zu werden, umso mehr emp- 
findet er sich in Dunkelheit und Ratlosigkeit geworfen, der Nichtigkeit ausgeliefert, der 
Anonymität und grenzenloser Einsamkeit verfallen. 

Seelsorgerliche Verantwortung wird sich davor hüten, überheblich und besserwissend 
diese Bloßstellung menschlicher Ausweglosigkeit in unserer Zeit bevormunden und ausnut- 
zen zu wollen. Der Seelsorger befindet sich mit dem Betroffenen in der Solidarität der 
Anfechtung und nicht im sicheren Port. Ernstnehmen, verstehen, hören und sehen lernen 
ist erste Aufgabe der Seelsorge in der Nachfolge Jesu. Eben damit ist sie unter der Nöti- 
gung heutiger Umstände an den einzelnen Menschen gewiesen, und zwar nicht nur im 
Zustand akuter Krise, sondern schon der vielfältig verschleierten Situation verborgener 
Anfechtung, derer sich der einzelne oft noch nicht bewußt ist und die doch jederzeit 
ausbrechen kann. 

Damit solche Seelsorge recht geschehe, ist neben der pastoralen Grundhaltung, die aus 
den Kräften des Evangeliums genährt wird und geistliche Zucht voraussetzt, eine sorg- 
same Aus- und Weiterbildung erforderlich. Diese schließt Selbstkontrolle und kritische 
Offenlegung eigener Schwächen ebenso ein wie die intensive Beschäftigung mit den Er- 
kenntnissen, welche die modernen Humanwissenschaften vermitteln. Dabei spielt die Ur- 
teilsfähigkeit in bezug auf die Umweltsituation und die besonderen Lebensverhältnisse 
des einzelnen eine wichtige Rolle. Sie muß zumindest so weit gehen, rechtzeitig zu er- 
kennen, wo allgemeine Kenntnisse nicht für eine mögliche Hilfeleistung ausreichen, son- 
dern Spezialdienste erforderlich sind. Wie die Sozialwissenschaften eine wichtige Hilfs- 
funktion wahrnehmen, so sind auch die Psychologie und die Psychotherapie für den 
Seelsorger wichtig. Hier freilich liegt dann auch eine Grenze. Seelsorge als Zudienung 
des Evangeliums an den einzelnen mit allem, was das an Bezeugung von Gnade und Ver- 
gebung, Freude und Hoffnung, Lebenssinn und Lebensinhalt einschließt, erschöpft sich 
nicht in psychologischer Analyse und psychotherapeutischen Maßnahmen. Seelsorge unter 
dem Evangelium wird im Gegenteil auf der Hut sein müssen, daß sich nicht: unter der 
Hand ein anderes Menschenbild, eine andere Vorstellung von Heil und Heilung, eine ande- 
re Werteskala und gar ein anderes Leitbild der Seelsorge einstellt. Mit diesem warnenden 
Hinweis aber wird die unter uns in Gang befindliche Neubesinnung auf Seelsorge nicht 
abgewertet, sondern im Gegenteil ausdrücklich begrüßt und an ihr unaufgebbares eigenes 
"Anliegen erinnert. 

Mit der seelsorgerlichen Hinwendung an den einzelnen hängt ein hier und da aufbre- 
chendes neues Verständnis für die geistliche Bedeutung und die seelsorgerlichen Möglich- 
keiten der Amtshandlungen zusammen. Sie standen tief im Kurse. Der Pfarrer sei kein 
Zeremonienmeister, die kirchliche Feier kein bloßes Statussymbol. Religiöse Dekoration 
sei der Wahrheit des Evangeliums unangemessen und bedeute Heuchelei und ungöttliches 
Wesen. Jeder, der sich in der volkskirchlichen Wirklichkeit auskennt, weiß von den Grün- 
den für diese harte Kritik. Und doch ist damit nicht das Letzte über Sinn und Berechti- 
gung, über die seelsorgerlichen Möglichkeiten und den pastoralen Zusammenhang der Amts- 
handlungen aussagt. Aus den gleichen USA, aus denen die Welle der Neubesinnung auf 
Seelsorge zu uns kommt, erfahren wir über die Aufwertung der Amtshandlungen. Und 
auch in dieser Beziehung werden erste Auswirkungen spürbar. Vergegenwärtigt man sich 
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die entsprechenden, unsere eigene Landeskirche betreffenden Zahlen, 40783 Taufen, 
46528 Konfirmationen, 19420 Trauungen, 42112 Beerdigungen im Jahre 1970, so wird 
ersichtlich, welches Angebot kirchlicher Seelsorge darin enthalten ist. Ob es genützt wird 
und inwieweit es unter den gegebenen Verhältnissen und angesichts der beteiligten Perso- 
nen genützt werden kann, ist schwerlich abzuwägen. Doch hat der Religionssoziologe Pro- 
fessor Berger aus den USA sicher recht, wenn er darauf verweist, daß für Menschen, in de- 
ren Weltbild für Gott wenig Raum mehr ist, die Grenzsituationen des Lebens, Geburt und 
Tod, Jugendzeit und Eheschließung, Erinnerungen an das Unverfügbare und damit An- 
knüpfungsmöglichkeiten für das christliche Zeugnis enthalten. 

Die Gefahr der Verirrung liegt auch hier auf der Hand. Allzuleicht ergibt sich die Versu- 
chung zu bloßer Stimmungsmache und leeren Worten. Aber das muß nicht sein. Die Grenz- 
situationen im Leben des einzelnen, wie sie durch die Amtshandlungen der Kirche erreicht 
werden, können Einstiegspunkte dafür sein, dem Betroffenen die Wirklichkeit Gottes, sein 
Wort und seinen Willen vernehmbar zu machen. Wir werden in der Gemeinde gut daran 
tun, die Amtshandlungen der Kirche zu pflegen, im Bewußtsein der Gemeinde wie im 
Dienstverständnis der Amtsträger anzuheben, zugleich ihrer Veräußerlichung und ihrem 
Mißbrauch zu wehren und sie im Schnittpunkt von Verkündigung, Seelsorge und Diako- 
nie an den Platz zu bringen, der ihnen gebührt. 

An dieser Stelle sei auch ein Wort zu den Kontaktbesuchen angebracht, welche die letzte 
Landessynode für 1971 beschlossen hat und die in vielen Gemeinden bereits in Gang ge- 
kommen, in den meisten anderen in Vorbereitung befindlich sind. Der Beschluß der Lan- 
dessynode ist zunächst mancherlei Zurückhaltung begegnet. Wer ist schon in der Lage, alle 
Häuser der Gemeinde in einem Jahr zu besuchen? Was kommt dabei heraus? Warum ge- 
rade jetzt diese große Anstrengung? Gibt es nicht wichtigere Aufgaben der Kirche und 
derer, die zur Mitarbeit in der Kirche bereit sind? Warum überhaupt eine gemeinsame Ak- 
tion in allen Gemeinden? Hat nicht jede Gemeinde eine eigene Prioritätenfolge der in ihr 
anstehenden Aufgaben? Der Fragen sind viele. Sie wurden in Presbytersitzungen und 
Kreissynoden, auf Pfarrkonferenzen und in Mitarbeitersitzungen lebhaft besprochen. Dann 
aber, insbesondere nachdem das hilfreiche Material des Volksmissionarischen Amtes vorlag 
und vielerlei Anregungen enthielt, kam die Initiative in Gang. Es steht zu hoffen und 
sollte an dieser Stelle noch einmal ausgesprochen sein, daß es ein aufgerichtetes Zeichen 
verantwortlicher Seelsorge bis ins letzte Haus und bis zum vergessenen Einzelnen bedeuten 
kann, wenn die Kontaktbesuche 1972 zu voller Durchführung in den Gemeinden kommen. 

Der Pfarrer allein ist dazu bei einer durchschnittlichen Seelenzahl von etwa 3000 Ge- 
meindegliedern im Laufe eines Jahres gewiß nicht in der Lage. Auch Presbyter, deren 
Amt freilich ein geistliches Amt ist, die am geistlichen Dienst des Pfarrers und also auch 
an seinen seelsorgerlichen Bemühungen Anteil haben und die, mit Dankbarkeit sei es ge- 
sagt, sich an den Kontaktbesuchen meistens auch beteiligen, sind zur Durchführung aller 
Besuche in den Gemeinden allein nicht fähig. Wohl aber bietet sich Gelegenheit, zu die- 
sem einmaligen Besuchsdienst auch andere Gemeindeglieder willig zu machen. Das wird 
im Einzelfall erhebliche Schwierigkeiten bereiten. Allzu ungewohnt ist unseren, im Ver- 
sorgungskirchentum eingeschläferten Gemeinden trotz aller Bemühungen und trotz erfreu- 
licher Aufbrüche an manchen Orten die aktive Mitbeteiligung am gemeindlichen Gesche- 
hen. Manch Seufzer wird in dieser Beziehung vernehmbar, auch manche Resignation und 
bittere Enttäuschung. Trotzdem kann berichtet werden, daß die einmalige Unternehmung 
der Kontaktbesuche bei entsprechender Vorbereitung und guter Planung unerwartete 
Kräfte in Bewegung setzen und erfreuliche Früchte einbringen kann. Wenn schon dies da- 
bei herauskommt, daß die abseitsstehenden und über ihr Abseits zugleich Klage führenden 
„Randsiedler‘“ an ihre Zugehörigkeit zur Gemeinde erinnert und zu deren Veranstaltungen 
eingeladen werden, ist etwas geschehen. In manchen Gemeinden hat sich die Verknüpfung 
der Kontaktbesuche mit dem Hinweis auf die im nächsten Jahr stattfindenden Kirchen- 
wahlen, an denen erstmalig alle Gemeindeglieder teilnehmen werden, als sinnvoll und för- 
derlich erwiesen. 

Aufs Ganze gesehen wird man die Kontaktbesuche nicht als Seelsorge im Vollsinn des 
Wortes bezeichnen dürfen. Dafür ist die zunächst einmalige Begegnung zu knapp, der Be- 
sucher zu wenig vorbereitet, die Situation zu willkürlich gewählt. Aber die Kontaktbesu- 
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che können eine Vorstufe für weiterführende Seelsorge sein, sofern erste Verbindungen 
geschaffen und Vorurteile abgebaut werden. Wenn in manchen Einzelfällen, wie uns be- 
richtet wird, mehr geschieht, kann es nur mit Dank erfüllen. Es steht zu wünschen, daß 
die einmalige Aktion der Kontaktbesuche 1971 sich dahin auswirkt,.daß unter den Ge- 
meindegliedern ein neues Bewußtsein der Zusammengehörigkeit wächst, daß solche auf- 
gespürt werden, die sich vergessen und vernachlässigt fühlen, daß die Bereitschaft zur Mit- 
arbeit Belebung erfährt und der gemeindliche Besuchsdienst wie durch die Amtsträger so 
auch durch die Gemeindeglieder als guter Dienst verstanden und betrieben wird. 


Das Hauptthema der westfälischen Landessynode war „Das konfirmierende 
Handeln der christlichen Gemeinde“. Seine Behandlung zielte darauf, das bis- 
herige punktuelle Verständnis der Konfirmation zugunsten einer prozessualen 
Auffassung zu erweitern und die Aufgabe der ganzheitlichen Bemühungen der 
Gemeinde um ihre jungen, heranwachsenden und erwachsenen Glieder heraus- 
zustellen. Die Unterweisung im Konfirmandenalter stellt innerhalb dieses Pro- 
zesses und dieser Verantwortung eine bestimmte Phase dar. Sie umfaßt Unter- 
richt ebenso wie gemeinsames Leben, Teilnahme am Leben der Gemeinde wie 
Orientierungshilfe zur Bewältigung des Lebens im Horizont des Glaubens und 
Anleitung zu Lebensführung und -gestaltung in christlicher Verantwortung. So 
leistet das konfirmierende Handeln, indem es einen spezifisch kirchlichen Auf- 
trag wahrnimmt, zugleich einen entscheidenden Beitrag zu dem allen aufgege- 
benem Bildungsauftrag. 

Nach eingehender Beratung beschloß die Synode: 


ZUM KONFIRMIERENDEN HANDELN DER CHRISTLICHEN GEMEINDE 


Die Landessynode nimmt mit Dank die Stellungnahmen und Anregungen der Kreissynoden 
zum Proponendum „Das konfirmierende Handeln der christlichen Gemeinde‘ entgegen. 
Sie sieht sich außerstande, während dieser Tagung alle Fragen und Vorschläge aufzuarbeiten. 


L 


Der Begriff „Das konfirmierende Handeln“ weist richtig über das einmalige Ereignis der 
Konfirmationsfeier hinaus auf die umfassende seelsorgerliche Aufgabe der Gemeinde. Er 
ist aber insofern mißverständlich, als er das Problem der volkskirchlichen Konfirmation 
verschleiern kann. Die Landessynode versteht das „‚konfirmierende Handeln“ als das erzie- 
herische, bildende und seelsorgerliche Geleit der Gemeinde. 


I. 


1. Das Proponendum hat die grundsätzliche Frage nach der Bedeutung der Konfirmation 
neu gestellt. Die Frage nach der theologischen Begründung der Konfirmation muß weiter 
bedacht und geklärt werden. 

Die Kirchenleitung wird beauftragt, einen Ausschuß zu berufen, der die in diesem Zu- 
sammenhang gestellten Fragen und Aufgaben bearbeitet und nach Möglichkeit der näch- 
sten Landessynode darüber Bericht erstattet. Diesem Ausschuß sollen u. a. Mitglieder des 
Theologischen Ausschusses, des Konfirmationsausschusses und des Liturgischen Ausschus- 
ses angehören. 

2. Der Konfirmationsgottesdienst stellt uns in unserer volkskirchlichen Situation vor 
eine Reihe von Fragen. 

a) Im Konfirmationsgottesdienst hat das Glaubensbekenntnis eine unaufgebbare Bedeutung. 

_ Wird man der Bekenntnissituation gerecht, wenn die Konfirmanden nicht mehr vor, 
sondern nur noch mit der Gemeinde das Glaubensbekenntnis sprechen? 

— Ist es sachgemäß und verantwortbar, wenn die Konfirmanden eine selbst erarbeitete 
oder andere Glaubenserklärung sprechen? 
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— Auf welche Weise kann dem berechtigten Anliegen der Freiheit zum persönlich ver- 
antworteten Bekenntnis Rechnung getragen werden? 

— Kann oder muß zum Glaubensbekenntnis noch ein besonderes Gelübde hinzutreten? 

b) Konfirmation und Abendmahlszulassung gehören in der Weise zusammen, daß die 
Konfirmanden in der Konfirmation zum Abendmahl der Gemeinde eingeladen werden. Es 
stellt sich die Frage, wie in der heutigen volkskirchlichen Situation den Konfirmanden ge- 
holfen werden kann, den Zugang zum Abendmahl der Gemeinde zu gewinnen. Einige 
Kreissynoden haben vorgeschlagen, das Abendmahl bereits während des kirchlichen Un- 
terrichts nach entsprechender Unterweisung zu feiern. Wie ist dann das Verhältnis von 
Bekenntnis und Abendmahlszulassung zu bestimmen? Welche Folgerungen ergeben sich 
daraus für das Verständnis des Konfirmationsgottesdienstes? 

c) Voraussetzung für die Konfirmation ist eine ausreichende Unterweisung im christ- 
lichen Glauben. 

Nach der Kirchenordnung hat das Presbyterium die Aufgabe, die Erfüllung dieser Vor- 
aussetzung in einer Prüfung festzustellen. Der von der Kirchenleitung zu berufende Aus- 
schuß wird beauftragt, auch andere Wege aufzuzeigen, wie das Presbyterium seine Verant- 
wortung für die Unterweisung wahrnehmen kann. 

Der Vorstellungsgottesdienst ist in engem Zusammenhang mit dem Konfirmationsgot- 
tesdienst zu sehen. Der von der Kirchenleitung zu berufende Ausschuß wird beauftragt, 
den Sinn des Vorstellungsgottesdienstes zu beschreiben und Vorschläge für seine Gestal- 
tung zu machen. 

3. Die Synode lehnt die im Proponendum vorgeschlagene zweite Segenshandlung ab. Es 
ergibt sich aber die Frage, ob die in der Agende gegebene Möglichkeit zu besonderer Be- 
auftragung für bestimmte Dienste nicht noch auf weitere Dienste ausgedehnt werden 
könnte (Kindergottesdiensthelfer, Besuchsdienstgruppen u.a.). Die Kirchenleitung wird 
gebeten, die Behandlung auch dieser Frage zu veranlassen. 

4. Die Synode lehnt eine Vorverlegung des Konfirmationstermins auf die vorösterliche 
Zeit ab. 


II. 


1. a) Die Bestimmung der Kirchenordnung (189,3), wonach der kirchliche Unterricht mit 
dem siebten Schulbesuchsjahr beginnt und mit der Konfirmation im achten Schulbesuchs- 
jahr endet, wird beibehalten. 

b) Die Erteilung des kirchlichen Unterrichts in Doppelstunden ist durch die Kirchenord- 
nung Art. 189,2 ermöglicht. Die Landessynode empfiehlt den Kreissynodalvorständen, 
von dieser Möglichkeit in begründeten Fällen Gebrauch zu machen. Der Konfirmations- 
ausschuß wird beauftragt, Modellentwürfe für die Erteilung von Doppelstunden zu veran- 
lassen. 

c) Der kirchliche Unterricht soll Frei- oder Rüstzeiten einschließen und durch Elternar- 
beit begleitet werden. 

d) In der Regel soll der kirchliche Unterricht von dem zuständigen Ortspfarrer erteilt 
werden. Wo die Pfarrer und Presbyterien einer oder mehrerer Gemeinden sich einig sind, 
arbeitsteilig zu verfahren, sollte von der Bestimmung der Kirchenordnung Art. 189,4 Ge- 
brauch gemacht werden. 

e) Die Landessynode überweist den Antrag Bielefeld, einen anderen Mitarbeiter als den 
Pfarrer voll verantwortlich mit dem kirchlichen Unterricht zu beauftragen, und den Antrag 
Dortmund-West, das Berufsbild eines „Gemeindelehrers“ zu entwickeln, dem kirchlicher 
Unterricht und kirchliche Bildungsarbeit übertragen werden können, an die Kirchenlei- 
tung. 

2. a) Im Blick auf die mannigfachen Anfragen und Anregungen aus den Kirchenkreisen 
stellt die Landessynode fest, daß der Auftrag Art. 188,3 KO derzeit durch die Genehmi- 
gung eines Lehrplanes für den Konfirmandenunterricht mit Beschluß der Herbstsynode 
von 1969 und mit der Freigabe des „Villigster Lehrplanes“ zur vorläufigen Erprobung 
durch die Kirchenleitung (16. 9. 1970) erfüllt ist. 

b) Weitere Pläne bedürfen der Genehmigung durch die Kirchenleitung. Sie sollten dem 
Konfirmationsausschuß zur Prüfung und Stellungnahme zugeleitet werden. 
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c) Dieser hat weiter die Aufgabe, bis etwa 1975 einen neuen Rahmenplan zu erstellen. 
Ferner soll er freigegebene Modelle auswerten, neue Modelle für Unterricht und Eitern- 
arbeit entwickeln, neue pädagogische Entwicklungen beobachten und sich um eine Ko- 
ordination von Konfirmandenunterricht und Religionsunterricht bemühen. 

d) Die Kirchenleitung wird beauftragt, angesichts dieser neuen Aufgaben die Zusam- 
mensetzung des bestehenden Konfirmationsausschusses neu zu bedenken und ihn zu er- 
gänzen. 

e) Die Synode stellt fest, daß dieser Ausschuß in seiner Arbeit der Kooperation mit 
dem Pädagogischen Institut bedarf. Sie spricht sich dafür aus, daß das Pädagogische In- 
stitut für dieses Vorhaben angemessen personell und finanziell ausgestaltet wird. 

3. a) Die Landessynode begrüßt, daß ein Unterrichtsbuch für die Hand des Konfirman- 
den in Arbeit ist, das voraussichtlich im Jahr 1972 erscheinen wird. Sie nimmt zustimmend 
zur Kenntnis, daß für die Hand des Unterrichtenden pädagogische Hilfsmittel im Rahmen 
der Reihe „Ecclesia Practica“ geplant sind, die baldmöglich erscheinen wird. Es soll er- 
wogen werden, ob in dieser Reihe auch Arbeitsmaterial für die Hand des Konfirmanden 
herausgebracht werden kann. 

Die Landessynode stellt die hierfür notwendigen Mittel zur Verfügung. 

b) Die Kirchenleitung wird gebeten, angesichts der allgemeinen Lernmittelfreiheit zu 
prüfen, auf welche Weise diese auch hinsichtlich des Konfirmandenunterrichts realisiert 
werden kann. 

c) Die Synode beauftragt die Kirchenleitung unter Heranziehung von Fachgremien zu 
prüfen, ob Lehr- und Lernprogramme sowie audio-visuelle Mittel für den Konfirmanden- 
unterricht sinnvoll erstellt und verwendet werden können. 

d) Die Landessynode fordert die Kreissynoden auf, zentrale Lehr- und Lernmittelsamm- 
lungen zu errichten und aufzubauen. Das Pädagogische Institut wird beauftragt, hierbei 
die notwendigen Hilfestellungen zu leisten. Es soll jeweils die Kooperation mit anderen 
entsprechenden Einrichtungen erwogen werden. 

4. Die Landessynode begrüßt das Lehrgangsangebot des Pastoralkollegs und des Päda- 
gogischen Instituts für die Pfarrerfortbildung im Bereich der Religionspädagogik und emp- 
fiehlt seine Ausweitung. Sie legt darüber hinaus den Pfarrkonferenzen dringend nahe, sich 
mit den Problemen des Konfirmandenunterrichts stärker als bisher zu befassen. 

5. Die Landessynode stimmt dem Projekt „RU — intern, Korrespondenz für Religions- 
lehrer in Westfalen“ zu. Sie beschließt, die erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen. 

6. Die Synode erkennt die Schwierigkeiten, die dem Konfirmandenunterricht durch die 
Errichtung von Ganztagsschulen erwachsen. Die Kirchenleitung wird beauftragt, in Ver- 
handlungen alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um eine geordnete Durchführung des Kon- 
firmandenunterrichts gemäß der Kirchenordnung weiterhin zu gewährleisten. 


IV. 


Das Geleit, das die christliche Gemeinde den Getauften schuldet, hat wesentliche Schwer- 
punkte im Kinder- und Jugendkatechumenat sowie in der Elternarbeit. Alle, die mit die- 
sen Aufgaben befaßt sind, brauchen Hilfen und Zurüstung, um ihrer Verantwortung in den 
Bereichen der Kindergartenarbeit, des Kindergottesdienstes, der Kinder und Jungscharar- 
beit sowie der Elternarbeit, der Jugendarbeit, dem Dienst an der Schule u.a. mehr gerecht 
zu werden. 

1. Die Landessynode beauftragt die Kirchenleitung, dafür Sorge zu tragen, daß die lan- 
deskirchlichen Einrichtungen und Verbände, Ämter und Dienste, die für die bezeichneten 
Arbeitsbereiche verantwortlich sind, noch besser als bisher zusammenwirken können. 

2. Die Kirchenleitung wird beauftragt, im Benehmen mit der Jugendkammer der Evang. 
Kirche von Westfalen und den betroffenen Verbänden einen Ausschuß zu berufen, der 
folgende Aufgaben übernehmen soll: 

a) Eine Arbeitshilfe für die Bereiche der Kinderarbeit herauszugeben, insbesondere Hilfen 
für die Darbietung biblischer Geschichten und das Beten und Singen mit Kindergruppen 
(theologische Besinnung, musikalische Elemente, Gruppenpädagogik, Spielgeschehen). 

b) Die Ausbildung und Fortbildung der Helfer und Kindergärtnerinnen in den verschie- 
denen Bereichen in Zusammenarbeit mit den entsprechenden Institutionen zu fördern. 
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c) Modelle für eine funktionsbezogene Elternarbeit im Bereich der Kinder- und Jugend- 
arbeit zu erarbeiten. 

d) Der nächsten Landessynode über die Arbeit des Ausschusses zu berichten. 

3. Das Amt für Jugendarbeit wird beauftragt 

a) Hilfen für die Fort- und Weiterbildung der Mitarbeiter in der Jugendarbeit anzubie- 
ten, Hilfen, die das Anliegen des erzieherischen, bildenden und seelsorgerlichen Geleits 
durch die Gemeinde aufnehmen. 

b) Modelle der Jugendarbeit. wie sie sich an die Konfirmation anschließen sollte, her- 
auszugeben und zu erproben (Freizeiten, Tagungen, Kurse, Gruppenarbeit, Dienstgrup- 
pen, Seminare). 

c) Überlegungen anzustellen, ob und wie eine zentrale Materialstelle (Medienzentrum) 
für die Jugendarbeit im Zusammenwirken mit dem Pädagogischen Institut und dem Presse- 
verband eingerichtet werden kann. 

d) Auch über diese Arbeit ist der nächsten Landessynode Bericht zu erstatten. 

4. Um diesen Aufgaben gerecht zu werden, beschließt die Landessynode, die vorgenann- 
ten Bereiche als Proponendum der Landessynode ins Auge zu fassen. 


6. DAS EVANGELISCH-KATHOLISCHE VERHÄLTNIS UND GESPRÄCH 


Obwohl die ökumenische Euphorie angesichts der nachkonziliaren Entwicklung 
eine fallende Tendenz zeigt, wurden die zwischenkirchlichen Gespräche und 

die evangelisch-katholische Kooperation auf vielen Gebieten nicht nur fortge- 
setzt, sondern intensiviert. Das am meisten hervorstechende Ereignis war das 
Ökumenische Pfingsttreffen, das als erste gemeinsame Veranstaltung des Deut- 
schen Evangelischen Kirchentags und des Zentralkomitees der Deutschen Katho- 
liken vom 2. bis 5. Juni 1971 in Augsburg stattfand und durch die dabei gehal- 
tenen Interkommunionsgottesdienste mehr Aufsehen erregte als durch 131 ge- 
faßte Resolutionen. 

Ein auch nur mit grobem Pinselstrich das Augsburger Ereignis umreißender 
Bericht würde den zur Verfügung stehenden Raum sprengen. Wir bringen statt- 
dessen die Stellungnahme von Landesbischof D. Dietzfelbinger. 

In seinem der Synodaltagung in Frankfurt erstatteten Bericht führte er zu 
dem Ökumenischen Pfingsttreffen aus: 


Auch das Ökumenische Pfingsttreffen in Augsburg mit seiner Begegnung zwischen katho- 
lischen und evangelischen Christen war eine Arbeit an der Sache der Kirche. Es ist legitim, 
ja von der Sache her geboten, daß sich das eine Volk Gottes, das in Konfessionen getrennt 
ist, aus der Zerstreuung sammelt. „Ist denn Christus zerteilt?‘“ In dieser Frage des Paulus 
im 1. Korintherbrief liegt das stärkste Motiv der gesamten ökumenischen Bewegung. Daß 
der Ruf zur Sache in diesem Sinne in Augsburg verstanden wurde, zeigte sich schon in 
der starken Teilnahme gerade an den Gottesdiensten zu Beginn und am Schluß, sowie 
darin, daß diejenigen Arbeitsgruppen, die es mit Glaubensfragen zu tun hatten, am zahl- 
reichsten besucht waren. Dabei war oft nicht zu merken, ob ein Katholik oder ein Evan- 
gelischer sprach. So gab das Pfingsttreffen eine Menge weiterwirkender Impulse, die sich 
in den Resolutionen niederschlugen. Wenn wir das Geschehen von Augsburg mit dem 
Ganzen des kirchlichen Lebens in Beziehung setzen, sollten wir freilich auch nicht über- 
sehen, daß es sich bei den 7000-8000 Dauerteilnehmern um einen Vortrupp auf dem 
Weg handelt, während auch diejenigen im Auge behalten sein wollen, die nicht so rasch 
mitkommen. 

An dieser Stelle kann weder ein Bericht noch eine ins einzelne gehende Würdigung des 
Augsburger Treffens gegeben werden. Aber was dort geschah, sollte von den Kirchenlei- 
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tungen und anderen Gremien mit Sorgfalt aufgenommen und verarbeitet werden. Es ist 
sehr zu begrüßen, daß die vom Zentralkomitee des Deutschen Katholikentages und dem 
Präsidium des Deutschen Evangelischen Kirchentags eingesetzte ‚Gemischte Kommission‘ 
die Katholische Bischofskonferenz und den Rat um ein gemeinsames Gespräch gebeten 
hat. Was kann man tun, damit die Ökumene in den Gemeinden und die in den Kirchen- 
leitungen nicht nebeneinander laufen, sondern sich begegnen? Wie können die großen 
Chancen, die in der Begegnung unter dem Wort der Bibel liegen, heute fruchtbar ge- 
macht werden? Wie können die gemeinsamen Anstrengungen der Kirchen auf caritativem 
sozialem und politischem Gebiet intensiviert werden? Und wie werden Evangelischer 


Kirchentag und Katholikentag nach Augsburg ihre Wege weitergehen — getrennt, gemein- 
sam? 


’ 


Eingehender äußerte sich Landesbischof D. Dietzfelbinger als Catholica-Refe- 
rent der VELKD in seinem Bericht vor der Generalsynode in Osnabrück: 


War dieses Ökumenische Pfingsttreffen in Augsburg mit seiner gerade an den Fragen des 
Glaubens sich entzündenden Aussprache — wobei man überhaupt nicht merkte, ob ein 
Katholik oder ein Evangelischer sprach —, war dieses ökumenische Pfingsttreffen mit 
seinem viele bewegenden Schlußgottesdienst ein Schritt auf dem Weg zur Überwindung 
des — wie Johann Christoph Hampe gefragt hat — „uns allseits hemmenden reformato- 
rischen oder katholischen Konfessionalismus?‘“ War es ein Durchbruch durch die kon- 
fessionellen Zäune auch zwischen der römisch-katholischen und der evangelisch-lutheri- 
schen Kirche? Man muß sich angesichts aller konfessionellen Aufspaltung immer wieder 
der in die letzte Tiefe gehenden Frage des Apostels Paulus im ersten Korintherbrief stel- 
len: „Ist denn Christus zerteilt?“ (1. Kor. 1,13). Hier müssen wir standhalten. 

Sicherlich war die Triebkraft, die aus dieser Frage kommt, auch das Motiv für manche 
Aktionen in Augsburg; für das Drängen nach gemeinsamen Gottesdiensten und hier und 
dort nach der Interkommunion. Ich möchte auch manche ungeduldigen Töne in den er- 
wähnten Resolutionen, deren Zahl in Augsburg ja fast bis zu 150 ging, verstehen. Man 
muß freilich auch sehen, daß der Kreis in Augsburg verhältnismäßig klein war, gewisser- 
maßen ein Vortrupp. Demgegenüber möchte ich gar nicht fragen: Wo steht das Gros des 
Kirchenvolkes auf beiden Seiten? Aber dies möchte ich doch aussprechen: ich suche die 
Gemeinden und auch diejenigen Glieder der Gemeinden, die nicht so rasch mitkommen 
und vielleicht auch am Wege liegen, diejenigen, die auch über Unterschiede nicht so 
rasch hinwegkommen. Die Verkündung des Dogmas von der leibhaftigen Himmelfahrt 
Marias ist ja erst vor 21 Jahren geschehen! 

Es war auch sehr redlich von dem katholischen Bischof Stimpfle in Augsburg — einem 
ökumenisch gesinnten Bischof —, wenn er immer wieder betonte: Bezüglich der Real- 
präsenz Christi, der wahrhaften Gegenwart Jesu Christi im Heiligen Abendmahl, sind wir 
gerade den lutherischen Christen nahe! Aber wer die Eucharistie nach römisch-katholi- 
schem Verständnis feiert, der feiert eben in der Gemeinschaft mit der römisch-katholi- 
schen Kirche, mit ihren Bischöfen und ihrem Papst! Von seiten der römisch-katholischen 
Kirche werden bezüglich der Interkommunion — das wollte er damit sagen — „wegen 
des Fehlens des Weihesakraments‘‘ die Grenzen festgehalten, wie es das Ökumenismus- 
dekret des Zweiten Vatikanums sagt, das noch keine zehn Jahre zurückliegt. 

Sicherlich ist hier die gemeinsame Arbeit zwischen dem römisch-katholischen Sekreta- 
riat für die Einheit der Christen und dem Lutherischen Weltbund über Amt und Ordina- 
tion äußerst hilfreich ... Man darf auch gespannt sein, wie die Diskussion über das Amts- 
priestertum auf der zur Zeit in Rom tagenden katholischen Bischofssynode verläuft, ange- 
fangen von den Stimmen, die — vom neutestamentlichen Befund her, wie sie sagen — für 
eine Öffnung sprechen, bis hin zu der Meinung des irischen Kardinals Cunvay, der nach 
einem Zeitungsbericht die heutigen Tendenzen in Richtung auf eine Verwischung der Gren- 
zen zwischen Amtspriestertum und allgemeinem Priestertum als eine Nachblüte der luthe- 
rischen Irrlehre und zugleich als eine Hauptursache für die Krise im Klerus bezeichnete. 

. Warum erwähne ich diese Vorgänge? Im Blick auf das Verlangen nach der Kirche ohne 
Konfessionen muß gerade die lutherische Kirche wissen: die Kirche lebt nicht ohne con- 
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fessio, d.h. nicht ohne Bekennen. Das ist die Motivation, die beispielsweise hinter der 
ganzen Augsburgischen Konfession steht. „Ich rede von Deinen Zeugnissen vor Königen 
und schäme mich nicht!“ — Das ist die Urbedeutung dessen, was Konfession heißt. Es 

ist also nicht das, was uns jetzt gelegentlich in den Personalfragebögen begegnet, in denen 
man eine Antwort unter der Rubrik „Konfession“ — falls sie überhaupt vorhanden ist — 
auslassen kann. Dort ist Konfession das, was man verschweigt. Ursprünglich aber ist Kon- 
fession das Bekennen. Dieses Bekennen — Bekenntnis! — ist natürlich zunächst ein ganz 
aktuelles Aussprechen des Glaubens, Aber es sucht sich zugleich, weil es dann im Gottes- 
dienst geschieht, im Gebet und in Chorälen, im Sündenbekenntnis und in der Vergebung 
der Sünden, seinen Ausdruck bis in die Leibhaftigkeit und die Gestaltwerdung in der Kon- 
fession hinein, mit all der Fragwürdigkeit, die in der Begrenzung liegt, und darum mit dem 
Auftrag, den wir heute so deutlich spüren, immer wieder diese Grenzen zu durchbrechen. 


Den Gesamtkomplex des Verhältnisses zur römisch-katholischen Kirche sprach 
der Vorsitzende des Rates Landesbischof D. Dietzfelbinger in seinen den bei- 
den Tagungen der EKD-Synode erstatteten Rechenschaftsberichten an. In dem 
der Berliner Tagung 18./21. Februar 1971 erstatteten Bericht heißt es: 


Ich darf darüber hinaus berichten, daß wir auf Einladung des Vorsitzenden der Deutschen 
Katholischen Bischofskonferenz, Kardinal Döpfner, zur konstituierenden Sitzung der er- 
sten Synode der katholischen Bistümer in Westdeutschland in Würzburg Anfang Januar 
dieses Jahres Beobachter entsandt haben. Mit Spannung verfolgen auch wir die Bewegun- 
gen auf dem Gebiet der Theologie und der Kirchen-Strukturen, die sich im katholischen 
Raum vollziehen. Einer der bedeutendsten Vorgänge im vergangenen Jahr scheint mir die 
Wandlung in der Situation der glaubensverschiedenen Ehe zu sein, die sich aus dem päpst- 
lichen Motu Proprio „‚Matrimonia Mixta‘‘ und aus den Ausführungsbestimmungen der 
deutschen Bischöfe vom 23. September 1970 ergaben. Die Bischofskonferenz ist dabei — 
sie konnte nicht anders — im Rahmen des kanonischen Rechts geblieben. Aber sie hat die 
ihr gegebenen Möglichkeiten doch wohl bis an die Grenzen ausgeschöpft und, wie mir 
versichert wurde, vor allem unter seelsorgerlichen Gesichtspunkten zu handeln versucht. 
Durch die Dispens wird dem konfessionsverschiedenen Paar faktisch die Entscheidungs- 
freiheit über die Trauung und Kindererziehung ermöglicht. Auf dieser Grundlage wurde 
eine gemeinsame Mischehenkommission von Vertretern des Rates der Evangelischen Kir- 
che in Deutschland und der Deutschen Katholischen Bischofskonferenz gebildet, die in 
Zukunft regelmäßig Gespräche über weiter sich ergebende Probleme führen soll. Die Deut- 
sche Bischofskonferenz und der Rat haben ferner ein Wort über die beiderseitige Seelsor- 
ge an konfessionsverschiedenen Ehepaaren herausgebracht, das den Gliedkirchen zugegan- 
gen ist. Ist nun in dieser uns seit langem bewegenden Sache das lösende Wort gesprochen? 
Ich denke, noch nicht der letzte, aber ein wesentlicher Schritt ist getan. Auch lösende 
Worte können Zeit brauchen und müssen begründeten und unbegründeten Widerstand über- 
winden. 

Es wären noch mancherlei andere Ereignisse zu nennen, die nicht zu einer Verwischung 
der Grenzen, aber zu einer weiteren Auflockerung im Verhältnis der Konfessionen hel- 
fen können. 

Eines ist die Tatsache, daß evangelische und katholische Exegeten gegenwärtig mitein- 
ander wichtige Bücher und Teile der Heiligen Schrift übersetzen, die Psalmen, den Römer- 
brief, die altkirchlichen Perikopen. Gemeinsames Hören auf die Heilige Schrift wird auf 
allen Ebenen seine Wirkung haben. Im übrigen gibt es evangelische Christen, denen die 
Annäherung zu langsam geht. Sie wollen zur Abendmahlsgemeinschaft mit den Katholi- 
ken kommen, möchten den Deutschen Evangelischen Kirchentag mit dem Katholikentag 
und „Brot für die Welt‘‘ und „Misereor‘‘ zusammenlegen. Es gibt auch Protestanten, de- 
ren Glaube vor allem in antirömischer Haltung besteht. Der gangbare ökumenische Weg 
führt zwischen den Extremen hindurch. Nach wie vor gibt es tiefgreifende Unterschiede 
in der Erkenntnis christlicher Wahrheit zwischen uns. Dabei scheint sich als ein Hauptbe- 
reich die Lehre von der Kirche und vom Amt in der Kirche herauszuschälen. Ebenso aber 
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wissen wir, daß wir als Volk Gottes zusammen mit den römisch-katholischen Brüdern un- 
terwegs sind, wobei die beste Weise des Streitens um die Wahrheit der Wetteifer im Glau- 
ben und in der Liebe ist. Weil es darum geht und nicht um Furcht und Besorgnis, deshalb 
möchte ich auch dem kommenden Ökumenischen Pfingsttreffen in Augsburg den Geist 
der Kraft, der Liebe und der Zucht wünschen. Man wird in diesem Zusammenhang — um 
noch etwas nachzuholen — auch die gewisse Zurückhaltung zu würdigen haben, die in 
Addis Abeba der katholische Vertreter bei aller Befürwortung der Zusammenarbeit auf 
vielen Gebieten doch im Blick auf einen möglichen Beitritt der römisch-katholischen Kir- 
che zum Ökumenischen Rat an den Tag gelegt hat — eine Zurückhaltung, die ich offen 
gestanden als richtig und der Gesamtsituation der Christenheit am dienlichsten ansehe. 


Der der Synodaltagung in Frankfurt (7./12. November 1971) erstattete Bericht 
führte aus: 


Neben allem, was in 25 Jahren ökumenischen Gespräches seit dem Krieg an Annäherung 
geschah und an Gemeinsamkeit neu entdeckt wurde, liegen auf dem Weg aber auch noch 
große Hindernisse, die nicht übersehen werden können, wenn man nicht stolpern soll. Wie 
sich dabei die Ergebnisse der letzten Bischofssynode auswirken, ist noch nicht zu übersehen. 
Der vor einiger Zeit vom Vatikan herausgegebene Entwurf einer „Lex Fundamentalis 
Ecclesiae‘‘, der in vielen Kreisen der römisch-katholischen Kirche, auch auf der Bischofs- 
synode, eine kritische Beurteilung fand, wird auch auf unserer Seite da und dort sehr dis- 
kutiert. Auch die viele zutiefst bewegende schwere Frage der Interkommunion scheint 
mir zu den harten Blöcken zu gehören. Die Frage nach dem unterschiedlichen Amtsver- 
ständnis, nach dem Kirchenbegriff, nach der Bedeutung des Papsttums taucht darin mit 
auf. Ich verstehe das stürmische Vorwärtsdrängen an diesem Punkt, wieder von der Frage 
her, ob denn Christus zertrennt sei. Andererseits zeigt schon jetzt die Erfahrung, daß 
neue Trennung entsteht, wenn wir beim Geheimnis der Eucharistie nicht sorgsam mitein- 
ander umgehen. Ich habe auf der Landessynode der Evang.-Luth. Kirche in Bayern einige 
Ausführungen gemacht, die ich an dieser Stelle einfüge: 

„Ohne alle nötigen Probleme hier anrühren zu können, möchte ich in diesem Zusammen- 
hang auf die sehr unterschiedliche Ausgangslage verweisen, in der sich die römisch-katholi- 
sche und die evangelische Kirche befinden. Was die Abendmahlsstatistik anlangt, so liegt 
sie in den Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland zwischen 46-47 und 10%, 
d.h. von 100 Gemeindegliedern nehmen im Jahr zwischen 46 und 10 in den verschiedenen 
Landeskirchen einmal am Heiligen Abendmahl teil, und wenn von ihnen einige mehrere 
Male kommen, sinkt die Prozentzahl noch tiefer. Demgegenüber wurden in einer normalen 
katholischen Diözese mit etwa 2 Millionen Gliedern im vergangenen 20'/, Millionen kon- 
sekrierte Hostien ausgegeben, d.h. jeder katholische Christ nahm im Durchschnitt mehr als 
zehnmal im Jahr an der Eucharistiefeier teil. Eine äußere Betrachtungsweise, gewiß, und 
Statistiken haben ihre fragwürdige Seite, sie sagen längst nicht alles. Aber sichtbar wird 
doch, daß das sakramentale Leben, wie immer man es beurteilen mag, in der römisch-ka- 
tholischen Kirche eine ganze andere Rolle spielt als bei uns und in alle Bereiche hinein- 
wirkt. Vielleicht kommt eine sakramentale Welle des geistlichen Lebens auf uns zu und 
strömt bei uns vielfach ein wie in ein Vacuum und erinnert die Kirche des Wortes an ihre 
Armut im Sakrament, ja darüber hianus an die große Gefährdung des Luthertums eben an 
der Stelle, wo ihm die größte Gabe anvertraut ist: das Wort nämlich. Das Wort Gottes, 
das wir als diese Gabe empfangen haben, wird rein ‚verbal‘, es wird leer, wenn es nicht ge- 
wissermaßen ‚sakramental‘ gefüllt ist, d.h. wenn es nicht wirkt, was es sagt. Mit dem Sa- 
krament des Altars rühren wir bei der römisch-katholischen Kirche — wenn ich recht sche — 
an die Herzkammer ihres Lebens. Hier liegt für sie das ‚culmen et fons‘, sagt das zweite 
Vatikanische Konzil, der Gipfel, dem das Tun der Kirche zustrebt, und zugleich die Quelle, 
aus der auch ihre Kraft strömt. Eben deshalb hält auch das Ökumenismusdekret des II. 
Vaticanums die Grenzen sehr deutlich fest. Und der sehr ökumenisch gesinnte Bischof 
Stimpfle konnte in Augsburg sagen: ‚Wer die Eucharistie nach römisch-katholischem Ver- 
ständnis feiert, der feiert sie in der Gemeinschaft mit der römisch-katholischen Kirche, mit 
ihren Bischöfen und mit ihrem Papst.‘ Ich weiß, wie sehr gegenwärtig auch in der römisch- 
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katholischen Kirche um diese Fragen gerungen wird und wie sich auch unter Theologen 
und Priestern die Meinungen gegenüberstehen, ganz abgesehen davon, daß sich auch die 
‚Ökumene von unten‘ mit ihren Wünschen bemerkbar macht. Aber wir sollten spüren, 
daß sie hier sehr empfindsam ist, ja fast zurückhaltender wird gegenüber allzu stürmi- 
schen Anfragen und gegenüber vielleicht auch gut gemeinten Experimenten. Mir scheint 
hier die Verantwortung gerade der evangelisch-lutherischen Kirche, die so etwas wie eine 
Brückenfunktion haben könnte, im besonderen gegeben zu sein dafür, daß das Gespräch 
recht geführt wird und die weiterführende Begegnung noch weiter in der Tiefe geschieht. 
Die lutherische Lehre vom Heiligen Abendmahl gründet auf der Zusage der realen Gegen- 
wart des Herrn Jesus Christus mit seinem Leib und Blut in, mit und unter Brot und Wein 
in dem ‚Für euch gegeben‘. Der Unterschied gegenüber der römisch-katholischen Kirche 
wird bei uns deutlich in der Abwehr des Opfergedankens, in der Abwehr der Lehre vom 
Weihepriestertum, aber zugleich die Nähe, eben in der Lehre von der Realpräsenz, d.i. der 
wirklichen Gegenwart des Herrn. Dabei können wir — gerade weil die Lehre vom Weihe- 
priestertum bei uns diese Rolle nicht spielt — in vielem offener sein als die römisch-katho- 
lischen Brüder. Es ist über all diese Fragen ein ausgedehntes Gespräch im Gange. Wir soll- 
ten hier eine der großen langfristigen ökumenischen Aufgaben erkennen. N 
Wir wollen einander hier ökumenisch-theologisch, aber auch ökumenisch-diakonisch be- 
gegnen. Um so mehr wird es möglich sein, auch in den großen Nöten der Welt Diakonie 
der Christen miteinander zu üben. Eine dieser Aufgaben liegt unmittelbar vor unseren 
Füßen. Es ist die gemeinsame Hilfe der Kirchen für die Flüchtlinge aus Ostpakistan. Heute 
wird, wie Sie wissen, in allen katholischen und evangelischen Kirchen eine Kollekte für die- 
sen Zweck erhoben. Diese Hilfsaktion ist nicht die erste, und viele Mittel sind bereits auf- 
gebracht worden. Aber die Deutsche Katholische Bischofskonferenz und der Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland bitten, daß die Christen Deutschlands mit dieser 
Kollekte ein gemeinsames, wirksames Zeichen für Gerechtigkeit und Hilfe in der Welt auf- 
richten möchten ... Wir haben auch an die Politiker in der Welt appelliert, ihre Verantwor- 
tung wahrzunehmen ... Angesichts der politischen Spannungen wollen sicher auch die 
Wege kirchlicher Hilfe recht bedacht werden. Aber soweit wir unterrichtet sind, gibt es 
wirksame Möglichkeiten, vor allem durch finanzielle Hilfe. Diese Kollekte: mag nur ein 
Zeichen der Solidarität sein mitten in einem Meer von Not und Widersprüchlichkeit. 
Aber zu diesem Zeichen sind wir gerufen ...‘“ 


Ausführlich nahm Landesbischof D. Dietzfelbinger als Catholica-Referent vor 
der Generalsynode der VELKD Stellung: 


1. „Kirche ohne Konfessionen?“ ist der Titel eines jüngst erschienenen Buches, zu dessen 
Hauptautoren Wolfhart Pannenberg, München, der amerikanische Lutheraner Carl Braaten 
und auf römisch-katholischer Seite der Jesuit Avery Dulles gehören. Einige Male blitzt 
darin die Vision einer vereinigten Kirche der Zukunft auf, die die Konfessionen — zumin- 
dest die bisherigen — hinter sich gelassen hat. Die Christen in diesen Konfessionen werden 
aufgefordert, sich zusammenzuschließen, um — wie es wörtlich heißt — „ihre Theologen 
und Kirchenführer dazu zu bewegen, ihre Vorarbeiten für die Wiedervereinigung der Chri- 
sten zu beschleunigen“. Eine Kirche, die für die Menschheit existiert und ein Licht zu den 
Völkern zu bringen hat, müsse eben auch eine Kirche sein, gewiß nicht uniform, sondern 
vielgestaltig, aber ohne durch Lehren geprägte Konfessionen, weil ohnehin die Lehre nicht 
mehr diese Bedeutung habe wie früher. 

Es ist reizvoll, sich daran zu erinnern, daß genau vor 20 Jahren Professor Ernst Käse- 
mann demgegenüber eine Gegenposition angenommen hat. „Begründet der neutestament- 
liche Kanon“, also die Zusammenfassung der neutestamentlichen Schriften „die Einheit 
der Kirche?“ fragt er, und seine Antwort lautet: „Der neutestamentliche Kanon begründet 
als solcher nicht die Einheit der Kirche, er begründet als solcher, d.h. in seiner dem Histo- 
riker zugänglichen Vorfindlichkeit dagegen die Vielzahl der Konfessionen.“ Er fügt hinzu, 
daß allein das Evangelium von Jesus Christus die eine Kirche zu allen Zeiten und an allen 
Orten begründet. Aber gerade heute ist zu fragen, ob bei uns dieses Evangelium so einmütig 
und mit einem Munde bezeugt wird, daß die eine Kirche darin erscheint, dıe die Konfes- 
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sionen ‚wegwischt — ganz abgesehen von der weiteren Frage, ob Gott seine Kirche in dieser 
Weltzeit so rein und vollkommen erscheinen läßt, daß es nicht mehr heißt: Ich glaube eine 
heilige christliche Kirche, sondern: Ich sehe sie. 

Das Thema „Kirche ohne Konfessionen‘? bewegt uns auf mancherlei Ebenen: in dieser 
Generalsynode, im Gespräch zwischen den lutherischen und den reformierten Kirchen — wir 
denken an die Leuenberger Gespräche und an die Leuenberger Konkordie —, in der Evangeli- 
schen Kirche in Deutschland, wobei die Tendenzen sehr unterschiedliche Richtungen haben, 
von der Anerkennung der bei uns existierenden Konfessionen bis hin zu der Meinung, 
daß sie ihre Identität zugunsten einer neuen — oder einer alten — Union aufgeben sollten. 

Noch gewichtiger und spannender aber scheint das Thema zur Zeit im Blick auf das 
Verhältnis zur römisch-katholischen Kirche auf uns zuzukommen. Auch dahin sind die 
Grenzen fließend geworden. Schon infolge der großen Zahl von konfessionsverschiedenen 
Ehen scheint etwas wie eine „dritte Konfession‘ im Entstehen begriffen. Die Anfechtun- 
gen, denen sich die Konfessionen ausgesetzt sehen, treffen sie vielfach gemeinsam. ‚Wird 
aus dem Jahrhundert der Kirche ein Jahrhundert des massenhaften Abschieds von den 
Kirchen?“ diese Frage stammt nicht von einem evangelischen Beobachter, sondern von 
dem katholischen Theologen Johann Baptist Metz. Die unterschiedlich prägende Kraft 
der einzelnen Konfessionen — bis in das Gesellschaftliche und Politische hinein — hat 
wohl zugunsten des allgemein Christlichen abgenommen, was aus den modernen Frage- 
stellungen heraus durchaus verständlich ist. „So ist die Frage, ob das, was: uns gemein- 
sam ist, den Kirchen erlaubt, noch länger getrennt zu bleiben“, stellt ein engagierter Öku- 
meniker fest. 

‚Wir dürfen den Stellenwert des uns Trennenden nicht länger überziehen. Wir können 
doch auch den theologischen Dialog bis ins Unendliche führen.‘‘ So fordern die Resolu- 
tionen des Ökumenischen Pfingsttreffens dieses Jahres in Augsburg: „Jeder Christ soll in 
jeder Kirche als Gast an der Kommunion teilnehmen können. Taufgottesdienste mögen 
die Kirchen geeint im Sakrament gemeinsam halten. Die letzten Behinderungen der 
Mischehen und ihrer Partner sollen fallen!“ Überall sollen die Schranken fallen. Alle dia- 
konische Hilfe soll fortan gemeinsam betrieben werden. 


3. In diesem äußerst bewegten Spannungsfeld werfen wir einen Blick auf die Ökumene 
im praktischen Vollzug am Sonntag und am Werktag. Da gibt es gute Begegnungen etwa 
bei ökumenischen Gottesdiensten. Ich mußte am Sonntag in Nürnberg auf dem Haupt- 
markt einen solchen Gottesdienst zusammen mit dem Herrn Erzbischof Schneider von 
Bamberg halten. Das geschah im Dürerjahr, weil wir Albrecht Dürer ebenfalls als einen 
Mann sehen wollten, der gerade auf der Grenze zwischen den Konfessionen steht zu der 
Zeit, als die Kirche in Deutschland noch nicht geteilt war. 

So gibt es auch an viel Erfreulichem zu lernen. Wieviel es allerdings aufzuräumen gilt, 
wie sich da neue ökumenische Ausblicke auftun, die zur Buße rufen, und zum Weiter- 
gehen, wie es aber auch an Ernüchterungen nicht fehlt, läßt sich alle Tage erfahren. Das 
erkennt man z.B. auch daran, wie man heute den Reformator Martin Luther auf beiden 
Seiten sieht. Das Wormser Jubiläum hat uns daran erinnert. Daß der Versuch des Ausräumens 
auch hier nicht ganz einfach ist, haben die Wormser Katholiken erfahren. Aber wichtiger 
ist noch, daß Luther in der gesamten römisch-katholischen Kirche nach 25 Jahren inten- 
siver Lutherforschung doch eine andere Wertung erfährt. 

Im praktischen Vollzug dieser Ökumene liegt heute — so meine ich — ein ganz wichti- 
ger Schwerpunkt, auch für all das, was uns aufgegeben ist. Ich nenne einiges davon. 

a) Weil vorhin von der Seelsorge die Rede war, möchte ich die gemeinsame Seelsorge 
unter konfessionsverschiedenen Ehepaaren auch noch anrühren, wie wir überhaupt die neue 
Lage recht bestehen, die Herr Kardinal Döpfner und ich in unserem Rundschreiben vom 
Januar d.J. darzustellen versuchten. Darüber ist noch viel zu arbeiten und wird — soweit 
ich sehe — gegenwärtig auch viel in gemeinsamen Konferenzen zwischen römisch-katho- 
lischen und evangelischen Pfarrern sowie in vielen anderen Begegnungen gesprochen. Auch 
dabei sind wir ja noch nicht ganz durch! „Ein Fortschritt für die Praxis ist erreicht‘, 
sagt ein Rundschreiben der hessischen Kirchenleitung, aber die Hoffnungen auf einen end- 
gültigen Verzicht auf Dispensvorschriften seien noch nicht erfüllt. 
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b) Im Zusammenhang mit der sogenannten „Synode 72‘, auf die sich die römisch-ka- 
tholische Kirche rüstet, sind einige weitgespannte Umfragen über das kirchliche Leben 
bis hin zu Priesterproblemen ergangen, die zur Zeit ausgewertet und veröffentlicht werden. 
Ich möchte diese Ergebnisse und ihr Studium auch uns in diesem Kreise dringend an- 
empfehlen, zumal bei uns selbst auch einige — nicht so weit gespannte — Umfragen lau- 
fen. Wenn sich dabei z.B. herausstellt, daß mehr als 35% aller Katholiken allsonntäglich 
den Gottesdienst besuchen, so ist das gewiß nicht der einzige Maßstab, aber ein Zeichen 
für die Dichte des kirchlichen Lebens, und beklemmende Vergleiche drängen sich auf. 
Oder wenn Flugschriften wie die von Kardinal Höffner über Interkommunion oder über 
Beichte und Vergebung der Sünden in Auflagen bis zu 800000 Stück in kurzer Zeit ver- 
breitet werden, so mache ich mir natürlich auch nichts vor und nehme an, daß wahr- 
scheinlich viele dieser Exemplare nicht gelesen werden; aber viele werden doch gelesen 
und haben eine Wirkung. Demgegenüber müssen wir einmal unsere Zahlen betrachten. 

Auch die Sicht des die römisch-katholische Kirche heute so tief bedrängenden Priester- 
problems wird anders bei der Lektüre und Prüfung dieser Umfrage, gerade wenn nicht 
nur „Knüller‘‘ wie wieder ein Austritt oder die Heirat eines Priesters berichtet werden, 
sondern einfach etwas vom Ablauf des Lebens einer Kirche dargestellt wird. Wer unter 
den Journalisten kann solche Dinge recht darstellen, damit auch Zerrbilder, die unter uns 
leicht bestehen, verschwinden oder wenigstens ihr Gegengewicht erhalten? 

Es besteht ja sicherlich auch eine Spannung — sie muß da sein — zwischen Amtskirche, 
wie man es heute nennt und der Gemeinde und dem Volke Gottes. Aber ob sie im Be- 
reich der katholischen Kirche so groß ist, wie uns heute vielfach eingeredet wird, erscheint 
mir doch fraglich. 

c) Am weitesten scheint die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der karitativen und welt- 
weiten sozialen Hilfe für Bedrängte, Hungernde und Flüchtlinge wie jetzt in Indien und 
Pakistan gediehen zu sein. Das ist wahrlich nichts Geringes, und wir sollten dafür danken. 

Ich darf hier ankündigen, daß die Deutsche Katholische Bischofskonferenz und der Rat 
der EKD eine Kollekte in Zusammenarbeit mit den betreffenden Hilfswerken empfehlen, 
eine Kollekte für pakistanische Flüchtlinge, die in beiden Kirchen am selben Tag, nämlich 
am 7. November, erhoben werden soll. Auch in unserem Kreis möchte ich nachdrücklich 
auf dieses Zeichen der Gemeinsamkeit empfehlend hinweisen. 

Vielleicht können wir einander auch im Nachdenken darüber helfen, was heute im Welt- 
horizont „Gerechtigkeit“ heißt — dies ist das zweite große Problem der derzeitigen Bischofs- 
konferenz in Rom -, und wie sich — wir denken an die Diskussion über das Anti-Rassismus- 
Programm des Ökumenischen Rates auf unserer Seite — Gewalt und Gewaltlosigkeit für 
das Denken und Handeln des Christen und der Kirche zueinander verhalten, wenn es um 
Befreiung zur Gerechtigkeit bzw. um eine Freiheit geht, die nicht wieder zur Ungerechtig- 
keit mißbraucht wird oder um Gerechtigkeit, die nicht anders als durch Einschränkung 
von Freiheit gewonnen werden kann. 

Wie ist es, wenn beide Kirchen auch im Bereich der Welt- und Gesellschaftsverantwortung, 
zu sexualethischen Fragen, etwa zur Pornographie oder zu dem umstrittenen $ 218 des 
Strafgesetzbuchs ein gemeinsames Wort zu sagen versuchten? So etwas geschah ja in der 
sogenannten „Orange-Schrift“: „Das Gesetz des Staates und die sittliche Ordnung“ zu 
Anfang dieses Jahres, die von je drei evangelischen und katholischen Verfassern verant- 
wortet und mit einem Vorwort von Herrn Kardinal Döpfner und mir versehen war. In dem 
heftigen Streit um diese Schrift wurden wir ja besonders wegen des Verfahrens geschol- 
ten. Das darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, daß sich dahinter sehr unterschiedliche 
Meinungen in der Sache verbargen, — auch quer durch unsere eigenen Reihen gehende 
Meinungen —, die uns wohl noch weiter auch in künftigen Gesprächen zwischen den Kir- 
chen zu schaffen machen werden. 

d) Zur Zeit wird in der katholischen Kirche der Entwurf einer ‚lex fundamentalis eccle- 
siae‘, d.h. einer Grundordnung der römisch-katholischen Kirche, besprochen. Erstaunlich 
ist das Interesse, das diese Diskussion auch unter uns findet. Spürt man, daß etwas vom 
Wesen der Kirche selber auf dem Spiel steht, wenn sie allzu sehr vom Rechtlichen aus ge- 
dacht oder allzu rasch und allzu weit verrechtlicht wird? Demgegenüber hatte ja gerade 
das Zweite Vatikanische Konzil einen anderen Weg, nämlich den der Erhebung biblischer 
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Aussagen und ihrer Auswertung für das Verständnis von Kirche, eingeschlagen. Es wäre 
zu wünschen, daß sich unser kritisches Interesse daran auch selbstkritisch auswirkt, etwa 
auf die Weise, wie bei uns die erst am Anfang stehende Diskussion um eine Grundordnung 
der Evangelischen Kirche in Deutschland und um manche Verfassungen von Landeskir- 
chen sowie um Verfassungsfragen überhaupt geführt wird. Hier könnten wir wahrschein- 
lich auch voneinander und füreinander lernen. 

4. Eine Frage, die ich anläßlich eines solchen Berichtes, wie ich ihn jetzt zu geben habe, 
stellen muß, möchte ich doch auch nicht unterlassen: Was soll der Bericht? 15 Jahre 
ist es nun her, daß von der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
auch das Gespräch mit der römisch-katholischen Kirche aufgenommen wurde, zum ersten 
Male 1956 unter dem Thema ‚Toleranz und Intoleranz zwischen den Konfessionen“. Viele 
Jahre hindurch war die Vereinigte Lutherische Kirche Deutschlands so etwas wie ein Vor- 
ort der evangelischen Christenheit in Deutschland für dieses Gespräch. Ich denke z.B. an 
die Erklärung der Bischofskonferenz der VELKD zur Mischehenfrage vom Jahre 1956, 
die auf diesem Gebiet vieles in Bewegung gebracht hat, ich denke an die Ratschläge für 
interkonfessionelle Begegnungen usw. 

Inzwischen hat die Vereinigte Lutherische Kirche viele dieser Aufgaben an die EKD ab- 
gegeben; das war eine sinnvolle Entwicklung. Das Problem der konfessionsverschiedenen 
Ehe z.B. muß für den gesamten Protestantismus behandelt werden, der gemeinsame Text 
des Vaterunsers ebenso, auch Dinge, die etwa die Stellung des Religionsunterrichts in der 
Schule betreffen, und vieles andere mehr. Darum sind die regelmäßig alle halben Jahre 
stattfindenden Gespräche zwischen den Beauftragten der Katholischen Deutschen Bi- 
schofskonferenz und des Rates der EKD notwendig ... 

Trotzdem wird die Frage laut: Hat die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutsch- 
lands auf diesem Gebiet weitere Aufgaben zu erfüllen oder nicht? Ich möchte diese Frage 
bejahen und nenne noch drei Punkte: 

a) Rechtfertigungsbotschaft: Wie steht es damit unter uns und für die ganze Christen- 
heit? Die „Thesen zur Kirchengemeinschaft‘“ zwischen der lutherischen und der reformier- 
ten Kirche vom 4. Mai 1970 stellen die Gemeinsamkeit in der Rechtfertigungslehre zwi- 
schen den beiden fest und folgern daraus die Möglichkeit der Kirchengemeinschaft. In- 
zwischen wird häufiger die Meinung vertreten, daß auch zwischen der lutherischen und der 
römisch-katholischen Rechtfertigungslehre kein so großer Unterschied bestehe. Was folgt 
daraus? Ist das dann auch nicht mehr kirchentrennend? Aber was ist es dann? Papstlehre und 
Mariologie seien noch kirchentrennend, sagt Horst Georg Pöhlmann. 

Aber mir scheint, es geht noch um etwas anderes, nämlich um den Stellenwert dieser 
Rechtfertigungsbotschaft im Ganzen des Evangeliums. Rechtfertigungsbotschaft heute — 
dieses Thema des Lutherischen Weltbundes auf der Vollversammlung von Helsinki im 
Jahre 1963 ist nicht erledigt; es muß weiter getrieben werden! Denn hier liegt — vielleicht 
darf ich es einmal verkürzt aussprechen — die Hoffnungsbotschaft für den Menschen, der 
Weg zur Menschwerdung des Menschen. Wenn wir heute kaum mehr wissen, was der 
Mensch ist, dann konnte Luther sagen, dies sei die Definition des Menschen: ‚hominem 
justificari fide‘ — der Mensch ist der, der durch den Glauben vor Gott gerecht gemacht 
wird und von daher einen Weg findet. 

b) Die Frage der Interkommunion spielt heute zwischen katholischen und evangelischen 
Christen — soweit ich es sehe — vielfach eine größere Rolle als zwischen den lutheri- 
schen und reformierten Christen; dort scheint sie weithin gar kein Problem zu sein, wie 
es oft hingestellt wird. Vielleicht hängt das auch damit zusammen, daß das Sakrament bei 
uns in den Kirchen der Reformation weithin zurückgedrängt ist und daß mindestens 
ebenso hart wie die Frage der Abendmahlsgemeinschaft die Frage der Abendmahlsteilhabe 
überhaupt vor uns steht. 

Von der katholischen Kirche her kommt auf uns aber etwas von einer Sakramentalität 
des geistlichen Lebens zu und strömt in uns ein — vielfach wie in ein Vakuum —, und 
erinnert die Kirche des Wortes an ihre Armut im Sakrament, erinnert sie daran, daß das 
Wort leer wird, wenn es nicht ‚sakramental‘ gefüllt ist. Auf der anderen Seite müssen wir 
bedenken, daß wir hier mit dem Sakrament des Altars bei der römisch-katholischen Kir- 
che an die Herzkammer ihres Lebens rühren. Hier liegt für sie das Geheimnis der Kirche, 


99 


der Nerv des Weihepriestertums. Hier ist ‚culmen et fons‘, sagt das Zweite Vatikanum, 
der Gipfel, dem das Tun der Kirche zustrebt und zugleich die Quelle, aus der all ihre 
Kraft strömt. Wir sollten spüren, daß sie hier sehr empfindsam ist, ja, fast zurückhalten- 
der wird gegenüber allzu stürmischen Anfragen und gegenüber Experimenten — wie paßt 
da überhaupt das Wort Experimentieren? 

Mir scheint die Verantwortung gerade der Evangelisch-Lutherischen Kirche hier groß 
zu sein dafür, daß das Gespräch recht geführt wird und die vielleicht weiterführende Be- 
gegnung noch mehr in der Tiefe geschieht. Gerade weil das Abendmahl die Feier tiefster 
Gemeinschaft ist, sammeln sich an diesem Punkt auch die Mächte des Mißbrauchs und 
der Spaltung. Damit hat Paulus ja sofort im 1. Korintherbrief Kapitel 11 zu tun und führt 
das aus mit dem Schlußwort: „Auf daß ihr nicht zum Gericht zusammenkommt!“ Wenig- 
stens da und dort ist das Verständnis für die Bedeutung des Heiligen Abendmahls doch 
auch unter uns so, daß man darauf achten könnte, wobei wir ja in vielem offener sein 
können als die römisch-katholischen Brüder. Die lutherische Lehre vom Heiligen Abend- 
mehl gründet auf der Zusage der realen Gegenwart des Herrn Jesus Christus mit seinem 
Leib und Blut in, mit und unter Brot und Wein. Der Unterschied zur römisch-katholi- 
schen Lehre wird in der lutherischen Kirche sehr deutlich mit der Abwehr des Opferge- 
dankens, aber zugleich die Nähe. Gerade die lutherisch-reformatorische Theologie und 
Kirche sollten darum auf diesem Gebiet eine ihrer großen ökumenischen Aufgaben erken- 
nen und sie noch mehr aufgreifen, als es bisher geschieht. 

c) Endlich wären wir alle in der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutsch- 
lands zu fragen: Wie sehen wir heute unter diesem Zeichen die Bedeutung der Reforma- 
tion, von deren ökumenischen Horizont wir früher oft gesprochen haben? Ich habe den 
Eindruck, daß viele Pfarrer und Gemeinden darin unsicher geworden sind. Ist die Refor- 
mation nicht überholt, zum mindesten zurückgewichen in die immer größer werdende 
Blässe der Vergangenheit? Hat nicht die römisch-katholische Kirche vieles nachgeholt und 
geht gewissermaßen, wie es neulich jemand gesagt hat, auf eine Endlösung des Reformato- 
rischen zu? Auch ich lerne viel von der katholischen Kirche, ihrer Frömmigkeit und ihrer 
Glaubensgewißheit. Andererseits habe ich noch nirgends eine tiefere Erkenntnis der Heili- 
gen Schrift gefunden als in der lutherischen Reformation und sehe, daß Gott, wo er sei 
ne Kirche erneuert, sie aus der neuen Erkenntnis der Heiligen Schrift in Buße zu Gott und 
im Glauben an das Evangelium durch den Heiligen Geist neu macht. Ist die evangelisch- 
lutherische Kirche und Theologie heute Hörerin dieser Heiligen Schrift genug, um aus die- 
ser Quelle schöpfend ihr Bekenntnis weiterzugeben? Ist sie gewiß genug, um in allem, was 
uns gemeinsam ist und für dessen Hervortreten wir danken dürfen, auch zu sagen, was 
uns trennt, nicht um des Streites, sondern um des Heiles willen? Ist diese evangelisch- 
lutherische Kirche und Theologie auch demütig genug, dies dann so zu sagen, daß die ka- 
tholischen Brüder nicht nur den Protestanten mit dem falschen Horizont hören, sondern 
den, der mit einem die ganze Christenheit umfassenden Blick das Evangelium von Jesus 
Christus allein, aus der Schrift allein und damit die Gnade Gottes allein für den Glauben- 
den verkündigen will? Sie dürfte dann gewiß sein, daß die Reformation weiter nötig ist 
und daß Gott sie weiterführt, vielleicht anders, als wir denken, vielleicht gar da und dort 
an uns vorbei oder über uns hinweg. Aber er führt sie weiter. Und wenn es seine Barm- 
herzigkeit ist, daß er Menschen bei diesem seinem Werk dabei sein läßt, dann dürfen wir, 
denke ich, ihn auch über dem Geschehen der Reformation in der ganzen Christenheit 
weiter preisen. 


Auch gliedkirchliche Synoden befaßten sich mit den Fragen des Verhältnisses 
zwischen evangelischer und katholischer Kirche. Aus seinem Bericht vor der 
bayerischen Landessynode hat Landesbischof D. Dietzfelbinger in seinem Be- 
richt vor der Frankfurter Tagung der EKD-Synode zitiert, so daß sich eine 
Wiederholung erübrigt. 

Der Rechenschaftsbericht von Präses D. Thimme vor der westfälischen Lan- 
dessynode am 11. Oktober 1971 enthält einen Abschnitt unter der Überschrift: 
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EVANGELISCH-KATHOLISCHE KOOPERATION 


Im Blick auf das zunehmend gute Einvernehmen zwischen der evangelischen und der ka- 
tholischen Kirche erscheint die innerreformatorische Auseinandersetzung fast wie ein Ana- 
chronismus. Sieht es nicht so aus, als ginge es in unserer Zeit weniger um die Versöhnung 
von Luther und Calvin als vielmehr um den Brückenschlag über den tiefen Graben, welcher 
die Reformationsgeschichte des 16. Jahrhunderts im ganzen bestimmt? Tatsächlich empfin- 
den viele dies als eigentliche Bewährungsprobe der ökumenischen Bewegung in unseren 
Tagen. Wo auch immer aber die Bemühung um Wiedervereinigung sich vollzieht und um 
welche Partner es sich auch handelt, immer ist sie vor die gleiche Grundaufgabe gestellt: 
Wiedervereinigung ist kein taktisches Manöver, keine kirchenpolitische Manipulation. In 
ihr handelt der Herr Christus selbst und allein als der eine Hirte seiner auf Einheit hin be- 
rufenen Herde. Wiedervereinigung kann sich daher nur in Glauben und Gehorsam unter 
dem Herrn der Kirche als gründliche gemeinsame Besinnung auf den tragenden Grund und 
das verpflichtende Ziel der biblischen Verheißung vollziehen. 

Auf diesem Wege gibt es noch viele Schritte zu tun. Sie sind von beiden Seiten aus zu 
vollziehen. Es darf mit Dankbarkeit und Freude berichtet werden, daß überall in unseren 
Gemeinden solche Schritte im Gange sind. Der erste Schritt besteht im Abbau von Vorur- 
teilen. Dazu hat die enge Begegnung, die sich in der mobilen Gesellschaft unserer Tage 
an jedem Ort vollzieht, wesentlich beigetragen. Der zweite Schritt besteht im gegenseiti- 
gen Kennenlernen und in der Bemühung, den anderen in seiner Andersartigkeit zu verste- 
hen, ernstzunehmen und von ihm zu lernen. Dies geschieht im täglichen Umgang ebenso 
wie in vielen Gesprächskreisen auf Gemeinde-, Kirchenkreis- und landeskirchlicher Ebene 
und wird von den Beteiligten beider Seiten als wirkliche Bereicherung und Anregung zu 
vertiefter eigener Glaubenserkenntnis und Glaubensbewährung verstanden. Auch der dritte 
Schritt wird, wenn ich recht sehe, fast überall vollzogen. Er besteht in der Verwirklichung 
des „Tun, was uns eint“. Das bedeutet die Anerkenntnis, daß bei vielen Gelegenheiten 
evangelische und katholische Christen und Kirchengemeinden zu gemeinsamem Handeln 
aneinander gewiesen und miteinander vor gleiche Gelegenheiten des Dienstes gestellt sind. 
Angesichts der Herausforderungen durch die sie gemeinsam bestimmende Umwelt sind sie 
zur Kooperation genötigt. Dabei entdecken sie über der Inangriffnahme der ihnen gemein- 
sam gestellten Aufgaben, daß im praktischen Vollzug des Handelns das Bewußtsein für 
die unabweisbare Gemeinschaft wächst. Aus allen Gemeinden, aus dem Gesamtbereich 
der Diakonie und der Öffentlichkeitsarbeit, der Sozialarbeit, der Bildungs- und Schulfra- 
gen und der Erwachsenenbildung wird über diese Erfahrung berichtet. 

Dies führt zu einem weiteren Schritt. Hinter der Möglichkeit praktischer Kooperation 
beginnt man, die Gemeinschaft in den fundamentalen Inhalten des christlichen Gottes- 
glaubens und des biblischen Menschenbildes zu entdecken. Gerade in einer ‚Gesellschaft, 
deren weltanschauliche Voraussetzungen innerweltlich orientiert sind, und angesichts einer 
Vorstellung vom Menschen, welche außer acht läßt, daß er Gottes Geschöpf und auf das 
Heil in Jesus Christus gewiesen ist, gehen Christen über die Grenzen der Konfessionen 
hinweg aufeinander zu: Sie erkennen, daß sie auf gemeinsamem Boden gründen und mit- 
einander zu gemeinsamem Handeln und Zeugnis berufen sind. Dies wiederum führt dazu, 
daß die Frage wach wird, inwieweit es möglich ist, nicht nur miteinander zu handeln, son- 
dern auch gemeinsam zu beten, die Bibel zu lesen und Gottesdienst zu halten. So sind im 
Laufe des letzten Jahres an vielen Orten und bei mancherlei Gelegenheiten gemeinsame 
Gebetsgottesdienste, Bibelstunden und andere gottesdienstliche Veranstaltungen durchge- 
führt worden, und von überall her hört man, daß dies Anlaß zu großer Dankbarkeit und 
wirklicher Erbauung ist. 

Und schon vollzieht sich der nächste Schritt, daß nämlich ernsthafte theologische Arbeit 
forscht, wo denn die eigentlichen Gründe für die bisher nicht zu behebende Trennung 
liegen. Dabei ergeben sich wesentliche Einsichten. In Lehrbereichen, welche bisher als un- 
überbrückbar kontrovers galten, werden Gemeinsamkeiten festgestellt und die Grenzen 
möglicher Gemeinschaft und Wiedervereinigung immer weiter ausgedehnt. Anerkannt ist 
z.B., daß es in der Auseinandersetzung der Konfessionen nicht um die Autorität der 
Heiligen Schrift geht, auch nicht um die drei Artikel des apostolischen Glaubens (die Tat- 
sache der weitgehenden Einigung über den Wortlaut des Apostolicums hat in diesem Zu- 
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sammenhang eine nicht nur verbale Bedeutung). Auch ist nicht mehr die Rechtfertigungs- 
lehre zwischen den Konfessionen der Stein des Anstoßes. Unsere katholischen Mitchristen 
bezeugen mit uns den allein seligmachenden Glauben an Christi allein genugsames Kreu- 
zesopfer, und wir besinnen uns mit ihnen neu darauf, daß Glaube in Werken lebendig und 
tätig sein will. Je weiter die gemeinsame theologische Arbeit geht, um so dankbarer ent- 
decken wir den breiten Boden der Gemeinsamkeit, und um so mehr wächst die Einsicht, 
daß wir einander nicht, nie wieder lassen können. 

Von hier aus wird heute an manchen Stellen darauf gedrängt, nun alsbald auch den 
nächsten, den letzten Schritt sichtbarer Wiedervereinigung, nämlich die Interkommunion, 
die Gemeinschaft am Tisch des Herrn, zu vollziehen, wie es etwa anläßlich des „ökumeni 
schen‘ Kirchentages in Augsburg geschehen ist und mit verschiedener Begründung auch 
anderswo gefordert wird. Hier aber ist Behutsamkeit am Platze, damit nicht Voreiligkeit 
das, was den entscheidenden Schritt nach vorn bedeutet, ins Gegenteil verkehrt. Inter- 
kommunion setzt volle Kirchengemeinschaft voraus und kann aus Gründen der Wahrhaftig- 
keit nicht losgelöst von dieser vollzogen werden. Darum gilt es, gerade im Vollzug des 
Heiligen Abendmahls zu fragen, ob nicht einstweilen immer noch tiefgreifende Unterschiede 
vorliegen, welche den Katholiken das Sakrament des Altars anders verstehen und empfan- 
gen lassen, als es bei Gliedern der evangelischen Kirche der Fall ist. Zwar bekennen 
die Arnoldshainer Abendmahlsthesen, daß sich im Heiligen Abendmahl der Herr Chri- 
stus selbst den Seinen schenkt. Bezüglich der im Sakrament vermittelten Realpräsenz 
Jesu Christi besteht also kein radikaler Unterschied. Aber daß im Bereich der katholi- 
schen Schwesterkirche die Spendung des Sakraments des Altars an den Dienst des ge- 
weihten Priesters gebunden ist, gibt zu bedenken, daß ein tiefgreifender Unterschied 
vorhanden ist, der, indem er an dieser Stelle deutlich wird, tief an die Fundamente des 
Kirchenverständnisses überhaupt rührt. Der entscheidende Schritt kann dementsprechend 
nicht zunächst die Interkommunion, sondern zunächst die Bemühung um das Verständ- 
nis des Amtes und, wenn darüber Klarheit erwächst, die gegenseitige Anerkennung der 
Ämter betreffen. 

Noch viele Schritte sind auf dem weiten und notvollen Weg der Wiedervereinigung 
der Christenheit zu tun. Der Gehorsam Christi nötigt dazu, diese Schritte zu wagen. 
Die Wahrheit und Liebe Christi aber verpflichten, den sicheren Boden verantwortlicher 
Glaubensentscheidung unter den Füßen zu halten. Nur das hilft weiter. Am Ende des 
Weges aber, so hoffen und glauben wir im Bekenntnis zur Wirksamkeit des heiligen 
Geistes, steht die Gemeinschaft des einen Leibes Christi, die Einheit der Familie Got- 
tes, in der es durchaus die Unterschiedenheit von Geschwistern, aber gerade in deren 
Verschiedenheit eine um so bereicherndere und belebendere Fülle der Gemeinschaft gibt. 


Die Landessynode faßte dazu folgende Entschließungen: 


ZUR EVANGELISCH-KATHOLISCHEN KOOPERATION 


Die Landessynode bittet die Kirchenleitung, Gespräche mit der römisch-katholischen 
Kirche fortzusetzen und daran auch die Freikirchen zu beteiligen. Sie sollten einerseits 
im Zusammenhang der Gespräche stehen, die auch vom Ökumenischen Rat der Kirchen, 
dem Lutherischen und Reformierten Weltbund geführt werden. Sie sollten andererseits 
der Tatsache Rechnung tragen, daß von vielen verantwortungsbewußten Christen in un- 
serem Land eine umfassende Gemeinschaft des Glaubens und der Liebe gewünscht und 
praktisch gelebt wird und daß dieses Faktum bereits über überkommende Konfessions- 
unterschiede hinausgeführt hat. 

Die Landessynode bittet die Kirchenleitung, Absprachen mit der römisch-katholischen 
Kirche auf dem Gebiet der Diakonie, der Bildungsarbeit und der Öffentlichkeitsarbeit 
zum Zwecke der Zusammenarbeit zu treffen. 


ZUM GEBRAUCH DES WORTES „ÖKUMENISCH“ 


Inwieweit ist es tunlich, den Begriff „Ökumene“ auf das Verhältnis zur römisch-katholi- 
schen Kirche bereits jetzt anzuwenden? 
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Der Begriff „Ökumene“ bezeichnet seit den Anfängen der ökumenischen Bewegung das 
aus dem Wissen um den gemeinsamen Ursprung in Christus erwachsene Bemühen um Ge- 
meinschaft und Einheit aller Kirchen in der ganzen Welt, ‚die unseren Herrn Jesus Chri- 
stus als Gott und Heiland bekennen“. Daß die römisch-katholische Kirche sich lange Zeit 
von diesem Bemühen distanzierte und die ökumenische Bewegung in Verlautbarungen ihres 
Lehramtes sogar verurteilte — am entschiedensten in der Enzyklia „‚Mortalium animos“ 
im Jahre 1928 —, war für die übrige Christenheit immer eine schmerzliche Erfahrung. 

Im Zweiten Vatikanischen Konzil hat die römisch-katholische Kirche ihr Verhältnis zu 
den anderen Kirchen revidiert. Das Ökumenismus-Dekret z.B. nennt die Ökumenische 
Bewegung eine „unter der Einwirkung der Gnade des Heiligen Geistes ... sich ausbreiten- 
de Bewegung zur Wiederherstellung der Einheit aller Christen“ (1,2). Es spricht ausdrück- 
lich von den „Sünden gegen die Einheit“, und in einem Schuldbekenntnis werden in die- 
sem Zusammenhang ‚Gott und die getrennten Brüder um Verzeihung‘* gebeten (7,2). 

Wir begrüßen — auch im Wissen um eigene Schuld — die ökumenische Neuorientierung, 
an der auch die römisch-katholische Kirche teilnimmt. Sie hat bereits zur Zusammenarbeit 
in verschiedenen Arbeitsgruppen des Weltkirchenrates geführt. Auch für den Bereich unse- 
rer Landeskirche stellen wir fest, daß die Konzilsbeschlüsse wesentlich dazu beigetragen 
haben, die getrennten Christen, Gemeinden und Kirchen einander näher zu bringen. 

Der Begriff „Ökumene“ sollte nicht institutionalistisch eingeengt und den Mitgliedern 
des Weltkirchenrates vorbehalten werden. Wir sollten vielmehr bedenken, daß ökumeni- 
sche Besinnung immer den „Charakter der Versöhnung“ hat und die Versöhnungsbereit- 
schaft unter allen getrennten Christen und Kirchen mit einschließt. Wenn deshalb die rö- 
misch-katholische Kirche heute ihren Wunsch nach gegenseitiger Vergebung der Schuld 
unter den getrennten Kirchen so deutlich zum Ausdruck bringt, dann sollten auch wir 
die Versöhnung suchen und keine Bedenken haben, den Begriff „Ökumene“ auf unser 
Verhältnis zu dieser Kirche anzuwenden. 


Als Modelle konkreter evangelisch-katholischer Kooperation auf übergemeindli- 
cher Ebene sind — in der zeitlichen Reihenfolge ihrer Bekanntgabe geordnet — 
der Erwähnung wert: 

a) Das 


WORT 


der Deutschen Bischofskonferenz und des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland 
zur Zusammenarbeit in der Seelsorge an konfessionsverschiedenen Ehen 


Vom 18. Januar 1971 


Ehe und Familie stehen heute in unserer Gesellschaft unter großen Belastungen. Jeder, der 
die fortschreitende Tendenz zu ihrer Aushöhlung beobachtet, muß tief beunruhigt sein. 
Vieles von dem, was da im Namen der Freiheit gefordert wird, erweist sich im Grunde als 
Verachtung von Treue und Glauben und als Sieg des Egoismus. 

Für eine erfüllte Ehe ist die gemeinsame Glaubensüberzeugung der Eheleute ein beson- 
ders tragfähiges Fundament. Die Kirchen dürfen darum nicht müde werden, alle, die sich 
auf die Ehe vorbereiten, auf dieses tiefste Fundament menschlicher Gemeinsamkeit hin- 
zuweisen. Voneinander abweichende Glaubensüberzeugungen erschweren die volle Einheit 
und Lebensgemeinschaft der Ehegatten, ihre Teilnahme am Gottesdienst und am Leben 
ihrer Gemeinde sowie die Wahrnehmung ihrer gemeinsamen Verantwortung in der Kinder- 
erziehung. Darum tritt die evangelische wie die katholische Kirche für die bekenntnisglei- 
che Ehe ein. 

Es kann nicht übersehen werden, daß die Zahl der konfessionsverschiedenen Ehen in den 
letzten Jahren bei uns stark zugenommen hat. Deshalb sind neue seelsorgerliche Überlegun- 
gen notwendig. i j j 

Diese Überlegungen ergeben sich auch daraus, daß in jüngster Zeit bei evangelischen wie 
katholischen Christen ein stärkeres ökumenisches Bewußtsein aufgebrochen ist. Das Su- 
chen nach der Einheit der Christen war selten so stark wie heute. 
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Gerade Partner in konfessionsverschiedenen Ehen tragen oft besonders schwer an der 
fortbestehenden Kirchentrennung und erwarten darum von beiden Kirchen seelsorgerliche 
Hilfe. 

Die am 1. Oktober 1970 in der gesamten katholischen Kirche in Kraft getretenen neu- 
en Bestimmungen für die konfessionsverschiedenen Ehen wollen solche Hilfen ermöglichen. 
Die Deutsche Bischofskonferenz hat inzwischen die notwendigen Ausführung sbestimmun- 
gen erlassen. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat diese Änderungen des 
Mischehentechtes begrüßt und alle Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland 
gebeten, ihre Lebensordnungen, Gesetze und Richtlinien zu überprüfen und alle Regelun- 
gen aufzuheben, die einen evangelischen Christen, der sich katholisch trauen läßt und einer 
katholischen Kindererziehung zustimmt, benachteiligen. 

Freilich kann durch solche rechtliche Neuordnung nur ein Teil der anstehenden Proble- 
me gelöst werden. Deshalb sind neue Ansätze und Überlegungen zur Frage einer Zusam- 
menarbeit in der Seelsorge an konfessionsverschiedenen Ehen notwendig. 


1. Die gegenwärtige Situation 


Die gegenwärtige Situation ist gekennzeichnet durch ein wachsendes Verlangen nach öku- 
menischer Zusammenarbeit in den Gemeinden und vor allem in den konfessionsverschiede- 
nen Ehen. Die Möglichkeit ökumenischer Zusammenarbeit wird jedoch gefährdet, einer- 
seits durch immer noch vorhandene Vorurteile gegenüber der anderen Kirche, andererseits 
durch einen schwärmerischen Ökumenismus, der die vorhandenen Unterschiede zwischen 
den Kirchen zu überspielen sucht und auf eine „Dritte Konfession“ hin tendiert. Vor al- 
lem aber ist die ökumenische Zusammenarbeit durch einen Indifferentismus gefährdet, 
den nicht selten konfessionsverschiedene Paare dadurch praktizieren, daß sie sich gegen- 
über kirchlichem Leben gleichgültig verhalten. 


2. Voraussetzungen einer Zusammenarbeit in der Seelsorge an 
konfessionsverschiedenen Ehen 


Eine Zusammenarbeit evangelischer und katholischer Seelsorger an den konfessionsver- 
schiedenen Ehen wird von beiden Kirchen begrüßt und gefördert. Sie soll sich nicht nur 
auf amtliche Kontakte der Seelsorger beschränken, z.B. bei der Eintragung der erfolgten 
Eheschließung bzw. Trauung in die Kirchenbücher oder auf die gelegentliche Mitwirkung 
bei der kirchlichen Trauung, sondern sie soll sich vor allem auch auf die Seelsorge nach 
der Trauung erstrecken. 

Eine solche Zusammenarbeit setzt voraus, daß jeder Seelsorger das Gewissen beider Ehe- 
partner respektiert und daß jeder den Geistlichen der anderen Kirche in seiner Bindung an 
die Lehre und die Praxis seiner Kirche achtet; denn wenn wir auch glauben, daß Chri- 
stus nur eine Kirche gestiftet hat und daß die ganze Christenheit im Gehorsam gegenüber 
ihrem Herrn diese eine Kirche, deren Haupt Christus ist, verwirklichen soll, so können wir 
doch nicht darüber hinwegsehen, daß die Christen verschiedener Konfessionen im Glauben 
noch nicht eins sind. Dieser Tatsache muß heute jede Art von ökumenischer Zusammen- 
arbeit Rechnung tragen. 


3. Möglichkeiten zur Zusammenarbeit in der Seelsorge 


a) Ein erster Schritt müßte das Gespräch zwischen den evangelischen und katholischen 
Seelsorgern eines Bezirkes sein. Dabei soll eine umfassende gegenseitige Information erfol- 
gen über das Verständnis der Ehe, die eherechtlichen Bestimmungen und die Praxis des 
religiösen Lebens der anderen Kirche. In diesen Gesprächen sollte auch klargestellt werden, 
daß die gemeinsame Teilnahme am Abendmahl bzw. an der Eucharistie nicht der geeignete 
Weg ist, um die Kluft der Konfessionsverschiedenheit zu überbrücken. 

b) Die Seelsorger beider Kirchen sollen eine Form der Zusammenarbeit in der Seelsorge 
an konfessionsverschiedenen Ehen entwickeln, die von beiden Seiten uneingeschränkt be- 
jaht werden kann. Dabei darf weder der Verdacht aufkommen, man wolle sich gegenseitig 
Mitglieder abwerben, noch darf bei den konfessionsverschiedenen Paaren der Eindruck ent- 
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stehen, als sei ein Partner von seiner Kirche aufgegeben und stillschweigend der anderen 
Kirche überlassen worden. Eine von der Deutschen Bischofskonferenz und vom Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland gebildete Kommission wird dazu Vorschläge erarbeiten. 

c) Vor der Trauung eines konfessionsverschiedenen Paares sollen die zuständigen Seel- 
sorger beider Kirchen miteinander Fühlung aufnehmen, um die konkreten Schritte zu be- 
sprechen. Gegebenenfalls sollen sie sich über eine Zusammenlegung von Brautunterricht 
und Traugespräch sowie über eine etwaige Mitwirkung bei der kirchlichen Trauung ver- 
ständigen. 

d) Nach erfolgter Trauung sollen die Seelsorger mit den konfessionsverschiedenen Paa- 
ren bzw. Familien in Verbindung bleiben und dabei Ratschläge geben für die Glaubens- 
praxis im Ehe- und Familienleben (Gebet, Teilnahme am Gottesdienst u.a.). Beide Seel- 
sorger sollen auch gelegentlich die konfessionsverschiedenen Paare am Ort zu Gesprächen 
einladen, in denen sie gemeinsam Glaubensfragen und Fragen des religiösen Lebens be- 
sprechen. Auch dazu wird die genannte Kommission Vorschläge erarbeiten. 

Wir hoffen, daß solche gemeinsamen Bemühungen der evangelischen und katholischen 
Seelsorger den bekenntnisverschiedenen Paaren zum Segen gereichen. 


München, den 18. Januar 1971 
Der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz Der Vorsitzende des Rates der 


Julius Kardinal Döpfner Evangelischen Kirche in Deutschland 
D. Dietzfelbinger 


b) Das Wort zur Lage des Landvolkes, das am 28. Januar 1971 veröffentlicht 
wurde und die Unterschriften der im Lande Nordrhein-Westfalen amtierenden 
leitenden Geistlichen beider Kirchen trägt: 


Vor kurzer Zeit ist das Ergebnis einer Untersuchung der Landwirtschaftskammern West- 
falen-Lippe und Rheinland über die sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse in der Land- 
wirtschaft Nordrhein-Westfalens bekanntgeworden. 

Danach ergibt sich, daß zur Zeit nur in etwa 25 Prozent aller landwirtschaftlichen Be- 
triebe in Nordrhein-Westfalen ein befriedigendes Einkommen erzielt wird, mit dem der 
Unterhalt der Familie und die zeitgerechte Bewirtschaftung des Hofes gesichert werden 
kann. 

In 56 Prozent aller hauptberuflich bewirtschafteten Betriebe ist das nicht der Fall, so 
daß deren Inhaber zu der Überlegung gezwungen sind, entweder die Landwirtschaft neben- 
beruflich auszuüben, einen anderen Beruf zu wählen oder zu versuchen, Umfang und Ren- 
tabilität des Hofes entscheidend zu verbessern. Alle Alternativen sind mit einer Fülle so- 
zialer und wirtschaftlicher Probleme verbunden. 

Sosehr sich die Betroffenen bisher selbst bemüht haben, ihre Situation zu verbessern, so 
unentbehrlich war in der Vergangenheit und ist auch in Zukunft eine Hilfe, die den not- 
wendigen Strukturwandel fördert und ihn menschenwürdig gestaltet und der den auch 
künftig in der Landwirtschaft tätigen Menschen die Teilnahme an der allgemeinen Wohl- 
standsentwicklung ermöglicht. 

Schon Papst Johannes XXIII. hat angesichts der Probleme der Landbevölkerung in aller 
Welt darauf hingewiesen, daß alle wirtschaftlichen Anstrengungen ihren Sinn erst dadurch 
erhalten, daß mit der Wohlstandssteigerung „zugleich ein sozialer Fortschritt verbunden 
ist und die Wohlstandssteigerung somit allen Bürgern zugute kommt‘ (Mater et Magistra). 

In gleichem Sinne hat sich die EKD im Jahre 1965 in ihrer Denkschrift zur Neuordnung 
der Landwirtschaft geäußert: 

„Es gilt auch heute unter den veränderten Verhältnissen einer technischen Welt, neue 
Möglichkeiten des Menschseins zu eröffnen und im weitesten Sinne für das Gedeihen un- 
seres Landes zu wirken.‘“ 

Die katholischen Bischöfe von Nordrhein-Westfalen, die Präsides der rheinischen und 
westfälischen Landeskirchen und der Landessuperintendent der Lippischen Landeskirche 
sehen sich heute veranlaßt, diese Mahnungen zu wiederholen und die Verantwortlichen 
zu bitten, mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln die eigenen Anstrengungen des Land- 
volks zu unterstützen. 
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Wir wehren uns genausowenig wie der große Teil der Betroffenen und ihre verantwor- 
tungsbewußten Sprecher gegen Veränderungen, die hier wie in anderen Bereichen mit dem 
technischen und wirtschaftlichen Fortschritt unlösbar verbunden sind, ja diesen nicht sel- 
ten erst möglich machen. 

Wir wehren uns aber ganz entschieden gegen Entwicklungen, die von den Betroffenen 
aus wirtschaftlicher und sozialer Bedrängnis vollzogen werden müssen und bei denen die 
Menschen Schaden leiden. 

Deshalb bitten wir alle politisch Verantwortlichen in Bund, Land und Gemeinden: 

Der sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Entwicklung der ländlichen Zonen erhöhte 
Anstrengungen zu widmen, damit sich auch die Landbevölkerung am allgemeinen Fortschritt 
beteiligen kann. Dabei gilt es besonders, den wirtschaftlich, verkehrsmäßig, in der Sozial- 
und Einkommensstruktur unterentwickelten ländlichen Problemgebieten mit Sofortmaß- 
nahmen zu helfen, damit die sozialen Ungerechtigkeiten innerhalb des ländlichen Raumes 
abgebaut werden. Den aus ihrem Beruf ausscheidenden Landwirten müssen mehr als bisher 
berufliche Alternativen angeboten werden. 

Wir halten eine Verbesserung der sozialen Sicherung für die im Beruf verbleibenden wie 
für die ausscheidenden Landwirte für notwendig, damit sie wie andere Gruppen beiKrank- 
heit, Erwerbsunfähigkeit und im Alter ausreichend versorgt sind. 

Wir meinen, den Anspruch der Bauern unterstützen zu müssen, die bei Anwendung zeit- 
gerechter Wirtschaftsmethoden und unter Einsatz ihrer ganzen Kraft einen gerechten Lohn 
für ihre Mühen verlangen. 

In letzter Zeit sind uns in zahlreichen Gesprächen die andauernden Probleme des Land- 
volkes sehr deutlich gemacht worden. Dabei wurden keineswegs nur Klagen geführt, son- 
dern auch der entschlossene Wille unterstrichen, alle Möglichkeiten der Selbsthilfe und 
der berufsständischen Solidarität auszuschöpfen. 

Allerdings war auch eine gewisse Enttäuschung, gelegentlich sogar eine deutliche Verbit- 
terung darüber zu spüren, daß viele Äußerungen über die Lage des Landvolkes einer sach- 
lichen, vorurteilsfreien Darstellung entbehren. 

Nicht zuletzt aus diesem Grunde bitten wir alle Beteiligten, die notwendigen Gespräche 
und Diskussionen mit der dem Ernst der Probleme angemessenen Sachlichkeit zu führen. 

Wir jedenfalls möchten bei dieser Gelegenheit unsere Achtung vor den Leistungen des 
Landvolkes deutlich aussprechen und seinen Bemühungen unseren Respekt erweisen. 

Wir danken allen, die an der Verbesserung der Lebensverhältnisse der ländlichen Bevöl- 
kerung arbeiten und möchten sie bitten, in ihren Bemühungen nicht nachzulassen. 


Prof. D. Dr. Joachim Beckmann, Präses der evangelischen Kirche im Rheinland 

Dr. Franz Hengsbach, Bischof von Essen 

Joseph Kardinal Höffner, Erzbischof von Köln 

Lorenz Kardinal Jaeger, Erzbischof von Paderborn 

Dr. Johannes Pohlschneider, Bischof von Aachen 

Heinrich Tenhumberg, Bischof von Münster 

D. Hans Thimme, Präses der Evangelischen Kirche von Westfalen 

Oberkonsistorialrat Dr. Fritz Viering, Landessuperintendent der Lippischen Landeskirche 


c) Der gemeinsame Aufruf der Vorsitzenden des Rates der EKD und der Deut- 
schen Bischofskonferenz sowie der Präsidenten der beiden großen Hilfswerke 
vom 13. Juli 1971 


HELFT PAKISTANISCHEN FLÜCHTLINGEN 


Wieder einmal ist die Weltöffentlichkeit aufgeschreckt über das Unglück, das in seinen 
Ausmaßen den üblichen Katastrophenumfang weit überschreitet und zu einer Bedrohung 
für ein ganzes Volk werden kann: Das Massenelend der Flüchtlinge aus Pakistan. 

Die Einzelheiten darüber sind aus der Presse bekannt. Eine Sturmflut von seltener Ge- 
walttätigkeit, angestauter Unmut über wirtschaftliche Misere, politische Aktionen und zu- 
letzt en Cholera-Epidemie haben viele Millionen Menschen in eine ausweglose Situation 
getrieben. 
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Die für die Tragödie Verantwortlichen können nicht aus ihrer Verantwortung entlassen 
werden. Wir fordern sie auf, alles in ihrer Macht stehende zu tun, damit das entsetzliche 
Leiden der Flüchtlinge so schnell wie möglich beendet wird. 

Aber auch wir selbst sind angesprochen. Das Millionenvolk der Flüchtlinge ist ohne 
schnelle und wirksame Hilfe von außen buchstäblich an Leib und Leben gefährdet. Und 
wenn schon die gebotene menschliche Solidarität unter den Völkern zu dieser Hilfe drängt, 
dann sollten die Christen damit ernst machen, daß sie mit diesen gehetzten Vätern, Müt- 
tern und Kindern aus Pakistan einen gemeinsamen Vater haben. Dieses Glaubenszeugnis 
sind wir unseren Mitmenschen schuldig, ganz gleich, ob sie Christen oder Nichtchristen sind. 

Die Caritas und das Diakonische Werk helfen den Flüchtlingen aus Pakistan schon seit 
April. Sie wollen alles tun, was in ihren Kräften steht, um das unbeschreibliche Elend zu 
lindern. Diese schwierigen Aufgaben sind nur zu erfüllen, wenn alle Christen solidarisch 
hinter ihnen stehen und ihre Hilfsaktionen unterstützen. Darum bitten wir Sie herzlich 
und eindringlich um Ihr Opfer für die Flüchtlinge aus Pakistan. 


Landesbischof D. Hermann Dietzfelbinger Julius Kardinal Döpfner 
Vorsitzender des Rates der Evangelischen Vorsitzender der Deutschen 
Kirche in Deutschland Bischofskonferenz 

Dr. Theodor Schober Dr. Georg Hüssler 
Präsident Präsident 

Diakonisches Werk Deutscher Caritasverband 


d) Die von der „‚Arbeitsgemeinschaft für liturgische Texte der Kirchen im deut- 
schen Sprachgebiet“ (ALT) — an der Arbeit sind katholische, Iutherische und 
reformierte Theologen aus der BRD, der DDR, Österreich, der Schweiz, dem 
Elsaß und Luxemburg beteiligt —, erstellten neuen deutschen Übersetzungen des 
Apostolikums, des Nizänums und der gottesdienstlichen Texte (Ordinarien): 


DAS APOSTOLISCHE GLAUBENSBEKENNTNIS 


(Endgültiger Entwurf) 


Ich glaube an Gott, 

den Vater, den Allmächtigen, 

den Schöpfer des Himmels und der Erde, 

und an Jesus Christus, 

seinen eingeborenen Sohn, unsern Herrn, 

empfangen durch den Heiligen Geist, 

geboren von der Jungfrau Maria, 

gelitten unter Pontius Pilatus, 

gekreuzigt, gestorben und begraben, 

hinabgestiegen in das Reich des Todes, 

am dritten Tage auferstanden von den Toten, 

aufgefahren in den Himmel; 

er.sitzt zur Rechten Gottes, des allmächtigen Vaters; 

von dort wird er kommen, zu richten die Lebenden und die Toten. 
Ich glaube an den Heiligen Geist, 

die heilige katholische / christliche / allgemeine christliche"? Kirche, 
Gemeinschaft der Heiligen, 

Vergebung der Sünden, 

Auferstehung der Toten 

und das ewige Leben. Amen. 


ED den jed pn je Jh fe jun fh Jen hand 
Sovo“aau BJuUuDH-OoVos)au BB WwN- 


12. Jede Kirche legt die für ihren Bereich geltende Fassung fest. 
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DAS NICAENO-KONSTANTINOPOLITANISCHE GLAUBENSBEKENNTNIS 


Wir glauben an den einen Gott, den Vater, den Allmächtigen, 

der alles geschaffen hat, Himmel und Erde, 

die sichtbare und die unsichtbare Welt. 

Und an den einen Herrn Jesus Christus, 

Gottes eingeborenen Sohn, 

aus dem Vater geboren vor aller Zeit: 

Gott von Gott, Licht vom Licht, wahrer Gott vom wahren Gott, 
gezeugt, nicht geschaffen, eines Wesens mit dem Vater; 

durch ihn ist alles geschaffen. 

Für uns Menschen und zu unserm Heil ist er vom Himmel gekommen, 
hat Fleisch angenommen durch den Heiligen Geist von der Jungfrau Maria 
und ist Mensch geworden. 

Er wurde für uns gekreuzigt unter Pontius Pilatus, 

hat gelitten und ist begraben worden, 

ist am dritten Tage auferstanden nach der Schrift 

und aufgefahren in den Himmel. 

Er sitzt zur Rechten des Vaters 

und wird wiederkommen in Herrlichkeit, 

zu richten die Lebenden und die Toten; 

seiner Herrschaft wird kein Ende sein. 

Wir glauben an den Heiligen Geist, der Herr ist und lebendig macht, 
der aus dem Vater und dem Sohn!? hervorgeht, 

der mit dem Vater und dem Sohn angebetet und verherrlicht wird, 
der gesprochen hat durch die Propheten, 

und die eine, heilige, katholische / christliche / allgemeine'* und apostolische Kirche. 
Wir bekennen die eine Taufe zur Vergebung der Sünden. 

Wir erwarten die Auferstehung der Toten 

und das Leben der kommenden Welt. Amen. 


ORDINARIUMS-TEXTE 
GLORIA IN EXCELSIS 


Gott in der Höhe Ehre (oder: Ehre sei Gott in der Höhe) 
und Friede auf Erden den Menschen seiner Gnade. 
Wir loben dich, 

wir preisen dich, 

wir beten dich an, 

wir rühmen dich und danken dir, 

denn groß ist deine Herrlichkeit: 

Herr und Gott, König des Himmels, 

Gott und Vater, Herrscher über das All, 

Herr, eingeborener Sohn, Jesus Christus. 

Herr und Gott, Lamm Gottes, Sohn des Vaters, 
du nimmst hinweg die Sünde der Welt: 

erbarme dich unser; 

du nimmst hinweg die Sünde der Welt: 

nimm an unser Gebet; 

du sitzest zur Rechten des Vaters: 

erbarme dich unser. 


13. Die Kirchen, bei denen das Nicaenum die Worte „und dem Sohn“ nicht enthält 
bleiben bei ihrer Fassung. 
14. Jede Kirche legt die für ihren Bereich geltende Fassung fest. 


’ 
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Denn du allein bist der Heilige, 

du allein der Herr, 

du allein der Höchste: 

Jesus Christus, 

mit dem Heiligen Geist, 

zur Ehre Gottes des Vaters. Amen. 


AGNUS DEI 


Lamm Gottes, 

du nimmst hinweg die Sünde der Welt: 
erbarme dich unser. 

Lamm Gottes, 

du nimmst hinweg die Sünde der Welt: 
erbarme dich unser. 


Lamm Gottes, 
du nimmst hinweg die Sünde der Welt: 
gib uns deinen Frieden. 


SANCTUS 

Heilig, heilig, heilig 

Gott, Herr aller Mächte und Gewalten. 

Erfüllt sind Himmel und Erde 

von deiner Herrlichkeit. 

Hosanna in der Höhe. 

Hochgelobt sei, der da kommt im Namen des Herrn. 
Hosanna in der Höhe. 


GLORIA PATRI 


Ehre sei dem Vater und dem Sohn 

und dem Heiligen Geist, 

wie im Anfang, so auch jetzt und alle Zeit 
und in Ewigkeit. Amen. 


Die Deutsche Bischofskonferenz stimmte den gemeinsam erarbeiteten Texten auf 
ihrer Frühjahrstagung Anfang März 1971 zu. Der Rat und die Kirchenkonferenz 
befaßten sich wiederholt mit der Formulierung des Apostolischen Glaubensbe- 
kenntnisses, da dieses im evangelischen Gottesdienst seinen festen Platz hat. 

Als Beschluß des Rates und der Kirchenkonferenz wurde den Gliedkirchen mit- 
geteilt: 


Rat und Kirchenkonferenz der EKD empfehlen den Gliedkirchen, das Apostolicum in der 
gemeinsamen Fassung zur Erprobung in den Gemeinden freizugeben. In ökumenischen 
Gottesdiensten sollte die gemeinsame Fassung verwendet werden. Die Gliedkirchen wer- 
den gebeten, zu einem späteren Zeitpunkt über die Approbation des Textes zu entscheiden. 

Rat und Kirchenkonferenz empfehlen denjenigen Gliedkirchen, die das Nicaenum und 
die Ordinariumsstücke oder einen dieser Texte im Gottesdienst verwenden, zu prüfen, ob 
sie die gemeinsame Fassung übernehmen wollen; auch dazu dürfte eine vorherige Freigabe 
zur Erprobung erforderlich sein. 

Aufgrund eines Vorschlages der Ev.-luth. Kirche im Hamburg. Staat, sich im evangelischen 
Bereich in Zeile 16 des Apostolicums auf eine Fassung zu einigen, haben Rat und Kirchen- 
konferenz die Lutherische Liturgische Konferenz gebeten, zunächst einmal die Gründe dar- 
zulegen, die für und gegen „allgemeine christliche‘ und „christliche“ Kirche sprechen, um 
später ggf. zu einer Einigung im ev. Bereich zu kommen. 

Bezüglich des Gloria in excelsis hat sich die Kath. Kirche auch für die bei uns übliche Fas- 
sung „Ehre sei Gott in der Höhe“ entschieden. Rat und Kirchenkonferenz haben dazu 
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keine ausdrückliche Empfehlung ausgesprochen, da anzunehmen ist, daß keine Gliedkir- 
che an dieser Stelle eine Änderung der seitherigen Fassung vornehmen möchte. Die Alter- 
nativ-Fassung „‚Gott in der Höhe Ehre“ wurde mit Rücksicht auf die exegetischen Beden- 
ken gegen eine konjunktivische Aussage vorgeschlagen. 


Besondere Schwierigkeiten bereitete im evangelischen Raum naturgemäß die zur 
Wahl gestellte Formulierung in Zeile 16 des Apostolicums: „die heilige katholi- 
sche / christliche / allgemeine christliche Kirche“. Während für die katholische 
Kirche eine einmütige Entscheidung leicht war, ergaben sich auf evangelischer 
Seite Meinungsunterschiede: 14 Mitglieder der Kirchenkonferenz sprachen sich 
für die Fassung „die heilige christliche Kirche“ aus, für die Fassung „die heili- 
ge allgemeine christliche Kirche‘ 2 Mitglieder und das Moderamen des Refor- 
mierten Bundes. Eine Einigung auf eine in allen Gliedkirchen einheitliche For- 
mulierung erfolgte im Berichtsjahr noch nicht. Aufgrund der Empfehlungen 
von Rat und Kirchenkonferenz haben einige Gliedkirchen den gemeinsamen 
Text des Apostolischen Glaubensbekenntnisses eingeführt. 


e) Auf dem Felde der Entwicklungshilfe besteht eine vielfältige Zusammenar- 
beit zwischen der evangelischen Arbeitsgemeinschaft „Kirchlicher Entwicklungs- 
dienst“ und dem katholischen Arbeitskreis „Entwicklung — Frieden“. Für lang- 
fristige gemeinsame Arbeitsvorhaben wurden als Schwerpunkte abgesprochen: 
Erziehung zur Entwicklungsverantwortung und ohne systematische Problem- 
diskussion zu besonders relevanten Fragen des kirchlichen Entwicklungsbeitrags, 
z.B. Mikrostudien zu der Frage der Partizipation marginaler Gruppen an poli- 
tischen und wirtschaftlichen Entscheidungsprozessen oder zum Gewaltproblem. 
Auch sind gemeinsame Stellungnahmen aus akutem Anlaß vorgesehen, z.B. zu 
der 3. Konferenz der UNO für Handel und Entwicklung (Unctad III) im Jahre 
1972. 


f) Ein nicht unbedingt geglücktes Modell evangelisch-katholischer Kooperation 
ist der an anderer Stelle dieses Berichts wiedergegebene, von einem evangelisch- 
katholischen Autorenkreis erarbeitete, mit einem von dem Vorsitzenden des 
Rates der EKD Landesbischof D. Dietzfelbinger und der Deutschen Bischofs- 
konferenz Kardinal Döpfner um die Jahreswende 1970/71 veröffentlichte Bei- 
trag „‚zur Öffentlichen Diskussion über die Reform des Eherechts und des Straf- 
rechts“, unter dem Titel: „Das Gesetz des Staates und die sittliche Ordnung“. 


7. DER BEITRAG DER KIRCHE ZU FRAGEN DES POLITISCHEN UND 
GESELLSCHAFTLICHEN LEBENS" 


a) Grundsätzliche Anfragen und Überlegungen zum politischen und 
gesellschaftlichen Engagement der Kirche 


Am 23. März 1971 richtete der Leitende Bischof der Vereinigten Evangelisch- 
Lutherischen Kirche Deutschlands D. Wölber namens der Bischofskonferenz 

15. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1966, S. 167ff.; 1967, S. 95ff.; 1968, S. I6ff.; 1969, S. 67fF.; 
1970, S. 117£f. 
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der VELKD an den Vorsitzenden des Rates der EKD die Anregung, angesichts 
der zunehmenden Polarisierung in der EKD in politischen und ethischen Fragen 
eine Klausurtagung der EKD-Synode abzuhalten und diese mit der Frage zu 
befassen: „Was bedeutet das Evangelium für die Gemeinschaft der Kirchen und 
Gemeinden angesichts der Tatsache, daß Christen politisch und ethisch unter- 
schiedlich urteilen?“ 

In seinem der in Osnabrück im Oktober 1971 tagenden Generalsynode er- 
statteten „Jahresbericht 1970/71“ begründete und erläuterte Bischof D. Wölber 
die Initiative der Bischofskonferenz: 


Der unbefriedigende, gepreßte Verlauf der Spandauer Synode, jene Wortsignale des Rats- 
vorsitzenden, die uns alle umtreibende Einheitsthematik und die immerwährende Polari- 
sierung und Überforderung in politischen Fragen sind wahrlich Anlaß genug, unter Chri- 
stenbrüdern zu sagen, wir sollten uns einmal aussprechen und zwar ohne den Druck, nach- 
her Erklärungen abgeben zu müssen. Wir sollten uns überlegen, daß wir trotz der politi- 
schen Spannung doch unter dem Evangelium zusammengehören. Dies müßte auch etwas 
ausmachen für die Art, wie wir miteinander umgehen. Heute wirken leider die politischen 
Dinge stärker trennend und verbindend als die Glaubensdinge. Aber was ist das für ein 
Zustand? Auch ist es doch immer so, daß man weiterkommt, wenn man hinter den Ar- 
gumenten in Ruhe auf die Motive des Anderen hört. Dann ist es leichter, alles zum Be- 
sten zu kehren. Und ist schließlich die Hoffnung auf eine geistliche Erfahrung, auf das 
gemeinsame Gebet über unseren Nöten und auf den Rat, den wir empfangen, wenn wir 
bei solchen Anlässen fleißig auf das Wort Gottes hören, schon etwas Außergewöhnliches? 

Ich hoffe, es ist kein Schade für den weiteren Weg, daß man sich nicht einmal richtig 
ausgesprochen hat. Der Vorschlag der Bischofskonferenz und auch der Kirchenleitung 
wurde mit verschiedenen Motiven zunächst abgewiesen. Das Programm für die nächste 
Synode lag fest. Daran konnte man in unseren Zeiten nicht rütteln. Die Prioritäten lie- 
gen heute anders. Vor allem aber hieß es ... daß erst die dogmatischen Einheitsversuche 
vorgelegt werden sollten. Diese sind außergewöhnlich wichtig, aber sie sind eine andere 
Sache. Ich meine schon, unser Appell wurde nicht verstanden. 


Auf der Tagung der EKD-Synode in Berlin vom 7. bis 12. November 1971 
spielte die Frage des politischen und gesellschaftlichen Engagements der Kirche 
eine erhebliche Rolle. Die Synode nahm dazu einen Bericht des von ihr einge- 
setzten Ausschusses entgegen: 


ZUM SOZIALETHISCHEN UND POLITISCHEN ENGAGEMENT DER KIRCHEN 


1. Im Bericht des Ratsvorsitzenden ist von falschen Alternativen im Umgang der Kirche 
mit der Welt die Rede. Tatsächlich machen diese uns zu schaffen. Hier Reich Gottes — 
dort Veränderung der Welt. Hier Verkündigung — dort revolutionäre Aktion. Hier Gebet — 
dort soziales Engagement und praktische Tat. Diese Gegenüberstellungen werfen falsche 
Fronten auf. Der Dienst der Kirche gründet in der Botschaft von Jesus Christus als dem 
Friedensbringer und Versöhner der Welt. Unter den Prioritäten kirchlichen Dienstes steht 
dies Zeugnis an erster Stelle. 

2. Die Botschaft des Evangeliums aber weist uns an die Welt, will in der Welt bewährt 
und in Taten der Verantwortung und Liebe umgesetzt werden. Die um Wort und Sakra- 
ment gesammelte Gemeinde ist der Ort der Umsetzung der Botschaft in Glaube, Gehorsam 
und dienende Tat. Im Gebet um das kommende Gottesreich gründet das unablässige Be- 
mühen um bessere Gerechtigkeit, Freiheit und Frieden. Dies will unter den Herausforde- 
rungen der Zeit immer wieder neu und besonders bewährt werden. 

3. Im praktischen Vollzug kirchlichen Dienstes in der Welt gibt es Meinungsverschieden- 
heiten und Differenzen. Vom gemeinsamen Grunde des Glaubens her ist der Ermessens- 
bereich politischen Handelns weit gesteckt. Nüchternheit und Sachlichkeit sind geboten. 
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Entideologisierung der Politik und geduldiges Hören auf die Argumente der anderen sind 
Aufgaben christlicher Verantwortung und politischer Vernunft. 

4. Die Vielfalt politischer Entscheidungen ist unübersehbar und geht in vielen Fällen über 
Vermögen und Zuständigkeit einer Synode hinaus. Aber es ist offenkundig, daß politische 
Entscheidungen oft auf Zusammenhänge hinweisen, in denen es um Grundfragen der 
Glaubensverantwortung und des Dienstes am Menschen geht. Respekt vor dem Menschen 
und Anerkennung seiner Freiheit im Rahmen allgemeiner Verantwortung füreinander und 
miteinander nötigt die Kirche zur Einbringung dessen, was Inhalt ihrer Botschaft und Auf- 
trag verantwortlicher Liebe ist. Unsere Gemeinden bedürfen der konsequenten Ermutigung 
zur Beteiligung am politischen Geschehen. 

Aus der Fülle dessen, was alle Menschen bewegt und uns auf christliche Glaubensbesin- 
nung zurückverweist, greifen wir aus dem Bereich der Innen-, Außen- und Weltpolitik drei 
Beispiele heraus. Vielleicht kann an ihnen deutlich werden, wie auch in anderen Bereichen 
christliche Glaubensbesinnung befruchtend auf politisches Handeln einwirken kann. 

a) Eine besondere Aufgabe sind unter den gegebenen Umständen die Probleme der Fa- 
milie. Die Wandlung der Großfamilie zur isolierten Kleinfamilie, die Mobilität der Gesell- 
schaft mit der wachsenden Anonymität und die Kinderfeindlichkeit der Umwelt werfen 
neue Fragen auf und stellen den Gesetzgeber wie die christliche Gemeinde vor neue Auf- 
gaben. Die Hausfrau darf in der Gesetzgebung nicht benachteiligt werden oder bleiben, 
die Familie bedarf auch nachbarschaftlicher und gemeindlicher Hilfen. Dies gilt zugleich 
für die alten Menschen und andere in der Leistungsgesellschaft benachteiligte Gruppen. 
Christliches Verhalten bewährt sich wie in der Zuerkennung von Rechten an die Benach- 
teiligten, so im freien Verzicht auf eigene Ansprüche und persönliche Vorteile. Die Synode 
bittet den Rat, entsprechende Untersuchungen in diesen Bereichen anzustellen und dar- 
über zu berichten. 

b) Im außenpolitischen Bereich hat die Aussicht auf die Normalisierung der politischen 
Beziehungen eine neue Chance für die Aussöhnung mit den östlichen Nachbarn gebracht. 
Die Synode hat sich dazu bereits auf ihrer Februar-Tagung geäußert. Sie bittet jetzt, die 
Gemeinden und kirchlichen Gruppen, Erkenntnis und Bereitschaft zu versöhnendem Han- 
deln aufzubringen. Wir verstehen die Reise unseres Präses Dr. Raiser nach Polen als Zei- 
chen solcher der Versöhnung dienenden Besinnung. Es geht auf beiden Seiten um den Ab- 
bau überkommener Vorurteile, Illusionen und tief eingewurzelter Ressentiments. Die Be- 
währungsprobe dafür ergibt sich auch in der Bereitschaft zur Überschreitung von Grenzen 
in Richtung auf übernationale Gemeinschaft und Solidarität. 

c) Im weltpolitischen Zusammenhang können Christen nicht davon absehen, daß Gott 
Schöpfer und Herr der ganzen Welt und Vater aller Menschen ist. Das nötigt zu welt- 
weiter Gemeinschaft und steht wider politische und ökonomische Isolierungstendenzen, 
durch welche die Reichen ihren Reichtum zu wahren suchen und die armen Völker ärmer 
werden. Mit ihrem Dienst im Entwicklungsbereich will die Kirche zu einer Aufgabe bei- 
tragen, die für alle Menschen und Völker besteht. Hierzu bedarf es des persönlichen En- 
gagements jedes einzelnen sowie der Gewissensschärfung der Öffentlichkeit. Weit entfernt 
von der Fortschrittsideologie einer heilen Welt muß die Kirche um der Liebe willen vor- 
handene Nöte als ihre eigenen auf sich nehmen, Hilfe zur Veränderung unmenschlicher 
Verhältnisse leisten und angesichts von Krieg und Kriegsgefahr für den Frieden wirken. 


Grundsätzliche Überlegungen zur politischen und gesellschaftlichen Verantwor- 
tung der Kirche stellte Präses D. Thimme in seinem der Westfälischen Landes- 
synode am 11. Oktober 1971 erstatteten mündlichen Bericht „Kirche 1971“ an: 


VERANTWORTLICHE GESELLSCHAFT 


Um ihres Auftrages willen, ist sie (scil. die Kirche) mit Botschaft und Dienst an die Ge- 
sellschaft als ganze gewiesen ... Seelsorge und Öffentlichkeitsdienst schließen einander 
nicht aus, sondern gehören unter dem zugleich universalen und personalen Sendungsauf- 
trag unseres Herrn zusammen. Gerade in einer Zeit gesellschaftlichen Umbruchs kann sich 
die Kirche der damit gegebenen Verantwortung nicht entziehen ... 


112 


Dabei muß ein doppeltes Fehlverhalten vermieden bleiben. Die Kirche ist nicht notwen- 
dig und grundsätzlich der Anwalt des Bestehenden und der gestrigen Traditionen. Gerade 
weil sie um die Vergänglichkeit dieser Welt und um die Pilgerschaft des Volkes Gottes 
unter den sich verändernden Verhältnissen dieser Welt weiß, gerade weil sie-unter dem 
Auftrag steht, ihre Gestalt und Botschaft immer neu in die Gegebenheiten der wechseln- 
den Umwelt zu übersetzen, ist sie für Wandlungen offen und bereit, sich am Wandlungs- 
prozeß aktiv zu beteiligen. Andererseits aber steht sie in kritischer Wachsamkeit jedem 
Absolutheitsanspruch solcher Ideologien gegenüber, die unter der Devise des Fortschritts 
und der Weltverbesserung die bestehenden Verhältnisse zunächst einmal zu zerschlagen 
trachten. Auch bezeugt sie gegenüber jedwedem Autonomieanspruch der säkularen Gesell- 
schaft die Souveränität des lebendigen Gottes, die bleibende Gültigkeit des ersten Gebotes 
und die darin gegründete verbindliche Gültigkeit dessen, was im Grundgesetz der Bundes- 
republik das „allgemeine Sittengesetz‘‘ genannt wird. Indem sie in solcher Weise Zeugnis 
und Dienst ausrichtet, reicht ihr Handeln unausweichlich in den politischen Bereich hin- 
ein, ohne freilich die wohlbegründete Zuständigkeits- und Arbeitsteilung der modernen 
Gesellschaft durcheinanderbringen zu wollen. Eine apolitische Kirche wäre ihrem Auftrag 
ebenso untreu wie eine solche, die sich zum Vorspann politischer Interessen und Ambi- 
tionen mißbrauchen ließe. So oft dies gesagt ist, so oft bedarf es angesichts immer neuer 
Versuchung nachdrücklicher Wiederholung. 

Was besagt das Zeugnis der Kirche in und gegenüber einem weltanschaulich neutralen 
säkularen Staatswesen? Zunächst muß die Kirche dafür offen sein, daß Staat und Gesell- 
schaft das kirchliche Zeugnis nicht unmittelbar anerkennen und annehmen, sondern — so 
freilich muß es geschehen und geschieht es anerkanntermaßen bisher auch wirklich — un- 
ter der Voraussetzung der Pluralität der Glaubensäußerungen und Weltanschauungen in 
Freiheit in den Prozeß der öffentlichen Meinungsbildung einbeziehen. Dies nötigt die Kir- 
che um so mehr dazu, ihre Botschaft abgewogen, sachverständig, unter Beschränkung auf 
den eigenen Zuständigkeitsbereich und auf das um der Wahrheit und Liebe willen Not- 
wendige auszurichten. Überall aber, wo es um Grundbezüge christlichen Glaubens und 
sittlicher Verantwortung geht, wo im Hören auf Gottes Gesetz und Evangelium konkret 
im Aktualitätsbereich praktischer Entscheidung Zeugnis abgelegt werden muß, darf die 
Kirche nicht schweigen. Ich nenne einige Bereiche, innerhalb derer der Beitrag der Kirche 
zur Zeit von erheblicher Tragweite ist und nicht etwa nur um kirchlicher Selbstbestätigung 
willen, sondern um der Erhaltung der freiheitlichen Gesellschaft willen ausgesprochen 
werden muß. | 

Der erste Punkt betrifft das Verhältnis von Autorität und Freiheit. Im Jahre des 450jäh- 
rigen Gedenkens an den Reichstag zu Worms sollte nicht umsonst daran erinnert werden, 
daß die in der Reformation neuentdeckte Freiheit eines Christenmenschen und die Uner- 
schrockenheit des nur dem Gewissen verpflichteten Bekennermutes eine geschichtliche 
Grundlage für die Entdeckung der politischen Freiheiten und die Proklamation der Men- 
schenrechte ist. Daß die Kirche Hüterin und Zuflucht der Freiheit sein kann, hat sich in 
Zeiten totalitärer Systeme bewiesen und verpflichtet dazu, auch unter weniger dramati- 
schen, aber nicht weniger problematischen Verhältnissen dafür einzustehen. Vom Zentrum 
ihrer Botschaft her hat die Kirche einen Beitrag zur Freiheitlichkeit der Gesellschaft zu 
leisten. Daß aber Freiheit nicht Willkür ist und nicht in Libertinage entarten darf, daß 
Freiheit und gültige Autorität einander nicht ausschließen, daß die Grenze der Freiheit in 
der Freiheit des anderen, darüber hinaus aber in Gottes Willen besteht, daß also die Frei- 
heit ihr Bezugsverhältnis horizontal in der gesellschaftlichen Einordnung des einzelnen und 
vertikal in der Bezogenheit auf die Wirklichkeit und den Willen Gottes hat, dies zu bezeu- 
gen ist der Kirche auch auf die Gefahr möglicher Mißverständnisse hin verbindlich aufgetra- 

en. 

2 Als ich im Rahmen unserer Polizeiseelsorge aus Anlaß der Vereidigung von Polizeiein- 
heiten dies auszusprechen versuchte, wurde mir deutlich, wie wichtig und wie wenig selbst- 
verständlich ein Wort zum rechten Verständnis der Autorität in der heutigen freiheitli- 
chen Gesellschaft ist und wie sehr es dieser Aussage nicht nur in diesem, sondern in allen 
anderen Berufs- und Lebensbereichen bedarf. Gerade diejenigen, denen in der freiheitli- 
chen Gesellschaft, in welcher zeitlichen Begrenzung und unter welchen gesellschaftlich not- 
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wendigen Kontrollen auch immer, Ämter der Leitung, der Verwaltung und der Rechtspre- 
chung übertragen sind, sollen wissen, daß die Autorität und unersetzliche Vollmacht ihres 
Amtes daher rührt, daß sie je an ihrem Ort in der Verantwortung vor Gott und der Beauf- 
tragung durch Gott ihren Dienst wahrnehmen. Die Kirche bezeugt das nicht zuletzt in der 
Fürbitte ihrer Gottesdienste. 

Dabei ist die Kirche nicht auf die eine oder die andere besondere Staatsform festgelegt. 
Die Zuordnung der evangelischen Kirche zu den je verschiedenen Staats- und Gesellschafts- 
formen in der Bundesrepublik und in der DDR und die damit zusammenhängende schmerz- 
liche, aber unvermeidliche Auflockerung ihrer Gemeinschaft ist Zeugnis dafür, daß die Kir- 
che bereit und in der Lage ist, in verschiedenen Herrschaftsbereichen zu leben, verschiede- 
ne Machthaber anzunehmen und im Sinne der in Römer 13 gemachten apostolischen Aus- 
sage anzuerkennen, daß sie aber hüben und drüben nicht aufhören kann, die Souveränität 
des lebendigen Gottes über allen menschlichen Autonomie- und Omnipotenzanspruch zu 
stellen und alle menschliche Autorität darin begründet und begrenzt versteht. 

Der in Christus offenbare Gotteswille setzt verbindliche inhaltliche Richtpunkte für den 
Umgang mit dem Leben und der Würde des Menschen, für das Grundverhältnis von Ehe 
und Familie. Zwar gibt es theologische Richtungen, welche das christliche Verhalten in 
der jeweils wechselnden Situation ausschließlich vom Liebesgebot bestimmt sein lassen wol- 
len und keine inhaltlichen Normen anerkennen zu können meinen. Berechtigt daran ist der 
Hinweis, daß Jesus Christus in der Auseinandersetzung mit der Gesetzlichkeit der Pharisäer 
aller Kasuistik einer ins einzelne gehenden Gebots- und Verbotsethik ausdrücklich abgesagt 
hat. Das hebt aber nicht auf, daß der christliche Glaube bestimmte Grundnormen setzt, 
die als solche vorgegeben und unabänderlich sind. Die Bergpredigt etwa ist des Zeuge. Dabei 
bleibt freilich die Frage, inwieweit und in welcher Weise anerkannte sittliche Normen in die 
Paragraphenform staatlicher Gesetze und strafandrohender Maßnahmen übertragen werden 
können und wie dem Grenzfall zu begegnen ist, in dem sich verschiedene Rechtsbezüge 
gegenseitig aufzuheben scheinen. Aber der Grenzfall stellt nicht die Regel, sondern die 
Ausnahme dar und kann nicht als Grundlage einer generellen Entscheidung, sondern nur 
als Erinnerung daran beigezogen werden, daß alle von Menschen vollzogene Regelung in 
Vorläufigkeit stecken bleibt und der Umgang mit den Gesetzen nicht alle Möglichkeiten 
des Verhaltens regeln und ordnen kann. 

Mit dieser Erklärung und Einschränkung aber muß gesagt werden, daß die Stimme der 
Kirche etwa in Bezug auf die Heilighaltung des Lebens in jeder Gestalt und Entwicklungs- 
phase, in Bezug auf die Heilighaltung der ehelichen Gemeinschaft als Grundvoraussetzung 
der menschlichen Gesellschaft, in Bezug auf die Heilighaltung der Menschenwürde und der 
Ehre wider peıverse Pornographie gar nicht nachdrücklich genug zu Worte kommen kann 
und von Verantwortlichen auch gehört und ernst genommen wird. 

Dabei bleibt klar, daß die eigentliche Arbeit erst anfängt, wenn die Verbindlichkeit der 
tragenden Grundwerte unmißverständlich und unverkürzt bezeugt worden ist und es dar- 
um geht. die Übertragung in könkrete Gesetzestexte und praktikable Verhaltungsweisen vor- 
zunehmen. Unter Voraussetzung der verbindlichen Bejahung der Lebenslänglichkeit der’ 
Ehe ist es erlaubt und geboten, zu erwägen, ob und wie das Zerrüttungsprinzip als Grund 
für Ehescheidung in solche Grundnormen einzufügen ist und wie dem schwächeren Teil 
im Ehescheidungsverfahren und danach die gebührende Hilfe zuteil wird. Unter der Vor- 
aussetzung der Gültigkeit des 5. Gebotes auch im Bereich des Schwangerschaftsabbruchs 
ist es erlaubt und geboten, über Sonderregelungen im Bereich der einzelnen Indikationen 
nachzudenken. Dabei wäre dann insbesondere auch erkennbar zu machen, daß das christ- 
liche Anliegen im Bereich der Gesetzgebung zum Schwangerschaftsabbruch keineswegs in 
der Forderung bestimmter Strafmaßnahmen gipfelt, sondern, getragen von Verständnis 
und Verantwortung für die leidvoll betroffenen Frauen, auch darauf gerichtet ist, im Ge- 
setz festzulegende Maßnahmen fürsorgerischer Hilfe in solchen Fällen vorzusehen, in wel- 
chen dadurch dem Schwangerschaftsabbruch vorgebeugt werden kann. Unter Vorausset- 
zung der Unverträglichkeit der Menschenwürde mit der Herabwürdigung des Menschen 
zum bloßen Lustobjekt ist es erlaubt und geboten zu erwägen, wie weit die notwendige 
Anerkennung der Pressefreiheit und der Selbstbestimmung des Menschen im Einzelfall 
gehen kann. Aber daß überhaupt in unserer freiheitlichen Gesellschaft das „allgemeine 
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Sittengesetz‘‘ nicht nur eine Leerformel, sondern eine vom christlichen Glauben her ge- 
füllte und verbindlich festgehaltene Wirklichkeit ist, das hat die Kirche zum Fortbestand 
unserer Gesellschaft beizutragen. Dies anzuerkennen kann eben dieser Gesellschaft nur 
dienlich sein. 

Verantwortliche Gesellschaft besagt Verantwortung aller füreinander und miteinander 
vor dem alle in gleicher Weise verpflichtenden Gesetz. Christlicher Glaube fügt dem hinzu, 
daß Grund, Inhalt und Ausrichtung dieser Verantwortung in Gottes Offenbarung verankert 
ist und daß sie von daher ihre letzte und eigentliche Verpflichtung erhält. Die Ökumene 
hat den in ihrer Diskussion entstandenen Sprachgebrauch von der „verantwortlichen Ge- 
sellschaft‘‘ neuerdings in verantwortliche Weltgesellschaft abgewandelt und ausgeweitet. 
Damit wird aller Verengung der Horizonte gewehrt und der Blick darauf gelenkt, daß in 
der technisch industrialisierten Weltgesellschaft die Menschheit als ganze vor die Frage des 
Überlebens oder Verderbens gestellt ist. Dies hervorzuheben und in seiner ethischen, im 
Glauben gegründeten Verbindlichkeit zu bezeugen, gehört auch zu dem, was der gesell- 
schaftsbezogenen Verkündigung der Kirche heute aufgetragen ist. Die Kirche kann nicht 
schweigen, wenn es um Umweltschutz, Friedenssicherung und Entwicklungshilfe, um Ab- 
bau der Rassendiskriminierung und anderer Mißachtung der Gleichberechtigung aller 
Menschen, um Hoffnung für die Zukunft und opferbereites Handeln geht ... 

Identität und Relevanz, dieses Spannungsverhältnis ist ... in Bezug auf Existenz und 
Dienst der Kirche als ganzer lebensentscheidend. Wie kann die Kirche ihre Identität wah- 
ren und doch zugleich relevant für ihre Umwelt sein? In Bezug auf ihre Öffentlichkeits- 
verantwortung kann die Antwort nur die sein, daß die Kirche unbeirrt und unverdrossen 
ihre Botschaft ausrichtet und sich mit derselben den wechselnden Situationen der Zeit 
stellt, auf die Gefahr hin, mißverstanden und verkannt zu werden und doch in der Über- 
zeugung damit nicht etwa trotzig sich selbst zu behaupten, sondern lebenserhaltend der 
Gesellschaft zu dienen. 


b) Streitpunkte der innerkirchlichen Diskussion über das politische 
und gesellschaftliche Engagement der Kirche 


Für die Gegensätzlichkeit unterschiedlicher politischer Entscheidungen inner- 
halb der evangelischen Christenheit in der BRD bot das Berichtsjahr mehrere 
eindeutige und unübersehbare Beispiele. 


A. Die Veröffentlichung 
„Das Gesetz des Staates und die sittliche Ordnung“ 


Um die Jahreswende 1970/71 erschien als Beitrag zu der öffentlichen Diskus- 
sion über die Eherechts- und die Strafrechtsreform und das Grundverhältnis 
von sittlicher Ordnung und staatlichem Gesetz eine von einem evangelisch- 
katholischen Autorenkreis erarbeitete, von den Vorsitzenden des Rates der 
EKD und der Deutschen Bischofskonferenz bevorwortete Veröffentlichung un- 
ter dem Titel „Das Gesetz des Staates und die sittliche Ordnung“. Diese Publi- 
kation fand sehr geteilte Aufnahme. Zwar löste sie auch Zustimmung aus, aber 
in den Massenmedien kamen die kritischen Stimmen zahlreicher und heftiger 
zu Wort. Es erschien auch eine „Gegendenkschrift zur gemeinsamen christli- 
chen Aussage von Julius Kardinal Döpfner, Landesbischof Hermann Dietzfel- 
binger und deren Autorenkollektiv‘ unter dem Titel ‚Das Gesetz der Moral 
und die staatliche Ordnung‘. 
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Nächst der sogenannten „Ostdenkschrift‘“ von 1965 war keine kirchliche 
Äußerung so heftig umstritten. Auf der Berliner Tagung der EKD-Synode im 
Februar 1971 löste sie eine heftige Diskussion aus, über die im Anschluß an 
den Abdruck des Textes in der aus Raumgründen gebotenen Kürze berichtet 
wird. 


DAS GESETZ DES STAATES UND DIE SITTLICHE ORDNUNG 


Zur öffentlichen Diskussion über die Reform des Eherechts und des Strafrechts 


Vorwort 


Die Frage nach dem Verhältnis von sittlicher Ordnung und staatlichem Gesetz ist durch 
einige Gesetzesvorhaben zur Reform des staatlichen Eherechtes und des Strafrechtes mit 
großer Dringlichkeit gestellt. Fachkommissionen der evangelischen und der katholischen 
Kirche befassen sich mit Einzelheiten der Gesetzesvorlagen und Diskussionsentwürfe und 
teilen ihre Stellungnahmen sowohl den gesetzgebenden Organen wie der breiten Öffent- 
lichkeit mit. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland und die Deutsche Bischofs- 
konferenz haben sich bereits zu einigen Problemen geäußert und behalten sich vor, auch 
im weiteren Fortgang der Diskussion ihre Verantwortung durch öffentliche Erklärungen 
wahrzunehmen. Da aber nicht nur einzelne Gesetzestexte zur Diskussion stehen, sondern 
das Grundverhältnis von sittlicher Ordnung und staatlichem Gesetz mit in Frage gestellt 
ist, scheint es notwendig, auch eine Äußerung dazu in die Diskussion einzubringen. Es 
besteht sonst die Gefahr, daß die größeren Zusammenhänge, die für das Leben der Gesell- 
schaft und des einzelnen höchst bedeutsam sind, zu sehr in Vergessenheit geraten. Ein 
kleiner Kreis von verantwortlichen und sachkundigen Autoren aus beiden Kirchen hat es 
unternommen, zur grundsätzlichen Frage nach dem Gesetz des Staates und der sittlichen 
Ordnung eine gemeinsame christliche Aussage zu formulieren und von ihr her zu einigen 
Schwerpunkten der öffentlichen Diskussion über die Reform des Eherechtes und des Straf- 
rechtes Stellung zu nehmen. Dem Autorenkreis gehören an: auf evangelischer Seite: Bischof 
D. Hermann Kunst, Bonn; Oberkirchenrat Erwin Wilkens, Hannover; Dr. med. Karl Horst 
Wrage, Hannover — auf katholischer Seite: Prälat Dr. Karl Forster, München; Professor 
Dr. Paul Mikat, Düsseldorf; Prälat Wilhelm Wöste, Bonn. 

In diesem Autorenkreis ist neben der Sachkompetenz auch ein breiter Bereich kirchli- 
chen Auftrages für Fragen der Gesellschaft und der Öffentlichkeit vertreten. 

Wenn wir hiermit die Stellungnahme des genannten Autorenkreises den gesetzgebenden 
Organen und der Öffentlichkeit vorlegen, so geschieht dies mit der ausdrücklichen Bitte, 
die in der Stellungnahme enthaltenen Gesichtspunkte bei den weiteren Beratungen und 
Diskussionen gebührend zu berücksichtigen. Daß die Stellungnahme zeigt, wie weitgehend 
gerade im Grundsätzlichen die Übereinstimmung im Urteil und in der Sorge unter den 
Christen ist, sollte als bedeutsame Hilfe dazu gewertet werden, auch in der Gesellschaft 
im ganzen jene Übereinstimmung zu finden, die für eine wirksame, der Verantwortung 
des Staates angemessene Gesetzgebung unerläßlich ist. Wie die Stellungnahme selbst sagt, 
kann es nicht darum gehen, in. der staatlichen Gesetzgebung spezifische Moralvorstellungen 
von Religionen oder Weltanschauungen rechtlich zu fixieren. Es geht vielmehr darum, den 
sittlichen Wertvorstellungen von allgemeiner Gültigkeit Gehör zu verschaffen und damit 
einer Selbstzerstörung von Staat und Gesellschaft zu wehren, die unvermeidlich aus dem 
Verzicht auf einen Grundbestand an sittlichen Überzeugungen als verbindlicher Norm für 
die Gesellschaft und für die Gesetzgebung des Staates folgen würde. 


D. Dietzfelbinger Julius Kardinal Döpfner 
Vorsitzender des Rates Vorsitzender der 

der Evangelischen Kirche in Deutschen Bischofskonferenz 
Deutschland 


München, 10. Dezember 1970 
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Einleitung 


Die gesetzgebenden Organe und die Öffentlichkeit der Bundesrepublik erörtern gegenwär- 
tig einige Gesetzesvorhaben, die den einzelnen Bürger besonders stark angehen, weil sie sich 
auf den personalen und privaten Lebensbereich beziehen. Dazu gehören die Reform des 
Rechts der Ehescheidung und diejenigen Teile der Strafrechtsreform, die als „Sittenstraf- 
recht‘ bezeichnet werden. Im weiteren Verlauf der Strafrechtsreform wird im Zusammen- 
hang der Straftaten gegen die Person der strafrechtliche Schutz des werdenden Lebens noch 
hinzukommen. Diese Rechtsvorhaben werden in Fachkreisen seit langem diskutiert, eine 
Beteiligung der breiteren Öffentlichkeit an dieser Diskussion läßt aber noch manches zu 
wünschen übrig. Es ist zu begrüßen, daß Bundesregierung und Bundestag die Absicht ha- 
ben, die allgemeine Diskussion zu fördern und deren Ergebnisse im Fortgang des parla- 
mentarischen Verfahrens zu berücksichtigen. 

Die von der Bundesregierung für die Gesetzgebung vorgesehenen Fristen sind jedoch für 
eine allgemeine, auch vom Nichtfachmann mitgetragene Meinungsbildung bei weitem zu 
kurz. Die angestrebten Reformen greifen tief in die Grundvorstellungen über das Verhält- 
nis von Recht, Moral und Ethik ein; sie betreffen die Beziehungen zwischen persönlicher 
Freiheit des einzelnen und der allgemeinen Ordnungsaufgabe des Staates; sie sind geeignet, 
die sittlichen Verhaltensnormen jedes Bürgers entscheidend zu beeinflussen. Mit dieser sich 
als umfassende Reform verstehenden Gesetzgebung werden Weichenstellungen vorgenom- 
men, deren volle Bedeutung u. U. erst nach Jahren und Jahrzehnten sichtbar wird. Diese 
den einzelnen betreffenden möglichen Folgen sind aber schon jetzt mit zu bedenken. 

Allen Beteiligten muß daran liegen, daß diese kommenden Gesetze nicht nur in einem 
formalen Sinne Geltung erlangen, sie müssen vielmehr von einer breiten Mehrheit der 
Bevölkerung innerlich bejaht und mitgetragen werden. Deshalb muß der Gesetzgeber der 
Öffentlichkeit und möglichst vielen Gliedern der Gesellschaft mehr Zeit und Gelegenheit 
geben, an der allgemeinen Meinungsbildung teilzunehmen. Der hier erforderliche geistige 
Prozeß der Klärung und der Entscheidung darf sich nicht auf einen Kreis von Fachleuten 
und Fachgremien oder gar auf zufällig zusammengesetzte Expertenkongresse beschränken, 
deren veröffentlichte Ansichten allzu leicht fälschlich als repräsentativ für die Mehrheit 
ausgegeben oder angesehen werden. 

Ausreichende Gelegenheit zu einer allgemeinen Erörterung ohne Zeitdruck ist auch des- 
halb geboten, weil die bisherige Diskussion z. T. von weltanschaulicher Enge und Einseitig- 
keit nicht frei gewesen ist. Eine Reihe von Gesichtspunkten, die bei diesen weit in die Zu- 
kunft reichenden Vorhaben der allgemeinen Überlegung bedürfen, ist bisher nicht hinrei- 
chend berücksichtigt worden. Dies wird besonders daran deutlich, daß neben politischen 
und publizistischen Stellen auch die Kirchen eine wachsende Zahl von Zuschriften aus al- 
len Kreisen der Bevölkerung erhalten, in denen große Besorgnis gegenüber einseitiger und 
übereilter Gesetzgebung zum Ausdruck kommt und energisch gegen bestimmte Vorhaben 
protestiert wird. Man kann ohne Übertreibung von einer zunehmenden Unruhe sprechen, 
die der Öffentlichkeit und den verantwortlichen Organen der Gesetzgebung bisher offen- 
bar nicht hinreichend bewußt geworden ist. Dabei geht es besonders um die Zukunft der 
Ehe, um Grundlagen des sittlichen Bewußtseins unseres Volkes und um die der Jugend 
zu vermittelnden Wertvorstellungen. 

Aus diesen Gründen wird im folgenden zu einigen Reformvorhaben Stellung genommen. 


1. Das Verhältnis von Recht, Moral und Ethik 


Die Pläne zur Reform des Eherechts und bestimmter Teile des Strafrechts haben erneut 
die Frage nach dem Verhältnis von Recht, Moral und Ethik aufgeworfen. Allgemein wird 
heute anerkannt, daß weder die spezifischen christlichen Wertvorstellungen noch die Wert- 
vorstellungen anderer Weltanschauungsgruppen durch die staatlich gesetzte Rechtsordnung 
verwirklicht werden können. Wo man dies dennoch versucht, kann es zu einer den Raum 
der freien Gewissensentscheidung des einzelnen einschränkenden Rechts- und Gesellschafts- 
ordnung kommen. Religionen oder Weltanschauungen dürfen nicht der Versuchung erlie- 
gen, sich mit den Mitteln der staatlichen Rechtsordnung als alleinberechtigt durchzuset- 
zen. Der moderne Weltanschauungs- und Gesinnungspluralismus läßt die rechtliche Fixie- 
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rung spezifischer Moralvorstellungen immer problematischer werden. Soweit die Rechts 
ordnung dem einzelnen Verhaltensnormen auferlegt, muß sie diesen Pluralismus berück- 
sichtigen. Auch wenn die Gemeinschaft nicht jedes beliebige System sittlicher Grundsätze 
anerkennen kann, so muß sie doch für eine ausreichende Spannweite in den Entscheidungs- 
normen Raum schaffen. 

Aus diesen Einsichten wird heute vielfach die weitreichende Schlußfolgerung gezogen, 
daß Recht und Moral so weit wie möglich auseinanderzuhalten sind. Der private Bereich 
sittlicher Entscheidungen solle von gesetzlichen Reglementierungen so gut wie ganz frei- 
gehalten werden, die Rechtsordnung habe sich auf weitgehend wertfreie äußere Ordnungs- 
funktionen zu beschränken. Bürgerliches Recht und Strafrecht dürften nicht der Verwirk- 
lichung eines bestimmten Sittengesetzes und nicht der Ahndung von Verstößen gegen ein 
solches dienen. Die Strafgewalt der Gemeinschaft gelte nur noch einem Verhalten, dessen 
unmittelbare Sozialschädlichkeit auf der Hand liege. 

Man kann diese Schlußfolgerungen nicht rundheraus verwerfen. Die Unterscheidung zwi- 
schen der sittlichen Beurteilung eines Tatbestandes auf der einen Seite und seiner zivil- 
rechtlichen oder strafrechtlichen Regelung auf der anderen Seite ist sicherlich notwendig. 
Nicht jedes auch im Interesse der Gesellschaft wünschenswerte sittliche Verhalten kann 
und darf erzwungen werden. Andererseits bedeutet die Einschränkung gesetzlicher und 
strafrechtlicher Regelungen nicht, daß die Gemeinschaft für die sittliche Wertordnung im 
Volke nicht mit verantwortlich wäre. Recht, Moral und Ethik gehören zum Freiheits- 
raum des Menschen; nur in diesem Freiheitsraum werden geschichtliche Entwicklung, ver- 
antwortliche Entscheidung des einzelnen und Vielfalt in Staat und Gesellschaft ermöglicht. 

Die zwischen Recht, Moral und Ethik bestehende Spannung darf nicht so weit aufgelöst 
werden, daß jede sittliche Wertung in den rein privaten Bereich des persönlichen Lebens 
verwiesen wird. Hebt man diese zwar spannungsreiche, aber doch für das Leben in der 
Gemeinschaft unentbehrliche Zusammengehörigkeit von Recht. Moral und Ethik auf, so 
kann weder das Recht noch die Kraft zu sittlicher Entscheidung in einem Volke lebendig 
bleiben. Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland verpflichtet mit seinen vielfäl- 
tigen sittlichen Gehalten die Gemeinschaft dazu, ihre Verantwortung für die sittliche Ord- 
nung immer neu zu bedenken und nicht um moderner Zeitströmungen willen voreilig 
preiszugeben. So bekräftigt das Grundgesetz diesen fundamentalen Grundsatz in Art. 2 
Abs. 1 ausdrücklich mit den Worten: „Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung sei- 
ner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfas- 
sungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.‘‘ Für die Ordnung von Recht und Ge- 
sellschaft gibt es sittliche Wertvorstellungen, die von allgemeiner Gültigkeit sind. An sie 
ist auch der Gesetzgeber gebunden. Wird dieser Grundsatz aufgegeben, dann verliert die 
Gesellschaft ihre Gemeinschaftsfähigkeit und die Möglichkeit, sich über eine allgemeingülti- 
ge Gesetzgebung zu verständigen. Staat und Gesellschaft zerstören sich letzten Endes 
selbst, wenn sie einen bestimmten Grundbestand an sittlichen Überzeugungen nicht mehr 
als für die Gesellschaft verbindlich anerkennen. 

Jede Rechtsordnung stellt eine geschichtlich geprägte Ordnung dar. Für unsere Ordnung 
ist anzuerkennen, daß sie von christlichen Überzeugungen geprägt wurde und geprägt wird, 
auch wenn dies vielen nicht mehr bewußt zu sein scheint. Natürlich gibt es eine fortschrei- 
tende Entfaltung und Veränderung der Überlieferung. Aber nur wo die geschichtliche Kon- 
tinuität und die notwendigen Veränderungen in ihrer gegenseitigen Bedingtheit anerkannt 
werden, entgeht der Gesetzgeber geschichtsfremden Abstraktionen, die für eine Gemein- 
schaft keine bindende Kraft mehr haben. 

Es ist ein Irrtum zu meinen. der Staat könne sich auf eine wertfreie Ordnungsfunktion 
beschränken und nur auf diese Weise sei eine der Würde des Menschen entsprechende 
Freiheit zu verwirklichen. Wo den Grundlagen einer überlieferten Rechts- und Gemein- 
schaftsordnung radikal der Abschied gegeben wird, besetzen ideologische Systeme den 
Raum bisheriger Wertvorstellungen. Anstelle einer erwarteten Befreiung erfahren Mensch 
und Gesellschaft die totale Unfreiheit ideologischer Verstrickungen. 

Diese Überlegungen sind für jedes Rechtsgebiet und für jeden zivil- oder strafrechtlich 
zu ordnenden Tatbestand eigens zu berücksichtigen. Das soll an einigen aktuellen Beispie- 
len im folgenden erläutert werden. 
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II. Reform des Ehescheidungsrechtes 


Die Kirchen bekennen sich zur Unauflöslichkeit der Ehe. Unbeschadet der Verpflichtun- 
gen, die den Christen aus diesem Bekenntnis und aus ihrem Glauben erwachsen, nehmen 
die Kirchen Anteil an der Diskussion über das staatliche Eherecht. Sie verfolgen damit 
nicht die Absicht, die kirchliche Sicht der Ehe mittels des staatlichen Rechts durchzu- 
setzen. Sie wollen vielmehr dazu beitragen, daß auch das staatliche Eherecht dem Men- 
schen dient und der Sozialfunktion des Rechts Rechnung trägt. 

Die gegenwärtige scheidungsrechtliche Diskussion wird durch die Empfehlung bestimmt, 
von dem Verschuldensprinzip des geltenden Ehegesetzes abzugehen und die Scheidung 
allein davon abhängig zu machen, ob die Ehe tiefgreifend zerrüttet ist. Demgemäß soll 
auch die Frage nach der Schuld an der Ehezerrüttung keine Rolle mehr für die Regelung 
der Scheidungsfolgen spielen. Das Zerrüttungsprinzip erscheint geeignet, den Scheidungs- 
vorgang im ganzen zu objektivieren, den Schwierigkeiten einer zutreffenden richterlichen 
Schuldfeststellung zu entgehen, den oft unwürdigen Weg gegenseitiger Schuldvorwürfe 
durch die Beteiligten zu vermeiden und die Wahrhaftigkeit des Verfahrens gegenüber der 
gegenwärtigen Praxis soweit wie möglich sicherzustellen. Zudem führt die Regelung der 
Scheidungsfolgen nach dem Verschuldensprinzip oft zu Entscheidungen, die als ungerecht 
empfunden werden. Schließlich besteht Übereinstimmung darin, daß das bisherige Unter- 
halts- und Versorgungsrecht besonders für die nichterwerbstätige und geschiedene Ehefrau auch 
ganz unabhängig von dem System der Scheidungsgründe erheblich verbessert werden muß. 

Man muß klar sehen, daß auch im Zerrüttungsprinzip für das Ehescheidungsrecht spezi- 
fische Gefahren liegen. Die sicherlich wünschenswerte Versachlichung des Scheidungsvor- 
gangs kann zugleich zu einer Automatisierung und zu schwerwiegenden menschlichen und 
sozialen Ungerechtigkeiten führen. Es darf nicht übersehen werden, daß die konsequente 
Durchführung eines juristischen Prinzips dem Gedanken der Einzelfallgerechtigkeit wider- 
sprechen kann. Darum werden hier die folgenden Gesichtspunkte und kritischen Einwände 
zur gegenwärtigen Diskussion über die Reform des Ehescheidungsrechts geltend gemacht. 

a) In der abendländischen Kultur- und Rechtstradition gilt die Ehe als eine auf Lebens- 
dauer geschlossene, grundsätzlich unauflösliche Gemeinschaft eines Mannes und einer Frau. 
Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, die gesamte Judikatur und, wenn man 
von einigen Außenseitern absieht, die einhellige Meinung des einschlägigen Schrifttums ha- 
ben dieses Eheverständnis übernommen und immer wieder neu bestätigt. Eine Lockerung 
dieses Grundsatzes würde zu Folgerungen führen, die weit über eine Neuordnung des 
Ehescheidungsrechtes hinausgehen und zu einer tiefgreifenden Störung des gesellschaftli- 
chen Friedens in unserem Lande führen könnten. So wäre die evangelische Kirche genö- 
tigt, ihr Verhältnis zur standesamtlichen Eheschließung und im Zusammenhang damit das 
Verständnis ihrer kirchlichen Trauung neu zu bedenken. In der katholischen Kirche müßte 
eine Entwicklung wieder rückgängig gemacht werden, die dazu führte, in gewissen Fällen 
und unter bestimmten Voraussetzungen die standesamtliche Eheschließung als gültige Form 
der Begründung einer Ehe vorzusehen. 

b) Diese dem Wesen der Ehe entsprechende Dauer auf Lebenszeit sollte im Wortlaut des 
neuen Ehegesetzes festgestellt werden. Jedenfalls aber muß sich dieser Grundsatz auf die 
Neufassung der Scheidungsgründe und auf die Struktur des gesamten Scheidungsrechtes 
überhaupt auswirken. Besonders sorgfältig ist dabei zu bedenken, auf welche Weise festge- 
stellt werden soll, ob eine zur Scheidung führende Ehezerrüttung vorliegt. Die Übereinstim- 
mung der Ehepartner im Scheidungswillen und die kalendarische Feststellung von Tren- 
nungsfristen sind wichtige Grundlagen für die Vermutung einer objektiven Ehezerrüttung, 
sie können aber allein als Scheidungsgründe nicht genügen, wenn das Zerrüttungsprinzip 
nicht zum Kündigungsprinzip entarten soll. Eine derartige Aufweichung des Scheidungs- 
rechtes würde zudem in streitigen Fällen der einseitigen Verstoßung eines Ehepartners durch 
den anderen Vorschub leisten. Dem Richter muß daher im Ehescheidungsverfahren die 
Aufgabe erhalten bleiben, die Zerrüttung einer Ehe ausgehend von den Vermutungstatbe- 
ständen unter Würdigung des Einzelfalles tatsächlich festzustellen. 

c) In kirchlichen Stellungnahmen wurde dem Zerrüttungsprinzip zugestimmt oder jeden- 
falls nicht widersprochen. In beiden Fällen ist dies mit unverzichtbaren Vorstellungen zur 
Struktur und zu einigen Inhalten des künftigen Scheidungsrechtes verbunden worden. 
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Dies gilt besonders für die Regelung von Härtefällen. Das geltende Scheidungsrecht räumt 
dem an der Zerrüttung einer Ehe nicht oder weniger schuldigen Teil gegenüber dem an der 
Zerrüttung ganz oder überwiegend schuldigen Teil unter bestimmten Umständen ein Wi- 
derspruchsrecht gegen die Ehescheidung ein. Ein solches ausdrückliches Widerspruchsrecht 
gilt hinsichtlich des Zerrüttungsprinzips als systemwidrig. Aber es bleiben die Fälle, in de- 
nen trotz vorliegender Zerrüttung einer Ehe die Scheidung für einen der Partner eine unver- 
hältnismäßige und unbillige Härte sein würde. Solche Härten können sowohl in menschli- 
chen als auch in wirtschaftlichen Folgen der Ehescheidung liegen. Ist einer der Ehepartner 
aus diesen Gründen nicht bereit, der Ehescheidung zuzustimmen, so hat er einen Anspruch 
auf eine richterliche Prüfung der Folgen, die sich für ihn oder die Kinder aus der Eheschei- 
dung ergeben. Dies ist der Sinn einer immateriellen und einer materiellen Härteklausel im 
Ehescheidungsrecht, deren Anwendbarkeit ihrem Wesen nach nicht zeitlich zu begrenzen 
ist. Die Härteklausel gibt dem Richter die Möglichkeit, trotz Vorliegens einer Zerrüttung 
wegen der Folgen für einen der Ehepartner oder für die Kinder den Ausspruch der Scher 
dung befristet hinauszuschieben-oder so lange zu versagen, wie mit derartigen Scheidungs- 
folgen zu rechnen ist. 

d) Die Anwendung des Zerrüttungsprinzips auf das gesamte Ehescheidungsrecht hat zur 
Folge, daß die Unterhaltsregelung zugunsten des sozial schwächeren Teils einer geschiede- 
nen Ehe bis in Einzelheiten hinein neu durchdacht werden muß. Da von den wirtschaftli- 
chen Folgen einer Ehescheidung ganz überwiegend die Ehefrau betroffen wird, ist die Aus- 
einandersetzung über Art und Umfang der Unterhaltsregelung als Scheidungsfolge inzwischen 
zu einer Auseinandersetzung über die Stellung der Frau in der modernen Gesellschaft ge- 
worden. Es läßt sich nicht leugnen, daß heute in der Öffentlichkeit ein weltanschaulich be- 
stimmtes gesellschaftspolitisches Leitbild von der Frau propagiert wird, das der erwerbstä- 
tigen Frau und Ehefrau gegenüber der nicht erwerbstätigen Hausfrau einen Vorrang ein- 
räumt. Aus einem solchen Leitbild werden Unterhaltsregelungen abgeleitet, die die Lebens- 
umstände und die beruflichen Voraussetzungen einer nichterwerbstätigen Hausfrau im 
Falle der Ehescheidung nicht ausreichend berücksichtigen. Diese wird vielmehr u. U. zu 
einer unzulänglichen und unzumutbaren Berufstätigkeit genötigt. Die Regelung von Schei- 
dungsfolgen wird dabei als ein gesellschaftspolitisch wirksames Instrument benutzt. Einer 
derartigen Tendenz ist umso entschiedener zu widersprechen, als das zugrunde gelegte 
Leitbild von der Frau keineswegs der Lebenswirklichkeit von heute entspricht und ihr wohl 
auf eine absehbare Zeit hin nicht entsprechen wird. Der Grundsatz, daß nach einer Ehe- 
scheidung beide Teile für die wirtschaftliche Sicherung der Lebensbedürfnisse selbst ver- 
antwortlich sind, verdient gewiß Anerkennung; ihm muß aber der andere Grundsatz min- 
destens gleichrangig zur Seite gestellt werden, daß die Ehe auch über die Ehescheidung 
hinaus im Sinne einer beiderseitigen Verantwortung füreinander fortwirkt. Nur so bleibt 
für die richterliche Entscheidung in der Unterhaltsfrage genügend Spielraum, es bei der Be- 
urteilung der Unterhaltsbedürftigkeit und der Zumutbarkeit einer Erwerbstätigkeit auf die 
gerechte Regelung des Einzelfalles abzustellen. 

e) Die Prüfung der Scheidungsfolgen für die geschiedene Frau als den für gewöhnlich so- 
zial schwächeren Teil hat erneut deutlich gemacht, daß die Versorgung für den Fall der 
Erwerbsunfähigkeit durch Invalidität oder Alter außerordentlich unzulänglich ist. Die be- 
amtenrechtlichen und sozialversicherungsrechtlichen Bestimmungen für die geschiedene 
Ehefrau im Versorgungs- und im Hinterbliebenenversorgungsfall sind dringend zu über- 
prüfen und zu verbessern, bevor die Inkraftsetzung eines neuen Ehescheidungsrechts ver- 
antwortet werden kann. Darüber hinaus hat die Diskussion über die versorgungsrechtli- 
che Stellung der geschiedenen Ehefrau, soweit sie nicht aus eigener Erwerbstätigkeit eine 
selbständige und angemessene versorgungsrechtliche Sicherung erreicht hat, älteren Erwä- 
gungen neuen Auftrieb gegeben, für die nichterwerbstätige Ehefrau auf Grund ihrer Haus- 
frauentätigkeit eine selbständige soziale Sicherung mit eigenem Rechtsanspruch zu ent- 
wickeln. Die gegenwärtige Diskussion über die wirtschaftliche Sicherung der geschiedenen 
Ehefrau sollte dazu führen, über den konkreten Anlaß hinaus die Möglichkeiten einer an- 
gemessenen eigenständigen öffentlich-rechtlichen Alterssicherung der Frau verantwortlich 
zu prüfen. 

Die Verwirklichung der Ehe als eines auf freier menschlicher Entscheidung beruhenden 
personalen Lebensbereiches entzieht sich weitgehend der Regelung durch die Rechtsord- 
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nung. Aber das Ehe- und Familienrecht erfüllt doch gegenüber dem einzelnen und der 
Gesellschaft eine allgemeine sittliche Aufgabe, indem es ein in der geschichtlichen Konti- 
nuität entwickeltes und bewährtes Leitbild von Ehe und Familie jedermann verbindlich 
vor Augen stellt. 


III. Pornographie und Jugendschutz 


An dieser Stelle wird das Gebiet der Pornographie nur als Beispiel des Sittenstrafrechtes 
herausgegriffen. Man darf dabei nicht nur, wie es für gewöhnlich geschieht, an die Ver- 
breitung schriftlicher und bildlicher Darstellungen unzüchtigen Inhalts aus dem Sexualbe- 
reich denken, vielmehr gehören in diesen Zusammenhang auch die akustische Wiedergabe 
sexueller Vorgänge sowie Schaustellungen sexueller Betätigungen aller Art in Amüsierbe- 
trieben. Dabei ist zu bedenken, daß Angebot und Konsum der Pornographie sich nicht 
nur in privaten Bereichen hinter verschlossenen Türen vollziehen, sondern durch Film 
und Filmreklame, durch das massenhafte Angebot von Kleinschriften und illustrierten 
Publikumszeitschriften, durch Schaustellungen und Porno-Messen in aufdringlicher Weise 
die gesamte Öffentlichkeit überfluten. Nur mit Mühe ist es bisher gelungen, die Fernseh- 
programme von pornographischen Produkten einigermaßen freizuhalten. Erste Beispiele 
für eine Überschreitung der hier bisher gezogenen Grenzen lassen bereits jetzt erkennen, 
was für die in allen Wohnungen stehenden Bildschirme zu erwarten ist, wenn die z. Z. 
noch geltenden strafrechtlichen Sicherungen fallen. Für Film und Filmreklame würde 
die schon jetzt nicht sehr wirksame Freiwillige Selbstkontrolle der Filmwirtschaft ihre 
Wirkungsmöglichkeit vollends verlieren. 

Pornographie und Vergehen sexueller Art gefährden Bezirke personalen Lebens, die leicht 
verletzlich und deshalb besonders schutzbedürftig sind. Ihre rechtliche Neuordnung stellt 
daher an die sittliche Verantwortung der Gemeinschaft besonders hohe Ansprüche. Es be- 
steht die Gefahr, das Rechtsgut, um dessen Schutz es hier geht, zu eng und geradezu indi- 
vidualistisch zu verstehen, indem nach dem Nachweis einer tatsächlichen und unmittelba- 
ren Gefährdung und Schädigung des einzelnen gefragt wird. Die Gesellschaft ist der Würde 
des Menschen auch eine Pflege der allgemeinen gesellschaftlichen und kulturellen Atmo- 
sphäre schuldig. Dabei ist auch zu bedenken, daß eine gelegentlich vorhandene künstleri- 
sche und gesellschaftskritische Tendenz obszöner und pornographischer Darstellungen den 
meisten nicht erkennbar ist, sondern nur von „Eingeweihten‘‘ verstanden wird. Umgekehrt 
ist gar nicht zu leugnen, daß eine künstlerische und pädagogische Tendenz in der Darbie- 
tung von Pornographie oft nur einen Vorwand darstellt, hinter dem sich die eigentliche 
Absicht verbirgt. 

Die Diskussion um das Sittenstrafrecht gehört in den größeren Zusammenhang der Be- 
mühungen um eine neue rechtliche, sittliche, menschliche und pädagogische Wertung der 
Sexualität überhaupt. Es ist begrüßenswert, daß sich weithin eine natürliche Unbefangen- 
heit im öffentlichen und privaten Umgang mit sexuellen Fragen durchgesetzt hat. Das gilt 
vornehmlich für das Verhältnis von Eltern und Lehrern zu jungen Menschen, wodurch ei- 
ne moderne Sexualerziehung überhaupt erst möglich wird. Die Sexualität ist so sehr eine 
den ganzen Menschen bestimmende Realität, daß ihre Leugnung oder Verdrängung zu 
Schäden führen kann. Daß unter diesem Vorzeichen in Verbindung mit einem neuen Ver- 
ständnis von Strafe und Strafandrohung das Sittenstrafrecht überprüft und das jeweils zu 
schützende Rechtsgut neu durchdacht wird, erscheint unausweichlich. 

Die an sich begrüßenswerte Forderung nach einem positiven Verhältnis zur Sexualität 
ist aber längst zu einem Instrument sehr viel weitergehender menschlicher und gesell- 
schaftlicher Ziele geworden. Die Sexualbewegung hat z.T. sogar einen politischen Aspekt 
und sieht in der sexuellen Revolution die Vorbereitung und den Ausdruck einer gesell- 
schaftsrevolutionären Entwicklung. Die vermeintliche Zwangsmoral von überkommenen 
sexuellen Verhaltensnormen soll überwunden werden, weil sie als Ausdruck einer Mentali- 
tät von Untertanen, als Herrschaftsmittel einer im übrigen heuchlerischen Oberschicht und 
als Ursache eines Aggressionsstaues gilt. Eine von den Fesseln der Moral befreite Sexualpä- 
dagogik gehört daher zu den Instrumenten einer repressionsfreien, antiautoritären Erzie- 
hung. Mit Pathos vertreten Wortführer einer sexuellen Revolution die Ansicht, die Nöte 
der Gesellschaft könnten dadurch behoben werden, daß man durch sexuelle Freizügig- 
keit und ein ungehemmtes Ausleben sexueller Triebe mit der geschlechtlichen Verdrän- 
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gung zugleich die wahren Ursachen von Aggression und Unfreiheit aus der Welt schaffe. 
So wird der Sexualrevolutionär zum Sozialrevolutionär, zum Propheten einer neuen frei- 
en Gesellschaft ohne die Fesseln von Sittlichkeit und Moral. 

Es ist schwer begreifbar, daß viele Träger öffentlicher Verantwortung diese Zusammen- 
hänge nicht sehen und so durch die Freigabe der Pornographie einer sexuellen Revolu- 
tion Vorschub leisten, die auf eine gesellschaftliche Revolution umfassender Art zielt. 
Tatsächlich ist festzustellen, daß schon heute unter den geltenden Schutzbestimmungen 
des Strafrechtes, des Jugendschutzes und des Ordnungsrechtes Pornographie das Bild der 
Öffentlichkeit stark bestimmt. Anstatt den bestehenden Schutz abzubauen, sollten Staat 
und Gesellschaft dem geltenden Recht wieder größere Wirksamkeit verschaffen und es für 
die tatsächliche gesellschaftliche Situation anwendbar gestalten. 

Neben diesen allgemeinen Zusammenhängen sei noch, keineswegs erschöpfend, auf einige 
Einzelaspekte verwiesen, die gegen eine substantielle Veränderung der gegenwärtigen straf- 
rechtlichen Schutzbestimmungen hinsichtlich der Pornographie sprechen. 

a) Die strafrechtliche Freigabe pornographischer Darstellungen wird mit dem Argument 
vertreten, der Staat müsse als Sittenwächter aus Wohn- und Schlafzimmern des Bürgers 
verbannt werden. Dem liegt die Vorstellung zugrunde, man habe es bei der Pornographie 
überwiegend mit dem Konsum von Büchern, Schriften und Abbildungen im privaten Be- 
reich zu tun. In Wirklichkeit geht es um eine umfassende pornographische Industrie, die 
über die Kanäle der modernen Massenmedien und über eine an Aufdringlichkeit kaum mehr 
zu überbietende Reklame in der Öffentlichkeit ihre Produkte in die privaten Bezirke des 
Lebens hineindrängt. Wie in anderen Lebensbereichen der modernen Gesellschaft geht es 
auch hier nicht mehr oder nicht mehr ausschließlich um einen Schutz des Privaten vor dem 
Zugriff des Staates, sondern um Handhaben für die freie und offene Gesellschaft von heute, 
dem Mißbrauch ihrer Freiheit zu wehren. Es ist notwendig, den privaten Lebensbereich und 
die Würde des einzelnen mit Hilfe staatlicher Vorschriften vor dem Angriff durch eine por- 
nographische Industrie, die die Öffentlichkeit immer mehr einem sexuellen Konsumzwang 
unterwirft, zu schützen. 

b) Nach den bisherigen Vorstellungen soll auch in Zukunft weiter bestraft werden, wer 
pornographische Darstellungen an einen anderen gelangen läßt, ohne von diesem hierzu 
aufgefordert zu sein. Dieser Rest des bisher allgemeinen Verbotes einer öffentlichen Ver- 
breitung unzüchtiger Erzeugnisse zeigt eine Lebensfremdheit in den bisherigen Vorarbeiten 
für eine Reform. Sie läßt außer acht, daß sich die eigentliche Belästigung jedes einzelnen 
durch die pornographische Überflutung seitens der Publikumszeitschriften, der Vergnügungs- 
stätten, des Films und der öffentlichen Werbung in Tageszeitungen und an Häuserfassaden 
vollzieht. An dieser Stelle verfährt sogar die sicherlich sehr problematische dänische Gesetz- 
gebung zur Pornographie genauer. Diese gibt zwar die Verbreitung von Pornographie für 
Erwachsene frei, enthält daneben aber eine Reihe von Einschränkungen, die eine Verlet- 
zung des Schamgefühls verhindern sollen. So dürfen niemandem gegen seinen Willen un- 
züchtige Bilder oder Schriften aufgezwungen werden, unzüchtige Filme sind als solche zu 
kennzeichnen, gesetzliche und polizeiliche Vorschriften schränken öffentliche Auslagen 
pornographischer Erzeugnisse ein. 

c) Ein weiteres Argument für die Freigabe einer Verbreitung von Pornographie verweist 
auf die Selbständigkeit und Mündigkeit des Bürgers. Dabei ist zu bedenken, daß es auch 
andere Bereiche gibt, in denen dem Bürger sehr wirksame strafrechtliche Schutzbestimmun- 
gen begegnen. Man denke an etliche Staatsschutzbestimmungen, aber auch an Bestimmun- 
gen zur Verhütung von Suchtgefahren. Man sollte Strafbestimmungen dieser und ähnlicher 
Art nicht immer gleich unter dem Gesichtspunkt der Bevormundung beurteilen, sie haben 
oft überwiegend die Funktion des Schutzes für den einzelnen und die Gesellschaft und 
damit eine sozialpädagogische Aufgabe. 

d) Vielfach wird auf den negativen Anreiz verwiesen, den eingrenzende Strafbestimmun- 
gen gerade auf dem Gebiete der Pornographie ausüben. Eine Aufhebung der bestehenden 
Verbote wird gefordert, um durch den Wegfall des Anreizes die Massenproduktion zu min- 
dern, Konkurrenzverhältnisse zu schaffen und auf diese Weise das Niveau zu heben. Es ist 
aber zu fragen, ob dem Gesetzgeber eine derartige Spekulation erlaubt ist. Zudem geht 
die Erfahrung dahin, daß eine Konkurrenzsituation auf diesem Gebiet sich wegen der tat- 


122 


sächlichen oder vermeintlichen größeren Publikumswirkung in Richtung auf eine Senkung 
des Niveaus auswirkt. Man muß auch darauf hinweisen, daß der Pornographie eine Ten- 
denz zu Sadismus und Brutalität innewohnt, deren Steigerung durch eine Freigabe unab- 
wendbar erscheint. 

In diesem Zusammenhang ist ein Wort über die angeblich guten Erfahrungen mit der dä- 
nischen Gesetzgebung zur Pornographie erforderlich, die in verschiedenen Schritten 1967 
und 1969 zu einer generellen Freigabe der Verbreitung von Pornographie für Erwachsene 
geführt hat. Trotz vieler Richtigstellungen wird nach wie vor hartnäckig behauptet, diese 
Freigabe habe sowohl eine rückläufige Tendenz der Sexualverbrechen wie auch einen schlag- 
artigen Rückgang der Produktion und Verbreitung pornographischer Erzeugnisse zur Folge 
gehabt. Eine Nachprüfung zeigt, daß die Zahl der Sexualverbrechen in Dänemark bei leich- 
ter Zunahme der Notzuchtsdelikte zwar insgesamt rückläufig ist, was aber mit der Porno- 
graphie-Gesetzgebung nichts zu tun hat, da der Rückgang schon früher einsetzte und offen- 
bar auch auf eine geringere Verfolgungsintensität zurückzuführen ist. Hinsichtlich des 
Rückgangs pornographischer Erzeugnisse läßt sich über die Auswirkung der erst im Jahre 
1969 abgeschlossenen dänischen Pornographie-Gesetzgebung überhaupt keine zuverlässige 
Feststellung treffen. Zudem sind gerade hier statistische Erhebungen außerordentlich 
schwierig, weil die dänische Produktion pornographischer Darstellungen zum guten Teil 
dem Export dient oder von Touristen in Dänemark erworben wird. Es ist durchaus vor- 
stellbar, daß auf dem innerdänischen Markt eine Sättigung mit pornographischen Erzeug- 
nissen eingetreten ist, es dürfte aber schwerlich möglich sein, einen Rückgang der Produk- 
tionskurve ursächlich auf die Freigabe von Pornographie zurückzuführen. Schließlich 
rechtfertigt ein Rückgang einer übersteigerten Produktion pornographischer Erzeugnisse 
keineswegs den Verzicht auf jegliche gesetzliche Sicherung. Die Schutzaufgabe des Staates 
für die Gesellschaft, die einzelnen und besonders die Jugendlichen läßt sich durch den 
Hinweis auf Produktionsziffern nicht erledigen. Die Argumentation mit dänischen Erfah- 
rungen sollte daher aus einer seriösen Diskussion ausscheiden. 

e) Die Wirkung der Pornographie sowohl auf Jugendliche wie auf Erwachsene ist immer 
noch nicht hinreichend geklärt, obwohl seit Jahren nach entsprechenden wissenschaftli- 
chen Untersuchungen gefragt wird. Offenbar sind die Schwierigkeiten für derartige Unter- 
suchungen sehr groß und ihre Ergebnisse umstritten. Jedenfalls sollte man sich auch auf 
diesem Gebiet vor einer unkritischen Wissenschaftsgläubigkeit hüten. Eine wirksame und 
verantwortliche Geschlechtererziehung wäre eine elementare Voraussetzung für die Locke- 
rung bestehender gesetzlicher Vorschriften. Diese Geschlechtererziehung befindet sich in 
den ersten Anfängen und ist gegenwärtig noch durch eine Kette von Unzulänglichkeiten 
und Mißgriffen gekennzeichnet. Umso weniger sollten in der Gesetzgebung Fakten geschaf- 
fen werden, die sich später bei besserer Einsicht kaum wieder rückgängig machen lassen. 
Die von vielen namhaften Jugendsachverständigen und Sexualforschern vertretene Auffas- 
sung, daß zu frühe sexuelle Eindrücke und Beziehungen die Reifung des jungen Menschen 
gefährden, ist nicht widerlegt. Jedenfalls treibt die Pornographie die Sexualität in eine Iso- 
lierung, die den Bemühungen der heutigen Sexualwissenschaft widerspricht, Bedeutung und 
Aufgabe der Sexualität im Rahmen eines personalen Ganzheitsverständnisses des Menschen 
zu bestimmen. Ein sittlich wertfreies Verständnis von Sexualität liefert diese einer biolo- 
gischen Eigengesetzlichkeit aus. Die Gefahr liegt darin, daß eine solche Isolierung die Be- 
reitschaft zu einer sittlich verantworteten ganzheitlichen Lebensgestaltung des Menschen 
lähmt und die gegenseitigen Erwartungen von Mann und Frau korrumpiert. 

f) Immer wieder wird in diesem Zusammenhang auf gewandelte Moralvorstellungen hin- 
gewiesen, denen auch der Gesetzgeber Rechnung tragen müsse. Dies ist auf dem Gebiete 
der Sexualität sicherlich in mancher Hinsicht der Fall. Es ist aber sehr sorgfältig zu über- 
legen, in welchem Umfange die Ordnung der Rechtsgemeinschaft einem solchen Wandel 
der Moral jeweils nachzueilen oder ihm gar vorauszueilen hat. Das Recht hat seinem We- 
sen nach eine ordnende und bewahrende Funktion. Diese Funktion verliert es aber, wenn 
es den Zeitströmungen kritiklos anheimgegeben wird. Keineswegs darf geschehen, daß unter 
mißbräuchlicher Ausnutzung der freiheitlichen Grundstruktur und unter schwächlicher 
Duldung von Staat und Gesellschaft Verhältnisse und Bedürfnisse geschaffen werden, die 
dann im nachhinein zum Rang eines gültigen Maßstabes erhoben werden. Wenn schon auf 
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vorhandene gesellschaftliche Verhältnisse und die in ihnen herrschenden Moralvorstellun- 
gen abgestellt wird, dann darf nicht übersehen werden, wie unterschiedlich auch heute 
noch im Raum der Bundesrepublik Deutschland die Bereitschaft ist, Erscheinungen der 
Pornographie hinzunehmen oder ihnen zu wehren. In nicht geringem Umfange ist es bis- 
her in manchen Gebieten der Bundesrepublik gelungen, mit dem gesetzlichen Instrumen- 
tarium den gröbsten Auswüchsen auf diesem Gebiet wirksam zu begegnen. Es kann nicht 
eingesehen werden, daß die Möglichkeiten dafür beseitigt werden müssen. 

g) Bei allem Wandel gesetzlicher Moralvorstellungen muß der Gesetzgeber bleibende Kri- 
terien für die Rechtsordnung respektieren. Hierzu gehört in diesem Zusammenhang der 
Schutz der Menschenwürde. Er bedingt vor allem das Eintreten für die Würde der Frau, 
die durch die angebliche sexuelle Befreiung zu einem Objekt erniedrigt wird. Hierzu ge- 
hört ferner eine angemessene Berücksichtigung der Entwicklung des Kindes und des Ju- 
gendlichen seitens der Erwachsenen auch um den Preis der Einschränkung kommerzieller 
Interessen. Ein Staat, der in seiner Rechtsordnung die Verletzung der Menschenwürde in 
einem bestimmten Bereich hinnimmt oder sie gar durch den Abbau bestehender Rechts- 
normen erleichtert. verliert Legitimation und Möglichkeit, die Menschenwürde überhaupt 
zu wahren. Der immer wieder gegebene Hinweis auf die Unwirksamkeit der bisher gelten- 
den gesetzlichen Bestimmungen über die Verbreitung unzüchtiger Darstellungen kann nicht 
überzeugen. Die gröbsten Auswüchse und Schamlosigkeiten lassen sich auch heute noch 
eindämmen, wenn der Wille bei den verantwortlichen Stellen in Rechtsprechung und Ver- 
waltung vorhanden ist. Die nachlässige Handhabung der geltenden Bestimmung, die das 
Anwachsen einer Porno-Welle begünstigt, kann nicht mit dem Hinweis auf das Vorhanden- 
sein dieser Porno-Welle gerechtfertigt werden. 

h) Es ist verwunderlich, daß in die Diskussion über die strafrechtliche Neugestaltung des 
Gebietes der Pornographie Erfahrungen und Gesichtspunkte des Jugendschutzes nicht viel 
stärker einbezogen werden. Es liegt in der Logik der Sache, daß auf die Freigabe der Ver- 
breitung der Pornographie ein erheblicher Abbau des bisher geltenden Jugendschutzes fol 
gen muß. Darum ist zu fordern. daß die strafrechtlichen Bestimmungen über die Pornogra- 
phie und alle gesetzlichen Vorschriften des Jugendschutzes als ein zusammenhängender 
Komplex behandelt werden. Der vielfach geäußerte Verdacht, daß auf eine Freigabe der 
Pornographie für Erwachsene ein Abbau des Jugendschutzes erfolgen soll, darf keine wei- 
tere Nahrung erhalten. Jedenfalls muß deutlich sein, daß es einen isolierten Jugendschutz 
nicht geben kann; er wäre pädagogisch, politisch und gesellschaftlich unmöglich, zudem 
in keiner Weise praktisch durchführbar. 

Ein überzeugender Nachweis dafür, daß eine Freigabe der Pornographie erforderlich ist, 
konnte bisher nicht erbracht werden. Es kann nicht anerkannt werden, daß durch die bis- 
herige Gesetzgebung über die öffentliche Verbreitung unzüchtiger Darstellungen auch nur 
ein Bürger unseres Staates in seiner Freiheit und in der Entfaltung seiner Persönlichkeit 
unzumutbar beschränkt worden ist. Unsere Gesellschaft leidet auf diesem Gebiet nicht 
an einem Zuwenig, sondern eher an einem Mißbrauch an Freiheit. Ein uneingeschränktes 
Ausleben sexueller Triebe ist für den einzelnen und für die Gesellschaft ebenso schädlich , 
wie eine verkrampfte, totale Tabuisierung. Freiheit und sittliche Verantwortung für ihre 
Gestaltung stehen immer zueinander in einer gewissen Spannung. Diese Spannung darf 
auch für das Gebiet der Sexualität nicht aufgelöst werden. Die Gesetzgebung über die 
Pornographie kann darin einen wichtigen Dienst tun. 


IV. Schwangerschaftsabbruch 


Das geltende Strafgesetzbuch (StGB) behandelt den üblicherweise, aber sachlich unrichtig 
als Schwangerschaftsunterbrechung bezeichneten Schwangerschaftsabbruch im Zusammen- 
hang der Verbrechen und Vergehen wider das Leben. Die hierher gehörenden Tatbestände 
sollen im Zuge der gegenwärtigen Strafrechtsreform in einem 5. Strafrechtsreformgesetz 
behandelt werden, für das noch kein Gesetz- oder Diskussionsentwurf vorliegt. Wohl aber 
gibt es eine Reihe von öffentlichen Äußerungen, die die Vorstellungen wichtiger Kreise in 
Politik und Gesellschaft hinsichtlich einer Reform der $$ 218 bis 220 StGB erkennen 
lassen. 
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Bei der strafrechtlichen Behandlung des Schwangerschaftsabbruchs ist das Verhältnis 
von Recht, Moral und Ethik so entscheidend für das Lebensschicksal einzelner wie kaum 
an einer anderen Stelle des Strafgesetzbuches. Umso dringender ist es, die Diskussion in 
allen wichtigen Gruppen der Gesellschaft zu führen. Im folgenden werden einige grundle- 
gende Überlegungen zum Schwangerschaftsabbruch angestellt, ohne daß im gegenwärtigen 
Zeitpunkt schon ins einzelne gehende Schlußfolgerungen für das Strafgesetz gezogen wer- 
den sollen; letzteres ist die Aufgabe der Strafrechtskommissionen der evangelischen und 
der katholischen Kirche, denen hier nicht vorgegriffen werden soll. 

a) Es sollte möglich sein, über einige ethisch bestimmte Grundaussagen zum Schwanger- 
schaftsabbruch ein breites Einvernehmen zu erzielen. Schwangerschaftsabbruch ist vorsätzli- 
che Abtötung werdenden Lebens bzw. die vorzeitige Entfernung der noch nicht für sich le- 
bensfähigen Frucht aus dem Mutterleib. Es geht hier also nicht um die Verhinderung der 
Entstehung menschlichen Lebens, sondern um die Frage, ob werdendes menschliches Le- 
ben getötet werden darf. Schwangerschaftsabbruch ist in jedem Fall Tötung werdenden 
Lebens und damit als Mittel der Geburtenregelung zu verwerfen. Zu den Grundaussagen 
gehört auch, daß die Leibesfrucht im Sinne von schutzwürdigem Leben von der Befruch- 
tung an vorhanden ist. Dieses Leben ist unantastbar und für einen Dritten unverfügbar. 
Das gilt auch für die Mutter, da die Leibesfrucht nicht als ein Teil ihres Körpers, sondern 
als ein ihr anvertrautes Leben zu betrachten ist. 

b) Daß menschliches Leben im Augenblick der Befruchtung der weiblichen Eizelle durch 
die männliche Samenzelle beginnt, ist unbestritten. Im Zusammenhang mit der Diskussion 
über Empfängnisregelung, Empfängnisverhütung und Schwangerschaftsabbruch wird geltend 
gemacht, daß die Entstehung menschlichen Lebens sich in mehreren Stufen vollziehe. Von 
einem individuellen, personalen Leben könne erst dann gesprochen werden, wenn ein Aus- 
einandertreten des menschlichen Keimes in Mehrlinge ausgeschlossen ist. Dieser Zeitpunkt 
wird bis zum 13. Tage nach der Befruchtung erreicht und fällt praktisch mit dem Ab- 
schluß der Einnistung des Eies in der Gebärmutterschleimhaut zusammen (Nidation). Als 
weitere wichtige Stufe wird die Herausbildung der menschlichen Hirnanlage als Vorausset- 
zung für personale geistige Existenz eines Menschen angenommen. Diese Stufe wird bis 
zum 40. Tage nach der Befruchtung erreicht. Die Bedeutung dieser evolutionären Ent- 
wicklung menschlichen Lebens für das Verhältnis von Empfängnisverhütung und Schwan- 
gerschaftsabbruch sowie für den Grad strafrechtlichen Schutzes der Leibesfrucht ist unter 
Medizinern und Juristen noch nicht ausdiskutiert. Die ethische Betrachtung muß geltend 
machen, daß keines der späteren Daten in der Entwicklung der Leibesfrucht mit der Be- 
fruchtung als dem Urdatum der Entstehung menschlichen Lebens vergleichbar ist. Eine 
eigentliche Lösung des Problems des Schwangerschaftsabbruchs ist mit Hilfe dieser Abstu- 
fungen nicht erreichbar, zumal sich diese Betrachtung ohnehin nur auf die ersten Wochen 
nach der Befruchtung bezieht. 

c) Nicht jede Verletzung einer sittlichen Verpflichtung bedarf der strafrechtlichen Ver- 
folgung. Das Verbot der Tötung menschlichen Lebens ist aber als ein sittliches Axiom 
von so fundamentaler Bedeutung für die menschliche Gemeinschaft, daß es zugleich im 
Recht des Staates verankert sein muß. Das menschliche Leben zählt zu den höchsten 
Rechtsgütern. die dem Schutz der Strafgewalt des Staates anvertraut sind. Daher ist in 
unserem Rechts- und Kulturbereich das staatliche Verbot des Schwangerschaftsabbruchs 
im Grundsatz bis heute beibehalten worden. Die Erfahrung zeigt, daß eine Relativierung 
an diesem Punkte die Wirkung eines Dammbruchs hat und die Tötung oder Erhaltung 
menschlichen Lebens von zweitrangigen Nützlichkeitserwägungen abhängig macht. Es 
macht zudem die Würde des ärztlichen Berufes aus, daß die Erhaltung menschlichen Le- 
bens zu seinen Grundgeboten gehört. Es kann freilich nicht verkannt werden, daß die 
strikte Befolgung dieses Gebotes im Einzelfall zu einem tiefgreifenden Gewissenskonflikt 
führen kann. Diesem Konflikt hat das deutsche Reichsgericht durch die Zuerkennung 
von Straffreiheit für einen Schwangerschaftsabbruch im Falle der Bedrohung von Leib 
und Leben der Mutter Rechnung getragen (medizinische Indikation). 

d) Die Befürworter einer weitgehenden Reform der Strafbestimmungen zum Schwanger- 
schaftsabbruch orientieren sich an dem Mißverhältnis zwischen dem geltenden Recht und 
dem Umfang seiner Übertretung. Während das gegenwärtige Strafrecht den Schwanger- 
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schaftsabbruch fast ausnahmslos unter Strafe stellt, wird die Zahl der strafbaren Abtrei- 
bungen auf jährlich mehrere Hunderttausend geschätzt, von denen nur ein winziger Bruch- 
teil tatsächlich bestraft wird (von 1963 bis 1965 waren es 3621 Personen). Hinzu kom- 
men die schlimmen Nebenfolgen der Unwirksamkeit des Strafrechts. Selbstabtreibung 

und Abtreibung durch Kurpfuscher verursachen in ungezählten Fällen schwere körperli- 
che Schäden und nicht wenige Todesfälle. Obwohl die Zahl der Abtreibungen, die wegen 
der Strafandrohung und wegen des von dieser lebendig erhaltenen Unrechtsbewußtseins 
unterbleiben, beachtlich sein wird, treten doch viele dafür ein, den Bereich der Verbots- 
ausnahmen erheblich zu erweitern oder den Schwangerschaftsabbruch überhaupt groß- 
zügig freizugeben, um die staatliche und besonders die ärztliche Kontrolle wiederzuge- 
winnen. Vor diesem Weg und vor solcher Begründung muß entschieden gewarnt werden. 
Weder die elementare Verantwortung der Eltern für das gezeugte Leben noch das Axiom 
des Tötungsverbotes lassen eine derartige pragmatische Lösung zu. Zudem sollte nicht 
übersehen werden, daß jeder Schwangerschaftsabbruch einen schwerwiegenden Eingriff 

in die seelische und auch körperliche Verfassung der Mutter darstellt. Eine weitgefaßte 
Legalisierung von Schwangerschaftsabbruch würde auch das Selbstverständnis des Arztes ei- 
ner großen Belastung aussetzen. 

e) Für die sittliche Betrachtung ist ein Verstoß gegen den Grundsatz der Unantastbar- 
keit des werdenden Lebens überhaupt nur im Falle einer Kollision mit höheren oder min- 
destens gleichwertigen Rechtsgütern und eines darauf beruhenden Gewissens- und Pflich- 
tenkonfliktes diskutabel. Der Staat muß einen solchen Fall auf die Ebene einer praktikab- 
len Rechtsbestimmung bringen, ohne daß sein Grenzcharakter verlorengeht. Der Versuch, 
in der Frage des Schwangerschaftsabbruchs die Kluft zwischen Rechtslage und Lebens- 
wirklichkeit zu überwinden, darf die wagende Gewissensentscheidung nicht in einen ein- 
fachen Verwaltungsvorgang verwandeln. So wird der Gesetzgeber die Regelung einer 
Grenz- und Zwangssituation in einer Weise vornehmen müssen, die auch in den Ausnahme- 
fällen den Grundsatz der Unantastbarkeit werdenden Lebens deutlich macht. Die Ausnah- 
me darf nur den jeweils zu prüfenden Einzelfall betreffen. Nur so bleibt die Ausnahme- 
situation auch hinsichtlich des zu schützenden Rechtsgutes als Konfliktfall erkennbar. 

f) Schließlich bleibt die Erkenntnis, daß strafrechtliche Maßnahmen — wie immer sie ge- 
staltet sind — allein nicht ausreichen, das Problem des Schwangerschaftsabbruchs zu be- 
wältigen. Auch die Erfahrungen anderer Länder mit einer großzügigen Indikationspraxis 
widersprechen den Erwartungen, auf diese Weise die Zahl der illegalen Abtreibungen we- 
sentlich herabdrücken zu können. Es bedarf vielmehr einer umfassenden Erziehungsarbeit, 
einer gezielten Sozial- und Familienpolitik und nicht zuletzt einer Überwindung von Un- 
sicherheiten in Grundfragen der Sexualethik. Die Diskussion wird sich daher mit Vorzug 
auch darauf zu erstrecken haben, wie diese Ziele im Zusammenwirken staatlicher, kirch- 
licher und gesellschaftlicher Stellen und Kräfte am wirkungsvollsten zu erreichen sind. 


Die kritischen Anfragen und Ausstellungen in der Plenardiskussion der Synode 
gingen dahin, 

1. daß im Inhalt der Veröffentlichung die Frau von 1971 überhaupt nicht 
vorkomme; 

2. daß der Veröffentlichung durch das Vorwort der höchsten Geistlichen bei- 
der Kirchen ein ihr nicht zukommendes Schwergewicht verliehen werde; 

3. daß die äußere Aufmachung der Veröffentlichung die Unterscheidung 
zwischen einem Diskussionsbeitrag und einer Denkschrift der EKD unmöglich 
mache; 

4. daß die Schrift durch Aufrichtung von Postulaten unbarmherzig verfahre 
und Richtern keine Möglichkeit gebe, barmherzig zu sein; 

5. daß die Veröffentlichung eine Kampfansage gegen die Regierung sei. 
Nachdem Bischof D. Kunst, einer der Mitautoren der angegriffenen Schrift, 
in einem längeren Votum zu den Einwänden Stellung genommen hatte, verab- 

schiedete die Synode eine 
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ENTSCHLIESSUNG BETREFFEND DIE SCHRIFT 
„DAS GESETZ DES STAATES UND DIE SITTLICHE ORDNUNG“ 


Vom 21. Februar 1971 


1. Die Synode hat sich mit der Schrift „Das Gesetz des Staates und die sittliche Ordnung“ 
befaßt. Sie nimmt zum Inhalt nicht Stellung, da die Zeit für eine angemessene Diskussion 
nicht ausreichte. 

2. Die Synode nimmt zur Kenntnis, daß die Schrift unter Heranziehung der Denkschrift 
zur Reform des Ehescheidungsrechts und der demnächst erscheinenden Denkschrift über 
Fragen der Sexualethik zusammen mit Repräsentanten der katholischen Kirche in persön- 
licher Verantwortung erarbeitet worden ist. Die Beteiligten beabsichtigten, ihnen wichtig 
erscheinende Gesichtspunkte aus den Bereichen der Eherechtsreform, der Bekämpfung 
der Pornographie und des Schwangerschaftsabbruchs herauszugreifen und sich mit Mei- 
nungen auseinanderzusetzen, die in der Öffentlichkeit diskutiert werden. Schon bei der 
Übergabe des Diskussionsbeitrages ist hervorgehoben worden, daß die Schrift sich nach 
Meinung ihrer Verfasser vornehmlich mit Auffassungen auseinandersetzt, die die Bundes- 
regierung nie zu vertreten die Absicht gehabt hat. 

3. Die Synode bittet die Gemeinden, sich bei der Meinungsbildung zu den genannten 
Fragen über die unterschiedlichen Erwägungen und Lösungsmöglichkeiten zu informieren 
und dabei — soweit sie vorliegen - Gesetzentwürfe und ihre Begründungen heranzuziehen. 


B. Die Ostverträge und die Versöhnung mit den östlichen Nachbarn'® 


Von der Polarisierung der Sicht und Beurteilung der Ostverträge in der bundes- 
deutschen Öffentlichkeit war die evangelische Christenheit in vollem Umfang mit 
betroffen. Im innerkirchlichen Raum begegneten die gleichen Meinungsbildun- 
gen und Meinungsgruppen, denen die Bevölkerung unseres Landes folgte. Was 
von den einen als konstruktiver Beitrag zu einer Politik der Versöhnung und 
des Friedens bewertet wurde, galt anderen als eine Politik des Verzichts ohne 
Gegenleistung, der Preisgabe unaufgebbarer Rechte und der Auslieferung des 
deutschen Volkes an eine unzumutbare Fremdbestimmung. 

Auf der Berliner Tagung der EKD-Synode erklärte der Ratsvorsitzende Lan- 
desbischof D. Dietzfelbinger in seinem Rechenschaftsbericht: 


Im Zusammenhang mit der Unterzeichnung des Warschauer Vertrages ging es um ein kirch- 
liches Mitbedenken von Lebensfragen des eigenen Volkes in Verbindung mit der Arbeit an 
einer beständigen Friedensordnung zwischen den Völkern. In der Zwischensituation zwi- 
schen der Unterzeichnung des Vertrages und seiner Ratifizierung mit ihren tiefgreifenden 
innenpolitischen Auseinandersetzungen mußte es — bis jetzt wenigstens — nicht unsere 
Aufgabe sein, nach der Ostdenkschrift und nach dem Wort der Synode 1966 über Ver- 
treibung und Versöhnung mit einem neuen größeren Memorandum an die Öffentlichkeit 
zu treten. Dagegen schien es erforderlich, ein mehr diakonisch-seelsorgerliches Wort über 
die Art der Auseinandersetzung und zu den besonders Betroffenen zu versuchen sowie 
etwas zur großen Linie der Versöhnung zwischen den Völkern zu sagen. 


In der Aussprache brachen deutliche Meinungsgegensätze auf. 
Aufgrund der Diskussion verabschiedete die Synode eine 


16. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1970, S. 159ff. 
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ENTSCHLIESSUNG BETREFFEND 
AUSGLEICH UND VERSÖHNUNG MIT DEN ÖSTLICHEN NACHBARN 


Vom 21. Februar 1971 


1. Die Synode der EKD hat im März 1966 in ihrer Synodalerklärung „Vertreibung und 
Versöhnung“ zu Verständigung und Ausgleich mit den östlichen Nachbarn aufgerufen. 
Anläßlich der Unterzeichnung der Ostverträge hat der Ratsvorsitzende darauf hingewie- 
sen, daß Versöhnung ein langer mühevoller Prozeß ist, in dem die Glieder der Kirche 

Jesu Christi oft zwischen den Fronten vermitteln können. Hinter das gemeinsam Erkannte 
und Ausgesagte können wir nicht zurück. 

2. Wir beobachten, daß der Widerstreit über den richtigen Weg zu einer künftigen Frie- 
densordnung bis tief in die Gemeinden reicht. Wir können diese Gegensätze derzeit nicht 
voll überbrücken, sind aber alle gegenseitig dafür verantwortlich, daß die Auseinanderset- 
zungen nicht ausarten. Die Synode bittet die Gemeindeglieder, die Politiker ihres Vertrau- 
ens immer wieder daran zu erinnern, daß sie uns für eine gerechte und dauerhafte Frie- 
densordnung verantwortlich sind. 

3. Die einen unter uns sehen in den Verträgen über Gewaltverzicht nicht nur die fälligen 
konkreten Schritte zur Versöhnung, sondern auch den notwendigen Ansatz zu einer ver- 
nünftigen, auf Interessenausgleich beruhenden Friedensordnung für Europa. Sie meinen, 
daß Politiker, die diese undankbare und risikoreiche Aufgabe wagen, Dank und Ermuti- 
gung der Kirche verdienen. 

Auch die anderen unter uns treten für Gewaltverzicht und einen Interessenausgleich zwi- 
schen den Völkern ein, befürchten aber, daß die Verträge nicht zu einer dauerhaften und 
gerechten Friedensordnung führen. 

Beide Seiten bitten die Vertriebenen, sich durch vergangenes Unrecht auch weiterhin 
nicht von einer zukunftsgerichteten Mitarbeit abhalten zu lassen. Beide wissen sich dafür 
verantwortlich, daß der Widerspruch nicht in eine nationalistische Hetze verfälscht wird 
und die Auseinandersetzung nicht die Form eines „kalten Bürgerkrieges‘ annimmt. 

4. Wir fordern die Gemeindeglieder auf, die Sorgen der jeweils anderen wie auch das 
Lebensrecht der östlichen Nachbarn ernst zu nehmen und den Versöhnungsdienst in ihrer 
Mitte und über die politischen Grenzen hinaus zu verstärken. Verträge allein können noch 
keine Aussöhnung bewirken. 

Es geht darum, die aus den Verträgen von Moskau und Warschau erwachsenden Aufga- 
ben gewissenhaft zu erkennen und danach zu handeln. Dazu gehört zunächst die Mitver- 
antwortung für die Aufnahme der jetzt wieder in größerer Zahl bei uns eintreffenden Um- 
siedler. Mit räumlicher Ansiedlung und Beschaffung von Arbeitsplätzen ist es allein nicht 
getan. Hinzu muß unsere Bereitschaft kommen, sie in ihren Erwartungen und Vorstellun- 
gen zu verstehen. Es bedarf gemeinsamer Anstrengung, ihnen in unserer Mitte eine neue 
Heimat zu schaffen. 

Dieses Handeln gehört zu dem Versöhnungsdienst, den das Evangelium uns gebietet. 


Der am 7./8. Juli 1971 in München zusammengetretene Kirchentag der evange- 
lischen Schlesier verabschiedete eine auf einen mehr kritischen Ton gegenüber 
den Ostverträgen gestimmte Erklärung: 


WAHRHEIT FREIHEIT GERECHTIGKEIT 


Durch die Ostpolitik der Bundesregierung sind die heimatvertriebenen Christen noch mehr 
als bisher in das politische Spannungsfeld geraten. Die Friedensabsichten der Regierung 
werden nicht bezweifelt, ihre politischen Schritte sind aber in unserem Volk auf sehr un- 
terschiedliche Beurteilung gestoßen. Über das Ziel einer ausgleichenden Verständigung 

mit den östlichen Nachbarn besteht auch unter den Vertriebenen Einigkeit, wie schon ihre 
Charta von 1950 dokumentiert. Ob jedoch die von der Bundesregierung unterzeichneten 
Verträge mit der UdSSR und der Volksrepublik Polen der Verwirklichung dieser Ziele 
dienen können. ist hart umstritten. Christen wissen zwar um die Unvermeidlichkeit des 
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Leidens an ungerechten Zuständen in dieser Welt, aber auch um ihre Mitverantwortung 
für deren Überwindung. Darum hält sich der Schlesische Kirchentag für verpflichtet, auf 
Maßstäbe hinzuweisen, ohne deren Beachtung ein dauerhafter und menschenwürdiger Frie- 
de nicht möglich ist. Sie dürfen daher bei einer verantwortlichen Urteilsbildung nicht 
außer acht bleiben. Diese Maßstäbe sind: Wahrheit, Freiheit, Gerechtigkeit. 


I. Der Maßstab der Wahrheit 


Um der Wahrheit willen ist zu fordern: 

1. Klarheit und Eindeutigkeit der in Diskussionen und Dokumenten verwendeten Begriffe 
und Begründungen. 

2. Kein Verschweigen oder Verfälschen geschichtlicher Leistungen und gegenwärtiger 
Machtverhältnisse unter politischen oder ideologischen Gesichtspunkten. 

Zu 1: a) Die unmittelbare Anwendung christlicher Begriffe wie Versöhnung oder Hoff- 
nung im politischen Bereich kann zu unrealistischen Erwartungen verführen. Christliche 
Versöhnung geschieht durch Gott. Nur diese Versöhnung verlangt die voraussetzungs- und 
bedingungslose Auslieferung. Wenn aber auf dem politischen Feld die Schuld der Verant- 
wortlichen einer Seite den Ausgangspunkt politischer Lösungen bildet, wird die Zurech- 
nung von Schuld als Druckmittel mißbraucht und Versöhnung in Unterwerfung verkehrt. 
Politischer Ausgleich mit dem Ziel eines friedlichen Zusammenlebens von Staaten und 
Völkern wird nur möglich, wenn beide Seiten die gegenseitige Schuldverstrickung zu über- 
winden suchen und ihre Rechts- und Lebensverhältnisse im Geiste der Verständigung re- 
geln. 

Zu 1: b) Der Ablehnung von bloßer Gewalt als Mittel der Politik widerspricht es, wenn 
man Willkürmaßnahmen einer Siegermacht nicht nur vorläufig hinnimmt, sondern aner- 
kennt. Hierzu gehören: 

Vertreibung der Bevölkerung; 

Annexion der unter fremder Verwaltung stehenden Gebiete; 

Teilung des Landes und Mauerbau; 

Isolierung Westberlins. 

Daher können die unterzeichneten Verträge als Gewaltverzichtsverträge nicht glaubwür- 
dig sein. 

Zu 1: c) Es würde der Wahrheit widersprechen, wenn offenkundige Mängel von Verträ- 
gen durch einseitige Willenserklärungen verborgen werden. So scheint erstens der Brief der 
Bundesregierung zur Wiedervereinigung im Widerspruch zum Text des Vertrages mit der 
UdSSR zu stehen, und so scheint zweitens die „Information der Regierung der Volksre- 
publik Polen über die Maßnahmen zur Lösung humanitärer Probleme“ die Erfüllung von 
Rechtsansprüchen durch bloßes Wohlwollen zu ersetzen. 

Zu 2: a) Der Wahrheit widerspricht es, wenn ein Volk wesentliche friedliche Kultur- 
leistungen der eigenen Geschichte, wie die deutsche Ostsiedlung und den Anteil ostdeut- 
scher Stämme an der europäischen Kultur, weitgehend aus dem Bewußtsein verdrängt 
und der Vergessenheit preisgibt, ja ihre Umdeutung und Verfälschung unwidersprochen 
hinnimmt. Die Vertreibung der Bevölkerung darf nicht zur Verleugnung geschichtlichen 
Erbes führen, zu dem auch die Geschichte evangelischen Kirchentums in den deutschen 
Ostgebieten gehört. Geschichtliches Unrecht kann geschichtliche Leistung nicht auslöschen. 

Zu 2: b) Der Wahrheit widerspricht es, wenn geographische Bezeichnungen geändert 
werden sollen, um einseitige politische Bewußtseinsbildung zu betreiben. Daher wäre es 
unverantwortlich, althergebrachte deutsche geographische Bezeichnungen in den Vertrei- 
bungsgebieten aufzugeben oder deutscherseits in Klammerzusätze zu verweisen. 


II. Der Maßstab der Freiheit 


Um der Freiheit willen ist zu fordern: 
1. die Verwirklichung der Menschenrechte, 
2. die Gewährung freier Religionsausübung. 
Zu 1: a) Ein Teil unseres Volkes ist an der Ausübung freier Selbstbestimmung durch 
das herrschende Regime gehindert. Durch Eingehen auf die Zweistaatentheorie für Deutsch- 
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land und den vorläufigen Verzicht auf Wiedervereinigung droht die Spaltung noch tiefer 
zu werden. Den Vertriebenen und Flüchtlingen würde nach Verlust der Heimat noch zu- 
sätzlich die Last weiterer Familientrennung aufgebürdet, falls sich Teile Deutschlands ein- 
mal faktisch als Ausland gegenüberstünden. Es ist zu fragen, ob nicht Verträge mit diesen 
oder anderen schwerwiegenden Folgen der freien Mitbestimmung des ganzen deutschen 
Volkes bedürfen. Sonst wäre auch die Hoffnung auf ein freies, einheitliches Europa bereits 
im Ansatz erschüttert. 

Zu 1: b) Den Grundfreiheiten, die von den Vereinten Nationen in der allgemeinen Er- 
klärung der Menschenrechte niedergelegt sind, widerspricht es, wenn Deutschen in den 
fremder Verwaltung unterstellten Ostgebieten noch nicht einmal ein Minderheitenschutz 
zugebilligt, sondern sogar ihre Existenz als Deutsche geleugnet wird. Außerdem bedeutet 
es eine Verletzung des Menschenrechts auf Freizügigkeit, wenn Vertriebenen und ihren 
Kindern das Recht auf Niederlassung in der Heimat verwehrt wird. Diese Rechtsverletzung 
kann ohne Vertreibung der neuen Bevölkerung behoben werden, denn geschichtliche Er- 
fahrungen lassen ein Zusammenleben von Menschen verschiedener Nationalität in einem 
künftigen freien Europa möglich erscheinen. 

Zu 2: a) Die freie Religionsausübung wird behindert, wenn die Kirchenpolitik einer welt- 
anschaulich bestimmten Staatspartei auf Zurückdrängung der Kirche aus dem öffentlichen 
Leben und Unterbindung gewachsener kirchlicher Gemeinschaft abzielt. Eine ökumenisch 
denkende Christenheit darf sich nicht beruhigen, wenn Christen, die angeblich in allen Ge- 
sellschaftssystemen ihres Glaubens leben können, in bedrängende Situationen getrieben und 
allein gelassen werden. 

Zu 2: b) Zur Freiheit gehört es auch, daß Minderheiten im Rahmen freier Religionsaus- 
übung ihr Anrecht auf Gottesdienst und religiöse Unterweisung in ihrer Muttersprache be- 
anspruchen können. Das ist den in den Ostgebieten verbliebenen Deutschen bis heute weit- 
hin verwehrt. Es ist Aufgabe vertraglicher Vereinbarungen zwischen den Staaten, auch den 
religiösen Minderheitenschutz sicherzustellen. 


III. Der Maßstab der Gerechtigkeit 


Um der Gerechtigkeit willen ist zu fordern: 

1. Die Beziehungen zwischen Staaten und Völkern müssen auf der Grundlage des Rechts 
geregelt werden. 

2. Bei Ausgleichsverhandlungen ist der Grundsatz der Billigkeit zu wahren. 

Zu 1: Das Recht bildet eine wesentliche Grundlage im Verhältnis der Menschen und 
Völker zueinander. Allein dadurch werden der Machtwillkür Grenzen gesetzt. Wer einer 
bloßen Anerkennung sogenannter ‚Realitäten‘ das Wort redet, verzichtet auf jedes ethi- 
sche Korrektiv bloßer Machtpolitik. Wer das Unrecht verschweigt, verschweigt das Recht. 
Es ist falsch, bei politischen Verhandlungen unter Berufung auf christliche Friedensliebe 
Rechtsgrundsätze außer Acht zu lassen. Die widerrechtliche Vertreibung von Millionen 
Deutscher und die Annexion der deutschen Ostgebiete sind nicht allein als Folgen des 
verlorenen Krieges und Vergeltung für durch Deutsche verübtes Unrecht anzusehen, son- 
dern auch als Ergebnis sowjetischer Machtausübung. Daher ist der „Görlitzer Grenzver- 
trag zwischen Volkspolen und der DDR“ von 1950 wiederholt vom Deutschen Bundestag 
für „rechtswidrig und ungültig‘ erklärt worden. Wenn das heute ins Gegenteil verkehrt 
wird, erschüttert man das Rechtsbewußtsein des Volkes. 

Zu 2: a) Auf der Grundlage von Recht und Billigkeit sind durchaus Lösungen denkbar, 
wenn ein Mindestmaß partnerschaftlicher Verständigungsbereitschaft waltet. Einseitige 
Zugeständnisse und Vorleistungen verletzen den Grundsatz der Billigkeit und zerstören 
die Aussichten auf einen wirklichen Ausgleich und einen dauerhaften Frieden. 

Zu 2: b) Der zu erstrebende Ausgleich darf auch die ungelösten Probleme kirchlicher 
Rechte in den Ostgebieten nicht übergehen. Weder die Beschlagnahme kirchlichen Eigen- 
tums noch die willkürliche Verfügung darüber durch den polnischen Staat entsprechen 
dem Völkerrecht. Die Evangelische Kirche der Union hat 1947 Rechtsverwahrung gegen 
dieses Vorgehen eingelegt. Auch diese Fragen müssen einer rechtlichen Lösung zugeführt 
werden. 
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Was Christen als Wahrheit oder Unwahrheit, als Freiheit oder Unfreiheit, als Recht oder 
Unrecht erkannt haben oder erkennen, dürfen sie nicht verschweigen. Das Ziel einer ge- 
samteuropäischen Verständigung wird sich nur in der Freiheit partnerschaftlichen Entge- 
genkommens im Unterschied zur bloßen Hinnahme eines Machtdiktates erreichen lassen. 
Gottes Wille und sein Wort zielen auf Frieden unter den Völkern in Wahrheit, Freiheit 
und Gerechtigkeit. 


C. Das Anti-Rassismus-Programm 
des Ökumenischen Rates der Kirchen!” 


Als der Exekutivausschuß des ÖRK im Herbst des vergangenen Jahres den Be- 
schluß faßte, aus dem Sonderfonds des Programms zur Bekämpfung des Rassis- 
mus auch solchen Organisationen Geld für humanitäre Zwecke zu geben, die 
sich im aktiven bewaffneten Kampf mit weißen Kolonialsystemen befinden, 
spitzte sich das Problem christlichen Engagements in der Welt dramatisch zu. 
Obwohl der Zentralausschuß des ÖRK in Addis Abeba im Januar 1971 gewisse 
Klärungen in strittigen Fragen herbeiführte, worüber an anderer Stelle des Jahr- 
buches berichtet wird, wurde nicht aller Zündstoff ausgeräumt, so daß das 
Thema „Anti-Rassismus-Programm‘“‘ im Berichtsjahr nicht an Aktualität verlor. 
Nach wie vor ging es dabei um die Frage, ob das ökumenische Anti-Rassismus- 
Programm nicht zur Unterstützung revolutionärer Gewaltaktionen in Ländern 
der „Dritten Welt‘ führen könne und würde. 

Eine Reihe von Synoden sah sich daher veranlaßt, die Frage des Anti-Rassis- 
mus-Programms zu behandeln: 


aa) Die Synode der EKD 


Auf der in Berlin-Spandau in der Zeit vom 18. bis 21. Februar 1971 abgehal- 
tenen Tagung der EKD-Synode führte der Ratsvorsitzende Landesbischof D. 
Dietzfelbinger in seinem Rechenschaftsbericht zum Anti-Rassismus-Programm 
aus: 


(3) ... Das Anti-Rassismus-Programm des Ökumenischen Rates möchte ich in einen etwas 
größeren Zusammenhang stellen, wozu die vor kurzem gehaltene Sitzung des Zentralaus- 
schusses in Addis Abeba besonderen Anlaß gibt. Meine unvollständigen Bemerkungen 
werden von den in unserer Mitte befindlichen Teilnehmern an dieser Sitzung ergänzt 
werden können. 
a) In seinem wichtigen Bericht gibt der Vorsitzende des Zentralausschusses, der Inder 
Dr. Thomas, der Arbeit des Ökumenischen Rates durch drei Fragen eine klare Richtung: 
I. Wo liegen der Mittelpunkt und das zentrale Anliegen der Gemeinschaft im Denken, 
Leben und Arbeiten des Ökumenischen Rates? 

II. Gehen die vielen Aspekte des Lebens des Ökumenischen Rates strahlenförmig von 
diesem zentralen Anliegen aus, sind sie dessen Ausdruck, wenn ja — in welcher Form? 

III. Stellen verschiedene Arbeiten des Ökumenischen Rates eine unangemessene Betonung 
von Dingen dar, die periphere Bedeutung besitzen? 

Diese Fragen wie auch die Bemühungen von Dr. Visser’t Hooft haben nach den mir vor- 
liegenden Informationen in Addis Abeba erfreulicherweise dazu beigetragen, daß die theo- 
logische Arbeit des Ökumenischen Rates stark ins Licht trat. Mir scheint das wesentlich 


17. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1970, S. 113ff. 
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zu sein, bis hin zu der Vorstellung, die die Mitgliedskirchen vom Ökumenischen Rat ha- 
ben und die geprägt ist durch die großen Themen der Vollversammlungen: Die Unordnung 
der Menschen und Gottes Heilsplan — Christus, die Hoffnung der Welt — Siehe, ich mache 
alles neu. Diese Themen bewahren das Ringen um die Einheit der Christen vor der Lässig- 
keit ... und haben von innen her das Verhältnis zwischen dem Ökumenischen Rat und seinen 
Gliedkirchen geprägt, auch entsprechend einigen wichtigen ökumenischen Erklärungen, an die 
ich im Zusammenhang mit einigen Sätzen des Referats des Generalsekretärs erinnern 
möchte: „Der ökumenische Rat ist keine Überkirche und darf niemals eine werden. Er 

ist keine Weltkirche, hat also keine legislativen Rechte über seine Mitgliedskirchen und 
kann nicht in ihrem Namen handeln.‘ „Die Autorität des Rates besteht nur in dem Ge- 
wicht, das er durch seine eigene Weisheit bei den Kirchen erhält“ (W. Temple). In dieser 
Weise versteht sich der Ökumenische Rat als „‚eine Gemeinschaft von Kirchen, die den 
Herrn Christus gemäß der Heiligen Schrift als Gott und Herrn bekennen und darum ge- 
meinsam zu erfüllen trachten, wozu sie berufen sind: zur Ehre Gottes des Vaters und 

des Sohnes und des Heiligen Geistes‘. Auf dieser Basis sind wir mit ihm verbunden, tra- 
gen seine Arbeit aktiv mit, und seine Probleme — bis ins Finanzielle hinein! — sollen auch 
unsere Probleme sein. 

Unser besonderes Interesse gilt diesmal dem Beschluß des Zentralausschusses zum Anti- 
Rassismus-Programm. Ich darf die Kenntnis dieses Beschlusses voraussetzen, zu dem sich 
einige unserer Addis-Abeba-Delegierten ja bereits in gewissen Variationen geäußert haben. 
Hat dieser Beschluß das lösende Wort gesprochen — „Addis Abeba locuta — causa finita‘“? 
Aus dem in verschiedenen Lagern laut gewordenen Echo konnte man beinahe etwas wie 
Erleichterung heraushören: jetzt haben wir alle Recht, nachdem der Beschluß des Exeku- 
tivausschusses von Arnoldshain bestätigt, aber durch Zusätze modifiziert ist! So wenig die 
Diskussion in der Evangelischen Kirche in Deutschland über die Stellung der Christen in 
der Rassismusfrage zu bedauern ist, die im vergangenen September ausgelöst wurde, so 
wenig wird nun, auch im Blick auf das unterbrochene Gespräch vom 1. Dezember in Mün- 
chen von einem Ende der Diskussion die Rede sein. Wir sollten uns, wie wir nun auch ste- 
hen mögen, diese Sache nach keiner Richtung zu leicht machen. Die sauberen und die 
schmutzigen Hände sind nicht allzu leicht auseinanderzuhalten oder zu verteilen. Auch die 
Ziffern 5 und 6 des Beschlusses von Addis Abeba werden uns noch Kopfzerbrechen ma- 
chen. Bedenken wir auch die umsichtige Analyse des Beschlusses durch einen Sachverstän- 
digen wie Professor Scheuner: 

„a) In den Debatten hat sich ein Bestreben der beteiligten Stellen des Ökumenischen 
Rates gezeigt, den Einwendungen gegen das Rassismusprogramm in einem gewissen Um- 
fang Rechnung zu tragen. Die Aufnahme der oben erwähnten Stellen in die maßgeblichen 
Dokumente läßt erkennen, daß es hinsichtlich der Frage der Gewalt vertiefenden Studiums 
bedarf, daß die humanitäre Verwendung der zu gebenden Mittel sichergestellt sein soll 
und daß auch an bestimmte zweckgebundene Projekte gedacht werden soll. 

b) Angesichts dieser Verbesserungen in den Dokumenten scheint der Stellungnahme von 
Mitgliedskirchen des Weltrates, die gewisse Bedenken geäußert haben, in einer begrenzten 
Form Rechnung getragen zu sein. Es ist insbesondere auch betont worden, daß die Her- 
gabe von Mitteln an Befreiungsorganisationen nur aus dem Sonderfonds erfolgt ist, der 
in Canterbury geschaffen wurde, allgemeine Mittel hierfür nicht beansprucht wurden. In 
einem Dokument ist auch ausdrücklich auf die Bedeutung freiwilliger Spenden hingewie- 
sen worden. 

c) Man wird unter diesen Umständen zu der Folgerung berechtigt sein, daß sich in die- 
sen Entschließungen der Tagung von Addis Abeba Ansätze ergeben, die in der weiteren 
Erörterung der Probleme zwischen dem Ökumenischen Rat und der Evangelischen Kirche 
in Deutschland sich als nützlich erweisen könnten.“ 

Positiv, so meine ich, wäre zu werten, daß nun ein Gesamtplan des Anti-Rassismus-Pro- 
gramms vorliegt. Er zeigt, was übrigens nie in Frage stand, die vielfältige Verpflichtung 
der Christenheit, die den einen Heiland für alle Menschen bekennt, auf diesem Felde ih- 
ren Glauben auch durch entsprechendes Handeln zu bekräftigen. Die Gesamtübersicht 
ordnet das Einzelstück des Arnoldshainer Beschlusses in ein Ganzes ein und bringt damit 
auch manche vorher fehlende Information nach. Ferner scheint, wenn man die Dinge un- 
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ter politischem Aspekt betrachtet, eine gewisse Lockerung erfolgt zu sein, indem ausdrück- 
lich festgestellt wird, daß der Ökumenische Rat sich nicht mit politischen Bewegungen 
identifiziert, über deren Programm und Wirkung man trotz mancher Aufklärung rein un- 
ter politischem Aspekt verschiedener Meinung sein kann. Denken doch afrikanische Poli- 
tiker selbst sehr verschieden über diese Befreiungsbewegungen, und nochmals unterschied- 
lich, je nachdem, ob sie selber zu den Regierenden oder Regierten gehören. 

Dazu fordert der Beschluß selber zu weiterem theologischen Gespräch auf, vor allem 
über das Problem der Gewalt und Gewaltlosigkeit. Wie müssen wohl heute verschiedene 
EKD-Synodalerklärungen aus der Zeit vor 20 Jahren modifiziert werden, in denen Sätze 
enthalten waren wie dieser: „Auf der Gewalt ruht kein Segen“!? Kommt jetzt, nachdem 
die Rede vom gerechten Krieg bei uns längere Zeit als überwunden angesehen war, eine 
ähnliche Fragestellung in der Form einer iusta revolutio wieder auf uns zu mit der For- 
derung einer anderen Antwort? Wir in Deutschland haben vielen anderen Völkern in die- 
sem Bereich eines voraus: das ist die Erfahrung der Schuld. Gerade sie muß uns dazu füh- 
ren, im Wissen darum, daß auch der Christ nicht aus politischen Verstrickungen gelöst 
ist, doch bis ins Theologische hinein besonders achtsam zu sein und den zentralen Dienst 
der Christenheit zu verkündigen und zu tun, der mit dem schweren Wort „Versöhnung“ 
bezeichnet ist. Endlich können und müssen wir uns im Blick auf die vielfältigen Verflech- 
tungen mit der Entwicklungshilfe, mit „Dienste in Übersee‘, mit „Brot für die Welt“, im- 
mer wieder daran erinnern, daß in der Kirche ein ganz besonders sorgsames Umgehen 
mit anvertrautem Geld erforderlich ist — jemand hat gesagt: ein doppeltes Maß des Hei- 
ligen Geistes! — nicht nur um der Empfänger, sondern ebenso um der Geber willen. Ihre 
Absicht, ihr Wille, ihr Vertrauen oder Mißtrauen, ihre Fürbitte oder ihre Abkehr spielen 
bei freiwilligen Gaben wie bei Kirchensteuern eine grundlegende Rolle. 


Die Plenardebatte wies die gleichen Polarisierungserscheinungen auf, die auch 
die Diskussionen und Entschließungen der gliedkirchlichen Landessynoden 
(s.u.), und die öffentliche wie innerkirchliche Meinungsbildung insgesamt be- 
stimmten. 

Die lange und schwierige Aussprache, die nicht ohne ‚einen kleinen Miß- 
klang‘ (Präses D. Dr. Raiser) verlief, erbrachte als Stellungnahme der Synode 
eine 


ENTSCHLIESSUNG BETREFFEND DAS ÖKUMENISCHE PROGRAMM 
ZUR BEKÄMPFUNG DES RASSISMUS 


Vom 21. Februar 1971 


Die Synode nimmt dankbar zur Kenntnis, daß auf der Konferenz des Zentralausschusses 
des Ökumenischen Rates der Kirchen in Addis Abeba Klärungen für den allen Christen 
aufgegebenen Kampf gegen die Diskriminierung der Rassen erfolgt sind, welche ein ge- 
meinsames Vorgehen ermöglichen. Diese Klärungen besagen: 

1. Der Kirche ist jegliche Sanktionierung von Gewalttätigkeit verwehrt; aber die Grund- 
satzfragen über den Gebrauch von Gewalt in Gebieten sozialen Umbruchs bedürfen gründ- 
licher und umfassender ökumenischer Untersuchungen. 

2. Die Kirche kann im Dienst an notleidenden und unterdrückten Menschen auch mit 
politischen Bewegungen zusammenarbeiten, darf sich aber nicht vollständig mit ihnen 
identifizieren oder zu ihrem Vorspann mißbrauchen lassen. 

3. Die Empfänger der Hilfe sind aus verständlichen Gründen empfindlich gegen alle von 
außen kommenden Auflagen, Bindungen und Kontrollen; aber aus Verantwortung den Spen- 
dern gegenüber müssen auch klar umgrenzte Projekte angeboten werden. 

In diesem Verständnis bejaht die Synode das ökumenische Programm zur Bekämpfung 
des Rassismus, wie es in Addis Abeba in den Dokumenten 10, 24 und 55 niedergelegt 
worden ist, und empfiehlt es dem Rat, den Gliedkirchen und den Gemeinden zur Be- 
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Die Synode bittet den Rat der EKD, dafür Sorge zu tragen, daß die in dem Dokument 
55, Abschnitt B 6 der Tagung des Zentralausschusses des Ökumenischen Rates der Kirchen 
in Addis Abeba angesprochenen Studien erarbeitet und ihre Ergebnisse veröffentlicht wer- 
den. 

Die Synode bittet den Rat, auf der Synodaltagung im November 1971 einen ersten Be- 
richt zu erstatten. 


Auf der EKD-Synodaltagung in Frankfurt (7.-12. November 1971) informierte 
der Ratsvorsitzende Landesbischof D. Dietzfelbinger in seinem Rechenschafts- 
bericht die Synode über den Problembereich und Arbeitsstand: 


In ihrer Entschließung betr. das Ökumenische Programm zur Bekämpfung des Rassismus 
hat die Synode auf ihrer letzten Tagung ihr Interesse an den mit Dokument 55 Abschnitt 
B 5 von Addis Abeba angesprochenen Studien bekundet und um einen Zwischenbericht 
gebeten. Die Studien sind in der Kammer für öffentliche Verantwortung und in einer ad- 
hoc-Kommission angelaufen. Allerdings zeigt sich, daß damit ein sehr großer Aufwand an 
Zeit und Kraft verbunden ist. Die methodischen und inhaltlichen Schwierigkeiten der 
Sache sind deutlich hervorgetreten. Einig war man sich darin, daß der Rassismus nicht 
nur als ein sozialpsychologisches Problem zu begreifen ist, sondern auch im Horizont der 
politischen und wirtschaftlichen Spannungen zwischen den Industrienationen und den 
Ländern der Dritten Welt zu sehen ist. In einer ersten Phase der umfassenden Aufgabe 
kann nur das Feld der Studien umschrieben werden, die derzeit möglich und nötig er- 
scheinen. An erster Stelle steht die Forderung nach umfassender Information und Auf- 
klärung in Sachen Rassismus. Hier ist ein großer Nachholbedarf in den Gemeinden fest- 
zustellen. Aus dem Katalog möglicher, an geeignete Stellen zu vergebender Studienaufträ- 
ge ist zu nennen: Medienanalyse zur Darstellung von Rassenkonflikten, rassistische Ver- 
zerrungen des Menschenbildes in deutschen Schulbüchern, Fremdenfeindlichkeit und Rassis- 
mus im Verhältnis zu ausländischen Arbeitnehmern, farbigen Studenten und Praktikanten, 
rüstungswirtschaftliche Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland zu Gebieten akuter 
Rassenkonflikte, Auswirkungen der wirtschaftlichen Beziehungen der Bundesrepublik 
etwa zum südlichen Afrika ... 

In der vor 15 Jahren von Propst Grüber und Gerhard Brennecke herausgegebenen 
Schrift „Christus — die Hoffnung der Welt“ heißt es: „Vor dem Jüngsten Tag ist die 
Christenheit zu zwei Taten der Hoffnung verpflichtet: zur weltweiten Verkündigung des 
Evangeliums und zur weltweiten Diakonie. Dabei gilt: die Evangelisation, die Verkündi- 
gung des Evangeliums, steht nicht im Dienst der gerechten Ordnung der Welt, wohl aber 
steht die gerechte Ordnung dieser Welt im Dienste der Evangelisation. Dies zu verkennen 
ist immer wieder die Versuchung der Kirche gewesen.‘‘ Auch in dieser Verhältnisbestim- 
mung und Prioritätensetzung, die man gewiß auch etwas anders formulieren könnte, wird 
die Sache der Kirche sichtbar. Mir scheint, viele Spannungen unter uns hängen mit einer 
unterschiedlichen Meinung, vielleicht auch mit falschen Alternativen an diesem Punkt 
zusammen. 

Ich glaube, gerade indem die Kirche der ihr gegebenen Tagesordnung treu bleibt, wird 
sie in der Tagesordnung der Welt an der ihr entsprechenden Stelle vorkommen und den ihr 
aufgetragenen Sachbeitrag geben können. Die Tagesordnung der Welt, der Gesellschaft, 
des Politischen und des Geistigen spielte in jeder Sitzung des Rates eine wichtige Rolle. 
Geht es um die Sache, die wir zu treiben haben, wenn der Rat ... nicht nur mit Proble- 
men der Theologischen Fakultäten, sondern mit Hochschulfragen überhaupt sich befaßt 
und Gespräche mit Parteien und Fraktionen und mit Vertretern der Bundesregierung 
über kritische Entwicklungen an den deutschen Hochschulen führt? Wenn er auf die Be- 
deutung der Entwicklungshilfe und auf die kommende Welthandelskonferenz 1972 auf- 
merksam macht, weil dort Schritte auf mehr Gerechtigkeit hin getan oder versäumt wer- 
den können? Auch in all diesen Bereichen kann und will der Ruf zur Sache laut werden. 
Gerechtigkeit und Wahrheit, Versöhnung und Friede gehören zur Sache der Kirche. 


Die für das christliche Menschenbild grundlegende Erkenntnis, daß in Jesus Christus we- 
der Jude noch Grieche, weder Schwarz noch Weiß ist, muß weiter in die Gemeinden ge- 
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tragen werden und Folgerungen erfahren. Eine wesentliche Hilfe für Nachdenken und Han- 
deln erhielten wir ... durch den Besuch von Beyers Naud& aus Südafrika, an dessen Ar- 
beit deutlich wird, wie die Kraft der Versöhnung auch das Denken und die Verhältnisse 
ändern kann. Christen denken nüchtern über Macht und Gewalt in der Welt — ihre Spra- 
che und ihre Mühe, auch wenn es um Gerechtigkeit geht, kann nicht von der Versöhnung 
absehen ... Das Thema Menschenrechte, dankenswerterweise ein Hauptthema der UNO, 
darf nicht mehr so rasch von der Tagesordnung verschwinden — freilich so, daß es in al- 
len Regionen der Welt laut wird ... 


Ein neuer Beschluß zum Anti-Rassismus-Programm wurde nicht gefaßt. 
bb) Die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands 


Auch die Leitungsgremien der VELKD waren mit dem Anti-Rassismus-Programm 
befaßt. Das Communique& über die Tagung der Kirchenleitung am 30. März 
1971 meldet: 


Die Kirchenleitung erörterte erneut Maßnahmen gegen den Rassismus. Sie empfahl den 
Gliedkirchen in diesem Zusammenhang förderungswürdige Projekte. Die Gliedkirchen 
wurden gebeten, ihre Mittel über den Kirchlichen Entwicklungsdienst, Brot für die Welt 
und den Lutherischen Weltdienst für die empfohlenen Projekte zu bestimmen. Das Luthe- 
tische Kirchenamt steht den Gliedkirchen zur Beratung und zur Koordination zur Ver- 
fügung. Die Kirchenleitung bekräftigte erneut ihre Auffassung, daß politische Organisatio- 
nen nicht in die Unterstützung einbezogen werden sollen. 


cc) Die Landessynode der Evang.-Luth. Kirche in Bayern 


Auf ihrer Tagung in Schweinfurt faßte die Bayerische Landessynode folgenden 


BESCHLUSS ZUM ÖKUMENISCHEN PROGRAMM 
ZUR BEKÄMPFUNG DES RASSISMUS 


Die Landessynode hat sich während ihrer Tagung in Schweinfurt erneut mit dem Ökume- 
nischen Programm zur Bekämpfung des Rassismus befaßt. Sie hat sich mit ihrer Erklärung 
im Oktober 1970 dazu bekannt, daß die Kirche für Menschen einzutreten hat, die ihrer 
Hautfarbe, ihrer Volkszugehörigkeit oder ihres Glaubens wegen diskriminiert, unterdrückt 
oder verfolgt werden. Sie kann jedoch weder direkt noch indirekt Gewaltmaßnahmen för- 
dern. Die Landessynode steht zu dieser Erklärung. 

Die Landessynode kann sich die Beschlüsse des Zentralausschusses des Ökumenischen 
Rates in Addis Abeba nicht uneingeschränkt zu eigen machen. Sie begrüßt es aber, daß 
die Beschlüsse des Ökumenischen Rates erkennen lassen, daß den Bedenken gegen die 
Verwendung kirchlicher Gelder zur Unterstützung von Organisationen, die gewaltsame 
Mittel nicht ausschließen, teilweise Rechnung getragen wurde. Sie nimmt zur Kenntnis, 
daß der Ökumenische Rat der Kirchen den Mitgliedskirchen konkrete Projekte nennen 
will, die gezielte Hilfsmaßnahmen mit zweckbestimmten Geldern ermöglichen sollen. So- 
bald diese Projekte vorliegen, wird zu prüfen sein, ob sie den Gemeinden zur Unterstüt- 
zung empfohlen werden können. 

Auf der Tagung des Zentralausschusses blieben wichtige theologische Fragen ungeklärt. 
Entscheidend ist, welche Aufgaben der Kirche Christi in der Welt aufgetragen sind. Diese 
Sachlage macht eine Weiterführung des Gespräches innerhalb der Mitgliedskirchen und 
zwischen ihnen und dem Ökumenischen Rat notwendig. Die offenen Fragen schließen je- 
doch nicht aus, die den Christen durch die Spannungen zwischen Völkern und Rassen ge- 
stellten Aufgaben stärker den Gemeinden bewußt zu machen. 

Die Verantwortung für diese Sache gebietet es, daß der Landeskirchenrat, kirchliche 
Presse und die Pfarrer auf gründliche und sachgerechte Informationen bedacht sind. 
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dd) Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg (Regionalsynode West) 


In seinem der Regionaltagung West der Berlin-Brandenburger Kirche (19.—24. 
November 1971) erstatteten Bericht ging Bischof D. Scharf auch auf das Anti- 
Rassismus-Programm, insbesondere auf die Zustände in Südafrika ein, die „einen 
bedrohlichen Grad der Spannung erreicht“ haben, weil „die große Mehrheit 
unter verweigertem Menschenrecht unsagbar leidet“. Der Bischof erklärte dazu: 
„Dagegen ist flammender Protest nicht nur zulässig, er ist nötig. Gleichgültig- 
keit wird hier zu tiefer Schuld.‘ Die Synode verabschiedete ein 


WORT AN DIE GEMEINDEN ZUM ÖKUMENISCHEN ANTI-RASSISMUS-PROGRAMM 


Die Synode bringt allen Gemeindegliedern in West-Berlin das beim Evangelischen Konsi- 
storium vor Jahresfrist eröffnete Spendenkonto für das ökumenische Anti-Rassismus-Pro- 
gramm nachdrücklich in Erinnerung. 

In Übereinstimmung und Verbundenheit mit vielen Kirchen und auch angesichts des 
hohen Spendenaufkommens in den Gemeinden der DDR bitten wir, an den Gefahren 
und Opfern des Rassismus nicht vorbeizugehen, sondern daran mitzuarbeiten, daß jeder 
Mensch uneingeschränkt an der menschlichen Gemeinschaft teilhaben kann. 

Besonders in Südafrika haben die Zustände einen hochbedrohlichen Grad der Spannung 
erreicht, wie uns der Bericht der Kirchenleitung dargelegt hat. Wir bitten die Gemein- 
den, die Angebote zur Information und Aussprache zu nutzen, die das Ökumenisch-missio- 
narische Institut, die Berliner Mission und das Hendrik-Krämer-Haus bieten. Dort werden 
auch Anregungen für gezielte Aktionen gegeben. 

Wir bitten unseren Bischof, die in seinem Bericht genannten Kirchen in Südwestafrika, 
welche „gegen die Trennung der Rassen und die Mißachtung der Menschenwürde kämp- 
fen“, des brüderlichen Gedenkens und der Anteilnahme unserer Kirche zu versichern. 

Wir haben in den vergangenen Monaten eine ganze Reihe von Besuchern aus dem Süden 
Afrikas in unserer Mitte gehabt. Sie haben uns eindrücklich die besonderen Nöte ihres 
Landes nahegebracht. Wir möchten die Gemeinden darin bestärken, die hergestellte Ver- 
bundenheit in unserem gemeinsamen Herrn lebendig zu erhalten. 


ee) Die Evang.-Luth. Kirche im Hamburgischen Staate 


Auf ihrer Tagung in Glücksburg vom 20. bis 22. Mai 1971 lag der Synode 
eine Thesenreihe vor, die von dem Synodalausschuß ‚Kirche und Gesellschaft“ 
erstellt war: 


THESEN 


zum „Programm zur Bekämpfung des Rassismus‘ des ÖRK unter besonderer 
Berücksichtigung des Gewaltproblems 


A. Einleitende Thesen 
These I 


Unsere Kirche hat heute neben ihrem Missionsauftrag in verstärktem Maße die Entwick- 
lungshilfe am fernen Nächsten als wesentliche, vom Evangelium her geforderte Aufgabe 
gegenüber den Menschen der Dritten Welt anerkannt. Diese Entwicklungshilfe zielt über 
technische Maßnahmen hinaus auf die Erhaltung von Leib und Leben dieser Menschen, 
auf eine Förderung ihrer gesamten Existenz, die die Wiederherstellung und Bewahrung 
ihrer Menschenwürde in sich einschließt. 
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These II 


Diesem Bemühen stehen in einzelnen Ländern Strukturen entgegen, die ganze Völker 
oder rassische Gruppen in ihrer Menschenwürde verletzen und ihnen die Gleichberech- 
tigung im gesellschaftlichen und politischen Leben versagen. In solchen Situationen kann 
die Kirche zunächst nur „‚mitleiden‘‘ mit denen, die sich in diesen Ländern — in der Re- 
gel nach langen und leidvollen Versuchen eines gewaltlosen Wandelns der Verhältnisse — 
gezwungen sehen, zur Erringung ihrer Menschenrechte zur Gewalt als dem äußersten Mit- 
tel des politischen Widerstandes zu greifen. Wo dieses „Mit-leiden‘“‘ der Kirche mit den 
Unterdrückten in helfendem Handeln Ausdruck findet, wird es notwendigerweise den 
Mut zum „Mitschuldigwerden“ in sich einschließen müssen. 


These III 


Es ist zu beklagen, daß sich die Diskussion der letzten Monate einseitig auf die Frage der 
Unterstützung jener 19 Widerstandsgruppen aus einem „Antirassismus-Fonds‘“ und dabei 
wiederum allein auf jene Minderzahl von Gruppen, die bei ihren Aktionen Gewaltmaß- 
nahmen nicht ausschließen, und somit vor allem auf das Gewaltproblem zugespitzt hat. 
Das ökumenische Programm zur Bekämpfung des Rassismus muß in viel weiteren Perspek- 
tiven gesehen werden. Es umfaßt mittlerweile eine Fülle von Maßnahmen und Aktivitäten: 
Informationsprogramme, Entsendung ökumenischer Besucherteams zum Zwecke von Kon- 
sultationen in den betroffenen Regionen und Gebieten, Einrichtung von Studiengruppen. 
Die Gewaltfrage behält dabei durchaus Bedeutung, ist aber zur Vermeidung einer Engfüh- 
rung der Diskussion in diesen umfassenderen Zusammenhang einzuordnen. 


These IV 


Bei der Unterstützung von Widerstandsgruppen in der Dritten Welt durch unsere Kirche 
darf es — vom Auftrag der Kirche her — nur um humanitäre Hilfe gehen. Humanitäre 
Hilfe schließt nicht nur caritative Maßnahmen (z.B. medizinische Hilfe, Ernährungspro- 
gramme usw.) ein, sondern auch personelle und finanzielle Unterstützung von Struktur- 
maßnahmen zur wirtschaftlichen und sozialen Emanzipation. 


These V 


Um Pauschalurteile in der einen oder in der anderen Richtung zu vermeiden, sollte bei 
allen Überlegungen zum Programm des ÖRK der Partner nicht in einer anonymen und 
angeblich homogenen Front „der Antirassismusgruppen“ gesehen werden. Einen solchen 
Block gibt es weder in der Realität noch im Planen und Handeln des ÖRK. Die verschie- 
denen Gruppen sind durch ihre ethnischen, geographischen und politischen Situationen so 
stark differenziert, daß bei den Auseinandersetzungen über ihre Unterstützung jede einzel- 
ne Gruppe sorgfältig analysiert werden muß — so wie es auch bei den Entscheidungen 
des ÖRK beabsichtigt war. 


B. Hauptthese mit Erläuterungen 
These VI 


Der Umstand allein, daß eine Widerstandsgruppe der Dritten Welt bei ihren Planungen 

und Aktionen als äußerste Möglichkeit Gewalt einbezieht, verbietet es der Kirche nicht, 
dieser Gruppe humanitäre Hilfe zu gewähren. Solche Solidarität der Tat kann von der Bot- 
schaft des Neuen Testamentes her sogar gefordert sein. Diese Botschaft stellt die Christen 
und damit die Kirche an die Seite der Unterdrückten und Leidenden, auch an die Seite 
derer, die in dieser Situation schuldig werden und darunter leiden. 


1. Unterthese 

Das Programm des ÖRK mutet den Gliedkirchen nicht zu, Beihilfe zum Neubeginn ge- 
waltsamen Handelns zu leisten. Die christlichen Kirchen finden in den betroffenen Ge- 
bieten bereits an vielen Fronten Gewaltanwendung vor, deren Wurzel in einer etablierten 
und zum Teil ursurpierten „Gewalt von oben“ liegt, die auch in der Form von „unsicht- 
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barer Gewalt“ in der Art der politischen Strukturen selbst liegen kann, und die als Kon- 
sequenz die Gegengewalt der Unterdrückten nach sich zieht. In solchen Situationen sind 
die Kirchen zu Wort und Tat verpflichtet. 


2. Unterthese 

Die Ablehnung jeder „Gewalt von unten“ im herkömmlichen Denken und Handeln unserer 
Kirche entspringt einer vom traditionellen Luthertum geprägten Sicht des Staates als 
„Obrigkeitsstaat‘‘ mit einem einseitigen Gefälle von „Regierung‘ zum ‚„Untertan“. Wer 
diese Anschauung für die Gegenwart festhält, ignoriert die demokratische Idee der Volks- 
souveränität und bekommt überhaupt das Phänomen der „Gesellschaft‘‘ im heutigen Sinne 
des Wortes nicht in den Blick. Der Staat ist von der Gesellschaft abhängig. Von hier aus 
kann der kritische Widerstand einer Gesellschaft gegen ihre derzeitige Staatsform und 
deren Träger wenn auch nicht „Legalität‘‘, so doch „Legitimität‘“ besitzen. 


3. Unterthese 

Daß Christen als Christen in diesem Sinne formend auf die gesellschaftlichen Strukturen 
einwirken können, lag noch nicht im Blickfeld Luthers. Das Luthertum muß sich heute 
fragen, ob es bereit ist, die Zwei-Reiche-Lehre — unter Umständen in einzelnen Punkten 
gegen Luther — in neuer Weise dynamisch zu interpretieren. Im Zusammenhang unseres 
Problemkreises können wir erkennen, daß es bei unserem helfenden Handeln gar nicht um 
die Alternative „Gewalt oder Gewaltlosigkeit‘‘ geht. Entscheidend ist vielmehr die Frage, 
welcher Gewalt die Kirche indirekt durch Aktivitäten oder aber genau so durch Passivität 
angesichts revolutionären Ringens Vorschub leistet. Das wird zu einer neuen Haltung der 
Kirche gegenüber politischen Veränderungen ‚von unten nach oben“ führen. 


4. Unterthese 

Die röm.-kath. Kirche hat 1967 durch ein sehr vorsichtig in ein ‚Nein‘ verpacktes „Ja“ 
zur Revolution die ‚Gewalt von unten“ als in einer Grenzsituation legitim dargestellt. In 
der Enzyklika „Populorum progressio‘“ ist in den Hauptsatz von der Ablehnung jedes re- 
volutionären Aufstandes (Satz 31) der Nebensatz eingeschoben: ‚, — ausgenommen im 

Fall der eindeutigen und lange dauernden Gewaltherrschaft, die die Grundrechte der Per- 
son schwer verletzt und dem Gemeinwohl des Landes schwer schadet — ““. Damit hat diese 
Enzyklika erstmalig in der lehramtlichen Tradition der Römischen Kirche die Revolution 
zu einer legitimen Möglichkeit des politischen Handelns erklärt. 

Ohne diese Haltung nach theologischem Motiv und sachlicher Ausformung für unsere 
Kirche als Vorbild hinzunehmen, ist es dennoch notwendig, daß sich auch das Luthertum 
in der Reflexion des Themas ‚„Widerstandsrecht“ historischer Versäumnisse bewußt wird 
und sie entsprechend korrigiert. 


5. Unterthese 

Es ist bei all dem selbstverständlich, daß die Kirche in der Wahrung ihrer eigenen Rechte, 
also gleichsam innerhalb des ‚‚Reiches zur Rechten“, niemals zur Gewalt als zu einem ihr 
erlaubten Mittel greifen kann und darf, sondern daß hier ungebrochen das alte Wort 
„Kreuz, Kreuz, Leiden, Leiden sind des Christen Recht!“ in Geltung steht. Neu ist allein 
eine vertiefte Einsicht in die unlösbare Überschneidung und Verflochtenheit beider „‚Rei- 
che‘ nicht nur in der Person des einzelnen Christen, sondern ebenso in der ganzen „‚ver- 
faßten Kirche“ selbst. 


6. Unterthese 

Die in der jüngsten Diskussion unseres Themas des öfteren vorgenommene Scheidung von 
„Christen“ und „Kirche“ in dem Sinne, daß „der Kirche‘‘ verboten sei, was „Christen“ 
evtl. nicht nur erlaubt, sondern geboten sei, ist aus zwei Gründen problematisch: 

a) Theologisch ist nach dem Kirchenbegriff zu fragen, der hinter solchem Argumentieren 
steht, d.h. es ist zu fragen, ob „die Kirche“ hier nicht von einem Institutionalismus her 
gesehen wird, der dem neutestamentlichen Bild von Kirche zuwiderläuft. 

b) Praktisch ist zu fragen, ob die uns heute als Schicksal auferlegte Pluralität unserer 
Kirche als Konsequenz eines solchen Begriffes von „‚der“‘ Kirche nicht ein völliges Schwei- 
genmüssen dieser Kirche nach sich zöge oder doch eine Bedeutungslosigkeit ihres Redens 
und Handelns. 
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7. Unterthese 

Gerade beim Handeln unserer Kirche im „Jahrhundert der Revolutionen‘‘ (Hannah Arendt) 
wird eine weiterentwickelte Zwei-Reiche-Lehre einen wesentlichen lutherischen Beitrag 
zum Ökumenischen Gespräch darstellen: 

a) Aus einer neuen Sicht der Verflochtenheit beider ‚Reiche‘ kann die Erkenntnis er- 
wachsen, daß das „Reich zur Linken“ nicht seiner Eigengesetzlichkeit auszuliefern ist, 
rege auch unter dem Gebot der Liebe steht, das in „Reich zur Rechten“ verkündigt 
wird. 

b) Bei der sich aus der gesellschaftlichen Verantwortung nicht nur für einzelne Christen, 
sondern für die gesamte Kirche ergebenden Notwendigkeit zum ‚‚Pecca fortiter!‘“ im Sinne 
von „Habe den Mut, schuldig zu werden!“ können die christlichen Skrupel vor jeder Ge- 
waltanwendung zur Humanisierung revolutionärer Bewegungen beitragen — gerade wenn 
die Kirche denen, die Gewalt anwenden müssen, nicht ihre Solidarität und humanitäre 
Hilfe verweigert. 


C. Thesen zum praktischen Handeln 
These VII 


Solange große Teile der ev.-luth. Gemeindeglieder durch eine Unterstützung von „Gewalt 
nicht ausschließenden Gruppen“ in Gewissensnot gebracht würden, wird es sich — nicht 

aus theologischen, sondern aus seelsorgerlichen Erwägungen (vgl. 1. Kor. 8) — verbieten, 
eine Unterstützung des Programms zur Bekämpfung des Rassismus des ÖRK generell aus 
Kirchensteuermitteln zu leisten. 


These VIII 


So ergibt sich eine doppelte Möglichkeit kirchlichen Helfens: 

a) Die Kirchen können bestimmten Widerstandsgruppen, die gewaltfrei arbeiten, für be- 
stimmte Projekte Gelder auch aus Steuermitteln bewilligen und sich auf diese Weise am 
Programm des ÖRK beteiligen. 

b) Außerdem könnten und sollten die Kirchen sich zu Trägern und Vermittlern freiwilli- 
ger Spendenaktionen einzelner Gemeinden, Werke oder kirchlicher Gruppen auch für die 
übrigen Widerstandsgruppen machen. 


These IX 


Unsere Kirche muß den unterstützten Gruppen zumuten, über die Verwendung der zuge- 
wandten Mittel im Rahmen des technisch Möglichen Rechenschaft abzulegen. 


These X 


Diese Art des praktischen Handelns kann für unsere Kirche nicht zum Dauerzustand, nicht 
zur endgültigen Möglichkeit werden, sondern in innerkirchlichem Gespräch müssen die 
Aussagen der Thesen I-VIII weiter reflektiert und das in diesen Gedanken dann als rich- 
tig Erkannte stärker in das Bewußtsein der Gemeinden und der breiten Öffentlichkeit ge- 
rückt werden. 


Nach eingehender Aussprache in den Ausschüssen und im Plenum beschloß 
die Synode: 


Die Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche im Hamburgischen Staate hat auf einer 
Tagung vom 20. bis 22. 5. 1971 nach Referaten von Pastor Dr. Albert van den Heuvel, 
Direktor des Referates für Kommunikation beim Ökumenischen Rat der Kirchen in 
Genf, und von Oberkirchenrat Dr. Christian Walther vom Lutherischen Kirchenamt in 
Hannover die von ihrem Ausschuß „Kirche und Gesellschaft‘ vorgelegten Thesen zum 
„Programm des Ökumenischen Rates der Kirchen zur Bekämpfung des Rassismus‘ entge- 
gengenommen. 
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Nach ausführlicher Aussprache stellt die Synode fest: 

„Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Ver- 
nunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen.“ 

Dieser 1. Artikel der ‚„‚Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Na- 
tionen“ gilt erst recht dort, wo der Mensch als Geschöpf Gottes verstanden wird, dem 
die Liebe Christi gilt. Darum ist Rassismus, der Menschen diese Würde verwehrt und ihnen 
die Gleichberechtigung im gesellschaftlichen und politischen Leben versagt, eine Form 
menschlicher Überheblichkeit, die sich gegen Gott selbst richtet. 

Die Kirchen haben dem rassistischen Unrecht gegenüber ihren Einfluß in Vergangen- 
heit und Gegenwart nicht in ausreichender Weise geltend gemacht und ihren Widerstand 
dort unterlassen, wo er vom Evangelium her geboten gewesen wäre. 

Die Christen und damit die Kirchen sind jedoch angesichts der sich verschärfenden Ras- 
sengegensätze und der Diskriminierung anderer Menschen bei uns und in vielen Teilen 
der Welt zu Wort und Tat aufgerufen. 

Sie sind verpflichtet zur Tat der Liebe und machen sich zum Anwalt der Gerechtigkeit. 
Sie unterstützen die Bestrebung zur Freiheit und warnen vor der Schaffung neuer Abhän- 
gigkeiten. Sie predigen die Versöhnung aller Menschen und bezeugen, daß Versöhnung 
die Gleichberechtigung der Rassen fordert. 


ff) Die Pfälzische Landeskirche 


Die pfälzische Landessynode beschloß auf ihrer Tagung im April 1971 in Spey- 
er in einer höchst engagierten Diskussion, keine Kirchensteuermittel für das 
Anti-Rassismus-Programm des ÖRK freizugeben, wohl aber Kollekten durchzu- 
führen und zu Spenden aufzurufen, deren Erträge für humanitäre Aktionen im 
Rahmen dieses Programms dem ÖRK zur Verfügung gestellt werden. Die ent- 
sprechende Entschließung wurde am 28. April 1971 mit überwiegender Mehr- 
heit gefaßt: 


Rassismus ist Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Wo Menschen um ihrer Rasse willen 
unterdrückt und verfolgt werden, ist die Kirche ihnen das Evangelium in Wort und Tat 
schuldig. 

Darum unterstützt die Pfälzische Landeskirche das ARP des ÖRK in Fortführung ihres 
Beschlusses vom 13. 11. 1970 und unter Zustimmung zur Entschließung der Synode der 
EKD über das ÖRK-Programm vom 21. 2. 1971 durch folgende Maßnahmen: 

1. Die Landessynode ruft die Gemeinden zur Hilfe auf. 

2. Die Kirchenregierung wird beauftragt, aus der angekündigten Liste des ÖRK 2 klar 
umgrenzte Projekte humanitärer Art auszuwählen mit dem Ziel, denen zu helfen, die unter 
rassischer Diskriminierung und ihren Folgen zu leiden haben. 

Die finanzielle Unterstützung dieser Projekte soll (aus geeigneten Positionen des Haus- 
halts der Landeskriche) aus Kollekten und Spenden bestritten werden. Der Landeskirchen- 
rat soll dazu Kollekten ausschreiben. 

3. Die Landeskirche errichtet 

a) ein Sonderkonto für Spenden, die für die beiden ausgewählten Projekte bestimmt 
sind (und 

b) ein Sonderkonto für Spenden, die dem ÖRK für die Durchführung des Gesamtpro- 
grammes zur Überwindung des Rassismus zur Verfügung gestellt werden). 

4. Die Landessynode bittet den Aktionsausschuß, seine Informationsarbeit weiterhin zu 
intensivieren. 


gg) Die Evangelische Kirche im Rheinland 


Die rheinische Landessynode faßte auf ihrer Tagung vom 9. bis 17. Juni 1971 
in Bad Godesberg eine Reihe wichtiger Beschlüsse und Entscheidungen zum 
Rassismus. Sie richtete ein Wort an die Gemeinden, gab eine grundsätzliche 
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Erklärung zum Anti-Rassismus-Programm des ÖRK, der sich eine Reihe von 
Entschließungen praktischer Art anschloß, und bewilligte eine Sonderhilfe 
für die Evang.-Luth. Kirche in Süd-West-Afrika. 

Die Synodalbeschlüsse lauten: 


1. ZUR ÜBERWINDUNG DES RASSISMUS 


Wort der Landessynode an die Gemeinden 


A. 


Zu den akuten Gefahren, die die Menschheit in allen Kontinenten bedrohen, gehört der 
Rassismus. 

Jede Form des Rassismus entstammt einem wertenden Denken, das nur die eigene Rasse 
positiv einschätzt und Angehörige anderer Rassen nicht als gleichwertige und gleichbe- 
rechtigte Partner betrachtet. Damit werden die Menschen anderer Rassen diskriminiert, 
die Beziehungen zueinander vergiftet und die Gemeinschaft zerstört. Die Freunde sein 
sollten, werden zu Feinden. Darum ist die Lösung des Rassenproblems eine der vordring- 
lichen Aufgaben der Gegenwart. Uns belasten vor allem die Folgen des weißen Rassismus. 
Der zunehmende Gegensatz von Weiß und Nichtweiß ist ein Erbe der kolonialen Vergan- 
genheit. Die Vorherrschaft der Weißen hat die Frontenbildung zwischen den Rassen nicht 
verhindert, sondern verschärft. Überheblichkeit und Vorurteile spielen eine bestimmende 
Rolle. Der weiße Rassismus hat rassistischen Haß farbiger Mitmenschen hemorgerufen. 
Der Rassenkampf ist vielerorts zu einem erbitterten Kampf um die Macht geworden. 

Der Konflikt wird dadurch verschärft, daß das Kapital, mit dem man die Industrien zur 
Erhaltung der Völker aufbauen könnte, weit überwiegend in der Hand der Weißen ist. 
Notwendige Bemühungen der Industrienationen um den Aufbau in den Entwicklungslän- 
dern sind gefährdet, weil Rassenkonflikte die Spannungen zwischen den Armen und den 
Reichen verstärken. Die Verschärfung der Gegensätze hat in weiten Teilen der Welt ein 
solches Ausmaß angenommen, daß das Unvermögen des Menschen, der Situation Herr 
zu werden, deutlich zutage tritt. 


B. 


Die Bibel kennt den Begriff der Rasse nicht; trotzdem verurteilt sie den Rassismus. 

Die Heilige Schrift stellt zwar fest, daß es Verschiedenheiten von Völkern gibt, sie weiß 
aber auch. daß die Menschheit die ihr von Gott geschenkte Einheit schuldhaft zerstört 
hat und immer wieder zerstört (z.B. 1. Mose 10 und 11; Amos 9,7; Lukas 3,8; Apostel- 
geschichte 17,26). 

Die Bibel sagt deutlich, daß die verlorene Einheit des Menschengeschlechtes in Jesus 
Christus wiedergewonnen wird. Solche Einheit beschränkt sich keineswegs nur auf eine 
ideale. nicht zu verwirklichende Gemeinschaft, sondern beweist sich in einer Gemeinde, 
in der Angehörige verschiedener Völker und Rassen beieinander sind, miteinander Mahlge- 
meinschaft halten und in Partnerschaft und Bruderschaft einander zugeordnet sind (z.B. 
Matthäus 8,11; Johannes 10,16; Johannes 17; Galater 3,28). 

Die Heilige Schrift weist schließlich auf die Zukunft einer unter der Herrschaft Jesu 
Christi vereinten Gemeinde aus Angehörigen aller Nationen hin (z.B. Philipper 2,11; Of- 
fenbarung 7,1-12). 

Damit verbietet sie, daß durch die wertende Herausstellung von Besonderheiten die neu 
gewonnene Einheit und Zusammengehörigkeit der Menschen verlorengeht. Sie lehnt ent- 
schieden eine Theologie ab, die aus angeblich christlichen Prinzipien eine Trennung der 
Rassen befürwortet. Man kann aus der Heiligen Schrift nicht ableiten, daß nur die Tren- 
nung der Rassen vor Gleichmacherei oder auch vor dem Chaos bewahren könne. 


eh 


Rassismus ist nicht mit der den Christen gebotenen Liebe vereinbar, die sich an der Liebe 
Jesu zu allen Menschen ausrichtet. Eine solche Liebe sucht Verwirklichung in vernünftigem 
Rechtsausgleich zwischen Privilegierten und Benachteiligten. 
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Darum ist die Christenheit gerufen, entschlossen der rassischen Diskriminierung zu wehren 
und für den Frieden unter den Rassen einzutreten. Es geht um mehr, als daß man sich gegen- 
seitig in Ruhe läßt. Hier ist der Abbau des Rassendünkels gemeint und der Wille, den 
Angehörigen einer anderen Rasse als gleichberechtigten und gleichwertigen Partner an- 
zuerkennen und seiner Selbstverwirklichung nicht im Wege zu stehen. Der Friede der 
Welt wird in den kommenden Jahrzehnten von der rechten Art der Begegnung der 
Rassen abhängig sein. 

Viele sind der Meinung, daß wir in der Bundesrepublik zur Zeit von diesem Rassen- 
problem und dem Ausarten des Rassismus am wenigsten betroffen wären, so daß wir 
gerade zu dieser Frage kaum etwas beizutragen hätten. Wir sollten aber nicht vergessen, 
daß auf unser Konto ein Reden von Rasse und Volk geht, das in den dreißiger Jahren 
zu einer diskriminierenden Gesetzgebung bis hin zu den Vernichtungslagern geführt hat. 
Wir sind der Welt darum den Beweis noch schuldig, daß es bei uns heute erhöhte Wach- 
samkeit und ein anderes Denken über die Rasse gibt. 

Dazu gehört zum Beispiel die vorurteilsfreie Anerkennung der Ausländer in Gesell- 
schaft und Gemeinden. 

Dazu gehört auch die Bereitschaft, unsere wirtschaftliche Tätigkeit daraufhin zu über- 
prüfen, ob sie rassistische Strukturen unterstützt. Der Friede unter den Rassen ist verlo- 
ren, wenn die weiße Minderheit weiterhin ihre wirtschaftliche Vorrangstellung in erster 
Linie zu eigenem Nutzen gebraucht. 

Der Friede, den die Christen bezeugen, geht aus von der Liebe Jesu und seinem Opfer 
für die ganze Welt. Diese Liebe ist schöpferisch. Sie wird, wie sie im vorigen Jahrhundert 
entscheidend zur Beendigung der Sklaverei beigetragen hat, auch heute dazu helfen, daß 
die Mauern und Schranken zwischen den Rassen abgebaut werden und die Diskriminierten 
zu ihrem Recht kommen. Sie bringt es nicht mehr fertig, sich über den anderen zu erhe- 
ben. Sie läßt das Vorurteil sterben. Das verlangt viel von uns, aber es geht um den Frie- 
den und die Zukunft der Welt. 


II. ERKLÄRUNG UND BESCHLÜSSE DER LANDESSYNODE 1971 
ZUM ÖKUMENISCHEN PROGRAMM ZUR BEKÄMPFUNG DES RASSISMUS 


A. 


Die Vereinten Nationen haben 1971 zum ‚‚Internationalen Jahr für Maßnahmen zur Be- 
kämpfung des Rassismus und der rassischen Diskriminierung‘ erklärt. 

Es entspricht dem Sinn dieser Erklärung, wenn in Addis Abeba am 18. Januar 1971 
vom Zentralausschuß des Ökumenischen Rates der Kirchen das Programm zur Bekämp- 
fung des Rassismus einmütig angenommen wurde. Gleichzeitig wurde damit in Addis 
Abeba ein vorläufiger Schlußstrich gesetzt unter die Diskussionen über die umstrittenen 
Maßnahmen des Exekutiv-Komitees des Ökumenischen Rates der Kirchen von Arnolds- 
hain am 2. September 1970. 

Die Evangelische Kirche in Deutschland hat sich in ihrer Synode vom 19. bis 22. Fe- 
bruar dieses Jahres ebenfalls mit dem Programm zur Bekämpfung des Rassismus befaßt 
und dabei einmütig folgende Beschlüsse gefaßt: 

„Die Synode nimmt dankbar zur Kenntnis, daß auf der Konferenz des Zentralausschus- 
ses des Ökumenischen Rates der Kirchen in Addis Abeba Klärungen für den allen Christen 
aufgegebenen Kampf gegen die Diskriminierung der Rassen erfolgt sind, welche ein ge- 
meinsames Vorgehen ermöglichen. Diese Klärungen besagen: 

1. Der Kirche ist jegliche Sanktionierung von Gewalttätigkeit verwehrt; aber die Grund- 
satzfragen über den Gebrauch von Gewalt in Gebieten sozialen Umbruchs bedürfen gründ- 
licher und umfassender ökumenischer Untersuchungen. 

2. Die Kirche kann im Dienst an notleidenden und unterdrückten Menschen auch mit 
politischen Bewegungen zusammenarbeiten, darf sich aber nicht vollständig mit ihnen 
identifizieren oder sich zu ihrem Vorspann mißbrauchen lassen. 

3. Die Empfänger der Hilfe sind aus verständlichen Gründen empfindlich gegen alle von 
außen kommenden Auflagen, Bindungen und Kontrollen; aber aus Verantwortung den 
Spendern gegenüber müssen auch klar umgrenzte Projekte angeboten werden. 
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In diesem Verständnis bejaht die Synode das ökumenische Programm zur Bekämpfung 
des Rassismus, wie es in Addis Abeba in den Dokumenten 10, 24 und 55 niedergelegt 
worden ist, und empfiehlt es dem Rat, den Gliedkirchen und den Gemeinden zur Be- 
achtung.“ 


B. 


Die Auseinandersetzungen, die im Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland um 
das Programm des Ökumenischen Rates geführt worden sind, haben uns auf ein Problem 
gestoßen, das uns zeigte, wie wenig wir über die Fragen des Rassismus und der Diskrimi- 
nierung der Rassen in der Welt und der daraus erwachsenen Bedrohung für die Welt in- 
formiert sind. 

Die Fragen nach Macht und Gewalt, nach Legitimität der Macht ‚‚von unten“ und der 
Macht „von oben“ unter dem Gesichtspunkt der Gerechtigkeit treten nunmehr in den 
Vordergrund, und die Kirchen und Gemeinden sind aufgerufen, zusammen mit dem Öku- 
menischen Rat der Kirchen diese Frage neu zu durchdenken. 

Diesen Fragen will sich auch die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland 
stellen. Sie erkennt die Wichtigkeit und Schwierigkeit der Probleme an und möchte in der 
ökumenischen Gemeinschaft weiter an diesen Fragen arbeiten. 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland tritt mit dem Ökumenischen 
Rat der Kirchen für die Wege der Gewaltlosigkeit ein, wo immer sie möglich erscheinen, 
da dieser Weg dem Evangelium seinem Wesen nach in der Forderung der Feindesliebe als 
der ersten und entscheidenden Möglichkeit des Handelns der Christen entspricht. Sie tut 
das im Bewußtsein, daß die Christenheit jahrhundertelang ein gebrochenes Verhältnis zur 
Gewaltlosigkeit hatte und darin bis heute undeutlich geblieben ist. 

Die Landessynode fordert auf, alle Bemühungen zu unterstützen, die dem Mißbrauch 
der Gewalt entgegentreten. Aber sie verurteilt diejenigen nicht, welche keine andere Mög- 
lichkeit mehr als die des bewaffneten Widerstandes gegen die sie bedrohende Macht sehen 
und die Konsequenzen tragen. Gerade durch die Erfahrungen des Dritten Reiches sind hier 
neue Fragen gestellt, die neue Antworten erfordern. 


6% 


Die Landessynode der Evangelischen Kirche im Rheinland bejaht das Programm des Öku- 
menischen Rates der Kirchen zur Bekämpfung des Rassismus. Diese Bejahung schließt ei- 
ne finanzielle Unterstützung ein. Mittel können für folgende Zwecke zur Verfügung ge- 
stellt werden: 

— Für das Hauptprogramm des Ökumenischen Rates der Kirchen; 

— für den Sonderfonds des Hauptprogramms insgesamt; 

— für Projekte, die der Sonderfonds benennt; 

— für Projekte der Landeskirche. 

Die Landessynode verweist auf Vorschläge des Hauptprogramms zur Bekämpfung des 
Rassismus (aus Dokument 55 Addis Abeba) sowie auf Empfehlungen einer Beraterkommis- 
sion des Deutschen Evangelischen Missionsrates: 

1. Informationsaustausch zwischen den Kirchen der „Dritten Welt‘‘ und den mit ihnen 
kooperierenden Kirchen in Europa und Nordamerika. 

2. Studien über gewaltiose und gewaltsame Methoden des sozialen Wandels. 

3, Unterstützung des „Internationalen Jahres der Vereinten Nationen für Maßnahmen 
zur Bekämpfung des Rassismus 1971‘ und Gewinnung der Regierungen für diese Unter- 
stützung und für die Billigung der „Internationalen Konvention über die Beseitigung aller 
Formen des Rassismus“. 

4. Unternehmungen zur Aufdeckung und Beseitigung verborgener Unterstützungen von 
Rassismus im politischen, wirtschaftlichen und kirchlichen Bereich, z. B. Förderung der 
Arbeit an Denkschriften zur Rassenfrage auf internationaler und regionaler Ebene. 

5. Entwicklung eines Programms, das sich der erzieherischen und kommunikativen Mög- 
lichkeiten der Kirche bedient, zur Beseitigung von Rassismus und rassischer Diskriminie- 
rung in Kirche und Gesellschaft z.B. Förderung des Besuchs- und Vortragsdienstes zum 
Thema „Rassismus“ in unseren Gemeinden; Förderung von Instituten, die sich mit Fra- 
gen des Rassismus befassen; finanzielle und personelle Hilfe für interrassische Tagungen. 
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6. Überprüfung von Lehr- und Lernmitteln zur Beseitigung offener oder versteckter rassi- 
stischer Inhalte. 

7. Unterstützung von Verfolgten und Unterdrückten, die durch ihre politische Entscher 
dung in Not geraten sind. 

8. Gespräche zwischen rassistisch verfeindeten Gruppen mit dem Ziel des besseren ge- 
genseitigen Verstehens. 


D. 


Beschluß 1: Die Landessynode macht sich den Beschluß der Synode der Evangelischen 
Kirche in Deutschland zu eigen und empfiehlt den Gemeinden und Presbyterien die in 
dem Beschluß der Evangelischen Kirche in Deutschland genannten Dokumente des Zentral- 
ausschusses des Ökumenischen Rates der Kirchen zum Studium. 

Beschluß 2: Die Landessynode beschließt, für Aufgaben, wie in C 1 bis 8 aufgeführt, 
die in erster Linie der Bewußtseinsbildung und der Information dienen, einen Betrag in 
Höhe von 100000,- DM bereitzustellen. 

Beschluß 3: Die Landessynode beauftragt die Kirchenleitung, zur Unterstützung des 
Hauptprogramms des Ökumenischen Rates der Kirchen zur Bekämpfung des Rassismus 
einen Spendenaufruf an die Gemeinden und Gemeindeglieder zu erlassen und ein Spenden- 
konto zu errichten. 

Beschluß 4: Die Landessynode beschließt, zur Unterstützung des Hauptprogramms des 
Ökumenischen Rates der Kirchen zur Bekämpfung des Rassismus einen Betrag in Höhe 
von 100000,-- DM bereitzustellen. 

Beschluß 5: Die Landessynode beauftragt die Kirchenleitung, zur Unterstützung des Son- 
derfonds des Ökumenischen Rates der Kirchen zur humanitären Unterstützung von Orga- 
nisationen, die von unterdrückten Rassengruppen errichtet oder zur Unterstützung der Op- 
fer der Rassendiskriminierung gebildet worden sind, unter denen auch Gruppen sind, die 
die Anwendung von Gewalt als letzte Möglichkeit ihres Kampfes nicht ausschließen, einen 
Spendenaufruf an die Gemeinden und Gemeindeglieder zu erlassen und ein Spendenkonto 
zu errichten. 


x III. SONDERHILFE 
FÜR DIE EVANGELISCH-LUTHERISCHE KIRCHE IN SÜD-WEST-AFRIKA 


Die Durchführung der südafrikanischen Politik der getrennten Entwicklung in Süd-West- 
Afrika hat zur Folge, daß auch ein großer Teil der Glieder der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche umgesiedelt wird. Das bedeutet, daß in den Bantustans neue Gemeinden entstehen, 
für die neue kirchliche Gemeinde- und Bildungszentren gebaut werden müssen. Der Prozeß 
der Bildung von neuen Gemeinden gestaltet sich durch die Zwangsumsiedlung in Süd-West- 
Afrika schwierig und erfordert gerade auf dem Hintergrund der Rassentrennungspolitik 
ein besonderes Engagement der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Süd-West-Afrika und 
der Evangelischen Kirche im Rheinland, die durch die Vereinigte Evangelische Mission 
und die über hundertjährige Geschichte der Rheinischen Mission mit Süd-West-Afrika ver- 
bunden ist. 

Beschluß: Die Landessynode beschließt, zur Errichtung von Gemeinde- und Bildungs- 
zentren der ‚„Evangelisch-Lutherischen Kirche in Süd-West-Afrika (Rheinische Missionskir- 
che)‘ in den Bantustans in Süd-West-Afrika 500000,— DM zur Verfügung zu stellen. 


hh) Die Evangelische Kirche von Westfalen 


In seinem mündlichen Bericht auf der Tagung der westfälischen Landessynode 
führte Präses D. Thimme in dem Berichtsteil „Weltweite Ökumene‘‘ zum Anti- 
Rassismus-Programm aus: 


Wir stoßen damit unter anderem auf das Antirassismusprogramm des Ökumenischen Rates, 


welches schon die letzte Landessynode beschäftigt und in aller Welt die Kirchen in leb- 
hafte Auseinandersetzungen gestürzt hat. Erfreulicherweise ist es bei den Beratungen des 
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Zentralkomitees in Addis Abeba und auf der anschließenden Synode der Evangelischen 
Kirche in Deutschland in Spandau zu grundlegenden Feststellungen gekommen, welche 
zwar nicht alle Fragen, insbesondere nicht die Frage nach dem Verhältnis von Legalität 
und Legitimität im Gewaltgebrauch, klären, wohl aber eine Linie festlegen, welche gemein- 
sam bejaht und verfolgt werden kann. Die im August dieses Jahres in Sofia getroffenen 
Entscheidungen des Exekutivkomitees bedeuten insofern kein Abweichen von dieser Li- 
nie, als die dort an die Freiheitsbewegungen verteilten, für humanitäre Zwecke bestimm- 
ten Geldmittel nicht aus Etatmitteln des Ökumenischen Rates stammten, sondern aus 
drücklich in dieser Richtung zweckbestimmte Spenden darstellten. Die jetzt weiterhin zu 
beachtenden Folgerungen betreffen nicht nur die theologische Weiterarbeit am Gewalt- 
problem, sondern insbesondere die je auf die eigene Situation bezogene Überlegung, wo 
und in welcher Abwandlung die Versuchungen des Rassismus konkret akut werden ... 

Es gibt aber auch andere Beispiele gesellschaftlicher Unterprivilegierung und, sei es ras- 
sisch, sei es anders begründeter Diskriminierung im Umgang mit einzelnen und mit Grup- 
pen von Menschen innerhalb und außerhalb unseres Volkes, welche uns über dem Ernst- 
nehmen der Rassismusdiskussion neu in Blick kommen müssen. 

Unversehens kann es sich ergeben ..., daß sich darüber die Akzente verschieben und daß 
sich das Bekenntnis zu Jesus Christus als Gott und Heiland auf Sozialengagement und re- 
volutionäre Weltveränderung zu verlagern droht. Der Vorsitzende des Zentralkomitees, M. 
M. Thomas, ist dem in seinem Einführungsreferat in Addis Abeba mit der breit ausgeführ- 
ten These begegnet, daß das Verhältnis von Mitte und Peripherie im christlichen Glauben 
und kirchlichen Handeln in Ordnung sein und daß die rechte Zuordnung der Peripherie 
zur Mitte immer neu überprüft werden müsse. Die Tagung des Zentralkomitees hat erwie- 
sen, daß dies auch wirklich geschieht. Dabei ist in Rechnung zu stellen, daß auf der einen 
Seite, insbesondere im Bereich der Dritten Welt, diejenigen stehen, welche darauf drängen, 
daß sich das Zeugnis christlichen Glaubens in spürbaren Erweisen christlicher Liebe äußere, 
daß diese Liebe auch nicht nur an Symptomen kuriere und sich nicht auf private Wohl- 
tätigkeit gegenüber einzelnen Bedürftigen beschränke, sondern sich auch der Strukturen 
annehme, denen der einzelne rettungslos ausgeliefert sei und die zu verändern Vorausset- 
zung aller wirklichen Hilfe sei. Darum haben es die Kirchen auch mit den politischen Struk- 
turen und den sozialen Verhältnissen, mit den Angelegenheiten des Welthandels und den 
internationalen Beziehungen zu tun. Auf der anderen Seite aber stehen diejenigen, die dem 
mit Recht entgegenhalten, daß am Anfang alles christlichen Dienstes in der Welt die Be- 
zeugung Jesu Christi und der Ruf in seine Nachfolge steht. Ohne diese Mitte verliert die 
Kirche das, was ihr als Licht der Welt und Salz der Erde weiterzugeben aufgetragen ist. 
Dies unterscheidet sie von allen innerweltlichen humanitären und sozialpolitischen Bewe- 
gungen, verleiht ihr zugleich aber die Kraft, auch in diesen Bereichen schöpferisch tätig 
zu sein und neue Bewegungen menschheitlicher Solidarität und gesellschaftlicher Erneue- 
rung in Gang zu bringen. ... 

Wir können uns nicht ökumenisch engagieren und an weltweiten christlichen Bewegungen 
Anteil nehmen, wenn wir nicht auch bereit sind, mit Opfer und Dienst für die gemeinsame 
Sache einzustehen ... Ökumenische Bewegung bedeutet ökumenisches Engagement. Samm- 
lung im christlichen Glauben bedeutet Sendung zur Verantwortung christlicher Liebe. Un- 
sere Gemeinden und alle diejenigen, die in ihnen Dienst tun, sind aufgerufen zu bedenken, 
daß die Gemeinschaft der weltweiten Christenheit opferbereite Gemeinschaft christlichen 
Dienstes für alle Welt bedeutet ... 


Die Landessynode beschloß: 


ZUR VERANTWORTUNG FÜR DIE DRITTE WELT 


In den vergangenen Jahren ist wiederholt zu den Problemen der unterentwickelten Völker, 
zu Rassismus in der Weit und zur Notwendigkeit umfassender Hilfe Stellung genommen 
worden. 

Die Kirche kann sich nicht der Verantwortung entziehen, an ihrem Teil mitzuwirken, 
die Welt in Gerechtigkeit, Freiheit und Frieden zu ordnen. Sie kann nicht schweigen, wenn 
es um die Verletzung der Menschenwürde geht; sie kann nicht ungerechte Strukturen, Ar- 


145 


mut und Hunger, Ausbeutung der Minderheiten und Diskriminierung der Rassen untätig 
hinnehmen. 

Deshalb dürfen wir mit den Partnern aus der Dritten Welt nicht im Austausch von Wor- 
ten und in guten Absichten steckenbkeiben, sondern müssen miteinander und füreinander 
handeln, wenn wir nicht aneinander ’zugrunde gehen wollen. 

Der Rückgang der westfälischen Spenden für die 12. Aktion „Brot für die Welt‘ und 
die Erfahrungen in den Gemeinden zeugen von Ermüdung und Übersättigung in bezug auf 
die Probleme der Dritten Welt. Wir rufen unsere Gemeinden auf, nicht nachzulassen in 
der Beunruhigung über die weltweiten Ungerechtigkeiten und nicht müde zu werden in 
der Bereitschaft zu umfassender Hilfeleistung. 

Grundvoraussetzung für gemeinsames Handeln ist sachliche Information über die Proble- 
me der Dritten Welt und über die Verwendung der Mittel. 

Es ist Aufgabe der christlichen Gemeinden, immer wieder zu informieren über den un- 
erträglichen Gegensatz zwischen den begüterten und armen Nationen, zu informieren über 
Rassismus in der Ferne und in unserem eigenen Land (Gastarbeiter), über Ausbeutung, 
gewaltsame Unterdrückung und die vergeblichen Versuche gewaltlosen Widerstandes. Wir 
müssen uns klarmachen, daß wir als Kirche und Gesellschaft teilhaben an den Machtstruk- 
turen und wirtschaftlichen Verflechtungen, die Unterdrückung und Rassismus zur Folge 
haben. Es kann nicht unsere Hauptsorge sein, daß die Kirche in einer „geistlichen Unab- 
hängigkeit‘‘ über den Parteien steht. So wenig wir uns mit politischen Parteien identifizie- 
ren können, so sehr kann es notwendig sein, daß wir für bestimmte Ziele ihrer Bemühun- 
gen eindeutig Partei ergreifen. 

Wo das Thema Gewalt zur Sprache kommt, werden Christen darauf hinzuweisen haben, 
daß das Evangelium von Jesus Christus ‚‚ein Gefälle zur Gewaltlosigkeit‘“ hat. Die Kirche 
identifiziert sich nicht mit der Gewalt, sie sanktioniert weder die Gewalt von oben noch 
die Gewalt von unten, auch nicht deren Rechtfertigung, von welcher Seite sie auch kom- 
men mag, aber sie steht bei dem Geringsten ihrer Brüder, bei allen, die Gewalt leiden, 
für eine neue, gerechtere Gesellschaftsordnung. 

Deshalb empfiehlt die Synode den Gemeinden: 

1. Informationsmaterial sollte in gottesdienstlichen Veranstaltungen, in kirchlichen Krei- 
sen und Gruppen mehr und regelmäßig zur Kenntnis gebracht werden. Die kirchlichen 
und Öffentlichen Publikationsorgane sind an der Mitverantwortung noch stärker zu inter- 
essieren. Verteilerkreise sollten aktiviert werden. 

2. Es sollten Kreise in den Gemeinden gebildet werden, zu denen gezielt eingeladen 
wird. Diese sollten der Orientierung über die Probleme der Dritten Welt, dem Gespräch 
mit solchen, die den kirchlichen Entwicklungsdienst ablehnen, und der Vorbereitung von 
Aktionen dienen. 


Trotz aller nach wie vor bestehenden Meinungsverschiedenheiten scheint die 
Gefahr einer fortschreitenden, die kirchliche Gemeinschaft und Gemeinsamkeit 
bedrohenden Polarisierung der Stellungnahmen in der Anti-Rassismus-Debatte 
gebannt zu sein. Zwar sind noch manche Fragen offen und strittig, aber die 
Einrichtung gliedkirchlicher Sonderkonten für freiwillige Spenden über die mit 
größerer Freiheit auch im Blick auf die Vergabe von Unterstützungen an Orga- 
nisationen, die die Anwendung von Gewalt nicht grundsätzlich und a limine 
ablehnen, verfügt werden kann, die davon getrennte Verwendung von Kirchen- 
steuermitteln zur Überwindung des Rassismus und die Vergabe von Studienauf- 
trägen zu den noch ungeklärten Fragen haben sich entspannend ausgewirkt. 


D. Die Reform des $ 218 StGB 


Die vierte in der innerkichlichen Diskussion über das politische und geselischaft- 
liche Engagement der Kirche bis über das Ende des Berichtsjahres hinaus kon- 
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trovers gebliebene Sachfrage war die im Vollzug der Strafrechtsreform zu no- 
vellierende Frage der Strafwürdigkeit bzw. Straffreiheit des Schwangerschafts- 
abbruchs ($ 218 StGB). Die nicht abgeschlossene Diskussion ging von den 
beiden unbestrittenen Einsichten aus, einmal, daß menschliches Leben, auch 
ungeborenes menschliches Leben, ein unbedingt zu schützendes Rechtsgut, 
zum anderen, daß um der betroffenen Menschen willen eine Reform der gelten- 
den Bestimmungen notwendig ist. Trotz dieser Übereinstimmung in wesentli- 
chen Prämissen zeigte sich jedoch, daß die Auffassungen innerhalb der evange- 
lischen Christenheit geteilt sind. Selbst in dem vom Rat der EKD berufenen 
Ausschuß kam es nicht zu einer einheitlichen Meinungsbildung. Die Vertreter 
der „Fristenlösung‘“ — der Schwangerschaftsabbruch bleibt straffrei, wenn 
er innerhalb einer bestimmten Frist nach der Empfängnis und aufgrund ein- 
geholter Gutachten erfolgt — und der „Indikationslösung‘“ — nur aufgrund 
bestimmter und eindeutig zu bestimmender Indikation bleibt der Schwan- 
gerschaftsabbruch straffrei — konnten sich trotz aller Bemühungen nicht einigen. 
Wir drucken im folgenden einige kirchliche Stimmen und Stellungnahmen 
ab: 


aa) Auf der Tagung der EKD-Synode vom 7. bis 12. November 1971 führte 
der Ratsvorsitzende Landesbischof D. Dietzfelbinger in dem der Diakonie ge- 
widmeten Teil seines Rechenschaftsberichts aus: 


Darf ich bitten, unter dem Wort „Diakonie“ einmal auch den Beitrag der Kirche zur Dis- 
kussion über & 218 zu sehen? Inzwischen ist der Referentenentwurf des Bundesjustizmi- 
nisteriums und auch eine erste Stellungnahme des Bundeskabinetts bekannt geworden. 
Die Diskussion wird auch in der EKD auf vielen Ebenen geführt, vor allem in der Straf- 
rechtskommission der EKD, mit deren Vertretern der Rat eine ausführliche Besprechung 
hatte, in Gesprächen mit Abgeordneten aller Bundestagsfraktionen, in Resolutionen mit 
unterschiedlicher Stellungnahme, in Predigten und in Erklärungen von Synoden. Wenn ich 
hier das Stichwort „Diakonie“ in die Debatte werfe, so widerstreitet das nicht der Öffent- 
lichkeitsverantwortung der Kirche, bricht nichts ab von dem Auftrag, das Gebot Gottes 
und das Evangelium in rechtem Verhältnis miteinander zur Geltung zu bringen und wi- 
derstreitet nicht der Erkenntnis. daß hier, über das Einzelproblem hinausgreifend, die Fra- 
ge nach unserem Umgang mit dem Leben überhaupt auf dem Spiel steht, dem gelebten, 
dem werdenden und dem alternden, ja dem vielleicht einmal zu alt werdenden Leben. 
Aber das Besondere der Diakonie besteht darin, daß sie sehr unmittelbar ein Du voraus- 
setzt — in diesem Fall die Frau, die betroffen ist, aber auch das Kind, das ein Du werden 
soll, und den Mann, der diese Frau und dies werdende Kind annimmt oder wegstößt. 

Als solche Diakonie wollen doch wohl auch die Sätze verstanden werden, die in der An- 
fang dieses Jahres vom Rat freigegebenen Denkschrift zu Fragen der Sexualethik ausge- 
sprochen sind und denen ich zustimme: „Das göttliche Liebesgebot gilt bereits für das 
beginnende Leben und vertraut es der menschlichen Fürsorge an. Jeder Eingriff, der das 
beginnende Leben vernichtet, ist Tötung werdenden Lebens ... Der ethische Konflikt ent- 
steht, wo das Leben der Mutter und das Leben des Kindes in Frage steht ...‘“ Ob die der- 
zeitige Fassung des $ 218 auch dem ethischen Konflikt in allen Fällen gerecht wird, ist 
heute die Frage. Eine Streichung ist nicht möglich, aber eine Neufassung erscheint nötig. 
Bevor freilich die Gemeinde Jesu Christi sich in dieser Situation den Problemen des Straf- 
rechts zuwendet, wird sie als ihre primäre Aufgabe erkennen müssen, alles zu tun, was 
zum Leben hilft, zum Werden, zum Bestehen des Lebens, seinen Schmerzen und seiner 
Freude. Sie muß bei der inneren Ordnung Gottes bleiben, der Mann und Frau in ihrem 
Beieinandersein an seiner Schöpfung teilnehmen läßt und sie dabei aneinander weist. Sie 
muß Raum schaffen, wo dieses Leben nicht mehr Raum zu haben scheint, wo es verach- 
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tet wird, und Auffangmöglichkeiten geben, wenn Frauen für das kommende Leben keinen 
Weg sehen. Unter allen Verantwortlichen besteht Übereinstimmung darin, daß eine ganze 
Reihe von „flankierenden‘‘ Maßnahmen gesellschaftlicher und sozialpolitischer Art in die 
Reform mit einbezogen werden müssen. Für uns stellt sich damit bei der Versuchung zum 
Schwangerschaftsabbruch in jedem einzelnen Fall auch eine seelsorgerliche, menschliche, 
caritative Aufgabe. 

In dem Maße, wie die Gemeinde ihre diakonische Verantwortung wahrnimmt, hat sie 
Recht und Auftrag, etwas zur gesetzlichen Regelung zu sagen. Diakonie bedeutet ja nicht, 
das Gebot Gottes auf die Seite zu schieben. Wo es um den Schutz des Lebens geht, ste- 
hen Rechtsnormen und sittliche Normen in besonderer Nähe zueinander. Wenn der Bun- 
desjustizminister sagt: Die Aufgabe des Staates, Leben zu schützen, bestehe unverändert, 
dann wissen wir wohl um den Unterschied zwischen dem Gebot Gottes und einer mensch- 
lichen Gesetzesformulierung. Aber auch hinter solch einem Satz läßt sich etwas von der 
Majestät des Gebotes Gottes erkennen, das um das Leben eine Schutzmauer legt. Das Ge- 
setz deckt nicht nur auf, es straft nicht nur, es will helfen, gerade auch dem hilflosen Le- 
ben. Daß für den Gesetzgeber mit der Formulierung der Rechtsnormen die Probleme erst 
anfangen, weiß ich, aber es ist nicht unwichtig, aus welchem Hintergrund er sich zur Lö- 
sung vortastet. Es geht hier um eine Sache, bei der die Menschlichkeit als Ganze an einem 
entscheidenden Punkt auf dem Spiel steht. Daß dieser Lebenshintergrund nicht vergessen 
werde und nicht verblasse, dafür die Augen zu öffnen ist der Kirche vornehmlich aufge- 
tragen. 


bb) Die Landessynode der Evang.-Lutherischen Kirche in Bayern nahm auf 
ihrer Tagung im Oktober 1971 in Bayreuth eine Stellungnahme ihres Ausschus- 
ses für Öffentlichkeitsfragen „im ganzen zustimmend“ entgegen und bat den 
Landeskirchenrat, sie in den Gemeinden zusammen mit anderem Material zu 
verbreiten und sie den für die Gesetzgebung verantwortlichen Persönlichkeiten 
zuzuleiten. Sie forderte ferner den Landeskirchenrat auf, der künftigen Landes- 
synode Vorschläge für praktische Hilfen, z.B. für den Ausbau von Beratungs- 
stellen und für Modelle familiengerechter Wohnungen, zu unterbreiten. 

Die der Synode als Empfehlung vorgelegte Stellungnahme des Ausschusses 
lautet: 


I. ZUR SITUATION 


Aus welchen Gründen auch immer die Frage des Schwangerschaftsabbruchs zur Zeit lei- 
denschaftlich erörtert und gelegentlich hochgespielt wird: Wir müssen dahinter das persön- 
liche Schicksal ungezählter Frauen und Familien erkennen und ernstnehmen. Die Reform 
des Strafrechts berührt an dieser Stelle besonders tief das Leben im persönlichen Bereich. 

Der Schöpfer hat die Freude der Geschlechtsgemeinschaft mit der Möglichkeit der Ent- 
stehung neuen Lebens verknüpft. Der Versuch, die beiden Vorgänge voneinander zu lösen, 
hat die Menschen immer schon beschäftigt. Je mehr sich die Erde bevölkert, je kompli- 
zierter unser Leben wird, je schwieriger es wird, Kindern Lebensraum und Zukunft zu si- 
chern, um so größer wird das Problem, Geburten zu planen oder eine Empfängnis zu ver- 
meiden. Daher wurde die Erfindung neuer empfängnisverhütender Mittel weithin als eine 
Entlastung empfunden. Ihre sinnvolle Anwendung hilft unzähligen Frauen, das Problem 
auf einem Weg zu lösen, den sie gewissensmäßig verantworten können. 

Trotzdem ist das Problem ungewollter und unerwünschter Empfängnis geblieben. Nicht 
alle Frauen nehmen oder vertragen empfängnisverhütende Mittel. Der Versuch, ungewollte 
Kinder nach der Empfängnis zu beseitigen, geht daher in ungezählten Fällen weiter. Oft 
steht dahinter bei Männern und Frauen nur der Wunsch, das „Leben ohne Risiko“, die 
„Liebe ohne Reue“ zu genießen. Ist jedoch das Leben oder die Gesundheit der Mutter 
oder des kommenden Kindes ernstlich bedroht, würde es in eine überlastete Familie, in 
eine von Anfang an bedrohte Zukunft hineingeboren werden, so können hier letzte 
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menschliche Nöte aufbrechen. Das geltende Recht erlaubt heute nur bei Lebensgefahr 

für die Mutter den legalen Ausweg eines ärztlich verantworteten und durchgeführten 
Schwangerschaftsabbruchs. Darum weichen viele, deren Dunkelziffer wir nicht kennen, 
auf ungesetzliche und obskure Wege aus. Sie gefährden dabei sich selbst und schädigen 
sich oft für das ganze Leben; sie verfallen der Ausbeutung und Angst; sie werden vor dem 
Gesetz schuldig, von der Schuld im Gewissen nicht zu reden. Das ist die Situation, aus 
pi heraus viele Menschen ernsthaft nach einer Änderung der bisherigen Rechtsordnung 
Tagen. 


II. DIE ENTSCHEIDENDE FRAGE 


In dieser Notlage scheint sich die ersatzlose Streichung des bisherigen $ 218 als die ein- 
fachste Lösung zu empfehlen. Allerdings befürwortet in unserem Lande und in anderen 
Ländern nur eine kleinere Gruppe die völlige Freigabe der Abtreibung. Sie tut es unter der 
Losung, jede Frau könne über ihren Körper frei verfügen; es sei einzig und allein ihre Ver- 
antwortung, ob sie ein empfangenes Kind austragen will oder nicht. Größer ist die Gruppe, 
welche diese Freigabe auf die ersten drei Monate beschränken und von der Entscheidung 
oder mindestens Beratung verantwortlicher Ärzte abhängig machen will. Beide Gruppen 
versprechen sich von dieser Freigabe viel, wahrscheinlich zu viel: Die schreckliche Dunkel- 
ziffer obskurer Abtreibungen würde verschwinden. Die Frauen könnten sich in ihrer Not- 
lage gewissenhaften und sachverständigen Ärzten anvertrauen, ohne vor dem Gesetz schul- 
dig zu werden. Eine in sich fragwürdige Rechtsordnung sei beseitigt, die jetzt schon tausend- 
fach ungestraft übertreten werde. Dies zu beweisen, griffen in den letzten Monaten viele 
Frauen unter propagandistischem Aufwand zu dem bedenklichen Druckmittel öffentli- 
cher Selbstbezichtigung. 

Die christliche Gemeinde kann sich weder die Überlegungen der ersten noch der zweiten 
Gruppe zu eigen machen. Auch läßt die Erfahrung anderer Länder nach der Freigabe der 
Abtreibung kaum ein Absinken obskurer Abtreibungen erkennen. Die Parole, daß die Frau 
über ihren Körper frei verfügen könne, widerspricht in jeder Hinsicht der Verantwortung, 
die wir für unser eigenes und erst recht für ein anderes Leben haben. Die Freiheit des 
Christen ist ohne Bindung an das Gebot Gottes und ohne die Verantwortung unseres ge- 
samten Lebens vor Gott nicht denkbar. Das Verlangen nach „Genuß ohne Reue“ stammt 
aus dem kalten Egoismus des menschlichen Herzens, der das Zusammenleben und letztlich 
alles wahre Leben zerstört. Die Frage eines Schwangerschaftsabbruchs ist daher aus rein 
verstandesmäßigen Überlegungen, die nur am Nutzen und an medizinischen Möglichkeiten 
orientiert sind, nicht zu beantworten. Weil sie Tod und Leben berührt, reicht sie in die 
letzten Tiefen menschlicher Existenz. Selbst wenn keine juristische Schuld mehr vorläge, 
könnte doch die persönliche Schuld und die Anklage im Gewissen nicht zum Schweigen 
kommen. Oft wacht sie noch nach Jahren auf und beschattet ein Menschenleben durch 
Jahrzehnte. 

Die Frucht im Mutterleib ist nicht ein anonymes Etwas. Vom Tage der Empfängnis an 
ist in ihr schon ein Menschenleben mit seinen einmaligen unvertauschbaren Gaben und 
Möglichkeiten angelegt. Darum kann auch die Freigabe der ersten drei Monate die Frage 
nicht lösen. Der Schutz menschlichen Lebens ist unteilbar von seinen ersten Anfängen 
bis in seine letzten Stationen. Dabei ist das schwächste Leben uns am meisten anvertraut. 
Wenn wir diesen Schutz des Lebens an einer Stelle grundsätzlich aufgeben, können wir 
ihn auch an anderen Stellen nicht mehr festhalten. e 

Stärkste Bedenken gegen diese Freigabe kommen gerade auch aus Kreisen der Ärzte, 
zumal der Frauenärzte, die den Eingriff durchführen müßten. Sie kennen die Zusammen- 
hänge. Sie wissen auch um die seelischen und gesundheitlichen Folgen. In unzähligen Fäl- 
len aber ist ein zunächst unerwünschtes Kind, dessen Erwartung wie ein Alpdruck auf der 
Mutter lastete, angenommen worden und Eltern und Geschwistern zum Segen geworden. 

Die staatliche Gesetzgebung kann auch hier den im Grundgesetz garantierten Schutz 
des Lebens nicht preisgeben. Eine grundsätzliche Legalisierung der Tötung menschlichen 
Lebens, zu welchem Zeitpunkt auch immer, ist nicht zu verantworten. Niemand würde 
wegen der Fülle der nicht bekannten und nicht bestraften Eigentumsdelikte den gesetzli- 
chen Schutz des Eigentums preisgeben. Noch in ganz anderem Maß hat menschliches 
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Leben diesen Schutz nötig und verdient. Die scheinbare Hilfe würde sich als ein Weg in 
ungleich größere Nöte und Verstrickungen erweisen. 


IH. WEGE ZUR HILFE 


Wir können jedoch bei diesem bloßen Nein gegen die Freigabe der Abtreibung nicht ste- 
henbleiben. Wir müssen andere Wege der Hilfe suchen. Die Sorge, wie werdende Mütter 
ihre Menschenwürde und das Recht auf persönliche Lebensgestaltung festhalten können, 
darf uns keine Ruhe lassen. Ihr Leben ist ebenso schutzwürdig und schutzbedürftig wie 
das der Kinder. Dies sollten vor allem die Männer bedenken. 

Es können Situationen entstehen, in denen tatsächlich eine kommende Geburt das Le- 
ben und die Gesundheit der Mutter ernstlich bedroht. Auch an anderen Stellen menschli 
cher Existenz entstehen Konflikte, in denen ein Leben nur zu retten ist, indem ein ande- 
res preisgegeben wird. 

Es kann sein, daß die Bedrohung menschlichen Lebens nicht nur in der physischen, 
sondern auch in der psychischen Lage der Mutter begründet ist, etwa in der von ihr als 
unerträglich empfundenen Zumutung, ein durch Vergewaltigung empfangenes Kind aus- 
tragen und aufziehen zu müssen. Solche Gründe dürfen jedoch nicht für sich allein, son- 
dern nur im Zusammenhang mit einer ernsthaften Bedrohung der Gesundheit der Mutter 
Gewicht haben. Die echten Konfliktsfälle muß der Gesetzgeber konkret benennen und 
anerkennen und eine straffreie Lösung ermöglichen. 

Ein Schwangerschaftsabbruch kann nur in besonderen Ausnahmefällen vom Gesetzgeber 
zugelassen und von den Beteiligten verantwortet und gewagt werden. Er muß durch Ärzte 
gewissenhaft und sachverständig durchgeführt werden und vor Mißbrauch zuverlässig ge- 
schützt sein. Bei der Entscheidung über Tod und Leben des kommenden Kindes darf die 
werdende Mutter nicht allein gelassen werden. Sie ist in dem an sich schon belastenden 
Zustand gewissensmäßig und seelisch überfordert, wenn sie die Entscheidung allein über- 
nehmen müßte. Daher muß der Gesetzgeber verantwortliche Kommissionen einsetzen, 
die nach sorgfältiger Überprüfung jedes Einzelfalls und aller seiner Nebenumstände die 
Entscheidung treffen. In dieser Kommission muß auf Verlangen der Mutter ihr persön- 
licher Arzt gehört werden. Die Mutter muß das Recht haben, der Kommission ihre Lage 
selbst darzustellen, sie kann sich aber auch durch eine weitere Person ihres Vertrauens 
vertreten lassen. 

Völlig unabhängig von diesen Entscheidungs-Kommissionen müssen Beratungs- und Hilfs- 
stellen in genügender Zahl eingerichtet werden, an die sich werdende Mütter mit ihren Pro- 
blemen wenden können. In diesen Beratungsstellen muß eine anonyme Beratung mit völli- 
ger Geheimhaltung (ärztliche Schweigepflicht, seelsorgerliche Verschwiegenheit etc.) gewähr- 
leistet sein. Zugleich müssen diese Stellen personell und finanziell in die Lage versetzt 
werden, in Notständen wirksam und dauerhaft zu helfen. 

Die Frage des $ 218 des StGB gehärt in die Gesamtverantwortung unserer Gesellschaft. 
Eine kinderfeindliche Gesellschaft wird mitschuldig an den Konflikten und Nöten alleinge- 
lassener Mütter. Großzügige gesetzliche Hilfen für werdende, auch alleinstehende Mütter 
und vor allem für kinderreiche Familien, familienfreundliche erschwingliche Wohnungen, 
ausreichende Spielplätze und Kindergärten. Gleiche Lebenschancen für alle Geborenen kön- 
nen nur im sinnvollen Zusammenwirken aller Kräfte unserer Gesellschaft geschaffen wer- 
den. Deshalb wird sich auch die Kirche ganz neu besinnen müssen, auf welche Weise sie 
einen wirksamen Beitrag dabei leisten kann. 

Es ist die besondere Verantwortung der christlichen Gemeinde, durch gewissenschärfen- 
de Verkündigung und durch beispielgebendes Verhalten eine Umwelt und Atmosphäre zu 
schaffen, in die hinein Kinder geboren werden können. Sie muß Wege zum Leben und 
nicht zum Töten aufzeigen, auch dadurch, daß sie durch sinnvolle Aufklärung und Bera- 
tung zu einer verantwortlichen Familienplanung hilft. Sie muß in ihren eigenen Reihen 
Vorurteile gegen unverheiratete Mütter und nichtehelich geborene Kinder beseitigen. In 
besonderen Fällen sollten Christen bereit sein, Kinder durch Adoption in ihre häusliche 
Gemeinschaft aufzunehmen sowie Pflegschaften und Vormundschaften zu übernehmen. 
Sachkundige Information und gegenseitige Beratung und Hilfe gerade auch in diesen Fra- 
gen gehören zu den Aufgaben einer christlichen Gemeinde. 
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cc) Die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg (Regionalsynode West). In 
seinem auf ihrer Juni-Tagung der Westberliner Regionalsynode erstatteten Be- 
richt führte Bischof D. Scharf zur Frage des Schwangerschaftsabbruchs aus: 


Die Kirchenleitung erinnert zur Frage des Schwangerschaftsabbruches an ihre nie zurück- 
genommene Zusage aus dem Jahre 1945/46. Wir treten als eine Kirche, die Gottes Gebot 
ernst nimmt, für den Schutz begonnenen Lebens ein. Wir tun dies in Übereinstimmung 
mit der Stellungnahme in der sexual-ethischen Denkschrift der Evangelischen Kirche in 
Deutschland. Wir meinen aber — eben als Kirche des Evangeliums —, der Mahnung ‚„‚du 
sollst nicht töten‘ das Angebot anfügen zu müssen: „du brauchst es auch nicht“. Wir wol- 
len tun, was in unsern Kräften steht, um dazu zu helfen, daß Mütter, die empfangen ha- 
ben, ohne Sorge um die eigene Zukunft oder die ihrer Kinder und ohne Sorge um ihre 
häuslichen oder beruflichen Aufgaben oder ihre gesellschaftliche Position ihre Kinder aus- 
tragen können. Wir erklären uns erneut dazu bereit, schwangere Mütter, die eine Abtrei- 
bung erwägen, zur Entbindung unentgeltlich in unsere Kliniken aufzunehmen - allerdings 
mit der Bitte, daß sie ihr Kind in den ersten drei Wochen nach der Geburt bei sich be- 
halten — gegebenenfalls im kirchlichen Heim. Sind sie danach weiterhin entschlossen, ihr 
Kind abzugeben, verpflichtet sich die Berliner Kirche und ihre Diakonie, die Sorge für die 
Kinder zu übernehmen. Wir sind dessen sicher, daß unsere Gemeinden uns bei diesem dia- 
konischen Dienst in unserer Stadt unterstützen werden, daß sie es billigen, wenn ihre Kir- 
che auch in einer Sache, die ein derartiges öffentliches Ausmaß angenommen hat, nicht 
zuerst nach dem Strafrichter ruft, sondern wenn sie Opfer zu bringen bereit ist, um Ta- 
ten zu verhindern, die nicht im Einklang stehen mit Gottes Willen. 

Es ist Gottes Wille, wenn wir Menschen, die in eine Lage geraten sind, in der sie sich 
äußerlich oder innerlich bedrückt fühlen, nicht sich selbst überlassen, sondern „ihnen hel- 
fen und sie fördern in allen Leibesnöten‘ (so hat D. Martin Luther das 5. Gebot erklärt). 
Die Fürsorge für die abgegebenen Kinder würde bestehen in der Vermittlung von Adoptiv- 
oder Pflegeeltern oder in der Unterbringung der Kinder in kirchlichen Heimen. Die Kir- 
chenleitung wäre dankbar für die Zustimmung der Synode zu diesem öffentlichen Ange- 
bot an alle Betroffenen. 


Am 20. Juni 1971 beschloß die Synode: 


Der $ 218 des Deutschen Strafgesetzbuches aus dem Jahre 1871 ist mit Recht in die Er- 
wägungen der fälligen Strafrechtsreform einbezogen worden. Die offizielle Denkschrift 
der EKD zu Fragen der Sexualethik hat die schwierigen und vielschichtigen Probleme, die 
mit der Frage des Schwangerschaftsabbruchs zusammenhängen, verantwortungsvoll erör- 
tert. Die Synode begrüßt jede ernsthafte Bemühung, die Verlogenheit der augenblicklichen 
Praxis zu beenden. Diese Praxis gefährdet das Leben von Frauen und belastet unzumutbar 
die Gewissen von Ärzten und Richtern. Die Synode redet nicht bloßer Bequemlichkeit 
das Wort. Christen wissen um ihre Pflicht, Leben zu schützen. Die jetzige strafrechtliche 
Regelung und die sich aus ihr ergebende Praxis dient diesem Schutz nur ungenügend. 

Die Synode begrüßt deshalb folgenden Vorschlag der Kirchenleitung als ein Angebot 
praktischer Hilfe: 

„Die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg (Regionale Synode West) erklärt sich 
bereit, schwangere Mütter, die eine Abtreibung erwägen, zur Entbindung unentgeltlich in 
unsere Kliniken aufzunehmen - allerdings mit der Bitte, daß sie ihr Kind in den ersten 
drei Wochen nach der Geburt bei sich behalten — gegebenenfalls im kirchlichen Heim. 
Sind sie danach weiterhin entschlossen, ihr Kind abzugeben, verpflichtet sich die Berliner 
Kirche und ihre Diakonie, die Sorge für die Kinder zu übernehmen.“ 

Dieses Angebot kann zwar das Problem als Ganzes nicht lösen. Aber es verpflichtet alle 
Gemeindeglieder zu solidarischer Hilfe. Das setzt allerdings ernsthaftes Bemühen um In- 
formation und wirkliches Verständnis voraus. 

Wir müssen aufhören zu verurteilen und anfangen zu helfen. 
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Die zweite Synodaltagung des Berichtsjahres, die vom 19. bis 24. November 
1971 zusammentrat, nahm einen Antrag ihres Berichtsausschusses zu $ 218 an 
und beschloß: 


WORT AN DIE GEMEINDEN ZUM SCHWANGERSCHAFTSABBRUCH 


Die Synode begrüßt die erneut ausgesprochene Absicht der Kirchenleitung, Frauen, die 
einen Schwangerschaftsabbruch erwägen, in geeigneter Weise zu helfen. Sie begrüßt, 
daß Sozialarbeiter des Diakonischen Werks in ihrem Brief an die Synodalen zusätzliche 
Vorschläge gemacht haben. 

Die Synode bittet die Gemeinden, den Müttern und ihren Familien bei der Klärung ih- 
rer Probleme auch dadurch zu helfen, daß sie ihnen den Weg zu guter fachlicher Beratung 
durch Sozialarbeiter, Ärzte und andere ebnen. Die Frage der Adoption wird in diesem 
Zusammenhang stärker bedacht werden müssen. Die Synode bittet alle Gemeindeglieder 
um Verständnis und um tatkräftige Hilfe für die Mütter, die ihr Kind zur Adoption ge- 
ben, aber auch für die, die ihr Kind behalten wollen. In einer oft kinderfeindlichen Atmo- 
sphäre braucht die berufstätige Frau, die Hausfrau und Mutter persönliche, nachbarschaft- 
liche und gemeindliche Hilfe. 

Die Gemeinden, wie die breite Öffentlichkeit, sind sich nicht einig, wie die Problematik 
des $ 218 StGB gelöst werden soll. Unabhängig von möglichen Lösungen bittet die Synode 
die Gemeinden, über jene Menschen nicht den Stab zu brechen, die mit dem $ 218 StGB 
in Konflikt geraten sind. 

Die Synode begrüßt, daß die Strafrechtskommission der EKD intensiv an Vorschlägen für 
eine Reform des $ 218 unter Berücksichtigung der notwendig damit zusammenhängenden 
Fragen arbeitet. Eine wirkliche Hilfe kann allerdings nicht nur durch eine Veränderung 
von Rechtsbestimmungen geleistet werden. Das Problem des Schwangerschaftsabbruches 
wird erst dann seine Schärfe verlieren, wenn man lernt, die vielfachen Methoden der 
Empfängnisverhütung vernünftig und verantwortlich zu benutzen. In der Bildungsarbeit 
unserer Kirche und der Gemeinden sollte das Bewußtsein dafür geweckt werden, daß 
Empfängnisregelung zu den Mitteln bewußter Lebensgestaltung gehört. Darum bittet die 
Synode auch die in der Publizistik Tätigen, sich dieser Themen immer wieder anzunehmen. 


dd) Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Westfalen verabschiedete 
auf ihrer Tagung vom 10. bis 15. Oktober 1971 nachstehende Entschließung: 


ZUR PROBLEMATIK DES SCHWANGERSCHAFTSABBRUCHS 


1. Die Landessynode teilt die Meinung, daß der $ 218 StGB in seiner jetzigen Fassung 
verändert werden muß. 

2. Die Diskussion über den $ 218 darf nicht eingeengt werden auf Straflosigkeit oder 
Strafbarkeit eines Schwangerschaftsabbruchs. Erforderlich sind vielmehr gewissenhafte Neu- 
besinnung auf ethische Normen in unserer Gesellschaft und entsprechende pädagogische 
Bemühungen. 

3. Bei allen Überlegungen muß der Schutz des ungeborenen, schutzlosen Kindes im Vor- 
dergrund stehen. Menschliches Leben — und darum handelt es sich beim Embryo, beim 
Foetus wie beim Kind — ist Schöpfung Gottes und nicht unser Besitz, über den wir ver- 
fügen könnten. 

4. Abbruch der Schwangerschaft ist immer Tötung und damit Widerspruch gegen Gott. 
Aber solcher Widerspruch erschöpft sich nicht nur im Tatbestand einer Abtreibung. Eine 
Gesellschaft, die werdende Mütter diskriminiert, Verhältnisse beläßt, in denen Kinder 
nicht ohne leiblichen, seelischen Schaden geboren werden und aufwachsen können, und 
in der straffreie oder bestrafte Abtreibung eine Frage des Geldes sein kann, macht sich 
gleichfalls schuldig an der Tötung werdenden Lebens. 

5. Kirche und Gesellschaft werden sich unermüdlich darum zu kümmern haben, daß un- 
erwünschte oder gar abgelehnte Kinder nicht in eine Welt kommen, die von vornherein 
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Entwicklungsmöglichkeiten nimmt und Leben unerträglich macht. Indikationen aus sog. 
sozialen Gründen müssen dadurch überflüssig gemacht werden, daß entsprechende soziale 
Verhältnisse geschaffen werden. 

6. Es ist Aufgabe der Gesellschaft und der Kirche, solche Hilfen zu mobilisieren und zu 
schaffen, z.B. Nachbarschaftshilfe, Pflege- und Adoptionsstellen, Pflegenester, Beratung, 
Mütterhilfe, Vermittlung von Teilzeitarbeit, Muttergeld, familiengerechte Wohnungen, fa- 
miliengerechte Mieten, Kindergartenplätze, Familienpflege, Familienerholung. Gesellschaft 
und Kirche müssen bereit sein, hierfür erhebliche Mittel zur Verfügung zu stellen. 

7. Die Gemeinden werden aufgerufen, ihre seelsorgerliche und materielle Hilfe an denen 
zu intensivieren, die durch ungewollte Schwangerschaft betroffen sind. Sie werden auch 
gemahnt, die nicht zu verwerfen und zu isolieren, die in einer für sie auswegslos erschei- 
nenden Lage werdendes Leben getötet haben. 

8. Die Landessynode bejaht die Familienplanung und den verantwortlichen Gebrauch 
empfängnisverhütender Methoden und Mittel. Mit der Empfängnisverhütung hat der 
Mensch Möglichkeiten gewonnen, durch die er weitgehend über die Entstehung neuen 
Lebens mitverfügen kann. Das aber schließt niemals ein Verfügungsrecht über neuentstan- 
denes Leben mit ein. Beratung und Aufklärung im Sinne der Familienplanung und ver- 
antwortliche Empfängnisverhütung muß auch Aufgabe der christlichen Gemeinde sein. 


ee) Stellungnahmen anderer kirchlicher Gremien. Die vom Rat der EKD beru- 
fene Kommission für sexualethische Fragen nahm in ihrer „Denkschrift zu 
Fragen der Sexualität‘, die wegen ihres Umfangs in diesem Bericht nicht ab- 
gedruckt werden kann, auch zu der Frage des Schwangerschaftsabbruchs Stel- 
lung: 

SCHWANGERSCHAFTSABBRUCH 


48. Das göttliche Liebesgebot gilt bereits für das beginnende Leben und vertraut es der 
menschlichen Fürsorge an. Der Beginn des Lebens ist nach derzeitiger wissenschaftlicher 
Erkenntnis mit der Befruchtung, der Keimzellenverschmelzung, gegeben. 

Der Beginn der Schwangerschaft wird heute wissenschaftlich mit der Einnistung des 
lebenden Keimes in die Gebärmutter angegeben. 

Jeder Eingriff, der das beginnende Leben vernichtet, ist Tötung werdenden Lebens. 
Selbst wenn Staat und Gesellschaft einen Eingriff gegen das begonnene Leben vor Beginn 
der Schwangerschaft oder einen Schwangerschaftsabbruch zulassen, wird dadurch Mann 
und Frau die eigene Verantwortung für das beginnende Leben nicht abgenommen. 

49. Der ethische Konflikt entsteht, wo das Leben der Mutter und das Leben des Kindes 
in Frage stehen. In diesem Falle ist zu prüfen, ob zugunsten des Lebens und der Gesund- 
heit der Mutter ein Schwangerschaftsabbruch verantwortet werden kann (sogen. ‚„medi- 
zinische‘“, besser „‚mütterliche‘‘ Indikation). Bei der ärztlichen Beurteilung eines solchen 
Falles sollten im Sinne der Ganzheitsmedizin alle Lebensumstände der Schwangeren be- 
rücksichtigt werden. 

50. Nicht vertretbar ist ein Schwangerschaftsabbruch aus rein sozialen Gründen (sogen. 
„soziale‘‘ Indikation). Soziale Schwierigkeiten verlangen sachentsprechende Maßnahmen. 
Wo erhebliche Belastungen der Frau und möglicherweise ihrer Familie bestehen, ist die 
Gesellschaft, besonders die christliche Gemeinde, zur Hilfe verpflichtet. 

51. Der Abbruch einer durch Vergewaltigung herbeigeführten Schwangerschaft (sogen. 
„ethische“, besser „Vergewaltigungs-Indikation‘‘) kann nur selten auf Grund medizinischer 
Indikation vorgenommen werden. Der unmittelbare Wunsch einer Frau, ein so empfange- 
nes Kind nicht austragen und erziehen zu müssen, ist wegen ihrer verletzten Personwürde 
und seelischen Not vollkommen verständlich. Jedoch sollte in derartigen Fällen, zumal 
sie nur in geringer Zahl vorkommen, in intensiver ärztlicher, psychologischer und seelsor- 
gerischer Beratung auf eine allseitige Klärung des Konfliktes hingearbeitet werden, die zu 
einer überlegten Entscheidung führen kann. 

52. Weil jede Geschlechtsgemeinschaft mit der Verantwortung für werdendes Leben ver- 
bunden ist, sollten Mann und Frau auch vorher Fragen der Erbgesundheit unter ärztlicher 
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Beratung prüfen. Wenn mit hoher Wahrscheinlichkeit damit zu rechnen ist, daß ein Kind 
erbkrank geboren und unheilbare Gesundheitsschäden haben würde, so sollte durch strikte 
Empfängnisverhütung oder Sterilisierung eine Schwangerschaft verhindert werden. 

53, Bei dennoch eingetretener Schwangerschaft stellt sich das Problem der sogen. „gene 
tischen“ Indikation des Schwangerschaftsabbruchs. Die Frage, ob bei derartiger Indikation 
ein Abbruch der Schwangerschaft vorgenommen werden soll, läßt sich nur unter genauer 
Abwägung der im einzelnen Fall zu berücksichtigenden Konsequenzen einer Geburt für 
Kind, Eltern und Gesellschaft, aber niemals allgemein beantworten. 

54. Wenn nach eingetretener Schwangerschaft durch Erkrankungen der Mutter eine Schä- 
digung des Kindes erwartet werden muß und ärztliche Hilfe nicht mehr geleistet werden 
kann, stellt sich ein der mütterlichen Indikation ähnliches Problem im Blick auf das Kind 
(sogen. „kindliche‘“ Indikation). 

55. Eine grundsätzliche Befürwortung des Schwangerschaftsabbruchs aus genetischer oder 
kindlicher Indikation unter Hinweis darauf, daß ein schwerkrankes Kind ein schweres und 
die Gesellschaft wie die Eltern belastendes Leben führen werde und daß demzufolge seine 
Existenz lebensunwert sei, ist unzulässig. 

Nach christlichem Verständnis besteht das Recht und der Wert des Lebens im Leben an 
sich und nicht in irgendwelchen Werten. 


ERKLÄRUNG VON 26 MITGLIEDERN DER THEOLOGISCHEN FAKULTÄT MÜNSTER 


Stellungnahme zu $ 218 


Die gegenwärtige Diskussion um den $ 218 stellt uns als evangelische Christen und Theo- 
logen erneut vor ein Problem, das bisher in seiner Bedeutung nicht immer entschieden ge- 
nug aufgenommen worden ist. Die Öffentlichkeit konnte den Eindruck gewinnen, auch 
den evangelischen Kirchen liege an einer Konservierung des $ 218 in seiner gegenwärtigen 
Fassung und sie übersehe die Notsituation, in welche die jetzige gesetzliche Regelung 

der Schwangerschaftsunterbrechung unzählige Menschen stellt. 

Wir müssen konstatieren: Der $ 218 hat zum Ziel, Leben zu schützen, tatsächlich aber 
ist seine Auswirkung sehr oft lebenzerstörend. — Wenn Martin Luther die Erklärung des 
5. Gebotes damit beginnt, daß es darum gehe, dem Nächsten an seinem Leibe keinen Scha- 
den noch Leid zu tun, dann können auch Frauen davon nicht ausgenommen werden, die 
nicht in der Lage sind oder sich nicht in der Lage fühlen, ein Kind zu gebären. Nicht nur 
eine körperliche Tötung zerstört Leben, sondern auch schon eine durch psychische oder 
gesellschaftliche Zwänge bedingte Zerrüttung. 

Eine Abtreibung kann selbstverständlich nur eine letzte Notlösung sein, zumal in einer 
Zeit, in der empfängnisverhütende Mittel allgemein bekannt sind. Deren Anwendung wird 
jedoch immer auf vielerlei psycho-soziale Schwierigkeiten stoßen, darum muß gerade jene 
Notlösung auch im Blick auf die ethische und soziale Indikation humanisiert werden. 

Wer dazu beiträgt oder es durch Untätigkeit duldet, daß die juristische und politische 
Behandlung des $ 218 weiter hinausgeschoben wird, macht sich mitschuldig an dem tau- 
sendfachen Elend, das täglich durch diesen Paragraphen hervorgerufen wird. 

Wir bitten die kirchenleitenden Gremien dringend, die bisher oft zu enge Argumentation 
zum Schutz werdenden Lebens zu überprüfen und auf eine möglichst baldige und umsich- 
tige Änderung des $ 218 hinzuwirken. 


Die innerkirchlichen Meinungsgegensätze und Entscheidungsunterschiede in 
wichtigen Fragen des politischen und gesellschaftlichen Lebens — Gegensätze 
und Unterschiede, in denen möglicherweise echte Aporien zum Ausdruck kom- 
men — machen deutlich, daß die Kirche nicht nur mit der Pluralität theologi- 
scher Lehrmeinungen, sondern auch mit der Pluralität politischer und ethischer 
Entscheidungen zu leben lernen muß. Sie bedarf, um zu leben und zu dienen, 
weder einer einheitlichen Theologie noch einer uniformen Predigt noch der 
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politischen Gleichgesinntheit. Vonnöten aber ist ein intensiver Lernprozeß, 
in dem nicht zuletzt die Spielregeln des Umgangs mit theologisch und politisch 
Andersdenkenden erarbeitet, erprobt und eingeübt werden. 


c) Der kirchliche Dienst an Gesetzgebung und Rechtsordnung 


Sowohl die Veröffentlichung „‚Das Gesetz des Staates und die sittliche Ordnung“ 
(s. 0.) wie auch die innerkirchliche Diskussion um die Reform des $ 218 StGB 
(s. 0.) und die in diesem Bericht aus Raumgründen nur auszugsweise wiederge- 
gebene „Denkschrift zur Frage der Sexualethik“ stellten nicht nur Grundsatz- 
überlegungen und -erörterungen an, sondern sollten zugleich der Regierung und 
dem Parlament durch das Vorbringen kirchlicher Anliegen und Gesichtspunkte 
Hilfe bei der anstehenden Gesetzgebung zum Ehe- und zum Strafrecht leisten. 
Aber auch unmittelbar zu den vorliegenden Gesetzesentwürfen wurden kirchli- 
che Stellungnahmen vorgelegt. 

Landessynode und Landeskirchenrat der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Bayern veröffentlichten ein 


WORT ZU FRAGEN DES SEXUELLEN VERHALTENS 
UND DES SEXUALSTRAFRECHTS 


I. 


1. In der gegenwärtigen Unsicherheit auf allen Lebensgebieten sind wir uns gegenseitig 
Klärung und Wegweisung schuldig. Von dem tiefen Wandel ist auch das Gebiet unseres 
Lebens betroffen, das staatlicher Gesetzgebung nur schwer zugänglich ist, weil es vom 
Einzelnen in persönlicher Freiheit verantwortet werden muß: Die Begegnung der Geschlech- 
ter innerhalb und außerhalb der Ehe, der Intimbereich unseres Lebens. Einerseits hat sich 
hier eine begrüßenswerte Natürlichkeit und Unbefangenheit entwickelt, die vergangenen 
Jahrzehnten unvorstellbar erschien. Andererseits werden wir in aller Öffentlichkeit in stei- 
gendem Maße überschwemmt von einer Flut hemmungsloser Darstellungen und Anprei- 
sungen des Sexuellen in Wort, Ton und Bild. Der rein körperliche Lustgewinn wird, losge- 
löst von ethischer Verantwortung und personaler Bindung, als Weg zum Glück empfohlen. 

Wir müssen fragen: Wo haben wir es nur zu tun mit einem Wandel von Sitte, Geschmack 
und Lebensstil? Welche bleibenden, unantastbaren Werte der Menschenwürde und des ver- 
antwortlichen Zusammenlebens sind festzuhalten? 

2. Der staatliche Gesetzgeber befindet sich in dieser Übergangssituation bei der notwen- 
digen Reform des Sittenstrafrechts in einer schwierigen Lage. Die geltenden Gesetze stam- 
men aus einer Zeit, die mit der unseren schwer vergleichbar ist. Heute erhebt der Einzelne 
Anspruch auf größere Freiheit für die Gestaltung seines persönlichen Lebens; daher die be- 
rechtigte Zurückhaltung des Gesetzgebers, in den Intimbereich des Einzelnen einzugreifen. 
Er fühlt sich hier nicht befugt, eine bestimmte Ethik für verschiedene Gruppen einer plura- 
listischen Gesellschaft als verbindlich zu erklären. Andererseits muß auch der demokrati- 
sche Gesetzgeber darüber wachen, daß nicht eine hemmungslose Willkür des Einzelnen die 
Grundlagen des Zusammenlebens und die Würde des Menschen zerstört; er hat nach dem 
Grundgesetz eine besondere Verantwortung für Ehe, Familie und Jugend. 

3. Jeder Bürger ist für die Gestaltung der Gesetze und Ordnungen mitverantwortlich. 
Seine politische Verantwortung endet nicht mit der Erfüllung der Wahlpflicht. Auch die 
Christen haben in diesem Staat das Recht und die Pflicht, ihre Stimme in die Entschei- 
dungen einzubringen. Sie dürfen diese Aufgabe nicht allein einzelnen Persönlichkeiten 
der Kirche überlassen. Die Synode als gewählte Vertretung aller Gemeinden der Landes- 
kirche hat den Eindruck, daß weite Kreise der Bevölkerung auf einen Mund warten, der 
ihre inneren Anliegen zur Sprache bringt. 
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4. Keiner lebt für sich allein, sondern er wirkt auch in den Lebensbereich anderer Men- 
schen heilvoll oder unheilvoll hinein. Wir wollen deshalb, daß die Atmosphäre, in der wir 
leben und in der unsere Kinder heranwachsen, nicht durch permanente Sexualisierung 
vergiftet wird. Niemand kann heute schon sagen, wie die sich dauernd steigernde Konfron- 
tation mit einer rein sexualtechnisch verstandenen Geschlechtlichkeit und ihrer Darstellung 
in allen Perversitäten sich im Laufe der Zeit auf den Menschen auswirken wird. Das ver- 
kehrte Leitbild der Geschlechterbegegnung, das durch sie erweckt wird, kann die beste- 
henden oder kommenden Ehen vieler Menschen ernstlich gefährden. Unter Mißbrauch 
des Begriffs Freiheit entsteht eine Atmosphäre suggestiver Beeinflussung, in der die wahre 
Freiheit des Menschen verloren geht. 

Daraus ergibt sich eine Schutzpflicht der staatlichen Gesetzgebung, nicht nur für die in- 
dividuelle Freiheit des Einzelnen, sondern auch für die bleibenden Werte menschlicher 
Gemeinschaft: die Würde des Menschen und die Familie als wichtigste Zelle aller mensch- 
lichen Gemeinschaften. Auch die heranwachsende Generation muß durch Gesetze geschützt 
werden, die nicht nur das sich jeweils wandelnde Sittenbewußtsein konstatieren, sondern 
selbst von Werten ausgehen, an die alle gebunden sind. Es ist eine Illusion, diesen ganzen 
Bereich unseres Lebens für wertfrei zu erklären. Es würde sonst ein Vakuum entstehen, in 
das schädliche und zerstörende Ideologien eindringen können. Auch die pluralistische Ge- 
sellschaft, will sie nicht sich selbst aufgeben, kann nicht darauf verzichten, die Freiheit des 
Einzelnen durch die Verantwortung für die Mitmenschen zu begrenzen. Diese Forderungen 
gründen sich auch auf das Grundgesetz: 

Artikel 1 Abs. 1: .‚Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schüt- 
zen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.‘ 

Artikel 2 Abs. 1: „Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, 
soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ord- 
nung oder das Sittengesetz verstößt.“ 

Artikel 6 Abs. 1: „Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz der staatli 
chen Ordnung.“ 


1. 


Aus diesen grundsätzlichen Überlegungen heraus nehmen wir zu einzelnen, besonders 
wichtig erscheinenden Punkten des Entwurfs des 4. Strafrechtsreformgesetzes Stellung: 

1. Wir begrüßen es, daß die Bundesregierung ihre Vorlage als Diskussionsgrundlage be- 
zeichnet hat. Wir stellen fest, daß auf Grund erheblicher Einwendungen das Bundesjustiz- 
ministerium für die weitere Behandlung im Bundestag verbessernde Änderungsvorschläge 
gemacht hat. Als solche Verbesserungen betrachten wir, daß die Pornographie mehr als 
nach der Kabinettsvorlage beschränkt, vor allem auch die Darstellung von Brutalität und 
Rassenhaß unter Strafe gestellt und schließlich dem Pornographie-Versandhandel vorge- 
schrieben werden soll, daß vor Belieferung von Kunden jeweils amtliche Bescheinigungen 
über das Geburtsdatum vorliegen müssen. 

Wir werten auch positiv, daß entgegen manchen radikalen Reformforderungen der Re- 
gierungsentwurf die Zuhälterei weiter unter Strafe lassen will, weil sie eine besonders un- 
würdige Form der Ausbeutung von Menschen darstellt. Nicht selten hindern ja Zuhälter 
„ihre“ Dirnen, aus der Prostitution wieder herauszukommen. Wir geben aber zu bedenken, 
ob der Tatbestand für die Praxis nicht so eng gefaßt ist, daß er kaum angewendet werden 
kann. Wir begrüßen es auch als Fortschritt, daß das Gesetz der ärztlichen Behandlung 
krankhafter Exhibitionisten sein besonderes Augenmerk schenkt. 

2. Daneben bleiben jedoch verschiedene Bedenken von Gewicht: 

a) Der „Partnertausch‘‘ unter Ehegatten, nach geltendem Recht schwere Kuppelei, ist 
eine der schwersten sittlichen Pflichtverletzungen. Statt den Gatten vom Ehebruch abzu- 
halten, treibt einer den anderen dazu — nicht selten unter Ausnutzung eines innerhalb 
vieler Ehen faktisch bestehenden Abhängigkeitsverhältnisses. Scheidungsanwälte, Psycho- 
therapeuten, Psychiater und Seelsorger berichten, daß das Auswechseln der Ehegatten oft 
zum Zerbrechen der Ehe führt. Der Report von Günther Mack „Eine Ehe zerfällt‘ im 
Deutschen Allgemeinen Sonntagsblatt vom 7. Februar 1971 ist durchaus symptomatisch. 
Dem Schutze der Ehen, vom Grundgesetz garantiert, widerspräche eine Straflosigkeit. 
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b) Gewerbsmäßige Kuppelei strebt wie jede Kommerzialisierung nach Ausweitung. Sie 
macht den Geschlechtspartner zum Handelsobjekt, nutzt die Unerfahrenheit junger Men- 
schen aus, zerstört Ehen und beutet die Notlage sozial schwacher Menschen aus. Dem 
sollte auch das Strafgesetz entgegentreten. 

c) Auch der neue, verbesserte Entwurf des Bundesjustizministeriums zur Frage der Por- 
nographie usw. läßt gewichtige Bedenken weiterbestehen. Immer noch ist vorgesehen, daß, 
von einigen Einschränkungen abgesehen, im Inland pornographische Erzeugnisse herge- 
stellt und verbreitet werden dürfen. Damit wird auch ein wirksamer Jugendschutz auf die- 
sem Gebiet noch weniger möglich sein als bisher, zumal von Erwachsenen legal erworbene 
pornographische Schriften durch achtloses Liegenlassen und Wegwerfen Jugendlichen zu- 
gänglich werden. Die nackte Profitgier wird nach ständiger Ausweitung des Marktes stre- 
ben, im Konkurrenzkampf wird ein Hersteller den anderen durch noch schärfere Porno- 
graphie zu übertrumpfen suchen, zumal der Trend zur Ausweitung schon in der Porno- 
graphie selbst nach Ansicht von manchen Sachverständigen enthalten ist. Mann und Frau 
verlieren in der Pornographie ihre Menschenwürde. 

Abschließende wissenschaftliche Erkenntnisse über die Wirkung der Pornographie liegen 
nicht vor; ernstzunehmende Wissenschaftler sehen große Gefahren, auch für den erwach- 
senen Menschen. Nirgends gibt es jedenfalls einen stichhaltigen Beweis dafür, daß Porno- 
graphie durch Gewöhnung harmlos und unschädlich würde. Erste verharmlosende Berichte 
über die Wirkungen in Dänemark haben sich nicht bestätigt. Unter diesen Umständen ist 
es nicht zu verantworten, Herstellung und Handel mit pornographischen Erzeugnissen zu 
erlauben, und so den Markt den Geschäftemachern zu überlassen, zumal nach Meinungs- 
umfragen etwa drei Viertel der Bevölkerung für das Verbot der Pornographie sind. 


II. 


Einen wichtigen Beitrag zu den Fragen der Sexualethik sehen wir in den beiden Schriften 
„Das Gesetz des Staates und die sittliche Ordnung‘ (mit einem Vorwort herausgegeben 
von Julius Kardinal Döpfner und Landesbischof D. Hermann Dietzfelbinger) und „Denk- 
schrift zur Frage der Sexualethik‘‘ (erarbeitet von einer Kommission der Evangelischen 
Kirche in Deutschland). Sie können zur Besinnung dienen und als Gesprächsgrundlage 
hilfreich sein. Beide Schriften wollen je in ihrer Art die verbindliche Wegweisung der zehn 
Gebote in der Situation unserer Zeit aufzeigen. 

Mit Worten allein, auch wenn sie von Synoden kommen, ist es freilich nicht getan. Der 
entscheidende Beitrag der Christen zu diesem Lebensgebiet ist ohne Frage das überzeugen- 
de Beispiel persönlichen Lebens. Wir haben die Freiheit, unser Leben auch in diesem Be- 
reich nach dem Wort und Willen Gottes zu gestalten. Die Wenigen, die das wirklich tun, 
können für das Ganze wichtiger sein als die Vielen, die es nicht tun. So haben auch die 
ersten Christen ihre Umwelt wesentlich verändert. Die Freude am anderen Geschlecht ge- 
hört zu den guten Gaben der göttlichen Schöpfung, die wir dankbar und verantwortlich 
gebrauchen dürfen. Sie findet ihre wahre Erfüllung allein in der auf Lebensdauer angeleg- 
ten Bindung an einen bestimmten Menschen, dessen Schicksal der Partner vor Gott mit- 
verantworten muß. Bei aller Unsicherheit sieht die Umwelt sehr genau auf die Gemeinde 
Jesu Christi, wie in ihrer Mitte und gerade auch in ihrer jungen Generation die Probleme 
der Sexualität gelöst werden. Die christliche Gemeinde wird daher an sich selbst wesent- 
lich höhere Forderungen stellen müssen als der Gesetzgeber an die Allgemeinheit. 


Die Konferenz der Bekennenden Gemeinschaften in Deutschland, zu der die 
Bekenntnisbewegung „Kein anderes Evangelium“, die Kirchliche Sammlung um 
Schrift und Bekenntnis, die Kirchliche Sammlung in Bayern und die Ludwig- 
Hofacker-Vereinigung in Württemberg gehören, richtete mit Zustimmung der 
Evangelischen Sammlung Berlin und des Theologischen Konvents ein Schreiben 
an den Bundespräsidenten, die Bundesregierung, den Bundesrat und den Bun- 
destag und rief zugleich zu einer Unterschriftensammlung gegen die geplante 
„Teilfreigabe‘‘ der Pornographie auf. 
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Mit tiefer Beunruhigung haben wir in den letzten Monaten die öffentlichen Diskussionen 
und Anhörungen über die geplante „Freigabe der Pornographie“ im Rahmen des 4. Straf- 
rechtsänderungsgesetzes verfolgt. 

Schon die bisherigen einschlägigen Bestimmungen zur Verhinderung der Verbreitung und 
Zurschaustellung unzüchtiger Produkte sind durch die tatsächliche Inflation anwidernder 
sexualistischer Bilder und Texte in Illustrierten, Filmen und Reklame ohne Gegenmaßnahme 
der staatlichen Organe unterlaufen worden. Das gegenwärtige „Reform“-Interesse auf die- 
sem Gebiet scheint eher noch der Beschleunigung dieses verhängnisvollen Gefälles zu die- 
nen. 

Wenn nämlich der $ 184 des Strafgesetzbuches gemäß der 1. Alternative des Strafgesetz- 
ausschusses verändert werden sollte, so würden damit nicht nur Herstellung und Handel 
mit unzüchtigen Produkten in aller Öffentlichkeit freigegeben werden. Vielmehr würden 
auch sodomitische, sadistische und masochistische Schaustellungen aller Art, Obszönitäten 
im Fernsehen, Kuppelei und Exhibitionismus straflos bleiben. Die restlichen Einschränkun- 
gen besonders zum Schutz der Jugend würden sich als völlig unwirksam erweisen. Schon 
heute ist diese ja im eklatanten Widerspruch zum Jugendschutzgesetz wehrlos der opti- 
schen Aufdringlichkeit einer immer obszöner werdenden Film- und Illustriertenwerbung 
preisgegeben. 

Wir sind zutiefst erschrocken, daß innerhalb weniger Wochen mit einem Federstrich eine 
in Jahrhunderten gewachsene und bewährte sittliche Begründung unserer Rechtsordnung 
auf diesem Gebiet und damit das ethische Fundament des Grundgesetzes unseres Staates 
ausgetilgt werden soll, nur weil eine durch Profitgier gesteuerte „Sexwelle“‘ nach weiteren 
Ausdehnungsmöglichkeiten verlangt. Zu Recht bezeichnet eine vielbeachtete Pariser Wo- 
chenschrift diesen Vernichtungsfeldzug gegen die Integrität der sittlichen Persönlichkeit 
als eine Vollstreckung des Geistes von Auschwitz. 

Dabei hat die bisherige Diskussion an einer oberflächlichen Verkürzung der in Frage 
kommenden Aspekte gelitten. Zweifelhafte und einseitig ausgesuchte psychologische 
„Gutachten“ können nicht die kulturphilosophische Grundeinsicht verdrängen, daß bis- 
her noch keine Hochkultur die Öffnung für eine an die niedrigsten und pervertierten In- 
stinkte gerichtete Reizüberflutung hat überstehen können. Treffend spricht eine der größ- 
ten Tageszeitungen in der Bundesrepublik von der drohenden Inweltverschmutzung, für 
die uns die notwendigen Kläranlagen fehlen. — Noch wichtiger ist das sozialethische Ar- 
gument, daß die Ordnungen der Ehe und Familie da zutiefst gefährdet werden, wo ein 
schrankenloser Individualismus den Menschen enthemmt, seine Mitmenschen bei wech- 
selnder Partnerschaft zum Objekt momentaner Triebbefriedigung zu erniedrigen. 

Dies bedeutet zugleich einen elementaren Verstoß gegen den $ 1 Absatz 1 des Grund- 
gesetzes, das den Schutz der Würde des Menschen zur obersten Aufgabe des Staates macht. 
Schon heute hat in unserer Gesellschaft die Achtung vor der Frau und ihre Würde schwe- 
ren Schaden erlitten. Das moralische und gegebenen Falles auch tatkräftige gemeinsame 
Vorgehen aus Notwehr gegen einen im beabsichtigten Sinne geänderten $ 184 und seine 
Auswirkungen würde geradezu zur Pflicht jedes verantwortlichen Staatsbürgers werden. 
Wir machen Sie, sehr verehrtes Bundestagsmitglied, darauf aufmerksam, daß die beab- 
sichtigte Strafrechtsänderung Sie auch in eindeutigen Gegensatz zu den Überzeugungen 
der Mehrheit der Bürger der Bundesrepublik Deutschland bringen würde. Mindestens 72% 
der deutschen Bevölkerung, das hat eine Allensbacher Meinungsuntersuchung erwiesen, 
würde sich durch eine wahrscheinlich nur hauchdünne Bundestagsmehrheit im Namen 
einer mißverstandenen „Mündigkeit‘“ entmündigt fühlen. 

Die unterzeichnete Konferenz der bekennenden Gemeinschaften in Deutschland und die 
durch sie vertretenen Christen machen kein Hehl daraus, daß dieser unser Protest sowohl 
unserer allgemeinen Verantwortung als Staatsbürger wie unserem an die biblische Offen- 
barung gebundenen Gewissen entspringt. Die Bibel mißt den Unzuchtsünden besonders 
schweres Gewicht bei, weil eine verdorbene Phantasie und eine pervertierende Triebent- 
hemmung den Menschen zur Hingabe an Gott und den Mitmenschen unfähig macht. Wir 
sind darüber hinaus davon überzeugt, daß die gesellschaftliche Ordnung eines Volkes nur 
solange gesund und lebensfähig bleiben kann, wie sie den unwandelbaren Geboten Gottes 
entspricht, besonders im Blick auf das schon in der Gesinnung saubere Verhältnis der Ge- 
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schlechter zueinander. Auf diese wesentliche Unwandelbarkeit hinzuweisen, erachten wir 
gerade auch angesichts der beginnenden Auflösungserscheinungen in unseren Kirchen als 
unsere besondere Aufgabe. Wir tun dieses aus der Überzeugung, daß wir aufgrund der 
Erlösungstat Jesu Christi trotz allem eigenen Schuldigwerden an der ständigen Verwirk- 
lichung der gottgegebenen Lebensordnungen mitzuarbeiten haben. Wie die Mißachtung des 
Lebens anderer Menschen im .,‚3. Reich“, so würde auch die Mißachtung der Ehre anderer 
Menschen heute unser Volk unter Gottes Gericht führen. 

Bitte betrachten Sie, sehr verehrtes Mitglied des Bundestages, dieses Schreiben als ein 
Angebot, Sie in Ihrer Verantwortung als gewählter Vertreter des deutschen Volkes zu un- 
terstützen. Wir bitten Sie, das auf Sie gesetzte Vertrauen nicht dadurch aufs Spiel zu set- 
zen, daß Sie dieser leichtfertig geplanten ‚Reform‘ zustimmen. Bemühen Sie sich vielmehr 
um eine echte Reform, die der Schaffung von Leitbildern und Ordnungen dient, die un- 
serer abendländischen Kulturnation würdig sind! 

Wir kündigen mit diesem Schreiben zugleich an, daß wir seine Dringlichkeit mit einer 
breitangelegten Unterschriftensammlung und einer Kundgebung in Bonn noch unterstrei- 
chen werden. 


8. DER KIRCHLICHE BEITRAG ZUM KULTUR- 
UND BILDUNGSPOLITISCHEN GESPRÄCH UND GESCHEHEN'® 


a) Die EKD-Synode 


Weil es der Kirche um den Menschen geht und sie für seine Menschlichkeit 
mitverantwortlich ist, ist ihr weder eine bildungspolitische Neutralität noch 

der Rückzug auf das Gebiet christlicher Erziehung erlaubt oder möglich, viel- 
mehr ist sie von ihrem Auftrag her gehalten, gemeinsam mit allen mit Bildungs- 
fragen befaßten Gremien darüber zu beraten, wie Übereinstimmung in den 
Fragen einer humanen Erziehung erreicht werden kann, und daran mitzuarbei- 
ten, daß diese Fragen, die Existenzfragen der Gesellschaft von heute und mor- 
gen sind, ebenso menschen- wie sachgerecht gelöst werden. Mit gutem Grund 
war daher die Bildungsfrage — neben der Struktur- und Verfassungsreform der 
EKD - langfristig und sorgfältig vorbereitetes Hauptthema der EKD-Synode 
auf ihrer Frankfurter Tagung vom 7. bis 12. November 1971. Regionale Tagun- 
gen der Synodalen und Arbeitsgremien mit bestimmten Aufträgen hatten um- 
fangreiches Informationsmaterial erstellt, so daß die Synode in den Stand ge- 
setzt war, sich dem anspruchsvollen, schwierigen und trotz bewußter Ausklam- 
merung von auch zu dem Sachbereich Bildung gehörenden Fragen und Arbeits- 
feldern — z.B. Hochschul- und Erwachsenenbildung — überaus umfänglichen 
Thema zu stellen. 

Aus dem großangelegten Referat von Professor Dr. Nipkow, dessen Wiedergabe 
im vollen Wortlaut wegen der Begrenztheit des zur Verfügung stehenden Rau- 
mes nicht möglich ist, sei der von der Kirche, ihrer Bildungsverantwortung 
und ihren Möglichkeiten handelnde Teil wiedergegeben: 


18. Vgl. Kirchliches Jahrbuch 1955, S. 232; 1958, S. 76ff.; 1969, S. 146ff.; 1970, 
S. 166ff. 
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C. DIE EVANGELISCHE KIRCHE UND DIE GEGENWÄRTIGE BILDUNGSPLANUNG 


I. Die umfassende Bildungsverantwortung der Kirche 


Die gegenwärtigen Entwicklungen in Bildungspolitik und Bildungsplanung sind eine Her- 
ausforderung an die Kirche, ihre eigene umfassende Bildungsverantwortung zu erkennen 
und kritisch-konstruktiv wahrzunehmen. Die Dringlichkeit hierzu folgt aus drei grundle- 
genden Sachverhalten. 

— Die große Bedeutung, die heute weltweit der Verbesserung des Bildungswesens beige- 
messen wird, muß der Kirche bewußt machen, wie sehr sie selbst ebenfalls für ihren Fort- 
bestand und ihre Erneuerung in einem umgreifenden Sinn auf pädagogische Vorgänge 
(Lehr- und Lernprozesse) angewiesen und von ihnen durchsetzt ist. Der pädagogische 
Aspekt ist ein Aspekt allen kirchlichen Handelns. 

Die Konfrontation der Kirche mit der allgemeinen Bildungspolitik und -planung unserer 
Zeit sollte daher zuerst zu einer kritischen Rückfrage an das pädagogische Handeln der 
Kirche selbst werden. Was muß bei uns selbst anders werden? Erkennen wir überhaupt, 
welche schicksalhafte Bedeutung es für den Menschen und sein Verhältnis zur Kirche hat, 
in welchen Formen und auf welche Weise er von seiner frühen Kindheit an von der Kirche 
pädagogisch „beeinflußt‘‘ wird? Welches pädagogische Gesamtkonzept hat die Kirche für 
ihre eigenen pädagogischen Aufgaben, herausgefordert durch die Bildungsgesamtplanung 
des Staates? 

— In der Bundesrepublik sind zahlreiche wichtige Bildungseinrichtungen der Kirche (Kin- 
dergärten, schulischer Religionsunterricht, kirchliche Schulen und Internate, theologische 
Hochschulausbildung, kirchliche Erwachsenenbildung) ein integraler Bestandteil des allge- 
meinen Bildungswesens. Wo dies im Bereich der vorschulischen Bildungseinrichtungen oder 
im Bereich der Weiterbildung noch nicht der Fall ist, wird dies gemäß gegenwärtiger Bil- 
dungsplanung im Sinne der „öffentlichen Verantwortung‘ in Zukunft der Fall sein wer- 
den. Von jeder bildungspolitischen Veränderung im Gesamtfeld ist folglich die Kirche be- 
troffen. Umgekehrt trägt sie selbst als ein bildungspolitischer Faktor zu dieser Verände- 
rung bei. Die Kirche ist bildungspolitisch nicht neutral. Sie würde auch dann als bildungs- 
politische Größe wirken, wenn sie sich der gegenwärtigen Bildungsplanung gegenüber pas- 
siv verhielte, weil so oder so ihre Haltung Folgen hat für das Gesamtsystem, an dem sie 
partizipiert. 

— Zu einer umfassenden, über die eigenen pädagogischen Aufgaben hinaus auch das all 
gemeine Erziehungs- und Bildungswesen betreffenden Bildungsverantwortung wird diese 
jedoch nicht nur auf Grund der faktischen institutionellen Teilhabe der Kirche am Bil- 
dungssystem. Bedeutungsvoller ist, daß die Verantwortung für den Menschen, den das 
Evangelium meint, unteilbar ist und daher für alle Lebenszusammenhänge gilt, auch dort, 
wo die Kirche im Bildungssystem institutionell nicht vertreten ist. Erziehung und Bildung 
sind grundlegende Lebenszusammenhänge, nicht nur unter dem Gesichtspunkt gesellschaft- 
licher Überlebensimperative, in ihnen und durch sie wird zugleich über die menschliche 
Qualität einer Gesellschaft entschieden. 


II. Die Förderung einer breiten und wirksamen bildungspolitischen Öffentlichkeit 


1. Der politische und theologische Mißbrauch und Gebrauch kirchlicher Bildungsverant- 
wortung 


Der Begriff „Verantwortung“ ist politischem und theologischem Mißbrauch ausgesetzt. 
Politisch gesehen, steht die Bildungsreform in der Bundesrepublik einerseits unter dem 
Anpassungsdruck vorwiegend technologischer und ökonomischer Interessen. Sie ist ande- 
erseits darauf verwiesen, sich im Rahmen eines freiheitlich-demokratischen Rechts- und 
Sozialstaates vor eben diesem Selbstverständnis des Staates zu rechtfertigen. Die charakteri- 
stischen Merkmale der oben beschriebenen Ambivalenz erwuchsen aus dieser Spannung. In 
dieser Situation ist für die offizielle staatliche Bildungsplanung jede Stellungnahme willkom- 
men — besonders so bedeutender Gruppen wie der Kirchen —, die zur demokratischen Legi 
timation der Planungsprozesse und -ziele beiträgt. Dieser an sich selbstverständliche Vorgang 
wird bedenklich, wenn vom Staatsbürger wie von gesellschaftlichen Gruppen „Verantwortung“ 
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oder „Mitverantwortung“ verlangt, aber nur Zustimmung erwartet und Mitbestimmung nicht 
gewährt wird. Es ist einerseits politisch unerträglich, wenn gesellschaftliche Gruppen andere 
bevormunden. Das Schulwort der Synode von 1958 hat eindrucksvoll bezeugt, daß bildungs- 
politische Stellungnahmen der Kirche nie eine „weltanschauliche Bevormundung‘‘ sein dür- 
fen. Es wäre jedoch politisch ebenso fatal, wenn sich die Prozesse der politischen Willensbil- 
dung und Entscheidung auf das Aushandeln von Arrangements in immer kleineren admi- 
nistrativ-politischen Führungszirkeln reduzieren sollten und auf diese Weise die sogenannte 
politische Öffentlichkeit schließlich nur noch den formalen Rahmen für etwas abgibt, was 
sie selbst nicht mehr nennenswert mitdurchdenken und mitentscheiden kann. Damit bil- 
dungspolitische Mitverantwortung nicht deklamatorisch und ideologisch wird, muß sie 
zentral auf die Schaffung einer breiten und wirksamen bildungspolitischen Öffentlichkeit 
gerichtet sein. 

In den gegenwärtigen, zunehmend zentralisierten und rationalisierten Bildungsplanungen 
ist es besonders dringend geboten, die demokratischen politischen Potenzen zu stärken 
und die Ansätze hierzu in den Bildungsplanungen selbst (Strukturplan) radikal zu unter- 
stützen. Vor allen Stellungnahmen im einzelnen erwächst hier für die Kirche die primäre Auf- 
gabe, weil sie die Voraussetzung jeglicher Bildungsplanung überhaupt betrifft. 

Die gleiche Forderung folgt aus theologischen Gründen. Ein bildungspolitisches und pä- 
dagogisches „‚Wort‘‘ der Kirche darf nicht die Gewissen an falscher Stelle gesetzlich bin- 
den in pädagogischen Sachfragen und bildungspolitischen Auffassungen, in denen es un- 
terschiedliche Meinungen geben darf und wird. Die Bildungsverantwortung der Kirche wird 
vielmehr dann theologisch legitim wahrgenommen, wenn sie wie für den gesamtgesell- 
schaftlichen Bereich allgemein so zugleich für den innerkirchlichen Bereich die entschiede- 
ne Demokratisierung der Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozesse als solche verficht. 
Das Evangelium soll vom Menschen frei angenommen werden, nicht unter Zwang. Der 
Kirche muß darum in jeder Hinsicht an den Bedingungen zur Ermöglichung menschlicher 
Selbstdefinition in Freiheit gelegen sein. Es kann nicht darum gehen, durch bildungspoliti- 
sche Stellungnahmen dem Christen wie dem Nichtchristen Standpunkte aufzudrängen, 
sondern darum, für eine freie bildungspolitische Willensbildung innerhalb und außerhalb 
der Kirche überhaupt erst Raum zu schaffen, zu erhalten und zu vergrößern, als Voraus- 
setzung dafür, daß jeder seinen Standpunkt selbst gewinnt. Nur ein emanzipatorischer 
Gebrauch kirchlicher Bildungsverantwortung ist politisch und theologisch legitim. 


2. Bildungspolitische Öffentlichkeit und technokratische Planung 
— Chancen politischen Spielraums 


Kirchliche und außerkirchliche Bildungspolitik stehen vor der Frage, welche Chancen sie 
überhaupt haben, das Moment des Politischen, verstanden als demokratische Teilhabe 

und Kontrolle, angesichts des technokratischen Gefälles moderner Planungs- und Rationa- 
lisierungsvorgänge zu sichern. Unter Bezug auf Ergebnisse der Technokratiediskussion kann 
von folgenden Voraussetzungen ausgegangen und auf folgende Handlungsspielräume hinge- 
wiesen werden: 

— Planung und Demokratie sind nicht unvereinbar ..., wenngleich die Verbindung von 
beidem heute ungemein erschwert ist ... 

— An der Unterscheidung zwischen technologischem Handeln (technologischer Zweck- 
Mittel-Rationalität) und politischem Handeln (politischer Rationalität) kann und muß 
festgehalten werden. Was „wissenschaftlich denkbar und technisch herstellbar‘“ ist, muß 
nicht darum auch schon realisiert werden. In der ‚Idee des technischen Fortschrittes selbst‘ 
liegt „eine Art Zwang“, den man überwinden muß, indem man den Aspekt der „gesell- 
schaftlichen Dringlichkeit‘ (und Wünschbarkeit) von dem der „technischen Realisierbar- 
keit‘ abhebt ... 

— Es ist falsch und gefährlich, von ökonomischen Zwängen zu sprechen, wo in Wirklich- 
keit ökonomische Interessen vorliegen. Die technokratische Redeweise entzieht diese In- 
teressen der Problematisierung und Kritik. Die offene Diskussion des Interessenhintergrun- 
des ist demgegenüber die Voraussetzung für alternatives politisches Handeln. 

— Verallgemeinert: Wenn gesellschaftliche Grundannahmen unbefragt und wie selbstver- 
ständlich akzeptiert werden (z. B. mehr Wohlstand, mehr Eigentum, mehr Konsum, mehr 
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Produktivitätssteigerung, mehr Profit usw.), schaffen wir allererst die Zwänge, die dann als 
von außen gesetzt erscheinen. Ob politisches Handeln möglich bleibt, hängt mithin davon 
ab, wie intensiv eine gesellschaftspolitische Diskussion über die grundlegenden Leitvorstel- 
lungen für unsere gesellschaftliche und menschliche Entwicklung zustandekommt. Die Kir- 
che ist hier unmittelbar angesprochen. 

— Politischer Spielraum wird eingeschränkt oder vergrößert gemäß dem Demokratisie- 
rungsgrad der staatlichen Planungs-, Lenkungs- und Entscheidungsapparate, der Funktions- 
tüchtigkeit der parlamentarischen Einrichtungen und — insgesamt — der herrschenden 
Informationspolitik. 

— Das politische Legitimationsbedürfnis bleibt solange in seiner fordernden Kraft leben- 
dig, folglich auch die Rückfrage nach den wahrhaft wünschenswerten menschlichen Hand- 
lungskriterien, wie sich trotz aller technokratischen Tendenzen unsere Nation ihrer frei- 
heitlich-politischen Traditionen erinnert. 

— Wenn dem Gefälle zu technokratischer Bildungsplanung die Forderung nach bildungs- 
politischer „‚Öffentlichkeit‘‘ gegenübergestellt wird, kann mit dem Konzept der „‚Öffent- 
lichkeit‘ nicht ein naives Modell allseitiger, gleichmäßiger Partizipation oder direkter De- 
mokratie gemeint sein, das der Komplexität des Problems nicht. gerecht wird. Öffentlich- 
keit nach Art einer ‚„unstrukturierten“ und ‚‚simultanen‘“ Diskussion führt „nicht zur 
Aufklärung, sondern zur Konfusion‘. Die Beteiligung der Öffentlichkeit an den Willensbil- 
dungs- und Entscheidungsprozessen muß institutionalisiert werden und kann nur in Form 
abgestufter Grade der Partizipation verwirklicht werden. Der klassische Demokratiebegriff 
— die möglichst breite Partizipation als Mittel wie Zweck — muß jedoch Richtschnur blei- 
ben (Naschold, 257). 

Der Meinung des Bildungsrats ist zuzustimmen, daß sich die „funktionsspezifische Betei- 
ligung der gesellschaftlichen Gruppen nicht in eine allgemeine Teilnahme an den Entschei 
dungsprozessen im Bildungswesen verwandelt, die die legitimen Organe aus ihrer Verant- 
wortung für das Bildungswesen verdrängt‘. Unbefriedigend ist jedoch die restriktive Aus- 
sage, „die Beteiligung der gesellschaftlichen Gruppen (beruhe) auf ihrer freien Initiative 
und auf staatlichem Ermessen“. Mitbestimmung der Öffentlichkeit — denn darum handelt 
es sich — kann weder in das freie Belieben noch unter die Kautel nicht weiter ausgewiese- 
ner staatlicher Ermessensprinzipien gestellt werden. Gerade auch der angemessene Umfang 
und Charakter der Mitwirkung und Mitentscheidung kann selbst wieder nur auf dem Wege 
über eine transparente öffentliche Diskussion gefunden werden. 

— Die christlichen Kirchen haben eine besonders wichtige unverzichtbare Aufgabe in 
diesem Zusammenhang. Sie können ein wesentlicher Faktor einer allseitigen, differenzier- 
ten und objektiven Informationspolitik werden, 

indem sie die Fragen der Bildungsplanung und Schulreform mit Nachdruck den Gemein- 
den als ein gesellschaftspolitisch und theologisch zentrales Thema nahebringen und als 
wichtigen Bereich christlicher Mitverantwortung durchsichtig machen (s.0. CD, 

indem sie in nüchternen Analysen die oft glatte Oberfläche der offiziellen Bildungspro- 
gramme durchstoßen und die Komplexität, die Ambivalenz und die Schwierigkeiten ge- 
genwärtiger Bildungsplanung aufdecken, 

indem sie den Mut zu unbequemen Fragen haben und immer wieder die grundlegenden 
Annahmen unserer Gesellschaft in der ihr durch den Glauben geschenkten Freiheit prüfen. 


III. Die Stärkung des Potentials an Humanisierungs- und Demokratisierungschancen 
in der gegenwärtigen Bildungsplanung 


1. Die konsequente Verwirklichung der gesellschaftspolitisch-pädagogischen Substanz 
staatlicher Bildungsprogrammatik 


Da die Darstellung der gegenwärtigen Bildungsreform ein differenziertes Bild ergeben hat, 
kann auch ihre Beurteilung nur differenziert sein. Die Kirche wäre schlecht beraten, wenn 
sie als Reaktion auf die sich abzeichnenden Veränderungen antiplanerische Affekte ent- 
wickeln und restaurativ der Erhaltung des vorhandenen Schul- und Ausbildungssystems 
das Wort reden sollte. Wir haben es zwar bei den Tendenzen der Bildunsplanung keines- 
falls mit einem „konfliktlosen Wechselspiel‘ konvergierender und harmonisierbarer Größen 
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zu tun, auch nicht bloß mit „begrenzten, auggleichbaren Spannungen‘, sondern mit An- 
tagonismen, die die Bildungsprogramme ihrem ganzen Umfang nach und auf allen Ebenen 
durchziehen. Wir können jedoch auch nicht davon ausgehen, daß es sich um schlechthin 
„unauflösbare Widersprüche“ handelt. 

Schon bei der wichtigen Voraussetzungsfrage, welche Möglichkeiten politischer Einfluß- 
nahme auf dem Wege über eine bildungspolitische Öffentlichkeit verbleiben, ergab sich 
nicht ein sich ausschließender totaler Gegensatz zwischen ökonomischen und technologi- 
schen ‚„„Zwängen“ einerseits und politischen Handlungsspielräumen anderseits, weil eben 
die vermeintlichen Zwänge, einschließlich der vermeintlichen ökonomischen Zwangsläufig- 
keiten, stets auch den Charakter menschlicher Interessen, Setzungen und Entscheidungen 
tragen, die hinterfragbar und veränderbar bleiben. Das Recht wirtschaftlicher Überlebens- 
imperative ist unbestritten; das Streben nach ständiger ökonomischer Überschußbildung 
und monopolistischer Eigentumskonzentrierung schon nicht mehr. Konsum als Sättigung 
menschlicher Grundbedürfnisse ist ebenfalls unabweisbar; eskalierender Konsum und per- 
manente Veränderung der Konsumgewohnheiten auf Grund wirtschaftlicher Interessen 
schon nicht mehr. 

Die sich vollziehende Bildungsreform ist zutiefst ambivalent. Sie spiegelt damit nur die 
Ambivalenz unserer zur Zukunft hin absolut unentschiedenen gesellschaftlichen Entwick- 
lung im ganzen. Eben der Charakter der Ambivalenz enthält jedoch beides, auch die Chan- 
cen zu einem bedeutungsvollen Leben in einer gleichzeitig zeitgemäßen und humanen Um- 
welt. 

Der Strukturplan des Deutschen Bildungsrats wie auch die Bildungsprogramme der Bun- 
desregierung und der politischen Parteien bekennen sich stets auch zu freiheitlich-persona- 
len demokratischen und sozialen Leitgedanken ... Diese Leitvorstellungen (individuelle För- 
derung, Recht auf Selbstbestimmung, Chancengleichheit, Demokratisierung der Bildungs- 
institutionen) stehen in Gefahr, im ökonomischen Verwertungszusammenhang von Bildung 
als Voraussetzung und Mittel einer vorwiegend auf Produktivitätssteigerung und Konsumes- 
kalation ausgerichteten Leistungsgesellschaft instrumentalisiert zu werden. In dieser Situa- 
tion muß die staatliche Bildungspolitik radikal beim Wort genommen und bei ihrer ideellen 
Begründung der Bildungsreform behaftet werden (Selbstbestimmung, gleiche Bildungschan- 
cen usw.). Die genannten Perspektiven müssen so ernsthaft und so entschieden verwirklicht 
werden, wie sie gemeint sein sollten, damit sie ihren möglichen ideologischen Charakter 
verlieren und zur fatsächlich wirksamen Substanz der Bildungsreform werden. 

Gegenüber dem Strukturplan des Bildungsrates und den Bildungsprogrammen der Bun- 
desregierung und der politischen Parteien kann es folglich nicht um eine pauschale Aner- 
kennung oder Ablehnung gehen, sondern um die Stärkung des Potentials an Humanisierungs- 
und Demokratisierungschancen ‚‚in den vorliegenden Bildungsplänen und Reformentwick- 
lungen ‚gegen‘ sie, nämlich gegen ihre innere ideologische Widersprüchlichkeit. Der erste 
Schritt aus der antagonistischen Struktur der Bildungsreform heraus ist vollzogen, wenn 
diese Struktur durchschaut und damit die Voraussetzung, aber auch die Grenzen des Ver- 
suchs, die Antagonismen zu überwinden, nüchtern vergegenwärtigt werden. 


2. Die emanzipatorischen. sozialen und demokratischen Elemente in den gegenwärtigen 
Bildungsplänen 


Der Deutsche Bildungsrat hat im Strukturplan pädagogische Prinzipien aufgestellt, die 
eine unerhörte Sprengkraft haben können, wenn man sie ernst nimmt. Seit der Entste- 
hung des modernen bürgerlichen Bildungswesens in der europäischen Aufklärung des 18. 
Jahrhunderts, eines Bildungswesens mit emanzipatorischen Impulsen in der frühbürgerli- 
chen Phase, sind berechtigte gesellschaftspolitische Hoffnungen und pädagogische Erwar- 
tungen unerfüllt geblieben, deren Einlösung erst jetzt mit größerer Wahrscheinlichkeit als 
je zuvor möglich erscheint — die allerdings zugleich auf Grund der Antagonismen der 
Bildungsplanung höchst gefährdet sind. Der Strukturplan hat sich Maßstäben verpflichtet, 
an denen jeder Reformschritt fortan gemessen werden muß. Er hat Bildungsrechte prokla- 
miert und dem einzelnen zugesprochen, die gleichsam einklagbar sind. Die Kirchen sollten 
nicht zögern, folgende Grundelemente zu bejahen und die konsequente Realisierung der 
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aus ihnen folgenden unterrichtsorganisatorischen und strukturellen Neuerungen zu för- 
dern: 

— Die „umfassende“ und „individuelle Förderung“ des einzelnen als „ganzen Menschen“. 

Im unterrichtsorganisatorischen Zusammenhang mit diesem Prinzip des Individuellen 
stehen alle Vorschläge zur Individualisierung des Unterrichts, besonders durch Formen der 
inneren Differenzierung und Wahldifferenzierung, sowie alle Vorschläge zur Anreicherung 
und Verbreiterung des Lernangebots, von der Vorschulerziehung an bis zur Sekundarstufe II. 

Strukturellen Ausdruck findet der Gedanke der individuellen Förderung im Ausbau der 
Elementarerziehung und in der Einrichtung der Orientierungsstufe, ferner in der Forderung 
nach Bildungsberatung. Auch wenn man sich nicht der Illusion hingeben sollte, daß die 
selegierende (auslesende) Funktion der Schule durch das angestrebte neue Lernverständnis 
abgelöst werden könnte, kann individuelle Förderung, verbunden mit der Überwindung 
kollektiver Chancenunterschiede, die inhumanen Seiten des Leistungsstresses in unseren 
Schulen in gewisser Weise abbauen und die durch Leistungskontrolle, Sanktionen und 
Leistungswettbewerb erfolgte Angst reduzieren. 

— „Das Recht auf eigene Entscheidungen und Selbstbestimmung‘‘ als ‚eine der substantiel- 
len Zielsetzungen der neuen Schule“. 

Im Zusammenhang dieses personalen Prinzips stehen die unterrichtsorganisatorischen 
Vorschläge, die an die Stelle des Lernvorgangs als eines bloßen Vermittlungsprozesses von 
Kenntnissen den ‚eigenen Suchprozeß‘“ des Schülers setzen. Dies schließt in sich, daß der 
Lehrer seine Aufgabe vorwiegend darin sehen muß, für den Schüler Lerngelegenheiten vor- 
zubereiten und in den gemeinsamen Suchprozeß mit einzutreten. Nachdrücklich zu unter- 
stützen sind ferner alle Veränderungen, die es den Schülern ermöglichen, die Lernprozesse 
„wesentlich mit(zu)bestimmen‘‘; dies gilt auch für die Inhalte des Unterrichts, die ‚‚Bestim- 
mung des curricularen Angebots“. 

Zu bejahende strukturelle Konsequenzen sind die Differenzierung in Pflicht- und Wahl- 
kurse mit der Möglichkeit der Schwerpunktbildung und der Wahl eines individuell akzen- 
tuierten Curriculum. 

—,‚Die Gleichheit der Bildungschancen als Ausdruck des Strebens nach sozialer Gerech- 
tigkeit“. 

Im Zusammenhang dieses sozialen Grundgedankens stehen unterrichtsorganisatorisch 
alle kompensatorischen Bildungshilfen, besonders im Elementar- und Primarbereich, sowie 
die Erziehung zu sozialer Handlungsfähigkeit, strukturell die Vorschläge zu horizontaler 
anstelle vertikaler Gliederung des Schulwesens einschließlich der Vorschläge zu Versuchen 
mit integrierten Gesamtschulen. 

— Die ‚Selbständigkeit der Bildungsinstitutionen‘‘ und die Demokratisierung der Bil- 
dungsverwaltung. 

Im Zusammenhang dieses demokratischen Leitgedankens stehen die nachdrücklich zu 
unterstützenden Empfehlungen zur ‚materialen Selbstverwaltung“ der Bildungsinstitutio- 
nen ... Als Voraussetzung hierfür ist die Beteiligung der Lehrenden und Lernenden ‚an 
der Planung des Bildungswesens und an der allgemeinen Curriculum-Revision‘“ sowie die 
Mitverantwortung und Mitwirkung der Eltern anzusehen. 


= 


3. Die offene curriculare Situation als Chance — der Beitrag der Kirche zur Diskussion 
der Bildungsnormen und -inhalte 


Die emanzipatorischen, demokratischen und sozialen Elemente der gegenwärtigen Bil- 
dungspläne werden nicht schon dadurch wirksam, daß man sie programmatisch beschwört. 
Klarer als andere sollte die Kirche erkennen, daß jene Formeln ideologisch bleiben und 
im Sinne unserer früheren Ausführungen schnellstens der Instrumentalisierung anheimfal- 
len, wenn sie nicht ernster genommen und durchgreifender verwirklicht werden, als es 
manchem ihrer Befürworter lieb sein mag. 

In gewisser Hinsicht sind die genannten Prinzipien zunächst nur formale Rahmenprin- 
zipien, Grenzwerte, die den neuen Horizont der Schule von morgen markieren. Erst die 
konkreten Bildungsziele und Bildungsinhalte bestimmen den wahren Charakter des Bil- 
dungswesens. Über sie sagen jedoch die vorliegenden Pläne so gut wie nichts aus . 


164 


Traditionell formuliert: die Erziehungsproblematik der künftigen Schule, die Zuordnung 
von Wissen und Gewissen, von Denken und Handeln, bleibt ganz im Allgemeinen. 

Dies Noch-Nicht des gegenwärtigen Stadiums der Bildungsplanung, die unentschiedene, 
offene curriculare Situation hinsichtlich der konkreten Bestimmung der Ziele und Inhalte, 
ist nicht nur eine Schwäche, sondern eine Chance, die größte Aufmerksamkeit verdient. 
Die Diskussion der Bildungs- und Erziehungsnormen ist noch nicht geführt; sie muß je- 
doch als Kern der Curriculumrevision geführt werden. Die Kirche wird von ihren Denk- 
voraussetzungen her auf folgende Sachverhalte besonders hinweisen müssen: 

— gegenüber der im Strukturplan als Grundlage und als Zielpunkt der Reform genannten 
Freiheit des Menschen muß kirchliche Bildungsverantwortung davon ausgehen, daß der 
Mensch von heute unfrei und seiner selbst entfremdet ist, daß er Zwängen ausgeliefert 
ist, die zwar keineswegs Zwänge zu sein brauchten, die es faktisch jedoch geworden sind, 
hervorgerufen durch den Menschen selbst. In eine solche Welt wächst das Kind durch die 
Sozialisierung in Familie und Schule hinein. Der formale, interpretationsbedürftige und 
ambivalente Charakter der an den Grundrechten orientierten Globalziele des Struktur- 
plans verdeckt diesen Sachverhalt: 

— Was heißt Erziehung des Menschen zur Freiheit, verstanden als „Fähigkeit, die Frei- 
heit und die Freiheiten zu verwirklichen, die ihm die Verfassung gewährt und auferlegt“, 
wenn sie faktisch vorwiegend nur noch als Freiheit der Wahl zwischen den besten Auf- 
stiegsmöglichkeiten im Wettbewerb aller und zwischen den gleichermaßen manipulierten 
Konsumgewohnheiten wahrgenommen werden kann, weil die Gesellschaft tatsächlich von 
diesen Leitvorstellungen und nicht von den in der Verfassung verbrieften und in den Bil- 
dungsprogrammen beschworenen Persönlichkeitsidealen bestimmt ist? 

— Was heißt Herstellung gleicher Bildungschancen, wenn die Schule damit faktisch doch 
nur die Heranwachsenden — jetzt möglichst die Jugendlichen aller Schichten — dem glei- 
chen produktions-, verbrauchs- und aufstiegsorientierten Verhaltensstandard der Gesell- 
schaft entgegenführt, wenn sie hierbei zwar „den egalitären Mythos der Gesellschaft‘ an 
sich trägt, dennoch gleichzeitig „ein weltweites Klassensystem schafft, in dem jedem, der 
das Pech hatte, auf einer niedrigeren Stufe stehen zu bleiben, wenigstens eins beigebracht 
wird: die Achtung vor all denen, die sich mehr Bildungsschätze anhäufen konnten“? 

Welche Folgerungen ergeben sich hieraus? 

— Die im Strukturplan und in allen anderen Bildungsplänen vollzogene Wendung zu ei- 
ner modernen, realitätsgerechten Bildung, insbesondere die grundsätzlich zu Recht auf 
neuen Wegen angegangene Aufgabe der Schule, mit Hilfe neuer Bildungsinhalte (Sozial- 
und Verhaltenswissenschaften) der „Aufklärung des Menschen über sich selbst zu dienen‘, 
ist wertlos, sie verschleiert mehr, als daß sie aufklärt, wenn sie nicht das umrissene Dilem- 
ma unserer Gesellschaft, die Widersprüchlichkeit zwischen ihren ideologischen und ihren 
faktisch wirksamen Normen, zum wichtigsten Unterrichtsgegenstand der Schule macht. 
Aufklärung des Menschen über sich selbst muß Aufklärung über seine wahre Situation 
sein. Die Schule der Gesellschaft muß diese Gesellschaft selbst als die humane oder in- 
humane Umwelt, in der die Heranwachsenden werden leben müssen, thematisieren und 
problematisieren. 

— Die Wissenschaftsorientiertheit der Inhalte ist ebenfalls eine sinnvolle, weil im Grunde 
heute selbstverständliche Forderung. Auch sie aber ist wertlos, ja sie wird gefährlich, wenn 
nicht gesagt wird, zu welchen Zwecken in unserer Gesellschaft Wissenschaft gebraucht 
werden soll. Selbstverständlich ist, daß die Lehrenden ihre Unterrichtsgegenstände am 
Stand der wissenschaftlichen Diskussion orientieren müssen. Richtig ist auch, daß den 
Schülern Einsicht in wissenschaftliche Verfahren und elementare wissenschaftliche Ergeb- 
nisse vermittelt werden müssen. Wichtiger jedoch ist die Problematisierung der gesell- 
schaftlichen Zwecke, um deretwillen Wissenschaft betrieben wird. 

— In ähnlicher Weise richtig und leer zugleich, sind die vom Strukturplan als „besonders 
dringlich oder wichtig“ angesehenen „allgemeinen Lernziele‘: „Selbständiges und kriti- 
sches Denken, intellektuelle Beweglichkeit, kulturelle Aufgeschlossenheit, Ausdauer, Lei- 
stungsfreude, Sachlichkeit, Kooperationsfähigkeit, soziale Sensibilität, Verantwortungs- 
bewußtsein und Fähigkeit zur Selbstverantwortung‘. Auch sie können der Instrumen- 
talisierung für die Zwecke einer mobilen, auf Flexibilität und Loyalität („Verantwor- 
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tung“) und technische Intelligenz erpichten Leistungsgesellschaft nur entzogen werden, 
wenn eben diese Zwecke selbst befragt werden. Was meint Erziehung zu kritischem Den- 
ken, wenn nicht deutlich ist, was kritisiert werden muß und darf? Ist Bildung ein Such- 
prozeß — wie vom Bildungsrat selbst formuliert —, darf dieser nicht um gesellschaftlicher 
Tabus willen eingeschränkt werden. 

Es liegt auf der Hand, daß die Kirche für die Vertiefung der Normendiskussion in der 
kommenden Curriculumrevision eine unvertretbare Aufgabe hat und daß der Religionsun- 
terricht als Ort der offenen Darlegung der anthropologischen und gesellschaftlichen Nor- 
menproblematik für die Schule unverzichtbar sein sollte. 


4. Alternativen und Experimente 


„Wer plant die Ausnahme, die der Regel zuwiderläuft? ... Wer schafft den Spielraum, in 
dem auch die Abweichung von der Regel möglich ist?‘ In „Abweichung von der offiziel- 
len Gesamtplanung muß im Bildungswesen ... Raum für die Entwicklung kreativer Prozesse 
geschaffen werden‘. Das Gespenst eines „modernen Bildungskonzepts“, das sich „wie ein 
eisernes Drahtgeflecht“ über den Menschen senkt, veranlaßt H. Becker, Mitglied der Bil- 
dungskommission des Deutschen Bildungsrates, zu dem Ruf nach der „Kontrolle durch 
die Ausnahmen, für die Spielräume geschaffen werden müssen‘. Alternativen im Blick auf 
die Durchführung der Bildungsreform (verschiedene Wege der Realisierung) fordert auch 
der Bildungsrat ... 

Der Gedanke an pädagogische Alternativen ist in der erziehungswissenschaftlichen und 
bildungspolitischen Diskussion in seiner Bedeutung noch kaum erkannt worden. In einer 
Bildungsgesamtplanung mit zentralistischen Tendenzen und Fixierungen, die bis in die 
unterste Ebene des Schulalltags hinabreichen ..., wird das Prinzip des Angebots von Alter- 
nativen eine Grundbedingung zur Verwirklichung eben der Leitideen, die die Bildungspla- 
ner als ihre vornehmsten Ziele ausgeben: Freiheit, Selbstbestimmung, Demokratisierung. 
Der Sinn pädagogischer Alternativen läßt sich auf verschiedenen Ebenen entfalten: 

— Pädagogische Alternativen tangieren ... stets auch die Grundsätze einer Bildungsreform. 
Die Bedeutung der Grundrechte ... mag unantastbar sein; schon nicht mehr jedoch das 
Ausmaß, mit dem die Bundesrepublik auf dem Wege über die Reform des Bildungswesens 
„im Verhältnis zu vergleichbaren Industrienationen konkurrenzfähig gehalten werden muß‘. 
Der Gedanke ist zwar ungewohnt, aber nicht abwegig — vielleicht sogar in kürzerer Zeit, 
als wir denken, für uns alle zwingend —, eine Gesellschaftspolitik einschneidender, radika- 
ler Konsumbegrenzung einzuleiten. Aus diesem gesellschaftspolitischen Ziel würden sich 
vollkommen andere bildungspolitische Ziele ergeben. Die Verantwortung der Kirche für 
das Bildungsproblem muß bei den gesellschaftlichen Grundannahmen überhaupt einsetzen. 

— Alternatives Denken befreit von Denkzwängen und ist Denkweg einer kritischen Ver- 
nunft ... Ein Denkzwang ist auch, daß alle Erziehung vornehmlich in Schulen stattfinden 
müsse. Im Strukturplan des Bildungsrates und in den Bildungsplänen der Bundesregierung 
und der politischen Parteien wird bereits der Blick auf nachschulische Formen lebenslan- 
gen Lernens gerichtet ... Nicht nur das allgemeine Erziehungswesen, auch die christliche 
Erziehung hat sich von Einrichtungen schulischen Unterrichts abhängig gemacht ... Die 
Kirche, in ihrem eigenen pädagogischen Handeln mitbetroffen ..., zugleich mitverantwort- 
lich für die Erziehung der Jugend im ganzen, sollte sich dieser bisher kaum ernsthaft an- 
gegangenen Frage zuwenden. 

— Die Erprobung alternativer Strukturen innerhalb des Schulwesens gibt die nächste Ebe- 
ne an. Auf sie zielen die von der Bildungskommission des Bildungsrates empfohlenen Ex- 
perimentalprogramme ... Noch befindet sich unser Bildungswesen im Umbruch und damit 
im Übergang. Eine neue Form hat sich noch nicht verfestigt. Man wird allerdings bezwei- 
feln müssen, ob noch nennenswerte „Nischen für radikale Experimentalprogramme‘“ vor- 
handen sind. 

— Realistischer ist die Möglichkeit, im Rahmen der Curriculumreform das Prinzip alter- 
nativer Teilcurricula durchzusetzen. Alternative Curricula mit alternativen Lernzielen, Lern- 
inhalten und methodischen Angeboten sind die Bedingung dafür, die Mitbestimmung von 
Lehrern und Schülern an der inneren Gestaltung des Unterrichts zu sichern und dem Leh- 
rer einen freien Spielraum zu erhalten, auf den in keiner Weise verzichtet werden darf. 
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Bis ins einzelne ausgeführte Curricula müssen auf paradigmatische Unterrichtseinheiten mo- 
dellhaft beschränkt bleiben. Sie dürfen nicht das gesamte Unterrichtsprogramm abdecken, 
wenn nicht die pädagogische Freiheit der Schule im ganzen aufs Spiel gesetzt werden soll. 


IV. Instrumente und Rahmenbedingungen kirchlicher Bildungspolitik 
und -planung für die 70er Jahre 


Die Kirche ist nach ihrer Bildungsverantwortung gefragt und aufgefordert, diese konstruk- 
tiv-kritisch wahrzunehmen. Das Spektrum der Ansatzpunkte für eine sinnvolle und not- 
wendige Mitwirkung ist abgeschritten. Die ausführliche Behandlung von Teilgebieten im 
einzelnen (z. B. Vorschulerziehung, Religionsunterricht, kirchliche Schulen) war nicht Auf- 
gabe dieser Darlegungen, die der Grundsatzproblematik gewidmet sein sollten. Es bleibt 
jedoch übrig, nach den allgemeinen Instrumenten zu fragen, die zur Verfügung stehen, 
und nach den Rahmenbedingungen, die berücksichtigt bzw. geschaffen werden müssen, 
will die Kirche wirksam handeln. 

— Die finanziellen Mittel der Kirche sind begrenzt. Spielraum zum Setzen von Prioritäten 
verbleibt jedoch; ihn zu leugnen, würde bedeuten, die Möglichkeit zu theologisch und po- 
litisch verantwortlichem Handeln von vornherein aufzugeben. Sowohl die einzelnen evangeli- 
schen Landeskirchen wie die Evangelische Kirche in Deutschland im ganzen werden in Zu- 
kunft — dringlicher als bisher — zu einer Politik klarer Prioritäten gezwungen sein. Dies 
bedeutet Intensivierung des Engagements an den einen, Reduzierung des Engagements an 
anderen Stellen. 

— Die große, die menschliche Qualität der Gesellschaft wesentlich mitbestimmende Be- 
deutung der Erziehungs- und Kommunikationsprozesse wird den entwickelten wie unter- 
entwickelten Nationen unserer Erde immer deutlicher bewußt. Die Kirche muß ebenso 
die schicksalhafte Rolle ihres eigenen innerkirchlichen pädagogischen Handelns für die 
künftige Gestalt und Glaubwürdigkeit der Kirche erkennen. Eine Verstärkung lediglich 
der innerkirchlichen Bildungsaktivitäten (KU, RU usw.) wäre jedoch falsch. Wenn man 
sieht, was in der allgemeinen öffentlichen Bildungsplanung auf dem Spiele steht, und 
wenn man zugleich den Dienst, den die Kirche der ganzen Welt schuldet, ernstnimmt, 
folgt hieraus, daß die Kirche in Zukunft viel intensiver als bisher die allgemeinen Bildungs- 
probleme mit auf ihr Gewissen nehmen muß. 

— Die Ähnlichkeit der Bildungs- und Erziehungskrisen wie auch die Ähnlichkeit der Bil- 
dungsplanungen in verschiedenen Ländern — sie hängen mit ähnlich parallelen menschlichen, 
gesellschaftspolitischen und wirtschaftspolitischen Krisen zusammen — führen zu einer zu- 
nehmenden Verflechtung der allgemeinen Erziehungs- und Bildungsproblematik in der gan- 
zen Welt. Jedes Land steht selbstverständlich vor ganz spezifischen Aufgaben. Die viel- 
fältigen Formen menschlicher Unterdrückung und sozialer Ungerechtigkeit, die Unmöglich- 
keit für Millionen, ihre persönliche Identität zu gewinnen, und der Schwund der kommu- 
nikativen Kräfte des Zusammenlebens sind jedoch weltweit. Der Weltkongreß des ‚Weltrats 
für Christliche Erziehung‘ im Juli dieses Jahres in Lima hat erschütternd gezeigt, daß alle 
christlichen Kirchen — wie wahrscheinlich nie zuvor in ihrer Geschichte — der einen fun- 
damentalen Frage gegenüberstehen, was sie gemäß der Gabe und der Verheißung des Evan- 
geliums tun können, um den Menschen ein humanes Leben in Freiheit und Gerechtigkeit 
zu ermöglichen. 

— Die Gemeinsamkeit der Not und die Gemeinsamkeit in Christus wird die christlichen 
Kirchen veranlassen müssen, ihre künftigen pädagogischen Aktivitäten ökumenisch zu ori- 
entieren und, soweit sinnvoll, zu koordinieren. Hierbei ist die katholische Kirche, gerade 
in unserer besonderen bildungspolitischen Situation in Deutschland, mit eingeschlossen. 
Der Ökumenische Rat der Kirchen hat in diesem Jahr nach langjährigen Vorbereitungen 
wichtige Instrumente geschaffen, um der Priorität, die die Erziehungsprobleme gewonnen 
haben, gerecht zu werden. Die Zusammenarbeit mit diesen ökumenischen Einrichtungen 
ist ein Gebot der Stunde. 


“ Die Kirche muß die Dialektik von Planung und Rationalisierung im Bildungswesen 
klar sehen. Sie kann jedoch nicht umhin, selbst ebenfalls zu langfristigerer und weiträu- 
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migerer „Bildungsplanung‘“‘' überzugehen und die hierfür bereits vorhandenen oder zu schaf- 
fenden Institutionen durch eine langfristigere Finanzierung entsprechend instand zu setzen. 

Eine Politik durchsichtiger und wohlüberlegter Prioritäten, die wirksame Handlungs- 
möglichkeiten schaffen soll, setzt heute weit vorausschauende Überlegungen voraus und 
hat ebenso mittel- und langfristige Planungen zu Folge. Zwei Gründe machen dies beson- 
ders notwendig: die mangelhafte Koordination der einzelnen landeskirchlichen Bildungs- 
aktivitäten und die Notwendigkeit, für die Gespräche mit den staatlichen Planungs- und 
Entscheidungsgremien nicht nur auf Länder-, sondern in Zukunft immer häufiger auf Bun- 
desebene entsprechende Instrumente zur Verfügung zu haben ... 

— Grundsätzlich ist zu fragen, ob nicht neben einer projektbezogenen Kommissionsar- 
beit bestimmte pädagogische Aufgaben der Kirche zu überregionalen kirchlichen „Gemein- 
schaftsaufgaben‘‘ erklärt werden müssen. Im allgemeinpädagogischen wie im religionspäda- 
gogischen Aufgabenfeld sind einerseits Einrichtungen der wissenschaftlichen Beratung, an- 
dererseits Einrichtungen der bildungspolitischen Meinungsbildung erforderlich. Für die erste 
Grundfunktion stehen bereits überregionale wissenschaftliche Institute der Kirche zur Ver- 
fügung. Man wird an erster Stelle an die Unterstützung des neuen Arbeitsprogramms und 
an die finanzielle Absicherung des Comenius-Instituts denken müssen. Wie die zweite Grund- 
funktion wahrgenommen werden kann, sollte in erster Linie die Kirchenkonferenz beschäf- 
tigen. Für diese Aufgabe könnte eine ständige bildungspolitische Konferenz der EKD und 
der Landeskirchen als zentrale bildungspolitische Clearings- und Koordinationsstelle geeig- 
net sein ... 

— Die Kirche wird nur dann im pädagogischen Bereich schöpferisch handlungsfähig sein — 
anstatt auf die allgemeinen Entwicklungen im Bildungswesen bloß stück- und schrittweise 
zu reagieren — wenn sie pädagogische Kompetenz gewinnt. Eine wichtige Vorbedingung 
hierfür ist die Einrichtung eines permanenten bildungspolitischen und pädagogischen /n- 
formations- und Dokumentationsdienstes, ferner der Ausbau der eigenen erziehungswis- 
senschaftlichen Kapazitäten im kirchlichen Raum, so daß die Ergebnisse der allgemeinen 
Bildungsforschung sachgemäß rezipiert und verbreitet und auf Grund eigener wissenschaft- 
licher Untersuchungen konstruktive Entwürfe sowohl für die innerkirchlichen pädagogi- 
schen Aufgaben wie für die Mitarbeit im allgemeinen Bildungswesen erarbeitet werden 
können ... 

— Die eigenen Beiträge der Kirche im Rahmen der allgemeinen Bildungsreform müssen 
angesichts der finanziellen Mittel vom Gedanken der Konzentration und exemplarischen 
Konkretion bestimmt sein. Da beide, die innerkirchlichen und die allgemeinen Bildungs- 
probleme die Kirche zu neuen Anstrengungen herausfordern, müssen die künftigen Auf- 
gaben ebenfalls in beiden Richtungen gesucht werden. Unserem Thema gemäß berühren 
wir im folgenden ... nur den Bereich, durch den die Kirche institutionell mit dem allge- 
meinen Bildungswesen verklammert ist (evangelischer Kindergarten, Religionsunterricht, 
kirchliche Schulen). 

— Durch den Religionsunterricht ist die Kirche mit der allgemeinen Schul und Curricu- 
lumentwicklung aufs engste verknüpft. Was in der Schule von morgen den Bildungsplanun- 
gen gemäß anders werden soll (Individualisierung, Differenzierung, emanzipatorisches Ler- 
nen, Mitbestimmung der Schüler, Demokratisierung der Bildungsinstitutionen), verwandelt 
sich stets zur Frage, was es für den Religionsunterricht bedeutet. Wenn nun der Beitrag 
der Kirche zur allgemeinen Bildungsreform darin zu liegen hat, die wahrhaft pädagogische 
Substanz der gegenwärtigen Schulreformpläne so ernsthaft und entschieden realisieren zu 
helfen, wie sie gemeint sein sollte, um ihrer Instrumentalisierung zu widerstehen, muß der 
Religionsunterricht das Feld werden, auf dem evangelische Religionslehrer mit ihren Schü- 
lern zusammen das Humanisierungs- und Demokratisierungspotential der neuen Pläne kon- 
sequent verwirklichen. Dies gilt im besonderen für die noch ausstehende Curriculumrevi- 
sion. Was Unterricht seinen Zielen und Inhalten nach in der Schule im ganzen sein sollte, 
nicht positivistische Wissensvermittlung unter Ausklammerung der Normenfragen, sondern 
ein gemeinsamer Suchprozeß im Horizont der anthropologischen und gesellschaftlichen 
Normenproblematik, muß im Religionsunterricht eindeutig werden. Er muß den Menschen 
so thematisieren, wie er im Grunde in jedem Fach thematisiert werden sollte. Der Religi- 
onsunterricht muß sich so des Menschen auf seinem Lebensweg und in seinen Lebenssitua- 
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tionen annehmen, daß die Schüler sehen, daß hier ihre Sache verhandelt wird. Der Reli- 
gionsunterricht kann diese Aufgabe in selbständigen Unterrichtseinheiten und in fächer- 
übergreifenden Unterrichtsvorhaben erfüllen. 

— Unser Schulwesen braucht alternative pädagogische Wege (s. 0.); aber nicht nur „Aus- 
nahmen von der Regel“. Vereinzelte schulische Sonderlösungen mit Narrenfreiheiten, 
während das ganze übrige Schulsystem systematisch vereinheitlicht ist, salvieren nur die 
Gewissen der offiziellen Bildungsplaner; sie wirken nicht oder nur sehr selten auf das all- 
gemeine Bildungswesen zurück. 

Was zukünftig not tun wird, sind Muster des Normalen: Die fruchtbare Konkurrenz der 
einzelnen Schulen untereinander und die beispielhafte Wirkung besonders gelungener Ver- 
suche zur Verwirklichung des allgemein Geforderten. Für völlig abweichende eigenwillige 
Sonderwege wird ohnehin im Rahmen der Bildungsgesamtplanung kaum noch Raum sein. 
In erster Linie muß von den Kirchen das mitverantwortet werden, was für die Masse der 
Schüler die neue Form werden soll. 

Es liegt auf der Hand, daß die Schulen in kirchlicher Trägerschaft hier ihre bleibende 
und in Zukunft noch erhöhte Bedeutung haben werden. Was der Religionsunterricht 
nur punktuell leisten kann, könnte eine evangelische Schule im ganzen noch konsequenter 
angehen: die entschiedenere Individualisierung, die entschiedenere Demokratisierung, die 
entschiedenere Humanisierung des Schulehaltens, so weit dies eben möglich ist. Insgesamt 
geht es um die Verwirklichung eines gesellschaftsdiakonischen Beitrages im allgemeinen 
Bildungswesen und in speziell beruflichen Bildungsgängen. Eine evangelische Schule kann 
und muß diese Grundmotive bejahen, denn mit dem Geist des Evangeliums ist jede Dis- 
kriminierung des Menschen und jede Verkürzung menschlicher Selbstverantwortung un- 
vereinbar. Kirchliche Schulen wie überhaupt als Lehrer tätige Christen können jedoch dies 
alles nicht, ohne ebenso radikal — vielleicht radikaler als andere — die Konfliktstrukturen 
von Erziehung und Bildung zu berücksichtigen, für Konflikte zu sensibilisieren und zugleich 
die tiefgreifenden Antagonismen unserer gesellschaftlichen, menschlichen und pädagogi- 
schen Situation kraft des Evangeliums aushaltbar zu machen. 

— Das kirchliche Engagement im Schulwesen könnte im Sinne des soeben Gesagten an 
bedeutungsvollen Stellen des neuen Bildungssystems durch von der Kirche getragene, ge- 
zielte Experimente eine besondere Ausstrahlungskraft erhalten. Hierzu gehören u.a. Ver- 
suchsgrundschulen in kirchlicher Trägerschaft, Experimente mit Gesamtschulen oder gesamt- 
schulähnlichen Schulstufen, Modelle der Verbindung allgemeinbildender und berufsbezoge- 
ner Bildungswege und Formen der Elementarerziehung. Die bereits vorhandenen Einrich- 
tungen der Kirche in dem letzten Bereich legen eine breite Mitwirkung hier besonders nahe. 

— Der Dienst in Kirche und Schule verlangt in Zukunft in allen genannten Richtungen 
die Verbesserung der Qualität der Ausbildungsgänge und die Veränderung ihrer Struktur, 
wo dies erforderlich ist. Wenn die Herausforderung durch die Bildungsaufgaben auch die 
Kirchen heute ‚‚mit vollem Gewicht‘ trifft, „und zwar nicht neben oder abgesehen von 
ihrem Verkündigungsauftrag, sondern in seinem Zentrum‘‘, müssen die pädagogischen und 
im weiteren Sinne human- und sozialwissenschaftlichen Elemente in der theologischen 
Ausbildung verstärkt und die theologischen und pädagogischen Denkstrukturen ganz an- 
ders miteinander systematisch verschränkt werden, als dies bisher der Fall gewesen ist ... 

Analog den Tendenzen der allgemeinen Bildungsreform wird vor allem die dritte Phase 
der Fort- und Weiterbildung immer wichtiger ... Für eine Fort- und Weiterbildung im 
„Medienverbund‘“ werden wahrscheinlich Fernstudienlehrgänge immer stärker einbezogen 
werden müssen. 

— Der Kreis der Ausführungen dieses letzten Teils schließt sich, wenn als letzte — und 
zugleich als elementarste — Rahmenbedingung für die Mitverantwortung der Kirche in Er- 
ziehung, Bildung und Unterricht die möglichst umfassende gesellschaftspolitische, bildungs- 
politische und pädagogische Bewußtseinsbildung in der Kirche selbst, in allen ihren Insti- 
tutionen und Ausbildungseinrichtungen und in den Gemeinden selbst genannt wird. Diese 
Bewußtseinsbildung muß die Bereitschaft zu notwendigen und sinnvollen Veränderungen 
einschließen. Das Schicksal unserer jungen Generation, damit mittelbar das Schicksal un- 
serer Gesellschaft und Kirche von morgen, geht „‚das ganze Volk Gottes‘ an. 
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Über das evangelische Schulwesen referierte Oberstudiendirektor Potthast und 
formulierte folgende Thesen: 


1. These: Angesichts der strukturellen Reform des gesamten pädagogischen Systems unse- 
rer Gesellschaft erwarten Lehrer und Eltern eine neue Theologie von Bildung und Erzie- 
hung. Sie kann in unserer Zeit nicht von Einzelwissenschaftlern und begnadeten Praktikern 
gefunden werden, sondern nur durch kollektive Anstrengung in Instituten der Forschung 
und der kritischen Vermittlung von Forschung. Es sind materielle Mittel langfristig bereit- 
zustellen, um personelle Reserven der Kirchen zu erschließen. 

2. These: Ein Rückzug der Kirche aus dem öffentlichen Bildungssystem, selbst wenn er 
nur partiell stattfände, würde auch das öffentliche Bildungswesen schwächen und seine 
Reformen gefährden. Die Dimension des Religiösen haben in unserer Gesellschaft wesent- 
lich die Kirchen zu verantworten. Anregung und Anstoß zum Eıgreifen eines religiösen 
Daseins ist zwar eine Wertsetzung des Lebens, die weder geplant noch gefordert werden 
kann. Aber das freie Angebot muß im institutionellen Raum ermöglicht werden. Auf allen 
Ebenen des Lernens müssen wir deutlich machen, wie das praktisch geschehen kann. 

3. These: Neben der Förderung des Beitrages zur Bildungsreform, den Institute und 
Kommissionen liefern können, erwarten wir von der Synode eine Ermutigung für den All 
tag evangelischer Erzieher, besonders für die Religionslehrer. 

4. These: Elternbildung wird immer mehr als Schlüssel zur Realisierung der Chancen- 

gleichheit erkannt. Kirchen und Werke haben eine große Tradition an Mütterschulen, EI- 
ternseminaren und Familienpädagogik. Die Sorge der Eltern für ihre Kinder bleibt auch 
in Zukunft einer der entscheidenden pädagogischen Orientierungspunkte der Kirchen. 
Das tatsächliche Versagen von so vielen Eltern darf uns nicht ruhen lassen. Heute müssen 
wir ihnen besonders helfen, die Rebellion ihrer Kinder auch als Verheißung zu begreifen, 
sofern sie Status und Besitz nicht als einzige Inhalte des Lebens ansehen und einengende 
Vorschriften ablehnen. 

5. These: Ein harter Prüfstein für die Verantwortung der Kirche in der Bildungsgesell- 
schaft ist die Behandlung des kirchlichen Schulwesens. Fast alle Pläne der Bildungsreform 
erwarten einen besonderen Beitrag der Kirchen durch ihre eigenen Schulen. Dabei sind ne- 
ben den allgemeinbildenden besonders die beruflichen Schulen gemeint. Neueste Berichte 
über praktische Reformansätze zeigen, daß Schulen in freier Trägerschaft bei geringerer 
Abhängigkeit von staatlichen Direktiven und auf Grund ihres Selbstverständnisses, aber 
auch angesichts schlichter Existenzsorgen, eine besondere Nähe zu Schulversuchen und 
zur Entdeckung bisher vernachlässigter Arbeitsfelder haben. 


Nach einer Diskussion im Plenum erfolgte die Weiterarbeit an dem Bildungs- 
thema in fünf Ausschüssen unter folgenden Aufgabenstellungen: 1. Grundsatz- 
fragen; 2. Die Eltern und die Bildungsplanung; 3. Die Verantwortung der Kir- 
che für den Elementarbereich; 4. Kirchliche Schulen; 5. Religionsunterricht. 

Professor D. Kreck erläuterte die vom Plenum mit Beifall aufgenommene 
Vorlage des Grundsatzausschusses: 


Wer auch nur von Ferne die Diskussion über die Bildungsreform in den letzten Jahren 
überschaut, der hat es gewiß freudig begrüßt, daß die Synode es wagte, ein solches The- 
ma anzuschneiden. Denn daran kann ja kein Zweifel sein, daß es sich hier um eine der 
wichtigsten Fragen unserer gegenwärtigen Situation handelt. Freilich, wer ein wenig im 
Bilde ist, war wohl auch erstaunt oder erschrocken über den Mut des Präsidiums, dieses 
Thema als Hauptthema einer EKD-Synode vorzuschlagen. Wie können wir, so-haben sich 
sicher manche von Ihnen gefragt, als Synode dazu überhaupt etwas Sachgemäßes und Hilf- 
reiches sagen? Sind wir nicht notwendig in der Gefahr, entweder allgemeine deklamatori- 
sche Formeln abzugeben, wie es ja leider so oft der Fall gewesen ist, oder aber uns hoff- 
nungslos im Gestrüpp des Details, das nur der Experte überschaut, zu verirren? Die Über- 
legenheit der Experten empfanden wir im Grundsatzausschuß, der damit beauftragt war, 
sich dem gesamten Opus der Bildungsplanung in diesen Tagen zu stellen, zunächst sehr 
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stark. Dennoch glaube ich sagen zu können, daß wir alle dem Ausschuß dankbar sind, 
daß wir in einen gemeinsamen Lernprozeß hineingenommen wurden. Vielleicht ist das 
auch das Allerwichtigste an der Sache, daß man selber dazugelernt hat und der Anstoß 
dazu gegeben wird, daß auch andere evangelische Christen über die Synode hinaus sich 
damit ernsthaft beschäftigen. Wenn wir nun in unserem Ausschuß sogar zu einer gemein- 
samen, einstimmig angenommenen Erklärung gekommen sind, die ich nachher vorlesen 
werde und die ich die Synode entgegenzunehmen bitte, so vor allem deshalb, weil wir 
die Mitarbeit ausgezeichneter älterer und junger Experten in Anspruch nehmen konnten. 
Wir trachteten danach, trotz verschiedener Standpunkte und Herkunft hinsichtlich unseres 
bildungspolitischen Verständnisses in einer oft deutlichen und scharfen Diskussion uns ge 
genseitig zu verstehen. Natürlich beschränkten wir uns auf ganz bestimmte Punkte. 

Zum Verständnis dessen,was ich gleich vorlese, will ich nur einige Orientierungspunkte 
nennen. 

Nicht am Anfang unseres Votums, sondern erst in Punkt 5 finden Sie das, was Antwort 
gibt auf die Frage, warum wir als evangelische Kirche und Synode dieses schwere Thema 
aufgreifen. Dort ist mit wenigen Sätzen anzudeuten versucht, daß die Kirche, die die Bot- 
schaft verkündigt, daß Gott sich in Christus des Menschen angenommen hat und daß dar- 
um der Mensch eine Würde vor Gott hat, gerade auch an diesem Punkt, wo es um die 
Aufgabe des Lernens, des Lehrens, der Bildung und Ausbildung geht, sich verantwortlich 
weiß. Deshalb sind diese Sätze, die wir nicht an den Anfang gestellt haben, weil wir von 
der bildungspolitischen Situation ausgehen wollten, der heimliche Grund, der alles trägt. 
Es muß unter uns feststehen, daß nicht nur das, was man heute Manipulation und Ausnut- 
zung des Menschen im Dienst steter Produktionssteigerung nennt, von dorther als Ausbil- 
dungsziel zu negieren ist, sondern auch all unser Bildungsbemühen letztlich nicht den neu- 
en Menschen schaffen kann. Wenn man sich darüber klar ist, daß die Würde und der Wert 
des Menschen von ganz woandersher bestimmt sind und daß sie uns geschenkt werden, 
dann, glaube ich, können wir hier recht sagen, was wir zu diesen notwendigen Aufgaben 
sagen müssen. Fassen Sie das nicht als einen frommen Schnörkel auf, sondern als daß, was 
das Ganze trägt. 

Andererseits werden Sie aber verstehen, daß wir in einer Erklärung, die an die Öffent- 
lichkeit und an die Gemeinden gerichtet ist, keine breiten dogmatischen Ausführungen 
machen konnten. Vielmehr kam es darauf an, so konkret wie möglich und doch möglichst 
wenig gesetzlich-detailliert zu reden. Wir haben im Gespräch mit Bildungspolitikern vor 
Beginn der Synode den Eindruck gehabt, daß man mit einer erstaunlichen Offenheit und 
auch Erwartung dieser Synode entgegenschaute. Das aber nötigt uns, uns in die heutige 
Diskussion, auf die Ebene dieser Diskussion zu begeben, was sicherlich nicht leicht ist. 
Angesichts des im Referat von Herrn Nipkow aufgezeigten Antagonismus, der im Struk- 
turplan zum Ausdruck kommt, war es uns weder möglich, einfach eine pauschale Zustim- 
mung noch auch eine pauschale Kritik auszusprechen oder auch einfach die Schlagworte 
und die Reizworte positiv oder negativ aufzunehmen. Vielmehr galt es, die verschiedenen 
Linien und Tendenzen, die sich durch diesen Plan hindurchziehen, zu erkennen. Es galt, 
sich darüber klar zu werden, wo wir die Akzente setzen wollten, welcher Linie wir in der 
heutigen Situation den Vorzug oder eine besondere Unterstreichung meinten geben zu 
müssen. Wenn also im Abschnitt 3 unter dem Stichwort „Humanisierung und Demokra- 
tisierung‘‘ einige spezifische Punkte genannt sind, so beachten Sie bitte, daß das nur bei- 
spielhaft geschieht und in Sätzen, die meist im zweiten Teil mit „Wenn“ beginnen. Sie 
bejahen Modelle oder Programmforderungen nur deshalb und soweit, als sie — entgegen 
der Tendenz einer allgemeinen Verplanung oder Manipulation des Menschen und entgegen 
einem Bildunssystem, das nur auf Effizienz und Wirtschaftssteigerung ausgerichtet ist — 
gerade die Linie betonen, die dem Menschen Freiheit, Selbsttätigkeit, Selbstbestimmung 
und ein Leben in echtem menschlichem Miteinander eröffnet. Wir wollten für den mit 
diesen Fragen beruflich Befaßten, aber auch für die Öffentlichkeit verstehbar reden. Wir 
wollten nicht nur allgemein sagen: Du sollst deinen Nächsten lieben, selbstverständlich ist 
der Mensch Gottes Geschöpf und wir müssen ihn fördern!, sondern wir wollten in der kon- 
kreten Diskussion ein wenig die Linie andeuten, in der wir uns die Verbesserung der Bil- 
dungsstrukturen wünschen. Haben Sie also bitte Verständnis dafür, daß wir, soweit mög- 
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lich, versuchten, an die Praxis heranzugehen, ohne in die ‘Details des Fachmannes einzu- 
steigen und ohne gesetzlich den Christen in politischen oder bildungspolitischen Entscher 
dungen festzulegen, was uns nicht zusteht. Wir sprechen daher z.B. nicht explizit von 

der Gesamtschule, aber wir nennen hier die konkreten Aufgaben, die, soweit ich sehe, von 
den verschiedensten Bildungspolitikern bejaht werden. 

Zu dem konkreten Reden gehört auch ein Drittes, nämlich daß wir meinten, wenigstens 
ein paar Sätze über die finanziellen Belastungen und Anstrengungen, die mit diesem Bil- 
dungswerk verbunden sind, sagen zu sollen. Die Gespräche, die wir geführt haben, haben 
uns gezeigt, daß es vielleicht gar nicht am guten Willen der verschiedenen Instanzen fehlt, 
sondern daß das Hauptargument, das man immer wieder hört, weshalb wir mit der Bil- 
dungsreform jetzt in eine Talsohle hineingeraten sind, die Frage ist, woher das Geld kom- 
men soll. Man kann natürlich darüber streiten, ob dieses Argument wirklich durchschla- 
gend ist. Wir können auch hier als Kirche oder Synode nicht im einzelnen sagen, wie man 
die notwendigen Erhöhungen der Bildungsetats finanzieren soll. Auch das überschritte un- 
sere Grenzen. Aber wir meinten, wir dürften und sollten mit dazu beitragen, der Öffent- 
lichkeit deutlich zu machen, daß das nur möglich ist, wenn wir nicht auf permanente Stei- 
gerung des Bruttosozialprodukts fixiert sind, sondern wenn wir bereit und willens sind, 
auch wirklich Kosten und Opfer auf uns zu nehmen. Hier stellen sich ernste Fragen an 
unsere gesamte Gesellschaft, an ihr Selbstverständnis, aber das sind Fragen, die wir nur an- 
deuten konnten. 

Wir glaubten viertens vor allem auch das herausstellen zu müssen, ... daß diese Bildungs- 
reform uns nicht nur als allgemeine Aufgabe in unserem Volk angeht, sondern daß hier 
auch die Kirche selbst herausgefordert ist. Die Kirche selbst hat ja ein großes Bildungs- 
werk und eine große Bildungsaufgabe. Von Anfang an, kann man sagen, hat die Kirche 
unterrichtet und gelehrt. Und heute, wo sich eine solche Revolution im Bildungswesen 
vollzieht, kann sie nicht unberührt davon bleiben. Vielmehr muß sie sich im Blick auf ih- 
ren eigenen Unterricht, auf ihre Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeiten fragen, wo sie 
selbst reformieren muß. Ich glaube, diese Frage ist uns nicht zuletzt durch den Bildungs- 
plan gestellt. Freilich, die Sätze, die wir an dieser Stelle vorsichtig sagten und die dazu 
aufrufen, das Verständnis von Glauben und Erkennen bzw. Verstehen neu zu durchden- 
ken, zeigen zunächst nur eine Aufgabenstellung. Die theologische Besinnung, die hier ge- 
fordert ist, stellt vor schwere Probleme, soweit ich sehe. Wenn ich es recht in Erinnerung 
habe, waren auch in unserem Ausschuß deutlich die zwei Linien zu erkennen, die wir 
heute überall antreffen. 

Auf der einen Seite stehen diejenigen unter uns — und dazu gehören wir Älteren wohl 
vor allem —, die die Sorge haben, daß am Ende über dem Bedenken des Feldes, in dem 
der Religionsunterricht in der Schule stattfindet, die Substanz der Botschaft verlorengehen 
könnte. Man fürchtet eine Art „Bedarfstheologie‘“, die allenfalls das Evangelium noch als 
Mittel im Dienst eines anderweitig bestimmten Zweckes mit einbringt. Auf der anderen 
Seite aber muß man sehen, daß wir es nicht einfach mit derselben Situation zu tun ha- 
ben, wie sie im Kampf mit den Deutschen Christen bestand. Vielmehr kommt der Ärger 
oder der Anstoß an unserem Unterricht, an unserer Verkündigung, an unserer Lehre häufig 
doch auch daher, daß die Übersetzungs- und Verdolmetschungsarbeit, die Interpretation 
in die heutige Situation hinein und auch die Aufnahme der didaktischen Erkenntnisse, 
die heute in der Pädagogik weitgehend selbstverständlich sind, nicht genügend von uns 
selbst oder unseren Mitarbeitern geleistet worden sind. Ich glaube, es kommt auch an die- 
ser Stelle darauf an, daß wir uns nicht gegeneinander verhärten, sondern daß wir die bei- 
den genannten Intentionen neu miteinander zu vereinen versuchen, und dazu wird hier, 
wenn auch nur in kurzen Sätzen, aufgerufen. 

Aus besonderem Anlaß will ich schließlich noch zwei Momente hervorheben. Einmal ist 
eine Anregung an uns von der Evangelischen Trägergruppe für gesellschaftspolitische Jugend- 
bildung ergangen. Es geht dabei um die Arbeit an der berufstätigen Jugend, die weitgehend 
etwa gegenüber der Jugend der höheren Schulen vernachlässigt worden ist. Es sind große 
Bemühungen im Gang, diese Arbeit zu intensivieren, und der Antrag an uns lautete, wir 
möchten doch von der Synode oder der Kirche aus eine Kommission einsetzen, die prüfen 
soll, wie diese außerschulische Jugendbildungsarbeit mit jungen Arbeitnehmern, die bei 
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weitem der höchste Prozentsatz unserer Jugend sind, gefördert und entwickelt werden 
kann. Ich bitte darum, daß wir diesen Antrag an den Rat weiterleiten, damit er die Frage 
prüft. Und schließlich lag uns die Studie der Jugendkammer zur Protestbewegung in der 
heutigen Generation vor; der Grundsatzausschuß hat sie in einer seiner Sitzungen andisku- 
tiert. Dabei lag der Schwerpunkt nicht auf einzelnen Sachaussagen der Studie, sondern 
auf ihrer prinzipiellen Zweckbestimmung und auf der Frage nach den Zielgruppen, an die 
sie sich wendet. Der Ausschuß hält diese Vorlage vor allem wegen ihres analytischen Bei 
trages zum Verständnis des Problemfeldes der heutigen Jugend für eine hilfreiche Ergän- 
zung der von der Synode angestellten Überlegungen zur Bildungsreform und empfiehlt 
eine baldmögliche Veröffentlichung. Voraussetzung dafür ist freilich nach Meinung des 
Ausschusses eine gründliche Überarbeitung der Studie. 


Nachdem auch die anderen Ausschüsse Berichte erstattet und ihre Vorlagen 
eingebracht hatten, faßte die Synode folgende Entschließungen: 


ZUR GEGENWÄRTIGEN ENTWICKLUNG IN DER BILDUNGSPOLITIK 
UND BILDUNGSPLANUNG 


1. Die gegenwärtigen Entwicklungen in Bildungspolitik und Bildungsplanung sind eine 
Herausforderung an die Kirche, ihre eigene Bildungsverantwortung zu erkennen und kri- 
tisch-kKonstruktiv wahrzunehmen. Dies liegt in der Konsequenz des Schulwortes der EKD- 
Synode vom 30. April 1958. 

In diesem Sinne hat sich die Synode der EKD auf ihrer Tagung vom 7.-12. November 
1971 mit Stand und Problematik der Bildungsplanung befaßt und begrüßt die Bemühun- 
gen um eine umfassende Bildungsreform. Als Ausdruck solcher Bemühungen wertet sie 
den Strukturplan für das Bildungswesen der Bildungskommission des Deutschen Bildungs- 
rates vom Februar 1970 und den Bildungsbericht der Bundesregierung vom 12. Juni 1970. 
Sie unterschätzt dabei nicht die Schwierigkeiten, Anstrengungen und auch Enttäuschungen, 
die mit dieser Reform und ihrem Fortgang für alle Beteiligten verbunden sind. Angesichts 
der erkennbar weiterführenden Möglichkeiten ermutigt sie dazu, nicht zu resignieren und 
die gebotenen Entscheidungen zu treffen. 

2. Diese Bildungsreform hat einen doppelten Anlaß: 

Wissenschaftlich-technologischer Fortschritt, sich ständig verbessernde funktionsgerechte 
Ausbildung und Ausschöpfung aller Begabungsreserven dienen den ökonomischen Erforder- 
nissen einer auf wirtschaftliches Wachstum und steigenden Konsum ausgerichteten Gesell- 
schaft. Zugleich gebieten die Grundsätze demokratischer Teilhabe, sozialer Gerechtigkeit 
und freier Entfaltung der Person eine auf Chancenausgleich und emanzipatives Lernen zie- 
lende Bildungsreform. 

Da sich beide Zielsetzungen gegenwärtig nur schwer miteinander vereinbaren lassen, ist 
unsere Gesellschaft nach ihrem Selbstverständnis und ihrem Weg in die Zukunft gefragt. 
Niemand wird leugnen, daß das Bildungswesen zu beruflicher Tüchtigkeit qualifizieren 
muß. Es ist allerdings unverkennbar, daß infolge von scheinbar unvermeidlichen Zwängen 
Chancenausgleich und Selbstbestimmung in den Bahnen einer aufstiegs- und konsumorien- 
tierten Gesellschaft unerträglich eingeschränkt werden. Leistung und Erfolg werden zum 
entscheidenden Maßstab für den Wert menschlichen Lebens. Wer diesem Maßstab nicht ge- 
nügt, wird als Schul- und Berufsversager entmutigt oder in Verweigerungshaltungen ge 
drängt. Unter den gegenwärtigen gesellschaftlichen Bedingungen findet er kaum Alternati- 
ven für ein sinnerfülltes Leben. 

3. Angesichts dieser Problematik gebietet es die Mitverantwortung für den Menschen und 
seine Zukunft, die Bildungspolitiker dort beim Wort zu nehmen und zu unterstützen, wo 
sie selber unter den Stichworten „Humanisierung‘ und „Demokratisierung“ des Bildungs- 
wesens Reformen anstreben: 

a) Wir unterstützen daher Vorschläge für eine Schule mit flexibleren, durchlässigeren 
Organisationsformen mit einer primär horizontalen Gliederung nach Bildungsstufen, wenn 
sie den Chancenauggleich verbessert und Eltern und Schülern eine nicht zu frühe und mög- 
lichst korrigierbare Entscheidung über den Bildungsweg ermöglicht wird. 
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b) Wir unterstützen Versuche, Lernwege zu individualisieren und Lernangebote zu diffe- 
renzieren, wenn sie geeignet sind, unterschiedliche Lernvoraussetzungen auszugleichen und 
selbständige Schwerpunktbildung zur Entfaltung persönlicher Interessen und Fähigkeiten 
zu ermöglichen. 

c) Wir unterstützen Modelle, in denen Allgemeinbildung und Berufsbildung miteinander 
verbunden werden, wenn sie dem Einzelnen dazu helfen, das Leben unter den gegenwärtigen 
Bedingungen zu begreifen und ebenso politisch wie beruflich handlungsfähig zu werden. 

d) Wir unterstützen Schul- und Unterrichtsformen, die einer Wettbewerbsmentalität bei 
Eltern, Lehrern und Schülern entgegenwirken und ermöglichen, gemeinsames Handeln 
und Lernen einzuüben. Dies schließt die Beteiligung auch gerade der schwächeren Schüler ein. 

e) Wir unterstützen eine Reform der Lernziele und -inhalte, die den Erfordernissen der 
Wissenschaft gerecht wird, wenn dabei die Auseinandersetzung mit den anthropologischen 
und gesellschaftlichen Normen einbezogen und die Notwendigkeit begründeter Entschei- 
dungen einsichtig wird. 

f) Wir unterstützen eine Partnerschaft von Kirche und Sport im Bildungswesen. Aus der 
Verantwortung des Menschen für seine Leiblichkeit ergeben sich — insbesondere angesichts 
der heutigen Bewegungsarmut und des vorhandenen Nachholbedarfs — Chance und Ver- 
pflichtung zu Spiel und Sport, die in allen Bereichen von Schule und Gesellschaft wahrge- 
nommen werden sollten. 

g) Wir unterstützen Bemühungen für eine Schulverfassung, die stärkeres Mitspracherecht 
für Lehrer, Schüler und Eltern vorsieht. Bei diesen Veränderungen gewinnen auch jene 
Vorschläge besonderes Gewicht, die Lehrern und Schülern bei der Wahl von alternativen 
Unterrichtsinhalten und deren Behandlung einen größeren Spielraum sichern. 

Besonderer Aufmerksamkeit bedürfen ferner die Sonderschulen, zumal in ihrem Verhält- 
nis zum übrigen Schulwesen. Behinderte Kinder und Jugendliche dürfen nicht in ein Ghetto 
abgedrängt werden. Die hier anstehenden Probleme verlangen gründliche Untersuchungen, 
damit der Sonderschulbereich sachgerecht und in ausreichendem Maße gefördert werden 
kann. 

Obwohl sich die Synode mit dem Problem der Weiterbildung noch nicht im einzelnen 
befassen konnte, sieht sie die Dringlichkeit dieser neuen Aufgaben. Auch hier wird es 
darum gehen, das Angebot nicht auf berufsbezogene Weiterbildung zu verengen und auf 
die Entwicklung gesellschaftlich-politischer Handlungsfähigkeit hinzuwirken. 

Die Synode erinnert daran, daß diese Überlegungen zur Bildungsplanung im größeren 
Rahmen des gesamten Bildungswesens gesehen werden müssen. So kommt der außer- 
schulischen Bildungsarbeit, z.B. Arbeit mit der Industriejugend, große Bedeutung zu. Sol 
che Aktivitäten dürfen ebenso wie die Bildungsplanung nicht isoliert auf die Bundesrepu- 
blik bezogen werden. Sie sollten auch für internationale Entwicklungen offen sein und 
Zusammenarbeit in weltweitem Rahmen anstreben. 

4. Eine umfassende Bildungsreform hängt nicht nur vom politischen Wollen der Verant- 
wortlichen ab. Sie erfordert eine erhebliche Ausweitung der Bildungsetats. Wenn die Klas- 
senfrequenzen unabhängig vom Alter der Schüler gesenkt werden, die für die Reform nöti- 
gen Personalstellen geschaffen, die Ausbildung der Lehrenden verbessert und die steigen- 
den Baukosten aufgefangen werden sollen, wird eine Erhöhung des Anteils der Bildungsaus- 
gaben am Bruttosozialprodukt unumgänglich sein. 

Bildungsreform verlangt vermehrte Opfer von allen, notfalls auch auf Kosten des Kon- 
sumwachstums. Die Notwendigkeit der Reformen und der damit verbundenen Belastungen 
einsichtig zu machen, ist auch Sache der Kirche. Die Synode sieht in dieser Bewußtseins- 
bildung zugleich eine Hilfe dazu, daß die Politiker Schritte zur Behebung des Mißverhält- 
nisses zwischen öffentlicher Armut und privatem Wohlstand in unserer Gesellschaft unter- 
nehmen können. 

5. Die Mitverantwortung der Kirche für den Menschen und seine Zukunft im Rahmen der 
Bildungsplanung ist in der ihr aufgetragenen Botschaft begründet. Diese Botschaft sagt 
uns, daß Gott sich in Jesus Christus des Menschen angenommen hat und daß darum jeder 
Mensch vor Gott wert geachtet ist, ungeachtet seiner Begabung und Leistung. Sie befreit 
Lernende und Lehrende zu selbst- und mitverantwortlicher Mündigkeit wie zu kommuni- 
kativem Miteinander. 
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Darum ist die Kirche aufgerufen, für den Menschen, für seine Würde und Rechte, für 
die Entfaltung seiner Kräfte zu einem sinnerfüllten Leben, für Erziehung und Bildung 
aller, insbesondere auch der Benachteiligten, einzutreten. Dies schließt die Mitverantwor- 
tung für nüchterne Analyse und sachgemäße Gestaltung der entsprechenden Strukturen 
ein. 

6. Die Herausforderung der gegenwärtigen bildungspolitischen Situation und die wissen- 
schaftlichen Erkenntnisse über die Bedeutung des Lernens für den Menschen machen der 
Kirche bewußt, wie stark ihr eigenes Handeln in Diakonie, Unterricht und Verkündigung 
von Bildungsvoraussetzungen abhängig und auf pädagogische Einsicht angewiesen ist. 

Das Verhältnis von Glaube und Lernen, von Verkündigung und Bildung muß theologisch 
neu durchdacht werden, damit die Kirche ihr Handeln vom Evangelium her recht orientie- 
ren kann. 

Der Verkündigungsauftrag der Kirche schließt die Aufgabe ein, Orientierungshilfen für die 
komplexen, persönlichen und sachlichen Entscheidungen des Einzelnen, der Gruppen und 
der Öffentlichkeit zu erarbeiten und zu vermitteln. 

Die Maßnahmen zur Verstärkung der Bildungsarbeit von der Elementarerziehung bis 
zur Erwachsenenbildung einschließlich der theologischen und pädagogischen Ausbildung und 
Fortbildung von Mitarbeitern und Pastoren sind in unmittelbarem Zusammenhang mit 
dem Vollzug des Verkündigungsauftrages, des Gemeindeaufbaus und der Öffentlichkeits- 
arbeit der Kirche zu sehen. 

Ohne die Entwicklung von gemeinsamen Vorstellungen über Bildungsziele wird die EKD 
mit ihren Gliedkirchen auch nicht bei der Bildungsplanung und Bildungspolitik in Bund 
und Ländern ihren Beitrag leisten können. Der gegenwärtige Stand der Entwicklung macht 
eine gemeinsame Bildungsplanung in der EKD notwendig, unbeschadet der regionalen 
Verantwortung und Gestaltung. 

Die Synode erkennt darüber hinaus, daß die von ihr 1968 verstärkte Initiative zur För- 
derung des Entwicklungsdienstes eine verantwortlich geplante Bildungshilfe einschließt. 
Voraussetzung dafür ist die ökumenische Orientierung aller kirchlicher Bildungsplanung 
und die Zusammenarbeit der verantwortlichen Stellen mit den ökumenischen Einrichtun- 
gen. 


ZUR WAHRNEHMUNG DER 
BILDUNGSPOLITISCHEN VERANTWORTUNG DER EVANGELISCHEN KIRCHE 


1. Es wird ein bildungspolitischer Synodalausschuß von zehn mit Bildungsfragen befaß- 
ten Mitgliedern gebildet, der die weitere Entwicklung der Bildungspolitik beobachtet, da- 
bei mit den zuständigen Stellen und Gremien der EKD und der Gliedkirchen zusammen- 
arbeitet und Vorbereitungen für die sachliche und organisatorische Weiterarbeit an der Bil- 
dungsfrage leistet. Angestrebt wird ein ständiger Synodalausschuß. Solange dessen Bildung 
im Rahmen der derzeitigen Grundordnung nicht möglich ist, erfolgt die Berufung der 
Ausschußmitglieder durch das Präsidium der Synode in Verbindung mit dem Rat der Evan- 
gelischen Kirche in Deutschland. 

2. Um in der EKD die gesamtkirchlichen Aufgaben von Erziehung und Bildung, Ausbil- 
dung und Weiterbildung, insbesondere in der Forschung und Planung, wahrnehmen zu 
können, ist die EKD auf ein wissenschaftliches Institut angewiesen. Das ist im Comenius- 
Institut gegeben, dessen Schwerpunkte nach der gegenwärtigen Konzeption folgendermaßen 
aussehen: 

a) Theorie und Praxis der Erziehung in christlicher Verantwortung, 

b) Curriculumentwicklung und praxisbegleitende Curriculumforschung, 

c) Ausbildungs- und Berufsbildungsdidaktik, 

d) Information und Dokumentation. 

Es gehört mit zur Aufgabe dieses Instituts, mit den Einrichtungen für Praktische Theo- 
logie und Religionspädagogik an den wissenschaftlichen Hochschulen, mit den gliedkirchli- 
chen Instituten (religions-pädagogische bzw. päd.-theol. Institute, Katechetische Ämter), 
mit religionspädagogischen Einrichtungen auf Regional- und Ortsebene (besonders für 
Fort- und Weiterbildung) sowie mit den Institutionen der Medienproduktion und -kommu- 
nikation zusammenzuarbeiten. 
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Das Institut ist personell und finanziell so auszustatten, daß es intensiv an den künftigen 
Aufgaben arbeiten kann. 


ZUR MITWIRKUNG VON ELTERN, SCHÜLERN UND LEHRERN IM SCHULWESEN 


1. Die Synode der EKD bittet Bund und Länder sowie alle für Bildungsplanung und -poli- 
tik zuständigen öffentlichen und gesellschaftlichen Gremien, auf folgendes hinzuwirken: 

a) Eltern und alle anderen Mitbürger, die junge Menschen zu erziehen, zu bilden und 
an den Beruf heranzuführen haben, sollten über Erkenntnisse, Mittel und Wege zur Durch- 
führung ihrer Aufgaben weit mehr als bisher fortlaufend informiert, orientiert und beraten 
werden. Es ist zu prüfen, ob und wie hierfür besonders zu bezeichnende Mitarbeiter (Bera- 
ter) in staatlichen, kommunalen oder körperschaftlichen Einrichtungen beauftragt werden. 
Sie sind gegebenenfalls entsprechend auszurüsten und zu vergüten. Auch die Lehrer sind 
den Eltern gegenüber zur Information und Beratung (in Erziehung, Bildung und Berufs- 
findung) verpflichtet. 

Die Berater stehen allen Interessierten zur Verfügung. Sie sollten sich insbesondere an 
die in sozialer Stellung und Bildung weniger begünstigten Eltern und Mitbürger wenden, 
um diese in die Zusammenarbeit einzubeziehen. 

Die Berater arbeiten mit entsprechenden Einrichtungen freigemeinnütziger Träger zusam- 
men. 

b) Eltern, Schüler und Lehrer wirken an der inneren und äußeren Gestaltung des Schul 
geschehens mit. Der Raum der Mitwirkung ist gegenüber dem gegenwärtigen Zustand we- 
sentlich zu erweitern. In ihm sind, soweit dies die Belange der demokratischen Gesellschaft 
im ganzen zulassen, echte Mitbestimmungsrechte zu begründen und durch Einrichtungen 
zu sichern. 

Die Rechte der Schüler sollten den Altersstufen entsprechend gestaltet werden. Sie tre- 
ten bei steigendem Alter und damit wachsender Entscheidungsfähigkeit zunehmend an die 
Stelle der Rechte der Eltern. 

Die Rechte der Lehrer erstrecken sich über die Mitwirkung in den Bereichen des Perso- 
nalsrechts und der Verbände hinaus auf die Gewährung eines Raumes pädagogischer Frei 
heit, die sich am Wohl der Schüler orientiert. 

Schülerrecht, Elternrecht und Recht auf Mitwirkung und pädagogische Freiheit der Leh- 
rer sind nach ihren pädagogischen und gesellschaftspolitischen Funktionen einander zuzu- 
ordnen. Die in den einzelnen Bundesländern zu entwickelnden Mitwirkungssysteme dürften 
sich nur graduell und in der Wahl des Mittels, nicht aber grundsätzlich unterscheiden. 

c) Eltern, Schüler, Öffentlichkeit müßten über die Grundlagen und Elemente der Bil- 
dungsreform und die Bildungsplanung noch eingehender als bisher informiert werden. Stel- 
lungnahmen der auf Landes- und Bundesebene bestehenden Mitwirkungsgremien und Ver- 
bände sind in die Bildungsreform einzubeziehen. 

Nur so wird diese gegen alle Widerstände, Verkürzungen und Abstriche zu einem demo- 
kratischen und sozialen Ergebnis führen. 

2. Die Synode der EKD bittet die Gliedkirchen, ihre Synoden und Gemeinden, 

a) Eltern und Lehrern beständig Mut zu machen, daß sie sich als Christen für eine Er- 
ziehung verantwortlich wissen, die unter dem Wort steht und Kinder befähigt, verantwor- 
tungsbewußte Glieder der Gesellschaft zu werden. Hierzu müssen für Eltern und Lehrer 
Möglichkeiten der Information, der Orientierung und des Gesprächs geschaffen werden. 
Die Einrichtung neuer und der Ausbau bestehender Erziehungsberatungsstellen sind hier- 
für unerläßlich. Diese Aufgaben können auch durch Mitarbeit in Beratungsstellen anderer 
Träger wahrgenommen werden, 

b) das Zusammenwirken von Eltern, Kindern und Lehrern in Erziehung und Bildung in 
vielfältigen Formen zu fördern, so daß kirchliche Einrichtungen eine Plattform für Ge- 
spräche zwischen den am Schulgeschehen Beteiligten und für Verständigung zwischen den 
verschiedenen Gruppen werden können, 

c) im Bereich kirchlicher Schulen und anderer pädagogischer Einrichtungen Eltern, 
Schülern und Lehrern mindestens die Mitwirkungsrechte einzuräumen, die im öffentlichen 
Bereich bestehen, unabhängig von Regelungen in öffentlichen Schulen und Einrichtungen 
sollten sie Mitbestimmungsmodelle entwickeln und erproben. 


176 


3. Die Synode der EKD bittet den Rat der EKD: 

a) Die Deutsche Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung und den Evan- 
gelischen Arbeitskreis für Familienbildung und Familienberatung zu veranlassen, gemeinsam 
und in Zusammenarbeit mit den Sachverständigen und Trägern nichtevangelischer Erwach- 
senenbildung einen „Rahmenplan für Elternbildungsarbeit‘ vorzulegen, in dem die Möglich- 
keiten zentraler Planung, die Notwendigkeiten der regionalen Arbeit und Modelle für die 
Durchführung dargestellt werden. 

b) Eine Untersuchung darüber zu veranlassen, welche Elterngruppen von ihren Mitwir- 
kungsrechten bisher keinen Gebrauch gemacht haben, welche Gründe dieses Verhalten be- 
stimmen und wie diese Eltern für die Mitarbeit (auch bei der Bildungsplanung) gewonnen 
werden können. 


ZUR VERANTWORTUNG DER KIRCHE IM ELEMENTARBEREICH 


1. Die Synode der EKD bejaht grundsätzlich die vorgesehene Bildungsplanung für den Ele- 
mentarbereich und begrüßt es, daß dieser Bereich bevorzugt gefördert werden soll. Einer 
Vorverlegung des Einschulungsalters kann sie nur zustimmen, wenn die Eingangsstufe 
grundlegend neu gestaltet und für die Arbeit mit fünf- und sechsjährigen Kindern pädago- 
gisch und ausstattungsmäßig ausgebaut wird. Das Ziel der Bildungspläne, in absehbarer 
Zeit ein möglichst breites Angebot an Kindergartenplätzen bereitzustellen, kommt den 
bisherigen kirchlichen Bemühungen um eine besondere Förderung dieses Bereiches ent- 
gegen. Deswegen setzt sich die Synode gegenüber der öffentlichen Hand dafür ein, die Zahl 
der Kindergartenplätze beschleunigt zu erhöhen, um der Empfehlung der Bund-Länder- 
Kommission nachzukommen, bis 1985 für 70% aller drei- und vıerjährigen Kinder ein an- 
gemessenes pädagogisches Angebot sicherzustellen. Auch wenn eine obligatorische Teilnahme 
aller Kinder nicht vorgesehen ist, sollte besonders darauf geachtet werden, daß gerade Kin- 
dern aus erziehungsschwachen Elternhäusern die geplante Förderung bevorzugt zugute 
kommt. Die Synode setzt sich dafür ein, daß im Sinne dieser geplanten Förderung auch 
der Besuch der Einrichtungen im Elementarbereich weitestgehend kostenlos sein sollte. 
Die freien Träger müßten dann allerdings die ausfallenden Elternbeiträge aus öffentlichen 
Mitteln ersetzt bekommen. 

2. Bei ihrer Zustimmung geht die Synode davon aus, daß Formen und Möglichkeiten 
einer sozialpädagogischen Arbeit geschaffen werden, die der Altersstufe dieser Kinder ent- 
spricht. Den Kindern bringt es unermeßlichen Schaden, wenn sie Zwängen unterstellt 
werden, die vorzugsweise von den Forderungen der Leistungsgesellschaft bestimmt sind. 
Überhöhte und verfrühte Forderungen der Eltern im Sinne schulischer Leistungen müssen 
vom Kindergarten ferngehalten werden. Vordringlich sind altersspezifische Formen und 
Inhalte einer vielseitigen Kindesförderung zu entwickeln. 

Die Synode bittet den Rat, möglichst rasch einen Ausschuß einzusetzen, mit dem be- 
fristeten Auftrag, die näheren Bedingungen für die Entwicklung solcher Curricula zu prü- 
fen, die Verbindung mit vorhandenen Arbeitsgruppen aufzunehmen und Empfehlungen 
auszuarbeiten. 

3. Die EKD-Synode empfiehlt den verschiedenen kirchlichen Trägern, ihre Mitverantwor- 
tung für den Elementarbereich auch in Zukunft wahrzunehmen, sie aber der geplanten 
Strukturveränderung einzuordnen. Damit steht außer Zweifel, daß die Qualität der Arbeit, 
einschließlich der personellen und sachlichen Ausrüstung, an vielen Stellen erheblich gestei- 
gert werden muß, selbst wenn dadurch die Zahl der Kindergartenplätze vermindert wird. 
Die im Folgenden empfohlenen Einzelmaßnahmen lassen sich nur schrittweise in einem 
längeren Zeitraum und im Zusammenhang einer übergreifenden öffentlichen Planung ver- 
wirklichen. 

Im Einzelnen wird empfohlen: 

a) Neue kirchliche Kindergärten erst zu planen wenn die personelle, fachliche und finan- 
zielle Ausstattung gesichert ist. 

b) Verstärkte Bemühungen um behinderte sowie um sozial und erzieherisch benachteilig- 
te Kinder. 

c) Verminderung der Kinderzahl in den Gruppen. 
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d) Förderung von Elterninitiativen zur Einrichtung von Spielkreisen und Nutzung kirch- 
licher Räume für solche Selbsthilfemaßnahmen. 

e) Förderung von profilierten Modellversuchen. 

f) Ausbau von Erziehungsberatung und Elternarbeit. 

g) Intensivierung der Ausbildung, Fortbildung und Weiterbildung. (Nähere Ausführung 
Absatz 4). 

4. Der Ka und Ausbau einer stärker qualifizierten Arbeit im Elementarbereich ist 
nicht möglich, ohne daß die Ausbildung auf Fachschul- und Fachhochschulniveau intensi 
viert und weiter geöffnet wird. Es geht nicht an, daß junge Menschen, die auf diesem Ge- 
biet arbeiten wollen. keine entsprechenden Studienplätze finden. Unabhängig von der ei- 
genen Kapazität der kirchlichen Ausbildungsstätten müßte zwischen allen Ausbildungs- 
stätten für eine Koordination und Verteilung der Ausbildungsaufgaben gesorgt werden. 

Die Synode empfiehlt den Gliedkirchen und kirchlichen Werken, die Ausbildung von Mit- 
arbeitern im Elementarbereich zu fördern. 

Die Synode empfiehlt den Gliedkirchen und kirchlichen Werken eine verstärkte Förde- 
rung der Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten für die Erzieherinnen und Erzieher, u. a. 
durch Fernlehrgänge. Für die Aufgaben dieser Fortbildung, für die Supervision der Erzie- 
her und für die Anleitung der mitarbeitenden Eltern und anderen Hilfskräfte werden zu- 
sätzliche qualifizierte Mitarbeiter als ‚Multiplikatoren‘ benötigt. 

5. Die EKD ist ein Partner in der demokratischen Gesellschaft, der sich von seiner Ziel- 
setzung her nicht seiner Mitverantwortung für das Erziehungs- und Bildungswesen im Ele- 
mentarbereich entziehen darf. Sie wird dazu von der Botschaft und der Tat Jesu Christi 
veranlaßt. 

Deshalb muß die EKD sorgfältig untersuchen lassen, welche Bedeutung/das Evangelium 
für diesen Bildungsbereich und seine Curricula hat. Insbesondere ist dabei zu fragen, wie 
das Evangelium von Angst, Zwang und Leistungsdruck befreit, Kreativität fördert, zur Ge- 
meinschaft befähigt, Vergebung und Frieden gibt und Geborgenheit gewährt. 


ZUR LAGE UND AUFGABE DER SCHULEN IN KIRCHLICHER TRÄGERSCHAFT 


Die evangelische Kirche will mit ihren Schulen neben dem vielfältigen Einsatz evangeli- 
scher Christen als Lehrer und Erzieher im öffentlichen Schulwesen einen eigenen Beitrag 
zu den wachsenden Aufgaben der Bildungsgesellschaft leisten. Sie tut dies in ihrer unter 
dem Evangelium übernommenen Verantwortung und Sorge für junge Menschen, nicht zu- 
letzt für solche, die besonderer pädagogischer Förderung bedürfen. 

Mit allen Schulen in freier Trägerschaft sind diese Schulen mit ihren studien- und berufs- 
bezogenen Bildungsgängen sowie schulischen Sonderformen herausgefordert, ihr Selbstver- 
ständnis zu überprüfen und sich an den anstehenden Reformen zu beteiligen. Dabei müssen 
sie für zukünftige Entwicklungen, Aufgaben und Schwerpunkte offen sein. Sie leisten da- 
mit einen heute notwendigen Beitrag der evangelischen Kirche und ihrer Werke in der Plu- 
ralität unserer Gesellschaft. 

Daher bittet die Synode der EKD die Gliedkirchen, die Träger evangelischer Schulen und 
die Schulen selbst, sich auch in Zukunft an dieser Verantwortung für Erziehung, Bildung 
und Ausbildung zu beteiligen. 

Weil die Entwicklung der Bildungs- und Schulpolitik gegenwärtig im Fluß ist, bedürfen 
die Schulen einer angemessenen Zeit, um die jetzt auf sie zukommenden Aufgaben und 
ihre Organisationsformen neu zu bestimmen. Bildungs- und Erziehungsarbeit ist auf Stetig- 
keit und Dauer angelegt; die Gliedkirchen sollten darum langfristige Finanzierungspläne 
aufstellen, die auch für neue Aufgaben Raum lassen. Derartige Aufgaben kirchlicher Schu- 
len werden auch in den Bereichen liegen müssen, die von der staatlichen Bildungsplanung 
nicht ausreichend berücksichtigt werden können. 

Die Synode bittet den Rat zu prüfen, wie eine Bestandsaufnahme und Situationsanalyse 
der kirchlichen Schulen, Heime und Ausbildungsstätten und die notwendige Zusammen- 
arbeit erreicht werden können. 
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ZUM RELIGIONSUNTERRICHT ALS ORDENTLICHEM LEHRFACH 
AN ÖFFENTLICHEN SCHULEN 


A. 


1. Die Synode nimmt mit Zustimmung zur Kenntnis, daß die „Stellungnahme des Rates 
der EKD zu verfassungsrechtlichen Fragen des Religionsunterrichts““ und die vom Rat ver- 
abschiedete „Empfehlung zur Stellung des Religionsunterrichts in der Sekundarstufe II“ 
Grundlage der Verhandlungen mit den Stellen des Bundes, der Länder und der katholi- 
schen Kirche sind. 

2. Die Kirche weiß sich dafür mitverantwortlich, daß in der Schule die Frage nach dem 
Menschen und seiner Verantwortung für die Welt zu ihrem Recht kommt. Die Kirche 
nimmt diese Verantwortung wahr, indem sie gemäß ihrem Bekenntnis das Evangelium 
von Jesus Christus in die Auseinandersetzung über diese Frage einbringt. Sie bejaht dar- 
um insbesondere ihre Mitverantwortung für den schulischen Religionsunterricht. Es muß 
gesichert sein, daß der Schüler sein Recht auf Religionsunterricht auch im künftigen Schul 
wesen im Rahmen seiner Pflichtstunden verwirklichen kann. 

3. Die Synode legt Wert darauf festzustellen, daß in der Bundesrepublik der Religions- 
unterricht als Bestandteil der öffentlichen Schulen verstanden und weiterentwickelt wird. 
Er wird vom Staat veranstaltet, der die unter Mitwirkung der Kirche erarbeiteten Richt- 
linien erläßt. Die Kriterien der allgemeinen Didaktik gelten auch für den Religionsunter- 
richt. Maßgebend für die Fachdidaktik des Religionsunterrichts sind die Erfahrungen, 
Konflikte und Fragen des jungen Menschen, das Selbstverständnis und das Bekenntnis 
der Religionsgemeinschaften sowie die mit den Sinn- und Wertfragen der menschlichen 
Existenz befaßten Wissenschaften. 

4. Der Religionsunterricht und die notwendige Hilfe für den Religionslehrer hängen ent- 
scheidend ab von der Entwicklung und Verbreitung moderner Unterrichtsmodelle und 
Unterrichtshilfen. Im Rahmen der Lehrplanrevision wird diese Aufgabe zur Zeit für alle 
Aufgabengebiete und Fächer der Schule verfolgt. 

5. Die Synode erwartet von den Gliedkirchen, daß sie angesichts der Ansprüche an Lehr- 
planentwicklung und Unterrichtsmodelle, an Religionsbücher und Arbeitshilfen stärker als 
bisher Sachmittel investieren und Fachleute einstellen. 

Die Erkenntnisse und Ergebnisse im Bereich der Didaktik und Methodik des RU müssen 
für die kirchlichen Bildungsaufgaben, besonders im Bereich des Konfirmandenunterrichts, 
fruchtbar gemacht werden. 

6. Die Verwirklichung dieser Aufgaben erfordert 

a) eine bessere Koordination und Kooperation der vorhandenen Einrichtungen und In- 
stitute, vor allem zwischen den kirchlichen Religionspädagogischen Instituten, den Lehr- 
stühlen für Praktische Theologie und Religionspädagogik an Kirchlichen Hochschulen, 
Theologischen Fakultäten, Pädagogischen Hochschulen und Fachhochschulen, den Einrich- 
tungen der Fort- und Weiterbildung sowie den Institutionen der Medienproduktion und 
Medienkommunikation, 

b) eine angemessene Förderung und Ausstattung des Comenius-Instituts als der zentralen 
Stelle, die auf der Ebene der EKD Forschungs- und Koordinierungsaufgaben für die Reli- 
gionspädagogik und kirchliche Bildungsplanung wahrnimmt, 

c) den beschleunigten Ausbau des begonnenen bildungspolitischen und didaktischen 
Informations- und Dokumentationsdienstes. 


B 


1. Im schulischen RU in der Bundesrepublik haben sich zunehmend Schwierigkeiten ein- 
gestellt, an denen die Synode nicht vorübergehen kann. Sie liegen zweifellos auch in vor- 
handenen Unzulänglichkeiten. In den Schwierigkeiten wird jedoch auch die Sonderstellung 
des RU als des einzigen ordentlichen Lehrfaches deutlich, von dem der Schüler sich jeder- 
zeit abmelden kann. In vielen Fällen artikuliert sich in den Abmeldungen ein Unbehagen 
junger Menschen an Gesellschaft, Kirche und Schule. 

2. Die Synode stellt mit Anerkennung fest, daß auf dem Gebiet der Religionspädagogik 
durch Initiative vieler Religionslehrer, Schülergruppen und kirchlicher Institute für die Er- 
stellung neuer Curricula wichtige Vorarbeit geleistet worden ist. 
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Die Synode bittet die Religionslehrer, in dem Bemühen um eine Neugestaltung des RU 
nicht nachzulassen und diese Versuche in den größeren Rahmen der Schulreform einzubrin- 
gen; sie bittet die Schüler, sich stärker an dieser Neugestaltung zu beteiligen, und die El 
tern, die Arbeit im RU zu unterstützen. 


Die diesen Beschlüssen gemeinsame Besonderheit liegt darin, daß sie keine Ab- 
lehnungen aussprechen, sondern positive Akzente setzen und den Weg nach 
vorn öffnen, indem sie flexiblere und durchlässigere Organisationsformen für 
die Schulen, für die Kinder und Jugendlichen gerechteren Chancenausgleich for- 
dern und für individuelle Lernwege und entsprechend differenzierte Lernan- 
gebote eintreten. 

Auch andere kirchliche Gremien befaßten sich mit Fragen der öffentlichen 
Bildung und der christlichen Erziehung: 


b) Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Schleswig-Holsteins 


Die Landessynode der Evang.-Luth. Kirche Schleswig-Holsteins, die vom 21. 
bis 23. Mai 1971 tagte, war vordringlich mit Fragen der Bildung und des bil- 
dungspolitischen Beitrages der Kirche befaßt. Durch förmlichen Beschluß bat 
sie die Kirchenleitung 


1. „Zusammen mit den Landeskirchen Hamburg, Lübeck und Eutin das Ziel zu verfolgen, 
für den Bereich dieser Kirchen ein Zentrum für gemeindebezogene Dienste (kirchliche 
Fachschule) zu errichten; 

2. eine landeskirchliche Referentenstelle beim Katechetischen Amt einzurichten, um eine 
Begleitung und Anregung der Konfirmandenunterrichtsarbeit auch auf der landeskirchli- 
chen Ebene zu gewährleisten“. 


Darüber hinaus faßte sie Beschlüsse zu folgenden Fragen und Aufgabenbereichen: 


I. KINDERGARTEN UND VORSCHULE 


Die Vorlage eines Ausschusses wurde eingehend beraten, konnte jedoch wegen mangeln- 
der Beschlußfähigkeit nicht verabschiedet werden und wurde zur Entscheidung auf die 
Herbsttagung der Synode verschoben. 

Die Ausschußvorlage lautet: 

1. Die evangelische Kindergarten- und Vorschulerziehung ist ein Teil des Auftrages der 
Kirche. Sie ist ein Glied in der Kette des Angebotes von Diensten der Kirche in der Gesell- 
schaft und versteht sich als qualifiziertes sozialpädagogisches und katechetisches Angebot. 
Die Realisierung dieses Angebotes ist in der Praxis von einer guten Zusammenarbeit zwi- 
schen Kindern, Eltern, Sozialpädagogen und Theologen abhängig. 

Die auf wissenschaftlicher Seite vollzogene Neubewertung vorschulischer Erziehung 
kommt der Zielsetzung kirchlicher Kindergartenarbeit entgegen. Diese Arbeit hat die Er- 
schließung kleinkindlicher Verstehensfähigkeit durch kooperative Lernprozesse von jeher als 
eine Bildungsaufgabe von entscheidender Wichtigkeit verstanden. 

2. Die Ev.-Luth. Landeskirche und ihre Diakonie wissen sich verpflichtet, an den Bil 
dungskonzeptionen für die Zukunft mitzuarbeiten, die das Ziel verfolgen, Kindern ihr 
Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit zu verwirklichen (siehe $ 1 Jugendwohl 
fahrtsgesetz). Sie sehen ihre Verantwortung darin, auch in Zukunft ihren Beitrag zur 
schrittweisen Verwirklichung solcher Konzepte zu leisten (z.B. durch weitere pädagogi- 
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sche Qualifizierung der Einrichtungen, Verkleinerung der Gruppen, Aus- und Fortbildung 
der Mitarbeiter sowie durch eine Beteiligung an Modellversuchen). Sie bejahen die part- 
nerschaftliche Zusammenarbeit mit den kommunalen und freien Trägern der Kleinkind- 
erziehung. 

3. Dabei ergibt sich eine Fülle von Fragen, die der Klärung bedürfen, z.B. die Frage, ob 
eine Zuordnung der Vorschulklasse zum Primarbereich zu befürworten ist. Diese Frage 
sollte erst entschieden werden, wenn das Ergebnis der Modellversuche vorliegt und die heu- 
tige Grundschule durch eine durchgreifende Reform ausreichend sozialpädagogisch orien- 
tiert ist. Die erkennbare Tendenz, die Sjährigen innerhalb der vorschulischen Erziehung 
vorzuziehen, erscheint bedenklich. Auf Grund ihrer Erfahrung ist die evangelische Kinder- 
gartenarbeit der Auffassung, daß sie die Vorschularbeit aus der sozialpädagogischen Ver- 
antwortung gegenüber den ihr anvertrauten Kindern heraus nur ganzheitlich im Kinder- 
garten wahrnehmen kann. 

4. Die Zukunft der Erziehung im Elementarbereich (3- bis Sjährige) fordert im Bereich 
der nordelbischen Kirche von den Landesregierungen, den kommunalen Spitzenverbänden, 
der Diakonie sowie den anderen Wohlfahrtsverbänden klare Konzeptionen, in denen päda- 
gogische und soziologische Schwerpunkte besonders zu berücksichtigen sind (Kindergärten 
in ländlichen Gmeinden, für unterprivilegierte Gruppen usw.). Die Landeskirche erklärt 
sich bereit, die Kindergarten- und Vorschularbeit weiterhin zu fördern. 

5. Zur Realisierung aller genannten Möglichkeiten kirchlicher und diakonischer Beteili- 
gung an der Kleinkinderziehung faßt die Landessynode folgende Beschlüsse: 

Die Landessynode hält für erforderlich 

a) die Ausbildungsstätte in Alten Eichen zu erweitern und die Schaffung einer weiteren 
Ausbildungsstätte im holsteinischen Raum anzuregen, da die vorhandenen Ausbildungs- 
stätten für Erzieher zahlenmäßig weder für den augenblicklichen noch für den zu erwarten- 
den Bedarf ausreichen, 

b) eine Verstärkung der Fortbildung aller Mitarbeiter im sozialpädagogischen Bereich, 

c) eine gesetzliche Regelung der Kindergartenarbeit, die eine Beteiligung freier Träger 
an der Kleinkind- und Vorschulerziehung für die Zukunft sichert und die Finanzierungs- 
fragen befriedigend regelt, 

d) die Beteiligung der Freien Träger an den Planungsarbeiten im Kultur- und Sozial- 
bereich. 

Die Kirchenvorstände und Propsteisynoden werden gebeten, diese Beschlüsse der Landes- 
synode zu beachten und in ihren Verantwortungsbereichen zu verwirklichen. Darüberhin- 
aus können die Beschlüsse der Landessynode Veranlassung geben, mit den örtlichen Trä- 
gern und Instituten des Bildungs-, Erziehungs- und Schulwesens Verbindung aufzunehmen, 
soweit noch nicht geschehen, oder vorhandene Kontakte zu vertiefen. Vor allem sollte 
mit den in den Schulen tätigen Religionslehrern überlegt werden, welche Hilfen die Leh- 
rer von den Gemeinden und Propsteien für die Durchführung des Religionsunterrichts 
erwarten dürfen und wie sich Lehrer aller Schulen an der Bildungsarbeit der Kirche be- 
teiligen können. 


II. SCHULE UND RELIGIONSUNTERRICHT 


Die 41. Landessynode hat sich mit der Frage „Schule — Religionsunterricht‘‘ befaßt. Sie 
bejaht die fortdauernde Mitverantwortung der ev. Kirche an der Gestaltung des Bildungs- 
und Erziehungswesens im allgemeinen und des Religionsunterrichts im besonderen. — Die 
Kirche weiß sich dafür verantwortlich, daß innerhalb unseres Schulwesens die Frage nach 
dem Bild des Menschen sowie nach den Grundlagen, Bedingungen, Möglichkeiten und Zie- 
len menschlicher Existenz zu ihrem Recht kommt. 

Die Landessynode hat bei ihren Beratungen festgestellt, daß der Verantwortung und dem 
Auftrag der Kirche im Bildungs-, Erziehungs- und Schulwesen eine Bedeutung zukommt, 
die nur zum Schaden der Gesellschaft übersehen werden kann. Diese Feststellung sollte 
sich auch bei den kommenden Haushaltsberatungen durch die Festlegung neuer Dringlich- 
keitsstufen in der kirchlichen Arbeit auswirken. 

1. Die Landessynode hält es für notwendig, daß die Kirche auf der Ebene der Ev. Kir- 
che in Deutschland zum Strukturplan des Deutschen Bildungsrates Stellung nimmt. Sie 
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befürwortet, daß die Ev. Kirche in Deutschland die Fragen der Gestaltung des Schulwesens 
durch ein dafür einzurichtendes Gremium ständig verfolgt. Dabei sind evangelische Lehrer, 
Schüler und Eltern zu hören und zu beteiligen. 

2. Die Landessynode fordert die Kirchengemeinden und Propsteien auf, die bildungspoli- 
tischen und schulischen Entwicklungen und Planungen stärker als bisher zu beachten. Sie 
hält es für notwendig, daß die Schüler und Auszubildenden Gesprächspartner für ihre Fra- 
gen finden. Die Kirchengemeinden und Propsteien sollen die Arbeit mit Schülern und 
Auszubildenden unterstützen und erweitern. 

3. Die Landessynode beauftragt um der besonderen Verantwortung für den Religionsun- 
terricht willen die Kirchenleitung, folgende Maßnahmen zu ergreifen: 

a) Schritte gegen den Mangel an Religionslehrern (Beratung von Abiturienten, Wiederan- 
werbung von ehemaligen Lehrkräften; Werbung und Ausbildung von kirchlichen Mitarber 
tern, die ihren Beruf wechseln wollen; Ausbau des Fernstudiums), 

b) Neuordnung des kirchlichen Stipendienwesens, 

c) Schritte zur besseren Ausrüstung der Religionslehrer (Fortbildung der Lehrer; Ausstat- 
tung der Religionslehrer mit weitgehend vorbereitetem Arbeitsmaterial; Bereitstellung von 
Büchern und Medien in sinnvoll zugeordneten Verteilerzentren), 

d) Schritte zur Fortbildung von kirchlichen Mitarbeitern, die Religionsunterricht erteilen: 
Kirchliche Mitarbeiter (einschließlich Pastoren), die Religionsunterricht in öffentlichen 
Schulen erteilen wollen, bedürfen der religionspädagogischen Fortbildung. Deswegen müs- 
sen Kontaktstudien und Fortbildungslehrgänge eingerichtet werden. Eine obligatorische 
Teilnahme daran als Voraussetzung für die Erteilung von Religionsunterricht ist ins Auge 
zu fassen. 

e) Das Kultusministerium ist aufzufordern, eine Fächerbedarfsanalyse zu erstellen und 
Studienempfehlungen auszusprechen. 

4. Die Landessynode nimmt den Plan für den Aufbau einer Gesamthochschule Flensburg 
zur Kenntnis. Sie teilt die in der Denkschrift der Gesellschaft zur Förderung der Eırich- 
tung einer Gesamthochschule Flensburg e. V. vertretene Auffassung, daß die Theologische 
Fakultät Kiel hinreichend Studienplätze für Theologen bereithält. Gegenüber der Denk- 
schrift ist sie jedoch der Meinung, daß die Ausbildungsmöglichkeit für Religionslehrer al 
ler Schulstufen an der Gesamthochschule Flensburg nicht wegfallen darf, sondern vielmehr 
ausgebaut werden muß. 

Laut Erlaß des Kultusministeriums wird in Zukunft dem religionsmündigen Schüler der 
Fachbereich Religion und philosophische Propädeutik angeboten.’ Dementsprechend muß 
allen Studierenden, die den Lehrerberuf anstreben, die Ausbildung in dem Umfang des 
ganzen Fachbereichs ermöglicht werden. Eine Beschränkung auf Philosophie müßte das 
Verschwinden des Wahlpflichtfaches Religion zur Folge haben. 

Die Landessynode empfiehlt, die im Strukturplan der Denkschrift vorgesehene Abtei- 
lung für Philosophie zur „Abteilung für Philosophie und Religion‘ zu erweitern. 


II. KONFIRMANDENUNTERRICHT 


1. Die Landessynode erkennt die Bemühungen vieler Gemeinden an, neue Formen für das 
konfirmierende Handeln der Kirche zu erproben. Dabei hat es sich als erforderlich heraus- 
gestellt, über den „Richtlinienbeschluß für die Genehmigung von Versuchen betr. Konfir- 
mationspraxis“ vom 25. August 1961 hinaus auch solche Versuche zu genehmigen, die 
über den Beschluß der Landessynode vom 10. November 1960 hinausgehen. Die Landes- 
synode bittet die Kirchenleitung, für die Ausarbeitung neuer Unterrichts- und Lernpro- 
gramme (Curricula) zu sorgen und bei Verwirklichung fachkundige Begleitung anzubieten. 

2. Die Landessynode bittet, besonders den Modellen Beachtung zu schenken, die 

a) eine zeitliche Entflechtung des Konfirmandenunterrichts vorsehen, 

b) Konfirmandenunterricht als eine spezielle Form der Jugendarbeit betreiben, 

c) ein bewußtes Leben der Gruppe fördern (Freizeiten). 

Der Landessynode erscheint es notwendig, daß Konfirmandenunterricht zunehmend in 


Zusammenarbeit von mehreren haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeitern (Team) erteilt 
wird. 
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3. Im Zusammenhang mit der Bemühung um neue Formen für das konfirmierende Han- 
dein der Kirche ist die Mitbeteiligung und Mitverantwortung von Eltern und Konfirmanden 
wichtig. Die Landessynode bittet die Kirchenleitung, entsprechende Richtlinien auszuar- 
beiten und den Gemeinden als Empfehlung zuzuleiten. 

4. Bei der Erprobung neuer Unterrichts- und Organisationsformen hat sich gezeigt, daß 
Gemeinden und Pastoren auf gegenseitige Anregung und Hilfe angewiesen sind. Darum 
bittet die Landessynode die Propsteien (Synoden/Konvente), sich der Aufgabe der Neu- 
gestaltung des Konfirmandenunterrichts anzunehmen und für Koordination und Koopera- 
tion zu sorgen und Beauftragte für den Konfirmandenunterricht zu benennen. 

5. Die Bildung von Konfirmandenunterrichtsausschüssen in den Propsteien zur Beglei- 
tung der Modelle und die Durchführung von gemeinsamen Konfirmandenunterrichtsprojek- 
ten mehrerer Kirchengemeinden wird empfohlen. Die Gemeinden und Propsteien werden 
gebeten, für die Konfirmandenarbeit ausreichend Etatmittel einzuplanen. 


IV. PROBLEME DER LEHRLINGSAUSBILDUNG 


Die Arbeitsgruppe stellt fest: 

Es gibt im Bereich der beruflichen Ausbildung erhebliche Probleme, denen sich auch die 
Kirche stellen muß. 

Nicht weniger als 70% der Jugendlichen im Alter von 15 bis 19 Jahren (Sekundarstufe II) 
durchlaufen eine berufliche Ausbildung. 

Es besteht eine Informations- und Reflektionslücke, die eine sachgerechte Diskussion bis 
her verhindert hat. 

Darum bittet die Arbeitsgruppe, die Synode möge die Kirchenleitung beauftragen, einen 
sachkundigen, nicht interessengebundenen Ausschuß zu berufen, der der Synode zu berich- 
ten hat. Dieser Ausschuß soll sich insbesondere mit folgenden Fragen befassen: 

1. Wie soll sich die Kirche mit dem Gesamtproblem der Ausbildung der Auszubildenden 
befassen? 

2. Was ergibt sich aus dem gegenwärtigen Stand der Bildungsdiskussion für die Ausbil- 
dung der Auszubildenden im kirchlichen Bereich selber? 

3. Welche besonderen Aufgaben ergeben sich für den gesellschaftsdiakonischen und seel- 
sorgerlichen Dienst der Kirche in diesem Bereich? 

4. Was soll für die Fortbildung der kirchlichen Mitarbeiter zur Erfüllung dieser Aufgabe 
geschehen? 

5. Wie kann die Zusammenarbeit aller kirchlichen Stellen (gemeindlich und übergemeind- 
lich), die sich direkt oder indirekt mit den Fragen der Ausbildung und der Ausbilder be- 
schäftigen, konstituiert und verbessert werden? 

6. Welche Möglichkeiten der Zusammenarbeit ergeben sich zwischen der Kirche und den 
Bezugsgruppen im Ausbildungsbereich (Auszubildende, Ausbilder, Eltern, Lehrer, Arbeit- 
geber, Arbeitnehmer u. a.)? 

7. Welche Aussagen hat die Kirche zu den zentralen sozialethischen Problemen zu ma- 
chen, die sich heute im Zusammenhang der Ausbildungsdiskussion stellen. (Solche Fragen 
sind z.B. Beruf — Berufung, Sinn der Arbeit — Sinn der Freizeit, Verhältnis von Fremd- 
und Selbstbestimmung)? 


V. ERWACHSENENBILDUNG 


1. Die Synode hält einen weiteren Ausbau der in der Ev. Akademie, den Heimvolkshoch- 
schulen und den kirchlichen Diensten und Werken betriebenen Erwachsenenbildung für 
erforderlich. Sie empfiehlt den Gemeinden und Propsteien, Seminare evangelischer Bil- 
dungsarbeit einzurichten, sie weiter auszubauen und zu fördern. 

Neben Jugend-, Sozial-, Ehe- und Erziehungsseminaren ist auch an Arbeitsgemeinschaften 
zur Förderung theologischer Bildung aller Gemeindeglieder zu denken. Erfahrungen auf 
dem Gebiet der gemeindlichen Bildungsarbeit sollten zwischen den Gemeinden, Propstei- 
en und den Institutionen kirchlicher Erwachsenenbildung ausgetauscht und als Anregung 
an alle Gemeinden weitergegeben werden. Eine Zusammenarbeit der Gemeinden unterein- 
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ander wie mit anderen Trägern der Erwachsenenbildung ist ins Auge zu fassen und gegebe- 
nenfalls neu zu gestalten. 

2. Die Synode spricht sich dafür aus, daß in dem zu erwartenden Erwachsenenbildungs- 
gesetz für Schleswig-Holstein die folgenden Grundsätze angemessen Berücksichtigung fin- 
den: 

— Pluralität von Bildungsträgern 

— weitgehende Autonomie der Träger der Erwachsenenbildung bei lediglich subsidiärer 
Mitwirkung des Staates. 

3. Die Synode hält es für erforderlich, in Verbindung mit den bestehenden kirchlichen 
Einrichtungen der Erwachsenenbildung Konzeption und Zielvorstellungen kirchlicher 
Bildungsarbeit zu erstellen und die notwendigen finanziellen Mittel für schwerpunktmäßige 
Förderungen zur Verfügung zu stellen. Dazu bittet die Synode den Rat der Nordelbischen 
Kirche einen Ausschuß zu berufen. 


VI. FORTBILDUNG IN DER KIRCHE 


1. Die Landessynode erinnert die Kirchenvorstände in den Gemeinden an Artikel 31,3 
Rechtsordnung, wonach die kirchlichen Mitarbeiter in Fragen ihres Arbeitsbereiches mit 
beratender Stimme zu den Kirchenvorstandssitzungen hinzugezogen werden sollen. 

2. a) Die Landessynode empfiehlt den Propsteivorständen, bei der Bildung der Propster 
synoden die Vertreter der kirchlichen Mitarbeiter (Art. 64 Abs. 2 RO) aufgrund von Vor- 
schlägen der haupt- und nebenamtlichen Mitarbeiter zu berufen. 

b) Die Landessynode bittet die Propsteisynoden, in den Propsteien einen ständigen Ar- 
beitsausschuß für Fortbildungsfragen zu bilden, in dem die kirchlichen Mitarbeiter ange- 
messen beteiligt sind. Dieser Ausschuß sollte den Propst bei der Wahrnehmung seiner in 
Art. 56 Abs. 3 Rechtsordnung genannten Aufgaben beraten. 

3. Die Landessynode beauftragt die Kirchenleitung, ein Kirchengesetz für die Fortbik- 
dung der Mitarbeiter vorzubereiten. Dabei sollen folgende Gesichtspunkte berücksichtigt 
werden: 

a) Fortbildung der kirchlichen Mitarbeiter ist notwendig. Mitarbeiter im Sinne dieser 
Vorlage sind die Pastoren, die haupt-, neben- und ehrenamtlichen Mitarbeiter in der Kir- 
che. Die Erfüllung des Auftrages in der Kirche unter den Bedingungen unserer Zeit und 
Welt erfordert ein gegenwartsbezogenes berufliches Können der Mitarbeiter. 

Denjenigen Mitarbeitern, die eine Bildungsaufgabe zu erfüllen haben (vornehmlich Ge- 
meindehelferinnen, Diakone, Pastoren und verwandte Mitarbeitergruppen) muß in Zu- 
kunft durch Fortbildung vermittelt werden: 

die Fähigkeit, die rasch sich ändernden Gegebenheiten in Gesellschaft und Kirche zu 
analysieren und gegebenenfalls zu verändern, 

die Fähigkeit, den biblischen Auftrag sachgerecht und gegenwartsbezogen in die vorge- 
gebene Situation übersetzen zu können; 

die Fähigkeit zu einem differenzierten pädagogischen Handeln, das sich auf den Part- 
ner (Kinder, Jugendliche, Erwachsene) einstellt; 

Ermutigung zur Fortführung ihres kirchlichen Auftrages trotz besonderer Schwierigkeit- 
ten. 

b) Es besteht ein Zusammenhang zwischen Fortbildung und Ausbildung, zwischen Fort- 
bildung und Personalplanung, sowie zwischen Fortbildung und Strukturfragen der Kirche. 

c) Die Landeskirche sieht es als ihre Pflicht an, in Zusammenarbeit mit den Mitarbeitern 
und ihren Gruppen eine Fortbildung zu ermöglichen, die es ihnen erlaubt, ihre berufli- 
chen Aufgaben besser zu erfüllen. Diese Fortbildung kommt zu der bisher erwarteten indi- 
viduellen Bemühung hinzu. 

d) Von den Mitarbeitern in der Landeskirche wird erwartet, daß sie die Fortbildung als 
Bestandteil einer verantwortungsbewußten Berufsausübung ansehen und Vorstellungen 
über ihre eigene Fortbildung entwickeln. Die Landeskirche stellt Fachkräfte zur Beratung 
zur Verfügung, die Fortbildungsmaßnahmen vermitteln bzw. durchführen. 

e) Den Mitarbeitern in der Landeskirche steht ein Bildungsurlaub zu. Die Dauer des Bil 
dungsurlaubs wird nach den beruflichen Anforderungen bemessen. Der Ausschuß für Fort- 
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bildungsfragen wird der Kirchenleitung Vorschläge unterbreiten hinsichtlich einer angemes- 
senen Dauer des Bildungsurlaubs für die einzelnen Mitarbeitergruppen. 

f) Im Blick auf die stark differenzierte Mitarbeiterschaft der Landeskirche ist es erforder- 
lich, ein entsprechend gefächertes Fortbildungsangebot zu machen: 

Für alle Mitarbeiter müssen Maßnahmen angeboten werden, die die Kooperation unter 
den Mitarbeitern sowie mit gesellschaftlich relevanten Gruppen fördern. Bestimmte Mitar- 
beitergruppen brauchen eine aufgabenspezifische Fortbildung. 

Für einzelne Mitarbeiter muß im Rahmen der kirchlichen Planung die Möglichkeit einer 
Zusatzausbildung bestehen. 

g) Zur Regelung der Vertretung am Arbeitsplatz müssen entsprechende Maßnahmen er- 
griffen werden. 

h) Die Planung und Durchführung der Fortbildungsarbeit sollen dem Fortbildungsaus- 
schuß und der Arbeitsstelle für Fortbildung übertragen werden. 


c) Landessynode der Evangelischen Kirche von Westfalen 


Auf der vom 10. bis 15. Oktober 1971 tagenden Landessynode der Evangeli- 
schen Kirche von Westfalen betonte Präses D. Thimme in seinem mündlichen 
Bericht 


DIE KIRCHLICHE VERANTWORTUNG IN SCHULE UND ERZIEHUNG 


Wie das seelsorgerliche Handeln der Kirche in der letzten Zeit eine gewisse Aufwertung 
erfahren hat, so wird im Zuge einer auf die Behebung des „Bildungsnotstandes‘“ bedach- 
ten Zeit auch die Mitverantwortung der Kirche am Bildungsgeschehen neu entdeckt und 
auf konkrete Entscheidungen hin weitergeführt werden müssen. Oder ist es, statt von Neu- 
entdeckung zu sprechen, berechtigter und wahrhaftiger, von lang zurückreichenden kirch- 
lichen Versäumnissen und von der Nötigung zu reden, jetzt, gewissermaßen in letzter Mi- 
nute, das noch Mögliche zu versuchen? Indem sich diese Landessynode dem Proponendum 
„Das konfirmierende Handeln der christlichen Gemeinde‘ stellt und damit ausdrücklich 
nicht nur die Neuordnung der Konfirmationsfeier, sondern die Besinnung auf den Vollzug 
einer das ganze Leben umfassenden Unterweisung und Befestigung im Glauben im Auge 
hat, trägt sie diesem Anliegen Rechnung ... Dennoch liegt mir daran, einige Punkte beson- 
ders hervorzuheben. 

Das Schicksal der Volkskirche entscheidet sich zur Zeit in nicht unwesentlichem Maße 
an unseren Volksschulen. Indem an ihnen Religionsunterricht erteilt wird, der nach den 
Grundordnungen der Länder ordentliches Lehrfach ist und in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen der Religionsgemeinschaften erteilt wird, ist sichergestellt, daß die Grundele- 
mente christlicher Glaubensorientierung in den Schulen vermittelt werden können. Es ist 
hier nicht der Ort, darauf einzugehen, daß dies keine unangemessene Privilegisierung der 
Kirchen darstellt. Auch soll hier nicht erörtert werden, inwiefern der Religionsunterricht 
eine doppelte Begründung sowohl von der Schule wie auch von der Kirche her erfährt und 
inwiefern eine solche Doppelbegründung in theologischer wie auch in pädagogischer Be- 
ziehung möglich und sinnvoll ist. Auch auf die mit der gesetzlichen Regelung der Reli- 
gionsmündigkeit gegebenen pädagogischen Schwierigkeiten soll hier nicht eingegangen 
werden ... 

Woran mir hier liegt, ist, ausdrücklich und mit dankbarer Hervorhebung auf den Dienst 
der Lehrerinnen und Lehrer zu sprechen zu kommen, die, belastet durch mancherlei 
Unsicherheit und Unruhe, evangelischen Religionsunterricht erteilen. Sie haben an ihrem 
Platz teil an der großen Auseinandersetzung mit dem Säkularismus, welcher der Kirche als 
ganzer aufgegeben ist, und stehen in diesem Kampf in vorderster Linie. Indem sie mit ih- 
rem Unterricht einen Hinweis darauf geben, daß Religion als Hilfe zur Wert- und Glaubens- 
orientierung des modernen Menschen in der heutigen Gesellschaft einen unersetzbaren 
Platz inne hat, indem sie den Schülern als Grundlage und Inhalt ihrer Glaubensentschei- 
dung das christliche Erbe vermitteln und sie zum Dialog mit anderen Weltanschauungen 
und zur Anwendung der christlichen Überzeugung auch in den übrigen Sachbereichen an- 
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halten, stehen sie oftmals sehr einsam an exponierter Stelle im Vorfeld christlichen Boten- 
dienstes. 

Mit Bedauern muß zugegeben werden, daß die Kirche ihnen gegenüber die ihr zukommen- 
de Aufgabe oft nicht hinreichend wahrnimmt. Die den Religionsunterricht erteilenden 
Lehrer empfinden sich von der Kirche bisweilen enttäuscht. Sie wehren sich gegen Ver- 
einnahmungstendenzen und beklagen sich zugleich darüber, oft alleingelassen zu werden. 
Zwischen beiden Weisen kirchlichen Fehlverhaltens hindurch führt der Weg besserer Kon- 
taktpflege zu den evangelischen Religionslehrern. Unbeschadet aller rechtlichen Sicherung 
und strukturellen Neuordnung im Bereich des Religionsunterrichtes ist die Pflege der 
Verbindung von Kirche und Religionslehrern ... von besonderer Bedeutung ... 

Der Religionsunterricht ist durch Grundgesetz und Landesverfassung rechtlich gesichert. 
Doch ist mit dem Hinweis auf seine Legalität über Sinn, Inhalt und Bedeutung im Rah- 
men eines sich weiterentwickelnden Grundkonzepts des Bildungswesens noch nicht das 
Entscheidende gesagt. Warum und mit welcher Zielsetzung der Religionsunterricht seinen 
Platz an der wissenschaftsorientierten modernen Schule hat, wie weit die Übereinstim- 
mung mit den Grundsätzen der Kirche reicht, wie das Prinzip der Religionsfreiheit schu- 
lisch praktikabel ist, solche Fragen rühren an die Fundamente des Religionsunterrichtes. 
Dabei geht es zugleich um das Grundverständnis des Dienstes der Kirche in der heutigen 
Bildungsgesellschaft. Die Religionslehrer und alle, die sich um theologische und pädagogi- 
sche Begründung und Verwirklichung eines christlichen Religionsunterrichtes an der mo- 
dernen Schule bemühen, mögen wissen, daß sie stellvertretend für die Gesamtkirche und 
für ihre Standortbestimmung in der modernen Gesellschaft, ebenso aber auch stellvertre- 
tend für die um verbindliche Wertorientierung ringende Bildungsgesellschaft unserer Zeit 
zukunftsentscheidende Fragen durchzustehen haben ... 

Letzten Endes ist damit zugleich die Existenzfrage der Kirche als ganzer angedeutet. 
Niemals kann und darf sie das Spezifische der ihr anvertrauten Botschaft dahingehend 
preisgeben, daß am Ende nur eine humanitäre oder sozialrevolutionäre oder eine sonstige 
Interessen und Zielsetzungen betreibende Bewegung übrig bleibt. Ebensowenig aber darf 
sie darauf verzichten die ihr anvertraute Botschaft immer neu in die übrigen Lebensbe- 
reiche hinein zu übersetzen und auf Bewährung im Alltagsleben hin anzuwenden. Ange- 
sichts der exemplarischen Bedeutung des Religionsunterrichtes an der modernen Schule 
ist es entscheidend, daß die Kirche ihm ... besondere Aufmerksamkeit und alle nur mög- 
liche Hilfestellung zukommen läßt. 

Interesse und Verantwortung der Kirche ist nicht auf den Religionsunterricht beschränkt. 
Botschaft und Dienst der Kirche betreffen den ganzen Menschen und dementsprechend 
auch den Bildungsvorgang als ganzen in allen seinen Ausprägungen und Stufen. Es ist 
durch unsere Fachgremien bereits zum Ausdruck gebracht worden, daß die Kirche den die 
Gegenwart bestimmenden Grundprinzipien der Büldungsreform (Entprivilegisierung, Durch- 
lässigkeit, Integration, Differenzierung) weitgehend zustimmen kann. Auch verschließt sie 
sich nicht der für die technische Gesellschaft wesentlichen Erkenntnis, daß die moderne 
Schule wissenschaftsbestimmte Schule sein muß. Dennoch hat sie in diesem Zusammen- 
hang einige Vorbehalte zu machen. Diese betreffen den unauflöslichen Zusammenhang von 
Unterricht und Erziehung und damit den Hinweis auf die Gefahr, daß über der Spezialisie- 
rung und Fachdifferenzierung des Unterrichtsbetriebs die eigentlich pädagogische Aufgabe 
als Hilfe zur Persönlichkeitsentfaltung und Gemeinschaftsfähigkeit vernachlässigt wird. Er- 
ziehungsziel kann nicht nur das Funktionieren des Menschen in der Leistungsgesellschaft 
sein. Vielmehr muß in der Verantwortung vor der Zukunft des Menschengeschlechts, aber 
nicht ohne Bezug auf die unsere Existenz prägende abendländische Geschichte die Sinn- 
und Wertfrage der menschlichen Existenz wachgehalten werden. Dazu kommt die Sorge, 
daß die moderne, angeblich weltanschauungsfreie Schule unvermerkt und ungewollte 
Prägestätte anonymer, möglicherweise schneil virulent werdender, uniformistischer, sich 
totalitär gebärdender Ideologien werden kann. 

So verständlich und notwendig der zunehmende staatliche Einfluß im Bildungswesen 
ist, so muß doch im Ansatz allen nivellierenden Einflüssen gewehrt und der Charakter 
unserer Gesellschaft als einer freiheitlich pluralistischen Gesellschaft auch im Bildungsbe- 
reich gewahrt werden. Das ist der Grund, warum die Kirche sich für die Möglichkeit freier 
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Trägerschaft in allen Bereichen des Erziehungswesens einsetzt und dankbar dafür ist, daß 
die nordrhein-westfälische Schulgesetzgebung schon jetzt manche, im einzelnen vielleicht 
noch zu verbessernde gesetzliche Möglichkeiten dafür bietet. Dies betrifft schon die Kinder- 
gärten, deren Leistung sich freilich nicht im karitativ betreuenden Umgang mit den Kin- 
dern erschöpfen darf, sondern im Vorschulbereich den pädagogischen Anforderungen der 
Kleinkinderziehung Rechnung tragen muß. Es bezieht sich insbesondere auf kirchliche Schu- 
len in freier Trägerschaft — 118 berufsbildende und 14 allgemeinbildende Schulen befin- 
den sich innerhalb der Evangelischen Kirche von Westfalen —, die schon mit ihrem Dasein 
von der Pluralität des Bildungsangebots Zeugnis geben, deren Existenzberechtigung frei- 
lich nur dann gewährleistet ist, wenn sie im Rahmen der allgemein geltenden Schulord- 
nung ihren Modellcharakter und das exemplarisch Besondere ihres Bildungsangebotes in 
Erscheinung treten lassen. Es betrifft ebenso die kirchliche Fachhochschule, deren Begrün- 
dung sich in diesen Monaten ereignet hat ... Der Grundsatz freier Trägerschaft aber sollte 
auch über das Bestehende hinaus die Möglichkeit einschließen, daß es im Bereich der bis- 
her ausschließlich dem Staat vorbehaltenen Schularten Gelegenheiten freier Trägerschaft 
gibt, ein Wunsch, der nicht kirchlichem Prestigebedürfnis, sondern der Besinnung auf den 
pluralen Ansatz unserer Bildungsgesellschaft entspringt ... 

Dabei gilt es im Blick zu behalten, daß die freie Trägerschaft Legitimation, aber auch 
Verpflichtung dafür darstellt, das Besondere einer im Evangelium gegründeten Erziehung 
zu pflegen und in angemessener Weise zur Auswirkung zu bringen. 


Die Landessynode beschloß: 


ZU BILDUNGSFRAGEN 


Die Synode hat die Berichte des Präses und Anträge der Kreissynoden zum Religionsun- 
terricht und Fragen der Schulreform beraten. Sie nimmt die Ausführungen des Präses als 
Zeichen konstruktiver Mitarbeit der Evangelischen Kirche von Westfalen für die wachsen- 
de Bildungsgesellschaft zur Kenntnis. Die Synode ermutigt die Kirchenleitung auf dem be- 
schrittenen Wege und begrüßt die zunehmende Bereitschaft der Kreissynoden zur aktiven 
Mitarbeit in Bildungsfragen. 

Angesichts der Schulreform verstärkt sich die Zusammenarbeit der evangelischen Kir- 
chen im Lande Nordrhein-Westfalen untereinander und mit den katholischen Diözesen. 
Wegen der wachsenden Bedeutung der Bundeskompetenz in Bildungsfragen ergibt sich die 
Notwendigkeit, entsprechende Gemeinschaftsaufgaben auf EKD-Ebene stärker zu fördern. 
Deshalb unterstützt die Synode die Arbeit der Kirchenleitung auf diesem Gebiet. 

Die Landessynode dankt dem Präses, daß er mehrfach die Religionslehrer ermutigend 
angesprochen hat. Sie begrüßt die von der Kirchenleitung vorgesehenen konkreten Hilfen 
für den Religionsunterricht. 


Der Strukturplan betrachtet alle schulische Arbeit als öffentlichen Auftrag. Auch kirch- 
liche Schulen leisten dazu ihren Beitrag. In diesem Sinne verstehen wir auch die Vorschläge 
im Präsesbericht, daß die Kirche Schulen unterhält und einrichtet, um ihre Vorstellungen 
von der Bildungsreform zu verwirklichen. 

Die Landessynode ermutigt alle evangelischen Schulträger in Westfalen, zusammenzuar- 
beiten und der Bildungsreform Rechnung zu tragen, damit überzeugende Modelle für Vor- 
schulen und Fachschulen geschaffen werden. Vorhandene Einrichtungen müssen so gestal- 
tet werden, daß sie ihre kirchlichen und gesellschaftlichen Aufgaben erfüllen können. 


d) Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern 


Die Evang.-Luth. Kirche in Bayern veröffentlichte im Juni 1971 


DISKUSSIONSTHESEN ZUR BILDUNGSPOLITISCHEN LAGE 


Landeskirchenrat und Landessynodalausschuß der Evangl.-Luth. Kirche in Bayern haben 
sich in Verbindung mit dem Landeskirchlichen Schulausschuß mehrfach mit dem „Struk- 
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turplan für das Bildungswesen‘ des Deutschen Bildungsrates und mit dem „Bildungsbe- 
richt 70“ der Bundesregierung beschäftigt. Sie hielten sich im Blick auf die der Kirche 
aufgetragene Verantwortung für den Menschen dazu verpflichtet und stellen folgende Über- 
legungen zur Diskussion: 

1. Wir begrüßen die großen Anstrengungen um eine umfassende Bildungskonzeption, die 
die kommende Generation befähigen soll, die auf sie zukommenden Aufgaben zu bewälti 
gen, und die die Bildungschancen für bisher in diesem Bereich benachteiligte Bevölkerungs- 
kreise verbessert. 

2. Wir fragen nach dem hinter diesen Plänen stehenden Verständnis des Menschen und 
der Gesellschaft und nach dem den Vorschlägen zugrundeliegenden Bildungsbegriff. 

3. Wir bejahen die Intention, jedem Menschen die Chance zu geben, einen seinem Lei- 
stungsvermögen entsprechenden Platz in der Gesellschaft zu bekommen. 

Wir betonen aber, daß eine nur auf Produktivität ausgerichtete Leistung nicht der einzige 
Maßstab für die Bewertung des Menschen in der Gesellschaft werden darf. 

Wir bejahen die Absicht, den-Menschen zum verantwortlichen Zusammenleben in der 
Gesellschaft zu befähigen. Wir befürchten aber, daß bei den gegenwärtigen Planungen 
die rationale Dimension überbewertet wird, und fragen, ob dabei immer die Ganzheit 
des Menschen im Blick behalten wird. 

4. Wir sind mit der Präambel des Grundgesetzes der Überzeugung, daß die Verantwor- 
tung vor Gott wesenhaft zum Menschsein gehört und der Bildung einen letzten Sinnbezug 
gibt. Wir sehen die Gefahr, daß die fundamentale Bedeutung der Sinnfrage unterschätzt 
wird. Sie erscheint nur als isolierter Sektor am Rande. Wir bitten daher, dem Bereich des 
christlichen Glaubens auf allen Stufen des Bildungsgeschehens stärkeres Augenmerk zuzu- 
wenden, da wir hierin die entscheidende Hilfe für die Verwirklichung der menschlichen 
Existenz sehen. 

5. Wir erwarten, daß die Bildungsplanung Lehrern, Eltern und Schülern je nach ihrer 
Stellung im Bildungsprozeß eine verantwortliche Beteiligung bei der Zielsetzung, Durch- 
führung und Verwaltung im Bildungsbereich gewährt und daß im Rahmen der institu- 
tionellen Ordnungen der notwendige Freiheitsraum für die persönliche Verantwortung al 
ler Beteiligten erhalten bleibt. Diesen die notwendige Hilfe zu geben, ist eine wichtige 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Zusammenarbeit bei der Bildungsreform. 

Dadurch soll verhindert werden, daß die im Strukturplan erstrebte Freiheit durch einen 
gefährlichen Systemzwang verloren geht. 

6. Wir bieten in freier Partnerschaft die Mitarbeit der evangelischen Schulen, Kindertages- 
stätten und unserer anderen Einrichtungen im Bereich von Erziehung und Bildung an. Wir 
sind bereit, die vielfältigen Erfahrungen aus einer Erziehungsarbeit, die die Verantwortung 
des Menschen vor Gott ernst nimmt, in den Bildungsprozeß mit einzubringen. 


e) Zu Fragen des Religionsunterrichts !? 


Zum Religionsunterricht legte die vom Rat der EKD berufene Kommission I, 
die mit der „Klärung der rechtlichen Problematik und der Interpretation der 
den Religionsunterricht betreffenden rechtlichen Normen“ beauftragt war, dem 
Rat eine „Gutachtliche Äußerung zu verfassungsrechtlichen Fragen des Religions- 
unterrichts“ vor. Der Rat befaßte sich in zwei Sitzungen eingehend mit der Vor- 
lage, stimmte ihr zu und empfahl sie den Gliedkirchen zur Beachtung als einen „we- 
sentlichen Beitrag zur Klärung der verfassungsrechtlichen und rechtlichen Fra- 
gen zum Religionsunterricht‘“. 

Die gutachtliche Äußerung lautet: 


19. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1969, S. 155; 1970, S. 168ff. 
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ZU VERFASSUNGSRECHTLICHEN FRAGEN DES RELIGIONSUNTERRICHTES 


I. Verfassungsrechtliche Grundlage 


(1) Bei einer rechtlichen Betrachtung der Normierung des Religionsunterrichts im Grund- 
gesetz im Hinblick auf die pädagogischen Reformpläne ist der Umfang der Gestaltungs- 
möglichkeiten abzustecken, den Artikel 4 und 7 GG gewähren und die einer Veränderung 
bestimmte Grenzen setzen. 

Es wird dabei von der Annahme ausgegangen, daß derzeit nicht damit gerechnet werden 
kann, daß die entscheidenden Vorschriften der Artikel 4 und 7 GG geändert werden. 

(2) Die rechtliche Untersuchung wird unter diesen Umständen ihre Aufgabe darin sehen 
müssen, die Verfassungsgrundlage im Lichte der fortschreitenden Entwicklung darauf zu 
prüfen, in welchem Maße sie Elemente der Beweglichkeit und der Fortbildung aufweist, 
um den Religionsunterricht in den Grenzen ihrer Bestimmungen in ein neues Grundkon- 
zept des Bildungswesens einfügen zu können. 

(3) Die Auslegung der Grundrechte des Grundgesetzes hat ganz allgemein zu dem Ergeb- 
nis geführt, daß der Text der Verfassung in einem Sinne interpretiert wird, der den Kern 
der normativen Absichten klar und umfassend realisiert, aber zugleich vermeidet, in einer 
zu stark wortgebundenen oder zu sehr an den Vorstellungen der Entstehungszeit haften- 
den Sinngebung festzuhalten. 

(4) Dieses Ziel zu erreichen, ist die Aufgabe einer interpretativen Fortentwicklung der 
Verfassung, die die rechtlichen Gedanken des Artikels 7 Abs. 3 GG im Kern bestehen läßt, 
aber sie auf eine veränderte Situation anwendbar macht. 


II. Verhältnis von Artikel 4 und 7 GG 


(1) Eine Auslegung des Artikel 7 GG muß das Verhältnis dieses Artikels zu Artikel 4 GG 
im Auge behalten. Die Interpretation der Grundrechte folgt allgemein dem Prinzip, daß 
sie in ihrem systematischen Gesamtzusammenhang zu verstehen sind. Daher ist Artikel 7 
GG in verschränkender Verbindung zu Artikel 4 GG zu verstehen. Das bedeutet keine 
Vorordnung des Artikels 4 GG, aber es schließt auch eine den Artikel 7 als spezielle Re- 
gelung isolierende Betrachtungsweise aus. 

(2) Artikel 4 GG faßt einen modernen pluralistischen Staat ins Auge, der dem einzel- 
nen wie auch den weltanschaulichen Gruppen eine freie Entfaltung ihrer Anschauungen 
wie auch eine ungehinderte Betätigung ihrer glaubens- oder weltanschauungsmäßigen Über- 
zeugung eröffnet. Er stellt klar, daß der Staat sich mit keiner glaubensmäßigen oder welt- 
anschaulichen Auffassung verbindet, daß er ihnen gegenüber vielmehr eine offene und to- 
lerante Stellung einnimmt (Neutralität). Diese Haltung des Staates bedeutet nicht Wertin- 
differenz oder negative Gleichgültigkeit gegenüber den in seiner Bevölkerung lebenden 
Anschauungen. Sie kann vielmehr eine positive Würdigung der Bedeutung der weltanschau- 
lichen und religiösen Gemeinschaften und eine Kooperation mit ihnen einschließen. Man 
wird sogar entsprechend der Rolle der sozialen Gruppen und Verbände in der modernen 
Gesellschaft vom Staate erwarten dürfen, daß er auch im Bereiche der weltanschaulichen 
Fragen eine Mitwirkung der dort bestehenden Gruppen und Gemeinschaften bei der Be- 
wältigung gesellschaftlicher Aufgaben eröffnet und diesen Kräften einen angemessenen 
Raum im öffentlichen Leben gewährt. Dazu gehört auch der Bereich des öffentlichen 
Bildungswesens. 

(3) Rückt man die Bestimmungen des Grundgesetzes in diesen durch Artikel 4 GG vor- 
gezeichneten Rahmen, so wird deutlich, daß die institutionelle Sicherung des Religions- 
unterrichts in Artikel 7 Abs. 3 nicht einen Restbestand oder einen Fremdkörper im Ver- 
hältnis von Staat und Religionsgemeinschaften darstellt. Auch vom Verständnis des Artikels 
4 GG her kann die Sicherung des Religionsunterrichts als ein begrenztes und begründetes 
Maß an Kooperation zwischen dem Staat und den in der Bevölkerung lebendigen Anschau- 
ungen angesehen werden. Das bedeutet, daß die Regelung des Artikels 7 Abs. 3 GG nicht 
im Sinne eines Privilegs der Kirchen aufgefaßt wird. Sie eröffnet den weltanschaulichen 
Gemeinschaften die Möglichkeit, an der Planung und Ausrichtung des Religionsunterrichts 
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kooperativ beteiligt zu sein. Planung und Ausrichtung werden hier im Sinne der modernen 
Lehrplantheorie (Curriculum) verstanden. 

(4) Eine solche Berücksichtigung der weltanschaulichen Gemeinschaften dient daher der 
Sicherung der Grundrechtsausübung durch den einzelnen. Sie nimmt in institutioneller 
Form das Anliegen des elterlichen Erziehungsrechts in seiner weltanschaulichen Ausprä- 
gung auf, das sich angesichts eines wachsenden staatlichen Einflusses auf die Jugenderzie- 
hung (Ganztagsschule, staatliche Formung der vorschulischen Erziehung) sonst nicht aus- 
reichend entfalten kann. Die Wahrnehmung und Achtung der Grundrechte ist das erklärte 
Ziel der Bildung nach Auffassung des Strukturplanes des Bildungsrates (Deutscher Bildungs- 
rat, Strukturplan für das Bildungswesen, 1970, S. 29£. und 265f.). 


III. Religionsunterricht als „ordentliches Lehrfach“ 


(1) Prüft man im Lichte dieser methodischen Ansätze den Gehalt der normativen Aus- 
sagen des Artikels 7 GG, so ergeben sich folgende Hauptpunkte, in denen der Verfassungs- 
geber eine bindende und verbindliche Regel aufstellen wollte: 

Religionsunterricht ist „ordentliches Lehrfach‘“. 

Religionsunterricht wird in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Religionsgemein- 
schaften erteilt. 

Beim Religionsunterricht muß für Schüler bzw. Erziehungsberechtigte und Lehrer vorge- 
sehen sein, daß sie über die Beteiligung selbst bestimmen können. 

(2) Der ursprüngliche Sinn des „ordentlichen Lehrfachs‘‘ hängt mit der Gestaltung des 
Unterrichts zusammen, wie er bisher erteilt wurde. Der Schüler wird in bestimmten Fä- 
chern mit bestimmter Stundenzahl unterrichtet. In diesem Rahmen bedeutet „ordentliches 
Lehrfach‘“ ein Pflichtfach mit einer angemessenen Stundenzahl und angemessener Lage im 
Unterrichtsganzen. 

(3) Normativ bezeichnet jedoch „ordentliches Lehrfach‘“ die Präsenz bestimmter Inhalte 
und Aufgaben des Religionsunterrichts im Gesamtlehrangebot der Schule (Curriculum) 
mit grundsätzlicher Teilnahmeverpflichtung (vgl. dazu Abs. 7 und Abschnitt VD). Die Wei- 
terentwicklung der Unterrichtsgestaltung über den Fächerunterricht hinaus muß beim Re- 
ligionsunterricht den gleichen Prinzipien folgen, die auch für andere Inhalte und Fächer 
gelten. Diesem Erfordernis wird es nicht gerecht, wenn die Aufgabe des Religionsunter- 
richts im Gesamtlehrangebot nur als Unterrichtsprinzip erscheint oder einzelne Elemente 
des Religionsunterrichts nur als funktionelle Bestandteile anderer Unterrichtsgegenstände 
auftreten. Jedoch ist es unbedenklich, wenn der Religionsunterricht nicht in allen Klas- 
senstufen angeboten wird, soweit dies auch für andere vergleichbare Fächer gilt. 

(4) Die Präsenz der Inhalte und Aufgaben des Religionsunterrichts muß entsprechend 
der differenzierten didaktischen und organisatorischen Ausgestaltung der einzelnen Schul- 
stufen verwirklicht werden. 

Wo im Primarbereich (Grundschule) die Integration von Aufgaben und Inhalten in vor- 
fachliche Einheiten und Lernbereiche erfolgt, können Teile des Religionsunterrichts ange- 
messen integriert werden. 

In der Sekundarstufe II wird dem Anspruch des „ordentlichen Lehrfaches‘‘ genügt, wenn 
der Religionsunterricht in den Pflichtbereich einbezogen wird. Wenn hierbei der Religions- 
unterricht mit seinem Curriculum einem Aufgabenfeld zugeordnet wird, ist für eine ange- 
messene Stundenzahl dieses Aufgabenfeldes Sorge zu tragen. Eine solche Gestaltung würde 
einem fortentwickelten Begriff „ordentliches Lehrfach‘‘ entsprechen. 

(5) Die Aufnahme des Religionsunterrichts als ein eigenes zusätzliches Aufgabenfeld (ge- 
gebenenfalls mit Philosophie und Religionskunde) in das Lehrangebot ist zwar verfassungs- 
ee möglich. Wegen der Gefahr der Isolierung bestehen gegen diese Lösung jedoch 

enken. 

(6) Das Bestimmungsrecht über die Teilnahme am Religionsunterricht ist Ausfluß des 
grundgesetzlichen Prinzips, daß in religiösen oder weltanschaulichen Fragen keinerlei Zwang 
ausgeübt werden darf. (Artikel 4 GG, 140 GG mit Artikel 136 WRV.) Die Befreiungsmög- 
lichkeit hebt den Charakter des „ordentlichen Lehrfaches“ nicht auf. 
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IV. „Grundsätze der Religionsgemeinschaften‘“ nach evangelischem Verständnis 


Artikel 7 Abs. 3 GG fordert, daß der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit „den 
Grundsätzen der Religionsgemeinschaften“ erteilt werde. Dieser aus der Weimarer Reichs- 
verfassung (Artikel 149) übernommene Begriff muß näher interpretiert werden: 

(1) Unter den „Grundsätzen der Religionsgemeinschaften“ wurden im Sinne der Weima- 
rer Reichsverfassung ursprünglich „positive Lehrsätze und Dogmen“ verstanden. Diese Auf- 
fassung entsprach schon zum damaligen Zeitpunkt nicht dem Stande der evangelisch-theo- 
logischen Wissenschaft. Sie bleibt durch den Verfassungstext gedeckt. Der Begriff „‚Grund- 
sätze der Religionsgemeinschaften‘“ bedarf jedoch angesichts der gegenwärtigen theologi- 
schen und pädagogischen Erkenntnis und Praxis der Interpretation. 

(2) In der heutigen theoiogischen und kirchlichen Sicht ist das Verständnis des christ- 
lichen Glaubens durch folgende Grundsätze gekennzeichnet: 

a) Die Vermittlung des christlichen Glaubens ist grundlegend bestimmt durch das bibli- 
sche Zeugnis von Jesus Christus unter Beachtung der Wirkungsgeschichte dieses Zeugnisses. 
b) Glaubensaussagen und Bekenntnisse sind in ihrem geschichtlichen Zusammenhang zu 

verstehen und in jeder Gegenwart einer erneuten Auslegung bedürftig. 

c) Die Vermittlung des christlichen Glaubens muß den Zusammenhang mit dem Zeugnis 
und Dienst der Kirche wahren. 

(3) Die Bindung an das biblische Zeugnis von Jesus Christus schließt nach evangelischem 
Verständnis ein, daß der Lehrer die Auslegung und Vermittlung der Glaubensinhalte auf 
wissenschaftlicher Grundlage und in Freiheit des Gewissens vornimmt. 

(4) Die „Grundsätze der Religionsgemeinschaften“ schließen in der gegenwärtigen Situa- 
tion die Forderung ein, sich mit den verschiedenen geschichtlichen Formen des christli- 
chen Glaubens (Kirchen, Denominationen, Bekenntnisse) zu befassen, um den eigenen 
Standpunkt und die eigene Auffassung zu überprüfen, um Andersdenkende zu verstehen 
und um zu größerer Gemeinsamkeit zu gelangen. Entsprechendes gilt für die Auseinander- 
setzung mit nichtchristlichen Religionen und nichtreligiösen Überzeugungen. 

(5) Das theologische Verständnis der „Grundsätze der Religionsgemeinschaften“ korres- 
pondiert mit einer pädagogischen Gestaltung des Unterrichts, der zugleich die Fähigkeit 
zur Interpretation vermittelt und den Dialog und die Zusammenarbeit einübt. 


V. Staatliche Schulaufsicht und kirchliche Mitwirkung 


(1) Der Religionsunterricht ist wie jedes ordentliche Lehrfach Gegenstand der staatlichen 
Schulaufsicht. Die staatliche Schulaufsicht berücksichtigt das Erfordernis der Übereinstim- 
mung des Religionsunterrichts mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften durch de- 
ren Beteiligung (vgl. Absatz 2), und sie sorgt mit ihren Mitteln für die Wahrung der Über- 
einstimmung, wo diese verletzt ist. 

(2) In der Beteiligung der Religionsgemeinschaften zur Sicherung der Übereinstimmung 
des Religionsunterrichts mit ihren Grundsätzen läßt Art. 7 Abs. 3 GG einen rechtlichen 
Spielraum, in dem sich die gesetzlichen Bestimmungen oder die vertraglichen Regelungen 
der Länder sowie die planende Mitwirkung des Bundes (Art. 91 b GG) zu entfalten haben. 
Innerhalb dieses Rahmens ist insbesondere folgendes notwendig: 

a) Bei allgemeinen den Religionsunterricht betreffenden Entscheidungen (Lehrpläne, 
Richtlinien, Curricula, Lehrbücher) sollten staatliche Schulaufsicht und Religionsgemein- 
schaften angemessen zusammenwirken. 

b) Bei der Anstellung von Dozenten sollte die Anhörung der Religionsgemeinschaften 
gesichert sein, unbeschadet vorliegender weitergehender gesetzlicher oder vertraglicher Re- 

elungen. 
er c) Bei Prüfungen, deren Bestehen die Befähigung zur Erteilung von Religionsunterricht 
begründet, sollte ein von den Religionsgemeinschaften beauftragter Sachverständiger, tun- 
lichst derjenige Dozent, der für das Fach Mitglied der Prüfungskommission ist, beteiligt 
sein. 
d) Bei Zweifeln, ob in konkreten Einzelfällen der Religionsunterricht in Übereinstim- 
mung mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften erteilt wird, sollte einem beauf- 
tragten Sachverständigen derselben eine Einsichtnahme ermöglicht werden. 
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(3) Das wirksamste Mittel, die Erteilung des Religionsunterrichts in Übereinstimmung 
mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften zu sichern, besteht darin, daß die Re- 
ligionsgemeinschaften die Verbindung mit den Religionslehrern durch ein reichhaltiges 
Angebot von Beratung, Erfahrungsaustausch, Fortbildungskursen und Fachtagungen pflegen. 

Dieser Weg könnte eine parallel zur staatlichen Schulaufsicht organisierte „‚Einsichtnah- 
me“ entbehrlich machen. 

Die Schulaufsichtsbehörden sollten den Religionsgemeinschaften die ständige Verbindung 
zu den Religionslehrern dadurch erleichtern, daß sie den Religionsgemeinschaften die Leh- 
rer benennen, die den Religionsunterricht erteilen. 

(4) In kirchlichem Verständnis liegt der Sinn einer besonderen Bevollmächtigung für die 
Erteilung des Religionsunterrichts durch die Religionsgemeinschaften (vocatio), wie sie 
in einem Teil der Bundesländer gesetzlich oder vertraglich vorgesehen ist, darin, zwischen 
dem Lehrer und seiner Religionsgemeinschaft ein Verhältnis des Vertrauens zu begründen, 
daß er den Religionsunterricht in Übereinstimmung mit ihren Grundsätzen erteilt. 

(5) Der Geltung des Religionsunterrichts als „ordentliches Lehrfach“ entspricht es, daß 
auch die von der Kirche für den Religionsunterricht zur Verfügung gestellten Lehrkräfte 
(Pfarrer, Katecheten usw.) methodisch und didaktisch ausreichend vorgebildet sind. Das 
besondere Verhältnis der Kirche zu diesen Lehrkräften bleibt durch Absatz 3 unberührt. 
Soweit solche Kräfte durch vom Staat anerkannte kirchliche Institutionen ausgebildet 
werden, ist dem Staat ein Sitz in den Prüfungskommissionen einzuräumen. 


VI. Bestimmungsrecht über die Teilnahme am Religionsunterricht 


(1) Das Bestimmungsrecht für Schüler und Lehrer über die Teilnahme am Religionsun- 
terricht (Artikel 7 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 3) ist Ausfluß des Prinzips, daß in religiösen 
und weltanschaulichen Fragen keinerlei Zwang ausgeübt werden darf. 

(2) Die Entscheidung über die Teilnahme am Religionsunterricht steht nach den verbind- 
lichen bundes- und landesrechtlichen Bestimmungen über die religiöse Kindererziehung 
den Erziehungsberechtigten bzw. den religionsmündigen Schülern zu (soweit das Reichs- 
gesetz über die religiöse Kindererziehung vom 15. 7. 1921 gilt, ab 14 Jahren; in Bayern, 
Rheinland-Pfalz und im Saarland nach Landesverfassungen ab 18 Jahren). 

(3) Die Entscheidung über die Nichtteilnahme des Schülers erfolgt dort, wo der Religions- 
unterricht als Pflichtfach angeboten wird, durch Abmeldung, die schriftlich erklärt wer- 
den soll. In den Fällen, in denen die Teilnahme am Religionsunterricht freigestellt ist, liegt 
die Entscheidung über die Nichtteilnahme in der Abwahl. 

(4) Die Abmeldung bedarf keiner Begründung. Von einer Erschwerung des Verfahrens 
über die schriftliche Abmeldung hinaus wird abgeraten. Im Interesse eines geordneten Un- 
terrichtsablaufs kann die Abmeldung und die Wiederaufnahme der Teilnahme jeweils zu 
Beginn eines Schulhalbjahres oder eines ähnlichen Zeitabschnittes als Regel vorgesehen 
werden; jedoch muß ein Ausscheiden jederzeit möglich bleiben. 

(5) In den Fällen, in denen Elemente des Religionsunterrichts als funktionelle Bestand- 
teile in vor- und überfachliche Lehrangebote integriert werden (Abschnitt III Abs. 3 und 
4), greift das Bestimmungsrecht über die Teilnahme (Artikel 7 Abs. 3) nicht ein, wie das 
bisher schon für die religiösen Aspekte in den Fächern Deutsch, Geschichte, Kunst u.a. 
der Fall war. 


f) Deutsche Evangelische Arbeitsgemeinschaft 
für Erwachsenenbildung 


In der Präambel der Satzung der Deutschen Evangelischen Arbeitsgemeinschaft 
für Erwachsenenbildung, in der alle auf diesem Sektor tätigen kirchlichen Akti- 
vitäten vertreten sind, heißt es: 


Erwachsenenbildung ist in zunehmendem Maße für alle Menschen notwendig, die mit Sach- 
verstand, Verständigungswillen und Verantwortungsbereitschaft unser gemeinsames: Leben 
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in der heutigen Welt mittragen wollen. Die evangelischen Christen sollen einer Zusammen- 
arbeit aller Glieder und Gruppen unseres Volkes, die sich dieser wichtigen Aufgabe wid- 
men, mehr und mehr den Weg bahnen. Sie begrüßen darum jeden fruchtbaren Dienst, der 
hier in Freiheit geschieht. 

Die Deutsche Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung will an diesen 
Aufgaben aus evangelischer Glaubensüberzeugung mitwirken. Sie will besonders alle evan- 
gelischen Gruppen und Arbeitsformen, die Erwachsenenbildung betreiben, zusammenfas- 
sen und in ihren Bestrebungen beraten und unterstützen. Sie will die Anliegen der evange- 
lischen Christenheit auf diesem Gebiet gemeinsam und öffentlich vertreten und damit un- 
serem ganzen Volk und seinen gesellschaftlichen Gliederungen sowie allen Menschen, die 
dafür offen sind, einen Dienst leisten. 


8) Beschluß der Württembergischen Landessynode 
zur Erwachsenenbildung 


Die Fragen und Aufgaben der Erwachsenenbildung griff die Württembergische 
Landessynode auf und verabschiedete dazu am 29. März 1971 eine Entschlie- 
Bung: 


Die Erwachsenenbildung ist eine verpflichtende Aufgabe der Kirche im Rahmen ihres Ver- 
kündigungsauftrages. Dieses Aufgabengebiet hat es schon immer gegeben und wird es im- 
mer geben müssen, wenn die Kirche den Weg des Glaubensgehorsams geht, die Menschen 
in ihren Glaubens- und Lebensfragen aufsucht und ihnen zu einer Klärung ihrer persönli- 
chen, beruflichen und gesellschaftlichen Verantwortung im Licht des Evangeliums hilft. 
Aber nun ist unsere Kirche neu gefordert, ihre Erwachsenenbildung zu ordnen, damit sie 
ihren besonderen Beitrag in die allgemeine Erwachsenenbildung besser einbringen und ihr 
Erwachsenenkatechumenat den individuellen und gesellschaftlichen Erfordernissen gemäß 
gestalten kann. 

Unsere heutige Gesellschaft nötigt den Menschen, seine Berufs-, Glaubens- und Lebens- 
entscheidungen in verschiedenen Rollen zu treffen. Darum muß, wenn dem Menschen der 
Zuspruch und Anspruch des Evangeliums bezeugt werden soll, auf seine Rollen und de- 
ren gesellschaftliche Verflechtungen eingegangen werden. Man muß die Differenzierung 
und Spezialisierung des Lebens kennen und das notwendige Maß an Sachwissen besitzen, 
um den Dienst recht tun zu können. Die Bildungsexplosion unserer Tage wird eine zuneh- 
mende Herausforderung an die Kirche bedeuten. 

Auch der angestrebte Bildungsurlaub ist eine Anfrage an die Kirche, ob sie bereit sein 
wird, Gemeinschaft zu ermöglichen, Menschen für ihre Aufgabe zuzurüsten und die Auf- 
gaben des Lebens in einen sinnvollen Zusammenhang einzuordnen. 

Kirchliche Erwachsenenbildung vollzieht sich auf der Orts-, Bezirks- und Landesebene: 


1. Kirchliche Erwachsenenbildung auf der Ortsebene 


Zum Dienstauftrag des Pfarrers sowie des Kirchengemeinderats gehört die Förderung der 
Bildungsarbeit. Während der Dienst des Erwachsenenkatechumenats bei sinnvoller Arbeits- 
teilung durch jeden Ortspfarrer wahrgenommen werden kann, erfordert die Mitarbeit in 
der Erwachsenenbildung für spezielle gesellschaftliche Gruppen eine besondere Zurüstung. 

Der Kirchengemeinderat kann seiner Verantwortung für die Erwachsenenbildung am be- 
sten gerecht werden, wenn er funktionsgegliedert arbeitet und wenn die mit der Erwachse- 
nenbildung betrauten Mitglieder in Zusammenarbeit mit dem Ortspfarrer nach geeigneten 
Mitarbeitern suchen und um Kontakte zum Bezirksarbeitskreis bemüht sind. Information 
und methodische Schulung sind unerläßliche Voraussetzung. 

Zu den Aufgaben am Ort gehören Fragen des Glaubens sowie der Ökumene, die Ver- 
mittlung biblischer Erkenntnisse, ferner die Zurüstung zum praktischen Dienst in Gemeinde 
und Diakonie (methodische Schulung, Pflegeseminare, Nachbarschaftshilfe, Erziehungsbe- 
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ratung, Mütterschule usw.). In größeren Gemeindeverbänden könnte auch eine gruppenspe- 
zifische Bildungsarbeit in Angriff genommen werden, etwa Seminarreihen für die dörfli- 
che Gemeinschaft, für Arbeitnehmer, für Hausfrauen und Mütter mit Kindern, für ältere 
Menschen und Ruheständler. Jedoch ist gerade auf diesem Gebiet die Zusammenarbeit 
mit übergeordneten kirchlichen Stellen anzustreben, um Erfahrungen auszuwerten, wie sie 
durch die Evangelische Akademie, durch die Ländlichen Heimvolkshochschulen u. a. ge- 
sammelt wurden. 

Den Kirchengemeinden wird deshalb empfohlen, für ihre eigene kirchliche Erwachsenen- 
bildung einen angemessenen Betrag im örtlichen Haushaltsplan bereitzustellen, um die bis- 
herige Arbeit zu intensivieren und Neuansätze zu ermöglichen. 


II. Kirchliche Erwachsenenbildung auf der Bezirksebene 


Die Bezirksebene ist, abgesehen von der Hilfestellung für die Ortsarbeit, die Plattform für 
die überörtliche funktionale Erwachsenenbildung. Für Großdekanate und regional zusam- 
mengefaßte Kirchenbezirke empfiehlt sich im Laufe der nächsten Jahre die Anstellung ei- 
nes Bildungssekretärs. Diesem obliegt die Entlastung der Dekane und Ortspfarrer in der 
Betreuung örtlicher Arbeitskreise, in der Schulung der beauftragten Kirchengemeinderäte 
und in der Geschäftsführung des Bezirksarbeitskreises; er hat die Verbindung zu den Kreis- 
kuratorien und zu den Landesstellen wahrzunehmen und dort die kirchliche Erwachsenen- 
bildung zu vertreten. 

Beim Inkrafttreten des gesetzlichen Bildungsurlaubs können entsprechend den Richtli- 
nien der EKD Kurse angeboten werden; dadurch würde den zentral gelegenen Gemeinde- 
häusern eine zusätzliche Bedeutung zukommen. 


III. Kirchliche Erwachsenenbildung auf der Landesebene 


Auf Landesebene sind sachkundige Arbeitsstellen erforderlich, welche den einzelnen Le- 
bensbereichen zugewandt sein müssen; sie mühen sich um Kontakte, erproben Arbeits- 
methoden, schaffen Arbeitsmaterial und bieten durch Studienkurse und Tagungen einen 
Beitrag zur Gesamtentwicklung an, wie er allein auf Landesebene geleistet werden kann. 
In dem breit gefächerten Angebot der kirchlichen Werke ist bereits jetzt eine beachtliche 
Vorarbeit geleistet worden; ob im Zug der Entwicklung eine Ausweitung erforderlich sein 
wird, muß überprüft werden. 

Gemeinsames Koordinierungsgremium für die einzelnen Arbeitszweige bildet die Evange- 
lische Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung, der eine Geschäftsstelle zur Verfü- 
gung steht. Aufgabe dieses Gremiums ist es, die Arbeit zu koordinieren, Anstöße zu ge- 
ben und in Zusammenarbeit mit den zuständigen Referaten für bestimmte Vorhaben Ak- 
tionsgruppen zu bilden. Auf dieser Ebene erfolgt auch die gemeinsame Vertretung gegen- 
über den Organen des Staates und der Gesellschaft. Außerdem hat dieses Gremium für 
die laufende wissenschaftliche und methodische Überprüfung bestimmter Arbeitsvorhaben 
Sorge zu tragen. Eine ständige personelle Verbindung der Arbeitsgemeinschaft mit der 
Landessynode sowie mit dem Evangelischen Oberkirchenrat ist unerläßlich. 


IV. Entwicklung regionaler Arbeitsstellen 


Um die Arbeit in den Kirchenbezirken und Gemeinden wirksam zu fördern, haben sich 
regionale Arbeitsstellen, welche von mehreren Kirchenbezirken gemeinsam getragen wer- 
den, als zweckmäßig erwiesen. Schon bisher sind in benachbarten ‚„Testbezirken‘‘, ferner 
in der Tagungsstätte Löwenstein sowie im Pfarramt für Evangelische Erwachsenenbildung 
in Hohenlohe neue kirchliche Arbeitsvorgänge in der Entwicklung begriffen. Sie versuchen, 
die kirchliche Erwachsenenbildung zu fördern und die Verbindung mit den Landesarbeits- 
stellen zu pflegen. Die Gestaltung solch einer regionalen Arbeit wird sich jeweils an den 
Strukturen der Landschaft sowie an der staatlichen Landesplanung auszurichten haben. 
Die Offenheit für solche Entwicklungen und die kooperationsbereite Aufnahme bisheri- 
ger Ansätze kirchlicher Erwachsenenbildung ist für alle Träger dieser Arbeit wichtig. 
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9. VOM DIAKONISCHEN AUFTRAG UND HANDELN DER KIRCHE 


Daß die Kirche den Auftrag zur Diakonie hat, daß die diakonische Dimension 
zu den essentials ihres Lebens und Dienstes gehört, steht außerhalb jeglicher 
Diskussion, aber das Feld, auf dem dieser Auftrag wahrzunehmen ist, hat sich 
seit 1948 ständig erweitert und differenziert. Zu der Wahrnehmung der Diako- 
nie im eigenen Lande trat die ökumenische Diakonie. Wenn man Wort und Be- 
griff weit faßt, kann auch das politische und gesellschaftliche Engagement der 
Kirche als diakonisches Handeln verstanden werden. Diakonie ist nach einem 
Wort von Professor Dr. Philippi, der den Diakoniewissenschaftlichen Lehrstuhl 
in der Theologischen Fakultät Heidelberg innehat, „‚die von Christus her be- 
stimmte soziale Existenzform der Kirche in ihrem tätigen Eintreten für benach- 
teiligte Menschen und Gruppen“. Der diakonische Auftrag der Kirche umschließt 
die Diakonie im eigenen Lande und die weltweite Diakonie in den Ländern der 
Dritten Welt. Hier wie dort ist seit Jahren ‚ein Strukturwandel von der Betreu- 
ungs-Diakonie zur Befähigungs-Diakonie im Sinne einer Hilfe zur Selbsthilfe 
im Gange“ wie Präsident Dr. Schober in seinem noch mehrfach zu zitierenden 
Bericht „Diakonie versteht sich nicht mehr von selbst“ vor der Frankfurter 
Tagung der EKD-Synode (7.—12. November 1971) formulierte. Als „gelebter 
Glaubensvollzug und zugleich als tätige Bezeugung der Präsenz des auferstan- 
denen Christus mitten in den Zonen des Todes und der Todesbedrohung, der 
Schmerzen und Ungerechtigkeiten, der vielfachen Rat- und Hilflosigkeiten“ 
(ebenda) leistet sie ihre spezifischen Beiträge zur Lösung sozialer Fragen als 
Trägerin eigener Einrichtungen, die Modelle sein und Lücken schließen sollen, 
und als Sozialanwalt aller derer, die im Schatten leben. 

Der Ratsvorsitzende Landesbischof D. Dietzfelbinger erklärte in seinem der 
EKD-Synode am 7. November 1971 erstatteten Rechenschaftsbericht: 


Diakonie — das darf man mit Gewißheit sagen — gehört zur Sache der Kirche, sie durch- 
dringt alle ihre Lebensbereiche, Gottesdienst, Mission, Zeugnis, Entwicklungshilfe, und 
kann ihnen gewissermaßen Fleisch und Blut geben. Darum hat Diakonie auch für die 
Außenstehenden eine besonders überzeugende Kraft. Ich danke allen, die in dieser Arbeit 
stehen, ehrenamtlich, nebenamtlich, hauptamtlich. Dabei muß es uns beschweren, wenn 
manche Weisen der Diakonie, etwa die Mutterhausdiakonie, unter uns zurückgehen. Nie- 
mand wird sich der Erkenntnis verschließen, daß die Formen des Dienstes sich wandeln 
und daß es ständig neuen Tastens bedarf, um den wechselnden Nöten der Menschen auf 
der Spur zu bleiben. Zugleich müssen wir uns fragen lassen, ob Dienst am Nächsten auf 
die Impulse des Opfers, der Hingabe, wie sie sich besonders deutlich im ganzheitlichen 
Bereitsein für den anderen darstellt, verzichten kann. Die gegenwärtige Krise der Mutter- 
hausdiakonie will darum nicht unter negativem Vorzeichen, sondern als Herausforderung 
Gottes und als Gelegenheit zum Wagnis neuer Wege verstanden sein, wie sie ja da und 
dort auch beschritten werden. 


Diese Diakonie wird keineswegs frustriert, vielmehr von Illusion und Resignation befreit 
durch die biblische Erkenntnis, daß Gottes Herrschaft bis zur Wiederkunft Christi unter 
dem Zeichen des Kreuzes steht und durch das Wort, nicht durch Gewalt ausgerichtet 
wird. 


Der mit der Auswertung des Rechenschaftsberichts des Ratsvorsitzenden befaßte 
Ausschuß legte einen Bericht vor, der von der Synode entgegengenommen wurde, 
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und stellte einige Anträge. Über die Beschlußfassung ist in dem jeweiligen Sach- 
zusammenhang berichtet. 


ZUM DIAKONISCHEN AUFTRAG DER KIRCHE 


1. Die Synode befaßte sich eingehend mit modernen Herausforderungen an die Diakonie 
der Kirche. Weil die Botschaft von der rettenden Liebe Gottes allen Menschen gilt, kann 
sich die Kirche diesen Aufgaben nicht entziehen. „Diakonie gehört zur Sache der Kirche, 
sie durchdringt alle ihre Lebensbereiche, Gottesdienst, Mission, Zeugnis, Entwicklungshilfe, 
und kann ihnen gewissermaßen Fleisch und Blut geben“ (Ratsbericht). Eine so gelebte 
Diakonie ist Gehorsam des Glaubens und dient gerade in Zonen der Not dem Lobe Got- 
tes, indem sie Zeichen der Hoffnung setzt, auch wo nichts zu hoffen ist. 

2. Indem die Gemeinde sich ihrer diakonischen Verantwortung bewußt wird, schafft sie 
die Voraussetzung, ohne die der weitgespannte Dienst der Anstalten notvolles Teilwerk 
bleibt. Die Mitarbeiter in der Diakonie dürfen von den Gemeinden nicht alleingelassen 
werden. Sie brauchen deren tragende Mithilfe. Gerade wo sie, wie z.B. in der Heimerzie- 
hung, heute im Kreuzfeuer vielfacher, oft ungerechter Kritik stehen, muß die Kirche ei- 
ner pauschalen Diffamierung eines ganzen Berufsstandes entgegenwirken. Solange die Ge- 
sellschaft keine Alternativen schafft, bleibt Heimerziehung trotz aller Schwierigkeiten dia- 
konische Pflichtaufgabe. 

3. Das Umdenken in der Richtung, auch andersartige Mitmenschen anzunehmen, muß 
bei der Gemeinde einsetzen und zu überzeugenden, auch unkonventionellen Hilfsangebo- 
ten führen. Dazu ist fachliche Anleitung nötig, die ein geordnetes Diakonat der Kirche 
vermitteln kann. 

Der Umgang mit ausländischen Mitbürgern und das tätige Eintreten für ihre Rechte ist 
ein Testfall für das Wagnis des Glaubens, der menschliche Grenzen und Vorbehalte auf- 
sprengt. Hier liegt auch ein Bewährungsfeld für gelebte Ökumene. 

Auch der behinderte Mensch und seine Angehörigen brauchen die volle Zuwendung der 
Gemeinde. Je mehr diese in spontanen und institutionellen Formen praktiziert wird, desto 
glaubwürdiger wird der notwendige Appell der Kirche an Staat und Gesellschaft, in Ge- 
setzgebung, Förderung und Finanzierung mehr für die Behinderten zu tun. Produktivitäts- 
orientierte Rehabilitation ist wichtig, aber nicht ausreichend. Das Menschenbild des Evan- 
geliums zielt auf die soziale Rehabilitation jedes Menschen, d.h. daß er so viel wie mög- 
lich teilhat an menschlicher Gemeinschaft. Hier liegt ein besonderer Auftrag der Diakonie. 

4. Die Frage nach dem Sinn des Lebens und nach den Möglichkeiten der Daseinsbewäl- 
tigung stellt sich gerade im Umgang mit Leidenden und Kranken aller Art. Die Christus- 
botschaft gibt darauf Antworten. Sie müssen von uns in immer neuer Form durchdacht, 
weitergegeben und in praktischen Vollzügen der Leib- und Seelsorge angewandt werden. 
Dies setzt bei allen kirchlichen Mitarbeitern Änderungen in der Ausbildung und im Pro- 
blembewußtsein voraus. 

Die Not der Drogenabhängigen ist ein Beispiel gegenwärtiger spezifischer Gefährdungs- 
momente vor allem junger Menschen. Auf die jahrelange verantwortunglose Verharm- 
losung des Alkohol- und vor allem Drogenkonsums droht heute eine moralisierende Ver- 
urteilung der Opfer dieser Krankheit zu folgen. Christen können weder das eine noch das 
andere tun. Indem sie sich für diese Menschen mit allem Risiko, auch des Mißlingens, 
engagieren und dabei auch ungewöhnliche Versuche der Hilfe in Gemeinschaft mit ande- 
ren wagen, können sie Eltern und Erzieher und vor allem die Suchtkranken selbst ermu- 
tigen, kein Leben aufzugeben. 

Hier liegt heute eine Priorität diakonischen Handelns, die eine Überprüfung bisheriger 
Vorrangigkeiten in den Gliedkirchen und Gemeinden erfordert. 

5. Die Probleme im eigenen Lande dürfen weltweite Nöte nicht verdecken. Wir danken 
den Gemeinden für ihre meist ansteigenden Gaben zu Gunsten von „Brot für die Welt“ 
und der Katastrophenhilfe. Der Besuch der indischen Ministerpräsidentin Frau Gandhi 
mitten in drohender Kriegsgefahr macht uns das schreckliche Ausmaß der Katastrophe 
in Bengalen unmittelbarer bewußt. Hier werden wir noch lange Zeit gefordert sein. In sol- 
chen Lagen erweist es sich, daß die Kirche in vielen Bereichen der Welt zum Überleben 
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gefährdeter Menschen und zu ihrem besseren Fortkommen helfen kann, weil sie an keine 
politische Rücksichtnahme gebunden ist. Solche Bemühungen, in kleinen Schritten den 
Frieden zu entwickeln, fordern zugleich größere Schritte politischer Versöhnung heraus. 

Die erfreuliche Bereitschaft der Kirchen, entwicklungsfördernde Projekte aus Haushalts- 
mitteln zu finanzieren, sollte das zwischenkirchliche Notprogramm „Kirchen helfen 
Kirchen“ nicht in den Schatten stellen. Eine Kirche, der ein so reiches diakonisches Le- 
ben geschenkt ist, trägt auch dafür Verantwortung, finanzschwache Kirchen in der Welt in 
ihrer Diakonie zu stärken. 


In den nächsten Abschnitten ist von einigen wichtigen Feldern des diakoni- 
schen Handelns der Kirche im eigenen Lande und in der Welt zu berichten. 


a) Vom diakonischen Handeln der Kirche im eigenen Lande 


Das Eintreten der Kirche für die Gastarbeiter 
in der Bundesrepublik ?° 


Auf der Frankfurter Tagung der EKD-Synode im November 1971 sagte Prä- 
sident Dr. Schober in seinem Bericht des Diakonischen Werkes der EKD zur 
Frage der Gastarbeiter: 


Die in unserem Land lebenden drei Millionen ausländischen Arbeitnehmer, Studenten und 
ihre Angehörigen brauchen vor allem unsere uneigennützige Zuwendung. Der Aufruf des 
Rates der EKD, in allen Gemeinden einen „Tag des ausländischen Mitbürgers‘‘ zu gestal- 
ten, um auch von daher eine beiderseitige Bewußtseinsänderung in Gang zu bringen, hat 
nicht überall Erfolg gehabt. Die Arbeit der Diakonie mit ihren dafür eigens angestellten 
100 ausländischen Sozialarbeitern, mit ihren 40 Clubheimen und einem modernen Pro- 
gramm der Sozial- und Gemeinwesenarbeit setzt jedoch die Basis annehmender Gemeinden 
voraus. Der Phantasie der Liebe sind gerade hier keine Grenzen gesetzt. Wo sich Pfarrer 
an den vielerorts in Entstehung begriffenen Koordinierungskreisen für und mit ausländi- 
schen Arbeitnehmern engagiert haben, hat das Früchte, auch geistliche Früchte im gegen- 
seitigen Verstehen getragen. 

Aber diese neue Bewährungsprobe mitmenschlichen Verhaltens bedarf flankierender 
rechtlicher Hilfen. Ich nenne wenigstens drei: 

a) Die Ausländerbehörden sollten in ihren aufenthaltsrechtlichen Entscheidungen mehr 
berücksichtigen. daß einmal angeworbene ausländische Arbeitnehmer nicht gegen die Be- 
lange der Bundesrepublik Deutschland, sondern für deren Belange bei uns leben und ar- 
beiten. In die Ermessenserwägungen unserer Behörden muß auch der Gesichtspunkt stär- 
ker einfließen, daß die Mitarbeit ausländischer Arbeitnehmer — auch angesichts der ständig 
herabgesetzten Arbeitszeit — volkswirtschaftlich notwendig ist. Wir sollten es erkennen 
und aussprechen: Unser Volk erkauft sich einen Teil seines Wohlstandes durch unzuläng- 
liche Lebensbedingungen der ausländischen Arbeitnehmer. 

b) Wer ausländische Arbeitnehmer aus ihren Familien heraus auf längere Sicht anwirbt, 
muß sich auch auf die Konsequenz des Nachzugs von Familienangehörigen einrichten. 
Der Schutz der Familien ist ein weltweit anerkanntes Grundrecht. Keine Belange, auch 
nicht die Belange unseres Staates können dem übergeordnet werden. Dies hat vielfache 
praktische Konsequenzen. 

c) Ausländische Arbeitnehmer, die für die wirtschaftlichen Belange der Bundesrepublik 
tätig geworden sind, dürfen nicht gleich ausgewiesen werden, wenn sie einmal die erwar- 
teten Leistungen nicht erbringen können. Die Automatik „Inanspruchnahme von Sozial- 
hilfe = Ausweisung‘ darf es nicht geben. 


20. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1969, S. 96ff.; 1970, S. 162f. 
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Wir hoffen, daß der Bundestag die für die soziale Hilfe an ausländischen Mitbürgern 
bestimmten Zuschüsse wesentlich erhöht, damit wir nicht gezwungen sind, diesen diffe- 
renzierten Dienst einzuschränken, für den ohnedies über 40% der Kosten aus kirchlichen 
Mitteln stammt, obwohl wir von den Ausländern — im Gegensatz zu anderen — keine 
Kirchensteuereinnahmen haben. 


Die Synode faßte dazu folgende Entschließung: 


ZUR VERBESSERUNG DER WOHNVERHÄLTNISSE 
AUSLÄNDISCHER ARBEITNEHMER 


Die Synode ist darüber beunruhigt, daß ausländische Arbeitnehmer weithin noch in men- 
schenunwürdigen Wohnverhältnissen leben. 

Für alleinstehende Arbeitnehmer können die anwerbenden Betriebe nicht aus der Verant- 
wortung für angemessene Unterbringung entlassen werden. 

Für Ehepaare und Familien müssen Mittel zum familiengerechten Wohnungsbau noch aus 
anderen Quellen beschafft werden. 

Die 2,2 Millionen ausländischen Arbeitnehmer tragen mit hohen Summen zum Aufkom- 
men der Kranken- und Rentenversicherung bei. Da nur jüngere und gesunde Arbeitskräfte 
angeworben werden, werden diese Mittel heute für die ausländischen Arbeitnehmer nur 
wenig beansprucht. Wir bitten die Bundesregierung, bei den Versicherungsanstalten anzu- 
fragen, ob nicht ein Teil dieser von den ausländischen Arbeitnehmern aufgebrachten Ka- 
pitalien als Darlehen für den sozialen Wohnungsbau für ausländische Arbeitnehmer einge- 
setzt werden könne, wobei jeder Getto-Charakter zu vermeiden ist. 


Es verdient besondere Erwähnung, daß sich die Synode auch des Bildungsnot- 
standes der Kinder ausländischer Arbeitnehmer in der BRD annahm. Sie be- 
schloß: 


ZUM BILDUNGSNOTSTAND DER KINDER 
AUSLÄNDISCHER ARBEITNEHMER IN DER BUNDESREPUBLIK 


Der Rat der EKD wird gebeten, sich auf der Grundlage des Ausschußberichtes gegenüber 
der Bundesregierung, 

der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Bundesländer in der Bundesrepublik 
Deutschland, 

den Gliedkirchen und 

dem Diakonischen Werk 


nachdrücklich für die Bildungsaufgaben gegenüber Kindern ausländischer Arbeitnehmer 
einzusetzen. 


Der von der Synode mit Zustimmung zur Kenntnis genommene Bericht des 
Ausschusses lautet: 


AUSSCHUSSBERICHT 
1. Veränderte Situation ausländischer Arbeitnehmer 


Die Situation ausländischer Arbeitnehmer gegen früher hat sich gewandelt. Wir haben 
davon auszugehen, daß 


— die Zahl der ausländischen Arbeitnehmer von Jahr zu Jahr gestiegen ist, 
— die Mehrzahl für längere Zeit hierbleibt 
— und nicht nur als Hilfsarbeiter tätig sind. 


2. Reform des Ausländergesetzes 


Das geltende Ausländerrecht schützt gegenwärtig eher die Bundesrepublik vor Ausländern, 
statt daß es deren soziale Integration in die Bundesrepublik erleichtert. 
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Durch eine Änderung des Ausländergesetzes muß deshalb der Schutz der Familien, ins- 
besondere der Kinder, erreicht werden. 


3. Bildungspolitische Maßnahmen 


Um die Voraussetzung für soziale Gerechtigkeit zu schaffen, sind gezielte bildungspoliti- 
sche Maßnahmen unabdingbar. 

a) Die im Januar 1971 erfolgte Einsetzung einer Arbeitsgruppe des Schulausschusses der 
Kultusministerkonferenz wird begrüßt. Sie soll die rechtlichen und strukturellen Bedingun- 
a eine Schulausbildung ausländischer Kinder in den einzelnen Bundesländern über- 
prüfen. 

Regelungen für die Schulausbildung der Kinder ausländischer Arbeitnehmer müssen bun- 
deseinheitlich getroffen werden. 

Erforderlich sind ferner Abmachungen mit den Herkunftsländern über die gegenseitige 
Anerkennung von Schulabschlüssen. 

b) Kinder der ausländischen Arbeitnehmer haben das Recht auf gleiche Bildungschancen 
wie deutsche Kinder. 

In erster Linie ist die Schaffung von Vor-, Übergangs- und Förderklassen in allgemein- 
bildenden deutschen Schulen zu ermöglichen, die durch deutschen Sprachunterricht eine 
Integration ausländischer Kinder in deutschen Klassen ermöglichen. Eine bundeseinheitlich 
geregelte Bereitstellung und Verbreitung geeigneten Lehrmaterials im Medienverbund ist 
erforderlich. Dem muttersprachlichen Unterricht kommt besondere Bedeutung zu, um eine 
reibungslose Rückkehr in die Heimat zu ermöglichen. 

Eine proportionale Beteiligung von Kindern ausländischer Arbeitnehmer beim Besuch 
der Bildungseinrichtungen des Elementarbereiches ist anzustreben. 

c) Die Schul- bzw. Berufsausbildung der ausländischen Jugendlichen, die erst als Zwölf- 
bis Vierzehnjährige in die Bundesrepublik kommen, ist besonders zu beachten. Da die 
Jugendlichen zum größten Teil bereits die Schulpflicht ihres Heimatlandes erfüllt haben, 
bietet sich der Besuch von Sonderklassen an solchen Berufsschulen an, die Stufenausbil- 
dung haben. Angesichts ihrer Rückkehr wird so gewährleistet, daß sie zu jedem Zeitpunkt 
eine abgeschlossene Ausbildung in der vorhergehenden Stufe haben. 

d) Im Jahre 1969 besuchten weniger als 100000 Kinder ausländischer Arbeitnehmer 
deutsche Schulen. Bei einer proportionalen Beteiligung hätten es jedoch mindestens 
250000 Kinder sein müssen. Demnach wären für ca. 150000 Kinder Schulplätze bereit- 
zustellen gewesen. 

Die Kosten dafür hätten nach groben Schätzungen ca. 1,2 Milliarden DM betragen. Da- 
bei sind die Sach- und Personalkostenberechnungen des Strukturplanes für das deutsche 
Bildungswesen zu Grunde gelegt worden. Angesichts des geschilderten Trends der Zunah- 
me von ausländischen Arbeitnehmern werden sich die Kosten für die Beschulung ihrer Kin- 
der noch wesentlich erhöhen. 

Diese Tatsachen müssen in einer Finanzplanung des Bildungswesens Eingang finden. 

e) Unter den Eltern ausländischer Kinder ist eine intensive Bildungswerbung nötig, die 
vor allem über den Schulbesuch als Voraussetzung für Berufsausbildung, über Anmelde- 
formalitäten, den Umfang der Schulpflicht und die Rechte der Elternvertretung informiert. 

Wir empfehlen den Kirchengemeinden Initiativgruppen zur Bildungswerbung anzuregen 
und in Koordinationskreisen mitzuarbeiten unter gleichberechtigter Mitwirkung von Ver- 
tretern der ausländischen Arbeitnehmer. 


4. Gegenseitige Bereicherung 


a) Das Kind ausländischer Arbeitnehmer bringt die Wertvorstellungen seines Heimatlandes 
und seiner Eltern mit, wenn es in eine deutsche Klasse kommt. 

Hier begegnet es den Wertvorstellungen eines anderen Landes. 

Daraus entstehen Konflikte mit den deutschen Kindern und mit seiner eigenen Familie. 

Wird dieser Konflikt gemeistert, dann hat das Kind die Chance des individuellen Sozial 
aufstiegs. Für seine Familie kann es zum Übersetzer von sozialen Fragen und Antworten 


werden. 
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Das deutsche Kind erfährt durch solche Begegnung eine Bereicherung an anderen kultu- 
rellen und sozialen Möglichkeiten. 

Wird diese Begegnung durch einen Lernprozeß organisiert, verhindert sie das Entstehen 
von Fremdenhaß und läßt Möglichkeiten und Grenzen der deutschen Wertvorstellungen 
erfahren. 

Die Synode begrüßt, daß im Beschluß der Kultusministerkonferenz vom Januar 1971 
die hierzu notwendige Sonder- und Fortbildung von Sozialpädagogen, ausländischen und 
deutschen Lehrern erkannt wurde. 

b) Ausländische und deutsche Eltern tragen Verantwortung dafür, daß die durch Kirche 
und Schule vermittelten Kinderkontakte erhalten bleiben und gepflegt werden. 

Erzieher und Lehrer haben die pädagogische Aufgabe, die Eltern für die soziale Horizont- 
erweiterung, die in solchen Kinderkontakten liegt, zu gewinnen und sie daran zu beteili- 
gen. 

Kirchengemeinden und andere Institutionen sollten im Rahmen ihrer Erwachsenenbil- 
dung solche Entwicklungen erkennen und unterstützen. 


Die Regionale Synode West der Evangelischen Kirche von Berlin-Brandenburg 
verabschiedete auf ihrer Tagung vom 19. bis 24. November 1971 mehrere Vor- 
lagen zur Frage der ausländischen Arbeitnehmer: 


Aufruf an die Gemeinden 


Es gibt über zwei Millionen ausländische Arbeitnehmer in der Bundesrepublik. In West- 
Berlin sind es über 75000. Mit Familienangehörigen leben mehr als 130000 Ausländer 
in West-Berlin. 

Krasse Beispiele von Benachteiligung sind bekannt, sowohl am Arbeitsplatz als auch in 
den allgemeinen Wohn- und Lebensbedingungen. 

Die Spannungen und Konflikte zwischen der einheimischen Bevölkerung und den Aus- 
ländern sind groß. Mißverständnisse und negative Erfahrungen auf beiden Seiten belasten 
das Zusammenleben. Diese Schwierigkeiten können sich verschieden äußern, je nachdem 
ob wir uns in einer Zeit der wirtschaftlichen Hochkonjunktur oder der Rezession befin- 
den. 

Wir sehen es als eine Aufgabe der Kirche an, die Benachteiligungen und Mißverständnisse 
abbauen zu helfen, die Erfahrungen beider Seiten zu durchdenken, und zwar unabhängig 
davon, wie lange die Ausländer mit uns leben. Wir schlagen daher den Gemeinden vor, am 
Wochenende, 29./30. Januar 1972, sich diesen Fragen zu stellen. Das kann z.B. gesche- 
hen 

1. im Gottesdienst, 

2. durch Gespräche mit Ausländern, 

3. durch gegenseitige Information über die Problematik und über die unterschiedliche 
Mentalität sowie über Sitten und Gebräuche. 

Als längerfristige Aufgaben in den betroffenen Gemeinden kommen in Betracht: 

Kinderarbeit, Jugendarbeit, Elternarbeit, Verbesserung der Wohnverhältnisse, Aktivie- 
rung von Nachbarschaftshilfe u. ä. 

(Informationshilfe gibt der Kirchenleitungsausschuß für Fragen der ausländischen Arbeit- 
nehmer, Berlin 12, Jebensstraße 3) 

Bei diesen Bemühungen dürfen wir uns nicht damit zufrieden geben, einzelne Symptome 
zu heilen, sondern müßten das Verantwortungsbewußtsein für die soziale und wirtschaft- 
liche Gesamtentwicklung schärfen: denn die Beschränkung auf barmherziges Tun kann 
„zum Deckmantel der Ungerechtigkeit und zu einem Ersatz für Gerechtigkeit werden“. 
(Weltkirchenkonferenz Oxford 1937). 


EKD-Denkschrift 


Die Kirchenleitung wird beauftragt, bei der EKD darauf hinzuwirken, daß die Arbeit an 
der Denkschrift zu Problemen der ausländischen Arbeitnehmer beschleunigt wird. Dabei 
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sollten auch Vorschläge zur Neufassung des Ausländerrechts unter besonderer Berücksich- 
tigung der Ausweitung des Grundrechtskatalogs auf Ausländer erarbeitet werden sowie 
Möglichkeiten der Beteiligung ausländischer Arbeitnehmer an Entscheidungsgremien, die 
sie betreffen (z.B. kommunale Verwaltungsgremien). 


Haushalt 


Die Kirchenleitung wird beauftragt, in den Provinzialhaushalt gegebenenfalls einen Betrag 
bis zu 50000,— DM für die Arbeit mit ausländischen Arbeitnehmern einzustellen. 


Auftrag an das Amt für Industrie und Sozialarbeit 


Die Synode beauftragt das Amt für Industrie und Sozialarbeit, sich in gleichem Maße für 
die ausländischen Arbeitnehmer und ihre gesellschaftliche Situation einzusetzen wie für 
deutsche Arbeitnehmer. 


Deutschkurse für ausländische kirchliche Mitarbeiter 


Die Synode bittet die Einrichtungen der Kirche und ihrer Diakonie, die Ausländer beschäf- 
tigen, praxisbezogene Deutschkurse während der Arbeitszeit für die ausländischen Mitar- 
beiter einzurichten. 


Das Eintreten der Kirche für behinderte Menschen 


In seinem der EKD-Synodaltagung in Frankfurt am Main (7.—12. November 
1971) erstatteten Bericht des Diakonischen Werkes der EKD erklärte Präsident 
Dr. Schober: 


Ein anderes, nicht minder aktuelles Aufgabenfeld ist die Hilfe für behinderte Menschen. 
Das neue Schwerpunktprogramm des Diakonischen Werkes für die nächsten Jahre ist auf 
sie gerichtet. Anläßlich des Besuches des Herrn Bundespräsidenten in Bethel hatten wir 
Gelegenheit, ihm und der breiten Öffentlichkeit einige um der behinderten Menschen wil- 
len notwendige Forderungen vorzutragen. Z.B.: 

a) Die Pro-Kopf-Ausgaben unseres Sozialstaates für die einzelnen behinderten Menschen 
sind auf eine mit anderen fortschrittlichen Ländern (z.B. Dänemark oder Niederlande) 
vergleichbare Höhe zu bringen. Das bedeutet zum Teil um 50 bis 100% höhere Aufwen- 
dungen. 

b) Das würde die in der Bundesrepublik bereits tätigen Träger in die Lage versetzen, 
Rückstände aufzuholen. Freie Trägerschaft ist gesunder Ausdruck verteilter Mitverant- 
wortung. 

c) Gesetzliche Bestimmungen und eingesetzte Instanzen vermögen dafür zu sorgen, daß 
die Initiativen freier Träger sich in einem abgesteckten Rahmen halten. Es kann auf Bun- 
des- und Länderebene auch auf dem Gebiet der Hilfe für behinderte Menschen so etwas 
wie eine „konzertierte Aktion‘ der Beteiligten geben. 

d) Der Bereich von Einrichtungen für langfristig — chronisch — Behinderte sollte nicht 
zugunsten von Modelleinrichtungen für leichter Erkrankte ins Hintertreffen geraten. Der 
Fächer verschiedenartiger Hilfen muß erweitert werden (z.B. durch Spezialkliniken, be- 
schützende Werkstätten, Tag- und Nachtkliniken, Übergangsheime), um den Anstaltscha- 
rakter mit einem möglichen Hospitalisierungseffekt zu vermeiden. 

e) Ausbildungsmöglichkeiten und damit verbunden der Status von Mitarbeitern zur Ver- 
sorgung behinderter Menschen bedürfen großzügiger Förderung. In dieser Hinsicht gehen 
wir, wenn nicht bald Abhilfe gefunden wird, einem Notstand entgegen. 

f) Aus einem Bericht über England: „Es schien uns tatsächlich im Gegensatz zur Bundes- 
republik eine erheblich größere Bereitschaft in der Gesellschaft zu bestehen, sich aktiv 
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und unter Opfern für psychisch Kranke einzusetzen.‘ Was läßt sich in dieser Hinsicht bei 
uns tun? Wie läßt sich der „„‚Empfangsraum der Gesellschaft‘ für behinderte Menschen 
öffnen? 

g) Die Gegenüberstellung: hier rehabilitationsfähige Kranke, dort eine intakte Gesell 
schaft, ist im Ansatz ein Fehlurteil. Tatsächlich leben wir in einer krank machenden Ge- 
sellschaft, die hohe Summen ausgeben muß zur Therapie, um danach Rehabilitanden 
schwer zumutbaren Belastungen auszusetzen. Hilfe für Behinderte muß Hand in Hand 
gehen mit vielfältiger Förderung von sozialen Vorbeugungsmaßnahmen und Gesundungs- 
prozessen, bei denen auf die Protesthaltung der heranwachsenden Generation und auf die 
Schwierigkeiten der Eingliederung von Minderheiten, Labilen und Rehabilitanden betont 
zu achten ist. 

h) Der spezielle Beitrag der Diakonie besteht neben dem Angebot von Seelsorge, Ver- 
kündigung u.a. in einem Beitrag zur Findung und Anwendung von Kriterien eines vom 
Evangelium geprägten Menschenbildes, von dem her gerecht, barmherzig (human) und 
die ganze Person umfassend geholfen werden kann. An einem Ausschnitt verdeutlicht: 
Rehabilitation Behinderter sollte nicht von der Ideologie des Leistungsprinzips her ange- 
gangen werden, sondern vom Bemühen, so viel als möglich von ihren Begabungsreserven 
zur Entfaltung zu bringen. Bodelschwingh forderte „barmherzige Gesetze“. Auf lange 
Sicht gesehen wird sich die heilsame Auswirkung von Planung und durchgeführten Maß- 
nahmen für Behinderte an dem Menschenbild entscheiden, das ihnen als Intention zugrun- 
de liegt. In diesen Grundfragen gibt es keine Standortlosigkeit. Auch wer im Menschenle- 
ben nicht mehr sieht als den Zeitablauf zwischen Geburt und Tod, den es schlecht und 
recht zu durchlaufen gilt, hat eine letzte Antwort gegeben. In einer pluralistischen Gesell 
schaft sollte die Diakonie im Dialog mit anderen Sozialträgern ihr besonderes Verständ- 
nis vom göttlichen Geheimnis auch eines ‚„‚fragmentarischen Lebens“ in Wort und Tat 
zur Geltung bringen können. 

Die für dieses Programm in unserem Land notwendigen Kosten zur Errichtung der feh- 
lenden Plätze in Berufsförderungswerken, Berufsbildungswerken und Behindertenwerkstät- 
ten beziffern sich allein auf fast 3 Milliarden DM. Der Nachholbedarf und der Neubau der 
fehlenden Plätze auf dem Pflegeheimsektor ergibt Kosten von etwa 7,5 Milliarden DM. 
Keiner von uns spricht diese Zahlen leichtfertig aus. Aber jeder von uns kann morgen in 
die Lage versetzt sein, diese Plätze für sich oder seine Angehörigen zu brauchen. Die Vor- 
merklisten in unseren Einrichtungen signalisieren Tragödien in ungezählten Familien. Jeder 
Tag, den wir diesen behinderten Menschen sachgerechte Hilfe verweigern müssen, bedeutet 
für sie Rückschlag oder verpaßte Chancen. Unseren vielen Mitarbeitern in diesem schwe- 
ren Aufgabenbereich, die gerade bei den unheilbaren Kranken aus Glaube und Liebe zum 
Teil seit Jahrzehnten ausharren, bezeugen wir unseren besonderen Respekt. Auch den bei 
den Fernsehanstalten und manchen Sozialredaktionen im Hörfunk und in der Tagespresse 
danken wir: durch die sozialen Lotterien und durch manchen objektiven Bericht leisten 
= einen hervorragenden Beitrag — auch zur Bewußtseinsbildung einer breiten Öffentlich- 

eit. 


Die Synode beschloß: 


ZUR FÖRDERUNG BEHINDERTER MENSCHEN 


Trotz der Bemühungen des Herrn Bundespräsidenten und der Bundesregierung und trotz 
flankierender Hilfen der publizistischen Medien sind das Bewußtsein und die Möglichkei- 
ten für die Förderung des behinderten Menschen in unserer Gesellschaft unzureichend ent- 
wickelt. 

Darum sollte das Diakonische Werk seine Aktivitäten auf diesen Schwerpunkt hin wei- 
ter verstärken. 

Bundesregierung und Bundestag werden gebeten, die Pro-Kopf-Ausgaben unseres Sozial 
staates für die einzelnen behinderten Menschen auf eine mit vergleichbaren europäischen 
Nachbarländern vergleichbare Höhe zu bringen. Nur dadurch können auch die freien Trä- 
ger in die Lage versetzt werden, ihr breites Hilfsangebot für behinderte Menschen fortlau- 
fend auf den modernen Stand zu bringen, den Status ihrer Mitarbeiter zu verbessern und 
neue Ausbildungsmöglichkeiten für diese differenzierte Arbeit zu schaffen. 
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Die Sorge der Kirche für Drogenabhängige 


Besorgniserregend ist die steigende Zahl der Drogensüchtigen und -abhängigen, 
namentlich unter der Jugend. Laut statistischer Erhebung haben 25% bis 30% 
der männlichen und 15% bis 20% der weiblichen Jugendlichen und Heranwach- 
senden vom 14. Lebensjahr an aufwärts Drogenerfahrung. Zwar stellen viele 

den Drogenkonsum nach dem Probieren wieder ein, aber mit an Sicherheit gren- 
zender Wahrscheinlichkeit werden 150000 bis 200000 Jugendliche den Drogen 
chronisch hörig. Die Zahl der jungen Drogeninvaliden wird auf 60000 geschätzt. 
Der letzte Grund für den Drogenmißbrauch insbesondere der jungen Menschen 
dürfte in dem Irrewerden an dem Sinn des Lebens zu suchen und zu sehen sein, 
und darum weiß sich die Kirche hier auf den Plan gerufen. Präsident Dr. Scho- 
ber machte vor der EKD-Synode auf ihrer Frankfurter Tagung (7.-12. Novem- 
ber 1971) mit Nachdruck darauf aufmerksam: 


Auch der Griff zur Droge sollte ernstgenommen werden als ein Symptom für eine Störung 
in der Gesamtbefindlichkeit des Organismus Gesellschaft — im Sinne menschlichen Zusam- 
menlebens. Während äußerlich in der Wohlstandsgesellschaft vielfach alles in Takt zu sein 
scheint, ist die Voraussetzung solchen Intaktseins — nämlich die Intaktheit des Einzelnen — 
gefährlich gestört. Desintegrierte Persönlichkeiten schaffen aber keine integrierte Gesell- 
schaft. Darum lassen sich die Gefährdungssituationen des heutigen Menschen mit gesell- 
schaftspolitischen Mitteln allein nicht in den Griff kriegen. Die vorurteilslose und sachge- 
mäße Zuwendung gesunder Menschen zu diesen ihren kranken Partnern ist unabdingbar. 
Daraus ergeben sich einige Folgerungen für den Dienst der Kirche: 

a) Die Kirche und ihre Diakonie müssen sich bis in die Gemeinden hinein mit den Fra- 
gen der Daseinsbewältigung konkret auseinandersetzen. Das bedeutet, daß neben der Ver- 
kündigung konkrete Angebote der Lebenshilfe, etwa durch Schaffung weiterer moderner 
Seelsorgezentren, zum Tragen kommen. Daß die Zahl der evangelischen Telefonseelsorge- 
stellen in einem Jahrzehnt von 12 auf 20 angewachsen ist, zeigt den Bedarf an Seelsorge, 
der sich auch in veränderten Gemeindestrukturen niederschlagen muß. 

b) Schon in der theologischen Ausbildung sollte den veränderten gesellschaftlichen An- 
forderungen Rechnung getragen werden. Daß die Zurüstung zur persönlichen Seelsorge 
gerade auch im Sinn von Lebensberatung und Begleitung mehr Raum gewinnen muß, ist 
inzwischen anerkannt. Daß dies aber auch ein entsprechendes Fachwissen und ein Vertraut- 
sein mit Methoden zeitgemäßer Sozial- und Lebenshilfe impliziert, müßte als weitere Kon- 
sequenz hinzutreten. Die Integration der Diakonik in die Theologenausbildung sollte nicht 
länger verzögert werden. 

c) Bei allen kirchlichen Mitarbeitern sollte ein entsprechendes Problembewußtsein ge- 
weckt und eine gezielte Fortbildung — auch im Sinne einer Selbsterfahrung — ermöglicht 
werden. Nur so können falsche — oft moralisierende — Reaktionen verhindert werden. 

Nur so wird es uns möglich sein, in einen permanenten Lernprozess einzutreten, der im 
Zeitalter weltweiter Wandlungsvorgänge uns alle fordert. 

d) Im Vordergrund dieser Bemühungen sollte die Elternberatung stehen. Der heute gän- 
gigen Tendenz, Eltern von der Drogenszene fernzuhalten, muß entgegengewirkt werden. 
Deshalb ist es notwendig, Konzeptionen einer „Familientherapie‘‘ zu praktizieren. 

e) Da zunehmend die Last umfassender therapeutischer Hilfen auf die ambulante und 
stationäre Suchtkrankenhilfe zukommt, sollten bisherige Prioritäten kirchlichen Handelns 
überprüft und frei werdende personelle und finanzielle Aktivitäten zu Gunsten der gegen- 
wärtigen spezifischen Gefährdungsmomente umdisponiert werden. 

f) Da die Kirche das Problem der Drogengefährdung erkannt hat und die Zukunft unse- 
rer Jugend bedroht sieht, sollte sie diesem Dienst freie Personalstellen und geeignete Hilfs- 
einrichtungen im Rahmen eines fachlich ausgewiesenen Gesamtprogramms, das auch die 
Kooperation mit der kirchlichen Jugendarbeit sichert, schnell zur Verfügung stellen. Auch 
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pädagogische Wohngemeinschaften — vielleicht unter der Patenschaft örtlicher Jugendgrup- 
pen —, verantwortliche Schutzgemeinschaften und andere unkonventionelle Maßnahmen 
brauchen dringend unsere finanzielle und personelle Hilfe — auch wenn das sichtbar-effek- 
tive Ergebnis bescheiden wäre. Bei Christus zählte schon der eine, der gerettet wurde! 


Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Westfalen beschloß auf ihrer 
Tagung im Oktober 1971: 


ZUR EINRICHTUNG EINER ZENTRALEN BERATUNGSSTELLE 
FÜR DROGENABHÄNGIGE 


Die Drogenabhängigkeit, die in großem Ausmaß um sich gegriffen hat, bedroht nicht nur 
die körperliche Gesundheit, sondern auch — vor allem bei Jugendlichen — die Persönlich- 
keitsentwicklung und soziale Reifung und kann zu völliger Isolierung, Verzweiflung und 
Selbstzerstörung führen. 

Drogenabhängige sind Kranke, die unsere Hilfe brauchen. Mit moralischer Stellungnahme 
ist ihnen nicht zu helfen. Sie brauchen Beratung, Therapie und soziale Hilfen, die sie aus 
ihrer Isolierung lösen und ihnen wieder ein Leben in der Gemeinschaft ermöglichen. Sie 
brauchen eine Gruppe, die sich ihnen zuwendet und die sie aufnimmt, in der sie Inhalte 
finden, die sie im Rausch vergeblich suchten, und die ihre Konflikte versteht und zu deren 
Bewältigung beiträgt. 

Therapie und nachgehende Hilfen müssen von für diese Aufgabe speziell vorbereiteten 
Fachleuten angeboten werden. Um prophylaktisch wirken zu können, ist gleichzeitig For- 
schungsarbeit erforderlich. 

Die Gefahren, die durch Drogenkonsum drohen, die Leiden, die durch Drogenabhängig- 
keit entstehen, stellen uns als Kirche vor Aufgaben, denen wir uns nicht entziehen kön- 
nen und dürfen. 

Gemeinden und Kirchenkreise haben zum Teil schon begonnen, Hilfen anzubieten, weil 
sie die Notwendigkeit erkannt haben, oft ohne ausreichende Mittel und ohne, daß ihnen 
qualifizierte Kräfte zur Verfügung stehen. 

Darum ist eine zentrale Beratungsstelle erforderlich, die möglichst interkonfessionell 
sein sollte, da sich die Aufgabe bei den Kirchen in gleicher Weise stellt — eine Beratungs 
stelle, die eng mit Einrichtungen des öffentlichen Gesundheitsdienstes und der Jugend- 
hilfe zusammenarbeiten müßte. Die Beratungsstelle hätte eine vierfache Aufgabe: 

1. Beratung gefährdeter und abhängiger junger Menschen und ihrer Angehörigen unter 
strenger Wahrung der Diskretion, womöglich in Anonymität und Einleitung einer Thera- 
pie, soweit dies erforderlich ist. 

2. Nachgehende Hilfen für Menschen, die sich von der Abhängigkeit freimachen konnten. 
Hierzu gehört nicht nur, daß Kontakte und Anschluß an eine Gruppe ermöglicht, son- 
dern auch, daß Vorurteile in unseren Gemeinden gegenüber den „Ausgeflippten“ abgebaut 
werden und damit eine Bereitschaft entsteht, sie in Familie, Nachbarschaft, Gemeinde, 
Arbeits- oder Ausbildungsstelle wieder aufzunehmen. 

3. Die Erfahrungen, die in der Beratungsstelle gemacht werden, sind zu systematisieren 
und in Zusammenarbeit mit öffentlichen Stellen, die sich mit diesen Problemen befassen 
(z.B. psychiatrischen Kliniken), auszuwerten, um sie möglichst allen in der Beratung 
Stehenden zugänglich zu machen. Nur so wird auch eine Prophylaxe möglich. 

4. Beratung der Einrichtungen zur Hilfe für Suchtgefährdete, die in den Kirchenkreisen 
entstanden sind, Fortbildung von deren Mitarbeitern und Koordinierung vorhandener 
Aktivitäten. 


Beschluß 


Die Landessynode beauftragt die Kirchenleitung, die Einrichtung einer zentralen inter- 
konfessionellen Beratungsstelle zu betreiben und gegebenenfalls die hierfür erforderlichen 
finanziellen Mittel anteilig bereitzustellen. Dieses sollte auch in Zusammenarbeit mit der 
öffentlichen Hand geschehen. 
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Die Landessynode fordert die Kirchenkreise und Kirchengemeinden auf, diesem Problem 
intensive Beachtung zu schenken, für örtliche Maßnahmen Personen, finanzielle Mittel und 
Räume bereitzustellen und ihre Arbeit in enger Verbindung mit der beantragten zentralen 
Beratungsstelle zu planen und zu tun. 


Kirchlicher Dienst im ländlichen Raum?! 


Seit zum Erntedankfest 1965 die EKD-Denkschrift „Die Neuordnung der Land- 
wirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland als gesellschaftliche Aufgabe“ er- 
schien, hat sich die Aufmerksamkeit der Kirche immer wieder der Lage im länd- 
lichen Raum zugewandt. An anderer Stelle dieser Chronik ist das gemeinsame 
Wort der evangelischen und katholischen kirchenleitenden Männer im Lande 
Nordrhein-Westfalen als Beispiel zwischenkirchlicher Kooperation zitiert. 

Es blieb nicht die einzige kirchliche Erklärung zur Sache. Zur Kanzelabkündi- 
gung am Erntedanktag 1971 erging in der Evang.-Luth. Kirche in Bayern ein 


WORT DES LANDESKIRCHENRATES ZUR LAGE AUF DEM LAND 
Zu verlesen am 20. Sonntag nach Trinitatis, 24. Oktober 1971 


Die agrar- und gesellschaftspolitische Entwicklung der letzten Jahre in allen Teilen der 
Welt, hat auch die deutsche Landwirtschaft und die Bevölkerung des ländlichen Raumes 
in große Unruhe gebracht. Viele Landwirte sehen in ihrem landwirtschaftlichen Betrieb 
keine sichere Existenz für die Zukunft mehr. Dieser Prozeß wird weiter andauern und die 
Hilfe des Staates und auch der Kirche erfordern. Der Umbruch im ländlichen Raum, so 
tiefgreifend er auch ist, gibt jedoch durchaus die Möglichkeit zu einer Neugestaltung der 
Lebensformen im technischen Zeitalter. Wir sehen im kommunalen und kirchlichen Be- 
reich hoffnungsvolle Ansätze: 

1. Die Landwirtschaft ist bereits auf dem Weg, sich modern zu gestalten, um im Gesamt- 
gefüge der Volkswirtschaft ein konkurrenzfähiger Wirtschaftspartner zu sein. Sie muß ein 
unentbehrlicher Bestandteil für die Ernährung bleiben. Sie wird sich behaupten können, 
wenn sie zur Rationalisierung, Konzentration und Kooperation bereit ist. Wir bitten des- 
halb alle Landwirte: verschließt euch nicht den notwendigen Reformen. 

2. Der ländliche Raum ist durch verschiedene Vorgänge ins Gespräch gekommen. Er soll 
durch weitere staatliche Maßnahmen neugeordnet werden. Auch die Kirche wird sich aus 
verschiedenen Gründen an eine Neugliederung heranwagen müssen. Diese Eingriffe werden 
trotz vieler Bedenken den ländlichen Raum wirtschaftlich, geistig und kulturell existenz- 
fähig bleiben lassen. Wir bitten deshalb die Gemeinden auf dem Land: sagt ja zu den not- 
wendigen kirchlichen Strukturänderungen. 

3. Durch ein entsprechendes Bildungsangebot können viele aus der Landwirtschaft Aus- 
scheidende auf dem zweiten Bildungsweg einen neuen Beruf finden und erlernen. Dabei 
werden alle die angesprochen, die bisher in der Landwirtschaft tätig waren und den Mut 
zur Weiterbildung haben. Viele moderne und erreichbare Berufe stehen zur Verfügung. 
Wir bitten die jungen Menschen in den Dörfern: laßt euch durch Volkshochschulen unse- 
rer Kirche beraten und beruflich fördern. 

4. Die Kirche braucht haupt- und nebenamtliche Mitarbeiter im Pfarramt, Unterrichts- 
und Jugendarbeit, Gemeinde, Diakonie und Mission. Die bedrängte Lage in der Landwirt- 
schaft zwingt uns zur Besinnung auf Möglichkeiten, die hilfreich erscheinen. Wir bitten 
alle durch die Neustrukturierung der Landwirtschaft Betroffenen: überlegt euch in euren 
schwerwiegenden persönlichen Entscheidungen, ob ihr euch nicht einem kirchlichen 
Beruf zuwenden könntet. 


- 21. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1965, S. 71f. 
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Der Landeskirchenrat wendet sich heute an alle Gemeindeglieder in Stadt und Land: ge- 
staltet die auch für unsere Kirche entscheidende Zukunft des Landes mit: durch gründli- 
ches Studium der ländlichen Probleme, durch Vorschläge aus der Phantasie der Liebe, 
durch alles, was lebendigen Glauben und den Mut weckt und stärkt. 


b) Weltweite Diakonie 


A. Kirchlicher Entwicklungsdienst”? 


Daß das Entwicklungsengagement der Kirche eine eigenständige Funktion im 
Verhältnis zu ihrem missionarischen und diakonischen Auftrag — unbeschadet 
aller geschichtlichen und sachlichen Verbindung mit den missionarischen und 
diakonischen Aktivitäten — wahrzunehmen hat, findet seinen Niederschlag in 
seiner Organisation sowohl auf der Ebene des Ökumenischen Rates der Kirchen 
wie auf der der EKD. Der Ökumenische Rat setzte eine Kommission für Kirch- 
lichen Entwicklungsdienst ein, und die entwicklungsdienstlichen Aktivitäten in 
der EKD schlossen sich zu der Arbeitsgemeinschaft „Kirchlicher Entwicklungs- 
dienst‘ zusammen. Zu dieser Arbeitsgemeinschaft gehören 

die EKD mit ihrem Ausschuß „Kirchliche Mittel für Entwicklungsdienst“, der 
Kammer für Kirchlichen Entwicklungsdienst und dem Kirchlichen Außenamt; 

das Diakonische Werk der EKD als geschäftsführende Stelle der Aktion ‚Brot 
für die Welt“, 

die Arbeitsgemeinschaft „Dienste in Übersee“, 

die Evangelische Zentralstelle für Entwicklungshilfe, 

die Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Weltmission und der Deutsche Evan- 
gelische Missionsrat. 

Der gemäß Beschluß der EKD-Synode auf ihrer Regionalen Tagung (West) 
vom 5. bis 11. Oktober 1968 an die Gliedkirchen gerichtete Bitte, zunächst 
2% aller kirchlichen Haushaltsmittel für Entwicklungshilfe zur Verfügung zu 
stellen und diesen Betrag bis 1975 auf 5% zu steigern (vgl. Kirchl. Jahrbuch 
1968, S. 90), haben die Gliedkirchen entsprochen und 

1969 31949 367,— DM 

1970 44587 457,— DM 

1971 48204 402,— DM 

in Aussicht gestellt bzw. abgeführt. 

Für 1972 sind von den Gliedkirchen 56 700000,— DM zugesagt. Zahlreiche 
Projekte entwicklungsdienstlicher Art konnten mit Hilfe dieser Mittel in Län- 
dern der Dritten Welt in Angriff genommen oder gefördert werden; darüber 
hinaus dienten sie der Linderung der Not in Katastrophenfällen. 

Die Synode der EKD befaßte sich auf beiden Tagungen des Berichtsjahres 
mit Fragen des Entwicklungsdienstes und der Katastrophenhilfe. Die außeror- 
dentliche Tagung vom 18. bis 21. Februar 1971 verabschiedete eine 


22. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1968, S. 67£f.; 124ff.; 1969, S. 87ff.; 1970, S. 155£. 
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ENTSCHLIESSUNG DER SYNODE DER 
EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND BETREFFEND 
UNTERSTÜTZUNG DES ÖKUMENISCHEN ENTWICKLUNGSFONDS 


Vom 21. Februar 1971 


Der Zentralausschuß des Ökumenischen Rates hat auf seiner Sitzung im Januar 1971 in 
Addis Abeba die Begründung der CCPD nachdrücklich begrüßt. Er hat die Mitgliedskirchen 
um großzügige Unterstützung der Arbeit von CCPD (Kommission für Kirchlichen Entwick- 
lungsdienst) und dabei insbesondere des neugeschaffenen Ökumenischen Entwicklungsfonds 
gebeten. Dieser Fonds soll regionale und nationale Entwicklungskomitees der Kirchen in 
Übersee in die Lage versetzen, Entwicklungsprioritäten wie auch Art, Einsatz und Verwen- 
dung selbst zu bestimmen. 

Die Synode empfiehlt dem Mittelausschuß (Ausschuß der EKD für Kirchlichen Entwick- 
lungsdienst), diesem Appell baldmöglichst zu folgen. 


Die Synodaltagung vom 7. bis 12. November 1971 beschloß 


ZUR HILFE FÜR BENGALEN IM ZUSAMMENHANG MIT DER RÜCKZAHLUNG 
DES KONJUNKTURZUSCHLAGES 


Der Rat der EKD wird gebeten, möglichst gemeinsam mit der katholischen Kirche und an- 
deren Gruppen der Gesellschaft im Zusammenhang mit der Rückzahlung des Konjunktur- 
zuschlages zur Lohn- und Einkommensteuer zu verstärkter Hilfe für Bengalen aufzurufen. 

Der Rat wird gebeten, in Zusammenarbeit mit dem Diakonischen Werk für einen mög- 
lichst schnellen und wirksamen Einsatz der Mittel zu sorgen. 


B. Die Aktion „Brot für die Welt‘‘?? 


Wie jedes Jahr wandte sich auch 1971 die Aktion „Brot für die Welt“ Hilfe 
zur Linderung der Not in den Armutszonen erbittend an die Gemeinden. 


DEN FRIEDEN ENTWICKELN 


Zum XIII. Mal rufen wir für die Aktion „Brot für die Welt‘‘ zu Spenden auf. Dazu zwingt 
uns die krasse soziale Not, vor allem in Ländern Asiens, Afrikas und Lateinamerikas, an 
der wir als Angehörige der Industriestaaten Verantwortung und Schuld mittragen. Wir wis- 
sen um die gegenseitige Abhängigkeit der Staaten in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung 
und in ihrem Wunsch nach Selbstbestimmung und Frieden. Wo christliche Nächstenliebe 
unter uns wirklich gelebt wird, macht sie das Zusammenleben in unserer Welt erträglicher. 

„Brot für die Welt‘ will durch entwicklungsfördernde Aktionen in Übersee und durch 
Maßnahmen der Information und Bewußtseinsbildung in unserem Land dazu mithelfen, 
den Frieden zu entwickeln. Frieden ist mehr als die Abwesenheit von Krieg, als der Still- 
stand der Waffen, als das Ende der Verachtung des Anderen oder als die Bekämpfung 
der Not an ihren Ursachen; Frieden ist zugleich ein dynamischer Prozeß, in dem sehr ver- 
schiedene Partner miteinander auf dem Fundament der gemeinsamen Menschenwürde die 
soziale Gerechtigkeit zu erarbeiten und zu verwirklichen suchen. 

Die vergangenen Jahre haben der Aktion „Brot für die Welt‘ viel Vertrauen seiner Spen- 
der in Deutschland und seiner Partner in Übersee eingebracht. Dies hat zu Erfahrungen 


geführt, die „Brot für die Welt“ als Teil der Ökumenischen Diakonie auch in Zukunft nut- 


23. Vgl. Kirchl. Jahrbuch 1959, S. 138ff.; 1960, S. 177ff., 1961, S. 42, I6ff.; 1962, 
S. 101; 1963, S. 104f.; 1964, S. 82f.; 1965, S. 98f.; 1966, S. ‚168f.; 1967, S. 133; 1968, 
S. 126f.; 1969, S. 92ff., 1970, S. 157. 
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zen wird, um durch immer bessere Projekte und Programme in Asien, Afrika und Latein- 
amerika Anstöße zur Selbsthilfe zu geben und damit zu menschenwürdigen Lebensbe- 
dingungen für viele beizutragen. 

Wir danken allen Spendern, die in der Vergangenheit ‚Brot für die Welt‘ in die Lage 
versetzten, einen wesentlichen Beitrag zur kirchlichen Entwicklungshilfe zu leisten, und 
bitten sie, sich auch an der neuen Aktion zu beteiligen. Für eine sorgfältige und legitime 
Verwendung der Gelder wollen wir uns auch in Zukunft verbürgen. 

Wenn wir der hungernden Welt nicht bloß Krümel, sondern wirklich Brot für morgen 
und übermorgen schaffen wollen, brauchen wir noch viele neue Helfer mit wachem 
Gewissen für die Notwendigkeit und den Segen brüderlichen Teilens gerade mit solchen 
fernen Nächsten, von denen einer seine Lage im schwarzen Erdteil so beschreibt: 


„Weil mein Mund sich zum Lachen öffnet 

und meine Kehle voll Gesang ist, 

meinst Du, daß ich nicht leide — 

wo ich doch meinen Schmerz in mir verschließe! 
Weil mein Mund sich zum Lachen öffnet, 

hörst Du nicht den Schrei meiner Seele. 

Weil meine Füße fröhlich tanzen, 

siehst Du nicht mein Sterben.‘ 


Für die Evangelische Kirche in Deutschland Für die Evangelischen Freikirchen 


Landesbischof D. Hermann Dietzfelbinger DD Bischof Dr. C. Ernst Sommer 
Für das Diakonische Werk 
—Innere Mission und Hilfswerk— Für den Verteilungsausschuß 
der Evangelischen Kirche in Deutschland „Brot für die Welt“ 
Präsident Dr. Theodor Schober Direktor Friedrich-Wilhelm von Staa 


Die XII. Jahressammlung 1970/71 erbrachte den Betrag von 30,3 Millionen DM, 
300 000,— DM mehr als im Vorjahr. Darüber hinaus ergab sich ein beträchtliches 
Aufkommen an Spenden für die Katastrophenhilfe des Diakonischen Werkes. 
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Il. Die Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik 


Von Erwin Wilkens 


1. ZWISCHEN KOOPERATION UND ABGRENZUNG 


Für die deutsche Szene war das Jahr 1971 hinsichtlich der Ost-West-Politik 
eine Phase des Übergangs, des Verhandelns, der Hoffnung und des Streites. 
Die noch nicht in Kraft getretenen Verträge des Jahres 1970, der Moskauer 
Vertrag vom 12. August und der Warschauer Vertrag vom 7. Dezember, blie- 
ben umstritten. Zudem bedurfte die durch sie bezeichnete deutsche Ostpolitik 
der Anwendung auf speziellere deutschlandpolitische Gegenstände. Ohne eine 
tragfähige Regelung der Berlin-Frage und ohne eine rechtlich vertretbare Re- 
gelung des Nebeneinanders oder gar Miteinanders der beiden deutschen Staaten 
blieben die Verträge des Jahres 1970 ohne großen politischen Wert. Sie konn- 
ten für sich genommen auch keine Aussicht auf eine Ratifizierung durch den 
Deutschen Bundestag haben. Nach langwierigen Verhandlungen brachte das 
Jahr 1971 aus diesem ganzen übrigen Komplex vier weitere Einzelverträge: 

a) Das Viermächte-Abkommen über Berlin, unterzeichnet am 3. September; 

b) Das Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik über den Transit- 
verkehr von zivilen Personen und Gütern zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Berlin (West), unterzeichnet am 17. Dezember; 

c) Die Vereinbarung zwischen dem Senat und der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik über Erleichterungen und Verbesserungen des Reise- 
und Besucherverkehrs, unterzeichnet am 20. Dezember; 

d) Die Vereinbarung zwischen dem Senat und der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik über die Regelung der Frage von Enklaven durch 
Gebietsaustausch, unterzeichnet am 20. Dezember. 

Damit stehen aus dem Gesamtprogramm einer umfassenden Neuregelung des 
Verhältnisses zwischen der Bundesrepbulik Deutschland und der DDR noch der 
Verkehrsvertrag und der Grundvertrag aus, deren Fertigstellung neben der Rati- 
fizierung der Verträge von Moskau und Warschau dem Jahre 1972 vorbehalten 
bleibt. Es darf nicht unerwähnt bleiben, daß dieses ganze Vertragswerk in einem 
politischen Gesamtzusammenhang mit der Vorbereitung einer Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa sowie mit einer Aufnahme der bei- 
den deutschen Staaten in die Vereinten Nationen gesehen werden muß. Ist die- 
se letzte Station erreicht, sind alle Einwendungen gegen eine völkerrechtliche 
Anerkennung der DDR durch westliche und blockfreie Staaten hinfällig ge- 
worden. Eine gründlichere Änderung der deutschen Frage innerhalb weniger 
Jahre wäre kaum denkbar gewesen. 

Freilich sollte man diese Entwicklung, so unausweichlich sie sein mochte, 
nicht einfach im Stile einer Erfolgsbilanz aufzeichnen. Abgesehen davon, daß 
wir es hier mit einem weiteren Stück schmerzlicher Liquidierung des Kriegs- 
erbes von 1945 zu tun haben, bleiben trotz der umfangreichen Einzelregelun- 
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gen viele der eigentlich strittigen Fragen ungelöst und mit einem Wechsel auf 
die Zukunft belastet. Das gilt besonders für so gut wie alle Teilaspekte von ver- 
fassungsrechtlicher, staatsrechtlicher und völkerrechtlicher Relevanz. Die Grenz- 
fragen gegenüber Polen (die Grenzfrage gegenüber der UdSSR fand nicht ein- 
mal Erwähnung); die Frage der deutschen Selbstbestimmung, des Fortbestands 
der deutschen Nation und ihrer Wiedervereinigung; der staatsrechtliche und 
völkerrechtliche Status von Berlin, namentlich der Westsektoren; das Verhält- 
nis der beiden deutschen Staaten zueinander, von denen der eine in dem ande- 
ren kein Ausland sehen, der andere zu dem einen aber keine Beziehungen be- 
sonderer Art konstituieren will: alle diese Fragen bleiben offen, kontrovers, 
ausgeklammert oder zweideutig umschrieben. Das Wort von dem Vorbehalt 
künftiger friedensvertraglicher Regelungen steht notfalls als Zauberformel im 
Hintergrund. Die Eigentümlichkeit aber liegt darin, daß dieses Offenbleiben im 
Sinne von Modus-vivendi-Abmachungen für die westliche Seite gilt, während 
die östliche Seite in dem Vertragswerk insgesamt eine implizit gegebene Zu- 
stimmung zu den von ihr vertretenen staats- und völkerrechtlichen Positionen 
sieht. Ob darin eine Quelle für Konflikte und Gefahren liegt, muß die Zukunft 
erweisen. 

So enthält die Politik dieses ganzen Vertragswerks ein stark spekulatives Ele- 
ment. Wir sagen nicht, daß dies unerlaubt wäre. Vieles spricht dafür, daß die 
Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland nur auf diese Weise aus ihrer un- 
fruchtbaren Stagnation herausgeführt und vor einer weltpolitischen Isolierung 
bewahrt werden konnte. Die durch sie erreichten ‚„‚menschlichen‘“ Erleichterun- 
gen sind nach allem zwischen den beiden deutschen Staaten Vorangegangenen 
beachtlich, wenn man sie auch nicht aus ihrem gesamtpolitischen Kontext her- 
auslösen sollte. Aber eine derartige Politik läßt auch Raum für eine unterschied- 
liche Beurteilung der Situation und für unterschiedliche Prognosen. Dies ist 
der legitime Grund für die heftige Auseinandersetzung zwischen der von der 
SPD-FDP-Koalition gebildeten Regierung und der von CDU und CSU gebilde- 
ten Opposition in der Innenpolitik des Jahres 1971. Die Auseinandersetzung 
wurde unnötig verschärft durch eine missionarische Note, die von beiden Sei- 
ten in den Streit hineingetragen wurde. Während sich die Regierung allzusehr 
auf sittliche Kriterien ihrer Politik berief und diese damit verabsolutierte (Ent- 
spannungsziel, Friedenswille, Versöhnungsbereitschaft), brachte sich die Oppo- 
sition in die Rolle eines Retters vor äußerster Gefährdung. Ein nüchternes Ur- 
teil wird aussprechen müssen, daß die Ostpolitik der Bundesregierung den 
Sachzwang der weltpolitischen Entwicklung auf ihrer Seite hat, daß sie aber 
die kritischen Vorbehalte der Opposition nicht vorschnell abtun darf. Eine Po- 
litik, die sich auf ein unübersehbares Feld voller Risiken begibt, muß deutlich 
machen, daß sie ein ausreichendes Instrumentarium in der Hand behält, den 
weitergehenden Interessenstreit der Weltpolitik bestehen zu können. 

Daß mit der Bereitschaft zu Versöhnung und Entspannung das kritische Ver- 
mögen zu nüchterner Einschätzung politischer Möglichkeiten und Realitäten 
nicht überflüssig wird, zeigt ein Blick auf die Entwicklung in der DDR. Die 
Aera Ulbricht geht im Berichtsjahr endgültig zu Ende. Am 3. Mai 1971 wurde 
auf der 16. Tagung des ZK der SED Erich Honecker zum Ersten Sekretär der 
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SED gewählt. Die Urteile über Honecker und die von ihm zu erwartende Poli- 
tik waren zunächst sehr unterschiedlich. Sie reichten von einem linientreuen 
Apparatschik bis zum schwachen Instrument seiner Umgebung. Am Ende der 
Berichtszeit läßt sich bereits sagen, daß Erich Honecker recht bald an Profil 
gewonnen hat. Er ist kein entschiedener Neuerer gegenüber Ulbricht, wofür 
das System auch keinen Raum läßt. Aber er ist auch nicht einfach ein Schü- 
ler seines Vorgängers. Nicht ohne Bereitschaft, sich menschlichen Fragen zu 
stellen, hat er sich offenbar ziemlich bald Autorität verschafft. Mit allem bie- 
tet er alle Voraussetzungen dafür, den sich anbahnenden Veränderungen im Ost- 
West-Verhältnis und zwischen den beiden deutschen Staaten Rechnung zu tra- 
gen und sie mitzugestalten. 

Ein besonderes Merkmal in der Person und in der Politik Erich Honeckers 
verdient hervorgehoben zu werden. Stärker als Ulbricht scheint er geneigt zu 
sein oder besser sich genötigt zu sehen, sich der spannungsvollen Dialektik 
zwischen Kooperationsbereitschaft und Abgrenzungspolitik zu stellen bzw. sie 
zu verschärfen. So hatte er bereits auf der 14. Tagung des ZK der SED (vom 
9. bis 11. Dezember 1970) erklärt, „daß sich zwischen der sozialistischen DDR 
und der imperialistischen BRD ein objektiver Prozeß der Abgrenzung und 
nicht der Annäherung vollzieht“. Derartige Äußerungen ziehen sich durch das 
ganze Jahr 1971 hindurch hin, sie werden eher schärfer, als daß sie abgemil- 
dert werden. Auf dem VIII. Parteitag der SED Mitte Juni 1971, dessen Bedeu- 
tung zunächst sehr unterschätzt wurde, sagte Honecker: „Die Entwicklung 
führt objektiv dahin, daß die Gegensätzlichkeit zwischen uns und der BRD 
sich verstärkt und darum der Prozeß der Abgrenzung zwischen beiden Staaten 
in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens immer tiefgehender wird.“ In 
einer Rede vor Angehörigen der Nationalen Volksarmee auf Rügen am 6. Ja- 
nuar 1972 wandte er sich besonders ausführlich gegen die „alte Platte von ir- 
gendwelchen sogenannten innerdeutschen Beziehungen“. „Wir haben ... allen 
Grund, keine Minute lang in unserer politischen und militärischen Wachsam- 
keit nachzulassen. Unser Feindbild stimmt genau.“ Von besonderem Interesse 
ist in diesem Zusammenhang der Begriff der Nation, dessen Klärung nach ei- 
ner Phase der Unsicherheit offenbar auf dem VIII. Parteitag 1971 zum Ab- 
schluß gekommen ist. Der Parteitag habe festgestellt, wie Honecker in dersel- 
ben Rede ausführt, „daß über die Frage der Nation bereits die Geschichte ent- 
schieden hat. Die Dinge sind einfach so: Es gibt die sozialistische DDR und 
die imperialistische BRD. In der Deutschen Demokratischen Republik, in der 
die Arbeiter und Bauern herrschen, entwickelt sich die sozialistische Nation. 
Zwischen der sozialistischen Deutschen Demokratischen Republik und der im- 
perialistischen BRD gibt es keine Einheit und kann es keine Einheit geben.“ 

Die Politik Erich Honeckers wird bestimmt sein von einer Versachlichung 
der Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten einerseits und einem 
härteren ideologischen Kurs im Innern mit einer stärker betriebenen Integra- 
tion in die sozialistische Staatengemeinschaft andererseits. Dabei kann es sich 
ereignen, daß beide Seiten dieser in sich spannungsvollen Politik um der jeweils 
anderen willen auch immer wieder Lücken und Inkonsequenzen umschließen. 
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2. KIRCHE UND STAAT 


a) Allgemeines 


Immer wieder ist hervorzuheben, daß ein dokumentarischer Bericht über kirch- 
liche Vorgänge und kirchliches Leben in der DDR ohne Berücksichtigung des 
politischen und gesellschaftlichen Kontextes nicht denkbar ist. Es ist daher 
nicht zufällig, daß das Verhältnis von Kirche und Staat und damit auch das 
kirchliche Verhalten von der allgemeinen politischen Entwicklung stark beein- 
flußt wird. Das gilt auch gerade für das Jahr 1971, in dem sich eine erhebliche 
Veränderung im Verhältnis zwischen Kirche und Staat anbahnte. Diese Verän- 
derung wurde durch eine Rede eingeleitet, die das Mitglied des Politbüros und 
späterer Sekretär des Zentralkomitees der SED Paul Verner am 8. Februar 
1971 bei einer Tagung des Präsidiums des Hauptvorstandes der CDU im Palais 
Unter den Linden in Berlin hielt. Anlaß dieser Tagung war der 10. Jahrestag 
des Gesprächs vom 9. Februar 1961 zwischen Walter Ulbricht und einer Dele- 
gation christlicher Bürger unter Leitung von Prof. D. Emil Fuchs. Nach länge- 
ren Ausführungen über die gemeinsame Verantwortung von Christen und Marxi- 
sten für die Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft in der DDR, für Frie- 
den und europäische Sicherheit kommt Verner zum kirchenpolitischen Kern 
seiner Rede. In ihm würdigt er die Gründung des (vom Staat bisher nicht an- 
erkannten) Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR als einen aus der 
antagonistischen Entwicklung zwischen der DDR und der Bundesrepublik 
Deutschland resultierenden Schritt. In durchaus sachlicher Weise schildert er 
die Voraussetzungen dafür, daß die Kirche einen gesicherten Platz in der so- 
zialistischen Gesellschaft einnimmt. Wir lassen hier diese Abschnitte der Rede 
Paul Verners folgen (der volle Wortlaut ist zusammen mit einer in derselben 
Veranstaltung gehaltenen Rede Gerald Göttings unter dem Titel „Christen 
und Marxisten in gemeinsamer Verantwortung“ veröffentlicht, Union Verlag 
Berlin 1971): 


GEMEINSAM AUF DEM GUTEN WEG DES FRIEDENS UND DES SOZIALISMUS 
Von Paul Verner 


(Auszug) 


Vom Gespräch am 9. Februar 1961 gingen, wie Sie wissen, wichtige kirchenpolitische 
Impulse aus, die dank des verantwortungsbewußten Wirkens des hochverehrten emeritier- 
ten Landesbischofs Mitzenheim und anderer ein gutes Verhältnis der Kirche zu unserem 
Staat entscheidend förderten. 

Die damals von beiden Seiten bekräftigte kirchenpolitische Ausgangsposition war, daß 
die Integration der westdeutschen Kirchen in die NATO-Politik und in den kalten Krieg 
gegen die DDR zu verurteilen sei. Ihre mit Hilfe des Militärseelsorgevertrages erfolgte 
Kettung an den wiedererstandenen deutschen Imperialismus und Militarismus hatte, so 
wurde weiterhin festgestellt, die Kircheneinheit der „‚Evangelische Kirchen in Deutschland“ 
selbst zerstört. 

Die Entwicklung nach dem 9. Februar 1961 hat den damaligen kirchenpolitischen Aus- 
sagen recht gegeben. Die völlig gegensätzliche Entwicklung in der DDR und der BRD 
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und der deutliche Vertrauensbeweis der überwältigenden Mehrheit der Bürger der DDR 
einschließlich der Christen im Volksentscheid über unsere sozialistische Verfassung haben 
schließlich die Erkenntnis bei real denkenden Kirchenvertretern reifen lassen, daß die Ver- 
selbständigung der Kirchen in der DDR unumgänglich geworden ist. 

Mit der Gründung des Bundes der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik haben die acht evangelischen Landeskirchen dem Zustand einer ange- 
maßten Vormundschaft der westdeutschen EKD über die evangelischen Kirchen in der 
DDR ein Ende gesetzt. Mit der Konstituierung der Organe des Bundes und den Beschlüs- 
sen der ersten und zweiten Tagung der Synode des Bundes wurde die organisatorische 
und kirchenrechtliche Herauslösung der Landeskirchen der DDR aus der bisherigen soge- 
nannten gesamtdeutschen Verklammerung vollzogen. Ich glaube, wir sind uns alle darin 
einig, daß das ein den Realitäten entsprechender und notwendiger erster Schritt zur Eigen- 
ständigkeit der evangelischen Kirchen in der DDR war, der vor allem im Interesse der 
Kirchen selbst lag. 

Damit haben die evangelischen Kirchen in der DDR in bestimmter Weise der Tatsache 
Rechnung getragen, daß zwei souveräne, voneinander unabhängige deutsche Staaten be- 
stehen, die sozialistische DDR und die imperialistische BRD. Dem hat inzwischen auch 
der Zentralausschuß des Ökumenischen Rates der Kirchen Anfang des Jahres auf seiner 
Sitzung in Addis Abeba Rechnung getragen, indem die Existenz eigenständiger evange- 
lischer Kirchen in der DDR nunmehr in seiner Mitgliedsliste ausgewiesen wird. 

Angesichts dessen bleibt es aber unverständlich, daß bestimmte kirchenorganisatorische 
und -rechtliche Strukturen wie die der EKU und der Berlin-Brandenburgischen Kirche 
einschließlich des Bischofsamtes dieser Kirche noch immer nicht so geordnet sind, wie das 
den Realitäten, der Verfassung der DDR und — bei weitem nicht zuletzt — dem Willen 
der Kirchenglieder entspricht. Das Weiterbestehen der EKU auf der Grundlage der durch 
die Entwicklung und das Leben überholten Regionalgliederung von 1968 und die Wei- 
terführung gewisser „gesamtdeutscher Praktiken‘ kann sich auf keinen Fall zum Nutzen 
der unierten Kirchen auswirken. Diese Regionalgliederung ist antiquiert und anachronistisch, 
denn sie basiert auf überlebten kirchenpolitischen Doktrinen und Strukturen, sie steht im 
Widerspruch zur Existenz des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR und seinen 
Beschlüssen. 

Die Regelung dieser Fragen sollte auch unter dem Gesichtspunkt erfolgen, die Rechte 
und Pflichten wahrzunehmen, die sich aus der Verfassung der DDR ergeben. Jeder von 
uns weiß, daß die Kirchen in der DDR verfassungsmäßig gesicherte und günstige Möglich- 
keit ihres Wirkens besitzen und daß ordentlich geregelte Beziehungen der Kirche zum 
Staat beiden Seiten nützen. Die weitere Entwicklung normaler Beziehungen zwischen 
Staat und Kirche ermöglicht es, mancherlei anstehende Fragen im beiderseitigen Ein- 
vernehmen zu regeln. Das zeigt die bisherige Entwicklung augenfällig. 


In Zeugnis und Dienst die DDR stärken helfen! 


Wir haben auch nicht übersehen, daß die Synode des Bundes anmaßende, die Selbständig- 
keit des Bundes in Zweifel ziehende Äußerungen von westlicher Seite zurückgewiesen hat. 
In jüngster Zeit gefallen sich einige Publizisten, die dem Bischof des besonderen Territo- 
riums von Westberlin nahestehen, darin, unseren Staat in seinen Beziehungen zur Kirche 
und die eigenständige Entwicklung der Evangelischen Landeskirchen in der DDR zu ent- 
stellen und zu diffamieren. So hieß es z.B. in einer Rundfunksendung am 13. Januar 
1971: „Der Kampf gegen die EKD war also nur eine Schlacht im Vorfeld, die grenzüber- 
greifende Kirchengemeinschaft mußte beseitigt werden, um die Voraussetzungen für eine 
politisch dirigierte Klassenkirche zu schaffen.“ 

Offenbar stellt sich das Problem der selbständigen Entwicklung des DDR-Kirchenbundes 
in der Phantasie solcher Publizisten so dar, als würde in den evangelischen Kirchen in 
der DDR in Zukunft nicht das Augsburger Bekenntnis, sondern das Statut des FDGB 
gelten, als würden im Gottesdienst nicht mehr die ehrwürdigen Choräle, sondern revolu- 
tionäre Kampflieder gesungen. Ich glaube, ich kann mir weitere Bemerkungen dazu er- 
sparen. 
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Diesen Kreisen ist das eigenständige Profil des Bundes der Evangelischen Kirchen in 
der DDR ein Dorn im Auge. Sie möchten, daß der in der Ordnung des Bundes enthaltene 
Artikel 4/4 mit seinem Hinweis auf die „besondere Gemeinschaft der ganzen evangeli- 
schen Christenheit in Deutschland‘ so ausgelegt und gehandhabt wird, daß die Kirchen 
in der DDR jene aggressive Politik der herrschenden Kreise und leitender Kirchenmänner 
in der BRD unterstützen, die jetzt unter dem Firmenschild „innerdeutsche Beziehungen“ 
geführt wird, nachdem ihre bisherige Politik gegen die DDR ein Fiasko erlitten hat. Klar- 
heit und Wahrheit in diesen Fragen bestehen darin, daß die internationalen Beziehungen 
zwischen den Kirchen nur so gestaltet werden können, wie sie zwischen den Kirchen in 
souveränen Staaten im Rahmen der Ökumene üblich sind. 

Der Bund Evangelischer Kirchen in der DDR hat bekanntlich sein gesellschaftliches 
Selbstverständnis so formuliert, „‚daß er sich als eine Zeugnis- und Dienstgemeinschaft von 
Kirchen in der sozialistischen Gesellschaft der DDR wird bewähren müssen“. Wir verste- 
hen das so, daß kirchliche Amtsträger und Laien aufgerufen sind, in Dienst und Zeugnis 
die Deutsche Demokratische Republik allseitig weiter zu stärken, den Frieden zu erhalten 
und zum Nutzen aller und jedes einzelnen Menschen zu wirken. 

Wir wissen sehr wohl, daß die Herausbildung eines eigenen Profils der evangelischen Kir- 
chen in der DDR ein komplizierter Prozeß ist. Ein solches neues Element kommt ohne 
Zweifel in dem Auftreten von Vertretern der Kirchen der DDR auf den jüngsten welt- 
kirchlichen Tagungen und vor allem im Schreiben der Konferenz der Evangelischen Kir- 
chenleitungen in der Deutschen Demokratischen Republik an den Ökumenischen Rat der 
Kirchen vom 9. Januar 1971 zum Ausdruck. In diesem Schreiben stellen sich die Kir- 
chen der DDR hinter das Anti-Rassismus-Programm des Ökumenischen Rates und objek- 
tiv auch gegen die weniger aus theologischen denn aus politischen Motiven eingenommene 
Kontrovershaltung evangelischer Kirchen in der BRD gegen dieses Anti-Rassismus-Pro- 
gramm. 


Keine ‚Sozialisierung‘‘ der christlichen Lehre 


Überlegungen zur Entwicklung eines eigenständigen Profils der Kirchen in der sozialisti- 
schen Gesellschaft sollten vom Geist der Begegnung vom Februar 1961 ausgehen und der 
Entwicklung der gesellschaftlichen Verhältnisse entsprechen. Dabei liegt es uns fern, uns 
etwa in die theologischen Angelegenheiten der Kirchen einzumischen. Gerade im Hinblick 
auf gewisse bösartige Interpretationen unserer gemeinsamen Gegner hinsichtlich des Ver- 
hältnisses von Staat und Kirche sowie des eigenen Weges der Kirchen der DDR möchte 
ich, ausgehend von unserer prinzipiellen Stellung zu Religion und Kirche, mit aller Deut- 
lichkeit erklären: Es hat zwar eine Verpreußung der evangelischen Kirchen und nationall- 
stische, ja sogar faschistische Verfälschungen der christlichen Botschaft gegeben — eine 
„Sozialisierung‘“ der christlichen Lehre hat es bisher nicht gegeben und wird es auch in 
Zukunft nicht geben. 

Im Prozeß ihrer Verselbständigung haben die evangelischen Kirchen in der DDR in recht- 
licher und organisatorischer Hinsicht der Tatsache Rechnung getragen, daß sie in einem 
sozialistischen Staat existieren. Ausgehend von diesen Realitäten, sollte die Existenz und 
Tätigkeit der Kirchen verstanden und praktiziert sowie eine Neuorientierung in inhaltli- 
chen Fragen der gesellschaftlichen Existenz der Kirchen durchdacht werden. 

Wir meinen damit keineswegs etwa die Bekenntnisgrundlagen der Kirchen und ihre Li- 
turgie. Gegenwärtig wird in den Kirchen der DDR von verschiedenen Positionen aus ver- 
sucht, Antwort auf diese Fragen zu geben, wie die Kirche sich dauerhaft und unabänder- 
lich auf die Bedingungen des sozialistischen Gesellschaftssystems einrichten soll. Es gibt 
in dieser Hinsicht Vorstellungen, die von bestimmten pragmatischen Überlegungen und 
formalen Veränderungen ausgehen. Andererseits gibt es aber auch Versuche echten Rin- 
gens um eine positive Standortbestimmung der Kirche in unserer sozialistischen Gesell- 
schaftsordnung. 

Es sind also Fragen herangereift, deren vernünftige, realistische Beantwortung unerläß- 
lich ist, wollen die Kirchen nicht einen an Gesellschaftsmodellen von gestern orientierten 
Weg gehen. Jede Fragestellung nach dem Platz der Kirchen in der Deutschen Demokra- 
tischen Republik muß von der sozialistischen Verfassung ausgehen und davon, daß in 
der DDR das entwickelte gesellschaftliche System des Sozialismus dauerhaft und unab- 
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änderlich ist, daß christliche Bürger auf immer in diesem Staat leben und ihn durch ihre 
Arbeit und Leistung mitgestalten. Dabei entwickelt sich unsere Republik im Einklang mit 
dem Grundgesetz unserer Epoche, dem weltweiten Übergang der Menschheit vom Kapi- 
talismus zum Sozialismus. 

Einige kirchliche Konzeptionen, Pläne und Modelle kranken gerade daran, daß sie diese 
Haupttendenz unserer Epoche übersehen. Wer von den konkreten politischen und gesell- 
schaftlichen Verhältnissen der DDR abstrahiert und statt dessen von einer imaginären 
„Technik-Gesellschaft‘“ einer sogenannten „pluralistischen Gesellschaft‘ oder von einer 
sogenannten „nachindustriellen Epoche‘ ausgeht, der geht an den Realitäten und an der 
Zukunftsentwicklung vorbei, der gerät ins Reich der Spekulation. Der Fehler mancher 
Vorstellungen über eine sogenannte „zeitgemäße Kirche‘ besteht nach meiner Meinung 
darin, daß nicht von den politischen und gesellschaftlichen Tatsachen ausgegangen wird, 
sondern von Gesellschaftsmodellen und -klischees, wie sie von der bürgerlichen Futurolo- 
gie aufgestellt werden. Diese meist von der Konvergenztheorie beeinflußten Gesellschafts- 
modelle sind kein tragfähiger Grund für ernsthafte Erörterungen über den Platz und den 
Weg der Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik. 


Gegenseitiges Vertrauen führte zu großen Erfolgen 


Eine weitere wesentliche Voraussetzung konzeptioneller Überlegungen über die Kirche 
im Sozialismus besteht darin, daß man von der real existierenden sozialistischen Gesell- 
schaftsordnung ausgehen muß. Das gesellschaftliche System des Sozialismus in der DDR 
ist richtig programmiert. Es stimmt überein mit den objektiven Gesetzen der gesellschaft- 
lichen Entwicklung. Das entwickelte gesellschaftliche System des Sozialismus wird nicht 
auf Grund abstrakter Idealbilder, sondern auf der Grundlage allgemeingültiger Gesetz- 
mäßigkeiten und Prinzipien und unter historisch konkreten Bedingungen gestaltet. 

Von den Realitäten auszugehen verlangt auch, sich zur Frage der Staatsmacht ein illu- 
sionsloses und klares Urteil zu bilden. Unsere sozialistische Staatsmacht dient dem Volke, 
sie wird vom Staatsvolk der DDR, einschließlich der christlichen Staatsbürger, täglich zu 
unser aller Nutzen und Sicherheit getragen und durch ihre Arbeit gestärkt. Sie verwirklicht 
sich in der sozialistischen Demokratie, die jedem Bürger, der guten Willens ist, die Mög- 
lichkeit zum Mitplanen, Mitregieren und Mitarbeiten gibt. 

Ein geregeltes Verhältnis zwischen unserem sozialistischen Staat und den Kirchen, der 
Übergang kirchlicher Amtsträger von früher abwartenden, skeptischen oder gar gegneri- 
schen auf unsere Gesellschaftsordnung bejahende Positionen bedeutet selbstverständlich 
nicht ein beiderseitiges Aufgeben ideologisch-weltanschaulicher Auffassungen. Wir machen 
es den Christen nicht zur Bedingung, daß sie ihren religiösen Glauben aufgeben, um ver- 
trauensvoll mit uns Marxisten zusammenzuarbeiten. Niemand wird auch von uns erwarten, 
daß wir auf die Verbreitung unserer wissenschaftlichen Weltanschauung verzichten. 

Die Geschichte des gemeinsamen Kampfes von Marxisten und Christen gegen Imperialis- 
mus, Faschismus und Krieg, für Frieden, Demokratie und Sozialismus hat jedoch bewie- 
sen, daß die existierenden Gegensätze in weltanschaulichen Fragen kein Hinderungsgrund 
im Kampf für die gemeinsamen Lebensinteressen darstellen. Unsere Entwicklung hat doch 
augenfällig bestätigt, daß gegenseitiges Vertrauen und Achtung sowie gemeinsames Han- 
deln zu großen Erfolgen geführt haben. Das Hochspielen sowie das Verwischen der nicht 
zu überbrückenden weltanschaulichen Gegensätze zwischen Marxisten und Christen hat — 
dafür kennt die Geschichte genügend Beispiele — immer den Feinden des Friedens und 
des gesellschaftlichen Fortschritts genützt. 


Die Kirche kann nicht zwischen den Fronten stehen 


Unser sozialistischer Staat schützt verfassungsgemäß die Religionsausübung, gewährleistet 
die Gewissens- und Glaubensfreiheit und meint es damit auch ernst. Unser Staat anerkennt 
auch die caritative Tätigkeit der Kirchen auf den verschiedensten Gebieten. 

In unserem Staat wird jeder geachtet und gefördert, auch derjenige, der seine Leistung 
und Aktivität für die Entwicklung unserer sozialistischen Gesellschaft und für die Siche- 
rung des Friedens aus christlicher Überzeugung tut. Andererseits gelangen viele Christen 
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selbst zu der Überzeugung, daß es zur Teilnahme an der Lösung der gesellschaftlichen 
Entwicklungsprobleme mehr als nur einer Gewissensentscheidung bedarf, dazu braucht es 
auch gesellschaftswissenschaftlicher Einsichten und Erkenntnisse sowie einer hohen fach- 
lichen Qualifikation. Hierzu gehören die vom wissenschaftlichen Sozialismus entdeckten, 
in der Praxis erprobten und durch das Leben bestätigten objektiven gesellschaftlichen 
Wahrheiten. 

Die Kirchenvertreter, die sich ernsthaft um ein gutes und dauerhaftes Verhältnis der 
Kirchen zum sozialistischen Staat der DDR bemühen, sollten Klarheit unter den Amts- 
trägern und in kirchlichen Organen schaffen, daß die Kirche weder zwischen den Fron- 
ten des Kapitalismus und des Sozialismus noch in „kritischer Distanz‘‘ zu unserem Staats- 
wesen stehen kann. Nur auf dem Boden unseres sozialistischen Staates, seiner Verfassung 
und seiner gesellschaftlichen Ordnung werden die Kirchen ihre Tätigkeit zum Wohle der 
Gemeindeglieder durchführen können. 

Eine Kirche, die aus dem Zwielicht des ‚„Zwischen-den-Fronten-Stehens‘‘ endgültig her- 
austritt und ihre Tätigkeit in Übereinstimmung mit den Grundlinien der sozialistischen 
Gesellschaft ausübt, erweist sich damit selbst den größten Dienst. Frieden und Sicherheit 
werden nur vom sozialistischen Weltsystem konsequent verteidigt. Frieden und Sicherheit 
sind nicht nur die Existenzbedingungen der sozialistischen Gesellschaft, sondern sie sind 
auch Existenzbedingung für die Tätigkeit der Kirchen und Religionsgemeinschaften. Das 
Ja der Kirche zum sozialistischen Staat ist die Option für ein Gesellschaftssystem, dessen 
politische, soziale, geistige und moralische Prinzipien zutiefst humanistisch sind. Das im- 
perialistische System dagegen, mit seinen antihumanistischen, antidemokratischen Zügen, 
dem zunehmenden geistigen und moralischen Verfall, seinen Aggressionskriegen und sei- 
nem Wolfsgesetz in den menschlichen Beziehungen tritt immer deutlicher in Widerspruch 
zu den humanistischen christlichen Idealen und ethischen Zielen des ursprünglichen Chri- 
stentums. 


Fruchtbare Auswirkungen auf Beziehungen zum Staat 


Die Kirche wird auch in dem Maße, in dem sie ihr Verhältnis zum Sozialismus immer ein- 
deutiger und positiver gestaltet, nicht mehr der Gefahr ausgesetzt sein, in Widerspruch zu 
vielen ihrer Anhänger zu geraten, die als Bürger ihres Staates sich dem Sozialismus ver- 
bunden fühlen und alles zu seiner Stärkung tun. 

Eine Kirche, die die humanistischen Ziele und die Friedenspolitik des sozialistischen 
Staates bewußt unterstützt, zu seiner Stärkung und der Mehrung seines Ansehens beiträgt, 
wird den sozialistischen Staat ermuntern, ihr größeres Vertrauen entgegenzubringen. Dies 
wiederum kann sich noch fruchtbarer auf die Beziehungen zwischen Staat und Kirche, auf 
die Regelung von Sachfragen auswirken und würde sicherlich den ökumenischen Inter- 
essen der Kirchen in der DDR dienlich sein. 

Im Manifest des VII. Parteitages der SED heißt es, daß wir kühn, unbeirrt und ohne 
Zögern für Frieden, Demokratie und gesellschaftlichen Fortschritt eingetreten sind. Stets 
handelten wir in Übereinstimmung mit den grundlegenden Entwicklungstendenzen unserer 
Zeit und mit den Interessen des Volkes der DDR. 

Als freies Volk auf freiem Grund gestalten wir unser Schicksal selbst. Unser Weg war 
und ist richtig. Wir haben eine stabile und starke sozialistische Gesellschaftsordnung auf- 
gebaut. Dabei war und ist uns die unverbrüchliche Freundschaft und Zusammenarbeit 
mit der Sowjetunion und den anderen sozialistischen Staaten eine große Hilfe. 

Auch die kirchenpolitische Entwicklung in der DDR spiegelt die Kontinuität unserer 
Gesamtentwicklung wider. Sicherlich war der Weg von der Erkenntnis im Kommunique 
des Jahres 1958, „daß die Kirchen den Aufbau des Sozialismus respektieren und mit den 
ihnen gegebenen Mitteln am Aufbau des friedlichen Volkslebens mitwirken“, über die 
Erklärungen vom 9. Februar 1961 bis hin zu den Erklärungen des Vorsitzenden des Staats- 
rates, Walter Ulbricht, und des Landesbischofs Moritz Mitzenheim auf der Wartburg im 
Jahre 1964 nicht einfach und nicht ohne Probleme. 

Allen jenen gilt unser aufrichtiger Dank, die diesen Weg mit der Nationalen Front des 
demokratischen Deutschland gemeinsam gegangen sind und mit ganzem Herzen und klu- 
gen Gedanken dazu beigetragen haben, die sozialistische Deutsche Demokratische Repu- 
blik allseitig zu stärken. Der VIII. Parteitag der SED, der Mitte dieses Jahres zusammen- 
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tritt, wird neue, verantwortungsvolle Aufgaben zur weiteren Gestaltung des entwickelten 
gesellschaftlichen Systems des Sozialismus in der DDR beraten und beschließen. Die 
Durchführung dieser Aufgaben wird unser Volk weiter vorwärts und aufwärts führen. 

Lassen Sie uns deshalb gemeinsam auf dem guten Weg des Friedens und des Sozialismus 
weiter voranschreiten. 


Daß auf diese Rede des Parteivertreters bald ein staatlicher Akt der sichtba- 
ren Anerkennung des Kirchenbundes folgen würde, konnte erwartet werden. 
Der Staatssekretär für Kirchenfragen der DDR, Hans Seigewasser, lud den Vor- 
stand des Bundes für den 24. Februar zu einem Empfang ein, der in einer au- 
ßerordentlich freundlichen Atmosphäre stattfand. Von kirchlicher Seite erhielt 
dieser Empfang seine besondere Bedeutung durch eine Ansprache, in der Bi- 
schof D. Albrecht Schönherr die kirchlichen Grundlagen für eine neue Phase 
im Kirche-Staat-Verhältnis beschrieb. Es bedeutete eine gewisse Überraschung, 
daß diese Ansprache über den Evangelischen Nachrichtendienst in der DDR ver- 
breitet werden konnte. 


ANSPRACHE 


Bischof D. Schönherrs beim Empfang des Vorstandes des Bundes 
der Evangelischen Kirchen in der DDR durch den Staatssekretär für Kirchenfragen 
der DDR am 24. Februar 1971 


ena — Evangelischer Nachrichtendienst in der DDR (17. 3.): „Der Staatssekretär für Kir- 
chenfragen der DDR, Hans Seigewasser, hatte am 24. Februar 1971 den Vorstand des 
Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR zu einem Gespräch empfangen ... Dabei 
nahm der Vorsitzende der Konferenz der Kirchenleitungen, Bischof D. Schönherr, Stellung 
zu Aufgaben und Zielen des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR und zu eini- 
gen wichtigen Problemen des Lebens der Kirchen in der sozialistischen Gesellschaft. Seine 
Ansprache hatte folgenden Wortlaut: 

Der Herr Staatssekretär hat den Vorstand der Konferenz der Kirchenleitungen des Bun- 
des der Evangelischen Kirchen in der DDR eingeladen. Diese Tatsache wird — so wird 
man voraussehen können — von erheblicher Bedeutung für das Verhältnis von Staat und 
Kirche in der DDR sein. Es dürfte damit ein Gespräch eingeleitet sein, das sich in mannig- 
faltiger Beziehung als hilfreich erweisen könnte. Erlauben Sie, sehr geehrter Herr Staats- 
sekretär, daß ich bei dieser Gelegenheit, zu Beginn dieses Gespräches, einige Gedanken 
äußere, die uns wichtig sind. Ich möchte das anhand einiger Aussagen der ‚Ordnung des 
Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR‘ tun, die Ihnen seinerzeit übergeben wor- 
den ist. Die Ordnung beginnt mit einem Vorspruch, in dem zuerst die acht Landeskirchen 
genannt werden. Diese schließen sich ‚ohne Aufgabe ihres rechtlichen Bestandes‘ zu dem 
Bunde zusammen. Ziel des Zusammenschlusses ist es, ihre bereits ‚geübte Zusammenarbeit 
zu vertiefen‘ (Art. 1.1). Das ist der Wunsch der Gemeinden und Kirchenleitungen und 
wird auch aus naheliegenden Gründen der Kräfte- und Finanzökonomie unumgänglich 
sein. Aber nicht eine zentralistisch geleitete Superkirche, die nach den Erfahrungen frühe- 
rer Zeiten doch nur in Bürokratismus ausarten würde, ist das Ziel. Unser Verständnis von 
Zeugnis, Dienst und geistlicher Leitung weist uns an kleinere überschaubare Kirchenkörper, 
in denen menschliche Nähe möglich ist und gewachsene fruchtbare Traditionen gepflegt 
werden können. Auch wenn die Bemühungen, noch immer bestehende konfessionelle Spal- 
tungen zu beseitigen, zum Erfolg führen sollten, wird es nach unserer Einsicht weiterhin 
Landeskirchen geben. Das schließt nicht aus, Grenzregulierungen vorzunehmen, die einige 
nicht mehr zeitgemäße Ergebnisse des Wiener-Kongresses berichtigen sollen. Der Bund 
strebt an, ‚in der Einheit und Gemeinsamkeit des christlichen Zeugnisses und Dienstes ge- 
mäß dem Auftrag ihres Herrn zusammenzuwachsen‘ (Art. 1,2). Der Bezugshorizont die- 
ses Zeugnisses und Dienstes ist in der 6. These des Barmer Bekenntnisses, auf das sich 
die Ordnung des Bundes ausdrücklich bezieht, eindeutig festgelegt: ‚Der Auftrag der Kir- 
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che, in welchem ihre Freiheit gründet, besteht darin, an Christi statt und also im Dienst 
seines eigenen Wortes und Werkes durch Predigt und Sakrament die Botschaft von der 
freien Gnade Gottes auszurichten an alles Volk. Wir verwerfen die falsche Lehre, als könne 
die Kirche in menschlicher Selbstherrlichkeit das Wort und Werk des Herrn in den Dienst 
irgendwelcher eigenmächtig gewählter Wünsche, Zwecke und Pläne stellen. Das bedeutet: 
Alle Kirchen, wo sie auch sind, leben von dem Auftrage ihres Herrn. Der Herr weist sie 
an die Menschen, die in ihren Familien und Nachbarschaften, Betrieben und Interessen- 
gruppen, in ihrer Gesellschaftsordnung, in ihrem Staatswesen leben. Die Kirchen haben 
die Pflicht und das Recht, ihren Dienst so zu ordnen, wie er nach ihrer Erkenntnis un- 
ter den jeweiligen Verhältnissen am besten getan werden kann. Das hat in den vergange- 
nen Jahren zur Verselbständigung der Kirchen in der DDR und zu ihrem Zusammen- 
schluß zu einer neuen Gemeinsamkeit im ‚Bund der Evangelischen Kirchen‘ geführt. Die 
Ordnung bekräftigt diese Tatsache: ‚Der Bund nimmt die gemeinsamen Aufgaben der in ıhm 
zusammengeschlossenen Gliedkirchen selbständig und unabhängig wahr‘ (Art. 4,2). Dies 
ist bei allen Synodaltagungen, insbesondere durch das Schlußwort des Präses bei der er- 
sten Tagung, deutlich und unmißverständlich bekräftigt worden. Diese ‚Selbständigkeit 
und Unabhängigkeit‘ wird auch dadurch unterstrichen, daß durch Beschluß des Zentral- 
ausschusses in Addis Abeba im Januar dieses Jahres die Kirchen des Bundes nunmehr di- 
rekt und selbständig Mitgliedskirchen des Ökumenischen Rates der Kirchen geworden sind. 
Entsprechendes gilt für die Konferenz Europäischer Kirchen und bei einigen Gliedkirchen 
für den Lutherischen Weltbund. Es ist schon in der kurzen Zeit, in der der Bund besteht, 
deutlich geworden, daß er die Verbundenheit der Weltchristenheit in der ökumenischen 
Bewegung im Mitdenken und Mithandeln ernstzunehmen gewillt ist. Ich begnüge mich 
mit dem Hinweis auf den am 9. 1. 1971 gefaßten Beschluß der Konferenz der Kirchen- 
leitungen zum Antirassismusprogramm des Ökumenischen Rates. Die Vertreter der Evan- 
gelischen Kirchen in der DDR waren maßgeblich beteiligt am Zustandekommen der Ent- 
schließungen der Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes in Evian, ebenso wie sie 
zur Vorbereitung der Vollversammlung der KEK in Nyborg wesentlich beitragen. Es ist 
für unsere Kirchen von großer Wichtigkeit, ihre Stimme auch in der Weite der Ökumene 
für Ziele erheben zu können, die im Interesse des Friedens zwischen allen Völkern und 
der Durchsetzung der Allgemeinen Menschenrechte liegen. So heißt es in der Entschlie- 
ßung von Evian: Um die Ablösung der lebensbedrohenden Militärsysteme durch weltweite 
Sicherheits- und Rechtssysteme zu fördern, sollten die Gemeinden und Kirchen vor al- 
lem die UNO stärken und unterstützen: ... bei der Bemühung der Aufnahme aller Staaten 
in die UNO‘. 

In demselben Dokument heißt es ein paar Zeilen weiter: ‚Der Vorschlag, eine europä- 
ische Sicherheitskonferenz durchzuführen, scheint hoffnungsvolle Möglichkeiten zu bie- 
ten, und Kirchen in diesem Gebiet könnten Wege finden, ermutigend und. helfend zur 
Verwirklichung der Ziele einer solchen Konferenz beizutragen.‘ Von Europa sind in die- 
sem Jahrhundert zwei Weltkriege ausgegangen. Die Welt kann von diesem Kontinent mit 
Recht Ermunterung und Ermutigung für eine friedliche Lösung der Weltkonflikte erwar- 
ten. Die Evangelischen Kirchen in der DDR sind davon überzeugt, daß es eine Verantwor- 
tung für die ganze Welt gibt, den Frieden und gerechte Zustände und damit Überlebens- 
chancen zu sichern. Dies nicht aufgrund irgendwelcher Theorien, sondern weil nach unse- 
rer Überzeugung als Christen diese Welt einen Herrn und Erlöser und weil sie eine Hoff- 
nung hat: eine versöhnte Welt — oder wie es das Neue Testament sagt: das Reich Gottes. 
Bis diese Hoffnung erfüllt ist, wird es noch viel Streit geben. Streit der Meinungen. Streit 
der Ideologien, Streit um Macht und Einfluß, Streit gegen Ungerechtigkeit und ungerech- 
te Verhältnisse. In diesem Streit werden wir Christen nach dem Maß unserer Erkenntnis 
Partei ergreifen müssen für Frieden und Gerechtigkeit, gegen Krieg, Kriegsdrohung, Haß, 
Ausbeutung und Unterdrückung. 

Mit den Evangelischen Kirchen in der Bundesrepublik verbindet uns die geistliche Ge- 
meinschaft der einen Kirche Christi im Heiligen Geist, wie sie in der Ökumenischen Be- 
wegung zeichenhaft Gestalt gewinnt. Mit ihnen verbindet uns aber auch eine jahrhunderte- 
lange gemeinsame Geschichte — ich nenne nur die Namen Luther und Lessing, Francke 
und Wichern, Harnack und Niemöller — und kirchliche Tradition — deutsche Bibel, Ge- 
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sangbuch, Liturgie, Landeskirchentum und ev. Vereinswesen —, gleiches Bekenntnis und — 
in diesem Maße wohl einzigartig — die Pflicht, gemeinsam auf uns geladene Schuld abzu- 
tragen. In diesem Sinn allein und nicht als kirchliche Variante einer bestimmten politi- 
schen Konzeption ist der Art. 4,4 der Bundesordnung zu verstehen. Die letzte Synode 

in Potsdam-Hermannswerder hat in ihrer Stellungnahme zum Bericht der Konferenz ein- 
deutig erklärt: ‚Wir weisen alle Versuche zurück, die bestehende geistliche Gemeinschaft 
zu entleeren oder sie so zu interpretieren, daß dadurch die organisatorisch-rechtliche und 
institutionelle Selbständigkeit des Bundes infrage gestellt wird.‘ 

Die acht Landeskirchen haben sich zum Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR zu- 
sammengeschlossen. Sie nehmen diese Aussage ernst. Für sie ist die DDR der Staat, in dem 
sie Zeugnis und Dienst, zu dem ihr Herr sie gerufen hat, auszuüben haben. Das Barmer 
Bekenntnis redet in These 5 von der Würde des Staates, die nach christlichem Glauben auf 
göttlicher Anordnung beruht, von der Verantwortung des Regierenden und Regierten und 
von den Versuchungen für Staat und Kirche, die dann drohen, wenn diese ihren besonde- 
ren Auftrag überschreiten. Es ist kein billiger Opportunismus, sondern innere Verpflich- 
tung des Christen, wenn er der Stadt und des Staates Bestes wünscht, für sie betet und 
seine Verantwortung handelnd wahrnimmt. Die Kirche wird sich darum allen Versuchen 
widersetzen, diesen Staat zu diskriminieren, und wünscht ihm, daß er auch rechtlich den 
Platz in der Völkerwelt einnehmen möge, der ihm die volle Mitarbeit an den Problemen 
des Weltganzen, besonders im Rahmen der UNO und ihrer Gliederungen ermöglicht. 

Art. 1 der Verfassung kennzeichnet die DDR als einen sozialistischen Staat deutscher 
Nation. ‚Sie ist die politische Organisation der Werktätigen in Stadt und Land, die gemein- 
sam unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei den So- 
zialismus verwirklichen.‘ In der wichtigen Rede Paul Verners vom 8. 2. 1971 werden die 
Kirchen aufgerufen, ‚ihre Tätigkeit in Übereinstimmung mit den Grundlinien der sozia- 
listischen Gesellschaft‘ auszuüben. Zur Interpretation dieser Aussagen ist von großer Be- 
deutung, daß in derselben Rede von den ‚nicht überbrückbaren weltanschaulichen Gegen- 
sätzen zwischen Christen und Marxisten‘ die Rede ist, die weder hochzuspielen noch zu 
verwischen seien, und daß es in diesem Zusammenhang wörtlich heißt: ‚Eine Sozialisie- 
rung der christlichen Lehre hat es bisher nicht gegeben und wird es auch in Zukunft 
nicht geben‘. Wir erinnern uns an dieser Stelle auch an die entsprechenden Ausführungen 
des unlängst verstorbenen stellvertretenden Präsidenten der Volkskammer, Hermann Ma- 
tern, vom 25. 9. 1969, die er im Zusammenhang der Erläuterung des marxistischen Reli- 
gionsbegriffes gemacht hat: ‚Wenn wir sagen. daß das Christentum und die sozialen Prin- 
zipien des Sozialismus keine Gegensätze sind, so bezieht sich das auf die konkreten Fra- 
gen der gesellschaftlichen Verhältnisse, nicht aber auf die Weltanschauung’ der Arbeiter- 
klasse bzw. des Christentums.‘ 

Gerade solche Äußerungen sind für die Herstellung einer klaren Atmosphäre wichtig. 
Zu solcher Klarheit glauben wir beizutragen, wenn wir darauf hinweisen, daß ‚christliche 
Lehre‘ oder ‚Weltanschauung des Christentums‘ nach unserem Verständnis nicht eine 
philosophische Meinung, sondern die den ganzen Menschen in allen seinen Beziehungen 
umfassende Bindung an das Wort seines Herrn ist, die sein Reden und Tun bestimmt 
und begrenzt. Ihr Herr erlaubt den Christen freilich nicht, sich einer individualistischen 
Pflege ihrer Frömmigkeit hinzugeben, sondern ruft sie in seine Nachfolge und damit in 
den Dienst an den Menschen, in den Dienst für sein ewiges Heil und für sein irdisches 
Wohl. In diesem Horizont ist der Satz aus dem Beitrag der evangelischen Bischöfe zur 
Verfassungsdebatte im Brief vom 15. 2. 1968 aus Lehnin zu verstehen: ‚Als Staatsbürger 
eines sozialistischen Landes sehen wir uns vor die Aufgabe gestellt, den Sozialismus als 
eine Gestalt gerechteren Zusammenlebens zu verwirklichen.‘ Als Christen lassen wir uns 
daran erinnern, daß wir es nicht unterlassen dürfen, ‚die Sache der Armen und Entrech- 
teten gemäß dem Evangelium von Gottes kommendem Reich zur Sache der Christenheit 
zu machen‘ (aus dem Darmstädter Wort des Bruderrates). Die gemeinsame Arbeit an den 
konkreten Fragen der gesellschaftlichen Zusammenarbeit zu erlernen, ist nach der leid- 
vollen Geschichte des Verhältnisses von christlicher Kirche und Sozialismus nicht leicht. 
Viel Unsicherheit ist zu überwinden, um so mehr gemeinsame Bemühung ist nötig. Auch 
bei der Entwicklung ‚neuer moralischer Beziehungen und Verhaltensweisen‘ beim Auf- 
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bau der sozialistischen Gesellschaftsordnung handelt es sich — so Paul Verner — ‚um einen 
langen und komplizierten Prozeß‘. Nicht weniger kompliziert ist es für den Christen, seine 
Überzeugung in einer ihm noch nicht vertrauten Gesellschaftsordnung so zu artikulieren, 
daß Glaube und Liebe, Wort und Tat, Überzeugung und Eintreten für die Überzeugung 
konkret zusammenstimmen. Beide Seiten aber gehören zusammen. Denn der einzelne 
Christ und die christliche Gemeinde können ihren Gottesdienst nur als Gottesdienst des 
ganzen Lebens, nicht lediglich als Abwicklung eines gewiß ehrwürdigen, aber — da vom 
weltlichen Leben isoliert — sterilen Kultus verstehen. Es ist daher nicht zu verwundern, 
daß im Verhältnis beider Verhaltensweisen zueinander noch allerlei Mißverstehen und Miß- 
trauen abzubauen ist. Auch in diesem Zusammenhang wäre an den Brief aus Lehnin zu. 
erinnern, der an dieser Stelle eine Wendung Landesbischof Mitzenheims aufnimmt: ‚Wir 
bitten, daß die neue Verfassung so erstellt wird, daß die Christen und diejenigen Mitbür- 
ger, die die Weltanschauung der führenden Partei nicht teilen, an der Verantwortung für 
unser Staatswesen mit unverletztem Gewissen teilhaben können.‘ 

Es war ein wichtiges Ergebnis der Verfassungsdebatte, daß ein Satz über die Gewissens 
und Glaubensfreiheit in den Text der Verfassung aufgenommen wurde. Das Grundrecht 
der Gewissens- und Glaubensfreiheit für alle Menschen ohne Ausnahme ist eine der kost- 
barsten Errungenschaften der Neuzeit. Es drückt den unbedingten Respekt vor den in der 
Tiefe ihres Wesens verankerten Entscheidungen, seien sie religiös oder nichtreligiös begrün- 
det, und damit vor ihrer Menschenwürde aus. Paul Verner unterstreicht: ‚Unser sozialisti- 
scher Staat schützt verfassungsgemäß die Religionsausübung, gewährleistet die Gewissens- 
und Glaubensfreiheit und meint es damit auch ernst.‘ In der Anordnung über die Aufstel- 
lung von Baueinheiten wird das praktiziert. Diese Anordnung eröffnete manchem Wehr- 
pflichtigen, der sich gerade darin gebunden weiß, ohne Waffe für die Sicherung des Frie- 
dens einzutreten, einen gangbaren Weg. 

In unserer Verfassung steht der Satz von der Gewissens- und Glaubensfreiheit in engem, 
innerem Zusammenhang mit dem nachdrücklich betonten Prinzip der Gleichberechtigung 
aller Bürger, einschließlich des gleichen Rechtes auf Bildung. 

In den Gesprächen mit Verantwortlichen des Staatsapparates muß von kirchlicher Seite 
immer wieder auf Benachteiligungen von jungen Christen bei der Zulassung zur EOS oder 
zu anderen Bildungseinrichtungen, die zur Hochschulreife führen, hingewiesen werden. 
Wenn auch in einer Reihe von Fällen Abhilfe geschaffen wurde, so ist die Zahl der im- 
mer noch betroffenen Jugendlichen nicht klein. Wir werden nicht ablassen, solche Tat- 
sachen, die uns sehr beunruhigen, zur Sprache zu bringen. Oft engagieren sich die jun- 
gen Christen für das Wohl der Gesellschaft in sehr intensiver Weise, freilich in einer Form, 
wie sie sie von ihrem Glauben her als geboten ansehen. Es beschwert uns auch sehr, daß 
jungen Bürgern unseres Staates, die von der gesetzlichen Möglichkeit Gebrauch machen 
wollen, ihren Wehrdienst als Bausoldaten zu leisten, die Aufnahme an unseren Hoch- 
und Fachschulen verwehrt wird. 

Die Verfassung der DDR gewährleistet den christlichen Bürgern in unserem Staat, ‚sich 
zu einem religiösen Glauben zu bekennen und religiöse Handlungen auszuüben‘. Entspre- 
chend dem reformatorischen Bekenntnis äußert sich unser christlicher Glaube im Hören 
des Wortes und im Tun, das dem gehörten Wort entspricht. Es gehört zu den biblisch be- 
gründeten Traditionen der reformatorischen Kirchen, die durch nun glücklich überwunde- 
ne staatskirchliche Entwicklungen lediglich verdunkelt werden konnten, daß die Gemeinde- 
glieder, die mitten im allgemeinen Berufsleben stehen, also die sogenannten ‚Laien‘, dabei 
eine erhebliche Mitverantwortung haben und ihnen demgemäß eine volle Mitarbeit zuzu- 
billigen ist. Wir sehen die ganze Fülle kirchlichen Lebens — von Einzelseelsorge, Hauskrei- 
sen, Unterweisung an Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen bis hin zu großen kirchli- 
chen Feiern und Kirchentagen — nicht als Veranstaltung eines privilegierten geistlichen 
Amtes, sondern als Ausdruck der gemeinsamen Aktivität aller Gemeindeglieder an. 

Das heutige Gespräch eröffnet nach unserer Überzeugung gute Möglichkeiten für ein bes- 
seres gegenseitiges Verstehen. Wir befinden uns in einem Prozeß. In der schon mehrfach 
zitierten Rede Paul Verners heißt es: ‚Es war ein Prozeß des gleichzeitigen Veränderns 
der Verhältnisse und der eigenen Veränderung. Besonders die aus dem Bürgertum stam- 
menden Menschen mußten viele neue Einsichten gewinnen, aber auch wir Marxisten lern- 
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ten in dieser Zusammenarbeit manches hinzu. Im Blick auf den zurückgelegten Weg kön- 
nen wir mit Fug und Recht sagen: indem wir grundlegend die gesellschaftlichen Verhält- 
nisse änderten, änderten wir uns selbst.‘ Der Zusammenhang macht deutlich, daß hier 
gerade auch an das Verhältnis zu den christlichen Mitbürgern gedacht ist. Der Prozeß 
wurde eingeleitet durch ‚den gemeinsamen Kampf von Marxisten und Christen in der 
Nacht des Faschismus‘, an den Hermann Matern und nun auch Paul Verner erinnert, in- 
dem er die Blutopfer von Ernst Thälmann, Rudolf Breitscheid ebenso wie die von Pastor 
Schneider, Dietrich Bonhoeffer und des Berliner Dompropstes Bernhard Lichtenberg 
nennt. 

Die Christen haben das Zusammenleben und das Zusammenarbeiten mit Marxisten als 
Schule Gottes erfahren. Sie lernten die Wirklichkeit und Wirksamkeit gesellschaftlicher 
Verhältnisse für das Ziel, ein gerechteres Zusammenleben unter den Menschen zu ermög- 
lichen, besser einzuschätzen. Wir würden es als eine gute Frucht unseres Dienstes ansehen, 
wenn der marxistische Partner das Handeln des Christen als unverdächtig und hilfreich 
ansehen könnte, wenn er die Begründung dieses Handelns schon nicht mitvollziehen kann. 
Andeutungen in dieser Richtung vermögen wir aus der Äußerung Hermann Materns zu 
entnehmen, daß ‚vorhandene weltanschauliche Gegensätze nicht im Range eines grund- 
legenden gesellschaftlichen Antagonismus, die die Mitarbeit der Christen in der DDR 
an der Entwicklung des umfassenden Systems des Sozialismus verhindert‘, anzusehen sind. 
Im Sinne dieses Prozesses dürfen wir wohl auch die Worte des Herrn Vorsitzenden des 
Staatsrates vom 21. 6. 1968 werten: ‚In der gemeinsamen Arbeit wurde das frühere 
Mißtrauen und wurden Vorurteile auf beiden Seiten abgebaut, wuchsen das Vertrauen 
und gegenseitige Wertschätzung.‘ 

Es wäre unwahrhaftig gewesen, wenn ich bei dieser wichtigen Begegnung nicht auch auf 
einige der bestehenden Differenzen hingewiesen hätte. Es wäre ein großer Schritt voran, 
wenn solche Differenzen künftig von vornherein vermieden oder aber nunmehr leichter 
beseitigt werden könnten. ‚ 

Wir haben vor allem die Hoffnung auf eine wachsende Zusammenarbeit auf den Gebieten, 
auf die uns Christen unser Herr selbst weist: bei der Arbeit an einer gerechteren, friedli- 
chen und damit erfreulicheren Welt.“ 


Über diesen als Anerkennung des „Bundes der Evangelischen Kirchen in der 
DDR“ zu wertenden Empfang mit der erstmaligen offiziellen Aussprache zwi- 
schen dem Vertreter des Staates und dem Vorstand des schon 1969 gebildeten 
Kirchenbundes erschien eine gemeinsame Presseverlautbarung: 


GEMEINSAME PRESSEVERLAUTBARUNG ÜBER EIN GESPRÄCH 
DES VORSTANDES DES DDR-KIRCHENBUNDES MIT DEM STAATSSEKRETÄR 
FÜR KIRCHENFRAGEN AM 24. 2. 1971 


fepd Dokumentation 14/71 vom 15. März 1971) 


Der Staatssekretär für Kirchenfragen, Hans Seigewasser, empfing am 24. Februar 1971 
den Vorstand des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR zu einem Gespräch. 

An diesem Gespräch nahmen teil: Bischof D. Albrecht Schönherr, Landesbischof D. Noth, 
Präses Waitz, Oberkonsistorialrat Juergensohn, Pfarrer Kramer sowie der Sekretär des Bun- 
des, Oberkonsistorialrat Stolpe; seitens der Dienststelle des Staatssekretärs für Kirchenfra- 
gen: der Stellvertreter des Staatssekretärs, Fritz Flint, und die Abteilungsleiter Dr. Fitz- 
ner und Dr. Wilke. 

Nach einleitenden Bemerkungen des Staatssekretärs nahm Bischof D. Schönherr Stellung 
zu Aufgaben und Zielen des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR und zu eini- 
gen wichtigen Problemen des Lebens der Kirchen in der sozialistischen Gesellschaft. 

Der Staatssekretär erläuterte den humanistischen Inhalt der auf Frieden und Sozialismus 
gerichteten Innen- und Außenpolitik der DDR sowie Fragen der gemeinsamen Verantwor- 
tung von Marxisten und Christen beim Aufbau der sozialistischen Gesellschaft und im 
Ringen um Frieden und Sicherheit. 
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Es wurde vereinbart, zu Sachfragen weitere Gespräche zu führen. Die Aussprache fand 
in einer freimütigen und aufgeschlossenen Atmosphäre statt. 


Auch der Vorsitzende der CDU Gerald Götting, der in dieser Entwicklung of- 
fenbar keine aktive Rolle gespielt hatte, schloß sich ihr sehr bald an: 


FRUCHTBARES GESPRÄCH 
(‚Neue Zeit‘ Nr. 76 vom 31. März 1971, S. 1) 


Berlin (NZ). Der Vorsitzende der Christlich-Demokratischen Union Deutschlands, Gerald 
Götting, Stellvertreter des Vorsitzenden des Staatsrates und Präsident der Volkskammer, 
empfing am Dienstag, dem 30. März 1971, den Vorstand des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der DDR zu einem Gespräch. 

An der Aussprache nahmen teil: Bischof D. Schönherr, Vorsitzender der Konferenz der 
Evangelischen Kirchenleitungen; Landesbischof D. Braecklein, Präses der Synode des Bun- 
des der Evangelischen Kirchen in der DDR; Oberkonsistorialrat Juergensohn, Stellvertre- 
ter des Vorsitzenden der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen; Pfarrer Kramer, 
Mitglied des Vorstandes des Bundes; Oberkonsistorialrat Stolpe, Leiter des Sekretariats 
des Bundes, sowie der Leiter der Abteilung Kirchenfragen des Sekretariats des Hauptvor- 
standes der CDU, Gerhard Quast. 

Bischof D. Schönherr sprach über die Arbeit und Ziele des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der DDR, zu dem sich die acht evangelischen Landeskirchen zusammengeschlos- 
sen haben, um die besonderen Aufgaben des Zeugnisses in einer sozialistischen Gesellschaft 
gemeinsam wahrzunehmen. 

Weitere Gegenstände des von allen Beteiligten freimütig und vertrauensvoll geführten Ge- 
sprächs waren: die Friedensbestrebungen der DDR, der Plan einer europäischen Sicher- 
heitskonferenz, die völkerrechtliche Anerkennung der DDR, die Bemühungen der CDU 
zur Herstellung eines vertrauensvollen Miteinanders von Christen und Marxisten bei der 
Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft in der DDR und einige andere wichtige Pro- 
bleme des Lebens von Christen und Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik. 

Gerald Götting verband mit seinem Dank für das Gespräch den Wunsch, daß die evange- 
lischen Landeskirchen in der DDR ihre Gemeinden darin bestärken, in humanistischer 
Verantwortung zum Wohle des Ganzen für Frieden, europäische Sicherheit und sozialen 
Fortschritt zu wirken. 


Das Ganze bedeutete nichts weniger als den Beginn einer neuen Phase in der 
Kirchenpolitik des Staates. Offenbar liegt dem Staat und der ihn bestimmen- 
den Partei an einer Versachlichung der Beziehungen zur Kirche. Dazu bedurfte 
es aber zunächst des Verzichtes auf die Übung, sich die kirchlichen Gesprächs- 
partner nach den eigenen Wünschen auszusuchen und die amtlich bestellten 
Vertreter der Kirche zu übergeben, wenn sie sich für staatliche Zwecke als 
nicht ausreichend verwendbar erwiesen. So lag der Grund für die staatlicherseits 
gegenüber dem neuen Kirchenbund bisher geübte Zurückhaltung u.a. darin, 

daß dieser für die Kirchen in der DDR die verfassungsrechtlichen Bindungen 

an die EKD gelöst hatte, sich aber einer darüber hinausgehenden ideologisch 
bestimmten Abgrenzung oder Absage versagte. Um so beachtlicher ist es, daß 
Schönherr in seiner Ansprache an Seigewasser den bisher bestrittenen Artikel 

4 Absatz 4 der Ordnung des Kirchenbundes klar interpretierte und fest behaup- 
tete. Auch sonst läßt die Rede Schönherrs keinen Zweifel daran, daß die Kir- 
chen in der DDR ihren Standort in Staat und Gesellschaft nach kirchlich verant- 
wortbaren Kriterien zu bestimmen suchen. In einer solchen Klärung der Posi- 
tionen sehen die Kirchen in der DDR keine Kampfansage, sondern ihrerseits 
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das Angebot zu einer fairen Begegnung und Zusammenarbeit. Wenn es weiter- 

hin auf den klassischen Feldern der Auseinandersetzung zu Schwierigkeiten 

EP soll es wenigstens am guten Willen der kirchlichen Seite nicht gefehlt 
en. 

Zu einer derartigen „Schwierigkeit‘‘ kam es im Zusammenhang mit einem 
Diskussionsvotum von Generalsuperintendent D. Günter Jacob bei einer Aus- 
sprache, zu der der Rat des Bezirks Cottbus am 2. März 1971 eingeladen hatte. 
Generalsuperintendent Jacob befaßte sich darin mit der Rede von Paul Verner 
vom 8. Februar 1971: 


Ich wende mich dem Fragenkomplex zu, der in dem Abdruck des Referates von Paul Ver- 
ner in der „Märkischen Union“ unter die Überschrift gestellt ist: „Keine Sozialisierung der 
christlichen Lehre!“ Verner sagt: „Es liegt uns fern, uns etwa in die theologischen Angele- 
genheiten der Kirche zu mischen.“ Er erklärt mit aller Deutlichkeit: ‚Es hat zwar eine 
Verpreußung der evangelischen Kirchen und nationalistische, ja sogar faschistische Verfeh- 
lungen gegeben — eine Sozialisierung der christlichen Lehre hat es bisher nicht gegeben 

und wird es auch in Zukunft nicht geben.“ Verner weist die Zerrbilder westlicher Kommen- 
tatoren zurück, als sollte in Zukunft in der Kirche nicht mehr das Augsburger Bekenntnis, 
sondern das Statut des FDGB gelten, als sollten im Gottesdienst nicht mehr die ehrwürdi- 
gen Choräle (ich merke an: Manche von uns empfinden einen Teil dieser Choräle gar nicht 
mehr als ehrwürdig!), sondern revolutionäre Kampflieder gesungen werden, als würden die 
Bekenntnisgrundlagen der Kirchen und ihre Liturgie in Frage gestellt! Diese Feststellun- 

gen sind natürlich zu begrüßen! Wir haben solche Verfälschungen in den äußerst schweren 
Jahren des Kirchenkampfes durch die Deutschen Christen erlebt, und wir haben durch 

Karl Barth und in der Bekennenden Kirche daraus gelernt, jeder solcher Verfälschung zu wi- 
derstehen! 


Jacob bezeichnete aber diese Abgrenzung als nicht ausreichend. Vielmehr müsse 
eine Auslegung dieser Abgrenzunng abgelehnt werden, die zwischen den unan- 
getasteten Bekenntnisgrundlagen einerseits und dem von den Christen erwarte- 
ten Engagement in der sozialistischen Gesellschaft andererseits trennen wolle, 
als ob die wirklichen Existenzfragen mit der christlichen Botschaft nichts zu 
tun hätten. Jacob meldete damit ein christlich bestimmtes Mitreden auch in 
den Lebensfragen einer sozialistischen Gesellschaftsordnung an und erläuterte 
dies eingehend an den auch von Verner angeführten Worten „Friede“ und „Ge- 
rechtigkeit‘‘. Dann heißt es abschließend in diesem Votum: 


Hier habe ich nun aber die entscheidenden kritischen Rückfragen an das Referat von Paul 
Verner anzumelden, und damit möchte ich mit einer sehr ernsten Frage schließen: Wird 
im Referat nicht doch die nichtsozialistische Welt schlechthin verteufelt? Wird nicht der 
Anschein erweckt, als sei im sozialistischen Raum sozusagen der Himmel auf Erden, je- 
denfalls in der nichtsozialistischen Welt die Hölle auf Erden? Dem kann die Gemeinde 
Jesu Christi in aller Welt und auch bei uns schlechterdings nicht zustimmen! Das hat mit 
der sogenannten Konvergenztheorie überhaupt nichts zu tun. Das bagatellisiert auch nicht 
den notwendigen und richtigen Klassenkampf-Aspekt, den wir inzwischen von der mar- 
xistischen Gesellschaftsanalyse gelernt haben. Aber dieser Aspekt kann nicht als der ein- 
zige Aspekt absolut gesetzt werden. Eine solche Geschichtsbetrachtung, die dann notwen- 
dig einen tödlichen, ich betone tödlichen Antagonismus proklamieren muß, ist uns Chri- 
sten nicht erlaubt, und zwar vom Evangelium her nicht erlaubt! Ich hoffe nicht, daß der 
Satz aus der Rede Verners, „die Kirchenvertreter sollten Klarheit schaffen, daß die Kirche 
weder zwischen den Fronten des Kapitalismus noch des Sozialismus noch in ‚kritischer 
Distanz‘ zu unserem Staatswesen stehen kann“, so zu verstehen ist! 
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Dann gäbe es ja nur die Alternative: entweder „kritische Distanz‘‘ oder „unkritische Ak- 
klamation“. Ich halte diese Alternative für ganz falsch und unmöglich. Damit wäre ver- 
kannt (und dies zu sagen, sind wir als Christen auch verpflichtet!), daß auch eine soziali- 
stische Gesellschaftsordnung und eine sozialistische Politik gestaltet werden von Menschen, 
die weder als einzelne noch als Kollektive immun sind gegen Fehler, Irrtümer, Schwächen, 
gegen die Versuchung zu Machtmißbrauch, Unrecht und Willkür! Ich brauche wohl ent- 
sprechende Belege dafür, etwa aus bestimmten Phasen des Stalinismus, nicht anzuführen. 
Sie sind längst seit 1956 durch die KPdSU erkannt! 

Es kann sich weder der einzelne Christ noch die christliche Kirche die Freiheit nehmen 
lassen, gewiß auf dem Grunde einer konstruktiven Mitarbeit und nicht vom Schmollwin- 
kel böser Ressentiments her, unter Umständen zu bestimmten Fehlentwicklungen, zu 
menschlichen Härten, zu Ungerechtigkeiten gegenüber einzelnen oder Gruppen ein klares 
und deutliches Nein zu sagen. Ich mache darauf aufmerksam, daß Christen nach dem 
Wort ihres Herrn (und dieses Wort gilt auch für unsere Kirchen in der DDR) das Salz der 
Erde sein sollen, nicht aber der Zucker, der das Vorhandene und Bestehende nur zu ver- 
süßen hätte! Christen können also nicht aufhören, jeweils konkret an den vom Evangeli- 
um für sie allein verbindlich gesetzten Maßstäben ihr Verhalten in der konkreten politi- 
schen Wirklichkeit auszurichten und immer neu zu überprüfen. Das kann sie unter Um- 
ständen nötigen, sich einmal anders zu entscheiden, als es die Partei erwartet. Ich möchte 
aber hoffen, daß eine effektive Zusammenarbeit zwischen Christen und Nichtchristen, 
die ja längst in unserem Staat im Gange ist und jeden Tag in Tausenden von Betrieben 
und Labor geschieht, mehr und mehr eine gute Atmosphäre und damit eine tragfähige 
Grundlage im Vertrauen schafft, eine Grundlage, die auch in Zukunft — und in Zukunft 
noch besser — freimütige und kritische Gespräche möglich macht. 


Die mit der Rede des Politbüromitgliedes Paul Verner signalisierte Neuord- 
nung des Verhältnisses zwischen Kirche und Staat bot gewiß eine Reihe von 
Ansatzpunkten für die Klärung strittiger Fragen. Im Ganzen aber blieb die da- 
mit eingeleitete staatliche Kirchenpolitik noch zu undeutlich, als daß eine 
wirkliche Würdigung möglich wäre. Daher wagt Reinhard Henkys, gegenwärtig 
einer der besten Kenner der kirchlichen Verhältnisse in der DDR, auch nur 
ein recht vorsichtiges Zwischenurteil. 


PROZESS MIT UNGEWISSEM AUSGANG 


Neuansatz der Kirchenpolitik in der DDR 
Von Reinhard Henkys 
(„Evangelische Kommentare‘ Heft 4/April 1971) 


Die Aufnahme offizieller Beziehungen zwischen der DDR-Regierung und dem Bund der 
Evangelischen Kirchen in der DDR am 24. Februar 1971 ist in den meisten westlichen 
Tageszeitungen nicht notiert worden. Der vorbereitende Akt öffentlicher kirchenpoliti- 
scher Selbstklärung der SED am 8. Februar, vollzogen durch eine Rede des Politbüro- 
mitgliedes Paul Verner, trat in den Schatten gegenüber neuerlichen exzessiven Äußerun- 
gen des Ost-CDU-Vorsitzenden Gerald Götting bei gleicher Gelegenheit zum Thema „be- 
sondere Gemeinschaft“ zwischen den Kirchen in der DDR und in der Bundesrepublik. 
Gerade hierin aber lag nicht der Hauptakzent jener Veranstaltung, die der äußeren Form 
nach dem zehnten Jahrestag eines kirchenpolitischen Gespräches gewidmet war, das Wal- 
ter Ulbricht am 9. Februar 1961 mit dem Leipziger Theologen Emil Fuchs geführt hatte, 
in Wirklichkeit hingegen das Ende jener kirchenpolitischen Periode signalisierte, die mit 
diesem und einigen anderen Daten gekennzeichnet ist. Das eigentlich Neue nämlich brach- 
te die im Politbüro vorbereitete Rede Verners, aus der sich ablesen ließ, daß die DDR 
nunmehr den neuen Kirchenbund als Gesamtvertretung der evangelischen Kirchen in der 
DDR zu akzeptieren bereit ist, und zwar ohne daß die Kirchenbundesleitung vorher 

eine politische Kapitulationserklärung zu unterschreiben hatte. 
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In der gemeinsamen Presseverlautbarung über das mit dieser Veranstaltung vom 8. Fe- 
bruar vorbereitete erste offizielle Gespräch zwischen Staatssekretär Hans Seigewasser als 
dem für Kirchenfragen zuständigen Repräsentanten der DDR-Regierung und dem gesam- 
ten Vorstand des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR, das am 24. Februar 
stattfand, fehlt jeder Hinweis auf eine inhaltliche politische Festlegung des Kirchenbun- 
des. Rein formal wurde mitgeteilt, Bischof Schönherr, der Vorsitzende, habe ‚zu eini- 
gen Aufgaben und Zielen‘‘ des Kirchenbundes sowie „zu einigen wichtigen Problemen 
des Lebens der Kirchen in der sozialistischen Gesellschaft‘ Stellung genommen, während 
Seigewasser den humanistischen Inhalt der DDR-Politik sowie „Fragen der gemeinsamen 
Verantwortung von Marxisten und Christen beim Aufbau der sozialistischen Gesellschaft 
und im Ringen um Frieden und Sicherheit‘ erläutert habe. „Probleme“ und „Fragen“ — 
diese Worte sind sichtlich nicht ohne Bedeutung. Sie lenken den Blick auf den folgenden 
Satz: „Es wurde vereinbart, zu Sachfragen weitere Gespräche zu führen.“ 

Es ist kaum zu hoch gegriffen, diesen bescheidenen Text als Dokumentation eines Neu- 
ansatzes der DDR-Kirchenpolitik anzusehen. Tatsächlich hat es nämlich seit 1958, seit Mi- 
nisterpräsident Grotewohl am 17. Mai 1958 an Propst Grüber schrieb, die Tätigkeit des 
Bevollmächtigten des Rates der EKD bei der Regierung der DDR sei beendet, keine förm- 
lichen Beziehungen zwischen dem Staat und einer legitimierten Gesamtvertretung der 
evangelischen Kirchen in der DDR mehr gegeben. In jedem Falle ist von dem Ende solcher 
Beziehungen zu sprechen, nachdem am 21. Juli 1958 Verhandlungen zwischen einer noch 
von der EKD beauftragten DDR-Kirchendelegation und der Regierung mit der Veröffent- 
lichung eines Kommuniques beendet wurden, in dem es heißt, die Christen ‚‚respektieren 
die Entwicklung zum Sozialismus und tragen zum friedlichen Aufbau des Volkslebens bei“. 

Dieses Kommunique wurde in der Folgezeit zur Grundlage der staatlichen Kirchenpoli- 
tik erklärt, einer Kirchenpolitik, die nunmehr einseitig formuliert und dekretiert wurde, 
ohne daß die Landeskirchen in der DDR insgesamt Gelegenheit erhielten, sich dazu zu 
äußern oder verbindliche Gespräche über ihre Konsequenzen mit staatlichen Partnern zu 
führen. Es war die fast 13 Jahre dauernde Periode der „Kirchenpolitik mit falschen Part- 
nern“, die Walter Ulbricht selber initiierte und deren Propagierung der Ost-CDU überlas- 
sen blieb, während die SED als ganze sich zurückhielt und das Staatssekretariat für Kir- 
chenfragen offiziell nur die einzelnen Landeskirchen als Gesprächspartner anerkannte. Ul- 
bricht unternahm den Versuch, sich eine kirchliche Scheinzustimmung für seine Kirchen- 
politik mit Hilfe von eigenwillig ausgewählten Gesprächspartnern zu verschaffen. Kerndo- 
kumente dieser Politik sind neben dem erwähnten Kommunique ein Passus in seiner pro- 
grammatischen Erklärung als Staatsratsvorsitzender vor der Volkskammer vom 4. Oktober 
1960 (Leitsatz: Das Christentum und die humanistischen Ziele des Sozialismus sind keine 
Gegensätze), das erwähnte Gespräch Ulbrichts mit Emil Fuchs und anderen vom 9. Fe- 
bruar 1961 (Leitsatz: Sozialisten und Christen verbinden gemeinsame Ideale und Ziele) 
sowie das sogenannte Wartburg-Gespräch zwischen Ulbricht und Landesbischof Mitzen- 
heim vom 18. August 1964 (Leitsatz: Unsere Gemeinsamkeit in der Wahrnehmung hu- 
manistischer Verantwortung ist von großer nationaler Bedeutung). Insgesamt wurde in 
diesen Dokumenten die Linie festgelegt, daß — wie Emil Fuchs es formulierte — „die ge- 
sellschaftlichen Konsequenzen. die der christliche Glaube für uns hat, ... heute in Deutsch- 
land ohne Verkürzung nur auf dem Boden der DDR verwirklicht werden können“, und 
zwar in Identifizierung mit dem DDR-Sozialismus, der inhaltlich und in der politischen Ak- 
tion der unbedingten Führung durch die Partei der Abeiterklasse unterliegt (vgl. hierzu 
Einleitung und einschlägige Dokumente in: Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR. 
Dokumente zu seiner Entstehung. Ausgewählt und kommentiert von Reinhard Henkys. epd- 
Dokumentation Band 1, Witten-Frankfurt-Berlin 1970). 

In dieser gesamten kirchenpolitischen Periode ist versucht worden, die Kirchen durch 
Propaganda und administrative Verengung ihres Spielraums zum faktischen Einschwenken 
auf die Linie der Akklamation zu veranlassen, ohne ihnen den Status eines wirklichen 
Gesprächs- und Verhandlungspartners zu geben. Tatsächlich wurde auf diese Weise ein 
kirchenpolitisches Hauptziel der DDR erreicht, die Lösung der östlichen Landeskirchen 
von der EKD. Hingegen gibt es, außer einigen Äußerungen von Einzelpersönlichkeiten, 
keine inhaltlichen Festlegungen von Kirchenleitungen oder Synoden auf die Thesen von 
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SED und Ost-CDU. Den jährlichen Zelebritäten der letzteren Partei zur Erinnerung an 
das Ulbricht-Fuchs-Gespräch vom 9. Februar zum Beispiel blieben mit Ausnahme von 
Bischof Mitzenheim stets offizielle Repräsentanten der Kirchen fern, und auch Mitzen- 
heim nahm nicht als Beauftragter seiner Kirchenleitung, sondern als Ehrenmitglied der 
Ost-CDU teil. 

Auch am 8. Februar 1971 blieben Repräsentanten des Kirchenbundes den Reden Ver- 
ners und Göttings fern. Man wollte offensichtlich den fälligen kirchenpolitischen Neuan- 
satz als eine Sache zwischen Staat und Kirche und nicht als eine kirchlich sanktionierte 
Parteiangelegenheit erwirken. Und man wollte nicht ein fremdes Programm unterschreiben, 
sondern zu der nötigen Regelung der Verhältnisse in Sachgesprächen zwischen Kirchen- 
bund und Staatsorganen kommen. 


Keine Unterstützung für Bonn 


Hierin hat die DDR nunmehr nachgegeben und mit der Aufnahme offizieller Beziehungen 
zwischen Kirchenbund und Staatssekretariat für Kirchenfragen die durch die Namen Ul- 
bricht, Fuchs und Mitzenheim gekennzeichnete Ära der Kirchenpolitik mit falschen Part- 
nern auslaufen lassen. Das bedeutet allerdings nicht, daß irgendwelche inhaltlichen Ab- 
striche gemacht worden sind. Die Rede Verners, über deren Bedeutung noch einiges zu 
sagen ist, läßt da keine Zweifel zu. Nur, und das ist ein sehr gewichtiger Unterschied: die 
Identifizierung von Christen und Kirchen mit Grundlagen und Zielen der DDR, und das 
heißt der SED, hat nunmehr praktisch den Rang einer (Schein-JRealität, der ihr seit 1961 
zugesprochen war und propagandistisch gewiß auch weiterhin zuerkannt werden wird, 
wieder verloren und ist zu dem geworden, was sie. in Wirklichkeit immer war, nämlich zu 
einem kirchenpolitischen Programm, das einseitig zu verwirklichen sich auch heute noch 
die SED nicht in der Lage sieht. 

Über die Gründe läßt sich spekulieren. Einiges spricht dafür, daß das Politbüro der SED 
das Bedürfnis hatte, die Kirchenpolitik etwas realistischer zu gestalten und sie gleichzei 
tig auch für die Zeit zu sichern, in der Ulbricht, mit dessen Namen sie von seiten der 
SED bisher praktisch allein verbunden war, nicht mehr an der Spitze steht. Gleichzeitig 
dürfte eine Rolle gespielt haben, daß auch Mitzenheim, inzwischen Pensionär, und Emil 
Fuchs, der kurz nach dem Jahrestag des 9. Februar 92jährig gestorben ist, in ihrer spezi- 
fischen kirchenpolitischen Funktion nicht durch jüngere Leute mit vergleichbarem insti- 
tutionellem Rang oder theologischem Ansehen ersetzt werden können. Vor allem aber 
scheint die DDR-Führung das Bedürfnis zu haben, sich auf einige Dauer mit den Kirchen 
einzurichten, ohne damit den Konflikt zu institutionalisieren. Und das hat nur Aussichten, 
wenn der innerkirchliche Neuorientierungsprozeß gefördert und anerkannt und nicht, wie 
bisher, durch fassadenhafte Vorwegnahme eher blockiert wird. 

Die SED hat allerdings noch nie so richtig über ihren Schatten springen können, und so 
nehmen in der Rede Verners, mit der Ulbrichts Kirchenpolitik durch das Politbüro inhaltlich 
aktualisiert und taktisch korrigiert wird, die gewohnten Elemente, wenn auch zum Teil 
in neuer Formulierung, breiten Raum ein. Es wird weiterhin eine kirchliche Identifikation 
mit der DDR, eine bekenntnishafte Option für sie verlangt, die jede Haltung einer kriti- 
schen Distanz zu diesem Staatswesen ausschließt. Ein beispielhafter Kernsatz Verners hier- 
zu: „Das Ja der Kirche zum sozialistischen Staat ist die Option für ein Gesellschaftssystem, 
dessen politische, soziale, geistige und moralische Prinzipien zutiefst humanistisch sind.“ 
Verner zitierte auch aus der Entschließung der Synode des DDR-Kirchenbundes von 1970, 
nach der sich der Bund ‚‚als eine Zeugnis- und Dienstgemeinschaft von Kirchen in der so- 
zialistischen Gesellschaft der DDR wird bewähren müssen“. Und er gab diesem Satz eine 
eindeutige Interpretation mit den Worten: „Wir verstehen das so, daß kirchliche Amtsträ- 
ger und Laien aufgerufen sind, im Dienst und Zeugnis die Deutsche Demokratische Repu- 
blik allseitig weiter zu stärken, den Frieden zu erhalten und zum Nutzen aller und jedes 
einzelnen Menschen zu wirken.“ Gerade an diesem Satz aber wird auch die Vorsicht und 
Sorgfalt deutlich, mit der hier formuliert worden ist. Im unkorrigierten Manuskript der 
Rede hatte es nämlich geheißen: „, ... allseitig weiter zu stärken, im Dienste des Friedens, 
zum Nutzen aller und jedes einzelnen Menschen.“ Der Unterschied, wenn auch nur eine 
Nuance, ist offenkundig, und damit auch der Versuch, den Kirchen eine Brücke zu bauen, 
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eine Plattform zu bieten, auf die sie sich eines Tages möglicherweise auch ohne Zwang 
von selbst begeben können. 

Ahnlich steht es mit dem besonders heiklen Punkt der Beziehungen zu den Kirchen in 
der Bundesrepublik. Verner verlangt, daß die Kirchen sich illusionslos auf die Staatsmacht 
der DDR einstellen. Sie dürfen nicht zwischen Kapitalismus und Sozialismus stehenblei- 
ben wollen oder ihre Position an Gesellschaftsmodellen ausrichten, die von der „brügerli- 
chen Futurologie‘‘ oder der Konvergenztheorie bestimmt sind. Andererseits jedoch nimmt 
Verner den Artikel 4 Abs. 4 der Kirchenbundesordnung, der von der „besonderen Gemein- 
schaft der ganzen evangelischen Christenheit in Deutschland“ spricht, als Tatsache, zitiert 
ihn sogar und wendet sich nur gegen eine Ausnutzung dieses Artikels zur Unterstützung 
der Politik der Bundesregierung im Blick auf „innerdeutsche Beziehungen“. Verners Kom- 
mentar: „Klarheit und Wahrheit in diesen Fragen bestehen darin, daß die internationalen 
Beziehungen zwischen den Kirchen nur so gestaltet werden können, wie sie zwischen den 
Kirchen in souveränen Staaten im Rahmen der Ökumene üblich sind.“ 

Auch in dieser Formulierung kann ein Spielraum stecken, der es dem Kirchenbund er- 
möglicht, von seinem Willen zu einem Verhältnis freier Partnerschaft zu den Kirchen in 
der Bundesrepublik nicht abzurücken. Jedenfalls wirken seine Ausführungen nüchterner 
als die von Gerald Götting zur gleichen Sache, durch die immer noch der Zorn über Für- 
stenwalde hindurchklingt. Im ganzen zeichnet sich der eigentlich wichtige Teil der Rede 
Verners dadurch aus. daß die Ansätze zu einer neuen Standortbestimmung der evangeli- 
schen Kirchen in der sozialistischen Gesellschaft der DDR ernst genommen und als zurei- 
chende Ausgangslage für einen Prozeß der Normalisierung des Verhältnisses DDR und Kir- 
chenbund dargestellt werden. Und hier nun fällt auf, daß der SED-Sprecher keine ‚Tür- 
ken gebaut“ hat, wie das in der kirchenpolitischen Propaganda insbesondere der Ost-CDU 
gang und gäbe ist. Es werden nicht Außenseiter zitiert, um ein angeblich problemloses 
Einssein der Christen mit der SED-geführten sozialistischen Gesellschaft zu demonstrie- 
ren. Vielmehr werden Verhaltensweisen des Kirchenbundes und seiner Repräsentanten 
selber, insbesondere die Synodalentschließung vom Sommer 1970 und die Stellungnahme 
zum Antirassismus-Programm, die die Leitung des Kirchenbundes am 9. Januar 1971 ein- 
stimmig verabschiedet hat, als Beispiele für den begonnenen Prozeß einer neuen Standort- 
bestimmung angeführt. Für diesen Prozeß hat die SED mit der Rede Verners ihre Zielvor- 
stellungen und die nach ihrer Sicht unbedingt zu beachtenden Voraussetzungen dargelegt. 
Hier zeigt sich die Schwenkung von den früheren Fassadengesprächen mit akklamations- 
bereiten Partnern zu einer Kirchenpolitik, die sich auf das tatsächliche Gegenüber einzu- 
stellen sucht. 

Systemgerecht einfügen 


Um den erwünschten Prozeß der Neubesinnung im Kirchenbund zu fördern, hat Verner 
auch die Regelung von Sachfragen in Aussicht gestellt, wenn der Kirchenbund seinerseits 
die ihm angebotene Plattform betritt. Allerdings ist der SED-Sprecher hier bemerkenswert 
unpräzise geblieben. Ausführlicher hingegen bemühte sich Verner, den Vorwurf zu ent- 
kräften, die SED strebe eine opportunistische Akklamationskirche an. Die weltanschauli- 
chen Gegensätze zwischen Marxisten und Christen sollten weder verwischt noch hochge- 
spielt werden, die SED wolle keine „Sozialisierung‘‘ der christlichen Lehre, sie stelle keine 
Forderungen an Bekenntnisgrundlagen und Liturgie. Aus den etwas unbeholfenen Versu- 
chen, sich hier gegen eine verbreitete Kritik abzugrenzen, geht eins recht deutlich hervor: 
die SED will nicht den Versuch machen, die Kirchen, also Synoden und Kirchenleitungen, 
von innen her ‚aufzurollen“. Sie richtet ihre Politik beziehungsweise die Staatspolitik in 
Kirchenfragen vielmehr auf die vorhandenen Kirchen aus. Sie sollen dafür gewonnen oder 
dazu gedrängt werden, sich in die DDR, in deren unabänderliches und dauerhaftes Gesell- 
schaftssystem systemgerecht einzufügen; und in diesem System sollen sie dann auch einen 
unbestrittenen Platz erhalten. 

Der durch Verners Rede gekennzeichnete und mit dem Empfang des Kirchenbundesvor- 
standes bei Seigewasser förmlich eingeleitete Neuansatz der DDR-Kirchenpolitik ist der 
Beginn eines Prozesses mit ungewissem Ausgang. Die Synode des Kirchenbundes will sich 
im kommenden Sommer erstmals mit inhaltlichen Fragen der gesellschaftlichen Verantwor- 
tung des Christen in der DDR beschäftigen. Daß sie dabei zu den gleichen Ergebnissen 
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kommt wie das Politbüro der SED, ist nicht zu erwarten. Noch weniger aber ist abzuse- 
hen, ob die politische Führung der DDR sich in Sachgespräche mit einer als Partner ver- 
standenen Kirche einlassen und Ergebnisse akzeptieren oder doch tolerieren wird, die nicht 
einseitig von ihr vorformuliert worden sind. Immerhin, daß diese Frage gestellt werden 
kann, kennzeichnet die neue Situation. 


Erst mit dem Hinweis auf den VIII. Parteitag der SED, der vom 15. bis 19. 
Juni 1971 in der Ost-Berliner Seelenbinder-Halle stattfand, gewinnen wir die 
größere Perspektive, in der auch die Entwicklung der staatlichen Kirchenpolitik 
gesehen werden muß. Zwar erwähnten die Berichte, Reden und Entschließun- 
gen des Parteitages die Kirchen und die Existenz von Christen innerhalb der so- 
zialistischen Gesellschaft mit keinem Wort. Die Ära Walter Ulbricht, der mit 
Vorliebe den Christen innerhalb der politisch-moralischen Einheit der soziali- 
stischen Menschengemeinschaft einen Platz beließ und dazu von der Überein- 
stimmung in den humanistisch bestimmten Zielen für Politik und Gesellschaft 
sprach, ist auch in dieser Hinsicht zu Ende. Auf der anderen Seite wurde aber 
von dem Angebot Paul Verners, der als Mitglied des Politbüros zum Sekretär 
für Sicherheitsfragen aufrückte, den beiderseitigen Lernprozeß fortzusetzen 
und ein geregeltes Verhältnis zwischen dem sozialistischen Staat und den Kir- 
chen zu suchen, nichts zurückgenommen. Offenbar sucht sich die SED einen 
Spielraum in der Behandlung der Kirchenfragen zu erhalten, ohne ihnen eine 
allzu große Bedeutung zuzumessen. Doch kann nicht übersehen werden, daß 
die mit dem VIII. Parteitag eingeleitete dynamisierende Straffung der weltan- 
schaulichen Grundlagen, das neue Konzept einer ‚entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft“, die Kreierung des neuen Begriffs einer sozialistischen Nation 
und die als Gegengewicht zu einer unausweichlichen Kooperation der DDR 
mit der Bundesrepublik Deutschland verstandene Verstärkung einer Integration 
in die sozialistische Staatengemeinschaft auch auf die staatliche Kirchenpoli- 
tik einwirken werden. 

Es kann nicht die Aufgabe dieses Berichtes sein, den VIII. Parteitag der SED 
umfassend dokumentarisch zu belegen. Dazu ist auf das einschlägige Schrifttum 
zu verweisen (die wichtigsten Dokumente des Parteitages sind in den Heften 7 
und 8 vom Juli und August 1971 der Zeitschrift für Fragen der DDR und der 
Deutschlandpolitik „Deutschland Archiv‘ veröffentlicht). Eine besondere Her- 
vorhebung verdient das Referat, das Kurt Hager, Mitglied des Politbüros der 
SED und Sekretär für Kultur, Wissenschaft, Ideologie, am 14. Oktober 1971 
auf einer Tagung der Gesellschaftswissenschaftler hielt: „Die entwickelte sozia- 
listische Gesellschaft. Aufgaben der Gesellschaftswissenschaften nach dem VIH. 
Parteitag der SED“, Dietz Verlag Berlin, 1. Auflage 1971. 

Einen zusammenfassenden Überblick über Fragen der staatlichen Kirchenpo- 
litik am Ende der Berichtszeit gibt der nachstehende Bericht. 


KAPITALISTISCHES ÜBERBLEIBSEL 


Kirchenpolitik nach dem letzten SED-Parteitag 
Von Reinhard Henkys 
(Evangelische Kommentare Nr. 4, April 1972) 


Über die Rolle der Kirchen, den Platz der Christen in der Gesellschaft der DDR erfährt 
man seit Mitte vergangenen Jahres zunehmend Widersprüchliches. Hinweise auf repressive 
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Tendenzen häufen sich, gleichzeitig wird immer wieder betont und mit Beispielen belegt, 
daß die DDR-Führung in der Honecker-Ära keine neue Kirchenpolitik eingeleitet, vor al- 
lem keine Kampfposition den Kirchen gegenüber eingenommen habe, im Gegenteil. Dennoch 
sind Veränderungen gegenüber der auslaufenden Ulbricht-Ära 1970/71 nicht zu bestreiten. 

Die kommunistischen Parteien der Zeit nach Stalin haben dazugelernt. Immer seltener 
werden objektiv oder subjektiv notwendig erscheinende Kurskorrekturen abrupt, von ei- 
nem Tag zum anderen, vorgenommen. Daß eine neue Linie festgesetzt worden ist, erken- 
nen heute selbst Funktionäre manchmal erst an den sich allmählich zeigenden Auswirkun- 
gen. Auch vergleichsweise spektakuläre Vorgänge wie der Übergang in der Führung der 
SED von Ulbricht zu Honecker erlauben nicht sofort eine Einschätzung der damit verbun- 
denen politischen Veränderungen. In dem angeführten Fall wurde zudem Wert darauf ge- 
legt, staatspolitische Kontinuität zu demonstrieren. 

So ist es auch erst einige Monate nach dem VIII. Parteitag der SED vom Juni 1971 mög- 
lich geworden, genauer zu erkennen, was die dort verlesenen Berichte und die sie bestäti- 
genden Beschlüsse für die Gesamtentwicklung der DDR bedeuten. Der zentrale, seitdem 
immer zitierte Satz aus den Parteitagsergebnissen klingt weder sensationell noch aufschluß- 
reich: „Wir kennen nur ein Ziel, das die gesamte Politik unserer Partei durchdringt: alles 
zu tun für das Wohl des Menschen, für das Glück des Volkes, für die Interessen der Arbei- 
eye und aller Werktätigen. Das ist der Sinn des Sozialismus. Dafür arbeiten und kämp- 

en wir.“ 

Dieser im Bericht des Zentralkomitees an den Parteitag von Erich Honecker verlesene 
Passus bedarf wie die gesamten Parteitagsmaterialien der Exegese, und zwar nicht nur für 
die westlichen Beobachter. Vier Monate nach dem Parteitag, am 14. Oktober 1971, hielt 
der ZK-Sekretär Professor Kurt Hager in Ost-Berlin auf einer Tagung von Gesellschafts- 
wissenschaftlern ein Referat, in dem er sagte: „Der VIII. Parteitag leistete einen bedeuten- 
den Beitrag zur marxistisch-leninistischen Theorie und ihrer schöpferischen Anwendung 
auf die konkreten Bedingungen der DDR. Er bestimmte wissenschaftlich exakt die gegen 
wärtige Entwicklungsetappe der sozialistischen Gesellschaft in der DDR und legte die Auf- 
gaben zu ihrer weiteren Gestaltung fest.‘‘ Diesen theoretischen Gehalt müßten die Gesell- 
schaftswissenschaftler nunmehr „allseitig erschließen“ und für die Tätigkeit der Partei nutz- 
bar machen (Kurt Hager: Die entwickelte sozialistische Gesellschaft. Aufgaben der Gesell- 
schaftswissenschaften nach dem VIII. Parteitag der SED, Dietz Verlag, [Ost]-Berlin 1971). 


Orientierung auf die östlichen Bruderländer 


Die Hager-Rede, anfangs im Westen kaum beachtet, gilt inzwischen als Schlüssel für die 
sich in der Folge des VIII. Parteitages abzeichnenden Tendenzen der Gesamtpolitik der 
DDR. Sie erlaubt, Erscheinungen einzuordnen, wie sie sich inzwischen im internationalen 
wie im innenpolitischen Verhalten der DDR gezeigt haben, und damit am Rande auch 

in der Kirchenpolitik. In der Phase einer mit dem Verhalten der Sowjetunion koordinierten 
außenpolitischen Öffnung nach Westen, in der das aggressive Spezialinteresse an der Bun- 
desrepublik zurücktritt, diese gleichzeitig zum Ausland erklärt wird, orientiert die DDR 
ihre Bevölkerung auf die östlichen Bruderländer, baut die Grenzen zu Polen, der CSSR 
und bald wohl auch zu anderen Ostblockstaaten ab und eliminiert zu diesem Zweck kon- 
sequent Ulbrichtsches ideologisches und politisches Sondergut. 

Es ist im Westen sofort vermerkt worden, daß der VIII. Parteitag den von Ulbricht gern 
benutzten Begriff der „sozialistischen Menschengemeinschaft“ zur Kennzeichnung der 
Gesamtheit der DDR-Gesellschaft vermieden und statt dessen die Rolle der Arbeiterklasse 
— nicht nur ihrer Partei! — neu betont hat. Weniger aufgefallen ist eine weitere sprachli- 
che Korrektur: Es wird nicht mehr von einem in der DDR vorhandenen und auszubau- 
enden „entwickelten gesellschaftlichen System des Sozialismus‘ gesprochen, sondern 
schlicht von der „entwickelten sozialistischen Gesellschaft“. Der Unterschied ist jedoch 
keineswegs nur sprachlich. Der Systembegriff, der in der Ulbricht-Ära ausgeformt wurde, 
besagte, daß die DDR sich in dem erreichten Stadium des revolutionären Prozesses ein- 
richten wollte, wobei der Übergang zum Kommunismus als Zukunftsmusik auf künftige 
Generationen vertagt wurde. Damit aber entfiel das Erfordernis, die Arbeiterklasse als re- 
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volutionäre Herrschaft ausübende Klasse ständig in den Vordergrund der Staats und Ge- 
sellschaftspolitik zu stellen. Es genügte, die Führung der Partei der Arbeiterklasse zu si- 
chern. Unter dieser Prämisse konnten die Klassengegensätze in der DDR als im wesentli- 
chen überwunden gelten. Die mit Hilfe der sogenannten Bündnispolitik der SED zustan- 
degekommene „sozialistische Menschengemeinschaft‘‘ wurde Objekt und — soweit die Füh- 
rungspartei Raum dafür läßt — Subjekt der Gesamtpolitik. 

In diesem Rahmen war auch die Ulbrichtsche Politik gegenüber Christen und Kirchen 
angesiedelt. Die Christen bilden keine Klasse und auch keine als solche definierbare Schicht 
des „werktätigen Volkes“. Dennoch galten ihnen spezielle Bündnisangebote unter dem be- 
kannten Stichwort von der „gemeinsamen humanistischen Verantwortung von Marxisten 
und Christen‘. Und die östliche CDU, als politisches Sammelbecken für die an der soziali- 
stischen Menschengemeinschaft teilhabenden Christen gedacht, wurde zur unbestritten 
wichtigsten unter den sogenannten verbündeten Parteien der SED. 

Inzwischen ist diese Rangordnung ohne jedes öffentliche Aufsehen geändert worden. In 
der neuen DDR-Volkskammer folgt auf den Sprecher der SED-Fraktion erst einer der 
Bauernpartei, bevor die CDU dran ist. Der VIII. SED-Parteitag nämlich hat das Ulbricht- 
sche ‚System‘ über Bord geworfen und damit die DDR-Gesellschaft — wenigstens theo- 
retisch — wieder im revolutionären Sinne des Marxismus-Leninismus dynamisiert. Gleich- 
zeitig war dies eine Anpassung an den ideologischen Standpunkt, den die Sowjetunion 
und die anderen osteuropäischen Staaten einnehmen, eine Vorbedingung also für die au- 
ßenpolitische Liberalisierung gegenüber dem Westen und die mit ihr zwillingshaft verbun- 
dene praktische Öffnung nach Osten, die die Gestalt eines die gesamten politisch-gesell- 
schaftlichen Aspekte umfassenden Integrationsprozesses erhalten soll. 

Subjekt des revolutionären Prozesses ist nach marxistischer Lehre die Arbeiterklasse. Sie 
übt Herrschaft aus über die anderen Klassen und Schichten, auch wenn sie sich mit ihnen, 
sofern sie „werktätig‘‘ sind, verbündet. Ihr Klassenbewußtsein ist zu stärken, ihre Interes- 
sen genießen Vorrang, an ihnen orientiert sich der sozialistische Staat vor allem. Im Sozia- 
lismus ergibt sich zwar eine Interessenannäherung aller Klassen und Schichten, dieser 
Prozeß der Annäherung ist jedoch in der entwickelten sozialistischen Gesellschaft noch 
keineswegs so weit gediehen oder gar abgeschlossen, wie das im Ulbrichtschen „System“ 
vorausgesetzt wurde. So erklärt Hager, der Begriff der sozialistischen Menschengemein- 
schaft verwische die führende Rolle der Arbeiterklasse und die tatsächlich vorhandenen 
Klassenunterschiede und überschätze den erreichten Stand der Annäherung der Klassen 
und Schichten. Die Teilung der Gesellschaft werde erst mit dem Werden der kommunisti- 
schen Gesellschaft aufgehoben. 

Zu dieser kommunistischen Gesellschaft nun gibt es im revolutionären Prozeß keine starre 
Grenzlinie. Hager formuliert: „Die entwickelte sozialistische Gesellschaft unterliegt einer 
steten Veränderung, einem ständigen Wachstum zu größerer Vollkommenheit. Sie ist ein 
Zeitabschnitt, in dem die Elemente des Kommunismus sich herausbilden und aufgrund 
der entwickelten Klassenbeziehungen bedeutend und bewußt vermehrt werden. Sie berei- 
tet also den Übergang zu einer höheren Phase, zur kommunistischen Gesellschaft, vor.‘ 

Das bedeutet, daß gesellschaftliche Zustände in der DDR, das Gesamtfeld von Politik, 
Wirtschaft, Kultur und menschlichen Beziehungen wieder stärker als bisher von dem fer- 
nen Ziel der kommunistischen Gesellschaft her beurteilt und verändert werden, von da her 
ihre Dynamik erhalten sollen. Konkret wirkt sich das aus bei dem Begriff der Nation. Bei 
Hager wird, ebenso wie in späteren Honecker-Reden, festgestellt: „Die Führungsrolle der 
Arbeiterklasse prägt letztendlich alle Wesenszüge der sozialistischen Nation“, die Produkt 
des Klassenkampfes sei, und: ‚Die sich in der DDR entwickelnde sozialistische Nation 
ist durch die brüderliche Verbundenheit unseres Staates und seiner Bürger mit der Sowjet- 
union sowie anderen sozialistischen Staaten und durch die feste Verankerung in der sozia- 
listischen Staatengemeinschaft, der revolutionären Hauptkraft unserer Epoche, gekennzeich- 
net.‘ Hierin wird man nicht nur aktuelle Abwehr gegen Brandts Politik der Erhaltung der 
deutschen Nation, sondern den Weg zur Aufhebung der Nation im vollen Kommunismus 
sehen müssen. Das soll geschehen durch die Herstellung einer die osteuropäischen Staaten 
umfassenden sozialistischen Nation, in der die bisherigen nationalen Unterschiede zu Stam- 
mesverschiedenheiten herabsinken. 
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Die in der gesamten Epoche der entwickelten sozialistischen Gesellschaft nach wie vor 
erforderliche Bündnispolitik der Arbeiterklasse wird ebenfalls vom Vorbild der Sowjet- 
union und vom kommunistischen Endziel her überprüft. Der VIII. SED-Parteitag erwähnte 
weder die Christen als eine besondere Schicht noch die Kirchen. Erforderlich ist, wie Ha- 
ger herausstellt, das feste Bündnis mit der Klasse der Genossenschaftsbauern. Bedeutung 
kommt ebenfalls dem Bündnis mit der soziologisch heterogenen Schicht der werktätigen 
Intelligenz zu, die eine eigene politische Organisation nicht besitzt. Danach wird dann nur 
noch von den „weiteren werktätigen Schichten‘ gesprochen. Im übrigen dürfe die „Exi- 
stenz verschiedener kapitalistischer Überreste‘ nicht mit Hilfe des Begriffs der „sozialisti- 
schen Menschengemeinschaft‘“ verwischt werden. 


Auf die kirchlichen Realitäten eingestellt 


Kapitalistische Überreste, das sind zunächst einmal die privaten Produktionsbetriebe mit 
staatlicher Beteiligung. Dieser, für die wirtschaftliche Prosperität der DDR wichtigen, von 
Ulbricht geschaffenen Sonderform wirtschaftlicher Betätigung geht es in nächster Zeit ra- 
tenweise an den Kragen. Unter kapitalistischen Überresten sind aber gewiß auch aus der 
früheren bürgerlichen Gesellschaft überkommene Verhaltensweisen, Denk- und Glaubens- 
formen, Organisationen zu verstehen, die nicht unmittelbar etwas mit Wirtschaft und Pro- 
duktion zu tun haben. In der gesamten umfangreichen Rede Hagers über die konkrete Be- 
deutung des VIII. Parteitages der SED findet sich nur diese Formel, unter der der christ- 
liche Bevölkerungsteil und die Kirchen mit einbegriffen sein können. 

Der SED-Parteitag hat nun kein Programm zur baldigen Beseitigung der kapitalistischen 
Überreste in der DDR verkündet. Endgültig wird man damit, so die Theorie, erst in der 
kommunistischen Gesellschaft fertig sein. Es wird in dieser Hinsicht von den Realitäten 
ausgegangen, die sich allerdings den Interessen der Arbeiterklasse und ihrer Herrschaftsaus- 
übung zu fügen haben. Auf die kirchlichen Realitäten in der DDR hatte sich die SED 
schon vor ihrem Parteitag eingestellt. Das Politbüromitglied Paul Verner hielt am 8. Febru- 
ar 1971 eine kirchenpolitische Grundsatzrede, die bald darauf dazu führte, daß der Bund 
der Evangelischen Kirchen in der DDR als Gemeinschaftsorganisation der vorhandenen 
acht Landeskirchen von der DDR-Regierung anerkannt wurde. Damit war der evangeli- 
schen Kirche insgesamt, nachdem sie die Bedingung einer Orientierung auf die gesellschaft- 
lich-politische Wirklichkeit der DDR in organisatorischer und rechtlicher Hinsicht erfüllt 
hatte, ein legitimer Platz in dieser Gesellschaft eingeräumt worden. Daran hat der SED- 
Parteitag nichts geändert. Mit Sorgfalt ist auch in der Zeit danach vermieden worden, die 
Kirchen etwa wieder zu nur halblegalen Organisationen zu stempeln. 


Duldung wurde zugesichert 


Dennoch ist ein wesentlicher Unterschied zu der Periode unter Ulbricht zu erkennen. 
Ulbricht hatte unter die Bündnispartner der SED ausdrücklich auch „die Christen‘ ein- 
bezogen. Er sprach von der Gemeinsamkeit von Marxisten und Christen im Ziel und in 
der Verantwortung, er sprach von Zusammenarbeit, für die Funktionäre zumal der Ost- 
CDU gelegentlich auch das Wort Partnerschaft benutzten. Dies alles galt immer unter der 
Prämisse, daß der von der SED bestimmte Aufbau der sozialistischen Gesellschaft unter- 
stützt und ihr Führungsanspruch anerkannt wurde. Man konnte aus der Ulbrichtschen Kir- 
chenpolitik den Eindruck gewinnen, daß nicht nur die CDU der DDR als Sammelbecken 
der politisch kooperationswilligen Christen an der Organisation der sozialistischen Gesell- 
schaft teilhaben sollte, sondern daß auch die Kirchen selbst am Ende als eine Art sozialisti- 
scher Menschengemeinschaft hingenommen werden sollten. Das Hindernis war die Ost- 
West-Bindung der evangelischen Kirchen. Als sie gefallen war, kam, noch zu Zeiten Ul- 
brichts, die Rede von Paul Verner, die nicht nur Duldung zusicherte, sondern nach einem 
geistigen Wandlungsprozeß auch mehr in Aussicht stellte. 

Dieses vage „mehr“, das politisch-gesellschaftliche Werben um die Kirche, ist nach dem 
VIII. SED-Parteitag offenbar entfallen. Das politische Interesse an den Christen, das bei 
aller agitatorischen Forderung nach Anpassung ja immer auch das Element der Rück- 
sichtnahme — wenn auch sehr verdünnt — enthielt, paßt nicht mehr in das Konzept einer 
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von den Interessen der Arbeiterklasse bestimmten entwickelten sozialistischen Gesellschaft. 
Denn die Interessen der Arbeiterklasse sind identisch mit dem Gesamtsystem des Marxis- 
mus-Leninismus einschließlich seiner Weltanschauung. So ist die offizielle Leseart. Das be- 
deutet nicht nur einen erheblichen Prestige- und Rangverlust für die Ost-CDU, sondern 
auch eine geringere Einschätzung der gesamtpolitischen Bedeutung der Kirchenpolitik. 

Die Kirchen haben als vorläufig unbefristet vorhandenes und akzeptiertes kapitalistisches 
Überbleibsel Existenzrecht in der sozialistischen Gesellschaft. Aber sie sind keine sozialisti- 
sche Organisation und sollen es auch nicht werden. Sie sind, wie ein Funktionär der Ost- 
CDU es kürzlich ausdrückte, die einzige nicht integrierte Organisation, der die Gesellschaft 
einen Platz einräumt. Sie dürfen also unabhängig sein, aber man erwartet nicht besonders 
viel von ihnen. Sie dürfen kein Fremdkörper in der entwickelten sozialistischen Gesellschaft 
sein und haben sich insoweit zu fügen. Sie unterliegen der Kontrolle, damit von ihnen 
nicht etwa politische oder sonstige Wirkungen ausgehen, die den Interessen der Arbeiter- 
klasse zuwiderlaufen. 

Praktisch bedeutet dies, daß Repräsentanten des evangelischen Kirchenbundes in dieser 
Eigenschaft auch im Ausland, in der Ökumene, tätig werden dürfen, ohne im Einzelfall 
den Erweis politischer Zuverlässigkeit erbracht zu haben, daß aber gleichzeitig im poli 
tisch-gesellschaftlichen Bereich auf die Vorstellungen der Kirchen, auf die Besonderheit 
der Christen wenig oder gar nicht Rücksicht genommen wird. Die Auswahl der Schüler 
für Abitur und Studium etwa richtet sich nach den Interessen der Arbeiterklasse, nicht 
nach dem Prinzip der Gleichberechtigung. 

Wie sehr das Interesse an gesellschaftlicher Beteiligung der Christen und zumal der Kir- 
chen zurückgegangen ist, erwies der diesjährige 9. Februar. An diesem Tag war, ausgehend 
vom Gespräch zwischen Walter Ulbricht und dem Theologieprofessor Emil Fuchs am 
9. Februar 1961, in den vergangenen Jahren stets eine besondere Veranstaltung der Agita- 
tion und der Werbung um Christen und Kirchen gewidmet worden. Die Verner-Rede von 
1971 bildete den Höhepunkt. 1972 aber fand nichts statt. Auf einer Veranstaltung der 
Ost-CDU eine Woche später reduzierte sich die politische Forderung an die Kirchen dar- 
auf, sich für eine europäische Sicherheitskonferenz einzusetzen. An der Haltung zu dieser 
Frage werde man den Grad der jahrelang geforderten Orientierung der Kirchen auf die ge- 
sellschaftliche Wirklichkeit der DDR ablesen, ließt der Parteivorsitzende Gerald Götting 
erkennen. Im übrigen aber stieß er eine dunkle Drohung aus: „Die gesellschaftlichen Kräfte 
in unserer Republik können und werden keinerlei Versuche zulassen, die kontinuierliche 
Entwicklung der politisch-moralischen Einheit unseres Volkes durch irgendwelche Über- 
griffe gegen unsere staatliche Ordnung zu stören.“ 

Was damit konkret gemeint war, wurde nicht deutlich. So bleibt nur der Schluß, daß 
kirchliche Versuche, sich von christlichen Voraussetzungen her ernsthaft mit gesellschaft- 
licher Wirklichkeit und Zielsetzung der DDR zu beschäftigen und zum Sozialismus als der 
Gestaltung eines gerechteren Zusammenlebens der Menschen beizutragen, vorsorglich ab- 
gewehrt werden sollten. Das paßt in die Linie der Veranstaltungsverordnung, mit deren 
Hilfe zahlreiche kirchliche Veranstaltungen nicht unmittelbar gottesdienstlicher Art po- 
lizeilich registriert werden sollen, vor allem also auch jene Veranstaltungen, die in Ausein- 
andersetzung mit der gesellschaftlichen Wirklichkeit Christen dazu helfen sollten, ihren 
Platz in der entwickelten sozialistischen Gesellschaft zu finden und ihren Beitrag zu lei- 
sten. Das politische Interesse der DDR an solchen Bemühungen ist nach dem VII. Partei 
tag der SED sichtlich zurückgegangen. 


b) Einzelfragen staatlicher Kirchenpolitik 


Paul Verner hatte in seiner Rede am 8. Februar 1971 die evangelischen Kirchen 
in der DDR aufgefordert, den Standort der Kirche in der sozialistischen Gesell- 
schaft der DDR neu zu bestimmen. Überblickt man den kirchlichen Alltag, na- 
mentlich auf der Ebene der Kirchenleitungen, der kirchlichen Verwaltungen, 
der Synoden und Kirchenvorstände, so muß man urteilen, daß bestimmte staat- 
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liche Maßnahmen den Kirchen diese ihre Aufgabe einer Orientierung in ihrem 
Staatswesen nicht gerade erleichtern. Auf der einen Seite sind die an die Kirchen 
gestellten Anforderungen groß, da von ihnen eine vorbehaltlose Unterstützung 
der innen- und außenpolitischen Ziele ihres Staatswesens erwartet wird. Auf 
der anderen Seite aber werden sie mehr und mehr in die Rolle einer unpoliti- 
schen Existenzweise hineingedrängt, da ihnen ein eigenständiger Beitrag zum 
Zusammenleben der Menschen in Staat, Gesellschaft und Völkergemeinschaft 
verwehrt und ein solcher eher als Anmaßung empfunden wird. Damit wird aber 
das Bild einer dem Leben abgewandten privatisierenden Kultkirche zum Maß- 
stab erhoben, das der Tradition und dem Selbstverständnis sowohl der reforma- 
torischen Kirchen wie der römisch-katholischen Kirche widerspricht. Hier — 
und nicht im bösen Willen oder in einem nach rückwärts gewandten Denken — 
liegen die ständigen Konflikte zwischen Kirche und Staat in der DDR begrün- 
det. Die Tendenz, Religion zumindest auf das private Gottesverhältnis zu be- 
schränken, und das Verständnis christlicher Bindung als einer Dimension des 
gesamten Lebens stoßen hier hart aufeinander. 

Neuen und sehr schnell anwachsenden Konfliktstoff brachte die sogenannte 
Veranstaltungsverordnung vom 26. November 1970, die am 1. März 1971 in 
Kraft trat: 


VERORDNUNG ÜBER DIE DURCHFÜHRUNG VON VERANSTALTUNGEN 
VOM 26. NOVEMBER 1970 


Aus dem Gesetzblatt der DDR, Teil II, Nr. 10 vom 22. 1. 1971, Seite 69 


Die Bürger der Deutschen Demokratischen Republik üben ihre verfassungsmäßig garantier- 
ten Rechte zur Mitgestaltung des politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Lebens sowie auf Freizeit und Erholung immer wirkungsvoller gemeinschaftlich aus. 

Der sozialistische Staat fördert die diesem Zweck dienenden Veranstaltungen und ge 
währleistet, daß sich die Bürger im Rahmen der Grundsätze und Ziele der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik ungehindert versammeln können. Dazu wird folgen- 
des verordnet: 


81 
(1) Veranstaltungen im Sinne dieser Verordnung sind Versammlungen oder andere organi- 
sierte Zusammenkünfte von Personen. 

(2) Veranstaltungen dienen der Wahrnehmung gesellschaftlicher Aufgaben, der Ausübung 
der Grundrechte und Grundpflichten, insbesondere des Grundrechts auf umfassende und 
allseitige Mitbestimmung und Mitgestaltung des gesellschaftlichen Lebens und der Durch- 
setzung der Prinzipien der sozialistischen Lebensweise sowie der Verwirklichung gemein- 
samer Interessen im Rahmen der Grundsätze und Ziele der Verfassung der Deutschen De- 
mokratischen Republik. 

(3) Als Veranstaltungen im Sinne dieser Verordnung gelten nicht Zusammenkünfte in 
Wohnräumen oder in umschlossenen Grundstücken zur Wahrnehmung der sich aus dem 
sozialistischen Zusammenleben ergebenden persönlichen Interessen der Bürger. 

82 
(1) Veranstalter im Sinne dieser Verordnung ist, wer Veranstaltungen gemäß $ 1 Abs. 1 
dieser Verordnung vorbereitet, organisiert oder durchführt. Sind der Veranstalter eine ju- 
ristische Person oder mehrere Personen, ist zur Durchsetzung der dem Veranstalter oblie- 
genden Aufgaben ein Verantwortlicher einzusetzen. 


(2) Der Veranstalter oder der für die Veranstaltung Verantwortliche hat zu gewährlei- 
sten, daß bei der Vorbereitung und Durchführung der Veranstaltung die Grundsätze und 
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Ziele der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik, die Gesetze und anderen 
Rechtsvorschriften eingehalten und die öffentliche Ordnung und Sicherheit nicht beein- 
trächtigt werden. 

(3) Der Veranstalter oder der für die Veranstaltung Verantwortliche ist berechtigt oder 
verpflichtet, Personen von der Teilnahme an der Veranstaltung auszuschließen, die den 
ordnungsgemäßen Verlauf der Veranstaltung stören. 

(4) Der Verantwortliche für Räumlichkeiten, in denen die Veranstaltung durchgeführt 
wird, hat darauf einzuwirken, daß von dem Veranstalter oder dem für die Veranstaltung 
Verantwortlichen die diesen nach den Absätzen 2 und 3 obliegenden Aufgaben erfüllt 
werden. 


8 3 
(1) Veranstaltungen in Räumlichkeiten sind bei der örtlich zuständigen Dienststelle der 
Deutschen Volkspolizei auf den dafür vorgesehenen Vordrucken anzumelden. 

(2) Die Anmeldung hat mindestens 5 Tage vor ihrer Durchführung durch den Veranstal 
ter oder eine von ihm beauftragte Person zu erfolgen. 

(3) Von der Anmeldepflicht nach Abs. 1 sind ausgenommen: 

a) Veranstaltungen der politischen Parteien und der staatlichen Organe; 

b) Veranstaltungen 

— der staatlichen Einrichtungen, Vereinigungen Volkseigener Betriebe und anderen wirt- 
schaftsleitenden Organe, Kombinate, Betriebe und sozialistischen Genossenschaften; 

— der demokratischen Massenorganisationen, der Ausschüsse der Nationalen Front, der 
Straßen-, Haus- und Hofgemeinschaften sowie 

— der auf Grund von Gesetzen und anderen Rechtsvorschriften gebildeten Einrichtun- 
gen, gesellschaftlichen Kommissionen und Aktivs 

zur Wahrnehmung der sich aus ihrer Zweckbestimmung ergebenden Aufgaben in ihren 
eigenen oder von ihnen regelmäßig genutzten Räumen; 

c) Sportveranstaltungen in Sportstätten; 

d) Theater-, Variete-, Kabarett-, Zirkus-, Film- und ähnliche Veranstaltungen der kultu- 
rellen Einrichtungen und Betriebe in den dafür vorgesehenen eigenen oder regelmäßig ge- 
nutzten Räumen; 

e) Veranstaltungen der beim zuständigen staatlichen Organ gemeldeten Kirchen und Reli- 
gionsgemeinschaften, die religiöse Handlungen oder dienstliche Zusammenkünfte der im 
hauptamtlichen Dienst der Kirchen und Religionsgemeinschaften stehenden Personen sind 
und in den von den Kirchen und Religionsgemeinschaften ständig genutzten Räumen statt- 
finden. Als religiöse Handlungen im Sinne dieser Verordnung gelten Gottesdienste, Messen, 
Metten, Vespern, Abendmahlsfeiern, Bibelstunden, Andachten, Beichten, Christenlehre, 
die Vorbereitung und Durchführung von Konfirmationen, Kommunion und Firmung sowie 
Exerzitien, Taufen und Trauungen. 
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(1) Veranstaltungen im Freien sind erlaubnispflichtig. 

(2) Ausgenommen von der Erlaubnispflicht gemäß Abs. 1 sind: 

a) Veranstaltungen der politischen Parteien und der staatlichen Organe, 

b) Veranstaltungen der Ausschüsse der Nationalen Front sowie der Straßen-, Haus- und 
Hofgemeinschaften, 

c) Veranstaltungen der Vereinigungen Volkseigener Betriebe und anderen wirtschaftslei- 
tenden Organe, Kombinate, Betriebe und sozialistischen Genossenschaften, die der effek- 
tiven Wirtschaftsführung dienen, 

d) Sportveranstaltungen auf Sportplätzen, in Stadien und ähnlichen Sportstätten. 

(3) Tanzveranstaltungen in Räumlichkeiten oder im Freien sind erlaubnispflichtig. 

(4) Die Erlaubnis ist rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor Durchführung der Ver- 
anstaltung, von dem Veranstalter schriftlich zu beantragen. 

(5) Zuständig für die Erteilung der Erlaubnis gemäß Abs. 1 sind: 

a) die Volkspolizei-Kreisämter für Veranstaltungen, die innerhalb des Kreises stattfinden, 

b) die Bezirksbehörden der Deutschen Volkspolizei für Veranstaltungen, die sich inner- 
halb eines Bezirkes über mehrere Kreise erstrecken, 
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c) das Ministerium des Innern für Veranstaltungen, die sich über mehrere Bezirke erstrek- 
ken oder von internationaler Bedeutung sind. 

(6) Für die Erteilung der Erlaubnis werden im Rahmen der dafür geltenden Rechtsvor- 
schriften Verwaltungsgebühren erhoben. 


85 
Die gemäß $ 3 und $ 4 Abs. 2 von der Anmelde- bzw. Erlaubnispflicht augenommenen 
Veranstaltungen sind der Deutschen Volkspolizei in den in dieser Verordnung festgelegten 
Fristen zur Kenntnis zu geben, wenn Maßnahmen zur Verkehrsregelung, Absperrung und 
dgl. notwendig sind. 
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(1) Für Kulturhäuser, Klub- und andere Räume, in denen überwiegend Veranstaltungen 
durchgeführt werden, kann der Leiter des zuständigen Volkspolizei-Kreisamtes die Führung 
von Veranstaltungsbüchern anordnen und die Anmeldepflicht für Veranstaltungen aufheben. 

(2) Die Anordnung zur Führung von Veranstaltungsbüchern erfolgt auf Widerruf und kann 
mit Auflagen verbunden werden. 

(3) Die Verantwortlichen für Räumlichkeiten sind verpflichtet, die Veranstaltung min- 
destens 3 Tage vor ihrer Durchführung in das Veranstaltungsbuch einzutragen. 

(4) Veranstaltungsbücher müssen mit einem Registriervermerk des zuständigen Volkspo- 
lizei-Kreisamtes versehen sein. Sie sind der Deutschen Volkspolizei und anderen zuständi- 
gen Organen auf Verlangen zur Einsichtnahme vorzulegen und 2 Jahre, vom Tage der letz- 
ten Eintragung an gerechnet, aufzubewahren. 


87 
Der Veranstalter oder der für die Veranstaltung Verantwortliche hat für das Auftreten von 
Personen, die außerhalb der Deutschen Demokratischen Republik ihren Wohnsitz haben, da- 
zu die Zustimmung des staatlichen Organs einzuholen, dessen Aufgabenbereich durch den 
Charakter und die Zielstellung der Veranstaltung berührt wird. Die Zustimmung gilt als 
gegeben, wenn die Teilnahme der betreffenden Bürger an der Veranstaltung auf Einladung 
einer politischen Partei, eines staatlichen Organs oder einer demokratischen Massenorgani- 
sation erfolgt. 
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(1) Sofern nach anderen Rechtsvorschriften für bauliche Anlagen oder andere Einrichtun- 
gen, für Handlungen und Tätigkeiten, für die Aufführung von Werken und dergl. Freigaben, 
Zustimmungen oder Erlaubnisse durch andere staatliche Organe erforderlich sind, müssen 
diese bei der Anmeldung bzw. Beantragung der Erlaubnis zur Durchführung der Veranstal- 
tung vorgelegt werden. 

(2) Ist in anderen Rechtsvorschriften für bestimmte Veranstaltungen eine Erlaubnis der 
Deutschen Volkspolizei vorgesehen, ist über diese bei der Erteilung der Erlaubnis nach die- 
ser Verordnung mit zu entscheiden. 


89 

(1) Die Deutsche Volkspolizei ist befugt, an den Veranstalter oder den mit der Veranstal- 
tung Beauftragten oder den Verantwortlichen einer Räumlichkeit, in der eine Veranstal- 
tung durchgeführt wird, zur Durchsetzung von Rechtsvorschriften und zur Gewährleistung 
der öffentlichen Ordnung und Sicherheit Auflagen zu erteilen und Forderungen zu stellen. 

(2) Die Durchführung einer Veranstaltung, die den Grundsätzen und Zielen der Verfas- 
sung der Deutschen Demokratischen Republik, den Gesetzen oder anderen Rechtsvor- 
schriften widerspricht, die öffentliche Ordnung und Sicherheit gefährdet oder stört, die 
nicht oder nicht fristgemäß angemeldet oder beantragt wurde, kann durch die Deutsche 
Volkspolizei versagt oder untersagt werden. Das gleiche gilt, wenn Auflagen oder Forde- 
rungen nicht nachgekommen wird. Aus den in den Sätzen 1 und 2 genannten Gründen 
können Veranstaltungen auch aufgelöst werden. 
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8 10 


(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen den Bestimmungen dieser Verordnung 

a) eine Veranstaltung nicht anmeldet, ohne Erlaubnis durchführt bzw. nicht in das zu 
führende Veranstaltungsbuch einträgt, 

b) bei der Anmeldung von Veranstaltungen, Beantragung der Erlaubnis bzw. Eintra- 
gung in das Veranstaltungsbuch unwahre Angaben macht, 

c) duldet bzw. begünstigt, daß durch die Veranstaltung die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit gefährdet oder beeinträchtigt wird, oder den nach $ 9 Abs. 1 erteilten Auf- 
lagen oder gestellten Forderungen nicht nachkommt, 

d) die nach $ 7 erforderliche Zustimmung nicht einholt, 

e) an einer nicht erlaubten oder einer untersagten Veranstaltung teilnimmt, obwohl er 
von der Versagung oder Zurücknahme der Erlaubnis bzw. der Untersagung der Veran- 
staltung Kenntnis hat, oder den zur Auflösung einer Veranstaltung gestellten Forderungen 
nicht Folge leistet, 

kann mit einem Verweis oder einer Ordnungsstrafe von 10 bis 300 Mark belegt werden. 

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung gemäß Abs. 1 aus Vorteilsstreben oder ähnlichen, 
die gesellschaftlichen Interessen mißachtenden Beweggründen oder wiederholt innerhalb 
von 2 Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe geahndet worden oder ist ein größerer 
Schaden verursacht worden oder hätte er verursacht werden können, kann eine Ordnungs- 
strafe bis zu 1000 Mark ausgesprochen werden. 

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt den Leitern der zuständigen 
Dienststellen der Deutschen Volkspolizei. 

(4) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten gemäß Abs. 1 sind die dazu ermächtigten 
Angehörigen der Deutschen Volkspolizei befugt, eine Verwarnung mit Ordnungsgeld in 
Höhe von 1, 3, 5 oder 10 Mark auszusprechen. 

(5) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und den Ausspruch von Ordnungs- 
strafmaßnahmen gilt das Gesetz vom 12. 1. 1968 zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkei- 
ten -- OWG - (GB1. IS. 101). 


811 
Die Bestimmungen der Verordnung vom 19. März 1964 zum Schutze der Staatsgrenze 
der Deutschen Demokratischen Republik (GBl. II S. 255) in der Fassung der Ziff. 52 
der Anlage 1 zur Anpassungsverordnung vom 13. Juni 1968 (GBl. II S. 363) und der 


Grenzordnung vom 19. März 1964 (GBl. II S. 257) bleiben von dieser Verordnung unbe- 
rührt. 


8 12 


Der Minister des Innern und Chef der Deutschen Volkspolizei erläßt die zur Durchfüh- 
rung dieser Verordnung erforderlichen Rechtsvorschriften. 


5.8 
(1) Diese Verordnung tritt am 1. März 1971 in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung vom 29. März 1951 über die Anmeldepflicht von 
Veranstaltungen (GBl. S. 231) in der Fassung der Ziff. 4 der Anlage 1 zur Anpassungs- 
verordnung vom 13. Juni 1968 (GBl. II S. 363) außer Kraft. 


Berlin, den 26. November 1970 


Der Ministerrat Der Minister des Innern und 
der Deutschen Demokratischen Republik Chef der Deutschen Volkspolizei 
Stoph, Vorsitzender Dickel 


Dieser Verordnung wurde auf kirchlicher Seite zunächst keine schwerwiegende 
Bedeutung beigemessen, zumal es eine vergleichbare, wenn auch weiter gefaßte, 
Regelung schon seit langem gab. Zudem scheint die Verordnung, die im Prin- 
zip Veranstaltungen aller Art einer Anmeldepflicht, in einer Reihe von Fällen 
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auch eine Erlaubnispflicht unterwirft, nicht primär kirchenpolitisch motiviert 
zu sein. Nach der Auffassung vieler gehört diese Regelung in den Zusammen- 
hang der Bemühungen, bei einer nicht aufzuhaltenden Liberalisierung des West- 
Ost-Verkehrs dennoch die Bevölkerung, vor allem auch die Jugend und ihr sich 
ausweitendes Klubleben unter einer straffen Kontrolle zu halten. Doch zeigte 
sich bald, daß diese Verordnung vornehmlich auf kirchliche Veranstaltungen 
Anwendung fand. Offenbar lagen den Dienststellen der Polizei genaue Anwei- 
sungen zur Durchführung vor, die den Katalog der nicht anmeldepflichtigen 
Veranstaltungen in $ 3 Abs. 3e nicht etwa als beispielsweise, sondern als ab- 
schließende Aufzählung werteten. Wenn für alle anderen Veranstaltungen An- 
meldepflicht bestand, dann zielte die Verordnung vor allem auf Jugend- und 
Bibelrüstzeiten, Tagungen und Vorträge der Evangelischen Akademien, Gottes- 
dienste moderner Art, Verkündigungsspiele, Kirchenmusiken und andere kultu- 
relle Darbietungen; anmeldepflichtig wären danach alle Veranstaltungen unter 
freiem Himmel (Kirchentage, Jugendtreffen) auch dann, wenn sie auf kirchen- 
eigenem Gelände stattfinden (für Versammlungen auf öffentlichem Gelände war 
schon bisher eine Genehmigung erforderlich); und schließlich ist auf die schwer- 
wiegende Bestimmung hinzuweisen, daß das Auftreten von Personen, die nicht 
Bürger der DDR sind, in allen Fällen zustimmungspflichtig ist (8 7). 

So ist es nicht verwunderlich, daß die Diskussion über die Tragweite dieser 
Verordnung und das Vorgehen der kirchlichen Stellen einen immer breiteren 
Raum einnimmt, zumal in einem so perfekten Staat, wie ihn die DDR darstellt, 
der Schritt von der Anmeldepflicht zur Genehmigungspflicht nicht sehr groß 
ist. Der Bericht der Kirchenleitung vor der Regionalsynode Ost von Berlin- 
Brandenburg (Tagung vom 7. bis 11. Mai 1971) sagt zur inneren und äußeren 
Bedeutung der Veranstaltungsverordnung im Rahmen des Kapitels über das Ver- 
hältnis zum Staat folgendes: 


Die kirchenpolitische Gesamtsituation hat durch die Rede des Mitgliedes des Politbüros 
des ZK der SED, Paul Verner, die er am 8. 2. 71 gehalten hat, wichtige neue Akzente er- 
halten. In dieser Rede sind die Kirchen und insbesondere der Bund der Ev. Kirchen mehr- 
fach angesprochen worden. Eine wichtige Folge war, daß der Herr Staatssekretär für Kir- 
chenfragen am 24. 2. 71 den Vorstand des Bundes zu einem Gespräch empfing, in dem 
die Grundfragen des Verhältnisses von Staat und Kirche in der DDR zur Sprache kamen. 
Der Vorstand des Bundes trug seine Stellungnahme in der Form einer schriftlich formu- 
lierten Erklärung vor, die zu unserer Genugtuung den Gemeinden durch die kirchliche 
Presse zugänglich gemacht werden konnte. 

In den Reden der maßgeblichen Vertreter unseres Staates war immer wieder von dem 
wachsenden Vertrauen zwischen Christen und Marxisten, ja, wie bei Paul Verner, von einem 
„Prozeß der Veränderung‘ die Rede, im Verlauf dessen der frühere Gegner in einem neu- 
en Licht erscheine. Zu dieser Veränderung hätten besonders die Erfahrungen gemeinsa- 
men Kampfes gegen den Faschismus beigetragen. Wir Christen haben diese Sätze aufmerk- 
sam und zustimmend gehört. Nichts wäre uns lieber als ein Verhältnis zwischen Christen 
und Marxisten, bei dem die bestehenden weltanschaulichen Gegensätze zwar anerkannt 
und in ihrer ganzen Tiefe ernst genommen werden, eine wirksame sachliche Zusammen- 
arbeit in der ganzen Vielfalt des gesellschaftlichen Lebens jedoch zu einer Selbstverständ- 
lichkeit würde, Es fällt schwer, die „Verordnung über die Durchführung von Veranstaltun- 
gen‘‘ vom 26. 11. 1970, die im Gesetzblatt der DDR (Teil II Nr. 10) am 22. 1. 1971 
erschienen ist, im Horizont einer solchen Hoffnung zu sehen. Es steht zu befürchten, daß 
diese neue Verordnung eine Fülle von unerfreulichen Diskussionen und Streitigkeiten auf 
allen Ebenen auslösen wird. Eine Reihe von konkreten Fällen, z.B. in Brandenburg S:0öH,, 
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gibt Anlaß, solche Befürchtungen zu nähren. Natürlich ist diese Verordnung nicht allein 
für die kirchliche Arbeit erlassen worden. Aber diese wird nun einmal ausdrücklich ge- 
nannt. Die Verordnung ist darum für das Verhältnis zwischen Staat und Kirche, besonders 
auf der Ebene der Gemeinden, von einschneidender Bedeutung. Dort aber wird der All- 
tag unseres gesellschaftlichen Lebens gelebt. Es ist hier nicht der Ort, die Verordnung im 
einzelnen zu erörtern. Es fällt aber auf, daß die neue Verordnung gegenüber der früher 
gültigen (vom 29. 3. 1951) erheblich enger gefaßt ist, obwohl die kirchenpolitische Situa- 
tion damals sehr viel komplizierter gewesen sein dürfte, als sie heute ist. Es fällt auf, 

daß nur bei der Kirche solche Handlungen, die nicht unter die Anmeldepflicht fallen, 
einzeln aufgezählt werden. Es fällt auf, daß bei den aufgezählten religiösen Handlungen 
eine Reihe von wichtigen und immer wichtiger werdenden Formen der Arbeit und Feier 
nicht erwähnt werden (z.B. Gemeindeseminare und Bibelrüsten, aber auch geistliche Mu- 
sik). Es fällt endlich auf, daß nur solche dienstlichen Zusammenkünfte von der Anmel- 
dung ausgenommen sind, die von hauptamtlichen, im Dienst der Kirche stehenden Perso- 
nen wahrgenommen werden, obwohl es zur unabdingbaren Tradition der reformatorischen 
Kirchen gehört, daß in ihnen hauptamtliche Amtsträger und „Laien“ gemeinsam die Ver- 
antwortung tragen. Die neue Verordnung verstärkt die Kontrolle, aber sie zeigt wenig 
Vertrauen und ist darum nicht geeignet, Vertrauen zu erzeugen. 

Vertrauen kann nur dort wachsen, wo sich in echter Zusammenarbeit im Alltag durch 
eine Vielfalt von Erfahrungen eine solide Basis dafür bildet. Das wird dann geschehen, wenn 
jeder die Arbeit des anderen schätzen lernt, auch wenn er die weltanschaulichen Grund- 
lagen, von denen aus diese Arbeit getan wird, nicht mitvollziehen kann. Wir Christen sind 
bereit, positiv für das Ganze der Gesellschaft mitzuarbeiten und haben das vielfach bewie- 
sen. Aber Christen müssen dann auch die Chance haben, gemäß ihren Fähigkeiten und 
Leistungen ausgebildet und eingesetzt zu werden. 

Wir verstehen nicht, warum z.B. Pfarrfrauen trotz anerkannt guter Mitarbeit aus Eltern- 
aktiven entfernt oder trotz hoher Qualifizierung in einem Mangelberuf nicht angestellt 
wurden. Wir sind in großer Sorge darüber, daß auch im vergangenen Jahr eine Fülle von 
Gesuchen christlicher Schüler in die EOS bzw. deren Vorbereitungsklassen aufgenommen 
zu werden, abgelehnt wurde. Wir sprechen nur von solchen Fällen, in denen die Schüler 
tadellose, oft die klassenbesten Leistungen zeigten, und in denen sie ihr gesellschaftliches 
Engagement auf vielfältige und persönliche Weise bewiesen haben. Bei den Ablehnungen 
taucht als Begründung immer häufiger die christliche Bindung selbst auf, die sich z.B. 
in der Teilnahme am kirchlichen Unterricht und an der Konfirmation ausdrückt. 

Es erfüllt uns auch dies mit Sorge, daß die durch Verordnung unseres Staates selbst er- 
öffnete Möglichkeit, in den Baueinheiten ohne Waffe Dienst zu tun, dadurch disqualifi- 
ziert wird, daß die Zulassung zum Studium, ja, schon die Berufsausbildung mit Abitur, 
an die Bereitschaft geknüpft wird, den Dienst mit der Waffe zu leisten. Wir bitten drin- 
gend, den Willen der jungen Christen, sich für das Wohl der Gesellschaft zu engagieren, 
ernst zu nehmen, auch wenn sie dies in einer Weise tun, die sie von ihrem Glauben her 
als geboten ansehen. Wir denken z.B. an einen Schüler mit erstklassigen Leistungen und 
einer glänzenden Beurteilung durch seine Lehrer, der sich aufgrund seiner derzeitigen Er- 
kenntnis über den Friedensdienst der Christen nicht entschließen kann, an der vormilitä- 
tischen Ausbildung der Schule teilzunehmen. Trotz vielfältiger Versuche seiner Eltern und 
trotz des Einsatzes seines zuständigen Generalsuperintendenten bleibt ihm die Erweiterte 
Oberschule und die Berufsausbildung mit Abitur verschlossen. 

Die Kirchenleitung bedauert solche Entscheidungen nicht nur um der Kinder willen, die 
auf diese Weise nicht die Möglichkeiten haben, ihre Fähigkeiten in vollem Umfange zu ent- 
wickeln und ihre Kräfte zum Wohl der Gesellschaft und zum eigenen Nutzen voll zu ent- 
falten, sondern auch um unseres Staates willen, der nach unserer Überzeugung auf eine 
sachliche, opferbereite und von christlicher Verantwortung für das Ganze getragene Mit- 
arbeit auf die Dauer kaum wird verzichten können. 


Ähnlich heißt es später in dem von Bischof D. Albrecht Schönherr vorgetra- 
genen Bericht der Konferenz der Kirchenleitungen für die Synode des Kirchen- 
bundes in der DDR am 4. Juli 1971: 
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Gerade weil sich die im Bunde zusammengeschlossenen Kirchen in der Zielsetzung einig 
sind, den Laien für Zeugnis und Dienst im Rahmen seiner Gemeinde, aber auch in seinem 
beruflichen und familiären Alltag besser zuzurüsten, sind sie über die ‚„, Verordnung über 
die Durchführung von Veranstaltungen“ vom 26. 11. 1970 (Gesetzblatt der DDR 1971, 
Teil II, Nr. 10) erheblich beunruhigt. Der Vorsitzende der Konferenz der Kirchenleitungen 
hat diese Bedenken bereits in seiner Ansprache vom 24. 2. 1971 dem Herrn Staatssekretär 
gegenüber angedeutet. Wenn diese Verordnung so verstanden werden sollte, daß sich der 
Dienst der Kirche auf den Kultus im engeren Sinne, also auf den agendarischen Gottes- 
dienst, die traditionellen Amtshandlungen und den Unterricht an Kindern zu beschränken 
habe, würde das eine reformatorisch bestimmte Kirche in unerträglicher Weise einengen. 
Kirchen der Reformation haben den unveräußerlichen Grundsatz des „Allgemeinen Prie- 
stertums aller Gläubigen“. Sie lehnen darum eine Kult- und Priesterkirche ab und betrei- 
ben von ihrem Ansatz her mit Ernst die Zurüstung und verantwortliche Mitarbeit der 
„Laien“. 

Gegenüber den andern in der Verordnung genannten Gruppen von öffentlichen Veran- 
staltungen werden in $ 3,3e religiöse Handlungen aufgezählt, die nicht anmeldepflichtig 
sind. Eine solche Aufzählung leistet dem Mißverständnis Vorschub, als seien damit alle 
wesentlichen religiösen Handlungen genannt und die nicht aufgeführten seien nicht in glei 
cher Weise genuin kirchlich; sie bedürften darum einer Kontrolle und müßten aus diesem 
Grunde angemeldet werden. Wir befürchten, daß die Tatsache der Aufzählung einzelner 
Veranstaltungen — zumal wenn sie von Organen der Volkspolizei limitativ und nicht exem- 
plarisch verstanden werden sollte — eine Fülle von Konfliktstoffen institutionalisiert. Dar- 
an kann weder den Staatsorganen noch uns liegen. Es gibt leider auch schon Beispiele da- 
für, daß aus der Anmeldepflicht unter der Hand eine Genehmigungspflicht gemacht wird. 
Wir hatten gehofft und wurden darin durch die Reden Hermann Materns vom 25. 9. 

1969 und Paul Verners vom 8. 2. 1971 ermutigt, daß sich gegenüber der vergleichbaren 
Verordnung von 1951 ein Verhältnis zwischen Staat und Kirche angebahnt hätte, das 
nicht Verengung, sondern Erleichterung mit sich gebracht hätte. Es wäre von großer Wich- 
tigkeit, daß sich die Versicherungen maßgeblicher Vertreter des Staates, es bleibe in be- 
zug auf kirchliche Veranstaltungen bei der bisherigen Praxis, insbesondere dabei, daß die 
genannten kirchlichen Handlungen lediglich beispielhaft aufgeführt seien, bei der Handha- 
bung der Verordnung in Zukunft bewahrheiteten. 


Die Veranstaltungsverordnung mußte sich besonders erschwerend auf die Bibel- 
rüstzeiten auswirken, die ohnehin seit Jahren immer wieder einschränkenden 
Maßnahmen oder Absichten staatlicher Organe unterworfen wurden. Da gerade 
diese Bibelrüstzeiten ein besonders wichtiges Stück kirchlicher Arbeit unter der 
Jugend darstellen, mußten sich die Kirchenleitungen erneut schützend vor sie 
stellen. Daher hatte die Konferenz der Kirchenleitungen bereits vor der Synodal- 
tagung des Kirchenbundes hierzu einen Beschluß gefaßt: 


BESCHLUSS DER KONFERENZ DER EVANGELISCHEN KIRCHENLEITUNGEN 
IN DER DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK VOM 26. JUNI 1972 


Die Konferenz hat einstimmig beschlossen: 

Bibelrüstzeiten sind religiöse Handlungen im Sinne der verfassungsmäßig garantierten 
Religionsausübung. 

Das ist zwischen Staat und Kirche seit langem unstreitig und wiederholt zitierfähig von 
zuständigen staatlichen Stellen erklärt worden. 

Bibelrüstzeiten sind praktizierte Lebens- und Arbeitsgemeinschaften von Christen, die 
sich um die systematische Einübung in den Umgang mit den biblischen Texten, um das 
Gespräch über Glaubens- und Lebensfragen und um den Dienst des Laien in der Kirche 
mühen. Bibelrüstzeiten werden durchgeführt als Veranstaltung der einzelnen Kirchgemeinde 
oder übergemeindlich. 

‘ Die Dauer richtet sich nach der geplanten Thematik. 
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Bibelrüstzeiten sind der Sache nach das gleiche, was in $ 3 Abs. 3e der Verordnung über 
die Durchführung von Veranstaltungen vom 26. November 1970 (GBi. II, 1971, S. 69ff.) 
als „Exerzitien‘‘ bezeichnet wird. Auch schon deshalb entfällt die Verpflichtung, Bibelrüst- 
zeiten nach dieser Verordnung polizeilich anzumelden. Die seit Jahren bewährte Praxis, 
daß die Superintendenten dem Rat des Kreises, Abteilung Inneres, Referat Kirchenfragen, 
rechtzeitig im Bereich der Superintendenturen geplante Bibelrüsten mitteilen, wird beibe- 
halten. 

Unberührt bleiben die termingebundenen Vorschriften der Hygiene und des Brandschut- 
zes (1. 4. und 1. 12. jeden Jahres) und die polizeiliche Anmeldung der Teilnehmer dieser 
Bibelrüstzeiten entsprechend der Meldeordnung (Meldeordnung vom 15. 7. 65). 


Die Synode stimmte sowohl dem Synodalbericht wie dem Beschluß der Kon- 
ferenz der Kirchenleitungen zu der Veranstaltungsverordnung ausdrücklich zu 
s.S. 288). 

Unter se Erschwernissen kirchlicher Arbeit und christlicher Lebensführung 
ist ein weiterer Fragenbereich zu nennen, der in dem oben zitierten Kirchenlei- 
tungsbericht Berlin-Brandenburg schon anklang, nämlich die Praxis in der Zu- 
lassung zur Erweiterten Oberschule (EOS) und zum Direktstudium an den Uni- 
versitäten und Hochschulen. Bischof Schönherr hatte die auf diesem Gebiet zu- 
tage tretenden Benachteiligungen christlicher Eltern und Schüler in dem Empfang 
vom 24. Februar 1971 gegenüber Staatssekretär Seigewasser bereits angespro- 
chen. Danach wurden die gleichen Beschwerden auf allen Synoden (der Glied- 
kirchen und des Bundes) zur Sprache gebracht. So heißt es in dem Bericht der 
Konferenz der Kirchenleitungen für die Synode des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der DDR im Juli 1971: 


Vor dem Staatssekretär kamen anschließend zwei Tendenzen der Entwicklung zur Sprache, 
die viele christliche Bürger — und nicht nur sie — beschweren. Es handelt sich um die 
Verweigerung der Zulassung zur Erweiterten Oberschule trotz sehr guter Leistungen der 
Schüler und um die Forderung, daß alle Studenten vor oder während ihres Studiums 
ihren Dienst in der Armee mit der Waffe ableisten müssen. 

In der Angelegenheit des Waffendienstes wird heute mit Nachdruck betont, daß in Zu- 
kunft nur diejenigen immatrikuliert werden oder weiterstudieren können, die die genann- 
ten Bedingungen erfüllen. Es ist zwar in einigen Fällen für solche, die bereits studieren, 
ein Entgegenkommen erzielt worden; es sind aber auch einige Studenten, die den Dienst 
als Bausoldaten bereits abgeleistet hatten, exmatrikuliert worden. In dem Bericht der Sek- 
tion IV der Nyborger Konferenz, ‚Friede und Versöhnung in Europa“, heißt es in dem 
Abschnitt über das Abrüstungsproblem: „Das Recht auf Militärdienstverweigerung aus Ge 
wissensgründen sollte anerkannt werden. Zugleich sollten alle Christen denen beistehen, 
die wegen ihrer Verweigerung aus Gewissensgründen, Militärdienst zu leisten, benachtei- 
ligt oder inhaftiert werden.‘ Der Nationale Verteidigungsrat der Deutschen Demokrati- 
schen Republik hat mit seiner Anordnung über die Einrichtung von Baueinheiten einen 
wichtigen Schritt in der Richtung getan, den Gewissensbedenken einer Reihe von jungen 
Christen Rechnung zu tragen. Wir bitten dringend darum, daß die Geltung der Anordnung 
nicht eingeschränkt, sondern daß diese auch weiterhin und auch für Studenten praktiziert 
wird. 

Wir haben dem Herrn Staatssekretär vorgetragen, daß bei den Zulassungen zu den Vor- 
bereitungsklassen der Erweiterten Oberschule offensichtlich weitere Verschärfungen einge- 
treten sind. Es wird — nicht nur weit über die Verpflichtung zur Loyalität hinaus — ver- 
langt, daß die Schüler sich mit ganzem Herzen und ganzem Leben mit den Zielen ihres 
Staates identifizieren und dies z.B. durch die Teilnahme an der Jugendweihe und durch 
Mitgliedschaft in der FDJ zum Ausdruck bringen. Neuerdings wird häufiger bereits die 
Teilnahme am christlichen Unterricht und an der Konfirmation und damit das religiöse 
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Bekenntnis selbst als Grund für die Ablehnung entweder offen angegeben oder muß aus 
den Umständen zwingend als solcher angenommen werden. 
Dabei wird der Standpunkt vertreten, daß sich das „gleiche Recht auf Bildung‘ (Artikel 
25,1 der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik) nur auf die allgemeine po- 
lytechnische Oberschule beziehe, der Übergang in höhere Bildungseinrichtungen aber Pri- 
vileg für diejenigen sei, die sich vorbehaltlos zur Ideologie des Marxismus-Leninismus mit 
allen, also auch den weltanschaulichen Konsequenzen bekennen. Wir vermögen nicht zu 
sehen, daß solches Vorgehen von Artikel 26,1 gedeckt ist. Wir verkennen nicht, daß der 
Ansturm auf die Hochschulen und damit auch auf viele Erweiterte Oberschulen eine Aus- 
wahl nötig macht. Das Prinzip der Auswahl sollte aber für alle einleuchtend sein. Es gibt 
viele christliche und nichtchristliche Schüler, die den Vergleich mit denen, die den Mar- 
xismus-Leninismus auch weltanschaulich bejahen, im Einsatz für die Gesellschaft nicht zu 
scheuen brauchen. Wäre es nicht besser, wenn außer den schulischen Leistungen der effek- 
tive, gesellschaftliche Einsatz der Schüler gewertet würde, auch wenn er sich nicht immer 
in den Formen vollzieht, die im Rahmen der Gesellschaft dafür angeboten werden? Wir 
würden es begrüßen, wenn diese Probleme, die das Verhältnis christlicher Bürger zu ihrem 
rm schwer belasten, in den zugesagten Einzelgesprächen befriedigend gelöst werden 
Önnten. 


Als weiteres Beispiel für derartige Stellungnahmen sei hier noch der besonders 
eingehende Abschnitt aus dem Bericht der Kirchenleitung der Evangelischen 
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen für deren Landessynode am 6. November 
1971 wiedergegeben: 


„Auf den Kreissynoden dieses Jahres, die sich mit dem von der Kirchenleitung empfoh- 
lenen Thema „Die Verantwortung der Gemeinde für die Kinder‘ befaßt haben, kam die 
Not christlicher Eltern im Blick auf die schulische Situation ihrer Kinder erschütternd 
zur Sprache. Im letzten Kirchenleitungsbericht war bereits auf einzelne Fälle hingewiesen 
worden, in denen von seiten der Schule Druck auf christliche Eltern oder auf deren Kin- 
der ausgeübt worden ist, und es hieß dort: „Zur Zeit bewegt uns die Frage, ob diese Ein- 
zelfälle Anzeichen dafür sind, daß auf dem Gebiet des Bildungswesens eine stärkere weltan- 
schauliche Bindung durchgesetzt werden soll.“ Nach den Erfahrungen der letzten Wochen 
ist dies keine Frage mehr. Uns werden immer mehr Fälle bekannt, in denen auf Eltern- 
versammlungen oder in Einzelgesprächen christlichen Eltern unverblümt gesagt worden 
ist, daß die Teilnahme ihrer Kinder an der Christenlehre oder gar an der Konfirmation 
die Aufnahme in die Erweiterte Oberschule und damit die Aufnahme eines Hochschulstu- 
diums aussichtslos mache. Konfirmanden werden von Lehrern zur Rede gestellt, in einem 
Fall mußten sie sich Pfui-Rufe vor der Klasse gefallen lassen. Es passieren dabei gehässige 
Ausfälle gegen den christlichen Glauben und gegen die Kirche. Es sind Verweisungen jun- 
ger Christen von der Erweiterten Oberschule vorgekommen. Die meisten Eltern, die uns 
derartige Vorfälle melden, sind so verängstigt, daß sie aus Sorge, es könnte ihren Kindern 
in der Schule Nachteile bringen oder für sie selbst unangenelime Folgen haben, ausdrück- 
lich darum bitten, daß ihre Namen nicht genannt werden. Manche melden ihre Kinder des- 
wegen sogar aus der Christenlehre oder dem Konfirmandenunterricht ab. Unruhe und Be- 
sorgnis gehen durch die Gemeinden. Was noch vor einem halben Jahr als sektiererische 
Abweichung einzelner Schulfunktionäre bezeichnet worden ist, steht jetzt offensichtlich 
in Einklang mit der staatlichen Bildungspolitik. 

Uns ist von Vertretern unseres Staates, denen wir unsere Besorgnis vorgetragen haben, 
erklärt worden, daß seit dem VIII. Parteitag der SED in der Tat eine neue Situation ein- 
getreten sei. Es sei ein proportionales Mißverhältnis zwischen der hohen Zahl von Studien- 
plätzen und den wirklichen volkswirtschaftlichen Bedürfnissen festgestellt worden. Die 
Studienplätze könnten darum nicht erhöht werden: dies führe dazu, daß bei den jetzt 
nachrückenden geburtenstarken Jahrgängen prozentual erheblich weniger junge Menschen 
würden studieren können, als wir es bisher gewohnt waren. Da die Zulassung zur Erwei- 
terten Oberschule von der Anzahl der zur Verfügung stehenden Studienplätze abhinge, 
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könnten in Zukunft auch prozentual weniger Schüler in die Erweiterte Oberschule aufge- 
nommen werden. Erweiterte Oberschule und Hochschulen seien Institutionen zur Aus- 
bildung sozialistischer Leitungskader. Da die in ihnen geschehende Ausbildung die wissen- 
schaftliche Weltanschauung des Marxismus-Leninismus zur Grundlage habe, könnten künf- 
tighin in diese höheren Bildungsinstitutionen nur noch junge Menschen aufgenommen wer- 
den, die sich rückhaltlos zur marxistisch-leninistischen Weltanschauung bekennen. Der bis- 
her vertretene Standpunkt, es würden von den Schülern zwar Erkenntnisse des Marxismus- 
Leninismus verlangt. nicht jedoch Bekenntnisse zu ihm gefordert, gelte weiterhin für die 
Zehnklassenschule, nicht aber für die höheren Bildungseinrichtungen. Das in Artikel 25 
(1) der Verfassung der DDR jedem Bürger garantierte „gleiche Recht auf Bildung“ bezie- 
he sich auf die Zehnklassenschule. Dieses überhaupt nur in drei Staaten der Welt (UdSSR, 
DDR, Japan) allen gewährte Recht auf die Erreichung der mittleren Reife gelte selbstver- 
ständlich auch den Kindern christlicher Eltern. Diese hätten überdies die Möglichkeit, 

auf dem Wege der Facharbeiterausbildung durch Delegierung seitens der Betriebe zum 
Hochschulstudium zu kommen; ferner stünde ihnen das Studium der Theologie an den 
entsprechenden Sektionen der staatlichen Universitäten offen. 

Wir verkennen keineswegs die großen Anstrengungen, die unser Staat auf dem Bildungs- 
sektor macht. Wir übersehen auch nicht die besonderen Probleme, vor denen unsere Ge- 
sellschaft in der Frage der Vorbereitung und Zulassung zum Hochschulstudium steht. 
Wenn aber so verfahren wird, wie uns dargelegt worden ist, werden in Zukunft Kinder 
christlicher Eltern von der Aufnahme in die Erweiterte Oberschule und damit auch (mit 
wenigen Ausnahmen) vom Hochschulstudium ausgeschlossen sein. Christen in leitenden 
Stellungen wird es in Zukunft nicht mehr geben. Das Bekenntnis des christlichen Glau- 
bens disqualifiziert dann in unserem Staate für leitende Funktionen. Wir Christen werden 
zusammen mit denen, die ebenfalls die marxistisch-leninistische Weltanschauung nicht 
übernehmen können, zu einer im Blick auf die vollen Ausbildungsmöglichkeiten unter- 
privilegierten Schicht. Unser Staat würde damit zu einem marxistisch-leninistischen Welt- 
anschauungsstaat. Die Kirchenleitung beurteilt diese Situation überaus ernst. Sie bedau- 
ert es tief, daß diese Entwicklung eingetreten ist, die das vertrauensvolle Verhältnis zwi- 
schen Christen und Marxisten, das sich anzubahnen begonnen hatte, zu zerstören droht. 
Menschen, die sich nicht weniger als ihre marxistischen Mitbürger am Aufbau unserer 
Gesellschaft beteiligt haben, fühlen sich diskriminiert. Die Synode des Bundes hatte bereits 
auf diese Erscheinungen hingewiesen, „die das Verhältnis christlicher Bürger zu ihrem 
Staat schwer belasten“. Auch wir haben inzwischen diese belastenden Sachverhalte ver- 
antwortlichen Staatsfunktionären vorgetragen. Für uns bleibt aber die Frage, was sollen 
die Gemeinden in dieser Situation tun? Die Kirchenleitung hält folgendes für wichtig: 

Es wird auf allen Ebenen an das geltende Recht zu erinnern sein. Nach Auffassung der 
Kirchenleitung ist das in Artikel 25 (1) der Verfassung jedem Bürger der DDR garantierte 
„gleiche Recht auf Bildung‘ für die christlichen Bürger eingeschränkt. Selbstverständlich 
weiß die Kirchenleitung, daß nicht jeder in die Erweiterte Oberschule aufgenommen wer- 
den und studieren kann, sondern daß hier eine Auswahl vorgenommen werden muß. Wenn 
indessen das religiöse Bekenntnis von vornherein ein negatives Auswahlkriterium darstellt, 
so ist ein Auswahlgesichtspunkt eingeführt, der in Artikel 26 (1) nicht vorgesehen ist und 
der die Chancengleichheit für Christen aufhebt. Die Aussage der Verfassung (Art. 25,1) 
„Die Bildungsstätten stehen jedermann offen“ trifft für Christen in Zukunft nicht mehr 
voll zu. Eine ungehinderte Entfaltung seiner Fähigkeiten, wie sie Artikel 19 (3) jedem 
Bürger zugesteht, ist für einen jungen Christen in Zukunft nicht mehr gesichert. Die in 
Artikel 20 (1) jedem Bürger garantierte Gewissens- und Glaubensfreiheit und das jedem 
Bürger durch Artikel 39 (1) zugesicherte Recht, sich zu einem religiösen Glauben zu be- 
kennen und religiöse Handlungen auszuüben, sind in Frage gestellt, wenn die Inanspruch- 
nahme dieses Rechtes mit Benachteiligung in den Bildungsmöglichkeiten verbunden ist, 
wenn z.B. Eltern oder jungen Menschen von schulischer Seite erklärt wird, die Teilnah- 
me an Christenlehre oder Konfirmation oder an Veranstaltungen der Jungen Gemeinde 
schließe vom Besuch der Erweiterten Oberschule aus. Die Kirchenleitung läßt sich in der 
Beurteilung der Rechtssituation von der Überzeugung leiten, daß die Bestimmungen der 
Verfassung nicht nur für die Bürger, sondern auch für die staatlichen Organe unmittel- 
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bar geltendes Recht sind. Die Kirchenleitung erinnert auch an Artikel 26 (1) der Allge- 
meinen Erklärung der Menschenrechte, in dem es heißt: „Jeder Mensch hat Recht auf 
Bildung ... Die höheren Studien sollen allen nach Maßgabe ihrer Fähigkeiten und Leistun- 
gen in gleicher Weise offenstehen.‘‘ Menschenrechte sind keine Vorrechte, sondern Rechte, 

Es wird alles darauf ankommen, daß wir einander helfen, diese Situation als eine Be- 
währungssituation anzunehmen und am Glauben festzuhalten und nicht für ein Linsenge- 
richt unser Erstgeburtsrecht zu verkaufen. Eltern und Jugendliche werden die Freiheit 
zum Verzichten freilich nur schwer gewinnen können, wenn sie die oft sehr wenig über- 
zeugenden Beispiele auch kirchlicher Amtsträger sehen. Die Verleugnung Jesu Christi und 
damit der Verlust des ewigen, also des bleibenden Lebens wäre ein allzu hoher Preis für 
irgendeinen Vorteil, also auch für einen Studienplatz. Die Gemeinden werden versuchen 
müssen, die Benachteiligten und Zurückgesetzten so in ihre Mitte zu nehmen, daß sie nicht 
der Verbitterung oder der Selbstbemitleidung verfallen oder sich in eine Anti-Haltung 
hineintreiben lassen; sie werden ihnen vielmehr Mut machen, es dem Herrn anzuvertrau- 
en, daß er für sie Wege in ein sinnvolles Leben weiß, auch wenn sie um des Bekenntnis- 
ses zu ihm willen nicht studieren können. Wir werden den Eltern und unseren jungen Leu- 
ten sagen müssen, daß wir in der Nachfolge des Gekreuzigten stehen, den die Welt nicht 
ertragen konnte, und daß zu dieser Nachfolge das Leiden hinzugehört, daß dieses Leiden 
aber voller heimlicher Freude ist, weil es um Jesu willen und in seiner Gemeinschaft ge- 
tragen wird (Röm. 5,3; 2. Kor. 5,17; Apg. 5,41; Matth. 5,11f.; Hebr. 10,34). Wenn die 
Benachteiligungen dazu führen, daß wir uns um so fröhlicher zu Christus und zu seiner 
Jüngergemeinde halten, werden sie sich zum Guten für uns auswirken (Röm. 8,28). Wir 
werden denen, die auf eine ihren Gaben entsprechende Ausbildung verzichten und einen 
Beruf ergreifen müssen, der sie unbefriedigt läßt, helfen müssen, Aufgaben zu finden, bei 
denen ihre Gaben in Anspruch genommen werden und die sie als sinnvoll und erfüllend 
anzusehen vermögen. 


Schließlich wandte sich der Bischofskonvent des Bundes der Evangelischen Kir- 
chen in der DDR im Advent 1971 zur Frage der Benachteiligungen christlicher 
Eltern und Schüler mit einem Schreiben an die leitenden Amtsträger der Kir- 
chenkreise: 


Wir Bischöfe der evangelischen Kirchen in der DDR haben uns wiederholt mit der Lage 
auf dem Sektor der Volksbildung befassen müssen. In den letzten Monaten mehren sich 
Nachrichten über Benachteiligungen und sogar Diskriminierungen christlicher Eltern und 
Schüler. Diese Sorge ist bereits bei dem Empfang des Vorstandes der Konferenz der Kir- 
chenleitungen durch den Staatssekretär für Kirchenfragen, Herrn Seigewasser, am 24. 2. 
1971 deutlich ausgesprochen worden. Verhandlungen wurden zugesagt. Die gleiche Sorge 
ist inzwischen auf allen Synoden der Gliedkirchen zur Sprache gekommen. Die Synoden 
haben sich zu den Beschwernissen, die ihnen vorgetragen wurden, einmütig geäußert. 

Die Konferenz der Kirchenleitungen hat in ihrem Bericht vor der Synode des BEK in 
Eisenach im Juli d. J. aus diesem Fragenkomplex besonders die Praxis der Zulassung 
zur EOS angesprochen. 

Die Synode nahm zu dieser Materie mit folgendem Beschluß Stellung: 

„Die Synode teilt die Besorgnis der Konferenz über Tendenzen auf dem Gebiet der Volks 
bildung, die sich in letzter Zeit an einigen Stellen abzeichnen. In einer größeren Zahl 
von Fällen wurde bei Kindern und Jugendlichen das Recht, sich zu einem religiösen Glau- 
ben zu bekennen und religiöse Handlungen auszuüben, beeinträchtigt. Immer wieder wer- 
den junge Christen in ihrem Bildungsweg und in ihrem beruflichen Fortkommen wegen 
ihres Glaubens benachteiligt. 

Die Synode weiß sich verpflichtet, für diese jungen Menschen einzutreten. Sie bittet die 
Gemeinden, die Eltern mit ihren Kindern, sich nicht beirren zu lassen ... 

Die Synode bittet die Konferenz, nach geeigneten Wegen wirksamer Hilfe zu suchen.“ 

Zu Verhandlungen auf der Ebene des Bundes und mit verantwortlichen Vertretern des 
Ministeriums für Volksbildung ist es bisher nicht gekommen. Es werden neue Fälle be- 
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kannt: andere sind bereinigt worden. In jedem Fall entsteht eine Atmosphäre der Ein- 
schüchterung und des Mißtrauens, die jedenfalls nicht geeignet ist, eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit zwischen Marxisten und Christen zu fördern, wie sie in dem Referat 
von Paul Verner am 8. 2. 1971 so dringend gewünscht wird. Dort hieß es bekanntlich: 
„Unsere Entwicklung hat doch augenfällig bestätigt, daß gegenseitiges Vertrauen und 
Achtung sowie gemeinsames Handeln zum Erfolg geführt haben. Das Hochspielen sowie 
das Verwischen der nicht zu überbrückenden weltanschaulichen Gegensätze zwischen 
Marxisten und Christen hat — dafür kennt die Geschichte genügend Beispiele — immer 
den Feinden des Friedens und des’ gesellschaftlichen Fortschritts genützt‘ (Paul Verner/ 
Gerald Götting: Christen und Marxisten in gemeinsamer Verantwortung, Berlin 1971, 
S. 41). 

Wir stehen zu dem, was wir in unserem Brief aus Lehnin vom 15. 2. 1968 im Rahmen 
der allgemeinen Aussprache über die neue Verfassung gesagt haben: „Als Staatsbürger 
eines sozialistischen Landes sehen wir uns vor die Aufgabe gestellt, den Sozialismus als 
eine Gestalt gerechteren Zusammenlebens zu verwirklichen.‘ Der in unserer Verfassung 
verankerte Satz von der Gewissens- und Glaubensfreiheit (Art. 20,1) und die damit gebo- 
tene Achtung vor dem Denken und Handeln des Anderen, die in der Tiefe seiner Über- 
zeugung begründet sind, muß lebendige Wirklichkeit unter uns sein. Nur so werden ‚„‚die 
Christen und diejenigen Mitbürger, die die Weltanschauung der führenden Partei nicht tei- 
len, an der Verantwortung für unser Staatswesen mit unverletztem Gewissen teilhaben 
können.“ Nur so wird auch der ‚Sozialismus als eine Gestalt gerechteren Zusammenle- 
bens‘“ als die eigene Sache aller Bürger angesehen werden. 

Wir Bischöfe haben gemeinsam mit unseren Kirchenleitungen auf allen uns möglichen 
Ebenen unsere Sorgen vorgetragen und mit konkreten Angaben belegt. Dabei ergab sich 
ein unterschiedliches Bild: von einigen Gesprächspartnern bekamen wir die Auskunft, 
daß in der Tat eine neue ideologische Situation entstanden sei, die sich naturgemäß be- 
sonders auf dem Gebiet der Volksbildung niederschlage. Andere verneinten dies entschie- 
den. Bei einer Begegnung des Vorsitzenden der Konferenz der Kirchenleitungen und des 
Präses der Synode des Bundes mit führenden Repräsentanten des Staates in den letzten 
Wochen wurde wiederholt und unmißverständlich versichert, daß sich in der Grundeinstel- 
lung des Staates gegenüber der Kirche im Vergleich zu der Situation vom Februar d. ]J. 
nichts verändert habe. Abweichende Auskünfte und Handlungen entsprächen nicht der of- 
fiziellen Linie des Staates. Es wurde anerkannt, daß die genannten Differenzen auf dem 
Sektor der Volksbildung ein wichtiger Gegenstand des Gespräches zwischen Staat und Kir- 
che seien. Sowohl einzelne kirchliche Amtsträger wie zentrale kirchliche Stellen hätten 
ein Recht, sie aufzugreifen. Endlich wurde zugesichert, daß man an zentraler staatlicher 
Stelle bereit sei, solche Fälle, die sich auf regionaler Ebene nicht bereinigen ließen, sorg- 
fältig zu prüfen. 

Wir nehmen diese Worte ernst und werden danach handeln. Wir bitten, die Brüder im 
Pfarramt zu beraten und sie darin zu bestärken, die Eltern in Fällen von Benachteiligung 
und Diskriminierung ihrer Kinder zu unterstützen. Wir bitten, solche Tatbestände so sorg- 
fältig wie möglich zu prüfen und sie den leitenden Organen der Kirchen zu übermitteln, 
so daß sie dort ausgewertet werden können. Vor allem bitten wir jedoch, dazu zu ermun- 
tern, keine Gelegenheit zu versäumen, die Sorgen und Beschwerden christlicher Eltern 
und Kinder an den zuständigen Stellen ganz konkret vorzubringen. Wir erinnern an die 
Artikel unserer Verfassung von 1968, die die Grundrechte aller Bürger bekunden, beson- 
ders an die, welche die gleichen Bildungschancen für alle betonen. 

Noch ein Wort zur Zulassung zu den Erweiterten Oberschulen und zu den Hochschulen: 
Es ist nur zu verständlich, daß Eltern ihren Kindern möglichst große Bildungschancen ge- 
ben möchten. Es wird aus allgemeinen, objektiven Gründen nicht zu verwirklichen sein, 
daß alle, die es wollen, eine Hochschule besuchen können. Das Prinzip der Auswahl soll- 
te aber für alle einleuchtend sein. Leider trifft das in vielen Fällen nicht zu. Die Aufgabe 
der Brüder im Ephoral- und im Pfarramt wird es sein, dann in rechter Weise zu trösten. 
Wirklich trösten kann uns nur unser Glaube, daß wir und unsere Kinder nicht uns selbst 
leben und damit letzten Endes unser Leben auch nicht selbst aufzubauen haben. Wir ge- 
hören unserem Herrn. Wenn das gilt, dann eröffnet auch eine nicht akademische Ausbil- 
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dung Möglichkeiten, ihm zu dienen. Dann werden unsere Kinder vielleicht nicht in führen- 
de Stellen kommen. Sie werden aber, wo immer sie auch sind, Vorbild und gerade so an- 
deren auf ihrem Wege hilfreich sein können. 

Ä Wir Bischöfe werden gemeinsam mit unseren Kirchenleitungen für die Betroffenen auf 
jede uns mögliche Weise eintreten, wie wir das auch bisher getan haben. Die Verantwor- 
tung liegt auf uns allen. Weder ist es möglich, sie allein den Kirchenleitungen und den 
Organen des Bundes zuzuschieben; noch ginge es an, die Eltern und Kinder, die Gemein- 
den und ihre Pfarrer in Eintreten für das Recht allein zu lassen. 

Es ist noch nicht abzusehen, ob diese gemeinsamen Bemühungen zu befriedigenden Er- 
gebnissen führen werden. Wir wünschen es dringend. Wir wünschen es gerade auch um un- 
serer Gesellschaft willen. Denn es geht im Einsatz für das Recht des Einzelnen immer 
auch um das Wohl der ganzen Gesellschaft. Auch aus diesem Grunde bitten wir, den EI- 
tern Mut zu machen, für ihr Recht und das ihrer Kinder mit aller Entschiedenheit selbst 
einzutreten. Darum bitten wir, die Gemeinden in allen ihren Gliedern auf ihre Mitverant- 
wortung für ihre Brüder und Schwestern und gerade auch für ihre Kinder anzusprechen. 
Wir werden dabei an ihrer Seite sein. 

„Seid getrost, fürchtet euch nicht! Seht, da ist euer Gott“ (Jes. 35,4. Monatsspruch 
für Dezember 1971). 


Berlin, im Advent 1971 


gez. D. Braecklein gez. Dr. Krusche 
(Landesbischof, Eisenach) (Bischof, Magdeburg) 

gez. von Brück gez. Natho 
(Oberlandeskirchenrat, (Kirchenpräsident, Dessau) 
amtierender Landesbischof, Dresden) 

gez. D. Fränkel gez. Dr. Rathke 

(Bischof, Görlitz) (Landesbischof, Schwerin) 
gez. D. Dr. Krummacher gez. D. Dr. Schönherr 
(Bischof, Greifswald) (Bischof, Berlin) 


In diesem Zusammenhang ist die Veröffentlichung einer Anordnung des Mini- 
sters für Hoch- und Fachschulwesen der DDR von Interesse: 


V. WERDEN DIE DDR-HOCHSCHULEN 
FÜR POLITISCHE PASSIVISTEN UNZUGÄNGLICH? 


Von Karl Barto 
(„Informationsdienst des katholischen Arbeitskreises für zeitgeschichtliche Fragen e. V.,“‘ 
Heft 54, September 1971) 


Am 1. Juli 1971 hat der Minister für das Hoch- und Fachschulwesen der DDR, Professor 
Böhme, eine „Anordnung über die Bewerbung, die Auswahl und Zulassung zum Direkt- 
studium an den Universitäten und Hochschulen“ erlassen, deren $ 1 (1) besondere Auf- 
merksamkeit verdient. Es heißt darin: 

„Voraussetzungen für die Studienbewerbung und die Zulassung zum Hochschulstudium 
sind: 

— die aktive Mitwirkung an der Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft und die Be- 
reitschaft zur aktiven Verteidigung des Sozialismus, 

— der Nachweis hoher fachlicher Leistungen verbunden mit dem Streben, das Wissen 
und Können ständig zu vervollkommnen, 

— die Bereitschaft, alle Forderungen der sozialistischen Gesellschaft vorbildlich zu er- 
füllen und nach dem erfolgreichen Abschluß des Studiums ein Arbeitsrechtsverhältnis ent- 
sprechend der Verordnung vom 3. Februar 1971 über die Vorbereitung und Durchführung 
des Einsatzes der Hoch- und Fachschulabsolventen des Direktstudiums und die Förderung 
der Absolventen beim Übergang vom Studium zur beruflichen Tätigkeit - Absolventen- 
verordnung — ... abzuschließen.‘ 


245 


Auch unter $ 2 (3) wird bei den einzureichenden Bewerbungsunterlagen an erster Stelle 
genannt: 

„Einschätzung der Gesamtpersönlichkeit des Bewerbers durch die Schule oder den Be- 
trieb bzw. die Dienststelle der bewaffenten Organe in Abstimmung mit der entsprechen- 
den Leitung der Freien Deutschen Jugend bzw. bei Bewerbern aus der Praxis mit der zu- 
ständigen Gewerkschaftsleitung.“ 

Wie aus der Präambel dieser Anordnung hervorgeht, wird an das Gesetz über das einheit- 
liche sozialistische Bildungssystem vom 25. Februar 1965 angeknüpft. Im Gesetz selbst 
war damals das Leistungsprinzip in der Aufzählung als vorrangiger Maßstab für die Zulas- 
sung zum Studium herausgestellt worden, wenngleich auch schon damals die gesellschaftliche 
Aktivität als ein mitbestimmender Faktor aufgeführt wurde. Jetzt sind die politischen 
Kriterien wieder an erste Stelle gerückt worden. 

Bei der Bewertung der neuen Anordnung muß man bedenken, daß die SED bei der Zu- 
lassung zum Universitätsstudium die gesellschaftspolitische Aktivität des Bewerbers noch 
nie gänzlich außer acht gelassen hat. Seit 1965 wurde aber unter dem Aspekt der von UL 
bricht propagierten „sozialistischen Menschengemeinschaft“ das Leistungsprinzip an die 
erste Stelle der Bewerbungskriterien gerückt, um allen Bürgern, nicht so stark abhängig 
vom Grad ihrer politischen Aktivität, Chancen zum Studium einzuräumen. Dies wird nun 
aber wieder korrigiert. 

Die SED-Führung ist über bestimmte aufweichende Einflüsse und die weitgehend prag- 
matische Denkweise an manchen Hochschulen besorgt. Mittels der neuen Zulassungsord- 
nung will sie die Entwicklung dort wieder stärker in den Griff bekommen und zur Ausmer- 
zung apolitischer Einflüsse beitragen. Studienbewerber, die von den FDJ- bzw. FDGB- 
Gruppen in den Erweiterten Oberschulen bzw. den Betrieben keine positive politische 
Beurteilung erhalten, werden künftig ungeachtet bester Zensuren nur noch geringe Chan- 
cen zum Direktstudium haben. Die deutliche Fixierung des politischen Kriteriums soll da- 
zu beitragen, die politische Aktivität der Studienbewerber und der Studierenden wieder 
anzuspornen. 

Die Anwendung der neuen Anordnung wird auch die jungen Christen schmerzlich tref- 
fen, die sich infolge ihrer Gewissensentscheidung im positiven Engagement für die DDR 
zurückgehalten haben. Das Recht auf Direktstudium soll offenbar nur der aktive sozialisti- 
sche Staatsbürger besitzen. Es bleibt abzuwarten, wie diese Anordnung in der Praxis an- 
gewendet wird und in welchem Ausmaß die wegen politischer Inaktivität vom Direktstu- 
dium Ausgeschlossenen im sehr gut ausgebauten Fernstudiennetz unter größeren Schwierig- 
keiten doch zu Studienabschlüssen gelangen können. 


Abschließend hierzu ein Kommentar aus westdeutscher Sicht: 


HÖHERE BILDUNG NUR FÜR ATHEISTEN? 


Situation christlicher Schüler in der DDR verschlechtert 
(„epd-Ausgabe für kirchliche Presse‘ Nr. 48 vom 1. Dezember 1971) 


Die seit dreieinhalb Jahren geltende Verfassung der DDR sichert in ihrem Artikel 25 al- 
len Bürgern das „gleiche Recht auf Bildung‘ zu. Dabei wird natürlich vorausgesetzt, daß 
Begabung, Fleiß und gegebenenfalls eine gewisse Bereitschaft vorhanden sind, sich zu- 
gunsten etwa eines Studiums materiell etwas einzuschränken. Nicht hingegen, so muß man 
folgern, sollen Armut. soziales Herkommen oder persönliche Einstellungen die Bildungs- 
chancen der DDR-Bürger negativ oder positiv beeinflussen. Ausdrücklich heißt es im glei- 
chen Verfassungsartikel: „Die Bildungsstätten stehen jedermann offen.‘ Ein ausgebautes 
Stipendiensystem sorgt dafür, daß nicht etwa materielle Gründe DDR-Bürger daran hindern, 
ihr Recht auf Bildung wahrzunehmen. 

Trotz dieser Rechtslage aber haben gegenwärtig viele junge Leute in der DDR Grund zu 
‚ der Befürchtung, daß ihr schulischer Bildungsweg mit dem Abschluß der Zehnklassen- 
Schule, der im Westen etwa dem Realschulabschluß entspricht, enden wird, obgleich Be- 
gabung und Leistung nach bisherigen Maßstäben auch für das Abitur und ein anschließen- 
des Studium ausreichen würden. Die Erweiterte Oberschule, die mit dem Abitur endet, 
bleibt für sie gesperrt. 
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Der Grund für eine wesentlich schärfere Auswahlpraxis bei der Zulassung zum Abitur 
und zum Universitäts- oder Hochschulstudium ist in der DDR-Presse bisher nicht offen 
und ohne Verklausulierungen mitgeteilt worden. Doch aus Andeutungen und aus Mittei- 
lungen von Funktionären gegenüber Betroffenen ist er zu erkennen: Die DDR-Regierung 
sieht sich genötigt, die Zahl der Abiturienten und der Studenten niedriger zu halten, als 
es möglich wäre, weil in Zukunft nicht genügend Arbeitsplätze für Hochschulabsolventen 
zur Verfügung stehen werden, während sich gleichzeitig ein Mangel im beruflichen Mittel- 
bau, also bei den qualifizierten Facharbeitern abzeichnet. Schlicht gesagt: Man hat sich 
verplant. 

Logisch wäre also, daß die Anforderungen an Begabung und Leistung für die Erweiterte 
Oberschule und das Studium so gesteigert werden, daß nur noch die erwünschte Zahl von 
Schülern ihnen gerecht wird. Damit wäre dem Verfassungsgrundsatz der Chancengleich- 
heit entsprochen. Tatsache jedoch ist, daß im Laufe des Jahres 1971 ein anderes Auslese- 
verfahren sich weithin durchgesetzt hat, das praktisch den Artikel 25 der DDR-Verfassung 
einschränkt. Nach übereinstimmenden Beobachtungen wird nämlich jetzt solchen Schü- 
lern fast überall der Zugang zur Erweiterten Oberschule verwehrt, die erkennen lassen, daß 
für sie der Marxismus-Leninismus nicht die ausschließliche weltanschauliche Basis ist. 

Dies trifft vor allem die jungen Christen. Schon in den vergangenen Jahren war es so, daß 
christliche Schüler auch bei besten Schulleistungen nicht immer zum Abitur zugelassen wur- 
den. Denn gesellschaftliche Aktivität gehörte auch zu den Voraussetzungen. Wer nicht in 
der FDJ war, wer an der Jugendweihe nicht teilnahm, wer vormilitärische Ausbildung ver- 
weigerte, mußte mit Nachteilen rechnen. Jetzt aber scheint es, als werde der Spieß um- 
gedreht: Auch wer diese Bedingungen erfüllt, hat kaum noch Chancen, wenn er bekundet, 
daß er dennoch Christ ist: wenn er also am kirchlichen Unterricht teilnimmt, sich konfir- 
mieren läßt, zum Gottesdienst geht. 

Christliche Schüler müssen außerdem, wie in den fünfziger Jahren, damit rechnen, daß 
sie von Lehrern vor der Klasse wegen ihres Glaubens zur Rede gestellt und angegriffen 
werden. Gleichzeitig wird ihren Eltern mitgeteilt, daß Studienaussichten für ihre Kinder 
nur bestehen, wenn sie vom kirchlichen Unterricht abgemeldet werden. Oft auch werden 
Eltern solcher Kinder von der weiteren Mitarbeit in Elternaktivs ausgeschlossen. 

Nirgends im Gesetzblatt der DDR gibt es eine Vorschrift, die den Ausschluß junger 
Christen von weiterführenden Bildungseinrichtungen legalisierte. Deshalb auch stoßen 
Beschwerden meist ins Leere: Übereifer untergeordneter Organe heißt es, und eine Über- 
prüfung wird zugesichert. In seltenen Fällen führt sie auch zum Erfolg, meist aber nicht. 

Nach übereinstimmenden Berichten aus kirchlichen Kreisen in der DDR, so auch bei den 
Tagungen verschiedener Landessynoden in diesem Herbst, hat sich die Situation für 
christliche Schüler seit dem Frühjahr durchweg verschlechtert, wenn auch noch nicht an 
allen Orten nach gleichem Schema verfahren wird. Zahlreiche Eltern resignieren und mel- 
den ihre Kinder vom kirchlichen Unterricht ab, um ihnen die Zukunft nicht zu ver- 
bauen. Manche Kirchenleitungen ihrerseits haben die Mitglieder der Gemeinden gebeten, 
sich auf ernste Zeiten einzurichten und der Situation ins Auge zu sehen, daß das Ver- 
fassungsrecht auf Bildung praktisch eingeschränkt ist. Allgemein gilt es nur noch für 
die Zehnklassen-Schule. Erweiterte Oberschule und Studium sind, bis auf einige Aus- 
nahmen, nur noch für Atheisten marxistisch-leninistischer Prägung bestimmt. Eltern 
und Kindern ist damit eine schwere Gewissensentscheidung aufgebürdet. Daß im übrigen 
die Benachteiligung der Christen nicht förderlich für die Entwicklung der Beziehungen 
zwischen Staat und Kirche ist, auf deren Normalisierung die SED seit dem Frühjahr 1971 
sichtlich Wert legt, versteht sich. Reinhard Henkys 


c) Kirche und Staat in römisch-katholischer Sicht 
Zur Abrundung dieses Kapitels „Kirche und Staat‘ kann der folgende Beitrag 
von römisch-katholischer Seite dienen, in dem sich vieles mit der evangelischen 
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AKTUELLE FRAGEN STAAT/KIRCHE IN DER DDR 


Von Herbert Prauß 
(„Informationsdienst des katholischen Arbeitskreises für zeitgeschichtliche Fragen e. V.“, 
Heft 55, Dezember 1971) 


Anläßlich des 50. Geburtstages von Alfred Kardinal Bengsch veröffentlichte das in Ostber- 
lin erscheinende St. Hedwigsblatt (katholisches Kirchenblatt im Bistum Berlin) am 5. Sep- 
tember 1971 einen Artikel, in dem eine kurze Bilanz des bisherigen Wirkens des Berliner 
Bischofs gezogen und seine Stellung in der Weltkirche hervorgehoben wurde. Verfasser 
dieses mit ©. G. gezeichneten offiziösen Artikels dürfte der kirchenpolitische Bevollmäch- 
tigte der Berliner Ordinarienkonferenz, Prälat Otto Groß, sein. Kirchenpolitisch bedeut- 
sam in diesem Artikel ist, daß auf das erste Gespräch (1971) des Berliner Bischofs mit 
dem damaligen Ersten Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrats der DDR, Willi 
Stoph, mit folgenden Worten Bezug genommen wurde: 

„Gleich nach seinem Amtsantritt hatte der neuernannte Bischof ein Gespräch mit dem 
damaligen Stellvertretenden Vorsitzenden des Ministerrats Willi Stoph, in dem der Bischof 
seine Auffassung über die Ausübung des Bischofsamtes darlegte und der Vertreter des 
Staates seinerseits seine Erwartungen aussprach. Die Ergebnisse dieses Gespräches sind bis 
heute die Grundlagen des Verhältnisses zwischen Staat und katholischer Kirche in der DDR.“ 

Willi Stoph hat diesen Gedanken in seiner Glückwunschadresse am 10. September 1971 
wie folgt aufgegriffen: 

„Zu Ihrem 50. Geburtstag übermittle ich Ihnen die besten Wünsche für Ihr persönliches 
Wohlergehen. Ihr Ehrentag dürfte geeigneter Anlaß sein, sich unseres Gespräches anläßlich 
Ihrer Amtsübernahme zu erinnern, in dem Sie zum Ausdruck brachten, Ihr hohes und ein- 
flußreiches kirchliches Amt als loyaler Staatsbürger der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik auszuüben und darauf bedacht zu sein, eine innerkirchliche Entwicklung zu gewährlei- 
sten, die auf der Grundlage des Vertrauens in das edle humanistische Werk des Friedens 
und des Sozialismus beruht. 

Gern nehme ich Gelegenheit, diesen Ihren Standpunkt hervorzuheben und Ihnen in die 
sem Sinne ein erfolgreiches Wirken für die Gestaltung der Beziehungen der von Ihnen re- 
präsentierten katholischen Kirche in der Deutschen Demokratischen Republik zu unse- 
rem Staat zu wünschen.“ 

Auch der Staatssekretär für Kirchenfragen der DDR, Hans Seigewasser, führte in seinem 
Glückwunschbrief aus: 

» .„.. Ihr persönlicher Ehrentag ist mir eine willkommene Gelegenheit, an die Gespräche 
anzuknüpfen, die wir im Interesse der ständigen Verbesserung der Beziehungen zwischen 
der katholischen Kirche und den staatlichen Organen der Deutschen Demokratischen Re- 
publik geführt haben. 

... Die große Mehrheit der Bürger katholischen Glaubens in der DDR unterstützt diese 
vom Geist des Humanismus erfüllte Politik und nimmt freudig am sozialistischen Aufbau- 
werk teil. Gerade diese Tatsache veranlaßt mich, das Gespräch mit Ihnen, dem hohen 
und verantwortlichen Würdenträger Ihrer Kirche, in der Zuversicht weiterzuführen, daß 
auch die offizielle Kirchenleitung jene Schritte des sozialistischen Staates bejahen und 
praktisch unterstützen wird, die der Sicherung des Friedens in Europa dienen. 

Indem ich Sie, sehr geehrter Herr Kardinal, zu Ihrem heutigen 50. Geburtstag beglück- 
wünsche, gebe ich der Zuversicht Ausdruck, daß Ihr Wort und Ihr Einfluß sich in Zu- 
kunft für jene Aktionen bemerkbar machen wird, die auf das Zustandekommen einer Eu- 
ropäischen Sicherheitskonferenz und auf die Anerkennung des Status quo in Europa ge- 
richtet sind ...““ 

In den Glückwunschadressen von Stoph und Seigewasser werden deutlich die SED-Wün- 
sche BEER wobei von etwas überzogenen Einschätzungen und Erwartungen ausgegan- 
gen wird. 

Ungeachtet der vorstehend skizzierten SED-Wünsche, deren Artikulierung an sich nicht 
neu ist, bemüht sich die Regierung der DDR, ernsthaften Konflikten mit der katholischen 
Kirche aus dem Wege zu gehen. Die Existenz halbwegs normalisierter Beziehungen zwischen 
Staat und Kirche war für die SED im letzten Jahrzehnt vorteilhafter als der Zustand er- 
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heblicher Spannung. Diese Haltung ist aber keineswegs aus Toleranz oder gar aus einem 
Gesinnungswandel motiviert, sondern entspricht kühlen pragmatischen Überlegungen. Die 
an den äußersten Rand der sozialistischen Gesellschaft gedrängte Kirche soll nach dem 
kommunistischen Ideologieverständnis zwar nach wie vor nur eine Rolle auf Zeit spielen, 
doch ungeachtet dieser Grundsatzposition agiert die Regierung der DDR heutzutage mehr 
nach pragmatischen Gesichtspunkten. Die SED hofft, daß der fortschreitende elementare 
Säkularisierungstrend die Kirche nachhaltig schwächt und daß gerade der Zustand relativer 
„Konfliktlosigkeit‘ den kirchlichen Substanzverlust beschleunigt. Ob diese Kalkulation 
aber letztlich aufgeht, ist zweifelhaft. Eine legal wirkende, nicht in den Untergrund abge- 
drängte, in ihrer pastoralen und caritativen Arbeit kaum behinderte Kirche hat gute Chan- 
cen, sich auf lange Sicht zu behaupten und ihre Sendung zu erfüllen. 

Als spannungsfrei ist das Verhältnis zwischen Staat und katholischer Kirche in der DDR 
aber nicht einzuschätzen. Neue partielle Spannungen können sich z.B. ausbreiten, wenn 
durch restriktive engherzige Anwendung der neuen Verordnung über die Meldepflicht von 
Veranstaltungen vom 1. 3. 1971 und der neuen Zulassungsordnung zum Direktstudium an 
den Hochschulen und Universitäten vom 1. 7. 1971 sowie durch erneute Einmischungs- 
versuche bei der inhaltlichen Gestaltung religiöser Literatur Druck ausgeübt wird. 

Die Bischöfe in der DDR sind ohne verbale Deklamationen um ein sachlich-korrektes, 
im Kern loyales Verhältnis zum Staat bemüht, was sachliche Kritik in geeigneter Form 
keineswegs ausschließt, wobei im Unterschied zu früher mehr Eingaben an die zuständigen 
Stellen gerichtet werden und nur in geringem Maße öffentlich protestiert wird. Der Epis- 
kopat ist bestrebt, die volle Freiheit pastoralen und caritativen Wirkens zu erhalten und 
eine Politisierung kirchlichen Wirkens in dieser oder jener Richtung zu vermeiden. 

Die katholische Kirche in der DDR geht ihren geraden Weg, ohne sich in der Tagespoli- 
tik für oder gegen die sozialistische Gesellschaft zu engagieren. Der Episkopat ruft weder 
zum Widerstand noch zu betonter Unterstützung auf. Die katholische Kirche ist auch be- 
müht, einer Umarmungstaktik auszuweichen und sie beschränkt sich bewußt auf ihren ur- 
eigensten Auftrag, wobei sie den Vorteil relativ (verglichen mit anderen kommunistischen 
Staaten) normalisierter Beziehungen zum Staat und die noch gegebenen guten Möglichkei- 
ten ihres Wirkens im pastoralen und caritativen Bereich durchaus anerkennt und zu schät- 
zen weiß. 

Das Verhältnis der katholischen Kirche zum Staat ist in der DDR vom Geist kritischer 
Solidarität und korrekter Sachlichkeit — auf der Grundlage einer faktischen stillschwei- 
genden Abgrenzung der Wirkungsbereiche — geprägt. Zwar gibt es keine ideologische Ko- 
existenz, denn die SED und die sozialistische Staatsmacht sind weiterhin um die Zurück- 
drängung des kirchlichen und religiösen Einflusses bemüht, der Unterricht an allen Schu- 
len ist vom Geist des dialektischen Materialismus durchdrungen, im offiziellen Leben wer- 
den Religion und Kirche entweder totgeschwiegen oder dezent und dosiert bekämpft. An 
der Bildung innerer Fronten in Glaubensfragen ist die SED-Führung aber nicht interessiert, 
denn große innere Auseinandersetzungen mit der Kirche wären dem Bild vom „einigen 
Staatsvolk der DDR“ abträglich. Auch das offensichtliche Abdrängen der Christen in die 
Rolle von Staatsbürgern zweiter Klasse ist unzweckmäßig geworden. 

Ob die SED-Führung in nächster Zeit mit stärkerem Druck versuchen wird, ihre Wün- 
sche zu verbal betonter Loyalität der katholischen Kirche gegenüber der sozialistischen 
Gesellschaft und zur aktiven Unterstützung der aktuellen Ziele kommunistischer Friedens- 
politik durchzusetzen, bleibt abzuwarten. In raffiniert kluger Berechnung setzt die SED- 
Führung bei der Bekämpfung von Religion und Kirche weiterhin vornehmlich auf die Fak- 
toren Zeit und Trend. Ohne Großaktionen — gewissermaßen durch Einfrieren — will die 
SED das Absterben kirchlichen Einflusses erwirken. Für ein totalitäres Regime ist es auf 
die Dauer nach wie vor unerträglich, daß eine nicht gleichgeschaltete Institution existiert 
und auf einen Teil der Bevölkerung geistigen Einfluß ausübt. 

Die Signale, die von beiden Seiten anläßlich des 50. Geburtstages von Kardinal Bengsch 
gegeben wurden, deuten an, daß in nächster Zeit — im großen und ganzen — ein Fortbe- 
stehen des relativ entspannten sachlichen Verhältnisses zwischen Staat und katholischer 
Kirche in der DDR wahrscheinlich ist. Überraschende Verschärfungen sind aber keines- 
wegs ausgeschlossen. Die Kirche in der DDR ist faktisch eine belagerte Festung. Ihre 
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Tätigkeit wird sorgfältig beobachtet. Erkundungsvorstöße, ja begrenzte Offensiven in Teil- 
bereichen sind durchaus denkbar. In einem Sicherheitsgefühl darf sich die katholische Kir- 
che in der DDR jedenfalls nicht wiegen. Sie muß wachsam und kampfbereit bleiben. 

Zur jetzigen Kirchenpolitik des DDR-Episkopats gibt es keine Alternative. Nur die Kon- 
zentration auf die wesentlichen Aufgaben der Kirche im pastoralen und caritativen Bereich 
ist praktisch durchsetzbar und kann einen Mißbrauch der Kirche für vordergründige poli- 
tische Ziele ausschließen. 


3. BUND DER EVANGELISCHEN KIRCHEN IN DER DDR 


a) Allgemeines 


Der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR hat seine Aufgabe von vorn- 
herein darin gesehen, die kirchliche Arbeit in der DDR zu konzentrieren und 

zu koordinieren. Der Leitgedanke ist der einer Zeugnis- und Dienstgemeinschaft. 
Daraus ergeben sich im einzelnen folgende hauptsächlichen Tätigkeitsfelder: 

a) Die Förderung der Zusammenarbeit der Organe, Kommissionen und Aus- 
schüsse des Kirchenbundes, um eine funktions- und situationsgerechte Leitung 
der Gliedkirchen und Gemeinden auf allen wichtigen kirchlichen Lebensgebie- 
ten sicherzustellen. 

b) Die Bearbeitung der Fragen, die sich aus den Bedingungen ergeben, unter 
denen Kirchen und ihre Glieder in einer weltanschaulich bestimmten sozialisti- 
schen Gesellschaft leben. 

c) Die Bewältigung des Erbes der reformatorischen Kirchen in Deutschland, 
die als konfessionell bestimmte Territorialkirchen das Optimum des Zusammen- 
wirkens in einer gestalteten kirchlichen Gemeinschaft noch nicht erreicht haben. 

d) Der Ausbau der ökumenischen Beziehungen, die unter der vorgegebenen 
Einheit der Kirche Jesu Christi aus dem Leben der christlichen Gemeinde von 
heute nicht mehr wegzudenken sind. 

Bevor im folgenden über diese Felder berichtet wird, stellen wir das Kapitel 
aus dem Bericht von Bischof D. Hans-Joachim Fränkel vor der Provinzialsynode 
der Evangelischen Kirche des Görlitzer Kirchengebietes voran, in dem die Grund- 
lagen des Kirchenbundes beschrieben werden (Tagung vom 26. bis 29. März 
1971). 


Bisher hat der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR noch nicht näher zu erken- 
nen gegeben, wie er sich als Zeugnis- und Dienstgemeinschaft innerhalb einer sozialisti- 
schen Umwelt versteht. Diese gewisse Zurückhaltung hat manche beunruhigt. Auch ist 
vermißt worden, daß noch kein Wort an die Gemeinden gerichtet wurde. Ich meine aber, 
daß es zu verstehen ist, wenn der Bund sich eine gewisse Schonzeit auferlegt hat. Er 
mußte sich zunächst konsolidieren und in der neuen kirchlichen Organisation zurechtfin- 
den sowie die Zusammenarbeit im innerkirchlichen Sektor beginnen und einüben. Es er- 
wies sich als notwendig, den Artikel 4,4 der Bundesordnung, der von der besonderen Ge- 
meinschaft der evangelischen Christenheit in Deutschland redet, gegenüber Mißdeutungen 
klarzustellen. Das ist auf der letzten Bundessynode in Potsdam-Hermannswerder im ver- 
gangenen Jahr geschehen, und zwar nach zwei Seiten hin. Einerseits hatten bestimmte 
Außerungen der Presse in der Bundesrepublik bei der Regierung der DDR das Mißtrauen 
aufkommen lassen, als sei es mit der organisatorisch-rechtlichen Selbständigkeit des Bun- 
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des doch nicht ganz redlich gemeint, andererseits zeigten sich in unserem Raum Tenden- 
zen, die in Artikel 4,4 bezeugte Gemeinschaft zu entleeren und spirituell zu verflüchtigen. 
Dem gegenüber hat die Synode nach beiden Seiten mit aller Klarheit gesagt: „Wir weisen 
alle Versuche zurück, die bestehende geistliche Gemeinschaft zu entleeren oder sie so zu 
interpretieren, daß dadurch die organisatorisch-rechtliche und institutionelle Selbständig- 
keit des Bundes in Frage gestellt wird.“ Damit dürfte die institutionelle Selbständigkeit 
ebenso klargestellt sein wie die besondere Gemeinschaft, die uns mit den Kirchen in der 
Bundesrepublik verbindet. Mit ihnen haben wir über eine ökumenische Verbundenheit 
hinaus neben anderem vor allem eine sich aus dem Stuttgarter Schuldbekenntnis ergeben- 
de gemeinsame Verantwortung, aus der wir einander nicht entlassen dürfen. Die beiden 
deutschen Staaten sind eine Realität, die zu respektieren ist, aber die deutsche Nation 

ist auch eine Realität. Auf ihr als Ganzer liegt die Last des von Hitler verantwortungslos 
begonnenen und verantwortungslos geführten Krieges. Die Welt erwartet mit Recht von 
der ganzen deutschen Nation einen Friedensbeitrag. Die sich für uns als Christen daraus 
ergebende Verantwortung haben wir im Rahmen von Artikel 4,4 unserer Bundesordnung 
zu bedenken. Könnte es nicht hilfreich sein, wenn z.B. zu dem bedeutsamen Vorschlag 
einer europäischen Sicherheitskonferenz ein gemeinsames Votum zustande käme, das, 
ohne den Politikern die Marschroute vorschreiben zu wollen, im Kontext der Weltproble- 
me die ethischen Grundfragen im Blick auf den Weltfrieden erhellte, dem doch eine sol- 
che Konferenz dienen soll. Durch seine Stellungnahme zum Anti-Rassismusprogramm hat 
der Bund zu erkennen gegeben, daß er mit seinen Mitgliedskirchen bewußt in der Ge- 
meinschaft der Weltchristenheit steht und an deren Zeugnis und Einsatz für Recht und 
Frieden mitdenkend und mithandelnd teilnehmen will. Wenn in dieser Stellungnahme die 
Überwindung des Rassismus als „„Modellfall für die Verwirklichung der Allgemeinen Men- 
schenrechte‘“ bezeichnet wird, so wird deutlich, daß der Bund sich der Aufgabe stellen 
will, am Zustandekommen gerechterer Verhältnisse im Sinne der Menschenrechte über- 
haupt mitzuwirken und nicht nur in fernen Kontinenten. In der am 24. 2. 1971 erfolg- 
ten Begegnung des Vorstandes der Konferenz der Kirchenleitungen mit dem Staatssekretär 
für Kirchenfragen war Gelegenheit, den Vertretern des Staates etwas davon zu sagen, wie 
der Bund sich versteht. Die der liebenswürdigen und verbindlichen Art des Vorsitzenden, 
Bischof D. Schönherr, entsprechenden konzilianten und auf die Verständnismöglichkeiten 
des staatlichen Partners eingestellten Ausführungen lassen doch mit ihrer Zitierung der 

V. und VI. Barmer These erkennen, daß der Bund bei seiner Standortbestimmung in ei- 
ner sozialistischen Gesellschaft sich der theologischen und geistlichen Erkenntnisse der 
Bekennenden Kirche verpflichtet weiß und die dem Staat geschuldete Loyalität mit dem 
im Evangelium begründeten Freimut verbindet, auch das vorzutragen, was die Kirche be- 
schwert. Daß der Bund entschlossen ist, sein Verständnis von Zeugnis- und Dienstgemein- 
schaft näher zu entfalten, zeigt auch das Thema ‚Kirche für andere — Zeugnis und Dienst 
der Gemeinde‘, mit dem sich die für Anfang Juli in Eisenach vorgesehene Tagung der 
Synode des Bundes beschäftigen wird. Wie Zeugnis und Dienst der Gemeinde in einer so- 
zialistischen Umwelt aussehen muß, ist eine immer neu zu bedenkende schwere Frage. 
Die für die sozialistische Gesellschaft maßgebende Weltanschauung, der dialektische Ma- 
terialismus, und das von der Kirche zu verkündigende Evangelium sind unüberbrückbare 
Gegensätze. Darüber ist zwischen Marxisten und Christen kein Streit. Nun ist freilich die- 
ser von niemand geleugnete Gegensatz weder etwas Statisches noch eine nur theoretische 
Belanglosigkeit, sondern eine dynamische Spannung im gesellschaftlichen Sein. Der Mar- 
xist drängt von seinen humanistischen Voraussetzungen aus auf die volle Befreiung des 
Menschen von allem hemmenden metaphysischen Ballast und kann die Durchdringung 

der Gesellschaft mit phantastischen Illusionen vergangener Epochen nicht wünschen. Von 
daher sind auch die administrativen Begrenzungen des kirchlichen Dienstes zu verstehen. 
Der Christ aber muß den Marxisten nicht primär in dessen Selbstverständnis, sondern im 
Lichte der Liebe Gottes sehen. die auch den Marxisten in die allein in Christus geschenkte 
wahre Freiheit ziehen will. Von daher kann dem Zeugnis des Christen nie das kritische 
Element fehlen. Es ist also dieser unüberbrückbare Gegensatz von dialektischem Materia- 
lismus und Evangelium schon eine ernste Sache und birgt für den Weg der Kirche in ei- 
ner sozialistischen Gesellschaft mannigfaltige Versuchungen in sich. Es scheint naheliegend 
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zu sein, ist aber ein schwerer Irrtum, daß die Kirche um dieses Gegensatzes willen ein 
globales Nein zum Sozialismus sagen müßte. Ganz abgesehen davon, daß eine Kirche, die 
das täte, sich selbst zur Liquidierung anmelden würde, wäre ein derartiges Nein unverant- 
wortbar, weil es nämlich aus dem Evangelium eine Antiideologie machen würde. Die Kir- 
che lebt aber nicht von einer Antihaltung, sondern von der Entscheidung Gottes für die 
Welt. Die Verkündigung der Kirche darf sich von dem erwähnten Gegensatz nicht fixieren 
lassen. Der dialektische Materialismus ist keine Batterie, an der sich die Verkündigung des 
Evangeliums negativ aufzuladen hat, sondern eine Ideologie, die wie alle Ideologien im Ho- 
rizont des Sieges Jesu Christi zu sehen ist. Es ist also jenem Gegensatz in der Freiheit der 
Kinder Gottes standzuhalten. Dabei darf es aber auch keine Harmonisierung geben. Paul 
Verner hat in seiner Rede am 8. 2. ds. Js. erklärt: „Eine Sozialisierung der christlichen 
Lehre hat es bisher nicht gegeben und wird es auch in Zukunft nicht geben.‘ Das heißt 
doch ganz klar: Der Staat verlangt von der Kirche keine religiöse Verklärung des Sozialis- 
mus und keine kirchenamtliche Bescheinigung, daß der Sozialismus eine besondere Nähe 
zum Reiche Gottes hätte oder den christlichen Glaubensgehorsam erst ermöglichte oder 
gar verwirklichte, was diesem gemäß ist. Derartige Harmonisierungen wünscht also weder 
der Staat, noch kann die Kirche sie wünschen. Diese Feststellung ist wichtig, aber sie 
reicht nicht aus, um das Problem von Zeugnis und Dienst in einer sozialistischen Gesell- 
schaft zu bewältigen. Die Kirche könnte nämlich der Versuchung erliegen, sich als einen 
religiösen Verein zu verstehen, der sich möglichst altertümlichen Gottesdiensten hingibt 
und die Bekenntnisse der Väter als unantastbare Museumstücke verehrt, die wirklichen 
Existenzfragen in Politik, Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft aber der Eigengesetz- 
lichkeit der Welt überläßt. Das wäre Flucht aus dem spannungsvollen Gegensatz von dia- 
lektischem Materialismus und Evangelium, die der Kirche verwehrt ist. Die evangelische 
Kirche kann niemals eine reine Kultkirche werden und den Weltbezug des Evangeliums 
verleugnen. Darum ist es ihr auch nicht erlaubt, sich auf den Kreis derer zu beschränken, 
die noch immer sogenannte religiöse Bedürfnisse haben. Es kann keine Verkürzung der 
missionarischen Dimension der Gemeinde geben, wie es auch keine Verkürzung ihrer Bot- 
schaft geben darf. Hier liegt eine besondere Versuchung für die Kirche in ihrer heutigen 
Umwelt. Man leugnet zwar nicht den Weltbezug des Evangeliums und bekennt sich auch 
zum Engagement des Christen in der Gesellschaft, aber man wagt die Spannung zwischen 
dem Evangelium und der Weltanschauung des Sozialismus nicht wirklich zu bestehen, 
sondern sucht möglichen Konfliktsituationen dadurch auszuweichen, daß man nur den an- 
genehmen Teil der Wahrheit sagt. Ich muß gestehen, daß hier so manche Erklärungen von 
kirchlichen Amtsträgern, die ich lese, sehr beschwerlich sind. Sie sind mir nicht beschwer- 
lich durch das, was sie sagen, sondern durch das, was sie verschweigen. Damit aber leidet 
die Glaubwürdigkeit der Kirche gegenüber ihren Gemeindegliedern wie auch gegenüber 
der Welt Schaden. Hier werden wir in der Zeugnis- und Dienstgemeinschaft des Bundes 
sehr wachsam sein müssen. Ich möchte uns zwei Sätze in Erinnerung rufen aus einer Er- 
klärung der letzten Bekenntnissynode der Evangelischen Kirche der Altpreußischen Union 
zur II. Barmer These: 

„Die Kirche hat Gottes heiligen und gnädigen Willen, wie er in den 10 Geboten und der 
Botschaft von der rechtfertigenden Gnade Gottes geoffenbart ist, für alle Bereiche unse- 
res menschlichen Lebens zu verkündigen. Die Kirche kann keine eigengesetzlichen, der 
Herrschaft Christi entzogenen Bereiche unseres menschlichen Lebens anerkennen.“ 

„Wo immer die Kirche Gottes Gebote nur so weit predigt, als sie dabei der Zustim- 
mung der irdischen Gewalten ihrer Zeit gewiß ist, wird Gottes Anspruch auf unser gan- 
zes Leben verleugnet und Gottes Zuspruch der Vergebung aller unserer Sünden vorenthal- 
ten. 

Bischof D. Schönherr hat in der schon erwähnten Begegnung mit dem Staatssekretär 
in seiner Ansprache darauf hingewiesen, „daß ‚christliche Lehre‘ oder ‚Weltanschauung 
des Christentums‘ nach unserem Verständnis nicht eine philosophische Meinung, sondern 
die den Menschen umfassende Bindung an das Wort seines Herrn ist, die sein Tun bestimmt 
und begrenzt. Ihr Herr erlaubt den Christen freilich nicht, sich einer individualistischen 
Pflege ihrer Frömmigkeit hinzugeben, sondern ruft sie in seine Nachfolge und damit in 
den Dienst an den Menschen, in den Dienst für sein ewiges Heil und für sein irdisches 
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Wohl.“ Weil das so ist, darum dürfen die Christen für ihren Dienst in der sozialistischen 
Gesellschaft Hilfe von der Kirche erwarten. Die Kirche hat ihre Glieder bei der Wahrneh- 
mung rechter Verantwortung in der sozialistischen Gesellschaft nicht allein zu lassen, son- 
dern sie darin einzuüben. So gewiß der Gegensatz von Evangelium und dialektischem Ma- 
terialismus unüberbrückbar ist, so kann doch andererseits nicht übersehen werden, daß es 
in der Verantwortung für den Menschen eine Reihe von Gemeinsamkeiten gibt. Es wäre 
z.B. ein Irrtum, die Gebote der sozialistischen Moral in Bausch und Bogen abzulehnen. 
In ihnen gibt es durchaus ethische Grundsätze, die von Christen mitverantwortet werden 
können und eine Zusammenarbeit ermöglichen. Darüber Klarheit zu gewinnen, gehört 

zu solcher Einübung, wie auch sich der Begrenzung bewußt zu werden, von der Bischof 
D. Schönherr gesprochen hat und die dort liegt, wo ideologische Bindungen der Liebe 

zu Gott und dem Nächsten widerstreiten. Der Ort solcher Einübung sollte die christliche 
Gemeinde sein. Gerade um der Einübung eines im Glauben verantwortbaren Dienstes wil- 
len können wir uns grundsätzlich nicht in der Gesprächsthematik beschränken lassen. Auch 
können wir das offene Gespräch nur dann erwarten, wenn wir bereit sind, auf die Fragen 
unserer Gemeindeglieder einzugehen und als Kirche für sie in Nöten und Konflikten ein- 
zutreten. Dabei wird immer wieder ein Kardinalpunkt sein, welchen Stellenwert die Glau- 
bens- und Gewissensfreiheit hat. Der von niemand geleugnete Gegensatz von Evangelium 
und dialektischem Materialismus ist ja keine rein theoretische Angelegenheit, sondern 
wirkt sich auch in der Praxis der Lebenshaltung und Lebensgestaltung aus. Es gibt eben 
zwischen Christen und Marxisten nicht nur Gemeinsamkeiten gesellschaftlicher Verant- 
wortung, sondern auch Unterschiede, die mit diesem Gegensatz zu tun haben. Dazu ge 
hören: die Erziehung zum Haß, zum Freund-Feind-Denken, das bis zur Verteufelung des 
Gegners gehen kann. Hier wird das gesellschaftliche Engagement der Christen anders aus- 
sehen als das der Marxisten. Bischof D. Schönherr hat das in der schon mehrfach erwähn- 
ten Ansprache in die behutsamen Worte gekleidet: „Oft engagieren sich die jungen Chri- 
sten für das Wohl der Gesellschaft in sehr intensiver Weise, freilich in einer Form, wie sie 
sie von ihrem Glauben als geboten ansehen.“ 

Ich will jetzt nicht näher auf die vielen Beschwernisse eingehen, die uns sehr aufliegen, 
wie die Benachteiligung junger Christen bei der Zulassung zur Erweiterten Oberschule 
oder zu anderen Bildungseinrichtungen, die zur Hochschulreife führen. Das alles sind für 
mich nicht nur einzelne Fälle, sondern sie hängen mit der entscheidenden Frage nach dem 
Stellenwert der Glaubens- und Gewissensfreiheit zusammen oder, anders ausgedrückt, mit 
der Frage nach der echten Toleranz. Eine Kirche, die sich als Zeugnis- und Dienstgemein- 
schaft versteht, wird diese Frage beharrlich stellen müssen. Das gilt um so mehr als die Auf- 
nahme der DDR in die UN und alle ihre Organisationen ansteht, in der unser Staat als 
gleichberechtigter Partner in der Gemeinschaft der Staaten in gegenseitiger kritischer Be- 
fragung an der allseitigen Verwirklichung der Allgemeinen Menschenrechte mitwirken kann, 
die für den Weltfrieden von maßgebender Bedeutung sind. 

Die Frage nach dem Wege der Kirche in der sozialistischen Gesellschaft ist nicht neu. 
Die Kirche ist dieser Frage schon seit langem nachgegangen. Das, was dazu erarbeitet 
wurde, ist sorgfältig zu überdenken. Dazu gehören auch die 10 Artikel über Freiheit und 
Dienst der Kirche. Vielleicht werden wir manches neu und anders sagen müssen. Dafür 
gilt es offen zu sein. Aber eines darf nicht geschehen, daß wir diese Artikel einfach in der 
Versenkung verschwinden lassen. Das wäre eine ernste Beeinträchtigung unserer Glaubwür- 
digkeit vor unseren Gemeinden. 


b) Aus der Arbeit der Organe, Kommissionen und Ausschüsse 


Im Kirchlichen Jahrbuch 1970 (S. 281-288) wurde über die Organisation des 
Kirchenbundes berichtet. Über die Arbeit in dieser Organisation enthält der 
Bericht der Konferenz der Kirchenleitungen für die Tagung der Synode des Kir- 
chenbundes vom 2. bis 6. Juli 1971 in Eisenach folgenden Abschnitt: 
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„Der Bund wird sich als eine Zeugnis- und Dienstgemeinschaft von Kirchen in der sozia- 
listischen Gemeinschaft der Deutschen Demokratischen Republik bewähren müssen.“ Das 
ist ein — inzwischen oft zitierter — Satz aus der Antwort, die unsere Synode auf ihrer vor- 
jährigen Tagung dem Bericht der Konferenz der Kirchenleitungen erteilt hat. Der Bericht, 
den die Konferenz der Kirchenleitungen nach Artikel 13 (1) der Ordnung des Bundes der 
Synode zu geben hat, gliedert sich nach der Anordnung der Worte dieses Satzes. Er hat 
drei Teile: 

1. Zeugnis und Dienst, 

2. Gemeinschaft der Kirchen, 

3. Verhältnis zu Staat und Gesellschaft. 


1. Zeugnis und Dienst 


Die Reihenfolge der Aussagen in dem zitierten Satz ist wichtig. Vor allem hat die Kirche 
Jesu Christi, und also auch der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR in ihr, eine 
Sache zu vertreten. Sie ist hineingenommen in die Sendung des Vaters, der seine Kreatur 
sucht, um sie wieder bei sich zu haben. Um diese Kreatur, und zwar als ganze und um je- 
den einzelnen Menschen, muß es der Kirche gehen. Es darf ihr nicht um sich selbst gehen, 
auch dann nicht, wenn sie mit Sorge die tiefgreifenden Wandlungen beobachtet, die nicht 
nur ihre Gestalt, sondern auch den Inhalt ihres Dienstes betreffen. Werner Krusche hat 
das kürzlich in Nyborg prägnant so ausgedrückt: „Gerade indem sie überleben will, ist sie 
überlebt.‘ 

„Zeugnis und Dienst‘ ist als Einheit zu verstehen. Man könnte jedes der beiden Worte 
als das Ganze nehmen. „Zeugnis“ deutet mehr auf das „Woher“ und „Warum“, „Dienst“ 
auf das ‚Wofür‘. Beide Worte bezeichnen die Bewegung, die missio dei, die von der Sen- 
dung Jesu Christi zum Heil herkommt und auf den Menschen in seiner Welt zielt. Beides, 
Zeugnis und Dienst, wird nur in lebendiger Einheit von Wort und Tat, die sich gegensei- 
tig auslegen, geschehen können. 

Der Bericht der Konferenz der Kirchenleitungen kann sich auf dem Gebiet von Zeug- 
nis und Dienst, zumal im Blick auf das Thema der Synode, auf einige allgemeinere Be- 
merkungen beschränken. Der Bund hat sich in den Kommissionen und Ausschüssen die 
Gremien geschaffen, die beratend, forschend, koordinierend und profilierend das ganze, 
große Gebiet kirchlichen Zeugnisses und Dienstes abschreiten sollen. Die Kommissionen 
und Ausschüsse haben der Synode die Ergebnisse ihrer bisherigen Arbeit vorgelegt. Im 
Zusammenhang dieses Berichtes ist es aber notwendig, zu zwei immer wieder geäußer- 
ten Meinungen Stellung zu nehmen. Die eine birgt die Gefahr einer überschwänglichen 
Erwartung, die andere die einer falschen Sorge. 

In kirchlichen Gremien aller Art neigt man dazu, Probleme, mit denen man bisher nicht 
fertig geworden ist, an den Bund weiterzugeben in der Erwartung, daß sie dort gelöst 
würden. Dahinter kann die positiv zu wertende Haltung stehen, daß so viele Aufgaben 
wie möglich von den Kirchen gemeinsam gelöst werden sollten; lange genug hätten die 
einzelnen Kirchen nebeneinander her gearbeitet. Man wird aber auch nicht fehlgehen in 
der Vermutung, daß manchmal die Scheu vor eigenen, gewiß oft schweren Entscheidun- 
gen dazu führt, die Verantwortung dem Bund zuzuschieben. Der Bund kann nicht mehr 
leisten, als wir alle in ihn investieren. Er kann nur soviel Verantwortung tragen, wie wir 
alle in ihm zu tragen bereit sind. 

Die Besorgnis vieler, insbesondere derer, die einen näheren Einblick in die Arbeit des 
Bundes haben, läßt sich in der Frage zusammenfassen: Übernehmen wir uns nicht? Ha- 
ben wir die Kraft, diesen Berg von Arbeit, der sich vor uns auftürmt, zu bewältigen? 

In der Tat: Die Liste der Aufgaben, die den Kommissionen und Ausschüssen durch die 
Konferenz der Kirchenleitungen bereits bei ihrer Konstituierung gestellt wurden, ist lang. 
Inzwischen ist noch manches andere dazugekommen. Die Besorgnis wird nicht kleiner an- 
gesichts der viel zu geringen finanziellen Mittel und der wenigen Arbeitskräfte, die dem 
Bund zur Verfügung stehen. 

Es gibt einige Gründe dafür, daß sich die Aufgaben, die bewältigt werden müssen, der- 
art häufen. Eine Menge Arbeit, die durch überlandeskirchliche oder gliedkirchliche Aus- 
schüsse geleistet worden ist, muß gesichtet und unter der Frage geprüft werden, ob sie 
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künftig gemeinschaftlich angepackt werden kann. Manches ist, weil keine oder keine aus- 
reichenden gemeinsamen Organe vorhanden waren, bisher unterblieben. Die enorme Ver- 
änderung kirchlicher Verhältnisse und theologischer Einsichten hat vieles in Frage gestellt, 
was früher fraglos getan wurde oder auch nicht getan zu werden brauchte. Vieles haben 
die „‚Werke“ neben der „verfaßten Kirche“ her tun müssen und getan. Sie verstehen sich 
heute bewußt als Werke der Kirche. Ihre Arbeit ist, sofern sie mit Phantasie, persönlicher 
Initiative und Opferbereitschaft geleistet wird, von größtem Wert und stellt eine wichtige 
Ergänzung der „offiziellen‘‘ Tätigkeit der Kirche dar. Wir sind nunmehr bestrebt, deutlich 
sichtbar zu machen, daß wir, „Werke“ und „verfaßte Kirche‘, aufeinander zuarbeiten und 
daß es um Zeugnis und Dienst und nicht um Institutionen und Traditionen um ihrer 
selbst willen geht. 

Die Kommissionen und Ausschüsse haben zuerst sammeln und sichten müssen. Sie ha- 
ben sich über die Voraussetzungen ihrer Arbeit und über die Rangordnung der Aufgaben 
einigen müssen. Für wichtige Teilaufgaben sind Facharbeitskreise gebildet worden. Um die 
Kommissionen und Ausschüsse zeitlich nicht zu sehr zu belasten, werden eilbedürftige An- 
gelegenheiten notfalls durch eine kleine Arbeitsgruppe, bestehend aus deren Vorsitzenden, 
den stellvertretenden Vorsitzenden und den Referenten des Sekretariats erledigt. 

Für die Zukunft scheint es sich als günstig abzuzeichnen, mehrere verwandte Arbeits- 
gebiete in Bereiche zusammenzufassen. Im Sekretariat sind für dessen Arbeit fünf Berei- 
che genannt worden: Allgemeine Aufgaben — Verkündigung und Dienst —- Ökumene — 
Zurüstung zum Dienst — Recht, Organisation und Finanzen. Die bisherige Gliederung in 
zehn Kommissionen und Ausschüsse bezeichnet die Hauptarbeitsgebiete und stellt sie ne- 
beneinander. Die Zusammenfassung in Bereiche würde die Kommunikation zwischen ver- 
wandten Gebieten verbessern, damit auch die Arbeit des Sekretariats vereinfachen, und 
ließe unterhalb dieser Gliederung für eine noch flexiblere, den Einzelaufgaben mehr an- 
gepaßte und zeitlich begrenzte Arbeit Raum. Die Entscheidung darüber, ob diese Arbeits- 
weise die bisher angewandte verbessert, sollte aber erst gefällt werden, nachdem weitere 
Erfahrungen gesammelt worden sind. Es wäre zu wünschen, daß diese Synodaltagung 
nicht wieder durch Strukturdebatten belastet würde. 

Zeugnis und Dienst verlangen partnerschaftliche Arbeit von hauptamtlichen Amtsträgern 
und „Laien“. Den Laien zu solcher Partnerschaft besser zuzurüsten, diente der Beschluß 
der Konferenz der Kirchenleitungen, für das Jahr 1972/73 in allen Kirchen des Bundes 
Gemeindeseminare vorzubereiten. Die Thematik soll die gleiche sein wie die der nächsten 
ökumenischen Konferenz für Weltmission und Evangelisation, die Ende 1972 unter dem 
Thema „Salvation today“ („Das Heil der Welt heute‘““) stattfinden soll. 

Die Konferenz hat entsprechend dem Beschluß der Synode nunmehr die Voraussetzun- 
gen für ein „Glaubensbuch“ (Arbeitstitel) geschaffen. Das „Glaubensbuch“ soll eine Orien- 
tierungs- und Verständnishilfe für Erwachsene werden und die Aussagen christlichen Glau- 
bens im Horizont heutiger Fragestellungen verstehbar machen. Es soll Informationen ver- 
mitteln, Denkanstöße geben und die Meinungsbildung und Gesprächsfähigkeit des Lesers 
fördern. 

Der Vorsitzende der Konferenz der Landesausschüsse des evangelischen Kirchentages. 
Landessuperintendent Schröder, berichtete über die Organisation und Tätigkeit der Kir- 
chentagsarbeit. Die Konferenz hat ihn ermutigt, diese für Zeugnis und Dienst der Gemein- 
den so wichtige Arbeit fortzusetzen. 


Christuszeugnis ist immer auch Friedenszeugnis. Die Konferenz der Kirchenleitungen 
hat beim Sekretariat ein Referat für Friedensfragen eingerichtet und zu dessen Beratung 
einen Facharbeitskreis berufen. Die Konferenz der Kirchenleitungen hat damit eine Ver- 
pflichtung übernommen, die bis dahin von einer der Evangelischen Kirche der Union an- 
gegliederten Arbeitsstelle wahrgenommen worden war. 

Über die diakonischen Aktivitäten im Rahmen des Bundes liegt der Synode ein Bericht 
vor, der von der zentralen Dienststelle „Innere Mission und Hilfswerk der Ev. Kirchen in 
der Deutschen Demokratischen Republik“ erstattet worden ist. 


Darüber hinaus liegt ein detaillierter Arbeitsbericht des Bundes der Evangeli- 
schen Kirchen in der DDR für das Jahr 1971 vor, in dem die durchführende 
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und beratende Tätigkeit des Sekretariats sowie der Kommissionen und Aus- 
schüsse dargestellt wird. Aus diesem Bericht werden hier einige wichtige Ab- 
schnitte zitiert: 


I. Allgemeine Aufgaben des Bundes 
10. Grundsatzfragen 


Die Kooperation zwischen den drei gesamtkirchlichen Zusammenschlüssen, der Evange- 
lischen Kirche der Union (EKU), der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in der 
DDR (VELK) und dem Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR (Bund) ist 1971 
verbessert worden. Eine gemeinsame Vorbereitungsgruppe der drei Leitungen prüft in re- 
gelmäßigen Abständen die Möglichkeiten arbeitsteiliger Zusammenarbeit. Aufgrund ihrer 
Empfehlungen wurden ein „Gemeinsamer Ausschuß Lebensordnung“ und ein „Gemeinsa- 
mer Ausschuß Ordination“ gebildet. Gleichzeitig haben entsprechende Ausschüsse der Zu- 
sammenschlüsse ihre Tätigkeit beendet. Geprüft wird ein Plan zur Koordinierung der öku- 
menisch-missionarischen Aktivitäten. 

Für den Bund ist die Zusammenarbeit mit seinen Gliedkirchen von entscheidender Be- 
deutung. Trotz intensiver Bemühungen im Jahre 1971 sind hier noch Mängel festzustel- 
len. Den Ausschüssen und Kommissionen sowie dem Sekretariat ist es nicht überall gelun- 
gen, den Aufgaben und Zielen des Bundes in den Gliedkirchen die erforderliche Breiten- 
wirkung zu verschaffen. Die Last zum Teil jahrhundertealter, geprägter Arbeitsformen, 
aber auch mangelnde Geduld, Informationsprobleme und Mißverständnisse erschweren 
das Verständnis für die vom Bund im Interesse aller Gliedkirchen betriebenen Gemein- 
schaftsaufgaben. Hier liegt ein Kernproblem der Arbeitsweise des Bundes, dem verstärkte 
Aufmerksamkeit zu widmen ist. 

Die Zusammenarbeit mit den verantwortlichen Dezernenten der Gliedkirchen hat sich 
im allgemeinen gut entwickelt, doch wird sie in einigen Bereichen dadurch erschwert, 
daß manche Dezernenten Mitglieder der ihrem Sachgebiet zugeordneten Kommissionen 
und Ausschüsse des Bundes sind, andere dagegen nicht. 

Die Zusammenarbeit fehlt noch weithin zwischen dem Bund und den Sachausschüssen 
der gliedkirchlichen Synoden. Nur vereinzelt ist bisher eine Verzahnung gliedkirchlicher 
und gesamtkirchlicher Arbeitsplanung gelungen. 


11. Organe und Bischofskonvent 


Synode 
Die 4. Tagung der Synode des Bundes ist für die Zeit vom 30. Juni bis 5. Juli 1972 in 
Dresden-Strehlen vorgesehen. Eine vom Präsidium beauftragte Arbeitsgruppe hat empfoh- 
len, ein Thema zu wählen, das die Arbeit der 3. Tagung aufgreift und fortführt. Ein ent- 
sprechender Vorschlag wurde vom Präsidium der Synode und der Konferenz der Kirchen- 
leitungen (Konferenz) gebilligt. Das vorläufige Arbeitsthema der Synode 1972 lautet: 
Christus befreit — darum Kirche für andere. 

Die Nacharbeit zum Thema der Synode 1971 hat auf Beschluß der Konferenz der Aus- 
schuß „Kirche und Gesellschaft‘ übernommen. Er veranstaltet zunächst eine Umfrage 
in den Gemeinden. Auf der Grundlage der eingehenden Antworten sollen eine Anhörung 
und gegebenenfalls weitere Veranstaltungen durchgeführt werden. 


Ständige Synodalausschüsse 

Der Haushaltsausschuß der Synode hat sich 1971 intensiv um die Finanzplanung des Bun- 
des bemüht. Im engen Zusammenwirken mit dem Finanzausschuß und dem Sekretariat 
wurden unter Auswertung der Rechnungsprüfung 1970 Vorschläge zum Finanzgebaren 
unterbreitet, die von der 3. Tagung der Synode aufgegriffen wurden: 

Bessere Übersicht über die Wirtschaftsführung durch Zusammenfassung der Arbeitsge- 
biete in Haushaltsstellen des Haushaltsplanes — einschließlich der Kosten für die Ausschuß- 
arbeit und der Personalkosten —; noch gezieltere Ausschüttung von Beihilfemitteln. Sen- 
kung der Reisekosten und Steigerung des Kollektenaufkommens. 
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Konferenz 

Die Konferenz hat 1971 vier ganztägige, drei zweitägige und zwei Sondertagungen durch- 
geführt. Beratungsthemen waren aktuelle Fragen der Zeugnis- und Dienstgemeinschaft, ins- 
besondere in Zusammenhang mit der christlichen Erziehung und Unterweisung sowie der 
Zurüstung zu Leben und Dienst der Christen. Außerdem wurden Probleme des Anti- 
Rassismus-Programms, die Tauffrage, die Neufassung des Apostolikumtextes, die Kirchen- 
tagsarbeit und die Arbeitsplanung der Gemeinde-Seminare beraten. Die Konferenz erteilte 
eine Reihe von Arbeitsaufträgen an Facharbeitskreise, beschloß die Übernahme des kate- 
chetisch-pädagogischen Kollegs, das Angebot einer gemeinsamen Zusatzausbildung für B- 
Kirchenmusiker und die Vorbereitung eines „Glaubensbuches‘“. 


Vorstand 
Der Vorstand der Konferenz tagte etwa monatlich, bereitete unter Einbeziehung der Ar- 
beiten der Kommissionen und Ausschüsse die Tagungen der Konferenz vor, prüfte die 
Durchführung der Beschlüsse der Konferenz und erteilte dem Sekretariat eine Reihe von 
Ferm ne Der Vorstand berichtet der Konferenz in jeder ihrer Tagungen von seiner 
eit. 

Die erste Ausgabe des „Mitteilungsblattes des Bundes der Evangelischen Kirchen in der 

DDR“, herausgegeben vom Vorsitzenden der Konferenz, erschien im Dezember. 


Bischofskonvent 

Der Bischofskonvent beriet 1971 viermal über Fragen der bischöflichen Verantwortung. 
Er stimmte dem Brief des Vorsitzenden des Bischofskonventes, D. Schönherr, an die lei- 
tenden Geistlichen der Gliedkirchen zum Bußtag.1971 zu. 


13. Sekretariat 


Die im November 1970 eingeführte Arbeitsgliederung des Sekretariats hat sich bewährt. 
Ab 1. 7. 1971 wurde probeweise eine Gliederung in Bereiche eingeführt. Referenten und 
Sachbearbeiter kommen innerhalb ihrer Bereiche zu regelmäßigen Beratungen zusammen, 
wodurch die Gesamtreferenten-Beratungen entlastet werden und die intensivere Bearbei- 
tung von Spezialproblemen möglich wird. Folgende Bereiche wurden gebildet: 

I. Leitung und Koordinierung (mit Information und Dokumentation, Publizistik), 

II/IlI. Verkündigung und Dienst/Ökumene, 

IV. Zurüstung zum Dienst, 

V. Recht und Finanzen. 

Im Bereich II — „Verkündigung und Dienst‘ — waren zunächst die Arbeitsgebiete „Theo- 
logie“, „Gemeindeaufbau“ und „Kirche und Gesellschaft“ zusammengefaßt. Aufgrund 
von Strukturüberlegungen im Rahmen des Sekretariats trat im Berichtszeitraum das Sach- 
gebiet „Ökumene“ hinzu. Für diese Einbeziehung war die Einsicht maßgebend, daß „Öku- 
mene‘‘ kein Ressort, sondern eine Dimension ist und die Facharbeitskreise der Ökumeni- 
schen Kommission den ökumenischen Kontext zu den im Bereich II/III zusammengefaß- 
ten drei Ausschüssen darstellen: 


Theologie -- Facharbeitskreis I -— Glaube und Kirchenverfassung, Catho- 
lica, Orthodoxie; 
Gemeindeaufbau — Facharbeitskreis II -— Evangelisation und Weltmission; 


Kirche und Gesellschaft — Facharbeitskreis III — Ökumenische Diakonie. 

Der jetzige Bereich II/III hat neben seinen speziellen Aufgaben bereits in besonderer 
Weise Gesamtverantwortung für die allgemeine Aufgabenstellung des Sekretariats wahrge- 
nommen. Dazu gehören Überlegungen zu: 

— Arbeitsorganisation, 

— Informations- und Dokumentationsaufgaben, 

— Aufnahme der Arbeitsergebnisse von Bundesorganen durch die Gliedkirchen, 

— Arbeitsteiliges Zusammenwirken mit Ausschüssen in VELK, EKU, Nationalkomitee 
des LWB. 
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Bewährt hat sich in der bisherigen Bereichsarbeit II/III die gegenseitige Information über 
Ausschußarbeit und die Koordinierung von Fragen, die die Ausschüsse gemeinsam betref- 
fen. Die gegenseitige Unterrichtung hat die primäre Aufgabe, Prioritäten zu setzen, als be- 
sonders dringlich erwiesen. Dies konnte allerdings bisher noch nicht geleistet werden. 

Eine weitere Chance der Bereichsarbeit, sich über Einzelaufgaben der Ausschüsse vorbe- 
reitend und begleitend zu konsultieren, wurde ebenfalls aus Zeitmangel bisher noch nicht 
wahrgenommen. 

Eine Planungsgruppe im Sekretariat wurde mit der Auswertung der bisherigen Arbeits- 
weise und mit der Entwicklung präziser Zielvorstellungen beauftragt. Bei gleichbleibendem 
Personalbestand muß der Verwaltungsaufwand gesenkt werden, damit das Sekretariat ein 
unbürokratisches, aber zuverlässiges Vorbereitungs-, Koordinierungs- und Ausführungsorgan 
des Bundes ist. Vorrangig sind die Prioritäten der Arbeit zu klären. Die Aufgaben sind 
verstärkt am Nutzeffekt für die Gliedkirchen und die Gemeinden zu messen. Weniger 
wichtige Vorhaben sind in Abstimmung mit den Organen des Bundes abzusetzen oder zu 
stornieren. 


2. Verkündigung und Dienst 
21. Ausschuß für Theologie 


Im Rahmen des von der Konferenz erteilten Gesamtauftrages hat der Ausschuß seine Ar- 
beit über die „Theologie der Predigt im Spannungsfeld von Situation und Tradition‘ fort- 
gesetzt. Die Predigt wird im allgemeinen als die Rede eines einzelnen, dazu Beauftragten 
an die im agendarisch geordneten Gottesdienst versammelte Gemeinde verstanden. Diese 
Auffassung hat der Ausschuß zum Ausgangspunkt seiner Untersuchung gemacht. Er hat 
sich zunächst auf das Verhältnis von Predigt, Gottesdienst und Gemeinde konzentriert. Da- 
nach wird er sich auch mit der Predigt als einer bestimmten Form der Rede und ihrer Bin- 
dung an biblische Texte, mit dem Öffentlichkeitscharakter der Predigt und der Beauftra- 
gung zum Predigtdienst befassen. 

Die Arbeit des Ausschusses ist von der Frage begleitet, ob die Predigt eine unter meh- 
reren oder die allein mögliche Form der kirchlichen Zeugnisrede ist. Die bisherigen Über- 
legungen haben den Ausschuß in seiner Ansicht bestärkt, daß — auch im Blick auf die 
steigende Unsicherheit über den Inhalt der Predigt — mit der Klärung ihres Stellenwertes 
für das Zusammenwachsen des Bundes zu einer Zeugnis- und Dienstgemeinschaft ein nicht 
unerheblicher Beitrag geleistet werden kann. 

Der FAK Konfirmation hat ein seiner Ansicht nach von den Gliedkirchen des Bundes 
gemeinsam vertretbares Konfirmationsverständnis erarbeitet. Dabei wird die bisher einsei- 
tig punktuelle Auffassung der Konfirmation prozessual aufgegliedert. Der FAK hat das in 
einer Positionsbeschreibung als „das konfirmierende Handeln der Gemeinde“‘ bezeichnet, 
in dem Taufe, Unterweisung und Abendmahl in Beziehung zueinander gesetzt werden. Der 
ganzheitlichen Bemühung der gesamten Gemeinde um die jungen Menschen kommt dabei 
eine entscheidende Bedeutung zu. 

Die Unterweisung im Konfirmandenalter stellt innerhalb dieser Verantwortung eine be- 
stimmte Phase dar. Sie umfaßt Unterricht ebenso wie gemeinsames Leben, Teilnahme an 
Versammlungen der Gemeinde, Orientierungshilfen zur Bewältigung des Lebens im Hori- 
zont des Glaubens und Beteiligung an gemeindlicher und gesellschaftlicher Diakonie. 

Nach vorausgehender Abendmahlsunterweisung ist der Empfang des Altarsakramentes be- 
reits während der Konfirmandenzeit möglich. Das ergibt sich nach Ansicht des FAK aus 
der Kindertaufe, mit der die Einladung zum Abendmahl bereits prinzipiell gegeben ist. 
Voraussetzung für die Teilnahme ist jedoch die genannte Abendmahlsunterweisung. Mit 
dem Konfirmationsgottesdienst endet die Kinder- und Jugendunterweisung. 

Der Ausschuß für Theologie hat die Positionsbeschreibung des FAK begrüßt, wobei ver- 
schiedene Einzelfragen seiner Ansicht nach noch der Klärung bedürfen. Er hat der Konfe- 
renz empfohlen, die Vorlage an die Gliedkirchen zur Diskussion und Stellungnahme wei- 
terzuleiten. 

Der FAK Tauffragen hat seine Arbeit aufgrund bisher nicht zu behebender Sachdivergen- 
zen nicht wie vorgesehen bis zum Oktober abschließen können. Der Ausschuß für Theolo- 
gie hat sich dafür ausgesprochen, daß bei einer ohnehin anstehenden personellen Verän- 
derung des FAK die Arbeit über das für die Gemeinschaft der Kirchen innerhalb des Bun- 
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des wichtige Verständnis der Taufe fortgesetzt werden sollte. Für notwendige Entscheidun- 
gen in der Frage des Taufaufschubes sieht der Ausschuß in Übereinstimmung mit dem 
FAK in den von einer Expertengruppe der Kirchenprovinz Sachsen erarbeiteten Vorschlä- 
gen eine theologisch zu verantwortende und gemeinsam vertretbare praktische Regelung. 

Für die Arbeitsgruppe Glaubensbuch konnte inzwischen der Redaktionssekretär gewon- 
nen werden. Sie hat daraufhin entsprechend dem ihr von der Konferenz erteilten Auftrag 
mit der Arbeit an der Konzeption eines Glaubensbuches begonnen. Für die Zielstellung 
erwartet die Arbeitsgruppe Aufschlüsse aus einer gegenwärtig laufenden Bedarfsanalyse. 

Kontakte und Querverbindungen bestehen zum FAK Tauffragen, FAK Pfarrerdienst- 
recht und zum Gemeinsamen Ausschuß Ordination. Zusammen mit dem Ausschuß „Kir- 
che und Gesellschaft‘‘ werden die Fragen eines theologischen Forschungsinstitutes bzw. 
einer Studienabteilung beraten. 


22. Ausschuß „Zeugnis und Gestalt der Gemeinde‘' (Gemeindeausschuß) 


Der Gemeindeausschuß hat, seiner Prioritätenliste entsprechend (vgl. Arbeitsbericht 1970, 
S. 5), am ersten großen Teilabschnitt seines Forschungsauftrages gearbeitet und ein vor- 
läufiges Ergebnis formuliert. Dieser erste Forschungsabschnitt galt der Analyse der kirch- 
lichen Situation in Stadt und Land, wobei wegen der notwendigen Begrenzung typische 
Situationen herausgegriffen werden mußten. Die Auswahlkriterien ergaben sich aus dem 
Auftrag, künftige Strukturen der Gemeinde zu erforschen. Der Ausschuß erkannte, daß 
die Situation der Gemeinden in der DDR durch die immer stärker fortschreitende Säku- 
larisierung bestimmt wird und deshalb bei den derzeitigen Schwerpunkten des Säkularisie- 
Tungsprozesses anzusetzen sei. 

Als solche Schwerpunkte wurden erkannt: Der Aufbau sozialistischer Neustädte und die 
Umstrukturierung auf dem Lande (d.h. der Prozeß der Einführung industriemäßiger Pro- 
duktionsmethoden auf dem Lande). Bei diesen Überlegungen wurde deutlich, daß es im 
Ausschuß unterschiedliche Auffassungen über das Verhältnis von Auftrag und Situation 
gibt. Trotzdem konnte der Ausschuß gemeinsame Thesen als Ergebnis der Analyse dieser 
Schwerpunktsituationen formulieren, die in 16 Neustadtgemeinden bzw. vier überregional 
arbeitenden Arbeitskreisen, die sich mit der Situation auf dem Lande auseinandersetzen, 
diskutiert wurden. Die daraufhin modifizierten Thesen werden der Konferenz zugeleitet 
mit dem Ziel, sie in allen Gemeinden der DDR zur Diskussion zu stellen und andere Aus- 
schüsse anzuregen, erste Schlußfolgerungen daraus zu ziehen. 

In diesen Zusammenhang gehört die Planung einer speziellen Zurüstung für Pfarrer und 
andere kirchliche Mitarbeiter in Großstädten (vor allem Neustädten). Der Ausschuß hat 
Leitlinien für eine solche Zurüstung entworfen und wird 1972 in Zusammenarbeit mit 
der Ausbildungskommission einen ersten Kursus durchführen. 

Der Ausschuß hat mit seinem zweiten Arbeitsabschnitt begonnen (Konsequenzen aus 
der Analyse für Gemeindeversammlungen, Gemeindediakonie etc.). Dabei geht es nicht 
nur um Strukturen und Formen, sondern um die Frage, was zu dieser Situation geistlich 
zu sagen ist, ob es neue situationsbezogene Frömmigkeitsäußerungen und -impulse gibt, 
wie das Zusammenleben der Christen (geistliches Existieren) aussieht etc. Zur Zeit wird 
dieser Abschnitt von Unterausschüssen vorbereitet. 

Für die „Koordinierung aller Aktivitäten auf dem Gebiet des Gemeindeaufbaus“ hat 
der Ausschuß noch kein gültiges Konzept. Kriterien dafür werden sich erst aus den Ergeb- 
nissen des Forschungsauftrages ergeben können. Erste Gespräche sind mit der „Arbeit 
auf dem Lande“ und der „‚Frauenarbeit‘‘ geführt worden, weitere Gespräche mit den ge- 
meindeständischen Werken, Kirchentag etc., sind geplant. 

Der Unterausschuß Gemeindeanalyse hat eine Informationstagung für Gemeindeanalyse 
vorbereitet, die im Frühjahr 1972 stattfinden soll. Im Mittelpunkt der Tagung wird der 
Erfahrungsaustausch über bereits durchgeführte Gemeindeanalysen sowie die Diskussion 
über eine sinnvolle Auswertung solcher Analysen stehen. 

Der Unterausschuß Arbeitsplan hat im Auftrag der Konferenz den ersten Entwurf eines 
Arbeitsplanes für Gemeindeseminare in allen Gliedkirchen erarbeitet (Arbeitsthema: „Das 
Heil der Welt heute“ in Anlehnung an das Thema der Weltkonferenz 1972). Der Ausschuß 


259 


hat diesen Entwurf überprüft und zusammen mit methodischen Vorschlägen für das wei- 
tere Verfahren an die Konferenz gegeben. 

Auf Anregung des Ausschusses hat eine Expertengruppe allen Gliedkirchen ein Modell 
für die einheitliche Gemeindekartei auf Lochkartenbasis empfohlen. Allerdings konnte man 
sich bisher lediglich darauf einigen, daß dieses Modell denjenigen Gemeinden empfohlen 
wird, die sich auf eine moderne Kartei umstellen wollen. 


23. Ausschuß „Kirche und Gesellschaft‘ 


Der Ausschuß Kirche und Gesellschaft hat in der Berichtszeit seine Arbeit an der Fin- 
dung und Formulierung einer gemeinsamen Konzeption von der Wahrnehmung des Auf- 
trages der Kirche und der Christen in der sozialistischen Gesellschaft in der DDR fort- 
gesetzt. Er hat dazu von Mitgliedern des Ausschusses erarbeitete Thesen- und Fragen- 
reihen diskutiert: „Der Christ in der Gesellschaft — ein Zeuge der Versöhnungsbotschaft“, 
„Der Christ — Mitarbeiter Gottes, Mitarbeiter im Sozialismus“, „Das Verhältnis des Ein- 
zelnen und das Verhältnis der Kirche zur Gesellschaft‘. Der Aufriß für ein Profilpapier 
des Ausschusses liegt vor, der Abschluß des Papiers ist für Mai 1972 geplant. 

Auf Beschluß der Konferenz hat der Ausschuß die Nacharbeit zum Thema der Synode 
1971 übernommen (vgl. Abschnitt 11, Synode). 

Die Arbeit des Ausschusses am Profilpapier und die Nachbereitung der Synode sollen 
zugleich in die Vorbereitungsarbeit der Synode 1972 eingebracht werden. 

Der Ausschuß hat die Arbeit an dem Votum zur Frage der Europäischen Sicherheit 
fortgesetzt. 

Der Ausschuß ist mit einer Untergruppe an den vorbereitenden Überlegungen für ein 
Theologisches Forschungsinstitut (Studienabteilung) des Bundes beteiligt. 

Der Ausschuß ist durch zwei Mitglieder in die Vorbereitung der Gemeindeseminare „Das 
Heil der Welt heute‘ einbezogen. 

Der Ausschuß prüft anhand von Vorüberlegungen des Johann-Gerhard-Instituts die Rele- 
vaz der Fragen des Umweltschutzes für die ihm übertragenen Fragestellungen im Bereich 
„Kirche und Gesellschaft“. 

Der FAK Friedensfragen hat sich im Juni 1971 konstituiert. Seine Aufgabe ist es, die 
Arbeit des Studienreferates Friedensfragen zu koordinieren. Ziel der Arbeit des Studienre- 
ferates ist es, durch kritische Sichtung und Aufarbeitung der verschiedenen wissenschaft- 
lichen Friedensbemühungen sowie christlicher und profaner Friedensaktionen einen Bei- 
trag zur Verwirklichung des christlichen Friedenszeugnisses in unserer Gesellschaft zu lei- 
sten. Das Studienreferat sieht eine wichtige Aufgabe darin, in den christlichen Gemeinden 
ein lebendiges Bewußtsein für die Herausforderungen des Friedens zu wecken. Dies ge- 
schieht u.a. durch die Arbeit in Studienkreisen und durch Weitergabe von Informationen 
an Multiplikatoren in den verschiedenen kirchlichen Bereichen. 

Der FAK Mann und Frau in Kirche, Familie und Gesellschaft nimmt eine Untersuchung 
über „Partnerschaft“ in den Bereichen Ehe, Familie, Freizeit, Berufswelt, Kirche, Erzie- 
hung und Partnerschaft vor. Auf Veranlassung des Ausschusses und entsprechende Anfra- 
gen aus der Ökumene befaßt sich eine Untergruppe des FAK mit dem Problem des 
Schwangerschaftsabbruches und der Empfängnisverhütung. 


35 Ökumenische Beziehungen 


Der Bund konnte im Dezember 1971 erstmalig Mitgliedsbeiträge an den Ökumenischen 
Rat der Kirchen, an die Konferenz Europäischer Kirchen, an den Lutherischen Weltbund 
und an den Ökumenischen Jugendrat in Europa transferieren. — Die Herstellung offizieller 
Beziehungen zum Reformierten Weltbund steht bevor. 

Zur Tagung der Synode des Bundes im Juli 1971 konnten Vertreter des Ökumenischen 
Rates der Kirchen, des Polnischen Ökumenischen Rates, des Britischen Kirchenrates, der 
Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen und der Römisch-katholischen Kirche als Gäste 
begrüßt werden. 
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An der Sechsten Vollversammlung der Konferenz Europäischer Kirchen in Nyborg nah- 
men im April/Mai 1971 insgesamt 19 Delegierte und Gäste der Evangelischen Kirchen in 
der DDR teil. 

Eine sechsköpfige Delegation des Bundes reiste im November 1971 zu einem Besuch der 
Mitgliedskirchen des Ökumenischen Rates in die VR Polen. Im Juni 1971 stattete eine 
Delegation der Bulgarischen Orthodoxen Kirche den Mitgliedskirchen des Bundes einen 
Besuch ab. 

Das Evangelische Bibelwerk in der DDR war im August-September Gastgeber eines vom 
Weltbund der Bibelgesellschaften veranstalteten dreiwöchigen Übersetzerseminars, das 
mit 60 ausländischen Teilnehmern im Diakonissenmutterhaus in Halle stattfand. 

Zur Vierten Allchristlichen Friedensversammlung im September 1971 entsandte der Bund 
zwei offizielle Beobachter nach Prag. 

In Zusammenarbeit mit dem Ökumenischen Institut des ÖRK in Bossey wurden in 
Berlin im August und September zwei ökumenische Kurse für jüngere Pfarrer und für Ju- 
gendliche veranstaltet, an denen auch freikirchliche und römisch-katholische Teilnehmer 
mitarbeiteten. 

Eine größere Anzahl ökumenischer Aus- und Einreiseanträge wurden wieder auf dem 
Dienstweg über den Staatssekretär für Kirchenfragen bearbeitet. 

Über das Ministerium für Gesundheitswesen wurden eine Anzahl von dienstlichen Aus- 
reisen für Mitarbeiter der Inneren Mission genehmigt. 

Mit der Zollverwaltung wurde eine Verabredung über die Einfuhr ökumenischen Arbeits- 
materials getroffen. 

Der Referent für ökumenische Beziehungen war auch im Berichtsjahr zugleich Geschäfts- 
führer der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen. Als solcher nahm er im Juni an einer 
Weltkonsultation der Sekretäre der Nationalen Christenräte in Genf teil. 

Der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen gehören gegenwärtig der Bund, sechs evan- 
gelische Freikirchen und die Altkatholische Kirche an. Zwei weitere evangelische Freikir- 
chen haben Gaststatus; die Römisch-katholische Kirche entsendet zu den Sitzungen einen 
offiziellen Beobachter. 

Die Gebetswoche für die Einheit der Christen wurde wieder in zahlreichen Kirchenge- 
meinden zusammen mit den evangelischen Freikirchen und der Römisch-katholischen Kir- 
che begangen. 

Die „‚Evangelisch-katholische Konsultativgruppe“ setzte die gegenseitige Unterrichtung 
fort und beriet über eine Zusammenarbeit in der Seelsorge an konfessionsverschiedenen 
Ehen und über eine agendarische Ordnung von Trauungen konfessionsverschiedener Paare 
bei Beteiligung der Pfarrer beider Kirchen. 


c) Synodaltagung vom 2. bis 6. Juli 1971 in Eisenach 


Als eigentliche Legitimation und Bewährungsprobe für die Gründung des Kir- 
chenbundes wurde in den beiden vorangegangenen Jahren: des öfteren die Fra- 
ge bezeichnet, wie weit es gelänge, das inhaltliche kirchliche Zeugnis in der spe- 
zifischen Situation der DDR herauszuarbeiten. Hier suchte man die überzeugen- 
de kirchliche und theologische Rechtfertigung für den besonderen kirchlichen 
Weg in der DDR. Diese kirchlich gestellte Aufgabe traf sich mit der Erwartung 
der staatlichen Seite, die Kirchen würden ihr Verhältnis zur politischen Umwelt 
interpretieren. Damit ist zugleich die Aufgabe beschrieben, die der Synode des 
Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR für ihre Tagung vom 2. bis 

6. Juli 1971 in Eisenach gestellt wurde. Unter dem Thema „Kirche für andere — 
Zeugnis und Dienst der Gemeinde“ sollten Grundfragen christlicher Existenz 

in der sozialistischen Gesellschaft behandelt werden. Ein von Studiendirektor 
Dr. Günter Krusche, Lückendorf, im Evangelischen Nachrichtendienst am 2. Juni 
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1971 veröffentlichter Aufsatz bereitet nach drei Informationstagungen für Syn- 
odale auf diese Aufgabe vor: 


KIRCHE IN DER DDR - KIRCHE FÜR ANDERE 


Zur Thematik der Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR auf ihrer 
3. Tagung vom 2. bis 6. Juli in Eisenach 
Von Günter Krusche, Lückendorf 


Auf der Tagesordnung der 3. Tagung der Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen 
in der DDR steht das Thema: .,Kirche für andere — Zeugnis und Dienst der Gemeinde“. 
Dieses Thema ist „dran“! Denn noch ‚,‚gibt es“ den Bund in seinem vollen Sinne nicht. 
Noch steht er weithin erst auf dem Papier. Seine Ordnung bedarf noch der Auslegung 
durch die Praxis. In Artikel 1 (2) der Ordnung des Bundes der Evangelischen Kirchen in 
der DDR heißt es: „Der Bund als ein Zusammenschluß von bekenntnisbestimmten und 
rechtlich selbständigen Gliedkirchen strebt an, in der Einheit und Gemeinsamkeit des christ- 
lichen Zeugnisses und Dienstes gemäß dem Auftrag des Herrn Jesus Christus zusammen- 
zuwachsen.‘“ Darin ist die Erwartung ausgesprochen, daß die Gliedkirchen in der gemein- 
samen Wahrnehmung ihres Zeugnisses und Dienstes „zusammenwachsen“. Das läßt sich 
nicht von heute auf morgen verwirklichen. Aber es kann nur so geschehen, daß die Kir- 
chen in der DDR ihren spezifischen Auftrag erkennen und wahrnehmen. 

Was ist der Auftrag der Kirche in der DDR? Und wie kann er wahrgenommen werden? 
In der Antwort auf diese Fragen wird der Bund sein Selbstverständnis ausdrücken müssen. 
Deshalb ist das Thema der Synode höchst aktuell. Es weckt hohe Erwartungen, nicht nur 
in der DDR, sondern auch in der Weltchristenheit, die mit Spannung und höchstem Inter- 
esse darauf blickt, welche Erfahrungen der Vorgang ‚Evangelische Kirche in der sozialisti- 
schen Gesellschaft“ auch ihr vermitteln kann. 


Kirche für andere - Denken vom Auftrag her 


„Die Kirche ist nur Kirche, wenn sie für andere da ist‘‘, schrieb Bonhoeffer seinerzeit im 
Gefängnis. Inzwischen ist „Kirche für andere“ zu einem ökumenischen Schlagwort gewor- 
den. Die Kirchen haben begriffen, daß sie sich in der Nachfolge Christi nicht nur mit sich 
selbst und ihren eigenen Problemen befassen dürfen. Die Kirche ist nicht zur Selbstunter- 
haltung und Selbsterhaltung gegründet. Sie hat einen Dienstauftrag von ihrem Herrn, der 
sie in die Welt sendet. „Dasein für andere“ heißt ja nicht — wie viele unter uns befürchten 
— Preisgabe des Evangeliums, sondern gerade: „Dasein für Christus“. Geben wir noch ein- 
mal Bonhoeffer das Wort: „Sie (die Kirche) muß an den weltlichen Aufgaben des mensch- 
lichen Gemeinschaftslebens teilnehmen, nicht herrschend, sondern helfend und dienend. 
Sie muß den Menschen aller Berufe sagen, was ein Leben mit Christus ist, was es heißt, 
für andere dazusein.‘“ 

„Dasein für andere‘ — das geschieht nicht allein hinter Kirchenmauern, sondern es muß 
in der Umwelt der Kirche zum Tragen kommen. Das bedeutet aber kein „Bindestrich- 
Christentum‘, auch nicht unkritische Nachahmung des Bündnisses von Thron und Altar, 
blinde Zustimmung zu bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse. Vielmehr ist „Dasein 
für andere‘ gehorsame Auslegung des Evangeliums innerhalb und außerhalb der Kirche. 
Weil Christus auch außerhalb der Kirchenmauern am Werke ist, muß gehorsame Kirche 
Kirche für andere sein. Gewiß: Kirche muß Kirche bleiben; aber sie bleibt nur Kirche, 
indem sie für andere da ist. 


Kirche für andere — auch in der DDR 


Im Zuge solcher Gedanken und unter dem Eindruck der Veränderungen in der ganzen 
Welt haben die Christen ihre gesellschaftliche Verantwortung wiederentdeckt. Der Auftrag 
Christi gilt eben für alle Bereiche menschlicher Existenz, nicht nur für den „inneren Men- 
schen“, sondern auch für den Menschen in der Gesellschaft. 

Das Programm der Kirche für andere findet heute überall seine Anhänger, wenn es um 
allgemeine ökumenische Erklärungen oder Stellungnahmen zu Weltproblemen geht. Alle 
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solche Erklärungen bleiben jedoch platonisch, wenn sie nicht durch engagierte Stellung- 
nahmen im eigenen Verantwortungsbereich gedeckt sind. Unser Verantwortungsbereich 
ist aber die DDR. Dies gilt es zu erkennen und anzuerkennen. Wir können nicht von den 
Realitäten des politischen und gesellschaftlichen Lebens absehen, wenn wir für andere 
dasein wollen. Die Kirche für andere kann nicht für sich bleiben. 


Kirche für sich — eine Fiktion 


Eine „Kirche für sich“ wäre ohnehin eine Fiktion. Unser Zeugnis von Christus bedarf zu 
seiner Verwirklichung stets der Herausforderungen seitens der Umwelt, so wie die Kirche 
immer, ob sie es wahrhaben will oder nicht, von den gesellschaftlichen Verhältnissen, in 
denen sie ihre Verantwortung wahrzunehmen sucht, mitbestimmt ist. Entscheidend für 
unser Handeln sind die Spielräume, die durch die gesellschaftliche Situation gegeben sind. 
Nicht von Unmöglichkeiten, sondern von den Möglichkeiten, die uns gegeben sind, haben 
wir auszugehen. Das schließt für uns ein die Beschäftigung mit den Denkvoraussetzungen 
der sozialistischen Gesellschaft, mit dem Marxismus-Leninismus, nicht um die bestehenden 
ideologischen Gegensätze hochzuspielen oder zu nivellieren (beides kann nicht in unserem 
Interesse liegen), sondern um besser verstehen zu können, was in diesem Staat, der auch 
unser Staat ist, geschieht. Wir würden dann auch sehr bald echte Gemeinsamkeiten in der 
Verantwortung für den Menschen entdecken und diejenigen Stellen in der Gesellschaft 
aufspüren, an denen wir gebraucht werden. Die Scheuklappen des Antikommunismus ha- 
ben uns in der Vergangenheit nur zu oft den Blick für die wirklichen Chancen und wah- 
ren Herausforderungen verstellt. So viel dürfte feststehen: Das Programm einer Kirche für 
andere in der DDR kann nicht an den Realitäten vorbei entworfen werden. 


Eine wichtige Entdeckung: Der Christ in der Gesellschaft 


Zu den Blickverengungen in der Vergangenheit gehört auch die Fixierung auf das insti- 
tutionelle Gegenüber von Kirche und Staat. Wir haben aber gerade in den hinter uns lie- 
genden Jahrzehnten wieder gelernt, daß der Horizont des Wirkens Christi weiterreicht als 
die Institution Kirche. Was ein Leben mit Christus ist, wird nicht nur im Zeugnis und 
Dienst der Kirche, sondern im Alltag eines jeden bewußten Christen deutlich. 

Diese Einsicht verdient um so mehr unsere Aufmerksamkeit, als nach dem Selbstverständ- 
nis unseres Staates die Trennung von Staat und Kirche zu den unausgesprochenen Voraus- 
setzungen der Verfassungswirklichkeit gehört und die Institution Kirche direkt gesellschafts- 
bestimmend nicht wirksam werden kann. Der Christ als Staatsbürger ist dagegen ausdrück- 
lich zu gesellschaftlicher Betätigung aufgefordert: „Plane mit! Arbeite mit! Regiere mit!“ 
Dieses Motto gilt allen Staatsbürgern. Es muß dabei berücksichtigt werden, daß die Chri- 
sten schon mitten in der sozialistischen Gesellschaft stehen, die sie mit aufgebaut haben, 
und nicht erst auf den Weg dahin gebracht werden müssen. Sie brauchen aber Hilfe und 
Anleitung, um die Rolle, die sie in der Gesellschaft tatsächlich schon spielen, bewußt 
und verantwortlich übernehmen zu können. Das Programm einer Kirche für andere kann 
ohne die bewußte Mitarbeit der Christen in der Gesellschaft nicht verwirklicht werden. 


Kirche für andere — Chancen und Aufgaben 


Die Zeit des privilegierten Christentums ist vorbei; und wir sollten dies nicht beklagen, 
auch wenn uns der Lernprozeß nicht leicht gefallen ist. Weil die Kirche aber ihren Platz 
in der Gesellschaft vom Auftrag ihres Herrn her angewiesen bekommt, braucht sie nicht 
auf ihr Prestige bedacht zu sein, braucht sie nicht um Privilegien zu kämpfen. Ihr Ort ist 
da, wo sie gebraucht wird. Denn die Kirche für andere ist eine Kirche, die den Aufbau 
einer wahrhaft menschlichen Gesellschaft bejaht und dieses Ja in Taten umsetzt. 

Die Kirche für andere kann keine Kirche der Lippenbekenntnisse, der Proklamationen 
sein; es ist ihr verwehrt, sich als Gendarm der Gesellschaft aufzuspielen. Aber sie kann 
Kirche für die andern nur gemäß dem Willen ihres Herrn sein. Das macht selbstkritisch 
und gesellschaftskritisch. Diese Kritik entstammt nicht bloßer Kritiksucht, auch nicht 
der Resignation oder gar politischer Opposition. Sie drückt sich nicht in Besserwisserei 
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oder Schadenfreude aus, sondern in konstruktiven Verbesserungsvorschlägen, Eingaben 
und geduldigem Argumentieren — auf der Basis der „Menschenfreundlichkeit Gottes“ 
(Tit. 3,4). 


Gemeinde für andere — Zeugnis und Dienst vor Ort 


Wir sind auf dem Wege zu einer Zeugnis- und Dienstgemeinschaft in der DDR, aber noch 
lange nicht am Ziel. Auch von der Synode ’71 wird ein letztes Wort nicht erwartet wer- 
den können. Doch könnte ein Anfang gemacht, Ermutigung ausgesprochen, ein gangbarer 
Weg gezeigt werden. Es wird Enttäuschungen und Rückschläge geben. Wir haben eine 
„Durststrecke“ vor uns, die uns Geduld und langen Atem kosten wird. 

Wir werden ohne unsere Gemeinden nicht durchhalten können. Denn in den Gemeinden 
vor Ort erfahren wir Trost, Beratung und Gemeinschaft. Denn eigentlich lebt eine Kirche 
in ihren Gemeinden. Am Einsatz unserer Gemeinden, an der Art unseres Umgangs mit 
Nichtchristen, an der Sachlichkeit unserer Gesprächsbeiträge und nicht zuletzt an unseren 
Arbeitsprogrammen wird herauskommen, ob wir auf dem Wege zu einer Kirche für andere 
sind. Das Programm einer Kirche für andere kann ohne Gemeinden für andere nicht in 
die Tat umgesetzt werden. Das Synodalthema ist uns allen aufgegeben! 


Unmittelbar vor der Synodaltagung wurde seitens der CDU im Stile des bis- 
herigen kirchenpolitischen Kleinkrieges erneut versucht, den Kirchenbund auf 
eine ideologisch-politisch bestimmte Linie der Abgrenzung gegenüber den Kir- 
chen in der Bundesrepublik festzulegen. Dabei geht es nach wie vor um Formu- 
lierung und Interpretation von Artikel 4 Absatz 4 der Kirchenbundesordnung: 


Der Bund bekennt sich zu der besonderen Gemeinschaft der ganzen evangelischen Christen- 
heit in Deutschland. In der Mitverantwortung für diese Gemeinschaft nimmt der Bund 
Aufgaben, die alle evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik und 
in der Bundesrepublik gemeinsam betreffen, in partnerschaftlicher Freiheit durch seine Or- 
gane wahr. 


Im Anschluß an den VII. Parteitag der SED hielt die CDU die XII. Sitzung 
ihres Hauptvorstandes, in der die Konsequenzen aus der neuen Linie der SED 
für die CDU gezogen wurden. In seinem Referat „Wir haben den gleichen Weg 
und die gleichen Ziele — unser Bestes für unsere gemeinsame Sache“ sagte der 
Parteivorsitzende Gerald Götting zur Kirchenfrage (,,Neue Zeit“ Nr. 148 

vom 26. Juni 1971): 


Aus dieser Einschätzung geht eindeutig hervor: Zwischen DDR und BRD sind allein Be- 
ziehungen der friedlichen Koexistenz entsprechend den Regeln des Völkerrechts möglich. 
Dieser objektive Entwicklungsprozeß umfaßt alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens. 
Auf allen Gebieten ist die Dialektik von Abgrenzung und eigenständiger Entwicklung 
deutlich. Die Erfolge der DDR in den vergangenen zehn Jahren seit dem 13. August 1961 
beim sozialistischen Aufbau sind dafür ein überzeugender Beweis. Diese Tatsache gilt im 
vollen Umfange auch für die evangelischen Landeskirchen, die Freikirchen und die katho- 
lische Kirche. Die Freikirchen haben den Prozeß geistiger Neubesinnung und Profilierung 
wesentlich vorangeführt. In der katholischen Kirche sehen wir eine solche sich anbahnende 
Entwicklung mit großem Interesse. Die evangelischen Landeskirchen haben seit der Bil- 
dung des Bundes und seit dem Beginn der rechtlich-organisatorischen Abgrenzung von 
der EKD gute Schritte nach vorn tun können. Sie haben ihr ökumenisches Ansehen er- 
höht und sind dabei, sich als Zeugnis- und Dienstgemeinschaft von Kirchen in unserem 
sozialistischen Staat zu profilieren. Hemmend und zu ihrem Schaden wirkt sich aber nach 
wie vor der Versuch einiger kirchenleitender Kräfte aus, neben der ökumenischen Ge- 
meinschaft, in der die evangelischen Landeskirchen in der DDR gemeinsam mit der gesam- 
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ten Weltchristenheit stehen, eine sogenannte besondere Gemeinschaft zwischen den evan- 
gelischen Kirchen in der DDR und denen in der BRD zu konstruieren. Wir meinen, daß 
es an der Zeit ist und im Interesse der evangelischen Kirchen in der DDR liegt, in ihrer 
geistig-politischen Haltung endgültig volle Klarheit zu schaffen und diesen objektiven Ab- 
grenzungsprozeß sowohl in der Bundesordnung als auch bei den evangelischen Landeskir- 
chen, bei denen eine solche Regelung noch aussteht, umfassend zu berücksichtigen. 

Wir hoffen, daß der „innerkirchliche Lernprozeß“ in Auswertung der Tagung vom 8. Fe- 
bruar und in Vorbereitung der Bundessynode, die in der nächsten Woche in Eisenach be- 
ginnt, zu guten Ergebnissen geführt hat. Die 3. Synode des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der DDR bietet mit ihrem Thema „Kirche für andere — Zeugnis und Dienst 
der Gemeinde“, in dessen Rahmen auch über die gesellschaftliche Verantwortung des 
Christen nachgedacht werden soll, vielfältige Möglichkeiten, ihr Selbstverständnis als Kir- 
chen in unserem sozialistischen Staat überzeugend darzulegen. 


Entsprechend schlug der „Bund Evangelischer Pfarrer in der DDR“ in einer 
Eingabe an die Synode vor, den bestrittenen Artikel in der Kirchenordnung 
folgendermaßen zu formulieren: 


Der Bund nimmt durch seine Organe diejenigen Aufgaben wahr, die sich aus dem Erbe 
der weltweiten Wirkung der Reformation in Lehre, Verkündigung, Liturgie und im geist- 
lichen Leben ergeben. Er weiß sich als Zeugnis- und Dienstgemeinschaft der evangelischen 
Kirchen in der DDR verpflichtet, ihre Vergangenheit im Sinne des Stuttgarter Schuldbe- 
kenntnisses und des Darmstädter Bruderratswortes zu bewältigen und sich in der sozialisti- 
schen Gesellschaft zu bewähren. Der Bund bekennt sich zur geistlichen Gemeinschaft der 
Weltchristenheit. 


Offenbar sind aber SED und Staatsorgane an der Fortsetzung dieses Streites 
nicht sonderlich interessiert. Auch die Synode ließ sich auf diese Ebene der 
Standortsuche in der DDR nicht ein. In gründlicheren Referaten, Aussprache 
und Entschließungen behandelte sie ihr Thema: „Kirche für andere — Zeugnis 
und Dienst der Gemeinde“. Der großen Bedeutung wegen folgt hier das vorlie- 
gende Material in vollem Wortlaut. 

Das theologische Hauptreferat hielt der neue mecklenburgische Landesbischof 
Dr. Heinrich Rathke, Nachfolger des in den Ruhestand getretenen Landesbi- 
schofs D. Dr. Niklot Beste: 


KIRCHE FÜR ANDERE -— ZEUGNIS UND DIENST DER GEMEINDE 


Von Landesbischof Dr. Heinrich Rathke, Schwerin 
1. Kirche für andere — Ansatz zu einem Gespräch über Zeugnis und Dienst 


1.1 „Kirche für andere‘‘, mit dieser knappen Formel sprechen wir an, was den /nhalt von 
Zeugnis und Dienst des Bundes ausmachen könnte, zu dem wir uns als Evangelische Kir- 
chen in der Deutschen Demokratischen Republik zusammengefunden haben. Wir wissen 
um die Vielfalt unserer Kirchen und sind dankbar für die verschiedenen Gaben, die jeder 
einzelne einzubringen hat. Wir haben schon in früheren Jahren Gemeinschaft und Austausch 
unserer Kirchen gekannt und praktiziert. Das soll nun im Bund Evangelischer Kirchen ver- 
tieft werden (Ordnung des Bundes, Artikel 1,1). Wenn aber der Bund in seiner Ordnung 
sich als Zeugnis- und Dienstgemeinschaft bezeichnet hat, die gemäß dem Auftrag von Je- 
sus Christus zusammenwachsen will (Artikel 1,2), wenn wir inzwischen oft als solche 
Zeugnis- und Dienstgemeinschaft angesprochen sind, so werden wir uns nicht der Frage 
entziehen können: Welches ist Inhalt unseres Zeugnisses und Dienstes? Wie sind wir als 
Gemeinde in heutiger Zeit und in einem sozialistischen Staat gefordert? 
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„Kirche für andere‘‘ wäre auch eine erste knappe Antwort auf viele Erwartungen und 
Anfragen an uns. In der Ökumene fragt man immer wieder, wie wir uns als Kirche in ei- 
nem sozialistischen Staat verstehen. Zum 8. Parteitag der SED haben wir oft den Satz ge- 
lesen: „Jeden erreichen, alle gewinnen, keinen zurücklassen.‘“ Damit sind auch die Chri- 
sten angesprochen. Es wird von uns erwartet, „unseren Glauben auf neue, auch für die Ge- 
sellschaft bedeutsame Weise Ausdruck zu geben“. Damit sind wir nicht nur vor die gro- 
ßen Probleme der Welt wie Krieg, Unterdrückung, Hunger und Armut; wir haben auch zu 
bedenken, ob unser christliches Engagement etwa damit ausgesprochen ist, daß wir uns 
„im Sozialismus heimisch fühlen“. 

Mancherlei Antworten und Stellungnahmen sind inzwischen gegeben. So hieß es in der 
Ansprache des Vorsitzenden der Konferenz der Kirchenleitungen, Herrn Bischof D. Schön- 
herr, beim Empfang durch den Staatssekretär für Kirchenfragen am 24. 2. 71: „Der Herr 
weist sie (die Kirchen) an die Menschen, die in ihren Familien und Nachbarschaften, Be- 
trieben und Interessengruppen, in ihrer Gesellschaftsordnung, in ihrem Staatswesen leben. 
Die Kirchen haben die Pflicht und das Recht, ihren Dienst so zu ordnen, wie er nach ih- 
rer Erkenntnis unter den jeweiligen Verhältnissen am besten getan werden kann.‘ Die 
Ordnung des Bundes bezieht sich in Art. 1,3 auf die Bekenntnissynode von Barmen, die 
u.a. in These 2 feststellte: „Wir verwerfen die falsche Lehre, als gebe es Bereiche unseres 
Lebens, in denen wir nicht Jesus Christus, sondern anderen Herren zu eigen wären, Be- 
reiche, in denen wir nicht der Rechtfertigung und Heiligung durch ihn bedürfen.‘“ Damit 
sind Ansätze gegeben, die sich auf unser heutiges Thema hin bewegen. 

1.2 Wir werden es allerdings keinem unter uns abnehmen können, selber darüber nach- 
zudenken, wo das Zentrum unseres Glaubens, Bekennens und Dienstes sei. Wir werden 
es an den uns überlieferten Formen und Bekenntnissen zu überprüfen und ein jeder in 
seiner Situation und in sein Leben zu übersetzen haben. Dazu sollten die Ihnen vorgeleg- 
ten Thesen anregen. Die nun folgenden Referate sollen helfen, das Gespräch miteinander 
und mit den anderen zu beginnen. Auch mein Referat ist schon geprägt durch eine Rei- 
he von Gesprächen. Da ist mitbedacht, was uns in kleineren und großen Gemeindegrup- 
pen bewegte, worüber wir in Ausschüssen des Bundes sprachen, was wir in Gesprächen 
mit Vertretern unseres Staates hörten bis hin zu der bald unübersehbaren Flut von Zei- 
tungsartikeln, Stellungnahmen und anderen Veröffentlichungen. (Eine kleine Auswahl 
wurde Ihnen auch zur Vorarbeit genannt.) Diese vielfältige Gesprächslage zwingt uns, zu 
einer gewissen Vorklärung zu kommen. 

1.3 „Kirche für andere“ ist ein schillernder Begriff. Wir werden uns darüber klar sein 
müssen, daß jeder, der diesen Begriff hört, ihn zunächst in seiner Weise auslegt, versteht 
und bezieht. Kirche für andere könnte man verstehen, 

als moderne Überschrift über das Gleichnis vom barmherzigen Samariter in Lukas 10. 
Der andere, das ist eben der Nächste, um den es in Luthers Erklärung zu den 10 Geboten 
so oft geht. 

Kirche für andere ist ein entscheidender Begriff in der späten Phase von Bonhoeffers 
theologischem Denken. 

Kirche für andere erinnert an das, was bei der letzten Konferenz europäischer Kirchen in 
Nyborg etwa unter dem Stichwort ‚Proexistenz“ viel erörtert wurde. 

Man könnte auch an das erinnert werden, was in den letzten Jahren unter dem Thema 
„Mitmenschlichkeit‘ theologisch verhandelt wurde. 

Kirche für andere könnte in unserer konkreten gesellschaftlichen Situation auf die ‚‚ge- 
meinsame humanistische Verantwortung‘‘ hinweisen. 

Schließlich könnten die beunruhigt sein, die in der leider bekannten abfälligen Weise 
gern von „den andern‘‘ sprechen, als Sammelbegriff für Ausgetretene, Atheisten und wen 
man sonst für abgeschrieben hält. 

1.4 Auf eine sprachliche Klärung werden wir uns nicht länger einlassen können. Es sei 
nur kurz darauf hingewiesen, daß das Wort „andere“, „der andere“ ein Beziehungswort 
ist, das für sich genommen nichts. aussagt. Es ist wertfrei. Anders kann besser oder schlech- 
ter sein. Unser Thema läßt offen, ob es um die Differenz zwischen Christen und Nichtchri- 
sten, oder um die Differenz von Menschen untereinander oder aber um die Differenz aller 
Menschen der Sache Gottes gegenüber geht. Das Wörtchen „für‘‘ aber weist darauf hin, 
daß es zu einer positiven Beziehung kommen soll. 
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2. Dasein für andere als Herausforderung an Kirche und Welt 


Zunächst werden vier Leitgedanken (mit anschließenden Fragen) entfaltet. Diese Leitge- 
danken werden sodann auf ihren biblisch-theologischen Bezug befragt und im Blick auf 
unsere Situation konkretisiert. 

2.1 Kirche bleibt nur darin Kirche, daß sie ganz für andere da ist. Dasein für andere 
spricht das ganze Wesen der Kirche aus. Es ist mehr als Attribut einer in sich selbst ruhen- 
den Kirche, die nur unter gewissen Bedingungen für andere da zu sein hätte. Indem die 
Kirche ganz von sich absieht, macht sie ernst mit der Rechtfertigung, mit dem sola gratia. 
Sie lebt nicht aus sich selbst und nicht für sich selbst, sondern läßt Gott zum Zuge kom- 
men, indem sie als Kirche für andere den Dienst Jesu für die Menschen vergegenwärtigt. 

2.2 Kirche für andere ist Angebot und Herausforderung an unsere Welt und an den ein- 
zelnen Menschen, von Jesus her als dem ‚‚Menschen für andere‘ zu denken und zu leben. 
Hier wird angeboten, was sonst in der Welt nicht angeboten werden kann. Dieses Dasein 
für andere ist darum Heil und Evangelium, weil es gerade da weiterführt, wo für Menschen 
und zwischen Menschen unüberbrückbare Grenzen bestehen. 

2.3 Christen werden nur dann als Kirche für andere leben und Zeugnis geben können, 
wenn sie sich selbst immer wieder vor Gott als die andern erkennen und als solche ange- 
nommen werden. Kirche ist auch Teil der Welt und Christen stehen darin in Solidarität 
mit allen andern, daß sie an Grenzen kommen, daß sie anders sind, als sie sein sollen. 

2.4 Kirche für andere konkretisiert sich immer wieder in Zeugnis und Dienst der Ge- 
meinde. 

Kirche ist immer mehr als die Gemeinde, da in ihr (der Kirche) der Welt das unglaub- 
liche Evangelium der Hingabe Christi in letzter Radikalität gegeben und erhalten wird, 
während die Gemeinde die jeweils möglichen und zeitbezogenen Schritte tut. 

Kirche ist immer weniger als die Summe der Gemeinden, da die Kirche die Vielfalt und 
Konkretheit nie ganz repräsentieren kann. 

2.5 Wie werden wir der Gefahr entgehen, Kirche gegen die anderen zu sein? Es geht nicht 
an, über die andern das Gericht Gottes herabzuwünschen, sich in frommer Überheblichkeit 
von ihnen zu distanzieren oder in gefährlicher Kreuzzugsstimmung gegen sie zum Sturm 
zu blasen. 

Wie werden wir der Gefahr entgehen, Kirche ohne die andern zu sein? Wir können uns 
nicht darauf einlassen, uns abzukapseln und in die eigenen Mauern zurückzuziehen. 

Wie werden wir der Gefahr entgehen, Kirche wie die andern zu sein? Eine solche Kirche 
des Opportunismus hätte ihre Daseinsberechtigung verloren. Sie müßte sich zu Recht den 
Spott gefallen lassen, mit dem Tucholsky schreibt: „Was an der Haltung beider Kirchen 
auffällt, ist ihre heraushängende Zunge. Atemlos japsend laufen sie hinter der Zeit her, 
auf daß ihnen ja niemand entwische. Wir auch, wir auch! Nicht mehr wie vor Jahrhunder- 
ten: Wir! Sozialismus? Wir auch. Jugendbewegung? Wir auch. Sport? Wir auch. Diese Kir- 
chen schaffen nichts, sie wandeln das von andern Geschaffene, das bei andern Entwickel- 
te in Elemente um, die ihnen nützlich sein können.“ 

Unser Thema verbietet uns, unverbindlich von der Kirche und den andern zu reden und 
legt uns fest auf eine (,„parteiliche‘‘) Kirche für die andern. 


3. Jesus als Mensch für andere — das einzigartige Angebot Gottes 


Ohne Anspruch auf eine systematische Gesamtschau seien hier einzelne biblisch-theologi- 
sche Bezüge einer Kirche für andere aufgezeigt. 

3.1 Jesus als der Mensch für andere zeigt die tiefste Möglichkeit, aber auch die letzte 
Konsequenz des Daseins für andere. Das Zeugnis der Gemeinde von Kreuz und Auferste- 
hung gibt das weiter. Da begegnet uns der Mensch, der zu den Verachteten, Entrechteten 
und Schuldigen steht und mitten unter den Tüchtigen, Vergnügten und Gedankenlosen 
lebt, der von ihnen hinausgeht, um vor dem Tor zu leiden (Hebr. 13,12f.). Was sich durch 
das ganze Leben dieses Menschen hindurchzieht, findet sich gerafft in den Worten Jesu 
bei der Einsetzung des Abendmahls: „für euch gegeben“, „‚für euch vergossen“. Angesichts 
des Kreuzes kann er über der großen Masse beten: „Vater, vergib ihnen!“ und den untreu 
gewordenen Anhänger durch die Anfechtung hindurchretten mit der Zusage: ich habe für 
dich gebetet, daß dein Glaube nicht aufhöre. 
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Wenn die Gemeinde bis heute zum Zeugnis für den Auferstandenen gerufen ist, so hat 
sie mehr zu sagen, als daß einer von den Toten auferstanden sei. Sie hat durch ihr Wort 
und durch ihr Leben zu bezeugen, daß dieser Jesus bis heute als der Gekreuzigte (als der 
Mensch für andere) lebendig ist. „Das Kreuz bleibt die Signatur des Auferstandenen.“ Die 
Gemeinde kann nur als Gemeinde unter dem Kreuz und in solcher Hingabe für andere am 
Leben bleiben. Darin liegt ihre Chance und ihre Zukunft. 

Jesus als „Mensch für andere“ könnte in dieser Weise zu einem Hoheitstitel werden, der 
für uns heute in ähnlicher Weise die Einzigartigkeit Jesu zum Ausdruck bringt, wie es die 
erste Gemeinde mit Hoheitstiteln wie Messias, König, Menschensohn, Gottessohn aus- 
sprach. „Der Mensch für andere.‘ — „Dieser Hoheitstitel ist Bekenntnis, Hymnus, Gebet 
und Interpretation‘‘ (Bonhoeffer). 

3.2 Gottes Setzung allein macht die andern zu seinem Volk. Beim Propheten Hosea lesen 
wir, wie das Kind des Propheten unter Hinweis auf die Untreue des Volkes den Namen Lo- 
Ammi erhält, d.h. Nicht-mein-Volk. Allein in Gottes Treue ist es begründet, wenn es 
dann doch heißt: „Ich (der Herr) will sagen zu Lo-Ammi (d.h. Nicht-mein-Volk), du bist 
mein Volk“ (Hosea 2,25). Im Neuen Testament wird dies aufgegriffen im Römerbrief 
(Kap. 9: nicht durch menschliches Wollen oder Laufen) und im 1. Petrusbrief (Kap. 2): 
Ihr aber seid das auserwählte Geschlecht ... die ihr vormals nicht mein Volk wart, nun 
aber Gottes Volk seid, vormals nicht in Gnaden wart, nun aber in Gnaden seid. So stehen 
Menschen vor Gott nicht mehr als die andern da, nicht mehr als Gäste und Fremdlinge 
(Eph. 2,19ff.). Das aber hat zur Folge, daß sie unter den Menschen auffallen. 

3.3 Fremdlingsschaft kennzeichnet die Grundhaltung des Glaubens, der um Gottes willen 
zu den andern in die Fremde geht. Abraham ist der Prototyp, das Urbild dieses Menschen 
im Glauben, zu dem Gott sagt: Geh in ein Land, das ich dir zeigen werde (1. Mose 12,1; 
vgl. Hebr. 11,8-10; Röm. 4) und bleibe als Fremdling in diesem Lande (1. Mose 26,3). 

Abraham ist es auch, der in seinem Gebet für das verdammte Sodom und Gomorra etwas 
ahnen läßt von dem geistlichen Einsatz für die andern, die Gott loslassen will (1. Mose 
18,16-33). 

Diese von Gott für die Welt Berufenen lassen sich bis zum letzten Risiko auf diese Welt 
ein (1. Kor. 9,19ff.), ohne in das Schema dieser Welt zu passen (Röm. 12,2), sie weisen 
über sich selbst und die Möglichkeiten dieser Welt hinaus auf ein dieser Welt fremdes und 
ungeahntes Dasein für andere hin. (Hebr. 11,9f., 13ff.; Phil. 3,19f. u.a.) 

3.4 Allein das ‚Sein in Christus‘ ermöglicht der Gemeinde, Kirche für andere zu sein 
und immer neu zu werden. Die Bildworte vom Salz der Erde, vom Licht der Welt (Matth. 
5), das Gleichnis vom barmherzigen Samariter (Luk. 10) bekommen dadurch Gewicht 
und Nachdruck, daß hier der spricht, der als der Mensch für andere die letzte Konsequenz 
zieht. Die Rede vom Endgericht Matth. 25 (vor allem V. 40) macht deutlich, wie auch 
der kleinste Dienst an dem andern, an dem geringsten Bruder, entscheidende Bedeutung 
bei der endgültigen Beurteilung des Menschen gewinnt. 

Dieses Sein in Christus kann ausgehen von Jesus als dem Vorbild für mein eigenes Le- 
ben; es kann sich vollziehen in der Nachfolge, d.h. in dem wachen Gehorsam gegenüber 
seinem Ruf und Wort jeweils in meiner Situation. Das Sein in Christus vollzieht sich in 
der lebendigen Gemeinschaft mit den andern Christen, aber auch in der Gemeinschaft und 
im Bezug zu dem andern Menschen, der den Dienst Christi braucht. Sein in Christus voll- 
zieht sich schließlich in der Erwartung, daß der nächste Schritt und alle Zukunft dieser 
Welt mich um Jesu willen solange zum Dasein für andere ruft, bis alle Fremdheit und al- 
les Gegeneinander im Frieden aufgehoben ist, im Frieden, der höher ist als alle Vernunft 
(Hebr. 11,10; 13,14; Offbg. 21f.). 


4. Folgerungen für Zeugnis und Dienst der Gemeinde heute 


4.1 Nur im Hingehen zu den andern (Mission) erhält die Gemeinde sich selbst das Evange- 
lium. Der Gemeinde ist die Chance anvertraut, in Jesus ganz für andere da zu sein. Sie hat 
dies als Evangelium und hat es doch nicht, wenn sie es für sich selbst festhält. Das Evangelium 
verdirbt, veraltet, wird dummes Salz, wenn die Gemeinde es nur für sich selbst bedenkt. „‚Wir 
können es ja nicht lassen‘‘, hören wir fröhlich und fest die Apostel sagen, als man ihnen nahe- 
legt, ihren Glauben doch für sich zu behalten (Apg. 4,20). 
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4.2 Nur im Anreden der andern begreift die Gemeinde das E vangelium. So erst erweist sich, 
ob unser Wort verstanden wird und befreit, oder ob wir Steine statt Brot austeilen. Es geht 
nicht nur darum, daß wir christliche Wahrheiten in der Sprache von heute ausdrücken und 
weitergeben und mit modernen Übersetzungen und Stilmitteln in der Kirche operieren. Wo 
das Wort des ‚„‚Menschen für andere‘ mich drängt, wirklich auf den andern einzugehen, könnte 
er ee daß erst dann beiden aufgeht, wie dieser Jesus unser Leben prägt (Matth. 18,20; 

4.3 Erst im Dienst an den andern verwirklicht sich das Evangelium. Der andere ist im bibli- 
schen Sinne immer konkret, er ist der Nächste, zu dem hin ich den ersten Schritt tun will. 
Ich bin immer gefragt, wo mich der andere braucht. Dabei kann es nicht nur um die indivi- 
duelle Fürsorge in der Not eines andern Menschen gehen. Mein Einsatz für andere wird 
auch da gefordert sein, wo ich Gruppen und Bewegungen innerhalb und außerhalb der 
Kirche finde, die sich für andere Menschen einsetzen und somit die Sache Jesu wahrnehmen. 

Wir haben eben die drei Notwendigkeiten einer Kirche für andere dargelegt: 1. zu den 
andern hinzugehen. 2. die andern anzureden und auf sie zu hören und 3. sich der andern 
wirklich anzunehmen. Nun wäre von vier Möglichkeiten und Chancen zu reden, die wir 
als Kirche für andere in Christus und allein von ihm her haben. 

4.4 Offenheit kennzeichnet die Kirche, die für andere da sein will. Sie kann es sich 
leisten, im Gespräch eigene Positionen aufzugeben, in gewagter Unbefangenheit mehr als 
eine Meile mit dem andern mitzugehen, das Eigne in den Denkvoraussetzungen des andern 
auszudrücken. (Wenn es unserm heutigen Denken schwerfallen will, sich Gott als den, der 
„oben“ ist, vorzustellen, warum sollten wir von ihm nicht in der Dimension der ‚Tiefe‘ 
oder andern heutigen Denkformen sprechen?) Kirche für andere sollte weniger einer ver- 
riegelten Burg, sondern vielmehr einem offenen Haus gleichen. Wir wissen in der Kirche 
und erst recht im alltäglichen und politischen Leben, wie notwendig Abgrenzungen sein 
können (Verwerfungen im Bekenntnis, der Zaun zwischen guten Nachbarn, das eindeutige 
politische Programm). Es kann Zeichen von Unklarheit und Schwäche sein, wenn wir uns 
um Abgrenzungen drücken. Ebenso gilt es daß eine Kirche für andere die Möglichkeiten 
ihres Herrn versäumt, wenn sie dieser Welt nicht helfen könnte, über verhängnisvolle 
Grenzen und Abgrenzungen hinwegzukommen. 

Das Neue Testament spricht häufiger von der Parrhäsia, von dem Freimut der ersten 
Christen (Apg. 4,13; 4,29 u.a.). Sie lebten in dieser Offenheit unter den andern Menschen, 
in einer Art weltlicher Brüderlichkeit. 

4.5 Beweglichkeit kennzeichnet die Kirche für andere. Sie geht nicht etwa aus Takt oder 
in schlauer Anpassungsfähigkeit auf jeden andern und auf alles mögliche andere ein. Sie 
hat es nicht nötig. so auf die Erhöhung ihrer eigenen Mitgliederzahl aus zu sein. Christus 
ist nicht gekommen, um seine Kirche zu retten, sondern durch seine Kirche den andern 
Menschen zu retten. Deshalb wird eine Gemeinde sich so auf die andern einstellen und 
sich ihnen öffnen können, daß es sie an den Rand der Existenz führt. Sie wird die andern 
nicht nur bei sich erwarten, sondern zu ihnen hingehen können, damit bei ihnen und mit 
ihnen neue Gemeinde entsteht. Die kleine Gruppe die so in Jesu Namen zusammenkommt, 
ist ebenso Gemeinde wie die, die sich nach hergebrachter Weise um den Altar versammeln. 

4.6 Kirche, die für andere da sein will, entdeckt erst den Reichtum der Gaben. Neue Auf- 
gaben wecken neue Gaben. Die andern bringen neue Gaben und Begabungen mit ein. Der 
Gedanke der Haushalterschaft ist von uns innerkirchlich verengt. Gott hat seine Gaben 
weiter und reicher gestreut. Er hat sie allen Menschen in der Welt gegeben und die Gaben 
aller Menschen können im Dienst der Kirche für andere mit eingebracht werden. Nicht 
nur das kirchliche Krankenhaus ist für uns eine Möglichkeit, im Dienst am kranken Men- 
schen zu stehen. Gerade der Organisationstechniker aus dem nichtkirchlichen Bereich 
könnte in unserem kirchlichen Verwaltungsbetrieb allerlei hilfreiche Kritik üben. 

4.7 Kirche für andere weiß von Hingabe. Je mehr es der Kirche um ihr Überleben geht, 
um so mehr ist sie überlebt. Sie lebt von der Macht der Schwachheit (2. Kor. 12,9). 
Welche Rückwirkungen das auch für den gesellschaftlichen und politischen Bereich haben 
kann, zeigt Martin Luther King und seine Bewegung der Gewaltlosigkeit, die an Jesus 
und seinem Einsatz für andere orientiert ist. 

Es wäre gut, wenn wir als Christen in unserem menschlichen Miteinander diese Hingabe 
mit einbringen könnten. 
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Wir könnten es gelassener hinnehmen, wenn unser Christenglaube uns eventuelle Benach- 
teiligung und Verzicht einbringt. Wir könnten sachlicher mitreden, wenn es um gleiches 
Recht für alle geht. Wir könnten entschiedener für die eintreten, denen Unrecht geschieht. 
Wir würden eher zupacken, wo ein anderer mit seiner Last alleine steht. 

Schließlich wollen wir bei den Folgerungen für Zeugnis und Dienst der Gemeinde heute 
auf die besondere Situation einer Kirche für andere in unserer Zeit und in unseren gesell- 
schaftlichen Verhältnissen eingehen. 

4.8 Wer sich ganz für andere einsetzt, ergreift Partei für sie. Es wird manchen verwun- 
dert haben, daß in den letzten Jahren auch in der Kirche davon die Rede war, daß man 
Partei ergreifen kann und soll. „Wir können uns als Kirche nicht auf eine neutrale Zone 
zurückziehen und meinen, daß wir lediglich die dritte Kraft zwischen den Fronten sein 
müßten und könnten“, so Bischof Krusche auf der Konferenz in Nyborg. Im Schreiben 
der Konferenz der Kirchenleitungen des Bundes an den Generalsekretär Blake in Genf 
vom 9. 1. 1971 heißt es: „Wir sind der Überzeugung, daß es zu den Aufgaben der Kirche 
gehört, für die Opfer rassistischer Unterdrückung konkret Partei zu ergreifen und ihnen 
durch situationsgerechte Maßnahmen zu helfen.‘ Werden wir das, was wir im Blick auf 
den Antirassismus ausgesprochen haben, verallgemeinern können und müssen? Gewiß 
gibt es Christusworte, die eine klare Stellung verlangen (Matth. 12,30; Matth. 5,37). Doch 
mit diesem Hinweis ist wenig gewonnen. Die Diskussion um das Antirassismusprogramm 
hat gezeigt, wie wenig wir bisher theologisch diese Fragen verarbeitet haben. Wir haben 
uns bisher damit begnügt, die Parteinahme von Christen einzuschränken. Wir müssen zwar 
Partei ergreifen, können aber nicht selbst Partei werden; wir können keine christliche 
Front aufrichten. Wir können nur für Menschen, aber nicht für ein System Partei ergreifen. 
So hieß es. 

Was aber bedeutet es von unserem heutigen Thema her, Partei zu ergreifen? Wir tun 
es als „Kirche für andere“, in der Nachfolge von Christus, dem ‚Menschen für andere“; 
ganz und gar setzen wir uns ganz für den anderen ein, der es nötig hat. Christusnachfolge 
ist nicht eine vorsichtige Sache, die nur ins seichte Wasser geht und den reißenden Strom 
scheut. Christusnachfolge will durch reißenden Strom hindurch; sie will und vermag 
mehr. So werden wir uns gerade dort, wo wir ernsthaft Partei ergreifen, Mißverständnis, 
Irrtum und Mißbrauch aussetzen. Wir werden erfahren, daß Liebe nicht nur personal von 
Mensch zu Mensch geübt werden kann, sondern Hingabe für andere auch an Aktionen von 
Gruppen gebunden sein kann. Werden wir als Kirche für andere solch Risiko wagen, so 
wird man uns wohl am ehesten abnehmen, daß wir nicht bei den Abgrenzungen stehen 
bleiben können, die jede Parteinahme nach sich zieht. Christus will mit seiner Gemeinde 
für jeden andern da sein und nicht bei einer Gruppe, bei einer Partei stehen bleiben (Apg. 
3,21; Joh. 10,16). 

4.9 Kirche für andere lebt in einem sozialistischen Staat und in einer sozialistischen Ge 
sellschaft. Was wir bisher von einer Kirche für andere gesagt haben, besteht doch nicht 
nur in Worten, sondern wird auch durch die Haltung von Christen und durch das Leben 
von Gemeinden gedeckt. Wir werden fragen können, wie die angeschnittenen Fragen wei- 
ter von uns bedacht und von anderen beurteilt werden. Dafür sollen auch die beiden fol- 
genden Referate weitere Anregung geben. 

Nachdem die Referate des verstorbenen Hermann Matern (Unser gemeinsamer Weg zur 
sozialistischen Menschengemeinschaft) und von Herrn Verner und Götting (Christen und 
Marxisten in gemeinsamer Verantwortung) bereits lebhaft in der Diskussion sind, sei von 
mir zur Anregung unseres Gesprächs nur noch auf einige Entwicklungen nach dem 8. 
Parteitag. der SED hingewiesen. Der 1. Sekretär des Zentralkomitees, Erich Honecker, hat 
das Ziel unseres Staates und der Partei der SED so beschrieben: „Alles zu tun für das 
Wohl des Menschen, für das Glück des Volkes, für die Interessen der Arbeiterklasse und 
aller Werktätigen, Das ist der Sinn des Sozialismus.‘ Unter dieser Aufgabenstellung kann 
eine Kirche, die sich für andere einsetzen will, sicher ihren Platz finden. Es sind eine Reihe 
von konkreten Aufgaben genannt, die auch gerade den Einsatz von uns Christen erfordern 
werden. Welche Aufgabe kommt auf uns zu, wenn nach den vorliegenden Angaben in den 
nächsten Jahren 20% unserer Bevölkerung ins Rentenalter kommen wird? Wir können 
aber auch nicht verschweigen, daß etwa die Profilierung der weltanschaulichen Fragen in 
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der Bildungspolitik uns Christen vor schwerwiegende Probleme stellt. Wie wird man an 
manchen Stellen noch einen gemeinsamen Weg und eine Rücksichtnahme auf Christen er- 
möglichen können, wenn die weltanschaulichen Voraussetzungen unserem Glauben ent- 
gegenstehen? 

4.10 Einer Kirche für andere ist stellvertretender Dienst aufgetragen. Wir Menschen neh- 
men vieles Gute im Leben gedankenlos und selbstverständlich hin. Wo aber bleibt der 
Dank? Es muß sehr froh zugehen in einer Kirche, die auch noch für andere das Danken 
mit wahrnimmt. Vielleicht sind wir selbst eine undankbare Kirche geworden; in einer fest- 
gelegten Tradition von Erntedankfest preisen wir Gottes gute Gaben in Sonnenschein, 
Regen und Früchten des Feldes. Es gäbe auch manchen Anlaß zu Dank und frohem Fest 
er Blick auf soziale Fürsorge, moderne Organisation und Technik und eine Politik des 

riedens. 

So wird uns auch der Weg geöffnet werden für die, denen all dies Gute versagt ist. Wir 
werden versuchen, ihnen zu helfen. stellvertretend für die, die es als die Nächsten versäu- 
men. 

Schließlich gilt dieser stellvertretende Dienst denen, die zu schwach sind, zu träge oder 
zu feige sind, gegen Unrecht und Unmenschlichkeit aufzutreten. Die Tagung des Luthe- 
rischen Weltbundes 1970 in Evian hat es den Christen in allen Völkern nahegelegt, jeweils 
in ihrem Bereich den Menschenrechten Geltung zu verschaffen und solchen stellvertreten- 
den Dienst zu tun, wo Menschen ihr Recht verweigert wird. Eine Kirche für andere wird 
nicht zuerst für ihr eigenes Recht kämpfen, sondern Anfechtung als Bestätigung ihres 
Weges mit dem gekreuzigten Herrn ansehen können. Sie wird sich dann um so weniger 
scheuen, das Unrecht beim Namen zu nennen, wo es geschieht. 

4.11 Kirche, die ganz für andere da ist, findet zu sich selbst. Sie erkennt nüchtern und 
immer wieder neu die Grenze ihres Dienstes und zugleich die wirkliche Quelle ihrer Kraft. 
Sie sieht sich immer stärker angewiesen auf den Dienst des einen am anderen. Sie will 

auch Gemeinde mit andern Christen und andern Kirchen sein. 

Sie braucht immer neu die Gemeinde als Übungs- und Ausbildungsfeld für den Dienst am 
andern; was draußen nötig ist, kann sie im eigenen Bereich versuchen (experimentieren). 

Sie ist immer weniger mit sich selbst zufrieden und erhofft mit anderen und für andere 
erneuerte und neue Gemeinde, auch außerhalb ihrer Mauern. 

Sie braucht immer mehr die Gemeinde als Ort der eigenen Besinnung, des Ausruhens, des 
Feierns und der Sendung zu neuem Dienst. 


5. Einige Überlegungen 


5.1 Wie kann das gesellschaftliche Engagement der Christen durch das Dasein Christi für 
andere bestimmt sein? 

5,2 Wie haben wir es zu beurteilen, daß praktische Kooperation zugestanden, aber ideo- 
logische Koexistenz abgelehnt wird? 

5.3 Wie ist „Kirche für andere“ gegenüber einer innerweltlich verstandenen „Mitmensch- 
lichkeit“ abzugrenzen? 

5,4 Wieweit kann eine Kirche für andere es zugeben, daß die Tagesordnung (der Kirche) 
von der Welt bestimmt wird? 

5.5 Wirkt Gott zuerst und vor allem durch die Kirche in die Welt, oder in welcher Weise 
auch durch die Welt in die Kirche? 

5.6 Kann man Mission als Dialog auch so verstehen, daß die Kirche im Gespräch mit 
den anderen selbst erst zu entscheidenden Glaubenseinsichten kommt? 

5.7 Kann einer Kirche für andere ein Wächteramt gegenüber der Welt oder doch nur ge- 
genüber der Kirche zugestanden werden? 


6. Zusammenfassung 


Im Leben einer Kirche für andere liegt die große Chance, wirklich bei dem andern anzu- 
kommen, 
auf dem Wege dorthin Neues zu entdecken, 
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Jesus als den Menschen für andere wirklich zu begreifen und in ihm den Herrn aller 
Herren erkennen, der ihn gesandt hat. 


Das zweite Referat hielt Medizinalrat Dr. Adalbert Möller. 


DIE GESELLSCHAFTLICHE VERANTWORTUNG DES CHRISTEN 
Von Medizinalrat Dr. Adalbert Möller, Rostock-Warnemünde 


1. Abgrenzung des Themas 


„Gesellschaftliche Verantwortung“ ist in unserer Umwelt etwas einseitig vorgeprägt. Wir 
sagen z.B. „gesellschaftlich tätig sein“, nämlich mitdenken, mitarbeiten, mitregieren; oder 
„sich gesellschaftlich engagieren“, „gesellschaftlich nützliche Arbeit verrichten“. Gesell 
schaftliche Verantwortung oder Mitverantwortung des Christen heißt: sich vor Gott für 
die Gesellschaft, diese Form menschlichen Miteinanders als ein Teil von ihr verantwortlich 
wissen und für sie Verantwortung übernehmen. Dies gilt sowohl für die einzelnen Glieder 
der Gesellschaft als auch für die Gesellschaft als Ganzes, die Gemeinschaft der Mitbürger. 
Gesellschaftliche Verantwortung des Christen heißt aber auch, für die Ausformung dieser 
Gemeinschaft in Gestalt des Staates Verantwortung übernehmen. Diese Mitarbeit in der 
Gesellschaft ist sowohl eine Bürgerpflicht, die sich in allen Gesellschaftsformen aus den 
Rechten der Staatsbürger ergibt, als auch ein spezifisch christlicher Auftrag. 

Ich möchte nun mein Thema nicht allgemein und theoretisch auffassen, sondern kon- 
kret, bezogen auf unsere Situation als Christen in der DDR. Ich meine nämlich, daß Prin- 
zipien zunächst einmal im eigenen Raum vertreten und praktiziert werden sollten, ehe sie 
als Forderungen für fremde Situationen proklamiert werden dürfen. Das gilt natürlich 
auch für Möglichkeiten christlicher gesellschaftlicher Verantwortung. Mein Vortrag soll 
verstanden werden als eine Konkretisierung des theologischen Hauptreferates, als Zeugnis 
und Dienst der Gemeinde in unserer sozialistischen Umwelt aus der Sicht eines im Berufs- 
leben an verantwortlicher Stelle Stehenden. Die Ausführungen spiegeln dabei oft sehr per- 
sönliche Erfahrungen und Erkenntnisse wider. 


2. Der einzelne Christ und die sozialistische Gesellschaft 


2.1 Mir kommt es sehr gelegen, daß das Thema nicht heißt: die gesellschaftliche Verant- 
wortung der Christen, der Christenheit oder gar der Kirche. Nicht, weil ich etwa einen 
Gegensatz zwischen Christsein und Gliedschaft in der Kirche empfände. Aber die Erfah- 
rung zeigt, daß in einer nicht oder nicht mehr christlich bestimmten Umwelt der einzelne 
Christ als Staatsbürger, d.h. als Teil der Gesellschaft dort noch gesellschaftliche Verant- 
wortung tragen kann, wo es der Gruppe — gar noch einer institutionalisierten Gruppe — 
aus verschiedenen Gründen verwehrt ist. 

So soll denn am Anfang die Frage stehen: wie kann der einzelne Christ in unserer Ge- 
sellschaftsordnung Verantwortung oder Mitverantwortung wahrnehmen? Nur am Ende 
meines Vortrages möchte ich zwei Beispiele gesellschaftlicher Verantwortung der Kirche 
ansprechen, wo ich glaube, daß der einzelne Christ nicht nachdrücklich genug wirken kann. 

Mancher Christ scheut sich, ‚unsere Gesellschaftsordnung‘, „unser Staat‘ zu sagen oder 
von „unserer DDR“ zu sprechen. Zweifellos ist aber die Deutsche Demokratische Repu- 
blik ... als eine Gegebenheit — unser Staat. Auf dieser Basis vollzieht sich täglich das Mit- 
wirken der Christen an der Stärkung und Fortentwicklung dieses unseres Staates, allein 
schon durch die verantwortungsbewußte Ausübung des Berufes. Und doch kann man es 
solchen Christen, die in diesem sozialistischen Staat um ihres christlichen Glaubens willen 
manche Beschwernisse zu ertragen haben, nicht verdenken, wenn sie nicht die erwartete 
Liebe zu diesem unserem Staat empfinden. Liebe kann man nicht erwarten bzw. fordern, 
sie kann nur aus Vertrauen wachsen. 

Das ist unabhängig von einer wohl selbstverständlich gewordenen Erkenntnis der Chri- 
sten in der DDR, daß die Partner, denen wir gesellschaftliche Mitverantwortung schulden, 
unsere Mitbürger sind, seien sie nun Christen oder Nichtchristen. Deshalb haben wir uns 
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auch, wenn wir diese Partnerschaft ernst nehmen, mit den Formen ihres Zusammenlebens 
und deren Ausdrucksformen in Parteien und Massenorganisationen, Volksvertretungen 
und schließlich in Gestalt unserer Regierung auseinanderzusetzen, sie als Gegebenheiten 
unserer Situation anzuerkennen und uns in ihnen mit unseren Anschauungen und Forde- 
rungen zu integrieren.Nun ist es aber oft eine allgemeine Erfahrung, daß diese von uns an- 
gestrebte Partnerschaft sich irgendwie anders gestaltet im Verhältnis zum einzelnen nicht- 
christlichen Bürger als im Verhältnis zur organisierten Gruppe, sogar zu Organisationen mit 
christlichem Namen. Die Reserviertheit vieler Christen gegenüber der CDU und der Ar- 
beitsgemeinschaft „christliche Kreise“ der Nationalen Front, dem „‚Bund evangelischer 
Pfarrer in der DDR“, ja sogar gegenüber der Christlichen Friedenskonferenz, beruht auf 
diesem Unterschied. Dem einzelnen Vertreter dieser Organisationen gegenüber möchten 
wir wohl Bruderschaft empfinden, aufgeschlossene Partnerschaft, und sie auch praktizie- 
ren. Aber Christen zögern vielfach, in solchen Organisationen politische Verantwortung 
wahrzunehmen. Ähnliches gilt auch für das Verhältnis zu den Nichtchristen. Täglich erle- 
ben wir Partnerschaft im Beruf und in der privaten Sphäre. Wie viele Gespräche von 
Mensch zu Mensch, sogar über Glauben und Politik, haben wir auch mit Marxisten ge 
führt! Und doch scheuen sich viele Christen, gesellschaftliche Verantwortung in Parteien 
und Massenorganisationen wahrzunehmen. Sie stoßen sich z.B. an Formulierungen in den 
Satzungen dieser Gemeinschaften, sind verwundert, daß manche Arbeitskollegen, mit de- 
nen sie im Einzelgespräch einer Meinung zu sein schienen, in der Öffentlichkeit einen an- 
deren parteigebundenen Standpunkt vertreten. 

Leider erfahren es nun andererseits Christen gelegentlich auch, daß ihre politische Mit- 
arbeit geradezu unerwünscht ist. Wir müssen in solchen Fällen prüfen, ob das nicht evtl. 
an uns liegt; wir dürfen uns dadurch auf keinen Fall entmutigen lassen und müssen uns 
immer wieder um Partnerschaft bemühen. — Freilich wird es für Christen stets auch Gren- 
zen einer politischen Mitverantwortung geben. Richtschnur für eine solche unumgängli- 
che Distanzierung sollte jedoch nur der Anspruch unseres Glaubens sein, nicht etwa poli- 
tisches Ressentiment. 

Vielleicht fällt es gerade auch evangelischen Christen schwer, sich einer Partei anzu- 
schließen; wir sind es gewohnt — und halten das für einen Gewinn —, unseren christlichen 
Standpunkt auch ohne eine übergeordnete menschliche Autorität zu gewinnen. Deshalb 
fällt es vielen von uns schwer — auch z.B. in den Synoden —, Mehrheitsentscheidungen 
zu akzeptieren; wir können schlecht „Parteidisziplin“ wahren und schon gar nicht partei- 
lich denken. Was nicht zu verwechseln ist mit der Fähigkeit, leidenschaftlich Partei für 
eine gute, gerechte Sache zu ergreifen! 

Diese Schwierigkeit, sich eine kollektive Meinung zu eigen zu machen, scheint mir in 
gewisser Hinsicht bedauerlich. Denn wie soll man als Staatsbürger z.B. politische Verant- 
wortung als einen wichtigen Teil gesellschaftlicher Tätigkeit wahrnehmen, wenn nicht 
über eine organisierte Gruppe? Das ist in keiner Gesellschaftsordnung anders. Freilich 
müssen wir uns darüber im klaren sein, daß in der DDR eine marxistisch-leninistische Par- 
tei als Partei der Arbeiterklasse einen eindeutigen Führungsanspruch erhebt, auch gegen- 
über den anderen Parteien. Wahrscheinlich haben wir aber schon zu sehr resigniert, wenn 
wir das, was uns etwa an einer christlichen Partei nicht gefällt, nicht glauben ändern zu 
können. Wir geben damit entweder zu, daß wir unseren eigenen Argumenten nicht zu- 
trauen oder dem, der hinter ihnen stehen sollte, oder es zeigt, daß es uns mit der Nach- 
folge nur solange Ernst ist, als sie uns keine allzu großen persönlichen Opfer abverlangt. 

2.2 Wenn sich nun viele Christen zunächst einmal auf diesem speziellen Gebiet der Mit- 
arbeit in einer Partei von der politischen Mitverantwortung quasi selbst ausgeschlossen ha- 
ben, manchmal auch einfach nur deshalb, weil sie vor ihren Mitchristen zu wenig Zivil- 
courage besitzen, etwas Unübliches, ein besonderes Engagement zu wagen, so bleibt ihnen 
wenigstens die Möglichkeit (und Pflicht!) gesellschaftlicher Mitarbeit auf anderen Ebenen, 
ebenfalls eine wenn auch andersartige Form politischer Mitverantwortung. Viele Christen 
sind z.B. Mitglieder der Konfliktkommissionen. In dieser gesellschaftlichen Tätigkeit kön- 
nen sie feststellen, daß gerade die Arbeitsgesetzgebung der DDR vorbildlich ist und Mit- 
arbeit an dieser Stelle — so meine eigene Erfahrung — keine Gewissensbelastung mit sich 
zu bringen braucht. Christen sind weiterhin als Schöffen tätig, arbeiten im DRK mit, in 


273 


den Kollektiven der Sozialistischen Arbeit, in der Betreuung von Alten und Behinderten. 
Die meisten empfinden es auch nicht als Gewissensbelastung, wenn sie spezielle gewerk- 
schaftliche Funktionen wahrnehmen. Wenn allerdings die Mitarbeit im Elternbeirat man- 
cherorts davon abhängig gemacht wird, ob man bereit sei, bei Elternbesuchen für die Ju- 
gendweihe zu werben, dann fühlen sich viele Christen hier von der Wahrnehmung gesell- 
schaftlicher politischer Verantwortung ausgeschlossen. Trotzdem sollten wir unsere Mit- 
christen zu solcher gesellschaftlichen Mitarbeit ermutigen — auch wenn wir dabei nicht 
vermeiden können, daß wir gelegentlich den Grenzen des unserem Gewissen Zumutbaren 
sehr nahe kommen. Unser Glaube ist ein Wagnis — unsere gesellschaftliche Mitarbeit aus 
Glauben ist es nicht minder! Wir dürfen hoffen, daß auch unser Einsatz für die Gesell- 
schaft — wenn es vor Gott geschieht — unter der Vergebung steht. 

2.3 Außer dieser mehr oder weniger organisierten gesellschaftlichen Mitarbeit gibt es 
noch das weite Feld der Wahrnehmung persönlicher Einzelverantwortung für die Gesell- 
schaft. 

2.3.1 Dies zeigt sich beispielsweise in unserer Mitarbeit im Betrieb. Die im Weltmaß- 
stab beachtlichen Aufbauerfolge der DDR sind von den Christen mit errungen worden. 
Und wenn sie auch nicht immer leitende Funktionen ausübten, so haben sie doch zu- 
mindest auf Grund ihrer Zahl — wie die vorletzte Volkszählung auswies — einen erheb- 
lichen Anteil an diesen Erfolgen gehabt. Wenn auch nicht jeder Christ zu den Besten im 
Betrieb gehört, so liegt uns doch von unserem Glauben her ‚‚der Stadt Bestes‘ am Her- 
zen, möchten wir stetig und fleißig zum Wohle unserer Mitmenschen beitragen. Über die 
Mitarbeit in den Konfliktkommissionen und in den Kollektiven sozialistischer Arbeit 
sprach ich schon; zu erwähnen sind auch die Neuererbrigaden. Indem wir durch unsere 
Mitarbeit den Aufbau des Sozialismus in der DDR fördern, nehmen wir ihm gegenüber — 
bewußt oder unbewußt — eine positive Haltung ein als der uns gegebenen Gesellschafts- 
form. Allerdings meinen wir, daß christlicher Glaube nicht auf einen ...ismus festgelegt 
werden kann. Nun ist aber festzustellen, daß mancher — Christ wie Nichtchrist — unter 
dem Absolutheitsanspruch einer Ideologie bzw. unter der Ideologisierung des gesamten 
Lebens geradezu körperlich leidet. Er fürchtet, daß unter dem Zwang der Ideologie die 
Persönlichkeit des Einzelnen zu kurz kommen könnte. 

2.3.2 Unser Glaube oder die Bibel sagen uns allerdings nichts über die Wertigkeit des So- 
zialismus an sich; auf seine humanistische Ausformung, seine Ziele und Ergebnisse für das 
Wohl der Mitbürger kommt es an, gerade auch der Mitbürger, die in vergangenen Gesell- 
schaftsformen benachteiligt waren. Und wenn die Marxisten den Sozialismus marxistisch 
verstehen, was hindert uns Christen daran, ihn in unserer Haltung christlich zu interpre- 
tieren und zu praktizieren? Wir müssen uns nur des Unterschiedes bewußt bleiben. So 
wird es uns wohl selten gelingen, unser Verständnis des Sozialismus in offizielle schrift- 
liche Formulierungen der staatlichen Stellen einzubringen; trotzdem zeigt gerade die Mit- 
arbeit vieler Christen an der Ausformung der Verfassung und solcher Gesetze, die zur 
öffentlichen Diskussion gestellt wurden, wie der Christ auch unorganisiert gesellschaftliche 
politische Verantwortung wahrnehmen kann. 

2.3.3 Vielfältig sind die Möglichkeiten für uns Christen, in der kommunalen Gemeinde 
Mitverantwortung zu tragen. Der Arbeitskräftemangel zwang unseren Staat in der Vergan- 
genheit, manche Aufgaben der sozialistischen Landeskultur und auf dem Sektor der 
Dienstleistungen der Initiative der Bürger zu überlassen: Verschönerungen der Städte und 
Dörfer, Anlage von Naherholungsgebieten, Kinderspielplätzen u. a. Wenn wir uns schon in 
politisch entscheidenden Gremien so wenig engagieren können, warum tun wir es hier 
in der kommunalen Gemeinde nicht mit Hingabe, wenn wir der Stadt Bestes suchen? 
Oder empfindet mancher etwa gar Schadenfreude, wenn der staatlichen Leitung in der 
Planung etwas mißlingt? Er würde damit zeigen, daß er der sozialistischen Wirtschafts- 
form die Schuld an gewissen Mängeln des täglichen Lebens gibt. Können wir Christen 
aber eine privatwirtschaftlich organisierte Gesellschaft zurückwünschen? Kann uns Chri- 
sten das Florieren der Wirtschaft auf der Basis der Gewinnsucht — wie wir es in kapita- 
listisch geprägten Staaten beobachten können — imponieren? Sollten wir nicht alles daran- 
setzen, die wahren Ursachen aufzudecken, d.h. unser aller gesellschaftliches Bewußtsein zu 
entwickeln und mangelnde Sachkenntnis und Unfähigkeit allmählich zu überwinden helfen? 
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Und weil jede zentrale Planung und Leitung in der Peripherie manches falsch einschät- 
zen mag oder übersieht, gibt es auch am Wohnort zahlreiche Möglichkeiten für Verant- 
wortungsbewußte, mitzuplanen und mitzuregieren. Man sollte nicht müde werden, Miß- 
stände bei Namen zu nennen und die verantwortlichen Stellen anzusprechen — manchmal 
genügt ein Telefonanruf. Sind die Verantwortlichen nicht einsichtig oder reagieren zu 
schwerfällig, hat der Staat zusätzlich die Möglichkeit geschaffen, sich durch Eingaben, 
wenn sie berechtigt sind, Gehör zu verschaffen. Ich habe die Erfahrung gemacht, daß sol- 
che Kritik als Hilfe und als Erfüllung einer staatsbürgerlichen Pflicht empfunden wird, 
zeugt sie doch von verantwortungsbewußtem Mitdenken. 

Viele Christen setzen ihre beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten auch außerhalb ihres 
Betriebes ein: sie halten populärwissenschaftliche Vorträge, unterstützen bestimmte Be- 
völkerungsgruppen, helfen Alleinstehenden, etwa durch rechtliche Beratung usw. 

2.3.4. Große gesellschaftliche Verantwortung trägt der Christ in der Familie bei der 
Erziehung seiner Kinder. Es würde den Rahmen meines Vortrages sprengen, wenn ich 
hier auf Einzelheiten eingehen würde, Christen sollten auch in der Familie, in ihren vier 
Wänden mit den Kindern verantwortungsbewußt über die Gesellschaft reden. Nicht im 
Sinne einer Beschönigung, aber auch nicht in reaktionärer Haltung. Gesellschaftliche Fra- 
gen dürfen jedenfalls in der christlichen Familie nicht tabu sein. Viele Eltern meinen, sie 
täten ihren Kindern Gutes an, wenn sie das ungebrochene Gesellschaftsbild, das die Schule 
vermittelt, nicht durch einen christlichen Standpunkt vertiefen bzw. auch korrigieren. 
Zum kritischen Denken erzogene Menschen sind aber für die Gesellschaft wertvoller als 
solche, die — welche Weltanschauung sie auch haben mögen — in einem in sich geschlos- 
senen Denkschema, sofern es sich nicht weiterentwickelt, befangen sind. Daß mancher 
dies nicht gern hört, darf uns nicht daran hindern, es immer wieder auszusprechen. Auch 
ungesetzliche und dem Geist unserer Verfassung widersprechende Schwierigkeiten, die z.B. 
Kinder christlicher Eltern bei der Bestimmung ihres Bildungsweges erfahren, können hier 
nur angedeutet werden. Sie müssen andernorts immer wieder angesprochen werden. In 
dieser Frage zu resignieren, sich damit abzufinden, widerspräche der christlichen Verant- 
wortung gegenüber der Gesellschaft. Wir können uns in dieser Frage auf höchste, öffent- 
liche Zusagen berufen. 

Bei aller Sorge, die uns in diesem Zusammenhang befallen mag, wollen wir doch auch 
das Positive nicht vergessen: nämlich, daß wir unsere Kinder christlich erziehen können 
und daß wir für unser Leben als Christen doch auch Freiheit haben in einem Staat, dessen 
Ideologie einmal die Religion als Opium für das Volk bezeichnet hat. 

2.3.5. Ein Christ ist nichts ohne seine christliche Gemeinde. Was er von ihr empfängt, 
um seine Verantwortung für die Gesellschaft wahrnehmen zu können, wird Herr Cieslak 
noch ausführen. Andererseits nimmt der Christ gesellschaftliche Verantwortung auch in 
seinem Verhalten in der Kirchgemeinde wahr. Ich meine damit nicht nur die Wahrneh- 
mung einer Verantwortung in Gemeindekreisen, im Kirchgemeinderat und in den Synoden 
— mit ihrer sichtbaren Auswirkung auf die Gesellschaft. Ich meine hier vor allem die 
stille Verantwortung, die jeder Christ solchen Mitchristen gegenüber trägt, die irgendwie 
voreingenommen oder verbittert darauf reagieren, daß wir heute nicht mehr in einem in 
ihrem Sinne christlich geprägten Staat leben. Es gehört mancherorts Mut dazu, hier die 
Partei des „Angeklagten“ zu ergreifen. Und wenn die Christen Multiplikatoren sein sollen 
"und manchmal auch wirklich sind: hier nehmen wir eine besonders große Verantwortung 
wahr, wenn wir uns im Kreise unserer Gemeinden für eine gerechte und sachgemäße 
Beurteilung unserer nichtchristlichen Umwelt einsetzen. 


3. Die Kirche und die sozialistische Gesellschaft 


Nun möchte ich, wie angekündigt, noch etwas sagen über die gesellschaftliche Verantwor- 
tung der Kirche. Denn der einzelne Christ vollzieht und trägt gesellschaftliche Verantwor- 
tung stets als Glied seiner Kirche; andererseits wird das Handeln der Kirche immer auch 
ihm angelastet, besonders, wenn es sich dabei um ein Versagen handelt. Wer von uns 
leidet nicht darunter, daß man uns heutigen Christen unchristliches Handeln der Kirchen 
des Mittelalters vorhält oder ihr Versagen in der Zeit der industriellen Revolution! Viel- 
leicht hätte Karl Marx sein „Kapital“ in manchen Stücken anders geschrieben, wenn die 
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Kirchen damals ihrem Auftrag von Christus her gerecht geworden wären. Müssen wir nicht 
den Marxisten beipflichten, wenn sie sagen: die Kirche hat fast 2000 Jahre Zeit gehabt, 
Gerechtigkeit und Menschenwürde mit der Predigt des Wortes Gottes zu erlangen; nun 
laßt es uns einmal mit der Vernunft versuchen! 

Angesichts dieser geschichtlichen Vorbelastung kommt es mir persönlich manchmal 
hochmütig vor, wenn noch vom „Wächteramt der Kirche“ gesprochen wird. Die Sache an 
sich ist wohl richtig. Wer aber seinem sogenannten Wächterauftrag in früheren Gesell- 
schaftsordnungen wieder und wieder untreu geworden ist, sollte doch wohl Zurückhal- 
tung üben, wenn er diesen Auftrag erst heute, und dann nicht ohne Ressentiment meint 
wahrnehmen zu müssen. 

Die Sache ist richtig, sagte ich. Deshalb wird die Kirche ihrer gesellschaftlichen Verant- 
wortung untreu, wenn sie, um im guten Einvernehmen mit den Nichtchristen zu blei- 
ben, darüber veıgißt, Gottes heilige zehn Gebote weiterhin ernst zu nehmen, deren er- 
stes eben lautet, daß Er der Herr ist und kein anderer neben ihm. Das verstehen Nicht- 
christen nur schwer. Doch müssen wir ihnen bei aller Zusammenarbeit zum Wohle des 
Nächsten immer wieder sagen, daß Gott der Herr auch der Geschichte ist. Er ist der „Va- 
ter aller Dinge‘‘ — wie die Bibel sagt, durch Ihn sind die Naturgesetze und das Weltall. 
Und dies ist das Ziel aller menschlichen Bemühungen, auch aller Nächstenliebe: daß mög- 
lichst viele Menschen sich ihm öffnen und seine Herrlichkeit anerkennen. Es mag dies 
nicht das Nahziel sein. Gott ist es vielleicht lieber, wenn seine Menschenkinder erst ein- 
mal satt, frei und froh sind. Trotzdem dürfen die Kirchen schon jetzt nicht schweigen, 
wenn seine Gebote verletzt werden. 

Überall in der Welt müssen Lüge und Unterdrückung beim Namen genannt werden — 
auch um den Preis der Zusammenarbeit mit den Nichtchristen. Unserer nichtchristlichen 
Umwelt fällt es offenbar leichter, uns als solche ernst zu nehmen, die Christi Gebot der 
Nächstenliebe befolgen, als daß sie akzeptieren wollen, daß wir unter Gottes Totalitäts- 
anspruch stehen. Christus aber hat diese beiden Forderungen selbst in einer verpflichtenden 
Reihenfolge genannt: ‚Du sollst lieben Gott, deinen Herrn ...“ Dies ist das vornehmste 
und größte Gebot. Das andere aber ist dem gleich: „Du sollst Deinen Nächsten lieben 
wie dich selbst“. Wir wissen es jedenfalls aus unserem Glauben heraus, daß auch der Staat 
sein Mandat aus Gottes Hand hat, und das sollte uns unsere gesellschaftliche Mitverant- 
wortung erleichtern. 

Wenn nun unsere Partner in der Gesellschaft den spezifischen Anteil der Christen an 
dieser Mitverantwortung allein in der Ausübung der Nächstenliebe sehen wollen, so muß 
darauf hingewiesen werden, daß Christus in diese Nächstenliebe auch und gerade die Fein- 
desliebe mit einbezieht. Was immer darunter theologisch oder biblisch zu verstehen sein 
mag, ob wir zwischen den Menschen und den sie regierenden Mächtigen unterscheiden 
müssen; ob wir die Menschen lieben dürfen, die wir für böse halten, und nur das Böse 
und den Bösen, den Teufel, hassen sollen — eines scheint mir fest zu stehen: die Kirche 
und doch wohl auch der einzelne Christ dürfen nicht schweigen zu einem Freund-Feind- 
Denken. Feindesliebe scheint etwas Paradoxes, quasi Unvernünftiges zu sein; wie etwa 
auch der Glaube an die Auferstehung. Und doch mutet Gott uns zu, daß wir, wenn wir 
schon das Wagnis des Glaubens eingehen, uns auch auf dieses Irrationale einlassen, als ein 
Zeichen des Bundes zwischen Ihm und der Menschheit. Eine Kirche, die nicht mehr die 
Liebe zum Feind verkündigt oder sich an seiner Verteufelung beteiligt, wird schuldig am 
Auftrag Christi. 

Über die gesellschaftliche Verantwortung, die wir Christen vor unserem Volk und Staat 
haben, ließe sich noch viel sagen. Welche Rolle spielt die christliche Gemeinde in der 
Gesellschaft? Gerade eine Synode des Bundes der ev. Kirchen in der DDR wird diese Frage 
sehr bewegen. Sie zu beantworten, übersteigt das Vermögen eines Einzelnen. In der Ar- 
beit über dieses Thema wird die Synode den Versuch einer Antwort wagen müssen. 

4. Das führt uns zu einigen abschließenden Überlegungen. Auch uns Christen bewegt 
die Frage, wie es mit der Welt weitergehen soll und wird. Hat der Kapitalismus eine Per- 
spektive, z.B. wenn er die sozialen Verhältnisse erheblich verbessert? Welche Aussichten 
hat die Konvergenztheorie? Von den Marixsten wird sie als Revisionismus empfunden 
und abgelehnt. Wird das kapitalistische Weltsystem absterben? Wann? Wird sich der Sozia- 
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lismus auf der ganzen Erde durchsetzen? Erleben wir das Entstehen einer kommunisti- 
schen Weltgesellschaft? Wer will alle diese drängenden Fragen beantworten? 

Die für verantwortliches christliches Denken vordringliche Frage ist die Sicherung der 
äußeren Existenz der Menschheit, also die Überwindung der ungerechten Verteilung der 
Nahrungsgüter auf der Erde und die Überwindung kriegsträchtiger Spannungen. Warum 
dürfen wir nicht, wie die Marxisten, daran glauben, daß dies einmal Wirklichkeit werden 
kann? Wenn wir dabei auch bezweifeln, daß wir es aus eigener Kraft schaffen können. 
Aber sollen wir deshalb die Hände in den Schoß legen? Ich finde, dies ist ein gewichti- 
ger Grund für uns Christen, gesellschaftliche Verantwortung wahrzunehmen. 

Es ist doch tröstlich und führt uns Christen aus der Defensive, in der wir uns ständig 
zu befinden glauben: die Welt kann — so glauben wir erkannt zu haben — nur mit Gott 
heil werden, nicht gegen ihn. Diese Erkenntnis, oft nicht viel mehr als eine Ahnung, 
scheint mehr und mehr Menschen überall auf der Welt ins Bewußtsein zu dringen. Auch 
bei uns können wir beobachten, wie das Interesse für Fragen des Glaubens und der Kir- 
che, besonders für die Bedeutung Christi selbst zunimmt. Sogar bei der doch nunmehr 
vorwiegend unchristlich erzogenen Jugend können wir manchmal ein größeres Interesse 
für den Inhalt unseres Glaubens feststellen. Ist das nur eine Modeerscheinung? Wir spüren 
in solchen Gesprächen mit Nichtchristen, daß dieses Fragen auch aus einer gewissen Ent- 
täuschung über manches andere Angebot entspringt, das die Sache der Menschheit, ihre 
Sehnsucht nach Frieden in den Augen dieser Menschen nicht entscheidend voranzubrin- 
gen scheint. 

Unser Christsein hat auch in der sozialistischen Gesellschaft „Verheißung‘‘. Auch für 
Christen ist es Pflicht und Bedürfnis, gesellschaftliche Mitverantwortung in unserem sozia- 
listischen Staat zu tragen. So gewinnen wir eine positive Einstellung zur Zusammenarbeit 
mit unseren nichtchristlichen Mitbürgern. 


Von dem dritten Referat, das der Präsident der Landessynode der Ev.-Luth. 
Landeskirche Sachsens, Johannes Cieslak, hielt, ist leider nur eine Kurzfassung 
verfügbar (aus „Mecklenburgische Kirchenzeitung‘ Nr. 29 vom 18. Juli 1971): 


DIE BEDEUTUNG DER GEMEINDE FÜR DEN ALLTAG DER CHRISTEN 
Von Synodalpräsident Johannes Cieslak, Seifhennersdorf 


Der Präsident der sächsischen Landessynode, Johannes Cieslak, sprach in seinem Referat 
auf der Tagung der Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR in Eise- 
nach folgendes aus: 

Es gibt keine Region in unserer Republik, es gibt fast keinen Bereich gesellschaftlichen 
Lebens, in denen die Christen nicht vertreten sind. Ihr Alltag unterscheidet sich nicht vom 
Alltag der anderen. Beide Gruppen sind Bürger unseres sozialistischen Staates, an beide 
stellt die Gesellschaft gleichermaßen ihre Anforderungen. 

Die Christen haben aber, darin unterscheiden sie sich von den andern, einen Herrn, dem 
sie folgen wollen und der ihnen aufgetragen hat, seine Sache unter die Leute zu bringen. 
Dabei sollen die Angesprochenen weder zu einem Auszug in ein fremdes Ghetto, noch zur 
Vernachlässigung ihrer Aufgaben in der Gesellschaft veranlaßt werden. 

Christen werden als Versöhnte mit dem vollen Einsatz ihrer Person für eine Versöhnung 
eintreten, wenn es zum Beispiel zu Spannungen persönlicher Art in ihrem Betrieb kommt. 
Sie können dabei den anderen das Evangelium nicht als Lehrformel weitergeben, sondern 
sie müssen die „gute Nachricht‘ so umsprechen, daß sie für die anderen konkret und 
hilfreich wird. 

Der Christ nimmt in seinem Alltag am Handeln Gottes teil, das sich immer auf das Wohl 
und das Heil aller Menschen, sowohl im privaten als auch im gesellschaftlichen Bereich, 
richtet. 

Christen müssen für die Aufgaben ihres Alltags ausgebildet werden. Eine allgemeine Grund- 
ausbildung kann durch die Ortsgemeinde gegeben werden (Christenlehre und Konfirmanden- 
unterricht). Es ist zu überlegen, ob diese Ausbildung auch über das 14. Lebensjahr hinaus 
fortgesetzt werden sollte. 
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Der Christ wird jedoch in seinem Alltag immer wieder mit neuen Problemen befaßt, die 
ihn zu einer ständigen Weiterbildung zwingen. Die bisherigen kirchlichen Fernkurse bilden 
Christen für den Gemeindedienst aus. Zu fordern sind Fernkurse, in denen Christen für 
ihren Alltag ausgebildet werden. Eine solche Ausbildung wird überwiegend durch zentrale 
Stellen erfolgen müssen, die dafür befähigte Leute und die notwendigen Mittel einzuset- 
zen haben. 

Alles vermittelte Wissen müssen die Christen in ihre jeweilige Situation übersetzen. Des- 
halb werden praktische Übungen im Umgang mit der Bibel, in der Gesprächsführung u. a. 
notwendig sein. Auch soziale und soziologische Kenntnisse müssen in geeigneter Weise 
erworben und in den eigenen Lebensbereich hinein übersetzt werden. 

Hier hat die Gemeinde und die mittlere Ebene den Christen zu helfen und Möglichkeiten 
anzubieten, die weit über das bisherige Maß hinausgehen. 

Die Gemeinde muß den Christen aber auch Heimat sein. Das bedeutet, daß die Christen 
in der Gemeinde nicht nur Hilfe für ihre Aufgaben, sondern auch für alle Bereiche ihres ei- 
genen Lebens erhalten. Also nicht nur seelsorgerliche Hilfe, sondern stärker als bisher die 
Fürbitte der Gemeinde, Ratschläge und direkte Unterstützung, etwa bei beruflichen oder 
finanziellen Schwierigkeiten. 

Das gemeinsame Leben in der Nachfolge Jesu ist die Voraussetzung allen Dienstes an 
den anderen. Es ist aber zugleich auch eine attraktive Einladung an die anderen. 

Christen werden in ihrem Alltag von den anderen nicht nur gehört, sondern auch befragt. 
Damit ihnen und den anderen Beschlüsse und Verlautbarungen der Kirche durchsichtiger 
werden, müssen die Informationsmöglichkeiten zwischen den Synoden, den Bischöfen, 
den Landeskirchenämtern oder Konsistorien, den diakonischen Zentralstellen, der kirchli- 
chen Presse und anderen Einrichtungen und den Christen an der Basis weiter ausgebaut 
werden. 

Wichtig ist, daß der Informationsfluß in beiden Richtungen stärker in Gang kommt. 

Eine Gemeinde, die Heimat sein soll, muß eine missionarische Gemeinde sein. Sie kann 
weder in ein Ghetto ausweichen noch den Heilsegoismus ihrer Glieder pflegen. Die missio- 
narische Gemeinde läßt sich ihre Tagesordnung durch den Alltag ihrer Christen bestimmen. 
Gemeinde als Heimat schließt aber auch ein den Dank, den Lobpreis, die Freude und das 
Feiern. 

Christen werden ihre Gemeinde immer dann um Hilfe bitten, wenn sie mit ihren Pro- 
blemen allein nicht fertig werden. Aus der Erkenntnis, daß der einzelne Lösungen oft 
nicht mehr allein finden kann und auf das Gespräch in der Gemeinde angewiesen ist, 
ergibt sich eine Veränderung des Arbeitsstils: Der Monolog wird durch den Dialog abge- 
löst. Damit sind die Christen Partner geworden und nicht mehr Betreuungsobjekte. 

Die missionarische Gemeinde ist offen, lebendig und beweglich. Sie schafft sich die 
Strukturen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben in der Gegenwart nötig sind und überprüft 
vorhandene Strukturen, ob sie diesem Zweck noch dienen. 

Leute, die „mit Ernst Christen sein wollen“, und eine offene, missionarische Gemeinde 
— beide zusammen sind die Gemeinde für andere. Die Zahl derer, die mit Ernst Christen 
sein wollen, nimmt zu. Sie würde schneller wachsen, wenn diese Christen mehr Gemein- 
den als bisher fänden, in denen sie Heimat haben und von denen sie Hilfe erfahren für 
einen Alltag, in dem sie als Mitarbeiter Gottes für das Wohl und das Heil der Menschen 
und der Gesellschaft tätig sind. 


In der Behandlung dieses ganzen Materials ist die Synode sehr behutsam ver- 
fahren. Eine umfassende Behandlung oder gar abschließende Ergebnisse zum 
Tagungsthema sieht sie noch nicht als gegeben an. Dies kann angesichts der 
sehr vielschichtigen Lage in der DDR und der unterschiedlichen Gesprächslage 
in den eigenen Reihen auch nicht im ersten Anlauf gelingen. Deshalb gab die 
Synode das Material mit seinen Grundlegungen, Gesichtspunkten und Fragen 
zunächst einmal an die Gemeinden zur Diskussion weiter: 
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BRIEF AN DIE GEMEINDEN DER GLIEDKIRCHEN DES 
BUNDES DER EVANGELISCHEN KIRCHEN IN DER 
DEUTSCHEN DEMOKRATISCHEN REPUBLIK 


Beschlossen von der Synode des DDR-Kirchenbundes am 6. Juli 1971 
Liebe Gemeinden! 


Wir haben uns auf der Tagung der Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der 
Deutschen Demokratischen Republik in Eisenach mit dem Thema „Kirche für andere — 
Zeugnis und Dienst der Gemeinde“ beschäftigt. Wir haben das Thema nicht bewältigt, 
aber wir haben in diesen Tagen eine Frage besser begriffen, die Gott uns stellt in der 
Situation, in der wir leben. Diese Frage möchten wir weitergeben, denn es ist nicht nur 
eine Frage an unsere Synode, sondern an alle Gemeinden. 

Welche Konsequenzen hat die Tatsache, daß jeder von uns, als der „andere‘‘, der Sün- 
der, der Gottlose von Jesus gesucht und gefunden wurde und täglich neu gefunden wird: 
Im Blick auf die anderen, die Christus nicht kennen oder denen er gleichgültig ist und 

mit denen wir es täglich zu tun haben? 

Hat es Einfluß gehabt auf unsere Haltung ihnen gegenüber, auf die Sprache, in der wir 
mit ihnen reden, auf die Formen, in denen wir mit ihnen umgehen? Haben sie an unserem 
Leben etwas spüren und begreifen können von der Solidarität Jesu mit allen Menschen? 

Im Blick auf die Gestalt unserer Gemeinden? 

Sind wir die Gemeinden der ‚Starken‘ im Sinne von Römer 14, die für die „Schwa- 
chen“ offen sind, ihnen entgegenkommen, ihnen zuliebe auch gewohnte Vorstellungen 
überprüfen und überholen können? Oder sind wir Gemeinden, in denen ausschließlich Ge- 
wohnheiten von gestern das Leben von heute bestimmen und der Geschmack herkömmli- 
cher Kirchlichkeit den Stil aller Veranstaltungen prägt? 

Im Blick auf das Zusammenleben der Christen? 

Wie entdecken wir uns täglich neu als Brüder und Schwestern, die zu einer Familie ge- 
hören? Wie werden unter uns Beratung und Ermahnung, Trost und Stärkung, äußere und 
innere Hilfe füreinander praktiziert? Welche speziellen Hilfen geben wir einander für unser 
Leben in der Gesellschaft, im Beruf, in Familie und Freizeit und nicht zuletzt in unserer 
Kirche? 

Wir bitten alle Gemeinden, Fragen und Arbeitsergebnisse aller Art an den Bund der Evan- 
gelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik weiterzureichen. Wir bieten 
den Gemeinden Arbeitsmaterialien an, die als Bericht der Ausschußberatungen der Synode 
vorliegen und versuchen, das eine oder andere Problem zu formulieren, das als Aufgabe 
vor uns liegt. 

Wir meinen, daß Gott auf unsere Antworten wartet und uns die Augen öffnen will für 
neue verheißungsvolle Möglichkeiten des Zeugnisses und Dienstes unserer Gemeinden in 
der Deutschen Demokratischen Republik. 


Wir grüßen Euch in der Verbundenheit dieses gemeinsamen Zeugnisses und Dienstes als 


E 
bs Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der 


Deutschen Demokratischen Republik 


Zugleich fügte die Synode einen eingehenden Zwischenbericht über den gegen- 
wärtigen Sachstand der Diskussion in ihren eigenen Reihen hinzu: 


KIRCHE FÜR ANDERE — ZEUGNIS UND DIENST DER GEMEINDE 


Bericht des Themenausschusses der Synode des DDR-Kirchenbundes vom 2. bis 6. Juli 
1971, der von der Synode entgegengenommen und der Konferenz der Kirchenleitungen 
mit der Bitte überwiesen worden ist, ihn als Arbeitsmaterial den Gliedkirchen des Bundes 
zur Diskussion in den Gemeinden und Arbeitskreisen weiterzuleiten. 


Die Synode des Bundes der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Re- 


publik, die vom 2. bis 6. Juli 1971 in Eisenach tagte, stand unter dem Thema: Kirche für 
andere — Zeugnis und Dienst der Gemeinde. 
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Sie hat sich eingehend mit folgenden Aspekten beschäftigt: 

1. Klärung theologischer Voraussetzungen 

2. Der Bund der Evangelischen Kirchen als Zeugnis- und Dienstgemeinschaft 

3. Die Befähigung der Gemeinde zum Dienst 

4. Die gesellschaftliche Verantwortung des einzelnen Christen. 

Das Ergebnis der Beratungen legen wir in einem Zwischenbericht vor, der den gegenwärti- 
gen Sachstand der Diskussion in der Synode wiedergibt. Damit soll ein Anstoß gegeben 
werden. Wir sind uns dessen bewußt, daß im vorgelegten Material nach Form und Inhalt 
sehr unterschiedlich geredet ist. Gerade daraus erhofften wir uns Anstöße zum weiteren 
Gespräch. Es bedarf nunmehr der Erörterung des Materials in den Kirchen und Gemeinden. 
Von der soliden Weiterarbeit wird es abhängen, wie wir unseren Weg als Kirche in der so- 
zialistischen Gesellschaft finden und darstellen können. Die Synode ist auf den Beitrag der 
Gemeinden angewiesen. 


1. Klärung theologischer Voraussetzungen 


1.1 Die Synode hat sich gefragt, wie die Kirche Zeugnis und Dienst in der sozialistischen 
Gesellschaft so vollziehen kann, daß sie nicht gegen die anderen, sondern für sie ist. 

1.2 Gott hat allen Menschen das Angebot eines heilen Lebens gemacht. Das ist gesche- 
hen, als Christus unter uns Menschen lebte und starb. Er hat sein Leben für alle Menschen 
hingegeben, als der selbstgerechte Protest gegen die Menschenfreundlichkeit Gottes ihn ans 
Kreuz stieß. 

1.3 Als Kirche dieses Herrn sind wir in sein Lebensgesetz hineingenommen. Wir haben 
als diese Kirche Friede mit Gott und Gemeinschaft untereinander nur zusammen mit 
dem Wissen, daß Gott es mit allen Menschen gut meint. 

1.4 Es ist unser Dienst, allen Menschen das Lebensangebot Gottes weiterzugeben. Die 
Kirche kann also nicht gegen die anderen, ohne die anderen, freilich auch nicht wie die 
anderen leben (Rathke). Es muß uns darum beunruhigen, wenn wir Befremden erregen, 
etwa weil wir an bürgerlichen Traditionen haften, durch Sprache und kirchliches Gehabe 
unverständlich werden oder durch Schranken der eigenen Frömmigkeit das Lebensangebot 
Christi verstellen. 

1.5 Als Kirche dieses Herrn werden wir jedoch inmitten der Menschen als die Fremden 
gelten, weil es das Lebensangebot des Gekreuzigten ist, das wir bezeugen, obgleich wir uns 
nicht von den anderen distanzieren wollen. 

1.6 Unser Herr gab sich für die Menschen ganz hin. Daher betrifft sein Lebensangebot 
den ganzen Menschen. Die Kirche gibt es weiter durch das Wort von der Menschenfreund- 
lichkeit Gottes, die Hilfe für den Mitmenschen und den Einsatz für eine menschliche 
Welt. Sie wird sich darum zu denen stellen müssen, die in ihrem Lebensrecht eingeengt 
werden: die in ihren Bildungs- und Berufsmöglichkeiten Benachteiligten, die durch einge- 
schränkte Information unmündig Gehaltenen, die Überforderten und Übersehenen. Eine 
Kirche, die zu den Mühseligen und Beladenen ihrer Gesellschaft steht, wird auch ihren 
Einsatz für die fernen Nächsten glaubhaft vollziehen. 

1.7 Darum wird das Lebensangebot Gottes, das den ganzen Menschen sucht, von einer 
Kirche verdunkelt, die sich mit ihrem Dienst auf den Bereich kultischer Handlungen oder 
die Befriedigung privatisierter Religionsbedürfnisse zurückzieht oder einschränken läßt. 
Wird unsere Kirche von ihrer Umwelt als Kultgemeinde mißdeutet, so wird sie prüfen müs- 
sen, ob solche Verkennung des Lebensangebotes Christi aus ihrer eigenen Schuld in Ver- 
gangenheit und Gegenwart hervorgeht oder ob sie darin einen Widerspruch gegen Christus 
selber ertragen muß. 

1.8 Zeugnis und Lebensdienst von Christen unter Nichtchristen erfahren Mißdeutung, 
Gleichgültigkeit und Widerspruch, dazu kommt das eigene Versagen in so unlösbarer Ver- 
flechtung, daß ihnen ihr ganzer Dienst fraglich werden kann. Um aus dieser lähmenden 
Erfahrung herauszufinden, brauchen sie die Gemeinschaft der Schwestern und Brüder, in 
der ihnen unter Wort und Sakrament Christus selbst an seinem Leben Anteil gibt und 
sein Lebensangebot für alle neu eröffnet. 
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2. Der Bund der evangelischen Kirchen als Zeugnis- und Dienstgemeinschaft 


Der Bund Evangelischer Kirchen in der DDR versteht sich seiner Ordnung nach als „‚Zeug- 
nis- und Dienstgemeinschaft“. Was bedeutet das? 

Wir versuchen eine Antwort in drei Richtungen: in der Frage nach 2.1. dem Auftrag- 
geber, dem Auftrag und seinem Ort, 2.2. dem Auftragnehmer, 2.3. dem Auftragsvollzug. 

2.1 Der Auftraggeber, der Auftrag und sein Ort. 

2.1.1 Dienstgeber der Kirche ist Jesus Christus. der ein Zeuge und Diener der Versöhnung 
vor Gott und den Menschen. Dienstgemeinschaft in Wort und Tat vollzieht sich im Ge- 
horsam gegen diesen Herrn. 

2.1.2 Mit Zeugnis und Dienst ist dem Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR kein 
anderer Auftrag gegeben als der alte und immer neue Dienstauftrag der Christenheit in 
aller Welt: die „Botschaft von der freien Gnade Gottes auszurichten an alles Volk“. Es 
ist der Auftrag, dem wenig oder gar nicht entsprochen zu haben, zu allen Zeiten die 
Schuld der Kirche war und bleibt. 

2.1.3 Jesus Christus ruft aber seine Gemeinde dort, wo sie lebt, seinem Wort als Dienst- 
anweisung darin treu zu werden, daß sie es als das gute Wort Gottes zum Menschen ver- 
bindlich hört und auch dankbar zu tun versucht. 

2.1.4 Der Dienst des Bundes der Evangelischen Kirchen hat daher seinen Ort und sein 
Bewährungsfeld im Bereich der sozialistischen Gesellschaft der DDR. 

2.1.5 In seinen Gliedkirchen sich vollziehend, bringt der Dienst des Bundes die Mannig- 
faltigkeit kirchlichen Lebens und kirchlicher Landschaften in der DDR zum Ausdruck. 
Durch Zusammenarbeit in den Organen des Bundes bekunden die Gliedkirchen ihren Wil- 
len, auf dem Wege zu einer Zeugnis- und Dienstgemeinschaft voranzukommen. 

2.1.6 Weil der Dienstgeber des Bundes seiner Gliedkirchen, Gemeinden und Gemeinde- 
glieder Jesus Christus ist, kann der Vollzug des von ihm Erlaubten und Gebotenen in 
zwei Richtungen verfehlt werden: 

2.1.6.1 Innerkirchlich: wenn das Hören auf den lebendigen Herrn verwechselt wird mit 
der Rezitation geschichtlich gewordener Formeln oder aber mit voraussetzungslosem Ein- 
schwenken auf die „Situation“ (Neuformulierungen in einer „modernen“ Sprache ohne 
die Substanz des Evangeliums). 

2.1.6.2 Außerkirchlich: wenn die Weitergabe der Botschaft orientiert wird an den Ideo- 
logien der Zeit, so gewiß die Voraussetzung konkreten Gehorsam heute das Eingehen auf 
die Gegebenheiten und Fragen der Umwelt einschließt. 

2.2 Der Auftragnehmer. Die Zeugnis- und Dienstgemeinschaft des Bundes erhält dadurch 
ihr Gesicht, daß ihr die Aufgabe gestellt ist, das Evangelium in einer sozialistischen Umwelt 
zu verkünden und zu leben. Die Größe des Auftrages erfordert die Konzentration aller 
Kräfte. In einer Umwelt, die die gesellschaftliche Rolle der Kirche in Frage stellt, wird al- 
ler Fleiß darauf zu verwenden sein, die Gemeinschaft in Zeugnis- und Dienstgemeinschaft 
glaubwürdig darzustellen. 

Als Beispiel nennen wir drei Bewährungsfelder: 

2.2.1 Unternimmt der Bund das Mögliche und Nötige, daß Inhalt und Form der Ver- 
kündigung den Menschen heute bei uns erreichen? 

2.2.2 Kann der Bund ein Modellfall dafür werden, wie Versöhnte miteinander leben, die 
Kleinen und die Großen, die Fortschrittlichen und Konservativen, die Föderalisten und 
Zentralisten, die Theologen und Laien, die Starken und die Schwachen? 

2.2.3 Welche Schritte sind zu fördern, dem vorhandenen Willen zur vollen Kirchenge- 
meinschaft zu entsprechen? (Abbau des Landeskirchlichen Partikularismus, Stärkung der 
Bundessynode, praktische Schritte der Raumordnung.) 

2.3 Der Vollzug des Auftrags für andere. 

2.3.1 Indem der Bund als Gemeinschaft von Kirchen sich kritisch die Frage stellt, ob das 
Wesen seiner Gemeinschaft auch das Gesetz seiner Gestalt ist, wird er die Freiheit seines 
Auftrags wahrnehmen, Kirche für andere zu sein. 

Wiederum nennen wir drei Bewährungsfelder: 

2.3.1.1 In dem Maße, in dem es uns gelingt, dem Schwachen innerhalb der Kirche zu sei- 
nem Recht zu verhelfen, werden wir unserem Staat gegenüber die Chance haben, als An- 
walt der Schwachen unserer Gesellschaft Gehör zu finden. Darüber hinaus würden wir 
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auch besser zu Aktionen der Solidarität mit den Schwachen anderer Länder legitimiert 
sein. 

2.3.2 In dem Maße, in dem wir lernen, das Sachliche menschlich und das Menschliche 
sachlich auszutragen, werden wir gesprächs- und kommunikationsfähig für die anderen. 

2.3.3 Phantasie und Geduld der Liebe werden uns den jeweils richtigen Weg finden las- 
sen, mit unserem staatlichen Gesprächspartner darüber ins Gespräch zu kommen, was dem 
Menschen dient. 

3. Die Befähigung der Gemeinden zum Dienst 


3.1 „Gemeinsames Leben“. 

Wer als Christ in der sozialistischen Gesellschaft verantwortlich tätig sein will, setzt sich 
der Gefahr der Vereinsamung aus. Die konventionelle Gemeinde kann diese Vereinsamung 
nicht auffangen. Das gemeinsame Leben in der Nachfolge Jesu ist aber Voraussetzung al- 
len Dienstes am anderen. 

Die herkömmliche Gemeinde wird wieder zum gemeinsamen Leben befähigt, 

— wenn sie übergeht von der Konsumgemeinde zur Gemeinschaft der verantwortlich 
Mitarbeitenden; 

— wenn sie übergeht von der Selbstgenügsamkeit zur Offenheit für andere (wenn sie sich 
den Problemen und Anfragen der Außenstehenden aussetzt); 

— wenn sie übergeht von der Praxis der Betreuung zur Praxis der Nachbarschaftshilfe 
(z.B. Altenpflege, gegenseitige Familienhilfe u. a. m.); 

— wenn sie den Pfarrer vom Gemeindeleiter zum theologischen Fachmann und Seelsor- 
ger der Gemeinde befreit; 

— wenn sie übergeht von bloßen Erbauungs- und Diskussionskreisen zu praktischen 
Dienstgruppen; 

— wenn sie übergeht vom Gottesdienst als anonymer Kultfeier zum Gottesdienst als Mit- 
telpunkt des gemeinsamen Lebens (wer gemeinsam lebt, will den Gottesdienst gemeinsam 
tragen, gestalten, vorbereiten, verantworten usw.); 

— wenn sie das Abendmahl als Feier individueller Sündenvergebung erweitert zum Aus- 
druck höchster Gemeinschaft (Austeilung und Zuspruch der Gemeindeglieder untereinan- 
der); 

‘— wenn sie darüber hinaus Raum für Muße, Feste und Feiern bietet. 

3.2 Zurüstung und Einübung. 

3.2.1 Zurüstung. Christen im Alltag brauchen und erwarten von ihrer Gemeinde Zurüstung. 

3.2.1.1 Die Grundausbildung sollte in ihren herkömmlichen Unterweisungsformen in 
Christenlehre und Konfirmandenunterricht stärker auf diese Zurüstung und Einübung aus- 
gerichtet sein. - 

3.2.1.2 Da der Alltag den Christen ständig vor neue Fragen stellt, muß er sich in seinem 
Christsein fortgesetzt qualifizieren, und zwar in Bibelverständnis und Weltverständnis (1. 
Petr. 3,15). 

Innergemeindlich sowie übergemeindlich bieten sich dazu mannigfaltige Möglichkeiten an, 
z.B. Gemeindeseminare, Gesprächsabende, Wochenendrüsten, Rüstzeiten, Literatur zum 
Selbststudium. Im Finden von neuen Formen ist Phantasie einzusetzen. Wichtig sind In- 
formationsmöglichkeiten, die einzelnen gestatten, anonym zu bleiben. 

Nur fachlich und methodisch Zugerüstete können diesen Weiterbildungsprozeß fördern. 

3.2.2 Einübung. Erkenntnis muß zur Erfahrung werden, darum hat die Gemeinde neben 
der Zurüstung auch die Möglichkeit der Einübung zu schaffen (z.B. verantwortlicher Um- 
gang mit der Bibel, diakonische Einsätze, Verantwortung für ältere Menschen, Feste und 
Feiern u.a. m.). 

3.3 Situationsgemäßes Handeln. 

3.3.1 In unseren Gesprächen ist immer wieder deutlich geworden, daß sich heute keine 
allgemeingültigen Regeln zu Formen der Gemeindearbeit aufstellen lassen. Denn es kann 
keiner Gemeinde (und damit dem Christen schlechthin) erspart werden, zu prüfen, wie in 
ihrer Situation der Auftrag der Gemeinde Gestalt gewinnen kann. 

3.3.2 Dieser Auftrag kann heute von folgenden Voraussetzungen wahrgenommen werden: 

3.3.2.1 Der Christ muß sich selber als der andere begreifen, den Jesus gesucht und gefun- 
den hat und täglich neu sucht und findet. 
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3.3.2.2 Von daher lernt die Gemeinde verstehen, daß die anderen genauso von Jesus ge- 
sucht und gefunden werden wie sie selbst. 

3.3.2.3 Deshalb muß das Nachdenken über ihre Gestalt bei dem Nachdenken über die 
anderen beginnen. Sie muß Probleme, Sprache, Denkgewohnheiten ihrer Umwelt beherr- 
schen, um das Evangelium sachgemäß in diese Umwelt übersetzen zu können. 

3.3.3 Man wird sich von Fall zu Fall überlegen müssen, ob bestehende Formen aufgege- 
ben und durch neue ersetzt, verändert oder erhalten werden müssen. 

3.3.4 Nach unseren Erfahrungen scheint es so zu sein, daß das Leben in der Gemeinde 
überall dort neue Impulse erhalten wird, wo Christen in kleinen Gruppen gemeinsames 
Leben unter dem lebendigen Wort beginnen, wo eigenverantwortliche Mitarbeit und part- 
nerschaftliche Zusammenarbeit Raum gewinnen. (Kleine, um die Bibel gescharte Gruppen 
sind Schaltstellen für den Dienst an den anderen Menschen.) 


4. Die gesellschaftliche Verantwortung des einzelnen Christen 


Bei dem Versuch einer Antwort auf die Frage nach der gesellschaftlichen Verantwortung 
des einzelnen Christen ist auszugehen von dem tatsächlichen Zusammensein des Christen 
mit dem „Anderen“, dem Mitmenschen, den Gott ebenso liebt wie uns. Dieser steht wie 
wir in bestimmten gesellschaftlichen Bezügen und Bindungen, so daß die Begegnung mit 
ihm eine gesellschaftliche Bedeutung hat, die die Verantwortung des Christen herausfor- 
dert. 

Die Wahrnehmung der Verantwortung für den Nächsten schließt grundsätzlich auch die 
Bereitschaft zum gesellschaftlichen Engagement ein. Dazu sollte ermutigt werden. In den 
Bereichen, in denen gesellschaftliche Verantwortung wahrzunehmen ist (wie Familie, 
Berufs- und Arbeitsleben, Freizeitbereiche — Sport, Kultur —, soziale Bereiche, Kommunal- 
wesen, Schul und Bildungseinrichtungen, politische Parteien und Massenorganisationen), 
befinden sich Christen und Nichtchristen zunächst in der gleichen Situation. 

Es erhebt sich die Frage nach dem Unverwechselbaren christlichen Dienstes in allen die- 
sen Bereichen. Im Handeln wird dieses Unverwechselbare weniger in Erscheinung treten als 
bei der Motivierung und der Zielsetzung für den gesellschaftlichen Einsatz. Christlicher 
Dienst erwächst aus der Dankbarkeit für die empfangene Befreiung und zielt auf Wohl 
und Heil aller Menschen. 

Die Möglichkeit der Übernahme gesellschaftlicher Verantwortung liegt in der persönli- 
chen Entscheidung jedes einzelnen Christen. Er wird diese Entscheidung treffen 

nicht aus Opportunismus, 

nicht um ungerechtfertigter Vorteile willen, 

nicht aus Streben nach Macht. 

Er wird sein gesellschaftliches Engagement so wahrnehmen, 

daß es ihn nicht in Situationen ohne Entscheidungsfreiheit führt, 

daß es ihn nicht zum Freund-Feind-Denken zwingt, 

daß deutlich wird, daß er mit Leib und Seele seinem Herrn Jesus Christus gehört. 

Bei der Wahrnehmung seines Auftrags in der Gesellschaft wird der Christ insbesondere 
Bedrängten, Schwachen und den Anforderungen unserer Zeit nicht Gewachsenen zu ihrem 
Recht verhelfen und unverdrossen Schranken abbauen, die durch Haß und Unduldsamkeit 
aufgerichtet werden. 

Der Christ kann ein solches Wagnis nur auf sich nehmen im Befragen der Bibel, im Ge- 
bet und in der brüderlichen Beratung. 


Die folgende Beschlußvorlage des Themenausschusses ist ohne Beschlußfassung der Konfe- 
renz der Kirchenleitungen als Arbeitsanregung überwiesen worden. 


Die Konferenz der Kirchenleitungen wird gebeten, folgende Arbeitsaufträge an Arbeits- 
kreise oder Ausschüsse zu erteilen: 

1. Arbeitsauftrag: Im Blick auf Zeugnis und Dienst der Kirche in der sozialistischen Ge 
sellschaft ist zu prüfen, ob für Theologie und Verkündigung Denkkategorien des Marxismus- 
'Leninismus aufgenommen werden können und wo die Grenzen solcher Aufnahme liegen. 
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2. Arbeitsauftrag: Im Blick auf Zeugnis und Dienst der Kirche in der sozialistischen Ge- 
sellschaft ist zu prüfen, ob die Kirche vom Evangelium her parteilich sein muß und wie 
weit sie auf die Aufforderung, parteilich zu sein, den Klassenstandpunkt einzunehmen und 
Abgrenzungen mitzuvollziehen eingehen kann, ohne damit das Zeugnis von der Versöhnung 
zu verleugnen. 


Schließlich zeigt folgende Mitteilung des Sekretariates des Kirchenbundes, in 
welcher Weise an dem Thema der Synode 1971 weitergearbeitet wird: 


KIRCHE FÜR ANDERE - ZEUGNIS UND DIENST DER GEMEINDE 


(‚Mitteilungsblatt des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR“ 
Nr. 2 vom 28. Dezember 1971) 


Die Konferenz der Kirchenleitungen hat das Sekretariat beauftragt, in Verbindung mit dem 
Ausschuß „Kirche und Gesellschaft‘ die Resonanz des Themas der 3. Tagung der Synode 
des Bundes in den Gemeinden zu suchen. Das auf der Synode als Sachstandsbericht erar- 
beitete Material ist als Grundlage für eine Weiterarbeit am Thema in den Gemeinden ge- 
dacht. Ausgehend von diesem Sachstandsbericht sind für die an der Weiterarbeit interessier- 
ten Kirchgemeinden (Kirchenvorstände, Gemeindekreise, übergemeindliche Arbeitsgruppen 
usw.) Fragen formuliert worden, die nachstehend bekannt gemacht werden: 

Aufgabe des Christen ist es, in seiner Umwelt allen Menschen das Lebensangebot Gottes 
weiterzugeben. Der ‚Andere‘, den Gott ebenso liebt wie uns, steht wie wir in bestimmten 
gesellschaftlichen Beziehungen und Bindungen, so daß die Begegnung mit ihm eine gesell- 
schaftliche Bedeutung hat, die die Verantwortung des Christen und der Gemeinde heraus- 
fordert. 

1. In welcher Weise versuchen Glieder Ihrer Gemeinde, dieser Herausforderung gerecht 
zu werden und welche Erfahrungen haben Sie dabei gesammelt? 

2. Welche Möglichkeiten gemeinsamen Lebens, Beratens und gegenseitiger praktischer 
Hilfe finden Christen, die Verantwortung in der sozialistischen Gesellschaft der DDR tra- 
gen, in Ihrer Gemeinde? 

3. Welche Möglichkeiten werden in Ihrer Gemeinde angeboten, um mit Hilfe der Bibel 
die Welt besser zu verstehen? 

4. Welche missionarischen Arbeitsformen haben sich in Ihrer Gemeinde bewährt? 

Mit welchen missionarischen Arbeitsformen haben Sie schlechte Erfahrungen gemacht 
und wo liegen Ihrer Meinung nach die Gründe dafür? 

5. Was tun Glieder Ihrer Gemeinde für Hilfsbedürftige in der eigenen Umgebung und 
für den fernen Nächsten? 

6. Was muß Ihrer Meinung nach unternommen werden, damit der Bund der Evangeli- 
schen Kirchen zu einer Zeugnis- und Dienstgemeinschaft wird, die der Verkündigung des 
Evangeliums in einer sozialistischen Umwelt dient? 

7. Welche Unterstützung der Arbeit für den Dienst Ihrer Gemeinde an den anderen 
erwarten Sie vom Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR? 

Antworten können bis zum 31. März 1972 an das Sekretariat des Bundes gerichtet wer- 
den. Der Sachstandsbericht kann ebenfalls beim Sekretariat angefordert werden. 


Berlin, den 28. Dezember 1971 
Der Leiter des Sekretariats 
Stolpe 


Die Synode konnte sich auf ihrer Tagung in Eisenach nicht auf eine grund- 
sätzliche Besinnung über die kirchliche Ortsbestimmung in der DDR beschrän- 
ken. Sie hatte sich vielmehr auch mit einer Reihe von aktuellen Fragen der 
kirchlichen Situation in der DDR zu befassen, die ihr zudem in dem Bericht 
der Konferenz der Kirchenleitungen vorgelegt waren (dieser Bericht ist in Ab- ° 
schnitten bei den einzelnen Sachkapiteln wiedergegeben). Die hierzu vorgelegte 
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Stellungnahme des Berichtsausschusses wurde von der Synode einstimmig zum 
Beschluß erhoben: 


BESCHLUSS DER SYNODE DES KIRCHENBUNDES VOM 6. JULI 1971 ZU DEN 
IHR VORLIEGENDEN TÄTIGKEITSBERICHTEN 


Der Berichtsausschuß hat sich mit den Berichten der Kommissionen und Ausschüsse, dem 
Bericht von Innerer Mission und Hilfswerk und besonders mit dem Bericht der Konferenz 
ren Der Ausschuß bittet die Synode, sich die folgende Stellungnahme zu eigen zu 
machen. 

Die Synode dankt für die Berichte und stellt mit Genugtuung fest: Der Bund hat die 
Anfangsphase seiner strukturellen und organisatorischen Überlegungen abgeschlossen. Die 
intensive Behandlung von Sachfragen hat begonnen. Dabei ergibt sich eine Fülle von ge- 
meinsamen Vorhaben. Der Bund kann aber „.nur so viel Verantwortung tragen, wie wir 
alle in ihm zu tragen bereit sind“. Wir brauchen einander, wenn wir uns als „Zeugnis- und 
Dienstgemeinschaft von Kirchen in der sozialistischen Gesellschaft der DDR bewähren“ 
wollen. 

Eine neue Phase der ökumenischen Zusammenarbeit hat begonnen. Die Neuregelung der 
Mitgliedschaft der Gliedkirchen im Ökumenischen Rat und ihre gemeinsame Vertretung 
durch die Organe des Bundes ermöglichen gemeinsame Partnerschaft und konstruktive 
Mitarbeit bei der Weltverantwortung der Christenheit. Diese Möglichkeiten müssen konse- 
quent ausgeschöpft werden. 

Im Verhältnis zu unserem Staat ist eine neue Stufe erreicht durch den Empfang des 
Vorstandes der Konferenz durch den Staatssekretär für Kirchenfragen am 24. Februar 
1971. Wir sehen darin eine Anerkennung der Arbeit des Bundes und würden es begrüßen, 
wenn ‚.Probleme, die die acht Kirchen gemeinsam betreffen, künftig unmittelbar zwischen 
den zentralen staatlichen Organen und denen des Bundes besprochen werden können‘. 

Aus dem Bericht der Konferenz heben wir folgendes hervor: 

1. Im Blick auf die Arbeit der Organe des Bundes unterstützt und bekräftigt die Synode 
alle Maßnahmen, die der Konzentration und Koordinierung der Arbeit dienen. Dabei ist 
besonders darauf zu achten, daß die Verbindungen nach allen Richtungen, vor allem zu 
den Gemeinden, wirksamer werden. Die Bereichsbildung ist zu prüfen. Finanzielle Spar- 
maßnahmen dürfen das Zusammenwachsen nicht behindern. Eine besondere Stellungnah- 
me zu den Arbeitsberichten siehe Anlage 1 (hier nicht aufgenommen). 

2. Die Synode bekräftigt den Dank im Konferenzbericht an das Sekretariat des Bundes. 
Wir alle haben bei der Vorbereitungsarbeit und während dieser Tagung der Synode von 
der guten Arbeitsatmosphäre im Sekretariat profitiert. 

3. Im Blick auf die Lehrgespräche ist es wichtig, daß sie sorgfältig und nachdrücklich 
weitergeführt werden. Die Gemeinden warten darauf, daß „alle mit gutem Gewissen eine 
Gemeinschaft bejahen können, die in der Praxis längst vollzogen ist“. 

4. Die Synode hat zustimmend die Ausführungen zum Anti-Rassismusprogramm im Kon- 
ferenzbericht und besonders die zusätzliche Information vom Facharbeitskreis III der Öku- 
menischen Kommission (Ökumenische Diakonie) zur Kenntnis genommen. Sie stellt sich 
hinter das Schreiben der Konferenz der Kirchenleitungen an den Generalsekretär des Öku- 
menischen Rates vom 9. Januar 1971 und sieht in der Unterstützung dieses Programms 
und in entsprechenden Aktionen zur Bewußtseinsbildung und konkreten Hilfe zugunsten 
der Befreiungsbewegungen eine Unterstützung der durch Rassismus Entrechteten. Die Kon- 
ferenz wird gebeten, die Vorbereitung der für das Erntedankfest vorgesehenen Aktion wirk- 
sam zu unterstützen. Als „Kirche für andere‘‘ dürfen wir nicht nachlassen, für Gerechtig- 
keit und die Durchsetzung der Menschenrechte einzutreten. „Um an der nur in Gemein- 
samkeit durchzuführenden brennendsten Aufgabe dieses Jahrzehnts teilnehmen zu können 
und zu ihr verpflichtet zu sein, müßten alle europäischen Staaten, also auch die beiden 
deutschen, der UNO angehören, so daß sie in den entsprechenden Institutionen voll ver- 
antwortlich mitarbeiten können“ (Nyborg Hauptvortrag, Bischof Dr. Krusche). 

5. Im Konferenzbericht ist wiederholt die Vollversammlung der Konferenz Europäischer 
Kirchen — Nyborg VI — erwähnt worden. Die Synode macht sich die Vorschläge und die 
Intention der Sektion 4 von Nyborg VI zu eigen und hofft, daß die Notwendigkeit und 


285 


Dringlichkeit einer europäischen Sicherheitskonferenz auch von den Christen und Kirchen 
in der DDR erkannt und unterstützt wird. 

„Die Vorschläge für eine solche Konferenz und ihr Programm sind in zahlreichen Gesprä- 
chen zwischen den betreffenden Regierungen ausführlich diskutiert worden. Die Regierung 
Finnlands hat als Konferenzort Helsinki angeboten. Fast alle Regierungen Europas haben 
sich prinzipiell für die Durchführung einer solchen Konferenz ausgesprochen. An dieser 
Konferenz sollten gleichberechtigt alle europäischen Staaten, einschließlich der BRD und 
der DDR sowie USA und Kanada teilnehmen. Die Zeit ist reif. Die spürbare Verbesserung 
des politischen Klimas in Europa in letzter Zeit darf nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
ein stabiles System europäischer Sicherheit immer noch fehlt, daß die politischen Reali- 
täten der Gegenwart immer noch nicht von allen Seiten anerkannt werden und damit 
der Friede bedroht ist. Die Sicherung des Friedens in Europa wird ein wichtiger Beitrag 
zum Weltfrieden sein‘ (aus dem Beschluß von Nyborg VI). 

Wie im Blick auf den Frieden in Europa, so müssen wir dem Konferenzbericht auch dar- 
in zustimmen, daß er die Angelegenheiten des Waffendienstes, in Anknüpfung an den Sek- 
tionsbericht 4 Nyborg VI, erneut zur Sprache bringt. Mit Besorgnis haben wir von Fällen 
gehört, in denen das Recht auf Dienst mit der Waffe aus Gewissensgründen als eine von 
unserem Staat selbst gewährte Möglichkeit dadurch in Frage gestellt wird, daß die Zulas- 
sung zum Studium, ja schon die Möglichkeit der Berufsausbildung überhaupt von der Be- 
reitschaft zum Dienst mit der Waffe bzw. zur vormilitärischen Ausbildung abhängig ge- 
macht wird. In Aufnahme der von der Nyborger Konferenz ebenfalls in Sektionsbericht 4 
an alle Christen gerichteten Bitte, denen beizustehen, die wegen ihrer Gewissensentschei- 
dung benachteiligt werden, bittet die Synode die Konferenz, alle Möglichkeiten auszu- 
schöpfen, daß den Betroffenen wirksam geholfen wird. Denn auch hier sind wir als „Kir- 
che für andere‘ herausgefordert, Fürbitte zu leisten und sie durch unseren Einsatz glaub- 
haft zu machen. 

6. Die Synode teilt die Besorgnis der Konferenz über Tendenzen auf dem Gebiet der 
Volksbildung, die sich in letzter Zeit an einigen Stellen abzeichnen. In einer größeren 
Zahl von Fällen wurde bei Kindern und Jugendlichen das Recht, sich zu einem religiösen 
Glauben zu bekennen und religiöse Handlungen auszuüben, beeinträchtigt. 

Immer wieder werden junge Christen in ihrem Bildungsweg und in ihrem beruflichen 
Fortkommen wegen ihres Glaubens benachteiligt. 

Die Synode weiß sich verpflichtet, für diese jungen Menschen einzutreten. Sie bittet 
die Gemeinden, die Eltern mit ihren Kindern, sich nicht beirren zu lassen. 

Wir halten derartige Vorgänge nicht für vereinbar mit den Ausführungen Paul Verners 
am 8. 2. 1971: „Das Hochspielen sowie das Verwischen der nicht zu überbrückenden 
weltanschaulichen Gegensätze zwischen Marxisten und Christen hat — dafür kennt die Ge- 
schichte genügend Beispiele — immer den Feinden des Friedens und des gesellschaftlichen 
Fortschrittes genützt.‘“ 

Wir gehen deshalb davon aus, daß es auch im Interesse unseres Staates liegt, hier grund- 
legend Abhilfe zu schaffen. 

Die Synode bittet die Konferenz, nach geeigneten Wegen wirksamer Hilfe zu suchen. 

7. Die Synode stimmt den Ausführungen des Konferenzberichtes über die Veranstaltungs- 
verordnung zu und unterstützt den von der Konferenz einstimmig verabschiedeten Beschluß 
vom 26. 6. 1971 zu den Bibelrüstzeiten (s. Anlage). 

Die Synode sieht in den Ausführungen des Vorsitzenden und in diesem Beschluß eine 
notwendige Orientierungshilfe für unsere Gemeinden. Sie bittet die Konferenz, die Ge- 
meinden im Sinne der Ausführungen des Berichtes der Konferenz zu beraten. 

8. Die Synode dankt der Konferenz der Kirchenleitungen für die im Berichtszeitraum 
geleistete Arbeit. 


Es folgen noch die Schlußabsätze zweier Kommentare von Reinhard Henkys: 
Im übrigen sind doch einige Voraussetzungen geklärt worden. Der Verantwortungsraum 


für den evangelischen Kirchenbund ist die DDR mit ihrer so geprägten Gesellschaft. Das 
bedeutet, daß einer grundsätzlichen Opposition gegen das System eine Absage erteilt 
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worden ist. Auf dieser Basis wiegen die Beschwerden der Synode gegen eine weitere staat- 
liche Eingrenzung der kirchlichen Bewegungsfreiheit und die Diskriminierung von Chri- 
sten in der Gesellschaft um so schwerer. Der evangelische Kirchenbund hat sich entschlos- 
sen gezeigt, sich am gesellschaftlichen Gespräch in der DDR zu beteiligen, es gegebenen- 
falls in Gang zu bringen. Walter Ulbricht hatte früher derlei Angebote an die Kirche ge- 
macht. Jetzt, da die Kirche sie annimmt, wird die SED zeigen müssen, ob es ihr damit 
ernst war. („epd-Ausgabe für kirchliche Presse“ Nr. 27 vom 7. Juli 1971. ) 


Wie weit es dem Kirchenbund in der DDR gelingt, staatsbürgerliche Loyalität und gesell- 
schaftliches Engagement mit dieser Freiheit der Parteinahme zu verbinden, wird sich erst 
an konkreten Fällen in der Zukunft zeigen können. Die Synode in Eisenach wollte einen 
Lernprozeß in Gang setzen, ihre Tagungsergebnisse — die noch nicht vorliegen — werden 
wohl kaum mehr darstellen können als einen ersten Schritt. („Deutsches Allgemeines Sonn- 
tagsblatt‘‘ Nr. 28 vom 11. Juli 1971.) 


d) Gemeinschaft der Kirchen, Reformbestrebungen und Lehrgespräche 


Der Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR hat seit seiner Gründung 1969 
besonders große Mühe darauf verwendet, im Wege der Konzentration, Koordi- 
nierung und Rationalisierung zu einer möglichst wirksamen Arbeitsweise zu 
kommen und sich darin als eine ‚Gemeinschaft von Kirchen“ zu erweisen, auch 
wenn die theologische Aussage und die verfassungsrechtliche Norm noch hin- 
ter der Wirklichkeit zurücklagen. Die darin zum Ausdruck kommende Ungeduld 
wirkte sich fruchtbar auf das im Jahre 1969 zwischen der VELKD in der DDR 
und der EKU begonnene Lehrgespräch aus, so daß erste Ergebnisse bereits im 
Jahre 1971 vorgelegt werden konnten (s. Kirchl. Jahrbuch 1969, S. 280ff., 
und 1970, S. 288ff.). 

Über die Organisationsfragen enthält der Bericht der Konferenz der Kirchen- 
leitung für die Synodaltagung im Juli 1971 folgenden Abschnitt: 


2. Gemeinschaft der Kirchen 


2.1.1 Zeugnis und Dienst werden in der DDR durch eine „Gemeinschaft von Kirchen“ 
ausgerichtet. Die Kirche Jesu Christi, und also auch der Bund der Evangelischen Kirchen 
in der DDR in ihr, ist im tiefsten Grunde eine Einheit, weil sie durch das Evangelium ge- 
schaffen ist und weil sie im Glauben an dies eine Evangelium lebt. Wie sollte die Kirche 
Jesu Christi im Streit der Meinungen ihr Leben anders haben können als auf dem Grunde 
dieser Einheit und in der Hoffnung, daß diese Einheit am Tage Jesu Christi vor allen sicht- 
bar wird! Darum sind wir Christen um die Einigkeit im Geist bemüht (Eph. 4,3). Darum 
versuchen wir, soviel irgend möglich, gemeinschaftlich zu handeln. Darum sind wir ver- 
pflichtet, immer aufs neue aufeinander zuzugehen. Darum schaffen wir Institutionen, die 
zu diesem gemeinschaftlichen Handeln in der für die jeweilige Zeit und ihre Verhältnisse 
bestmöglichen Form beitragen können. 

Solche Gemeinschaft des Dienstes und Zeugnisses kann nur wirksam sein, wenn sie von 
der Überzeugung getragen wird: wir brauchen einander: wir können dem Auftrag, der 
uns gegeben ist, nicht nachkommen, wenn wir auf die Hilfe der anderen verzichten. 

2.1.2 Die Kirche Jesu Christi, die wir als die eine bekennen, begegnet uns in einer Viel- 
zahl von Einzelkirchen und kirchlichen Zusammenschlüssen, von Gruppen und Gemein- 
den. Sie alle haben Gemeinschaft miteinander, soweit sie aneinander Zeugnis und Dienst 
Christi zu erkennen vermögen. Auch eine Gemeinschaft von Kirchen, etwa der Ökumeni 
sche Rat der Kirchen oder der Bund der Evangelischen Kirchen, ist nur lebendig und 
wirksam, wenn sie von der Überzeugung getragen ist: Wir Kirchen brauchen einander; wir 
brauchen die Tradition der anderen Kirche, gerade weil sie Fragen an die eigene stellt; 
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wir brauchen die Gedanken, die in den anderen Kirchen gedacht werden; wir müssen bei 
dem, was wir denken, reden und tun, die anderen Kirchen mit im Blick haben. 

2.1.3 Die Gemeinschaft der Kirchen des Bundes der Evangelischen Kirchen wird vor al- 
lem in seinen Organen, der Synode und der Konferenz der Kirchenleitungen, konkret. In 
lebendigem Gespräch, Bericht und Diskussion, Frage und Antwort, Antrag und Beschluß 
muß sich Gemeinschaft vollziehen, oder sie ist eine leere Behauptung. 

Wir können im Blick auf die Arbeit der Konferenz der Kirchenleitungen dankbar berich- 
ten, daß sich diese Gemeinschaft trotz aller Verschiedenheit der Standpunkte und Charak- 
tere immer wieder durchgesetzt hat. 

2.1.4 Aus unserer Gemeinschaft rief der Herr am 9. Mai dieses Jahres den stellvertreten- 
den Vorsitzenden der Konferenz der Kirchenleitungen Landesbischof D. Noth ab. Sein Tod 
hat uns ratlos gemacht. D. Noth hat der Konferenz und ihrem Vorstand durch weisen 
Rat, lautere Gesinnung und ein unbeitrbar feines Gewissen geholfen, den Weg zu finden. Er 
fehlt uns besonders als Vorsitzender der Ökumenischen Kommission. Wir gedenken für- 
bittend seiner Familie und seiner sächsischen Kirche, die vor der schweren Aufgabe steht, 
in einer spannungsreichen Situation einen Nachfolger für ihren heimgegangenen Landes- 
bischof zu finden. 

2.1.5 Wegen Versetzung in den Ruhestand sind aus der Konferenz der Kirchenleitungen * 
ausgeschieden Kirchenpräsident Dr. Müller — Dessau, Landesbischof D. Dr. Beste — Schwe- 
rin, Konsistorialpräsident Dr. Koch — Magdeburg und das beratende Mitglied Unitätsdirek- 
tor Förster — Herrnhut. Die Konferenz hat ihnen den Dank dafür ausgesprochen, daß sie 
sich in der Zeit des Überganges und Neuanfanges voll zur Verfügung gestellt haben. An 
ihre Stelle sind Kirchenpräsident Natho, Landesbischof Dr. Rathke, Konsistorialpräsident 
Dr. Krause und Unitätsdirektor Hickel getreten. 

2.1.6 Die Konferenz ist in der Berichtszeit zu sechs ordentlichen und einer außerordent- 
lichen Tagung zusammengetreten. Die wichtigsten Beschlüsse kommen in diesem Bericht 
zur Sprache. Einen breiten Raum nahmen Berufungen und Bestätigungen von Fachar- 
beitskreisen ein. Wie nicht anders zu erwarten, steigt das Pensum, das die Konferenz zu 
erledigen hat, beständig an. Das Gespräch mit den Kommissionen und Ausschüssen wird 
intensiver und umfangreicher. Bisher kam die Konferenz mit einem Zweimonatsturnus 
aus. Den Abstand zwischen den Sitzungen‘zu verkürzen, soll solange wie möglich vermie- 
den werden. 

2.1.7 Der Vorstand versucht seinerseits, die Konferenz von Einzelfragen und Entschei- 
dungen, soweit sie in seiner Vollmacht stehen, zu entlasten. Unter den Begegnungen des 
Vorstandes mit Vertretern besonderer Arbeitsgebiete sei das Gespräch mit dem Geschäfts- 
führenden Vorstand des Evangelisch-Kirchlichen Gnadauer Gemeinschaftswerkes am 24. 3. 
71 hervorgehoben. Rektor Glöckner informierte über den Stand der Arbeit des Gemein- 
schaftswerkes. Er hob die starke Beteiligung der ‚Laien‘ im Verkündigungsdienst hervor. 
Die Gesprächspartner verabredeten, die Kontakte zwischen „Bund“ und Gemeinschafts- 
werk zu intensivieren, sie betonten aber übereinstimmend, daß das Schwergewicht der 
Zusammenarbeit in der Gemeinde liegen müsse. 

2.1.8 Die Sitzungen der Konferenz der Kirchenleitungen und des Vorstandes werden 
vom Sekretariat vorbereitet. Es ist Aufgabe des Sekretariates, Schaltstelle zwischen den 
Kommissionen und Ausschüssen und zwischen diesen und der Konferenz zu sein. Das 
Sekretariat ist dieser Aufgabe mit großem Geschick und verantwortlichem Mitdenken 
gerecht geworden. Die Arbeit des Sekretariates war durch Krankheit von Referenten, 
die wichtige Arbeitsgebiete zu vertreten haben, erheblich beeinträchtigt. Sie konnte nur 
durch intensiven Einsatz aller Mitarbeiter bewältigt werden. Wir haben Veranlassung, für 
die Arbeit des Sekretariates und für die gute Atmosphäre, in der die Arbeit getan wird, 
dankbar zu sein. 

2.1.9 Nach Auskunft der zuständigen staatlichen Organe besteht nunmehr die begründete 
Aussicht, daß der Bund ein eigenes Amtsblatt herausgeben kann. 

2.1.10 An der Aufgabe der Konzentration im Bereich des Bundes wurde mit gutem 
Willen und mit Zähigkeit gearbeitet. Spätestens, sobald die Detailfragen in Sicht kom- 
men, zeigt sich die Schwierigkeit, mit der großen Buntheit der theologischen und recht- 
lichen Voraussetzungen in den beiden kirchlichen Zusammenschlüssen, Evangelische Kir- 
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che der Union und Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche, und in den Gliedkirchen 
fertig zu werden. 

Dennoch ist es gelungen, in einer Reihe wichtiger Einzelgebiete, die bisher von der 
Evangelischen Kirche der Union oder der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
getrennt bearbeitet wurden, zu gemeinsamen Gremien zu kommen. Es ist ein gemeinsa- 
mer Lebensordnungsausschuß, ein Ausschuß für Amt, Gemeinde und Ordination und ein 
Facharbeitskreis für ein neues Pfarrerdienstrecht gebildet worden. Ein liturgischer Aus- 
schuß ist im Entstehen. Besondere Mühe macht die Koordination auf dem Gebiet der 
Ökumenischen Arbeit. Es besteht nunmehr aber die Hoffnung, ein ökumenisches Arbeits- 
instrument des Bundes zu schaffen, in das das von 5 Gliedkirchen und der Brüderge- 
meine Herrnhut ins Leben gerufene Ökumenisch-missionarische Amt einschließlich des 
Ökumenischen Institutes eingehen kann. Mit dem Ökumenischen Institut wurde bereits 
ein Vertrag geschlossen, der dieses verpflichtet, dem Bund mit ökumenischer Information 
und Dokumentation zuzuarbeiten. 

Nach der Bildung der ökumenischen Kommission des Bundes konnten die Evangelische 
Arbeitsgemeinschaft für Weltmission und der Fortsetzungsausschuß des Kongresses „‚missio 
heute‘ ihre Tätigkeit beenden. 

2.1.11 Unter den vordringlichen Gemeinschaftsaufgaben des Bundes steht dieses, das 
ökumenische Gebiet, an erster Stelle. Unter den theologischen Grundsatzfragen sind vor- 
dringlich die Themen Verkündigung heute, der Standort der Kirche in der Gesellschaft, 
Taufe und Konfirmation, Situationsanalysen der Gemeinden. Bei den Bemühungen um 
die Zurüstung zum Dienst haben Vorrang die Grundsatzfragen der kirchlichen Jugendar- 
beit und der Unterweisung, die Ausbildung kirchlicher Mitarbeiter, die vortheologische 
und die praktische Ausbildung der Theologen zwischen dem 1. und 2. theologischen Ex- 
amen. Im Bereich Recht und Finanzen werden neben Grundsatzfragen als erste die speziel- 
len Probleme des Dienstrechts, des Arbeitsvertragsrechts, der Raumordnung und der Fi- 
nanzplanung anzugehen sein. 

2.1.12 Der Wille zur Gemeinsamkeit in unseren Kirchen äußert sich auch in der inten- 
siven Bemühung, in Zeugnis und Dienst des Evangeliums die Aussage zu finden, die heute 
von allen Kirchen gemeinsam verantwortet werden kann. Damit wäre die entscheidende 
Hilfe für die ‚‚reine Predigt des Evangeliums“ (Augsburgische Konfession Artikel VII) ge- 
geben, ohne die nach übereinstimmender Überzeugung der Kirchen der Reformation eine 
volle Gemeinschaft der Kirchen nicht möglich ist. Die Zeit ist überreif. Die Gemeinden neh- 
men den Theologen nicht mehr ab, daß lutherische und reformierte Verkündigung so ver- 
schieden voneinander sind, daß dadurch die Trennung der Kirchen gerechtfertigt ist. So- 
weit sich heute Scheidungen abzeichnen, gehen sie mitten durch die überkommenen Kon- 
fessionen hindurch. Es geht in den genannten Bemühungen darum, daß wir alle mit gu- 
tem Gewissen eine Gemeinschaft bejahen können, die in der Praxis längst vollzogen ist. 
Darum widmen wir uns mit Leidenschaft und Eifer der Aufgabe, das gemeinsame Ver- 
ständnis der Hauptsache, Zeugnis und Dienst des Evangeliums, zu artikulieren. Das Ge- 
wissen der Brüder ernst zu nehmen, gehört zu den Grundvoraussetzungen brüderlicher 
Gemeinschaft. Eine konfessionelle Scholastik jedoch, die in den Denkformen des 16. und 
17. Jahrhunderts befangen ist, kann uns nicht weiterhelfen. Der heimgegangene Landes- 
bischof D. Noth, der die Sache des Bekenntnisses wahrlich ernst nahm, sagte von Vertre- 
tern eines solchen Konfessionalismus: „Man merkt ihnen nicht an, daß sie unter der Ge- 
spaltenheit der Kirche wirklich leiden.“ 

Die Kommission für das Lehrgespräch in der Deutschen Demokratischen Republik, die 
unter Leitung von Generalsuperintendent Dr. Lahr und Studiendirektor D. Voigt über 
die Frage berät, wie die Rechtfertigung in den heutigen Bezugshorizonten zu verkündigen 
sei, hat einen ersten Werkstattbericht vorgelegt. Die Sorgfalt, mit der die Kommission die 
Grundlagen erarbeitet hat, läßt hoffen, daß sie im Laufe des nächsten Jahres zu einem 
abschließenden positiven Ergebnis kommt und damit die Voraussetzung für eine unein- 
geschränkte Kirchengemeinschaft zwischen den Kirchen des Bundes geschaffen wird. 

2.2.1 Den Lehrgesprächen auf der Ebene des Bundes der Evangelischen Kirchen korre- 
spondieren solche in der Bundesrepublik Deutschland und die auf europäischer Ebene, die 
sogenannten Leuenberger Gespräche. Ihr vorläufiges Ergebnis ist ein Bericht, der die Her- 
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stellung voller Kirchengemeinschaft zwischen den europäischen Kirchen lutherischen, re- 
formierten und unierten Bekenntnisses vorsieht und einen Zeit- und Sachplan dafür an- 
bietet. Es war ein erster Schritt in dieser Richtung, daß die acht Gliedkirchen des Bundes 
den Leuenberger Bericht je für sich, aber mit einem gemeinsamen Text positiv beantwor- 
ten konnten und sich bereit erklärten, an der im September wiederum in Leuenberg vor- 
gesehenen Vorkonferenz mitzuarbeiten. Inzwischen sind die fünf Vertreter der Kirchen 
des Bundes benannt worden. An dem Entwurf der Erklärung der Kirchengemeinschaft, 
der dort vorgelegt werden soll, haben zwei Vertreter aus unseren Kirchen mitgearbeitet. 

2.2.2 Fragen der Lehrgespräche waren wichtige Themen bei den Besprechungen, die 
der Vorstand der Konferenz der Kirchenleitungen regelmäßig mit einer autorisierten Grup- 
pe von Vertretern der Kirchen der Bundesrepublik hatte, um Fragen zu erörtern, die in 
der Verantwortung beider Kirchengebiete liegen. Andere Gesprächsgegenstände waren ne- 
ben Informationen Fragen der Seelsorge, Austausch über die Arbeit an sexualethischen 
Fragen, das Antirassismusprogramm des Ökumenischen Rates der Kirchen, Fragen der 
Ausbildung für den kirchlichen Dienst, das Mischehenproblem und der Entwurf eines ge- 
meinsamen Apostolikumtextes für die deutschsprachigen Kirchen. 


Einen entsprechenden Abschnitt entnehmen wir dem Bericht, den die Kirchen- 
leitung der VELK in der DDR ihrer Generalsynode zur Tagung vom 15. bis 
19. September 1971 vorlegte: 


... Die von der Generalsynode 1969 angeregten Lehrgespräche brauchen mehr Zeit, als 
anzunehmen war. Aber der Gang ihrer Arbeit gibt zu positiven Hoffnungen Anlaß. Die 
Kommission für das Lehrgespräch bemüht sich ernsthaft, eine saubere und eindeutige For- 
mulierung der theologischen Basis für eine kommende Kirchengemeinschaft der jetzt im 
Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR zusammengeschlossenen Landeskirchen zu 
erarbeiten. 

In wichtigen aber drängenden Einzelfragen, die von Kommissionen oder Ausschüssen 
des Bundes selbst noch nicht haben in Angriff genommen werden können, ist es unter 
Federführung des Bundes zu gemeinsamen Gremien der Evangelischen Kirche der Union 
und der Vereinigten Kirche in der DDR gekommen. So arbeitet ein gemeinsamer Lebens- 
ordnungsausschuß an der Konzeption einer für alle acht Kirchen gedachten neuen Lebens- 
ordnung. Ferner ist zur Erarbeitung eines für alle Bundeskirchen einheitlichen Pfarrer- 
rechts (Pfarrerdienstrecht) ein gemeinsamer Ausschuß zum Thema „Amt und Ordination“ 
gebildet worden, dem ein im wesentlichen mit den einschlägigen juristischen Fragen be- 
faßter Facharbeitskreis des Bundes korrespondiert. — Außerdem haben die Liturgischen 
Ausschüsse der VELKD und der EKU und die Lutherisch-liturgische Konferenz vorge- 
schlagen, künftig einen gemeinsamen Liturgischen Ausschuß unter Federführung des 
Bundes zu bilden. 

Auch das, was außerhalb der Kirche geschieht, beobachten wir in der Vereinigten Evan- 
gelisch-Lutherischen Kirche in der DDR aufmerksam. So stellen wir mit Genugtuung fest, 
daß durch das jüngste vierseitige Abkommen über West-Berlin strittige Probleme auf fried- 
liche Weise gelöst werden können. Andere wichtige Fragen, die den Versöhnungsdienst 
der Kirche in der Welt herausfordern, stehen nach wie vor an. Da eine den Frieden för- 
dernde Zusammenarbeit von Staaten und Völkern nur zwischen rechtlich gleichgestellten 
Partnern möglich ist, muß allem diskriminierenden Handeln auf der zwischenstaatlichen 
Ebene, wie z.B. der Verweigerung der staatlichen Rechtsgleichheit oder der Mitwirkung 
in den Gremien der UNO, entgegengetreten werden. Darum unterstützen wir die Aufnah- 
me der Deutschen Demokratischen Republik in die Vereinten Nationen, wie das auch die 
Fünfte Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes in Evian 1970 gefordert hat. Um 
des Versöhnungsdienstes der Kirche in der Welt willen ist die Konferenz Europäischer 
Kirchen in Nyborg 1971 dafür eingetreten, „eine europäische Sicherheitskonferenz einzu- 
berufen, in der alle Staaten gleichberechtigt und gleichverpflichtet mitarbeiten können“. 
Schon in Evian wurden einer solchen Konferenz „aussichtsreiche Möglichkeiten“ zuer- 
kannt und erklärt: „Kirchen in diesem Gebiet könnten Wege finden, dazu zu ermutigen 
und beizutragen, indem sie auf ihre Ziele hinarbeiten“. Wir stellen fest, daß diese Äuße- 


290 


rungen ökumenischer Konferenzen und der Bundessynode gerade auch durch die Dele- 
gierten aus der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in der DDR mitgeprägt 
worden sind. Wir stehen zu dem, was unsere Vertreter in Eviarı, Nyborg und Eisenach 
gesagt haben, und treten dafür ein, daß die Erkenntnisse und Forderungen der V. Vollver- 
sammlung des Lutherischen Weltbundes verwirklicht werden. Wir können aber nicht über- 
sehen, daß die atheistische Komponente im Selbstverständnis der DDR mancherorts un- 
gelöste Fragen und Probleme ergibt. Für die um ihres Glaubens und Gewissens willen 
Angefochtenen hat sich die Kirche im Gespräch mit den Vertretern des Staates einzu- 
setzen. Die Vereinigte Kirche wird aber die Christen in der DDR ermutigen, am Aufbau 
der sozialistischen Gesellschaftsordnung in der ihnen aufgegebenen Bindung an Gottes 
Wort weiterhin mitzuarbeiten, damit der Erhaltung des Lebens gedient werde ... 

„. Die Kommission für das Lehrgespräch hat die erste Phase ihrer Arbeit abgeschlossen 
und das Ergebnis in einem Werkstattbericht den Kirchenleitungen und Synodalpräsidien 
der EKU und der VELK sowie ihrer Gliedkirchen und auch der kirchlichen Presse über- 
geben. Der Werkstattbericht I enthält Ausführungen über das Verhältnis von Verkündigung, 
Lehre und Kirchengemeinschaft. Im Blick auf ihr Arbeitsthema „Wie verkündigen wir 
heute die Rechtfertigung?“ ist die Kommission dabei zu wichtigen Übereinstimmungen 
über das Verständnis der Rechtfertigung und ihrer Verkündigung in der Gegenwart sowie 
über die Bedeutung der Bekenntnisse gekommen. Zu den Einzelheiten wird auf den den 
Synodalen zugegangenen Werkstattbericht I verwiesen. 

Die Bezeichnung besagt, daß es sich noch nicht um einen von der Kommission endgül- 
tig verabschiedeten Text handelt. Der Werkstattbericht informiert über ihre Arbeit an ei 
nem bestimmten Themenbereich, der vorerst abgeschlossen ist. Die Kommission hat sich 
zu diesem Verfahren entschlossen, um die Kirchen, die Pfarrer und Gemeinden nicht 
erst nach Abschluß ihrer Aufgabe von ihren Ergebnissen zu unterrichten, sondern ihnen 
bereits während der noch laufenden Arbeit einen Einblick in den augenblicklichen Sach- 
stand zu geben. Weil ihr an einer intensiven Unterrichtung der kirchlichen Öffentlichkeit 
liegt, hat sie den Werkstattbericht I der kirchlichen Presse in einem besonderen Presse- 
gespräch übergeben, bei dem die beiden Vorsitzenden, Generalsuperintendent Dr. Lahr 
und Dozent D. Dr. Voigt, das Dokument erläutert haben und noch einmal auf die Ziel- 
stellung und die Methode des Lehrgespräches eingegangen sind. 

In den benachteiligten Kirchen verstärken sich die Erwartungen auf einen erfolgreichen 
und nicht allzu fernen Abschluß des Lehrgespräches. In den Tätigkeitsberichten von Bi- 
schöfen und Kirchenleitungen wird immer häufiger in diesem Sinne darauf Bezug genom- 
men. Die Kommission selber hofft, bis etwa Ende 1972 ihre Arbeit soweit abgeschlos- 
sen zu haben, daß sie den Synodalen der Gliedkirchen den Entwurf einer Basis-Erklärung 
vorlegen kann, mit deren Ratifizierung die Voraussetzung für eine umfassende Kirchenge- 
meinschaft gegeben wäre. 

Im Rahmen ihrer Aufgabenstellung hat sich die Kommission auch eingehend mit dem 
Ergebnis der europäischen lutherisch-reformierten Gespräche in Leuenberg befaßt, die ge- 
meinsam vom Ökumenischen Rat der Kirchen, vom Lutherischen und vom Reformierten 
Weltbund getragen werden. Sie hat den Landeskirchen in der DDR vorgeschlagen, dazu 
eine gemeinsame Stellungnahme abzugeben, und hat sich an ihrer Erarbeitung beteiligt. 
Diese Stellungnahme ist von den Landeskirchen als inhaltlich übereinstimmender Text 
jeweils eigenverantwortlich verabschiedet und dem Lutherischen Weltbund, dem Refor- 
mierten Weltbund und dem Ökumenischen Rat der Kirchen zugeleitet worden. Daß sie 
zustande gekommen ist, ist das Verdienst der Kommission und darf auch als ein hoffnungs- 
volles Zeichen für die Bemühungen um die Kirchengemeinschaft in der DDR gewertet 
werden ... 


Von Interesse sind in diesem Zusammenhang die Erläuterungen, die hierzu 
Landesbischof D. Ingo Braecklein als Mitglied der Kirchenleitung der VELK 
bei gleicher Gelegenheit gab: 


... Für meinen Begriff ist die Vereinigte Kirche eine Arbeitsgemeinschaft der lutherischen 
Kirchen Mecklenburg, Sachsen und Thüringen in der Deutschen Demokratischen Republik. 


291 


Sie hat keine Gemeinden unmittelbar zu vertreten. Die Vertretung der Gemeinden und 
die dadurch erforderlichen Kontakte mit den staatlichen und politischen Stellen erfolgen 
entweder durch die Landeskirchen oder, nachdem wir nun den Bund begründet haben, 
durch den Bund. Wir sind uns darüber klar, daß die Vereinigte Evangelisch-Lutherische 
Kirche in der DDR wünscht, daß alle Kirchen in der DDR im Bund kooperieren, so daß 
das Schwergewicht der Arbeit der Vereinigten Kirche nicht in einer Repräsentation nach 
außen liegt, sondern in der Förderung und Koordinierung der kirchlichen, theologischen, 
gemeindlichen Arbeit der lutherischen Kirchen ... 

Die andere Frage, die mich nun ganz besonders beschäftigt, und erlauben Sie, daß ich 
das hier sage, gerade weil ich als Präses des Bundes die Arbeit des Bundes von Anfang an 
mit begleitet habe und sie wirklich mit vollem Herzen begrüßt habe, ist die Frage, meine 
Damen und Herren, ob wir Lutheraner im Bund das, was wir als lutherische Kirche ein- 
zubringen haben, wirklich schon so zum Eindruck gebracht haben, daß der Bund als die 
in der Zukunft bestehende Gemeinschaft einer Kirche Augsburgischen Bekenntnisses ange- 
sehen werden kann? Ich darf Sie auf die Position hinweisen, die wir bei der Bundesgrün- 
dung eingenommen haben. Die lutherischen Kirchen sind von Anfang an bei der Bundes- 
gründung mit vollem Herzen dabeigewesen, und zwar haben sie dies nicht nur aus äußer- 
lichen Gründen getan. Ich würde meinen, daß wir, die wir in den Gründungsgremien des 
Bundes gewesen sind, damals versucht haben, die Sache auch geistlich zu sehen und uns 
zu fragen, ob nun dies, was nicht ohne den Willen Gottes über uns kommen konnte, nicht 
auch ein Hinweis und eine Führung Gottes sein sollte, uns in der Gemeinschaft evangeli- 
schen Glaubens im Rahmen der Deutschen Demokratischen Republik weiterzuführen, 
als die bisherigen Trennungen es uns gestatteten. Ich bin dankbar und stolz, daß die Ge- 
neralsynode in Eisenach das entscheidende Wort gesprochen hat, das uns von da an dieses 
Aufeinanderzugehen von VELK und von EKU geschenkt hat. Wir dürfen uns auch heute 
noch zu diesem Willen durchaus bekennen, daß wir in der Situation, in der wir stehen, 
die Möglichkeit sehen, einmal in diesem Raum anstelle acht getrennter Landeskirchen 
eine Evangelische Kirche Augsburgischen Bekenntnisses zu haben. Ich möchte aber jetzt 
diesen beiden Positionen noch eine andere hinzufügen. Wie kommt es aber nun, daß wir 
als Bund in unseren Synoden, in den vielfältigen Aktivitäten und Kommissionen und 
Ausschüssen es nicht fertiggebracht haben, nach außen und innen hin deutlich zu machen, 
daß die evangelische Kirche ein Opus Proprium hat, ein eigenes Werk hat, etwas was 
durch die Welt und durch die Menschen und durch die Ideologien und durch die Mächte 
nicht getan und nicht ersetzt werden kann? Wie kommt es, daß in einem breiten Maße, 
wenn ich die Arbeit dieser Bundeskommissionen ansehe, Themen, Texte, Vorhaben, Pro- 
bleme, die in breitester Weise im säkularen Raum heute die Tagesordnung einnehmen, 
wiederkommen? Man wolle mir nicht sagen, man müsse sich eben den Text von der 
Welt her geben lassen. Das trifft in diesem Zusammenhang nicht meine Frage. Wenn es 
uns nicht gelingt, der Welt den Text zu sagen, den Gott uns gegeben hat und für den er 
uns verantwortlich gemacht hat, dann ist der ganze Bund ein unnötiges Unternehmen. 
Und hier frage ich uns Lutheraner und messe uns ein Großteil Schuld zu: Haben wir im 
Rahmen des Bundes deutlicher zu machen versucht, was Kirche heißt? Meine Damen und 
Herren! Ich weiß, daß ich damit eine sehr ernste und schwere Frage ausstelle, aber hat 
die Kirche heute noch ihre Identität behalten, die Identität der Kirche, wie sie etwa zum 
Ausdruck kommt auch in den Lutherischen Bekenntnisschriften? Der Bericht macht 
deutlich, wieweit wir lutherischen Kirchen in den Bund hinein schon uns integriert ha- 
ben: Der Intensivierungsausschuß ist aufgehoben, da die Arbeit im Bund getan wird. Öku- 
menisch-missionarischer Ausschuß — wir haben angeboten, die Arbeit im Bund zu inte- - 
grieren, wir sind noch nicht angenommen worden, weil es noch nicht möglich sei, aber 
wir waren vorgestoßen. Der Catholicakreis der VELK ist aufgelöst worden, weil die Arbeit 
im Bund wahrgenommen wird. Der Konfirmationsausschuß hat sich aufgelöst und die Auf- 
gabe an den Bund übertragen. Der Publikationsausschuß ist zwar noch nicht aufgelöst, son- 
dern hat seine Tätigkeit eingestellt. Die Publizistischen Seminare, die wir bisher in der lu- 
therischen Kirche gemacht haben, sind aufgegeben und an den Bund abgegeben worden. 
Meine Damen und Herren, man soll uns doch einmal sagen, wieweit von der anderen Seite 
her in gleicher Weise Aktivitäten in den Bund hinein integriert worden sind. Aber das ist 
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mir nicht die eigentliche Frage, sondern die eigentliche Frage ist mir tatsächlich, wieweit 
ist es uns gelungen, in diesen Bund das hineinzutragen, was nach unserem Verständnis 
Kirche heißt ... 


Da Fragen der organisatorischen Zusammenarbeit von vornherein mit weiter- 
gehenden Reformvorstellungen auf der Grundlage von Lehrvereinbarungen ver- 
bunden wurden, blieb die innerkirchliche Aufmerksamkeit stark auf den Fort- 
gang der von VELK und EKU gemeinsam gebildeten Lehrgesprächskommission 
gerichtet. Überblickt man die bisherige Arbeit dieser Kommission, so muß man 
feststellen, daß das Lehrgespräch in der DDR, aus dem weitreichende Konse- 
quenzen für die verfassungsrechtliche Gestalt der Gesamtkirche und deren Ver- 
hältnis zu den Gliedkirchen gezogen werden sollen, sehr viel breiter angelegt 
war als die vergleichbaren Bemühungen in der Bundesrepublik. Diese Linie wurde 
auch durchgehalten, nachdem in der Bundesrepublik die Ergebnisse dieser neu- 
en Serie von Lehrgesprächen vorlagen, nämlich die „Thesen zur Kirchengemein- 
schaft‘ vom 4. Mai 1970 der Kommission „‚Lutherisch-reformiertes Gespräch“ 
(s. Kirchl. Jahrbuch 1970, S. 47) und die im Auftrage der VELKD und der 
Arnoldshainer Konferenz von einer Kommission erarbeitete „Gemeinsame 
theologische Erklärung zu den Herausforderungen der Zeit. Eine Orientierungs- 
hilfe“ vom 28. September 1971 (s. Kirchl. Jahrbuch 1970, S. 46 und 54f., und 
Kirchl. Jahrbuch 1971, S. 83). (Daneben sollte übrigens die ältere Serie von 
Lehrgesprächen nicht in Vergessenheit geraten, nämlich das Abendmahlsge- 
spräch 1947-1957 mit den Arnoldshainer Abendmahlsthesen und das theolo- 
gische Gespräch zwischen der VELKD und der EKU in der Mitte der fünfziger 
Jahre.) Beide Dokumente wurden für die allgemeine kirchliche und die spezi- 
fisch theologisch-konfessionelle Situation in der DDR als zu schmal empfunden. 
Man beachte die entsprechenden Bemerkungen in den nachstehend abgedruck- 
ten Dokumenten. 

Ähnliches gilt aber auch für die auf europäischer Ebene geführten Lutherisch- 
reformierten Gespräche. Die in Fortsetzung dieser Gespräche von 1964-1967 
in Bad Schauenburg/Schweiz geführten Verhandlungen von 1969/70 in Leuen- 
berg/Schweiz führten im Juni 1970 zu einem Bericht an die lutherischen, re- 
formierten und unierten Kirchen in Europa, in dem der Abschluß einer Kon- 
kordie vorgeschlagen wurde (s. Kirchl. Jahrbuch 1970, S. 38ff.). Mit der wei- 
teren Bearbeitung dieses Komplexes für die Kirchen in der DDR wurde die be- 
reits bestehende Lehrgesprächskommission beauftragt. Die Kommission erarbei- 
tete die im Wortlaut übereinstimmenden Stellungnahmen der evangelischen 
Kirchen in der DDR zu dem genannten Bericht (bereits im Kirchl. Jahrbuch 
1970, S. 45f. abgedruckt) und hatte auch sonst an der Fertigstellung des Ent- 
wurfs einer „‚Konkordie reformatorischer Kirchen in Europa“ (Leuenberger 
Konkordie) vom September 1971 einen hervorragenden Anteil (s. zum ganzen 
Kirchl. Jahrbuch 1971, S. 50ff.) Es ist zu erwarten, daß die Kommission auch 
zu dem jetzt vorliegenden Entwurf einer Konkordie eine gemeinsame Stellung- 
nahme der Kirchen in der DDR vorlegt. 

Aber es ist unverkennbar, daß das Lehrgespräch in der DDR in gewissem 
Sinne die Leuenberger Konkordie bereits zu überholen versucht, also ungefähr 
da einsetzt, wo der Leuenberger Text von der theologischen Weiterarbeit 


233 


spricht. Ein wesentliches Merkmal liegt darin, daß die Lehrgespräche mit dem 
Verkündigungsauftrag im Bezugshorizont einer sozialistischen Gesellschaft ver- 
knüpft werden. Zudem wird Kirchengemeinschaft „dichter“ als in der Leuen- 
berger Konkordie als Zeugnis- und Dienstgemeinschaft auf der Ebene der Ge- 
meinden verstanden, wobei — nicht zuletzt im Blick auf die andersartigen 
Traditionen in den Kirchen der DDR — die Aufarbeitung konfessioneller Un- 
terschiede zurücktritt. Während also in der EKD die Fortführung eigener Lehr- 
gespräche zugunsten einer Konzentration auf die Leuenberger Konkordie zu- 
nächst unterbleibt, erfahren sie in der DDR eine energische Fortsetzung. Zur 
Begründung zitieren wir aus einem Schreiben der Lehrgesprächskommission in 
der DDR vom 17. Dezember 1971 (unterzeichnet von den Vorsitzenden D. 
Dr. Gottfried Voigt und Dr. Horst Lahr) an die Leitungen der VELK und EKU. 
Nach einer Äußerung über die Weiterarbeit an der Leuenberger Konkordie 
heißt es darin: 


Andererseits hält sich die Kommission ihrem ursprünglichen Auftrag, über das Thema 
„Wie verkündigen wir heute die Rechtfertigung?‘ — und zwar im spezifischen Bezugsho- 
rizont der sozialistischen Gesellschaftsordnung in der DDR - zu arbeiten, weiterhin ver- 
pflichtet. Sie wird versuchen, im Ergebnis dieser Arbeit eine Erklärung vorzulegen, die 

in der Weise des Leuenberger Konkordienentwurfes und inhaltlich mit diesem abgestimmt 
ihn im Hinblick auf die erstrebte Zeugnis- und Dienstgemeinschaft im Bunde der Evange- 
lischen Kirchen in der DDR weiterführt. 

Allerdings ist die Kommission dabei auf die Frage gestoßen, ob sie damit rechnen kann, 
daß dieser Weg zur Erfüllung ihres ursprünglichen Auftrags Zustimmung finden wird. Auf 
der Eisenacher Generalsynode der VELK im Jahre 1969, von der der Auftrag zum Lehr- 
gespräch in der DDR ausgegangen ist, war die Überzeugung bestimmend, daß Kirchenge- 
meinschaft im Sinne von Zeugnis- und Dienstgemeinschaft zwischen den Kirchen des 
Bundes nur dann festgestellt werden könne, wenn in den Fragen, über die das Lehrge- 
spräch geführt werden solle, Übereinkunft erzielt ist. Angesichts der inzwischen einge- 
tretenen Entwicklung und deutlich gewordenen Persepktiven der Konkordienverhand- 
lungen auf europäischer Ebene sowie mit Rücksicht auf die starke Benachteiligung gerade 
unserer Gliedkirchen daran hält es die Kommission jetzt für sachgemäß, zwischen den ge- 
nerellen Fragen der Kirchengemeinschaft, die sich für alle an der Konkordie beteiligten 
Kirchen gleichermaßen stellen, und den speziellen, auf die besondere Verkündigungssitua- 
tion in der DDR bezogen, die nur hier gelöst werden können, zu unterscheiden. Die ersten 
sind durch die Mitarbeit an der Konkordie zu lösen. Die zweiten sind in unserer Situation 
in Anknüpfung, aber auch in Modifizierung der Leitsätze des Konkordienentwurfes über 
„theologische Weiterarbeit‘‘ (IV, 2b) zu beantworten. Die Kommission hält dies zweite 
deswegen nach wie vor für ihre spezifische Aufgabe, weil es in unserer Situation dabei 
um die nötige Vorsorge für faktische Verifizierung der Kirchengemeinschaft im Bund geht. 
Für die Schaffung der Voraussetzungen zum Eingehen der Kirchengemeinschaft hätte 
die Kommission dagegen eben in der weiteren Mitarbeit an der Konkordie zu sorgen. 


‚Zuvor schon hatte die Lehrgesprächskommission über den bisherigen Gang und 
den derzeitigen Stand ihrer Arbeit der Öffentlichkeit Auskunft gegeben. Am 

1. Juni 1971 veröffentlichten die Kommissionsvorsitzenden einen Ende Mai 
fertiggestellten Werkstattbericht I. Da es bei diesem Bericht um eines der wich- 
tigsten kirchlich-theologischen Dokumente der Berichtszeit geht, wird er hier 
im vollen Wortlaut abgedruckt. 


Die Kommission für das Lehrgespräch Berlin, den 25. 5. 1971 


Nachstehend gibt die Kommission für das Lehrgespräch erstmalig einen Werkstattbericht 
heraus, um den Kirchen Einblick in ihre Arbeit zu geben. Das Wort „Werkstattbericht“ 
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will zum Ausdruck bringen, daß es sich nicht um einen endgültigen, von der Kommission 
im Wortlaut verabschiedeten Text handelt, sondern um eine Mitteilung über einen Aus- 
schnitt aus der noch laufenden Arbeit, ihr Ziel, ihre Methode und über ihren augenblick- 
lichen Sachstand. Die Kommission erbittet Stellungnahmen und Anregungen, die die Ar- 
beit in ihrer eigenen Mitte fördern können. 


WERKSTATTBERICHT I: 
VERKÜNDIGUNG, LEHRE UND KIRCHENGEMEINSCHAFT 


1. Das Ziel des Lehrgesprächs 
1.1 Die Auftragserteilung 


1.1.1 Die Generalsynode der VELK-DDR 

„Die Generalsynode‘“ der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in der Deutschen 
Demokratischen Republik .‚strebt eine Kirchengemeinschaft aller evangelischen Kirchen 

in der DDR an. Bei der Verfolgung dieses Zieles wehrt sie einerseits einem restaurativen 
Konfessionalismus, andererseits geht sie davon aus, daß Kirchengemeinschaft nur bei Über- 
einstimmung in den Grundlagen der Verkündigung möglich ist.“ 

So heißt es in der Entschließung, die die Generalsynode bei ihrer Tagung in Eisenach 
am 6. Juli 1969 angenommen hat. In derselben Entschließung wurde dazu weiter ausge- 
führt: 

„Mit dem Ziel. eine Kirchengemeinschaft zu erlangen, die über den bisher unter den Kir- 
chen in der DDR erreichten Grad der Gemeinschaft hinausgeht, wird sich die Vereinigte 
Kirche um verbindliche Lehrgespräche mit der Evangelischen Kirche der Union bemühen. 
Diese Lehrgespräche sollen auf die gegenwärtige Situation der Verkündigung aller evange- 
lischen Kirchen ausgerichtet sein.“ 

Als Thema schlug die Generalsynode vor: ‚Wie verkündigen wir heute die Rechtferti- 
gung?“ 

Sie fügte hinzu, daß „‚dabei ... folgende Aspekte mitbedacht werden‘ sollten: 

„Wie reden wir recht von Gott?“ 

„Was ergibt sich aus der Menschwerdung Gottes für das Sein und Handeln der Kirche?“ 

„Wie verstehen wir Gottes Handeln in der Welt (Zwei-Reiche-Lehre und Königsherr- 
schaft Christi)?“ 


1.1.2 Die Übereinkunft zwischen der Kirchenleitung der VELK und dem Rat der EKU 
Der Rat der Evangelischen Kirche der Union hat auf seiner Sitzung am 2. September 
1969 sowohl das Anerbieten angenommen als auch der vorgeschlagenen Thematisierung 
„Wie verkündigen wir heute die Rechtfertigung‘ zugestimmt. Seinerseits schlug er vor, 
dieses Thema insbesondere unter den Gesichtspunkten: Heutiges Reden von Gott — Heu- 
tiges Reden vom Menschen zu behandeln. Im Herbst 1969 wurde dann durch die Kirchen- 
leitung der VELK und den Rat der EKU eine gemeinsame Kommission für das Lehrge- 
spräch in der DDR mit dem genannten Auftrag gebildet. 


1.2 Die zwischenkirchliche Auftragssituation 


1.2.1 Der Zusammenschluß im Kirchenbund 
Der Auftrag stand zeitlich und sachlich in Zusammenhang mit der Bildung des Bundes 
der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik. Selbstverständ- 
nis und Ziel des Bundes werden in seiner Ordnung folgendermaßen beschrieben: 

„Artikel 1: 

(1) Ziel des Bundes der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Re- 
publik ist, die diesen Kirchen vorgegebene Gemeinschaft und ihre in der Konferenz 
der Evangelischen Kirchenleitungen in der Deutschen Demokratischen Republik geübte 
Zusammenarbeit zu vertiefen. 

(2) Der Bund als ein Zusammenschluß von bekenntnisbestimmten und rechtlich selbstän- 
digen Gliedkirchen strebt an, in der Einheit und Gemeinsamkeit des christlichen Zeugnis- 
ses und Dienstes gemäß dem Auftrag des Herrn Jesus Christus zusammenzuwachsen. 
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(3) Mit seinen Gliedkirchen bejaht der Bund die von der ersten Bekenntnissynode in 
Barmen getroffenen Entscheidungen. Er ruft die Gliedkirchen zum Hören auf das Zeugnis 
der Brüder. Er hilft ihnen zur gemeinsamen Abwehr kirchenzerstörender Irrlehre. 

Artikel 2: 

(1) Der Dienst am Wort und die Verwaltung der Sakramente geschieht in den Gliedkir- 
chen und Gemeinden nach der Ordnung ihres Bekenntnisses. 


(4) Es ist in allen Gliedkirchen festgelegt, daß evangelischen Christen, die einer der 
Gliedkirchen des Bundes angehören, der Zugang zum Heiligen Abendmahl offensteht. 
Die gliedkirchlichen Bestimmungen über die Kirchenzucht bleiben unberührt.“ 

Den Zusammenhang zwischen der Zielsetzung des Bundes und dem Auftrag für das 
Lehrgespräch hat die Lehrgesprächskommission von Anfang an festgehalten. 


1.2.2 Die Arbeiten an einer europäischen Konkordie 

Zugleich hatte die Kommission das Verhältnis ihrer Arbeit zu den Bemühungen des Luthe- 
rischen und des Reformierten Weltbundes unter Beteiligung des Sekretariates für Glauben 
und Kirchenverfassung beim Ökumenischen Rat der Kirchen um eine Konkordie der luthe- 
rischen, der reformierten und der unierten Kirchen in Europa zu beachten. Dabei wurde 
insbesondere über die Frage gearbeitet, ob die traditionellen Lehrunterschiede zwischen 
den genannten Kirchen auch heute noch kirchentrennende Bedeutung haben. Das Lehr- 
gespräch in der DDR konnte deshalb von dieser Fragestellung absehen. Sie hat für seine 
Aufgabe ohnehin nicht das gleiche Gewicht, da für die am Gespräch beteiligten Kirchen 
und Gemeinden in der DDR die herkömmlichen konfessionellen Unterschiede nicht in der 
Weise wie für die protestantischen Kirchen auf europäischer Ebene bestimmend sind. Die 
Lehrgesprächskommission in der DDR hat jedoch an einer gemeinsamen Stellungnahme 
der Gliedkirchen des Bundes zum „Leuenberg-Bericht“, d.h. zu den vorläufigen Ergebnis- 
sen und weiteren Vorhaben auf europäischer Ebene mitgearbeitet. 


1.3 Das Auftragsverständnis der Kommission 


1.3.1 Der Richtlinienbeschluß 

Zur Fixierung ihres besonderen Auftrages, wie er ihr von der Kirchenleitung der VELK- 
DDR und vom Rat der EKU erteilt worden ist, hat die Kommission schon auf ihrer kon- 
stituierenden Sitzung im Dezember 1969 hinsichtlich der Zielsetzung und der Methodik 
des Lehrgespräches einmütig folgendes beschlossen: 

„1. Das Lehrgespräch erfolgt um des Zieles willen, daß die im Bund der Evangelischen 
Kirchen in der DDR zusammengeschlossenen Gliedkirchen der VELK und der EKU zur 
Kirchengemeinschaft gelangen. Das Lehrgespräch hat die Aufgabe, als Ausgangsbasis dazu 
eine gemeinsame Lehrgrundlage zu erarbeiten. 

2. Inhalt der Lehrgrundlage sollen gemeinsame Aussagen für die Verkündigung der Kir- 
che heute sein. Das gegebene Thema ‚Wie verkündigen wir die Rechtfertigung heute?‘ be- 
deutet für die Methodik der Arbeit: 

2.1 Das Thema ‚Rechtfertigung‘ hat die gesamte Arbeit in ihrer Gliederung und ihrem 
Vollzug zu bestimmen. 

2.2 Dabei ist als Bezugsfeld der Verkündigung der Rechtfertigung durchgängig die beson- 
dere Situation der Kirche in der DDR zu beachten. 

2.3 ‚Verständigung in den Grundlagen‘ ist anzustreben im Sinne des faktischen consen- 
tire beim Vollzug der Verkündigung. Eben dazu aber ist consensus im Sinne einer richtung- 
weisenden Beschreibung der Grundlagen erforderlich.‘“! (Alle Anmerkungen befinden sich 
am Schluß dieses Berichtes.) 


1.3.2 Das Spezifische des Lehrgespräches 

Das Lehrgespräch in der DDR war demgemäß kein Lehrgespräch im üblichen Sinn, sondern 
mit ihm wurde in mancherlei Hinsicht Neuland betreten. Zu seiner spezifischen Konzep- 
tion gehören: daß Kirchengemeinschaft wesentlich als faktische Zeugnis- und Dienstge- 
meinschaft auf der Ebene der Gemeinde verstanden wird und daß der lehrmäßige Konsens, 
der dazu mittelbar erforderlich ist, „im Sinne einer tichtungweisenden Beschreibung“ 
(statt einer umfassenden Fixierung) „der Grundlagen‘ angestrebt wird; 
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daß dieses Bemühen auf die Verkündigung der Rechtfertigung konzentriert wird, und 
zwar unter voller Aufnahme dessen, wie sie das ethische Handeln bestimmt: 

daß dabei die Verkündigung des Evangeliums konsequent in ihrem Bezug auf den gesell- 
eg Ort der DDR, in der die Kirchen und ihre Glieder leben, bedacht werden soll; 
un 

daß es also weniger um Aufarbeitung konfessioneller Unterschiede geht, als vielmehr dar- 
um, sich in der gemeinsamen theologischen und gesellschaftlichen Situation den Herausfor- 
derungen unserer Zeit gemeinsam zu stellen. Wird dabei eine Verständigung in den Grund- 
lagen der Verkündigung erreicht, so sind nach der Auffassung der Kommission damit die 
notwendigen Voraussetzungen für eine Kirchengemeinschaft der im Bund zusammenge- 
schlossenen Gliedkirchen gegeben. 

Die Auftraggeber des Lehrgespräches haben dieser Spezifizierung zugestimmt. Daraus er- 
gab sich für die Kommission von Anfang an eine intensive Beratung der folgenden Fragen. 


2. Gemeinsame Vorentscheidungen 
2.1 Zur Bedeutung des Rechtfertigungsartikels für die Verkündigung? 


2.1.1 Warum dieses Thema für das Lehrgespräch? 

Natürlich waren bei der Themenstellung für das Lehrgespräch bestimmte Vorverständnisse 
im Spiel. Dementsprechend sind mit der Auftragserteilung bestimmte sachliche Vorent- 
scheidungen gefallen. Dasselbe gilt für die Annahme des so gegebenen Auftrags durch die 
Lehrgesprächskommission. 

Das eine Vorverständnis betrifft das Stichwort „Rechtfertigung“. Zwar soll die Kommis- 
sion erst untersuchen, „wie wir“ die Rechtfertigung ‚heute‘ zu „verkündigen‘“ haben. 
Doch ist das Wort , wie‘ nicht so zu verstehen, als ginge es nur um die Fragen der Art 
und Weise, der Verkündigungspraxis also und damit der Anwendung. Vielmehr ist theolo- 
gisch mit der „Wie‘-Frage immer auch gleich die ‚„‚Was“-Frage neu gestellt. Das heißt 
beim gegebenen Thema: es ist auch zu fragen, ‚„‚was‘‘ wir unter „Rechtfertigung“ heute 
zu verstehen haben. Andererseits ist mit dem Stichwort ‚Rechtfertigung‘ keineswegs 
nur eine Chiffre genannt, die inhaltlich noch völlig offen wäre. Ganz im Gegenteil dazu 
ist „Rechtfertigung“ von der Heiligen Schrift und von der Reformation her im voraus 
höchst gefüllt. Genau diese Füllung war gemeint, als das Thema formuliert wurde: ‚Wie 
verkündigen wir heute die Rechtfertigung?‘“, und genau dieses Vorverständnis wurde von 
der Kommission übernommen, als sie die Themenstellung annahm’. 

Das zweite Vorverständnis betrifft die Stellung der Rechtfertigung in der Verkündigung 
bzw. die Bedeutung der Rechtfertigung für die gesamte Verkündigung. Daß auch hier ein 
Vorverständnis sich ausgewirkt hat, kann niemanden überraschen. Denn wie hätte man 
sonst auf den Gedanken kommen können, beim Fragen nach den „Grundlagen der Ver- 
kündigung‘“* alles auf das Thema Verkündigung der ‚Rechtfertigung‘ abzustellen?! Ver- 
ständlich ist das doch nur, wenn man der Überzeugung war, daß die zur Kirchengemein- 
schaft nötige ‚ Übereinstimmung“ sich eben am Rechtfertigungsthema grundlegend bewahr- 
heiten müsse. Dieser Überzeugung war man tatsächlich. In ihr ist der gemeinsame refor- 
matorische, besonders der lutherische Ursprung der Kirchen gegenwärtig, die den Auftrag 
zum Lehrgespräch gaben. Denn nach dieser Tradition ist der Rechtfertigungsartikel der 
„articulus stantis et cadentis ecclesiae‘‘, d.h. „der Artikel, mit dem die Kirche steht oder 
fällt‘““®. 

Auch das muß klar sein, um Auftrag und Ansatz des Lehrgesprächs recht zu verstehen. 
Nur genügt diese Auskunft noch nicht. Denn das Vorverständnis an diesem Punkt geht 
über das Historische hinaus. Seine besondere Verdichtung hat es in der Überzeugung, daß 
dem „Rechtfertigungs“-Artikel auch für die Verkündigung „heute“ diese schlechthin ent- 
scheidende Bedeutung zukomme. 


2.1.2 Mit welchen Ansatz-Problemen hat es die Kommission hier zu tun? 

Auch diese zweite Vorentscheidung, einschließlich deren angezeigter Verdichtung, hat die 
Kommission übernommen. Sie war und ist sich aber dessen bewußt, daß sie das ihrerseits 
zu begründen hat. Dazu gehört zunächst eine Sichtung der hier anstehenden Probleme. 
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Ein erstrangiges Problem liegt auf dem Gebiet der Bibelwissenschaften. Präzis formuliert, 
muß hier gefragt werden: Kann nach dem heutigen Stand der theologischen Forschung 
am Alten und am Neuen Testament wissenschaftlich begründet daran festgehalten werden, 
daß der Rechtfertigungsbotschaft jene entscheidende Bedeutung für die ganze Verkündi- 
gung zukomme, die das lutherische Bekenntnis ihr beimißt? Vor allem zweierlei spricht 
dagegen. Nämlich zunächst dies, daß sich die heutige Bibelwissenschaft grundsätzlich ge- 
gen eine die Bibel insgesamt systematisierende Aufarbeitung ihrer einzelnen Zeugnisse 
wendet; und sodann, daß unter den heutigen Bibelwissenschaftlern sogar bei den paulini- 
schen Schriften im besonderen eine durchgängige Vorherrschaft der Rechtfertigungsbot- 
schaft umstritten ist‘. 

Ein zweiter Problemkreis liegt auf dem Gebiet der Dogmatik. In der Dogmatik ist ein 
systematisierender Aufbau sachgemäß. Die Gesamigliederung erfolgt unter systematischen 
Gesichtspunkten, und dementsprechend werden den einzelnen Lehrgegenständen zu ihrer 
Behandlung bestimmte Orte in diesem Gesamtaufriß zugewiesen. Wie aber ist dann (eben: 
dogmatisch) mit der Lehre von der Rechtfertigung umzugehen?” Nach dem, was eben be- 
richtet wurde, stellen sich für uns jetzt zwei Überlegungen ein. Die eine besagt: soll der 
Rechtfertigungsartikel der „articulus stantis et cadentis ecclesiae‘“ sein, dann müßte ihm 
doch wohl im Gesamtaufriß der Dogmatik eine beherrschende Stellung eingeräumt wer- 
den?! Die andere besagt: muß aber erst noch neu ergründet werden, was „Rechtfertigung“ 
eigentlich ist, dann kann das dogmatisch doch wohl auch nur an einer besonderen Stelle 
innerhalb des Gesamtsystems geschehen?! Tatsächlich kommt mit dieser Zweiseitigkeit 
der Frage das dogmatische Problem scharf in Sicht. Seine Lösung könnte es vielleicht 
durch eine Zuordnung von „Stelle und Stellenwert“ finden. Ja, vielleicht ist dies — dogma- 
tisch — der einzig sachgemäße Weg? 

Mit den bibelwissenschaftlichen und mit den dogmatischen Problemen stehen wir (drit- 
tens) vor der hermeneutischen Frage'°. Von ihr her ergibt sich zunächst eine wichtige 
Verdeutlichung: Nach dem Stellenwert des Rechtfertigungsartikels zu fragen bzw. eine 
umfassende Bedeutung dieses Artikels für die ganze Verkündigung zu vertreten, kann nur 
heißen, in funktionaler Hinsicht weiterzufragen bzw. diesem Artikel eine besondere Funk- 
tion — und zwar eben eine hermeneutische Funktion — zuzuerkennen!!. Ein Beispiei da- 
für bietet der Begriff des „entscheidenden“ Inhalts in der Leitfrage zu den Arnoldshainer 
Abendmahlsthesen'?. In Sachen „Rechtfertigung“ ist besonders der Begriff „‚Mitte‘‘ im 
Gespräch'?. Ergänzend wird von „Mitte und Grenze‘ gesprochen'* oder durch andere 
noch ausführlicher, von tragendem Grund, versammelnder Mitte und ausschließender 
Grenze rechter Christusverkündigung'°®. Wichtig ist auch der Versuch, in theologischer 
Anwendung des philosophischen Begriffs „Kategorie“ die Funktion zu beschreiben, die 
der Rechtfertigungsartikel gegenüber der Verkündigung im ganzen habe"*®, 

Übereinstimmend ist an diesen Versuchen, daß sie den reformatorischen Bekenntnis- 
satz von der umfassenden Bedeutung des Rechtfertigungsartikels einerseits festhalten, an- 
dererseits in Berücksichtigung der heutigen hermeneutischen Situation weiterentwickeln. 
Dazu gehört auch die Beachtung der heutigen bibelwissenschaftlichen Situation. All das 
ist nicht nur wissenschaftlich interessant, sondern es ist mit der doppelten Herausforde- 
‚ung verbunden: eben auch heute einen einzigen, die ganze Schriftauslegung bestimmen- 
den Verstehens- und Verständigungsmaßstab anzuerkennen, und dafür — noch einmal: 
auch heute und für die ganze Verkündigung heute — den Artikel von der Rechtfertigung 
einzusetzen. Wir können also eine theologische Bekräftigung des Vorverständnisses, von 
dem oben die Rede war, feststellen. Andererseits bleibt mit dem Widerspruch derer zu 
rechnen, die angesichts der heutigen Verkündigungssituation einen anderen Maßstab glau- 
ben einsetzen zu müssen als den des Rechtfertigungsartikels’”. 


2.1.3 Wie nimmt die Kommission dazu Stellung? 

Die Lehrgesprächskommission hat sich, wie schon gesagt, die Vorentscheidung für den 

. Rechtfertigungsartikel als umfassenden Maßstab auch der heutigen kirchlichen Verkündi- 
gung zu eigen gemacht. Bei der näheren Sichtung der hier anstehenden und soeben be- 
zeichneten Probleme haben sich jedoch für sie in der Begründung und damit auch im 
Aussagegehalt dieser Vorentscheidung gewisse Präzisierungen oder Modifikationen ergeben. 


298 


Dergleichen ist natürlich auch noch für die Weiterarbeit offenzuhalten. Im Sinne eines 
Zwischenresumes ihrer bisherigen Arbeit an diesen Fragen hat sich die Kommission auf 
folgendes verständigt: Der spezielle Ort der „Rechtfertigung“ ist die Zuwendung des Heils 
an den Menschen, und dort hat alles Verstehen des Evangeliums seinen notwendigen Be- 
zugspunkt, seine kritische Komponente und seinen Prüfungsmaßstab. In diesem Sinn ist 
die „Rechtfertigungs“-Lehre auch heute ‚articulus stantis et cadentis ecclesiae‘‘ bzw. 
„Mitte der Schrift‘ und als solche lehrmäßig zur Geltung zu bringen. 

Die bibelwissenschaftliche Begründung für diese Auffassung sieht die Kommission vor 
allem in dreierlei. (Erstens) Das paulinische Rechtfertigungszeugnis ist die spezifische 
apostolische Ausformung der biblischen Rede von Gottes Gerechtigkeit und damit der 
biblischen Rede von Gott überhaupt'*, (Zweitens) Bezüglich des paulinischen Rechtferti- 
gungszeugnisses ist auch im einzelnen nachweisbar, daß es für seine Botschaft im ganzen 
steht'?. (Drittens) Die theologischen Unterschiede z.B. zwischen den Evangelien und den 
paulinischen Briefen schließen nicht aus, sondern fordern gerade — auch bibelwissenschaft- 
lich —, nach Sachkriterien dafür zu fragen, wo inmitten ihrer Verschiedenheit das Gemein- 
same liegt und wo dieses aufhören würde?®. Hier hat das paulinische Rechtfertigungszeug- 
nis den Stellenwert, zugleich legitime Konsequenz der Verkündigung Jesu und Höhepunkt 
der Interpretation des Handelns Gottes in Christus zu sein. 

Dogmatisch übernimmt die Kommission mit den Begriffen „spezieller Ort‘ und „Zuwen- 
dung des Heils‘ die traditionelle Behandlung des Gegenstands. Dabei setzt „Zuwendung“ 
einerseits die Begründung des Heils in Jesus Christus voraus. Andererseits wird mit diesem 
Begriff angezeigt, daß das „Rechtfertigungs“-Geschehen — gerade indem es exklusiv Han- 
deln Gottes bleibt — die anthropologische, den Menschen definierende Seite des Heils 
zur Sprache bringt”'. Zugleich ist damit auch schon der Sachzusammenhang von Recht- 
fertigung, Verkündigung, Taufe, Abendmahl und Kirche angezeigt. 

Die folgenden Aussagen im Zwischenr&sume& geben den bisherigen Ertrag der hermeneu- 
tischen Diskussion der Kommission in diesem Zusammenhang wieder. Dabei dürfte die 
Grundübereinstimmung mit den heutigen Neuinterpretationen der reformatorischen Funk- 
tionsbestimmung des Rechtfertigungsartikels ohne weiteres deutlich sein. Doch finden 
sich in der Formulierung auch einige Versuche, die Funktionsbeschreibung noch weiter zu 
präzisieren??, 

Soweit vorerst zur Meinung und zur Begründung der von der Kommission getroffenen 
Entscheidung. Allerdings ist die Kommission zugleich der Überzeugung, daß alle hier erör- 
terten Fragen — so gewiß sie wissenschaftlich-theologisch zu bearbeiten sind — zuletzt 
im Bekenntnis des Glaubens beantwortet werden müssen. Da erst kann dann auch die 
Frage, ob der Rechtfertigungsartikel wirklich bleibend als articulus stantis et cadentis 
ecclesiae zu gelten habe bzw. als solcher zum Tragen gebracht werden könne, eine über- 
zeugende Beantwortung finden??. Die Aufgabe, diesen Artikel in beharrlicher Bemühung 
auch für heute und morgen zum Tragen zu bringen, ist jedoch klar. Sie ist bibelwissen- 
schaftlich, dogmatisch und hermeneutisch-theologisch verbindlich gestellt. Ein nicht we- 
niger verbindlicher Grund kommt noch hinzu, nämlich aus der ökumenischen Situation. 
Gerade auch da sind wir verpflichtet, das reformatorische Erbe neu einzubringen?*, 


2.2 Zur Geschichtlichkeit der Rechtfertigungsbotschaft 


2.2.1 Weitere Grundsatzfragen zum Thema ‚Verkündigung heute“ 

Die Vorentscheidung, die die Kommission zur Frage nach dem Stellenwert der Rechtfer- 
tigungslehre getroffen hat, ist auch noch im Zusammenhang eines anderen Problemkrei- 
ses zu sichten. Er hat zugleich eine selbständige Bedeutung für das Lehrgespräch und 
wirft weitere Fragen auf. die ebenfalls zunächst in einer Vorentscheidung anzugehen wa- 
ren und in der Weiterarbeit dauernd mitreflektiert werden müssen. 

Wer, wie es im Thema des Lehrgesprächs heißt, nach unserm „Verkündigen heute‘“ fragt, 
kann dies theologisch sachgemäß nur so tun, daß er sich die Geschichtlichkeit des Evan- 
geliums selbst gegenwärtig hält. Denn „Verkündigung“ (wenn sie recht geschieht) ist nichts 
anderes als „Evangelium“, „‚gute Botschaft‘, im Vollzug. Oder umgekehrt: Das „‚Evange- 
lium, die „‚gute Botschaft“, ist nicht nur „Inhalt“, sondern immer auch gleich (und nicht 
erst hinterher) dessen Aussprechen, Zuspruch, Proklamation und also seine „Verkündi- 
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gung‘. Wiederum haben wir es hier mit Grundsatzfragen der Hermeneutik zu tun?®, 
Nur diesmal nicht oder nicht so sehr mit Fragen der ‚„‚Übersetzung‘‘ und des „‚Maßstabs“ 
für sie, sondern mit dem Wortcharakter des göttlichen Handelns schlechthin — und allem, 
was theologisch damit zusammenhängt. Speziell vom Rechtfertigungsartikel her läßt sich 
das Problem auch so beschreiben: es geht um das ein für allemal vollbrachte Heilswerk 
Gottes in Christus und um dessen Zuspruch an den Menschen von jenseits seiner selbst, 
von außen her?”. 


2.2.2 Vororientierung der Kommission in diesen Fragen 

Diese Fragen sind — als Ansatzproblem — für die Kommission deswegen wichtig, weil man 
„Verkündigen“ ja auch anders verstehen könnte, es heute zum Teil tatsächlich auch anders 
versteht, die Entscheidung darüber, wie man es verstehen will, aber für die ganze Arbeit 
am Thema eine Weichenstellung bedeutet?®. 

Im Spannungsfeld der Meinungen hat sich die Kommission auch hier für ein Festhalten 
am biblisch-reformatorischen Ansatz entschieden. Sie glaubt, daß sich von daher gerade 
auch in der heutigen geistesgeschichtlichen Situation die nötigen Antworten finden lassen 
werden, und arbeitet dementsprechend mit einer Konzeption, die das oben angedeutete 
„Evangeliums‘-Verständnis im Zusammenhang des Rechtfertigungsthemas folgendermaßen 
entfaltet: 

Rechtfertigungs-Verkündigung, die nicht als Grund der Rechtfertigung das ein für alle- 
mal vollbrachte Heilswerk Gottes in Christus verkündigte, würde überhaupt nicht recht- 
fertigen. Ebenso käme es gar nicht dazu, daß Rechtfertigung sich heute ereignet, würde 
das ein für allemal Geschehene nicht heutigen Menschen verkündigt. Gott selbst hat bei 
des so miteinander verbunden??. Im Zugleich des einen und des anderen begegnet dem 
Menschen die rettende Botschaft von außen, und eben damit widerfährt ihm die Recht- 
fertigung, die er sich nicht selbst zu verschaffen vermag. Die Last seiner Vergangenheit 
wird ihm abgenommen. Eine Zukunft erfüllten Lebens wird ihm eröffnet und offengehal- 
ten. Er findet sich selbst, indem er unter dem Zuspruch des Wortes Gottes erfährt, daß 
Gott ihn ein für allemal gesucht, gefunden und angenommen hat”. 


2.3 Zum Problem der „rechten Lehre‘ heute°" 


2.3.1 Rechtfertigung und Theologie 

Aus den beiden dargelegten Vorverständnissen®? sind Konsequenzen auch für die Einstel- 
lung zum Thema und für die Weise des Auskunftgebens zur Sache zu ziehen. In beidem, 
in der Einstellung und in der Weise, geht es um existentielle Theologie°®. 

Zur Einstellung: Der Unterschied zwischen dem „Geschäft‘‘ der Theologie und ihrem 
Thema muß durchgehalten werden. Man ist nicht dadurch gerechtfertigt, daß man sich 
dem Thema ‚Rechtfertigung‘ stellt®*. Denn am allerwenigsten kann eine Theologie, die 
sich im beschriebenen Sinn der „Rechtfertigungs“-Botschaft verpflichtet weiß, sich selber 
rechtfertigen wollen. Wohl aber hat die Theologie in der Rechtfertigung ihr Ethos, d.h. 
ihre sittliche Verpflichtung und ihren sittlichen Maßstab”. Theologie ist Theologie, indem 
sie im Rechtfertigungsgeschehen die Freisetzung und die Ziellinie ihrer Arbeit hat und 
behält. 

Also auch zur Weise des Auskunftgebens: So wenig die Kirche auf systematische Theolo- 
gie, einschließlich systematisierender Darstellungen des christlichen Glaubens, verzichten 
kann, muß sie sich doch davor hüten, die Botschaft und den ihr antwortenden Glauben 
in möglichst vollständige, bis ins letzte ausgefeilte Lehrsätze einfangen zu wollen”. Gerade 
auch die Dogmatik darf nicht einem Lehrzwang-Methodismus verfallen, und am allerwe- 
nigsten dürfen Bekenntnissätze, die Gottes Rechtfertigungshandeln in Christus rühmen 
und seiner Verkündigung dienen wollen, dies tun. 


2.3.2 Theologische Rede heute 

Dogmatisierende Redeweisen im beschriebenen Sinn können uns auch deswegen nicht 
überzeugen, weil sie dem heutigen allgemeinen Wahrheitsverständnis nicht oder nicht mehr 
entsprechen?”. Das ist ein weiterer Grund dafür, sich eine Rückkehr zur „Beschreibung 
von Grundlinien der Verkündigung‘ vorzunehmen®®, 


300 


‘ Wir glauben auch, daß dies (über den genuin reformatorischen Ansatz zurück) den Zeug- 
nisweisen der biblischen Schriften selbst angemessener ist. Sie selbst geben uns Freiheit 
und fordern uns auf, unter Verzicht auf umfassend festlegende dogmatische Systeme ledig- 
lich Grundlinien der Verkündigung aufzuspüren und dafür dann allerdings exemplare 
Sprachvorgänge anzuzeigen. 


2.3.3 Verkündigung und ‚„Bezugshorizont“ 

Im Grunde ist mit einer Bejahung der soeben skizzierten Richtlinien auch schon bejaht, 
daß die Verkündigung selbst konkret sein muß. Dies letzte ist zwar heute fast schon ein 
Allgemeinplatz. Die Wirklichkeit, besonders in der Predigt, sieht aber weithin immer noch 
anders aus. Das läßt darauf schließen, daß entweder das Bewußtsein der Aufgabe noch 
nicht genug verbreitet ist oder in der Aufgabenstellung selbst noch Unklarheiten beste- 
hen. Tatsächlich liegen hier erhebliche Probleme vor — besonders das, wie sich der Inhalt 
der Verkündigung als Weitersagen der Botschaft und die Situation, in die hinein sie zu 
verkündigen ist, zueinander (und vielleicht auch: wechselseitig zueinander) verhalten. Die 
Kommission arbeitet hier mit dem Begriff ‚„‚Bezugshorizont‘“*, 

Sie geht davon aus, daß Verkündigung immer auf konkrete Verhältnisse in einem sol- 
chen Bezugshorizont gerichtet ist. Dabei veranschlagt sie jeweils bestimmte Bezugshori- 
zonte. Damit soll auch schon gesagt sein, daß die Bezugshorizonte sich wandeln®". 

Unter diesen Voraussetzungen ist zur näheren Beschreibung des Verhältnisses von Ver- 
kündigung und Situation zweierlei zu sagen und festzuhalten: 

1. Ebenso wenig wie die Verkündigung den jeweiligen Bezugshorizont außer Acht lassen 
kann, darf sie in Abhängigkeit von ihm geraten. Vielmehr ist es ihre Sache, die Botschaft 
so in ihn hineinzusprechen, daß dadurch in ihm ein Prozeß der Erhellung, der Verände- 
rung und der Überschreitung hervorgerufen wird. 

2. Als solche, die im Dienst an dieser Sache stehen, haben wir uns aber auch dafür of- 
fen zu halten, daß uns neue Erkenntnis der Botschaft selbst erschlossen wird. Es gibt 
Situationen, in denen die Christenheit bisher noch nicht gestanden oder am konkreten 
Ort sich so noch nicht befunden hat. Was sie bedeuten, wird uns eigentlich geistlich erst 
durch die Botschaft selbst eröffnet. Also geht auch die eigentliche Herausforderung des 
Glaubens in solcher Situation nicht von ihr (der Situation), sondern wiederum von der 
Botschaft selbst aus. Sie bleibt — inmitten aller Situationsbezogenheit, in der die Ver- 
kündigung sich um ihretwillen befindet — selbst das Entscheidende, und das ist der Grund, 
weshalb wir damit rechnen dürfen und damit rechnen sollen, daß sie uns da auch neue 
Aspekte ihrer selbst aufdecken wird. Sich hoffend dafür offen zu halten, heißt, dem Wor- 
te Gottes zuzutrauen, daß es dies wirken wird. Dieses Zutrauen wird nicht enttäuscht. 

Es wurde in der Reformation nicht enttäuscht, und so wird es auch heute und morgen 
sein. 

Im Umgang mit der Bibel erfährt die christliche Gemeinde das Evangelium als das ent- 
lastende Vollmachtswort, das immer und jeweils zu sinnvollem, neuem Leben befreit und 
ermutigt. Sie erfährt es, wenn sie sich in enger Kommunikation mit ihrer Umwelt ständi- 
ger Beschäftigung mit der Heiligen Schrift unterzieht. 


3. Die Bedeutung der Bekenntnisse 
3.1 Bekenntnisbindung in den Verfassungen und Grundordnungen 


3.1.1 Die VELK, die EKU und ihre Gliedkirchen 
Innerhalb des Bundes der Evangelischen Kirchen in der DDR gibt es bisher keine umfas- 
sende Kirchengemeinschaft. Im kirchenrechtlichen Sinn besteht Kirchengemeinschaft bis- 
her nur unter den Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in der 
DDR einerseits und den Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union andererseits. 
In den Verfassungen bzw. Grundordnungen wird bis auf eine Ausnahme angegeben, welchen 
Bekenntnisschriften der Reformationszeit sich die Kirchen verpflichtet wissen und welche 
Bedeutung sie ihnen zuerkennen*”?. 

Die verfassungsmäßige Bekenntnisbindung der Gliedkirchen (Bekenntnisstand) läßt so- 
wohl Übereinstimmung wie Unterschiede erkennen. Gemeinsam ist ihnen das Bekenntnis 
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zu Jesus Christus als dem Inhalt des Evangeliums. Sie stimmen auch darin überein, daß 
dieses in der Heiligen Schrift übermittelt wird. Die Divergenzen machen sich bemerkbar, 
wo es um die Bekenntnisschriften und ihren Stellenwert geht. Sie werden entweder gene- 
rell genannt oder vollständig aufgeführt, einzelne werden zum Teil auch besonders hervor- 
ehoben. 
: In der Grundordnung der EKU werden die in den Gemeinden ihrer Gliedkirchen gelten- 
den Bekenntnisse zusammenfassend als „reformatorische Bekenntnisse‘ bezeichnet. Dem 
entspricht einerseits, daß die EKU sich insgesamt als Kirche (nicht etwa nur als Kirchen- 
bund) versteht. Andererseits wird ihr Selbstverständnis von daher interpretiert. 

Die lutherischen Kirchen sind einheitlich der Auffassung, daß das Evangelium in den Be- 
kenntnisschriften „bezeugt“ ist, während es in der Bibel „‚gegeben‘“ ist. Sie markieren da- 
mit die Geltung, die sie den Bekenntnisschriften zuerkennen. Sie haben eine zwar abgelei- 
tete, insofern nicht unbedingte, aber um ihres Zeugnischarakters willen eben doch auch 
bindende Autorität. 

Die Grundordnung der EKU formuliert im Unterschied dazu, daß sie ihre Gemeinden 
für die Auslegung der Heiligen Schrift an die reformatorischen Bekenntnisse „gewiesen“ 
weiß. Die Gemeinden selbst sind „lutherische‘‘, „reformierte“ oder ‚„unierte‘‘ Gemeinden. 
In ihnen „gelten‘‘ diejenigen Bekenntnisse, die jeweils in den Grundordnungen der Glied- 
kirchen genannt werden. Insofern bestimmt sich hier der Bekenntnisstand der Gemeinden 
also nicht von der Gliedkirche, der sie angehören, oder von der Gesamtkirche her. Viel- 
mehr sind die Gliedkirchen und die Gesamtkirche dadurch gekennzeichnet, daß in ihnen 
Gemeinden unterschiedlichen reformatorischen Bekenntnisstandes als Kirche zusammen- 
geschlossen sind. Allerdings hat die Zugehörigkeit der einzelnen Gemeinden zur Gliedkir- 
che bzw. zur Gesamtkirche, die sich so verstehen, natürlich auch Auswirkungen bzw. Rück- 
wirkungen auf ihren Bekenntnisstand. Eben in ihrer Zugehörigkeit zur Gliedkirche bzw. 
zur Gesamtkirche, der auch Gemeinden anderen reformatorischen Bekenntnisstandes an- 
gehören, sollen sie sich auf die bei ihnen geltenden Bekenntnisse „‚gewiesen‘‘ wissen. Das 
unterstreicht die Verbindlichkeit ihres je eigenen Bekenntnisstandes, hält diesen aber zu- 
gleich offen für die Gemeinschaft mit den anderen Gemeinden. 

Bedeutsam ist die Funktionsbestimmung der Bekenntnisse in der Grundordnung der 
Kirche von Berlin-Brandenburg, die auch von der provinzsächsischen und der Görlitzer 
Kirche übernommen wurde. Danach haben sie die Aufgabe, zur Erkenntnis der Heiligen 
Schrift zu führen und auf diese Weise Hilfe zum aktuellen Bekennen zu geben, damit die 
Kirche ihrem Zeugnisauftrag gerecht werden kann. Das schließt ein, daß die Bekenntnisse 
auch ihrerseits immer wieder an der Schrift geprüft werden, aber auch in Lehre und Ord- 
nung der Gegenwart lebendig erhalten werden sollen. Ähnlich äußert sich auch die Kir- 
chenordnung der Greifswalder Landeskirche. 

Bemerkenswert ist ferner die in der Verfassung der Thüringer Kirche enthaltene Erklä- 
rung, daß der Bekenntnisstand durch Gesetzgebungsakt nicht geändert und damit prak- 
tisch unwandelbar ist. Die Bekenntnisbindung einer Kirche erhält damit ein kaum zu 
überbietendes Gewicht. 


3.1.2 Die Ordnung des Kirchenbundes 

Mit der Bildung des Bundes haben die Landeskirchen weder ihren rechtlichen Bestand 
noch ihre Bekenntnisbindung aufgegeben. Indem sie das in der Ordnung des Bundes zu 
Protokoll gegeben haben*?, haben sie zum Ausdruck gebracht, daß Kirchengemeinschaft 
im umfassenden Sinn zur Zeit noch nicht möglich ist. Das bezeichnet die Grenze des Bun- 
des. Ebenso deutlich haben die Gliedkirchen aber auch zu erkennen gegeben, daß sie in 
der Wahrnehmung des gemeinsamen Auftrages zusammenwachsen wollen. Von dieser Ziel- 
setzung her versteht die Kommission den Kirchenbund keineswegs als das Endstadium, 
sondern vielmehr als den Anfang kirchlicher Gemeinschaft. 

In diesem Sinn wird auch die Formulierung zu interpretieren sein, die die Gliedkirchen 
als „bekenntnisbestimmt“ bezeichnet. Sie unterscheidet sich deutlich von der bisher gel- 
tenden Grundordnung der EKiD. Diese beschreibt in Artikel 1 (1) die Evangelische Kirche 
in Deutschland als einen „Bund lutherischer, reformierter und unierter Kirchen“, Die Ord- 
nung des Bundes geht darüber hinaus, indem sie statt der Bekenntnisverschiedenheit die 
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Bekenntnisbestimmtheit betont. Die Kommission ist der Meinung, daß damit der Weg ge- 
öffnet ist, um das Verständnis des Evangeliums in einer gemeinsamen Basis-Erklärung zum 
Ausdruck zu bringen. 


3.1.3 Die Herausforderung durch die Gegenwart 

Sowohl Übereinstimmungen wie Unterschiede in den Bekenntnisaussagen scheinen jedoch 
bedeutungslos zu werden angesichts der Kritik oder auch der Gleichgültigkeit, denen die 
Bekenntnisschriften heute oft begegnen. Im Bewußtsein der Gemeinden spielen sie kaum 
eine Rolle. Von den Pfarrern werden sie nur mit Einschränkung oder überhaupt nicht 
mehr als Richtschnur für Lehre und Verkündigung akzeptiert. Sie sind für sie zu sehr von 
den Fragestellungen und den Denkkategorien des 16. Jahrhunderts bestimmt. Das habe 
sie hilfreich für ihre Zeit gemacht, aber auf die Probleme von heute könnten sie keine Ant- 
wort geben. Die oft tiefgreifenden theologischen Divergenzen lassen die Bekenntnisunter- 
schiede der Reformationszeit vergleichsweise harmlos erscheinen. Sie machen nicht vor 
traditionellen Konfessionsgrenzen halt, sondern schaffen neue Fronten, die quer durch 
lutherische und unierte Kirchen hindurchgehen. So ist der offizielle Bekenntnisstand einer 
Kirche mit dem, was in ihrem Bereich gepredigt und geglaubt wird, kaum noch in Dek- 
kung zu bringen. 

Das nötigt uns zu neuem Nachdenken über den Sinn formulierter Bekenntnisse. Wir soll- 
ten uns durch sie zum aktuellen Bekennen ermutigen lassen, aber eben deshalb uns auch 
von den relativ verschiedenen Bekenntnisbindungen her um neue gemeinsame Bekenntnis- 
aussagen bemühen. Wir sollten uns darin den Herausforderungen der Gegenwart stellen, 
daß wir auf ihre Fragen nach neuen Antworten suchen, die zwar an der Tradition geprüft 
sind, aber sie doch nicht in ihrer für viele heute unverständlichen Sprache und Denkweise 
einfach übernehmen. Was wir brauchen, ist eine Aktualisierung der reformatorischen Be- 
kenntnisschriften. 


3.2 Bekennen — Bekenntnis — Bekenntnisschriften 


3.2.1 Bekenntnis im Neuen Testament 

Nach neutestamentlichem Verständnis wird genau genommen als Bekenntnis nur der „Ur- 
akt des antwortenden Glaubens“ bezeichnet“. Es ist das Wort, das derjenige spricht, der 
von der Botschaft Jesu Christi getroffen ist, sich auf sie einläßt und den Grund dafür 
nennt. Bekenntnis im Sinne des Neuen Testamentes ist, wenn man so will, Bekennen in 
Aktion. Dazu gehören Worte wie: .‚Du bist Christus!‘‘ (Mark. 8,29) oder „Heır ist Jesus“ 
(1. Kor. 12,3), aber auch: „Herr gehe von mir hinaus! Ich bin ein sündiger Mensch“ (Luk. 
5,8) und ebenso: „Siehe Herr, die Hälfte meiner Güter gebe ich den Armen, und so ich 
jemand betrogen habe, das gebe ich vierfältig wieder‘ (Luk. 19,8). 

Solche Bekenntnisse sprechen aus, was in der Begegnung mit dem Wort Gottes erfahren 
und erkannt wurde. In einem derartigen Urbekenntnis sind (nach Schlink) bereits alle 
Formen des christlichen Zeugnisses keimhaft und insofern auch noch unentfaltet ent- 
halten und verbunden: Wer in der Betroffenheit des Glaubens bekennt, der beginnt 
schon zu verkündigen, anzubeten und auch zu handeln, F 

Dabei vollzieht sich das Bekennen nicht nur in aktuellen, spontan formulierten Äuße- 
rungen des Glaubens. Schon in neutestamentlicher Zeit werden dazu auch bereits von an- 
deren ausgesprochene, weitergegebene, zum Teil auch liturgisch gebrauchte Glaubensfor- 
meln verwendet”. Sie werden übernommen, weil sie prägnant den Inhalt des Evangeliums 
aussagen, ohne daß sie etwa als in sich abgeschlossenes endgültiges Lehrsystem verstan- 
den würden. 


3.2.2 Bekenntnisbildung 
Der „Urakt des antwortenden Glaubens“ begründet also verschiedene Gestalten des christ- 
lichen Zeugnisses. Dazu gehören neben der Verkündigung auch die Unterweisung und die 
theologische Lehraussage. Sie alle sind ohne das Urbekenntnis nicht zu denken und unter- 
scheiden sich doch von ihm. 

In der Verkündigung kommt dieses Bekenntnis des Glaubens auslegend und anwendend 
zur Sprache. Sie muß sich dabei auf geschichtliche, kulturelle und weltanschauliche Tra- 
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ditionen einlassen, um Menschen, die in diesen Bezügen leben, das Evangelium mitteilen 
zu können. Im Nachdenken über diesen Vorgang entstehen verschiedenartige Theologien, 
wie es sie schon im Neuen Testament gibt. Aus der kritischen Prüfung der Theologien 
und der gegenseitigen Verständigung ergeben sich die kirchlich rezipierten Auffassungen. 
Die Übereinstimmung ist in Lehrbekenntnissen festgelegt, wie sie die in den Gliedkirchen 
des Bundes geltenden Bekenntnisschriften darstellen. Solche Lehrbekenntnisse sind unver- 
zichtbar, aber doch nur in einem mittelbaren Sinne Bekenntnis. Ihre Aufgabe besteht 
darin, Verständigungshilfen für die Verkündigung zu bieten, damit das Zeugnis des Glau- 
bens in der jeweiligen Situation so ausgesagt werden kann, daß es bei dem Hörer wieder 
zum unmittelbaren Bekennen als dem ‚‚Urakt des antwortenden Glaubens“ wird. 


3.2.3 Kirchliche Motive und außertheologische Faktoren 

Dabei gilt es zu sehen, daß bei der Formulierung der kirchlichen Bekenntnisse verschiede- 
ne Motive zusammengeflossen sind. Sie wollen den gemeinsamen Glauben zum Ausdruck 
bringen (Konsensusmotiv), zugleich aber auch den Sachgehalt der Verkündigung zusam- 
menfassen (katechetisches Motiv). Auch der Lobpreis des göttlichen Heilshandelns (doxo- 
logisches Motiv) sowie die Rechenschaft vor dem kommenden Richter (eschatologisches 
Motiv) haben dabei eine Rolle gespielt. Von besonderem Einfluß ist das Bemühen um die 
Erhaltung des wahren Glaubens in der ausdrücklichen Abwehr von Entstellungen des 
Evangeliums (antihäretisches Motiv) gewesen. 

Bei der Entstehung und Auswirkung der Bekenntnisschriften sind ferner auch vortheolo- 
gische Motive, wie z.B. Fragen der Gemeindeordnung, der Frömmigkeit und des gottes- 
dienstlichen Lebens zur Geltung gekommen. Nicht zuletzt haben auch außertheologische 
Faktoren dabei eine Rolle gespielt, wie z.B. die konfessionelle Geschlossenheit politischer 
Gebiete, ihre Bündnisfähigkeit und reichsrechtliche Anerkennung. Daraus ergaben sich 
Konsequenzen, die der eigentlichen Absicht der Bekenntnisschriften nicht immer entspra- 
chen. Nach ihrer Auffassung gehört die Verbindlichkeit von Lehrentscheidungen, die ge- 
genüber Irrlehren getroffen waren, mit der Einsicht zusammen, daß Bekenntnisformulie- 
rungen situationsbedingt und insofern überholbar sind. Auf Grund der kirchlichen und 
politischen Entwicklung trat an die Stelle dieser Überzeugung jedoch vielfach die Neigung 
zur abschließenden, endgültigen Bestimmung des Bekenntnisstandes. 


3.2.4 Die Funktion der Bekenntnisse 

Daß die Bekenntnisschriften zeitbezogene Hilfen für die Verkündigung des Evangeliums 
sein wollen, macht ihre Bedeutung aus und grenzt sie zugleich ein. Es verleiht ihnen den 
Anspruch, als Auslegung der Heiligen Schrift im Zeugnis der Väter in die Überlegungen 
der Gegenwart einbezogen zu werden. Diese Form der Verbindlichkeit wird jedoch von 
der Funktion der Bekenntnisschriften her zugleich in eine sachgemäße Beschränkung ge- 
bracht: Sie wollen der Verkündigung des Heilshandelns Gottes dienen. Deshalb können 
sie nicht mit der Heilswahrheit identifiziert werden. Sie sind nicht das Fundament der 
Kirche, sondern bezeugen, was für die Kirche fundamental ist. Als absolut gültige Lehr- 
und Verkündigungsnormen können sie deshalb nicht verstanden werden. 

Von der Funktion der Bekenntnisschriften her ergibt sich auch die Erkenntnis, daß sie 
nicht ein für allemal abgeschlossen sein müssen, sondern in ihrem Wortlaut durchaus 
überholbar und in ihren Sachaussagen unter Umständen ergänzungsbedürftig sein können. 
Auf verschiedene Probleme unserer Zeit geben sie keine Antwort. Sie sind dazu auf 
Grund ihrer Situationsbezogenheit auch gar nicht in der Lage. Es wird jedoch immer 
stärker als ein Mangel empfunden, daß zu Fragen wie z.B. der Sendung und der Weltver- 
antwortung der Christen, der Diakonie und der Ökumene bisher keine bekenntnismäßi- 
gen Aussagen vorliegen. 

Eine solche Feststellung bedeutet freilich auch, daß eine Orientierungshilfe für die Ver- 
kündigung und Lehre in der Kirche nach wie vor als notwendig angesehen wird. Es fehlt 
allerdings nicht an Stimmen, die sie für überflüssig und unangemessen halten. Die Kommis- 
sion kann sich dieser Auffassung nicht anschließen. Sie ist der Meinung, daß darin ein in- 
konsequentes Verständnis von Geschichtlichkeit zum Ausdruck kommt. Es beschränkt 
sich auf die Vergangenheit, ohne die Gegenwart einzubeziehen. Diese ist ebenfalls Teil 
der Geschichte, von der Vergangenheit geprägt und dazu bestimmt, als Vergangenes die 
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Zukunft zu gestalten. Diesem Zirkel kann man nicht entgehen. Niemand vermag sich au- 
ßerhalb der Geschichte anzusiedeln. Es kann deshalb nur um eine verantwortliche Ausein- 
andersetzung mit der Tradition, nicht aber um ihre Leugnung gehen. Die kirchlichen Be- 
kenntnisse sind daher nicht zu eliminieren, sondern so zu aktualisieren, daß sie im gegen- 
wärtigen Bezugshorizont ihre Funktion als Verkündigungshilfen erfüllen können. 

Christlicher Glaube ist nach wie vor umfassender, als der einzelne an eigenen Erkennt- 
nissen haben oder an persönlichen Bekenntnissen aussprechen kann. Damit er sich nicht 
nur auf seine subjektive Meinung verläßt und Glaube zu bloßer Gläubigkeit wird, bedarf 
es des formulierten Bekenntnisses. Es ist Orientierungshilfe nicht nur für den einzelnen, 
sondern bindet auch die Kirche, um sie vor Willkür in Lehre und Leitung zu bewahren. 

Die Kommission läßt sich bei ihrer Arbeit von der hiermit dargelegten Bedeutung der 
Bekenntnisse leiten. Sie ist der Auffassung, daß dieses Verständnis von der Funktion der 
Bekenntnisse auch in dem Auftrag vorgezeichnet ist, eine richtungweisende Beschreibung 
der Grundlagen der Verkündigung zu erarbeiten*. 


Anmerkungen 


1.In der Augsburgischen Konfession (dem reformatorischen Hauptbekenntnis der luthe- 
rischen Gemeinden und Kirchen bis heute) heißt es im VII. Artikel: „Dann dies ist gnug 
zu wahrer Einigkeit der christlichen Kirchen, daß da einträchtiglich nach reinem Verstand 
das Evangelium gepredigt und die Sakrament dem gottlichen Wort gemäß gereicht werden.“ 

(Lateinischer Text: „et ad veram unitatem ecclesiae satis est consentire de doctrina 
evangelii et de administratione sacramentorum‘.) 

Unmittelbar vorher wird die Kirche folgendermaßen beschrieben: ‚‚Es wird auch geleh- 
ret, daß alle Zeit musse eine heilige christliche Kirche sein und bleiben, welche ist die 
Versammlung aller Glaubigen, bei welchen das Evangelium rein gepredigt und die heiligen 
Sakrament lauts des Evangelii gereicht werden.“ 

(Lateinischer Text: „est autem ecclesia congregatio sanctorum, in qua evangelium pure 
docetur et recte administrantur sacramenta‘.) 

Mit diesen Sätzen ist nach dem Verständnis der lutherischen Kirchen die notwendige, 
aber auch ausreichende Grundbedingung für Kirchengemeinschaft ausgesagt. Der Kommis- 
sion ist dabei wichtig, daß darin die lehrmäßige Übereinkunft (consensus) und die tatsäch- 
liche Predigt in den Gemeinden aufeinander bezogen werden. 

2.Zum Verständnis des Begriffes ‚‚Rechtfertigungsartikel‘‘ und weiterer Begriffe im Zu- 
sammenhang mit der Rechtfertigung vgl. Anmerkung 31. 

3, Aus der Heiligen Schrift sind nicht nur die Stellen thematisch, an denen „Rechtferti- 
gung“, „rechtfertigen“ und „gerechtfertigt“ ausdrücklich vorkommen. Das sind auch nur 
verhältnismäßig wenige Stellen. Vielmehr sind auch alle die Aussagen der Schrift zu be- 
denken, die von „Gerechtigkeit“, „gerecht‘‘, „gerecht machen“ und „gerecht sein‘ spre- 
chen, und zwar nicht nur die aus dem Neuen, sondern auch die aus dem Alten Testament. 
Denn nur, wenn man erkannt hat, was insbesondere „Gottes Gerechtigkeit“ — schon im 
Alten Testament! — heißt, kann man verstehen, was biblisch (und nun besonders bei Pau- 
lus) mit „Rechtfertigung“, „rechtfertigen‘ und „gerechtfertigt“ gemeint ist. Zu den wich- 
tigsten Stellen gehören: 

1. Mose 15,6: „Abraham glaubte dem Herrn, und das rechnete er ihm zur Gerechtigkeit‘ 
(zitiert in Röm. 4,3.9.22.23; Gal. 3,6; Jak. 2-23): 

Röm. 3,21-26 und 28: „Nun aber ist ohne Zutun des Gesetzes die Gerechtigkeit, die 
vor Gott gilt, offenbart, bezeugt durch das Gesetz und die Propheten. Ich rede aber von 
solcher Gerechtigkeit vor Gott, die da kommt durch den Glauben an Jesus Christus zu al- 
len, die da glauben. Denn es ist hier kein Unterschied: sie sind allzumal Sünder und man- 
geln des Ruhmes, den sie bei Gott haben sollten, und werden ohne Verdienst gerecht aus 
seiner Gnade durch die Erlösung, die durch Christus Jesus geschehen ist. Den hat Gott 
für den Glauben hingestellt in seinem Blut als Sühneopfer, damit Gott erweise seine Ge- 
rechtigkeit. Denn er hat die Sünden vergangener Zeiten getragen in göttlicher Geduld, um 
nun zu diesen Zeiten seine Gerechtigkeit zu erweisen, auf daß er allein gerecht sei und ge- 
recht mache den, der da ist des Glaubens an Jesus ... So halten wir nun dafür, daß der 
Mensch gerecht werde ohne des Gesetzes Werke, allein durch den Glauben“; 
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Röm. 3,4.5: „Dem aber, der mit Werken umgeht, wird der Lohn nicht aus Gnade zuge- 
rechnet, sondern aus Pflicht. Dem aber, der nicht mit Werken umgeht, glaubt aber an 
den, der die Gottlosen gerecht macht, dem wird sein Glaube gerechnet zur Gerechtigkeit“; 

Röm. 4,25: Unser Herr Jesus „ist um unsrer Sünden willen dahingegeben und um unsrer 
Rechtfertigung willen auferweckt‘“; 

2. Kor. 5,21: Gott ‚hat den, der von keiner Sünde wußte, für uns zur Sünde gemacht, 
auf daß wir würden in ihm die Gerechtigkeit, die vor Gott gilt“. 

In den reformatorischen Bekenntnisschriften werden diese Schriftstellen auch ausdrück- 
lich benannt oder wörtlich zitiert. Sie dienen nicht nur als Beleg für das, was dort über 
die „Rechtfertigung‘‘ gesagt wird. Vielmehr wollen die Bekenntnisse eben dieses Schrift- 
zeugnis neu zur Geltung bringen. An zentraler Stelle tun sie das auch in zusammenfassen- 
den Sätzen. 

So heißt es im IV. Artikel des Augsburgischen Bekenntnisses: „Weiter wird gelehrt, daß 
wir Vergebung der Sünde und Gerechtigkeit vor Gott nicht erlangen können durch unser 
Verdienst, Werk und Genugtun, sondern daß wir Vergebung der Sünde bekommen und vor 
Gott gerecht werden aus Gnade um Christi willen durch den Glauben, wenn wir glauben, 
daß Christus für uns gelitten habe und daß uns um seinetwillen die Sünde vergeben, Ge- 
rechtigkeit und ewiges Leben geschenkt wird. Denn diesen Glauben will Gott für Gerech- 
tigkeit vor ihm halten und zurechnen, wie Sankt Paulus sagt zu den Römern im 3. und 
4. Kapitel.“ 

Aus dem Heidelberger Katechismus (dem Hauptbekenntnis der reformierten Gemeinden 
bei uns) sind damit besonders die Frage 60 und die Antwort auf sie zu vergleichen: „‚Wie 
bist du vor Gott gerecht? Allein durch den wahren Glauben an Jesus Christus, also, ob 
mich schon mein Gewissen anklagt, daß ich wider alle Gebote Gottes schwerlich gesündigt 
und derselben keines nie gehalten habe, auch noch immerdar zu allem Bösen geneigt bin, 
doch Gott, ohne all mein Verdienst, aus lauter Gnade, mir die vollkommene Genugtuung, 
Gerechtigkeit und Heiligkeit Christi schenkt und zurechnet, als hätte ich nie eine Sünde 
begangen noch gehabt und selbst allen den Gehorsam vollbracht, den Christus für mich 
geleistet hat, wenn ich allein solche Wohltat mit gläubigem Herzen annehme.““ 

4.Vgl. oben 1.1.1 den Beschluß der Eisenacher Generalsynode, Abschnitt I, dritter Ab- 
satz. 

5.Indirekt ist das schon durch den Aufbau des Augsburgischen Bekenntnisses zum Aus- 
druck gebracht: von dem Artikel über die Rechtfertigung (IV, vgl. oben Anm. 3) leitet es 
zu dem über das Predigtamt (V) mit dem Satz über: „Solchen Glauben zu erlangen, hat 
Gott das Predigtamt eingesetzt ...‘“ Auch werden in diesem V. Artikel bei der Beschrei- 
bung des Inhalts der Evangeliumspredigt Teile des IV. Artikels wörtlich wiederholt. Schon 
von daher kann kein Zweifel darüber sein, daß nach diesem reformatorischen Hauptbe- 
kenntnis der lutherischen Gemeinden und Kirchen das Stichwort „Rechtfertigung“ für das 
Evangelium im ganzen und die Rechtfertigungsverkündigung für die Sachgemäßheit evan- 
gelischer Predigt überhaupt stehen. Eben dasselbe ist gemeint, wenn es von der Kirche im 
VII. Artikel dieses Bekenntnisses heißt: ..dies ist genug zu wahrer Einigkeit der christli- 
chen Kirche, daß da einträglich nach reinem Verstand das Evangelium gepredigt und die 
Sakramente dem göttlichen Wort gemäß gereicht werden.“ 

Noch deutlicher bringen diese Konzentration im Evangeliumsverständnis die Schmalkal- 
dischen Artikel zum Ausdruck. Sie stammen von Luther selbst und gehören ebenfalls zu 
den noch heute unter uns geltenden Bekenntnisschriften. In ihrem zweiten Hauptteil han- 
deln sie „von den Artikeln, die das Amt und Werk Jesu Christi oder unsere Erlösung be- 
treffen“. Gleich nach dieser Überschrift heißt es dort: „Hier ist der erste und Hauptarti- 
kel:““ — und dann folgen die meisten jener Zitate aus dem 3. Kapitel des Römerbriefes, 
die wir schon oben (Anm. 3) wiedergegeben haben. Der nächste Absatz faßt zusammen 
und schärft ein: „Von diesem Artikel kann man nichts weichen oder nachgeben, es falle 
Himmel und Erde und was nicht bleiben will; ... Und auf diesem Artikel steht alles, das 
wir wider den Papst, Teufel und Welt lehren und leben. Darum müssen wir dessen gar ge- 
wiß sein und nicht zweifeln. Sonst ist’s alles verloren ...““ 

In diesem Sinn also gilt den an das lutherische Bekenntnis gebundenen Gemeinden und 
Kirchen der Rechtfertigungsartikel als der articulus stantis et cadentis ecclesiae. Es war 
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also ein bekenntnisbestimmtes Vorverständnis, das zur gegebenen Thematisierung des 
Lehrgesprächs führte. 

6.Beide Einwände hängen mit dem geschichtlichen Verständnis der biblischen Schriften 
zusammen, das im Zuge der Geistes- und Theologiegeschichte des 19. und 20. Jahrhun- 
derts für uns heute maßgeblich geworden ist. Generell fragt es hinter die vorfindliche Ge- 
stalt der biblischen Schriften nach deren Entstehung im Prozeß eines Zusammenwachsens 
aus verschiedenen Schichten und eines Zusammenstellens einzelner Stücke unter jeweils 
spezifischen theologischen Gesichtspunkten zurück. Zugleich geht es davon aus, daß die 
biblischen Aussagen wesenhaft durch die Funktion des Zeugnis-Gebens charakterisiert 
sind. So ist für dieses Schriftverständnis und diesen Schriftgebrauch die Frage nach dem 
„Sitz im Leben‘ kennzeichnend, den die einzelnen biblischen Aussagen, Textzusammen- 
hänge, Schichten und Schriften in den verschiedenen Situationen des Gemeindelebens ur- 
sprünglich hatten. 

Ein Beispiel dafür ist die Auffassung, daß „‚Rechtfertigung‘‘ bei Paulus gerade nicht ein 
alle seine Briefe beherrschendes Prinzip der Christus-Verkündigung sei. Vielmehr müsse 
man sehen, daß er mit diesem Stichwort eigentlich nur im Römer- und im Galaterbrief 
operiere, und da sei dies durch eine besondere Kampfsituation bedingt gewesen, nämlich 
durch die Notwendigkeit, in den dortigen Gemeinden die akute Gefahr eines Rückfalls 
in judaistische Werkgerechtigkeit aufzudecken und zu bannen. 

Aber auch die Frage nach dem Verhältnis zwischen der paulinischen Theologie und der 
der Evangelien gehört hierher. Nicht nur deswegen, weil der Ausdruck „rechtfertigen‘/ 
„gerechtfertigt“ — im Sinne des Handelns Gottes in Christus am Menschen — in den 
Evangelien so gut wie überhaupt nicht vorkommt (am nächsten kommt dem paulinischen 
Wortgebrauch Luk. 18,14). Schwerer wiegt vielmehr, daß z.B. ‚Gerechtigkeit‘ bei Mat- 
thäus etwas anderes bedeutet als bei Paulus, zumindest aber sich inhaltlich mit dessen 
Rechtfertigungstheologie nicht einfach deckt. So muß man jedenfalls nach den bisherigen 
Ergebnissen der sog. redaktionsgeschichtlichen Forschung der Gegenwart sagen, und man 
wird fortfahren müssen: zwar hat sich diese neueste Methode der Bibelwissenschaften 
wieder den Evangelien im ganzen zugewandt: aber sie arbeitet dabei gerade die Unter- 
schiede in der theologischen Gesamtkonzeption der einzelnen Evangelien (nicht nur zwi- 
schen Johannes und den „Synoptikern‘“, sondern auch zwischen Matthäus, Markus und 
Lukas je im besonderen) heraus. 

Die Reformatoren kannten diese Fragestellungen und Methoden so noch nicht und 
konnten sie so noch nicht kennen. Wir heute aber können dahinter nicht mehr zurück, 
und das heißt beim Thema des Lehrgesprächs: die fällige Begründung für ein Festhalten 
an der reformatorischen Einschätzung der ‚Rechtfertigung‘ im ganzen der Verkündigung 
kann keinesfalls an der angedeuteten heutigen Forschungslage in den Bibelwissenschaften 
vorbei geschehen. 

7. Ihr klassischer Ort ist die Lehre vom „ordo salutis‘“ (wörtliche Übersetzung: „Ord- 
nung des Heils‘“). Gemeint sind die speziellen Fragen nach der Zuwendung des Heils an 
den Menschen, nach der Annahme der Heilsbotschaft durch ihn und nach ihrer Wirkung 
an ihm. Hier kommt die Rechtfertigungslehre im Zusammenhang der Lehre vom Glauben, 
von der Berufung, von der Erleuchtung, von der Wiedergeburt, von der Bekehrung, von 
der Erneuerung und von der Heiligung zu stehen. Der Gesamtzusammenhang ist die Lehre 
vom Heiligen Geist, die ihrerseits mit der Lehre von den Heilsmitteln Wort und Sakrament 
und mit der Lehre von der Kirche koordiniert ist. Auf die Gliederung des apostolischen 
Glaubensbekenntnisses angewandt, steht hier die Rechtfertigungslehre also im Zusammen- 
hang des III. Artikels. 

Dort ist sie auch schon von Vertretern der altprotestantischen Orthodoxie (d.h. die sy- 
stematisierend-dogmatische Ausformung der reformatorischen Theologie) abgehandelt 
worden. Anders verhält es sich mit den Bekenntnisschriften der Reformationszeit selbst 
(die freilich keine Dogmatiken waren!). Zwar steht im Augsburgischen Bekenntnis der 
Rechtfertigungsartikel auch nicht am Anfang. Vielmehr gehen dort die Artikel von Gott, 
von der Erbsünde und vom Sohn Gottes voraus. Dann aber folgt dort eben gleich dieser 
Artikel, und in der Apologie (der Verteidigungsschrift zum Augsburgischen Bekenntnis, 
nachdem dieses von römisch-katholischer Seite durch eine „‚Confutatio“, eine Widerlegungs- 
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schrift, angegriffen worden war) nimmt der Rechtfertigungsartikel fast ein Drittel dieser 
ganzen Bekenntnisschrift ein. Vor allem ist noch einmal (vgl. oben Anm. 5) darauf zu 
verweisen, daß Luther in den Schmalkaldischen Artikeln das Rechtfertigungszeugnis der 
Heiligen Schrift als den „ersten und Hauptartikel“ im Zusammenhang der Artikel vom 
„Amt und Werk Jesu Christi oder unserer Erlösung“ bezeichnet hat. 

In den (evangelischen, deutschsprachigen) Dogmatiken der Gegenwart wird die Recht- 
fertigungslehre im einzelnen an verschiedenen Stellen eingeordnet. Übereinstimmend ist 
jedoch, daß sie eben — sei es im Gesamtzusammenhang der Christologie, sei es in dem 
der Pneumatologie (der Lehre vom Heiligen Geist) — als ein Lehrgegenstand neben an- 
deren behandelt wird. Die Einordnungsmethode als solche besteht also fort (wie in der 
Orthodoxie). Das bedeutet insgesamt für uns einen weiteren wichtigen Hinweis: Ein Fest- 
halten an der reformatorischen Gesamteinschätzung des Rechtfertigungsartikels kann 
auch nicht darauf verzichten wollen, seinen spezifischen dogmatischen Gehalt im Zusam- 
menhang anderer Lehrgegenstände zu erheben. Am allerwenigsten darf es dazu führen, 
daß die Christologie in ihrer schlechthin begründenden Stellung verdeckt wird. Vielmehr 
kann es nur darin seinen Sinn haben, gerade umgekehrt die Christologie zu sichern und 
alle Verkündigung der Kirche bei ihr zu behaften. Genau das war schon Luthers Meinung 
und Absicht. Wir aber haben neu zu durchdenken, ob und wie das mit Hilfe der Recht- 
fertigungslehre möglich ist. 

8. Entsprechend der, die er in den lutherischen Bekenntnissen hat. 

9. Wie in der altprotestantischen Orthodoxie. 

10.In einem allgemeinen Sinn bedeutet „Hermeneutik“ die Lehre vom Verstehen bzw. 
von der Verstehensvermittlung, nämlich durch Aussage, Auslegung und Übersetzung. In 
der Theologie ist damit spezifischer Weise die Lehre von der Schrift, von der Schriftaus- 
legung und von deren Maßstäben, von der Übersetzung und damit von der Verkündigung 
als Wortgeschehen auf Grund der Schrift gemeint. Auf das Lehrgespräch angewandt, er- 
weist sich dieses also insgesamt als ein Auftrag und Unternehmen hermeneutischer Art. 
Das gilt insbesondere auch von der Fragestellung ‚‚Wie verkündigen wir heute ...?“. Vom 
„verkündigen‘‘ und vom „heute“ unter hermeneutischem Aspekt wird in den folgenden 
Abschnitten (2.2 und 2.3) die Rede sein. Im gegenwärtigen Zusammenhang ist das Pro- 
blem ‚Stelle und Stellenwert‘ weiterzubedenken. 

11. Wichtig ist das, weil dann (innerhalb der Klammer der Verstehensfrage, vgl. Anm. 
10) zwischen der Frage nach dem Inhalt (der gegenständlichen Frage) und der Frage 
nach der Bedeutung (der funktionalen Frage) keine Konkurrenz mehr aufkommen kann. 
Auch die Frage nach „Einordnung“ bzw. nach der ‚Stelle‘ der Einordnung einerseits 
und die nach der ‚„beherrschenden Stellung‘‘ andererseits kann dann nicht oder nicht mehr 
alternativ aufgefaßt werden. Im Gegenteil: um die Funktionsfrage (im Hinblick auf das 
Ganze der Verkündigung) klären zu können, muß die materiale Frage (in ihrem lokalen 
Zusammenhang) aufgearbeitet werden. Denn nur dann, wenn ich sagen kann, was (bibel- 
wissenschaftlich und dogmatisch) , Rechtfertigung‘“ ist, hat es überhaupt einen Sinn, zu 
fragen, welche Gesamtbedeutung sie hat. Dabei wird (im Prozeß des Erkennens) die 
materiale Frage (mit der Nötigung zur Lokalmethode) sich immer wieder von neuem ein- 
stellen. Es werden sich Rückfragen materialer Art ergeben, gerade um in der Funktions- 
frage weiterzukommen. Je intensiver und beharrlicher man sich dem stellt, desto freier 
wird man dazu sein und desto besser gerüstet dazu, mit den Möglichkeiten funktionaler 
Bestimmung ins klare zu kommen. 

12.Diese Thesen antworten insgesamt auf die Frage, die ihnen als Überschrift vorange- 
stellt ist: „Was hören wir als Glieder der einen apostolischen Kirche als entscheidenden 
Inhalt des biblischen Zeugnisses vom Abendmahl? “. ‚‚Entscheidend“ ist ein Funktionsbe- 
griff. Er ruft auch sofort die Vorstellung von „Nicht-Entscheidendem‘‘ wach (nämlich von 
etwas, dem die Funktion des „Entscheidenden‘‘ nicht zuzuerkennen ist). Eben darin ist 
etwas „entscheidend“, daß es sich abhebt von dem, was dies nicht ist, und dieses Sich-Ab- 
heben ist Funktion in Aktion. 

13. Bereits im Jahre 1963 hatte der Lutherische Weltbund auf seiner Tagung in Helsinki 
der Sache nach dasselbe Thema wie jetzt die Lehrgesprächskommission in der DDR, näm- 
lich das Thema .‚Rechtfertigung heute‘. Im Ergebnis der dortigen Arbeit wurde gesagt: 
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„Auch wenn Gottes Heilstat in der Heiligen Schrift in mancherlei Aussageformen beschrie- 
ben wird, steht doch die Redeweise von der Rechtfertigung in der Mitte. Diese eine Sache, 
auch wenn sie in anderen Begriffen erscheint, bildet die Mitte der Heiligen Schrift ...“ 
(Dokument 75, 8 8). 

14.So der Göttinger Systematiker Ernst Wolf in seinem Buch Peregrinatio, Bd. II, Mün- 
chen 1965, S. 14 und 15: von der Rechtfertigung als „‚Mitte‘ her sei auch die „Grenze“ 
bestimmt, bei deren Überschreitung die Verkündigung aufhört, evangeliumsgemäß, d.h. 
wirklich Christusverkündigung zu sein. 

15. Vgl. z.B. Wenzel Lohff: Grund und Grenze der Kirche — Von der Bedeutung des 
Augsburgischen Bekenntnisses für das Bemühen um Kirchengemeinschaft im deutschen 
Protestantismus, Evangelische Kommentare 1/1970, S. 13ff. 

16.Prof. Gerhard Gloege, schon in seinem Helsinki-Referat „Gnade für die Welt‘ und 
dann in seinem Artikel „Die Rechtfertigungslehre als hermeneutische Kategorie“, Theol. 
Literaturzeitung, Jg. 89, Sp. 161ff. Wichtig ist dieser Versuch vor allem deswegen, weil 
der Begriff ‚‚Kategorie‘‘ auch eine Struktur-Anzeige einschließt, nämlich — bei der Recht- 
fertigung — die „Struktur des Gotteshandelns an uns“. 

17. Zusammenfassend steht also an diesem Punkt bis in die Praxis der kirchlichen Ver- 
kündigung hinein zweierlei zur Entscheidung. Das eine ist die Frage der Anerkennung ei- 
nes umfassenden Maßstabes. Diese Frage bedeutet nicht, daß z.B. „Rechtfertigung“ an 
die Stelle von „Versöhnung“ gesetzt werden sollte. Wohl aber bedeutet sie, daß wie bei 
der Predigt von der Versöhnung so bei der Verkündigung aller anderen Inhalte der Heili- 
gen Schrift und des christlichen Glaubens, also auch der „Schöpfung“ und der ‚Erlösung‘ 
(Kleiner Katechismus zum Glaubensbekenntnis), einschließlich der göttlichen Dreieinig- 
keit, der Rechtfertigungsartikel als konzentrierendes und sicherndes Interpretament der 
Christusverkündigung dauernd gegenwärtig sein müsse. Die andere Frage, die zu entschei- 
den ist, ergibt sich unter der Voraussetzung dessen, daß (auf der Basis des Heils in Jesus 
Christus und zum Zweck seiner tatsächlichen Bezeugung in jedem einzelnen Fall) ein um- 
fassender Maßstab nicht nur nötig, sondern auch gegeben und anwendbar ist. Bei gemein- 
samer Anerkennung dessen geht es darum, ob hier auch heute und gerade auch heute 
Rechtfertigungsartikel einzusetzen ist oder (heute!) etwas anderes. Fordert man dies 
letzte, so kann das durchaus mit der Überzeugung verbunden sein, daß die Reformatoren 
zu ihrer Zeit angesichts der damaligen Herausforderungen des Glaubens völlig zu Recht 
den Rechtfertigungsartikel dafür eingesetzt haben. Nur seien eben die Herausforderungen 
der kirchlichen Verkündigung heute andere als damals. Das Hauptangebot, die Hauptfor- 
derung und die Haupterwartung gehen dann dahin, heute der „Reich Gottes“-Botschaft 
der Evangelien im Zusammenhang der „Schalom“- (d.h. der „‚Friedens‘-)Verkündigung 
des Alten Testaments jene dauernd begleitende kritische Funktion beizumessen. 

18. Nach bibelwissenschaftlichem Befund ist Gottes „Gerechtigkeit“ nicht so sehr als 
eine Eigenschaft zu verstehen als vielmehr im Sinn des Handelns, in dem Gott sich selbst 
zur Welt und zum Menschen schöpferisch in Beziehung setzt, und zwar durch Urteilsspruch 
(„Es werde Licht“ ist ein Urteilsspruch, nämlich zur Bannung des Chaos; ebenso fällt in 
„Friede sei mit euch“ ein Urteil, nämlich kraft der in Christus überwundenen Gottesfeind- 
schaft des Menschen). Indem ‚Gerechtigkeit“ und ‚Rechtfertigung‘ (im biblischen Sinn) 
wie keine anderen Begriffe die .‚Struktur“ des göttlichen Handelns anzeigen (Anm. 16), 
stehen sie integrierend z.B. auch für die biblische Botschaft von Gottes „Liebe‘‘ (und 
„Zorn“). 

19. Zur Gegenthese vgl. Anm. 6 zur Begründung der von der Kommission vertretenen 
Auffassung: Eberhard Jüngel: Paulus und Jesus, 3. Aufl., Tübingen 1967. 

20.Nur zu sagen, daß sie alle Jesus Christus bezeugen, wäre — obwohl dies erstrangig 
ist — doch nicht genug. Denn gerade in ihrem Christuszeugnis unterscheiden sie sich. 

21.In diesem doppelten Sinn (Handeln Gottes und Gottes Handeln am Menschen) hat 
sich die Dogmatik grundlegend vom Zeugnis der Schrift bestimmen zu lassen. Zugleich 
nimmt die Kommission damit Luthers Verständnis der „Rechtfertigung“ auf. 

22.Der Begriff „Mitte“ ist nur nach vorausgeschickter Interpretation übernommen und 
mit Bedacht in Anführungsstriche gesetzt. Die Kommission hat ihm gegenüber auch schon 
deswegen Bedenken, weil er als Bildrede nicht eindeutig bzw. nicht ausreichend ist („Mitte‘“ 
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als Bild für eine Funktion? Mitte im gegenständlichen Sinn ist die Rechtfertigung zweifel- 
los nicht! Da ist die ‚Mitte‘ — wenn man im Bild bleiben will — vielmehr und unbestrit- 
tenermaßen Jesus Christus selbst, der Menschgewordene, Gekreuzigte, Auferstandene und 
künftige Richter). Sofern — wie es bei Verwendung des Begriffs „Mitte“ geschieht — für 
die Funktionsbeschreibung des Rechtfertigungsartikels Anleihen bei naturwissenschaftli- 
chen Begriffen überhaupt möglich sind, käme hier heute vielleicht eher das physikali- 
sche „Modell“ (im Unterschied zur ‚„Formel‘‘) in Betracht: Rechtfertigung = Zuwendung 
des Heils an den Menschen, Rechtfertigungszeugnis = Modell aller Verkündigung des Evan- 
eliums. 
} Im Unterschied z.B. zu der Formulierung „tragender Grund, versammelnde Mitte und 
ausschließende Grenze“ (Anm. 15) spricht die Kommission von „notwendigem Bezugs- 
punkt“, „kritischer Komponente“ und „Prüfungsmaßstab“. Sie will damit unterstreichen: 
Alles ‚‚Weitersagen des Evangeliums“ ist notwendig bezogen auf die „Zuwendung des 
Heils“. — Dabei steht alle rechte Verkündigung unter der Verheißung, daß es in ihr zu 
dieser Zuwendung kommt. Da die Verkündigung jedoch zugleich menschliche Aussage ist, 
besteht auch immer die Gefahr, daß sie ihren Auftrag verfehlt. Hier stellt der Rechtferti- 
gungsartikel die „‚kritische Komponente‘ dar. Er macht nicht nur auf den Sachverhalt 
aufmerksam, sondern ist selbst zugleich der ‚„Prüfungsmaßstab‘‘. Das alles aber nicht etwa 
in bloß formalem Sinn. Schon gar nicht so, daß die verkündigende Kirche damit auf eine 
von ihr selbst aufzubringende Vollmacht der Verkündigung zurückgeworfen wäre. Vielmehr 
steht es so kraft der Wahrheit der immer schon vorgegebenen Rechtfertigung des Men- 
schen durch Gott in Jesus Christus. Als Verheißung und Anspruch gilt sie auch für die 
Kirche und ihre Glieder in ihrem Verkündigungsdienst. Vgl. Walther Fürst: Die Predigt 
der Rechtfertigung des Gottlosen...., in Das Kreuz Christi als Grund des Heils, Evange- 
lische Verlagsanstalt, Berlin 1969. 

23.Das schließt aber, wie gesagt, ein, daß die Kommission auch das, was sie im Haupt- 
teil ihrer Arbeit entsprechend der hier erläuterten Vorentscheidung anbieten wird, jeweils 
fachtheologisch zu begründen hat. Sie hat sich vorgenommen, dies in weiteren Arbeits- 
berichten zu tun. 

24.Es will in der Ökumene ökumenisch vertreten sein. In der Ökumene, d. h.: inmitten 
der Vielzahl der dortigen Theologien. Ökumenisch vertreten, d.h.: nicht im Sinne eines 
zu verteidigenden Besitzes, sondern als eine auch von uns selbst immer erst noch neu zu 
ergreifende Gabe im Dienst an der Bezeugung des Evangeliums in aller Welt. 

25. Vgl. im Kleinen Katechismus den Gebrauch des Wortes „Evangelium“ bei der Erklä- 
tung zum III. Artikel des Glaubensbekenntnisses: „Ich glaube, daß ich nicht aus eigener 
Vernunft noch Kraft an Jesus Christus, meinen Herrn, glauben oder zu ihm kommen kann; 
sondern der Heilige Geist hat mich durch das Evangelium berufen, mit seinen Gaben er- 
leuchtet, im rechten Glauben geheiligt und erhalten ...“. „Durch das Evangelium“ heißt 
hier: durch die Verkündigung, wie sie in der Predigt, in der Taufe, im Abendmahl und 
im seelsorgerlichen Gespräch geschieht. 

26.Vgl. Anm. 10. 

27. Die Reformatoren haben beides zugleich betont: die Gründung des Heils in Jesus 
Christus allein (Christus solus) und das völlige Angewiesensein des Menschen auf das Wort 
von außen (extra se). Daß sie beides zugleich betonten, ist nicht nur im Sinn einer not- 
wendigen Zuordnung zu verstehen. Vielmehr kommt darin zum Ausdruck, daß sie das 
Kommen und das Werk Jesu Christi selbst als Wortgeschehen verstanden und also auch 
umgekehrt das Ergehen der Botschaft als Vollzug des Heilswerkes durch Christus selbst 
(im Heiligen Geist). Sie brachten damit neu zur Geltung, was die Heilige Schrift beson- 
ders am Anfang des Johannes-Evangelium bezeugt. Vgl. auch den III. Artikel des Augs- 
burgischen Bekenntnisses, wo es (nach dem lateinischen Text) heißt: Desgleichen lehren 
sie, daß das Wort, das ist der Sohn Gottes, menschliche Natur angenommen habe ... 

28.Ein anderes Verständnis von „Verkündigen“ läge z.B. dann vor, wenn man sagte: 
Die Verkündigung schafft überhaupt erst das Heil, nämlich jeweils bei dem, der sie an- 
nimmt. Hier wäre also dem Glauben an ein schon ein für allemal durch Gott in Christus 
vollbrachtes Heilswerk — sozusagen als begründenden Vorlauf für Heilswirklichkeit heute 
— der Abschied gegeben. Zwar würde man auch da noch von Gott in Christus reden, zu- 
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mindest reden können. Relevant, bedeutsam würde „Gott in Christus‘ aber erst durch eine 
Verkündigung, die von ihm so zu reden vermag, daß hier und da, bei diesem und jenem, 
Glaube an ihn entsteht. 

Für traditionelle Theologie ist klar, daß es so nicht geht. Doch muß sie sich die Rück- 
frage gefallen lassen, was denn — zumal im Verstehenshorizont des Menschen der Neu- 
zeit — „ein für allemal durch Gott in Christus vollbrachtes Heilswerk“ eigentlich heißen 
solle? Sie muß sich dem Einwand stellen, daß „Verkündigung‘‘ dann doch wohl nicht mehr 
als Bericht von etwas, was einmal geschehen sei, darstellen könne. Sie muß überzeugend 
dartun können, daß sie mehr meint als Überführung von Menschen durch Historie, nur 
durch Geschichte, die einmal geschehen ist. 

29. Er selbst macht durch das zweite (die Rechtfertigungsverkündigung heute) das erste 
(das ein für allemal geschehene Heilswerk Gottes in Christus) präsent (gegenwärtig) und 
durch das erste (das einmalige Werk) das zweite (dessen Verkündigung) effektiv (wirksam 
beim Hörer). 

30.In Rückkoppelung auf den Problemkreis „Stellenwert‘‘ (2.1) wäre hier weiter zu be- 
denken, was also die „Rechtfertigung“ als „‚Zueignung des Heils an den Menschen“ für 
die „Verkündigung“ als „Vergegenwärtigung‘“ der Inhalte des Evangeliums überhaupt be- 
deutet. Denn die Zueignung geschieht ja in Vergegenwärtigung, und Vergegenwärtigung 
ohne Zuneigung wäre jedenfalls nicht mehr „Evangelium“. 

31.In den bisherigen Ausführungen dieses Berichts wurden abwechselnd die Ausdrücke 
„Rechtfertigung“, Rechtfertigungs,, geschehen“, Rechtfertigungs,‚botschaft‘“, Rechtferti- 
gungs,,zeugnis‘‘, Rechtfertigungs,‚verkündigung“, Rechtfertigungs,,lehre‘“‘, Rechtfertigungs- 
„artikel“ verwendet. Das wird auch weiterhin geschehen. Denn so sehr das, was sie jeweils 
im einzelnen anzeigen wollen, sachlich ineinander liegt bzw. in der wechselseitigen Zuord- 
nung verdeutlicht werden muß, bedarf es doch einer relativen Unterscheidung. Diese ist 
folgendermaßen gemeint: ‚„‚Rechtfertigung‘‘ (ohne Beiwort) soll die „Zuwendung des Heils 
als das, wovon hier insgesamt zu reden ist, bezeichnen. Rechtfertigungs,,‚geschehen“ soll 
unterstreichen, daß es sich — auf welcher Ebene und in welchem Bezug auch immer — ei 
gentlich nicht um einen Gegenstand, sondern um ein Sich-Ereignendes handelt. Rechtfer- 
tigungs,,‚botschaft‘“, Rechtfertigungs,,‚zeugnis‘‘ und Rechtfertigungs,,‚verkündigung‘ sollen 
insgesamt den Wortcharakter des Rechtfertigungs,‚geschehens‘‘ zum Ausdruck bringen, je- 
doch so, daß der erste Ausdruck mehr für die Grundbefindlichkeit, wie sie mit Gottes 
Handeln in Christus selbst gegeben ist, steht, der zweite mehr für die biblisch-apostolische 
Gestalt und der dritte insbesondere für die kirchliche Weiterbezeugung. Rechtfertigungs- 
„lehre‘‘ spricht einerseits die lehrmäßige Funktion und Struktur der Verkündigung an (wie 
sie ansatzweise schon im biblischen Zeugnis gegeben ist und ausführend in der Dogmatik 
ihren theologischen Platz hat). Rechtfertigungs,,artikel‘‘ schließlich meint wiederum das 
Ganze, nun aber vornehmlich in der Bedeutung, die die Reformation ihm beigemessen hat. 

Dasselbe gilt allgemein für die Verwendung der Ausdrücke „Botschaft“ und „Verkündi- 
gung‘ in dem Bericht. 

Der Ausdruck „rechte Lehre“ in der Überschrift zum folgenden Abschnitt nimmt die 
Redewendung „pure docetur“/,rein gepredigt‘‘ im VII. Artikel des Augsburgischen Be- 
kenntnisses auf (wo dies als Kennzeichen der Kirche und hinreichender Grund für ihre 
„wahre Einigkeit‘ angeführt wird). Weil jedoch der Ausdruck ‚rein‘ dogmatisch belastet 
ist, wird er durch .‚recht‘ ersetzt bzw. es soll damit das Problem angezeigt werden, das 
im Folgenden besonders auf die Verkündigung „heute‘‘ hin zu erörtern ist. 

32.Bedeutung des Rechtfertigungsartikels für die Verkündigung (2.1) und Geschichtlich- 
keit der Rechtfertigungsbotschaft (2.2). 

33.D.h. der, der sie treibt, muß sich auch in seiner Arbeit selbst von der Rechtferti- 
gungsbotschaft leiten lassen, und das Arbeitsergebnis, das er vorlegt, sollte so gut wie 
möglich auch in seiner Struktur dem Thema entsprechen. 

34, Und auch nicht dadurch, daß man von ihrer Geschichtlichkeit und ihrer Funktion 
her die im ganzen sachgemäßeste Theologie vertritt! 

35,Sie kann nicht mehr sein sollen als menschliches „‚Werk‘‘ im Dienst an evangeliums- 
gemäßer Verkündigung. Das aber soll sie auch wirklich sein, und zwar einschließlich der 
Wissenschaftlichkeit ihrer Arbeitsmethoden. 
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36.Schon im 16. Jahrhundert ist aus der reformatorischen Tradition ein dogmatisches 
Lehrsystem entwickelt worden, das sich vom dortigen ursprünglichen Begriff des „Leh- 
rens“ (‚lehren‘‘ = „‚predigen‘ , Augsburgisches Bekenntnis, Art. VII) beträchtlich entfernt 
hat. Zwar war auch diese Systematisierung der „Lehre‘ noch darauf gerichtet, durch nach- 
folgende Interpretationen der Rechtfertigung deren evangeliumsgemäßger Verkündigung in 
der kirchlichen Praxis zu dienen. Auch hat der Grundgehalt dieser Lehrgebäude für uns 
bleibende Bedeutung. Aber gerade der Versuch, die faktische Verkündigung durch ein 
verbindliches dogmatisches System abzusichern und damit die Rechtgläubigkeit der Kir- 
che im Sinne ihres Bekenntnisstandes zu garantieren, bedeutete schon ein Sich-Entfernen 
vom reformatorischen Ursprung. 

37. Wir haben fast eine Scheu vor Systemen, und das hat auch einen allgemein-geistes- 
geschichtlichen Grund. „Wahrheit‘‘ wird heute nicht mehr als ein in sich geschlossenes 
Ganzes, das auch als solches aussagbar sein müßte, verstanden. Das heißt zwar nicht, daß 
sich das heutige Wahrheitsverständnis darin aufgelöst habe, nur noch mit lauter „Teil 
Wahrheiten‘ zu rechnen. Doch kann heute kein einzelner und keine Gruppe mehr den 
Anspruch erheben, die „ganze Wahrheit‘‘ zur Sprache bringen zu können und dies, im Ge- 
gensatz zu allen andern, allein zu vermögen. 

Daran haben auch wir Christen teil, einfach als Menschen unserer Zeit. Jedenfalls haben 
wir das zu beachten, wenn wir mit unserer Rede andere erreichen wollen, die eben dieses 
heutige Wahrheitsverständnis haben. Sie erreichen zu wollen, entspricht unserm Auftrag! 

38.Hier — in den Darlegungen zu 2.3.2 (verbunden mit 2.3.1) — hat die methodische 
Programmierung des Lehrgesprächs (vgl. 1.3.1) ihre theologische Begründung. 

39. „Exemplarische Sprachvorgänge‘ will mehr anzeigen als etwa nur „beispielhafte Re- 
deweisen‘‘. Dahinter steht, daß heute die ganze Wahrheitsfrage nicht nur philosophisch, 
sondern auch theologisch mit den Begriffen „‚Sprache‘“‘ und „Sprachgeschehen“ eng ver- 
bunden ist. Theologisch knüpft man dabei an die reformatorische „Theologie des Wortes 
Gottes‘‘ an. Zugleich aber werden eben heutige geistesgeschichtliche Entwicklungen aufge- 
nommen. Das geschieht so, daß die Offenbarung, das Christusgeschehen, das Evangelium, 
die Verkündigung als „Zur Sprache kommen‘ und „Zur Sprache bringen“ Gottes erschlos- 
sen werden. Indem sie als solche erschlossen werden, wird auch der ‚„Wahrheits‘frage ihr 
Ort zugewiesen: Das „‚Sprachgeschehen‘‘ ermöglicht und fordert heraus die Antwort des 
Glaubens, der die zugesprochene Wahrheit bzw. die Wahrheit des Zuspruchs eıgreift. 

40.Gemeint ist damit die Gesamtheit der geschichtlichen und gesellschaftlichen Fakto- 
ren, wie sie im Denken und Handeln von Menschen in der jeweiligen Situation zur Aus- 
wirkung kommen. 

41.Nach Meinung der Kommission gehört das alles zur Wesens- und Ortsbestimmung der 
Verkündigung im Ganzen. Für die Verkündigung der Rechtfertigung aber hat es besonde- 
re Bedeutung, und zwar deswegen, weil im Rechtfertigungsartikel die spezielle Begrün- 
dung für die Bezogenheit aller Verkündigung liegt. 

Einerseits weist die Rechtfertigungsbotschaft sozusagen hinter sich selbst zurück: auf 
Gott, der sich in der Sendung des Sohnes als Versöhner zu uns Menschen in Beziehung 
gesetzt hat. Andererseits ist die Rechtfertigung als Zuwendung des Heils an den Menschen 
in sich wie nichts anderes Vollzug der Bezogenheit Gottes in Christus auf uns. Und weiter: 
indem sie den Sünder meint, so wie er ist, muß die Verkündigung (die wiederum im Zu- 
wendungswillen begründet ist) den Menschen eben da aufsuchen, wo immer er sich befin- 
det. Desgleichen und im Zusammenhang mit dem allen: weil Rechtfertigung Wortgesche- 
hen ist, muß die Verkündigung in bezug auf den Hörer geschehen; weil Christus, das 
Wort Gottes, nicht Gott deklamiert, sondern sich mit uns solidarisiert, gehören die „Be- 
zugshorizonte‘“ immer schon zur „Verkündigung“. Sie zu respektieren, ist nicht eine Frage 
geschickter Rhetorik, sondern der Sachgemäßheit und des Glaubensgehorsams. 

42.Die VELK-DDR und ihre Gliedkirchen. 

In Artikel 1 der für die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche in der DDR geltenden 
Verfassung heißt es: 

„Die Grundlage der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche ist das Evangelium von 
Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments gegeben und in 
den Bekenntnisschriften der Evangelisch-lutherischen Kirche, vornehmlich in der ungeän- 
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derten Augsburgischen Konfession von 1530 und im Kleinen Katechismus Martin Luthers 
bezeugt ist.“ 

Ahnliche Aussagen über die Bekenntnisbindung finden sich in den Verfassungen der Glied- 
kirchen der VELK. Die Verfassung der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens 
hat folgende Präambel: 

„Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens steht getreu dem Glauben der Väter 
auf dem Evangelium von Jesus Christus wie es in der Heiligen Schrift Alten und Neuen 
Testamentes gegeben und in den drei altkirchlichen Symbolen, in der unveränderten Augs- 
burgischen Konfession von 1530, in der Apologie, in den Schmalkaldischen Artikeln, in 
den Katechismen Martin Luthers und in der Konkordienformel als den Bekenntnisschrif- 
ten unserer evangelisch-lutherischen Kirche bezeugt ist.“ 

In $ 1 der Verfassung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen heißt es: 

„Grundlage der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Thüringen ist das Evangelium von 
Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments gegeben und 
in den Bekenntnisschriften der Evangelisch-Lutherischen Kirche bezeugt ist ... Der Be- 
kenntnisstand kann nicht durch Gesetzgebungsakt geändert werden.“ 

Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs beschreibt die Bekenntnisbin- 
dung in ihrer Verfassung wie folgt: 

‚Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Mecklenburgs bekennt sich zu Jesus Christus, 
dem gekreuzigten und auferstandenen Sohne Gottes, als ihrem Herrn und Heiland. Getreu 
dem Erbe der Väter, steht sie auf dem in der Heiligen Schrift gegebenen, in den lutheri- 
schen Bekenntnisschriften bezeugten Evangelium als der unantastbaren Grundlage für ihre 
Arbeit und ihre Gemeinschaft.“ 

Die EKU und ihre Gliedkirchen in der DDR. 

In den Grundartikeln der Evangelischen Kirche der Union heißt es: 

„(1) Die Evangelische Kirche der Union bekennt sich zu Jesus Christus, dem Fleisch ge- 
wordenen Worte Gottes, dem für uns gekreuzigten, auferstandenen und zur Rechten Got- 
tes erhöhten Herrn, auf den sie wartet.“ 

‚(3) Sie bekennt mit den Vätern der Reformation, daß die Heilige Schrift die alleinige 
Quelle und Richtschnur unseres Glaubens ist und daß das Heil allein im Glauben empfan- 
gen wird.“ 

„(6) Sie weiß ihre lutherischen, reformierten und unierten Gemeinden für die Auslegung 
der Heiligen Schrift gewiesen an die reformatorischen Bekenntnisse, die gemäß den Grund- 
ordnungen ihrer Gliedkirchen in den Gemeinden gelten.“ 

Die Grundordnung der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg enthält einen Vor- 
spruch „Von Schrift und Bekenntnis‘. Darin heißt es: 

„4. Sie bekennt mit den Vätern der Reformation, daß Jesus Christus allein unser Heil 
ist, offenbart allein in der Heiligen Schrift Alten und Neuen Testaments, geschenkt allein 
aus Gnaden, empfangen allein im Glauben. 

Sie ist eine Kirche der lutherischen Reformation, in der weit überwiegend die lutheri- 
schen Bekenntnisschriften in Geltung stehen: die Augsburgische Konfession, die Apologie, 
die Schmalkaldischen Artikel der Kleine und Große Katechismus Luthers, die Konkordien- 
formel — wo sie in Kraft steht. 

Sie hat ihren besonderen Charakter in der Gemeinschaft kirchlichen Lebens mit den zu 
ihr gehörigen reformierten Gemeinden, in denen die reformierten Bekenntnisschriften gel- 
ten: der Heidelberger Katechismus und in den französisch-reformierten Gemeinden die 
Confession de foi und die Discipline ecclesiastique. 

Im Verständnis des von den Reformatoren gemeinsam bezeugten Evangeliums weiß sie 
sich verpflichtet, das Bekenntnis ihrer Gemeinden zu schützen und zugleich dahin zu wir- 
ken, daß ihre Gemeinden in der Einheit des Bekennens beharren und wachsen.‘ 

„6. Sie weiß sich verpflichtet, ihre Bekenntnisse immer wieder an der Heiligen Schrift 
zu prüfen und in Lehre und Ordnung gegenwärtig und lebendig zu erhalten. 

Immer neu zum Zeugnis gerufen, wird sie durch ihre Bekenntnisse zur Schrift geführt 
und zum rechten Bekennen geleitet. 

7. ... Sie gewährt den Gliedern aller Gemeinden Anteil an der Gemeinschaft des Gottes- 
dienstes und der Sakramente. 
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Durch das Miteinander der verschiedenen reformatorischen Bekenntnisse weiß sich die 
Kirche verpflichtet, ihre Glieder immer neu zu rufen, auf das Glaubenszeugnis der Brüder 
zu hören.“ 

Die Aussagen zur Bekenntnisbindung in der Grundordnung der Evangelischen Kirche der 
Kirchenprovinz Sachsen sowie in der Kirchenordnung der Evangelischen Kirche des Görlit- 
zer Kirchengebietes stimmen bis auf geringfügige Ausnahmen mit dem Berlin-Brandenbur- 
ger Text wörtlich überein. 

In der Kirchenordnung der Evangelischen Landeskirche Greifswald wird festgestellt: 

Sie ‚bekennt sich zu Jesus Christus, dem Sohn des lebendigen Gottes, dem für uns ge- 
kreuzigten und auferstandenen Herrn. Damit steht sie in der Einheit der einen heiligen 
allgemeinen christlichen Kirche, die überall da ist, wo das Wort Gottes lauter verkündigt 
wird und die Sakramente recht verwaltet werden. 

Ihre unantastbare Grundlage ist das Evangelium, wie es in der Heiligen Schrift Alten 
und Neuen Testaments bezeugt ist. Sie erkennt die fortdauernde Geltung ihrer Bekennt- 
nisse an: des apostolischen und der anderen altkirchlichen, ferner der Augsburgischen 
Konfession, der Apologie, der Schmalkaldischen Artikel und des Kleinen und Großen 
Katechismus Luthers. Sie weiß sich zu immer neuer Vergegenwärtigung und Anwendung 
dieser Bekenntnisse verpflichtet. wie dies auf der Bekenntnissynode in Barmen 1934 bei 
spielhaft geschehen ist.“ 

Die Evangelische Landeskirche Anhalts bildet insofern eine Ausnahme, als sich in ihrer 
Verfassung kein Bezug zu den Bekenntnisschriften der Reformationszeit findet. In der 
Präambel heißt es über die Evangelische Landeskirche Anhalts: 

„(2) Sie bekennt sich zu dem Evangelium von der freien Gnade Gottes in Jesus Chri- 
stus, unserem Herrn, dem Heiland und Erlöser der Welt, bezeugt in der Heiligen Schrift 
Alten und Neuen Testaments, von neuem erschlossen in der Reformation, im Glauben 
ergriffen durch den Heiligen Geist. 

(3) Die Evangelische Landeskirche Anhalts, hervorgegangen aus lutherischen und re- 
formierten Gemeinden, bekennt sich als unierte Kirche zur Abendmahlsgemeinschaft mit 
allen evangelischen Kirchen ...‘“ 

43.Vgl. oben 1.2.1 

44.Edmund Schlink: Der kommende Herr und die kirchlichen Traditionen, S. 25. 

45. Vgl. z.B. 1.Kor. 8,6; 1.Kor. 15,3--6. 

46. Methodisch will die Kommission so vorgehen, daß sie die Aussagen der Bekennt- 
nisse jeweils bei den zu erörternden Sachproblemen aufarbeitet. 


In ihrer 7. Sitzung vom 12. bis 15. September 1971 befaßte sich die Kommis- 
sion für das Lehrgespräch mit ersten Reaktionen auf diesen Werkstattbericht I. 
Über diese Sitzung erging folgende Verlautbarıng (ENA XXXIV/38 vom 22. 
September 1971): 


In dieser ersten Sitzung nach der Veröffentlichung des Werkstattberichtes I befaßte sich 
die Kommission mit den Reaktionen, die ihr aus der kirchlichen Öffentlichkeit zugegan- 
gen sind. Die Kommission hat erste zustimmende wie auch kritische Äußerungen von 
theologischen Lehrern, Pfarrern und Laien erhalten. 

Die Stellungnahmen befassen sich unter anderem mit den Ausführungen des Berichtes 
über die „Bedeutung der Bekenntnisse“. Der Werkstattbericht hatte von den Bekennt- 
nissen gesagt, sie seien nicht das Fundament der Kirche, sondern bezeugten, was für die 
Kirche fundamental ist. Zu dieser Aussage wurde die Ansicht vertreten, daß damit die 
Bedeutung der Bekenntnisse für die Kirche relativiert wird. Andere betonten dagegen, man 
werde der Bedeutung der Bekenntnisse heute nur gerecht, wenn man in unserer Zeit 
neu auszusagen versuche, was für die Kirche fundamental ist. 

Unterschiedliche Meinungen wurden auch zu der Frage geäußert, ob und in welchem 
Sinn der Rechtfertigungsartikel als Mitte des Evangeliums und Maßstab der Verkündigung 
verstanden werden kann. Einerseits wurde der Überzeugung Ausdruck verliehen, man 
könne Kirchengemeinschaft nicht nur auf Grund einer Einigung über die Verkündigung 
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der Rechtfertigung eingehen. Andererseits wurde betont, daß hier in der Tat Mitte und 
Maßstab christlicher Verkündigung liege. 

Die Kommission hat die ihr zugegangenen Äußerungen zum Werkstattbericht mit Dank- 
barkeit entgegengenommen. Sie wird die Stellungnahmen in ihre weiteren Überlegungen 
einbeziehen und hat zum Ausdruck gebracht, daß sie an der kritischen Begleitung ihrer 
Arbeit durch die kirchliche Öffentlichkeit weiterhin stark interessiert ist. 

Dem Programm der Kommission entsprechend galt der weitere Verlauf der Sitzung der 
Vorbereitung des Werkstattberichtes II, der sich mit den Themen ‚Heutige Rede vom 
Menschen“ und „Heutige Rede von Gott“ unter dem Gesichtspunkt der Rechtfertigung 
beschäftigen wird. Der heutige Mensch erfahre, so wurde dabei zum Ausdruck gebracht, 
von der Gesellschaft Bzanspruchung und Anerkennung. Er sei dabei zugleich an seiner 
Selbstrechtfertigung interessiert. Als verantwortliche Person sei er aber auch auf seine 
Annahme durch Gott in Christus und damit auf den Zuspruch seiner Rechtfertigung 
durch Gott angewiesen. 

Mit der Arbeit in diesem weitgespannten Rahmen will die Kommission ihrem Auftrag 
entsprechend die Voraussetzungen dafür schaffen, daß die im Bund der Evangelischen 
Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik zusammengeschlossenen Kirchen sich 
auf Grund der Übereinstimmung in der Verkündigung der Rechtfertigung Kirchenge- 
meinschaft erklären können. 

In einem kurzen Arbeitsabschnitt ließ sich die Kommission ferner über den Stand der 
Vorbereitungen einer Konkordie zwischen den lutherischen, reformierten und unierten 
Kirchen in Europa informieren. Sie brachte ihre Befriedigung darüber zum Ausdruck, 
daß eine Reihe von Kommissionsmitgliedern durch den Bund der Evangelischen Kirchen 
in der DDR zu der theologischen Vorkonferenz delegiert worden sind, die zur Erarbei- 
tung eines Konkordieentwurfes vom 19. bis 24. September in Leuenberg (Schweiz) statt- 
findet. Sie sieht darin eine gute Möglichkeit, die Bemühungen um Kirchengemeinschaft in 
der Deutschen Demokratischen Republik und auf europäischer Ebene zu koordinieren. 


Noch zum Ende des Jahres 1971 kam der bereits angekündigte Werkstatt- 
bericht II heraus. 


Kommission für das Lehrgespräch Berlin, 27. 12. 1971 


WERKSTATTBERICHT I: 
RECHTFERTIGUNG UND HEUTIGE REDE VON GOTT 


Die Kommission für das Lehrgespräch gibt hiermit einen zweiten „‚Werkstattbericht‘ her- 
aus. Auch bei ihm handelt es sich nicht um einen endgültigen, von der Kommission im 
Wortlaut verabschiedeten Text, sondern um eine Mitteilung über einen Ausschnitt aus der 
noch laufenden Arbeit. 

Während der erste Bericht über Ziel und Methode der Kommissionsarbeit im Sinne von 
Vorentscheidungen für das Unternehmen im ganzen Auskunft gab, wird mit diesem zwei- 
ten Bericht das bisherige Arbeitsergebnis auf einem der Sachgebiete, in die sich das Gene- 
ralthema „Wie verkündigen wir heute die Rechtfertigung?“ gliedert, zur Diskussion ge- 
stellt. 

Das geschieht diesmal, ohne daß der Weg, auf dem es zu diesem bisherigen Ergebnis ge- 
kommen ist, nachgewiesen wird. Die Kommission rechnet es zu ihren Aufgaben, den Ver- 
such einer Anzeige „exemplarischer Sprachvorgänge“ zu unternehmen (Werkstattbericht I, 
2.3.2, ‚Theologische Rede heute“). Eben um einen solchen Versuch handelt es sich hier, 
und als solcher soll er zur Wirkung kommen. Vorläufe, Unterbrechungen oder Exkurse in 
der Art beigefügter Argumentationsgänge, Erläuterungen oder Nachweise hätten dies ge- 

_ stört. Die Kommission behält sich vor, auch künftig, wo es methodisch geraten erscheint, 
bei ihren Berichten so zu verfahren. In anderen Fällen wird sie das Verfahren des ersten 
Berichts wiederaufnehmen oder noch andere wählen. 

Selbstverständlich sind aber auch der jetzigen Veröffentlichung ausführliche theologische 

Erörterungen, Situationsanalysen und Vorentwürfe vorausgegangen. Sie betrafen sowohl 
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die bibelwissenschaftliche Frage nach der „Gerechtigkeit Gottes‘ als auch die systematisch- 
theologische nach dem Zusammenhang vom Handeln Gottes und Erkenntnis Gottes in 
Jesus Christus. Sie gingen von der Frage nach dem Grund der Rechtfertigung als Grund, der 
außerhalb unser selbst liegt, aus und reflektierten ihn als den Grund unseres Seins und als 
das Gegenüber unsers Personseins, aber auch als Grund der Welt. Dabei profilierte sich, 
daß dieser Grund kategorial faßbar wird in Jesus Christus und seiner Geschichte. Es kam 
zu Erörterung der Nicht-Gegenständlichkeit Gottes außer in Jesus Christus, und dieses 
führte zu einer Aufarbeitung der heutigen Verkündigungssituation unter dem Gesichts- 
punkt: Rede von Gott in Solidarität und Anspruch gegenüber dem neuzeitlichen Atheis- 
mus. 

1. Ermutigung zur Rede von Gott 


Für den Christen ist es nicht ins Belieben gestellt, ob er von Gott redet. Er muß von 
Gott reden. Er muß es, obwohl er sich fragen wird: kann ich eigentlich von Gott reden? 
Die Ratlosigkeit und die Skepsis der Zeitgenossen, wie man denn heute noch von Gott 
reden könne, sind auch dem Christen wohl meist aus eigener Erfahrung vertraut. Wenn in 
der Verkündigung so von Gott gesprochen wird, daß der Glaube kommt und daß Men- 
schen diese Rede im Glauben weitersprechen können, wird solche Ratlosigkeit mitsamt 
der Skepsis überwunden. Es zeigt sich auf einmal, daß es eine gute Sache ist, von Gott 
zu reden. Der Mensch wird dabei nicht ärmer und auch nicht dümmer. Sondern er er- 
fährt, daß das Leben zugleich intensiver und gelöster, der Horizont weiter und hoffnungs- 
voll-heller dadurch wird. Das ist das Thema der Rechtfertigungsbotschaft. Jesus Christus 
wird verkündigt, Gott hat sich durch ihn den Menschen zugewandt und blickt sie ernst 
und doch freundlich an. Die Menschen sind nicht mehr allein, sie sind nicht mehr unter 
sich, wie sie meinten, ja, sie waren’s, so kommt es an den Tag, niemals. Ein anderer ist in 
ihrer Mitte und steht ihnen gegenüber. Sein Wort wird vernehmbar. Dieses Wort ist ein 
großes Ja-Wort, ein Wort des höchsten Interesses an den Menschen und ihrem Leben, 

ein Wort der Liebe. Diese Liebe, durch die der Mensch sich gewollt, angenommen und 
umworben sieht, ist eine leidenschaftliche Liebe. Es ist ihr bitterer Ernst, und sie ist doch 
nicht erbittert. Sie erweckt Vertrauen, aber sie fordert den Menschen auch. Sie fordert 
ihn auf der ganzen Linie seines Lebens, sie fordert freie Wieder-Liebe vom Menschen, sie 
behaftet ihn bei seiner Fürsorgepflicht für die Mitmenschen und für die Gestaltung men- 
schenwürdiger Verhältnisse in der Welt. Sie erläßt nicht die Erinnerung an die Schuld und 
an all das, was anders werden muß. Vor dieser Liebe, mit der Gott ihm begegnet, vermag 
sich der Mensch nicht wie vielleicht noch vor menschlichen Instanzen zu rechtfertigen; 
hier ist er radikal in Frage gestellt: Wie soll es eigentlich noch sinnvoll mit dir weiterge- 
hen? Und doch geht es weiter, weil Gott in seiner Liebe den Menschen nicht nur fordert 
und ihn nicht nur schuldig spricht, sondern ihn zugleich damit entlastet und freispricht. 
Er stellt ihm Jesus Christus an die Seite, der die Last und die Schuld der Menschen trägt, 
bis dahin, daß er ihren Tod stirbt. Gott macht in Seiner Liebe mit den Menschen einen 
neuen Anfang und befreit sie zu neuer Freiheit, zu der Freiheit von den schuldhaften und 
schicksalhaften Bindungen, zu der Freiheit, mit Gott immer wieder neu anfangen, die 
lastende Vergangenheit überwinden und einer lebendigen Zukunft sich öffnen zu können, 
der Zukunft, die mit der Auferweckung Jesu von den Toten zur neuen Wirklichkeit un- 
serer Welt geworden ist; die zwar noch in der alten Gestalt der Welt verborgen ist, aber 
nicht mehr rückgängig gemacht werden kann. 


2. Gottes Gegenwart in der Welt 


2.1 Wer diesem Wort der annehmenden, der fordernden und entlastenden, der neues Le- 
ben schenkenden Liebe Gottes sich selbst und auch seine Mitmenschen und seine Welt 
anvertraut, wer von dieser Liebe für seine Mitmenschen und seine Welt und auch für sich 
selbst Leben und Kraft zur Liebe empfängt, wird von Gott reden und damit auf den hin- 
weisen, ohne den solches Vertrauen und solches erneuertes Leben nicht möglich ist. Diese 
Möglichkeit, so wird damit gesagt, liegt nicht in mir, auch nicht in meinem Glauben, sie 
liegt auch nicht in den Mitmenschen, die auf sie wie ich auch angewiesen sind. Sie liegt 
in einem anderen, außerhalb aller menschlichen Möglichkeiten. Und sie ist dennoch inmit- 
ten der menschlichen Wirklichkeiten gegenwärtig. 
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2.2 Diese göttliche Möglichkeit wirkt sich aus in unseren menschlichen Wirklichkeiten. 
Gott redet, aber er redet durch Menschen zu Menschen. Gott wendet sich uns zu, aber 
er tut das, indem er Menschen für Menschen aufbietet. Gott hilft, aber er tut das, indem 
er Menschen Menschen helfen läßt und indem er weltliche Wirklichkeiten zur Verfügung 
stellt. Wem in Jesus Christus Gott begegnet ist, der wird nun auch all das, was an Liebe, 
an ernstzunehmender Forderung und weiterhelfender Entlastung, an Anstößen und Hil- 
fen zu erneuertem Leben ihm durch andere Mitmenschen zuteil wird, oder was er selbst 
anderen zu gewähren vermag, auf den Anderen beziehen, den wir Gott nennen. Diese 
Begegnung mit Gott hat ihre Mitte und den Ursprung ihrer Erneuerung in Jesus Christus. 
Aber von dieser Mitte her wird deutlich, daß wir auch im gesamten Umkreis uns mit un- 
serem Leben Gott verdankten, vor ihm schuldig wurden, von ihm weitergetragen wurden 
und von ihm die Lebendigkeit unseres Lebens immer neu empfinden. 

2.3 Die christliche Gemeinde faßt das im Bekenntnis zu Gott als dem allmächtigen 
Schöpfer zusammen. Unsere Welt ist zwar voller Widersprüche, hin- und hergerissen von 
gegeneinander wirkenden Bewegungen, erschüttert vom Streit um Recht und Unrecht, 
Gut und Böse, Alt und Neu, Verwerfung und Hoffnung. Sie ist aber zugleich voll von 
guten, weiterführenden Möglichkeiten; in den Auseinandersetzungen mit den ernstgenom- 
menen Widersprüchen liegen Chancen zu sinnvoller Arbeit; im Streit kommt Steckenge- 
bliebenes erneut in Gang. Die Möglichkeiten des von Gott seiner Schöpfung gewährten 
Lebens erhalten diese Welt in Bewegung. Diese Welt ist nicht von Gott verlassen, wenn 
sie auch nicht der Zeuge der Liebe Gottes sein kann, der uns zum Vertrauen auf Gott 
und zum Mut der Liebe verhilft. 

2.4 Auch ohne schon bei Jesus Gott neu begegnet zu sein, hat der Mensch in dem, 
was er an guten Gaben, an Leben und Glück, Geborgenheit und Hilfe empfängt, letztlich 
mit Gott seinem Schöpfer zu tun, der ihn geschaffen hat und erhält, der also des Men- 
schen Dankbarkeit beanspruchen kann und vor dem der Mensch in seiner Undankbarkeit 
schuldig wird. Und auch in allem echten Gefordertsein, in aller unentrinnbaren Verant- 
wortung hat der Mensch schon mit Gott seinem Schöpfer zu tun, der der Liebe gemein- 
sam mit ihm eine gute Welt bauen will. Wenn auch solcher Anspruch durch den Mit- 
menschen und die Gesellschaft an den Einzelnen herantritt, so steht er mit seiner Stel- 
lungnahme dazu doch letztlich in der Verantwortung vor Gott selbst und wird vor ihm 
schuldig. Gott steht uns in allem gegenüber, und vor ihm tun und lassen wir alles, ob 
wir uns dessen bewußt sind oder nicht. Und wenn wir — als Christen oder Nichtchristen 
— eine gute sinnvolle Zukunft erhoffen und dazu unser Werk tun, um es miteinzubrin- 
gen in das Kommende, dann stehen wir auch damit vor Gott. Er führt die Zukunft seines 
guten Lebens zugunsten der Menschen und ihrer Welt herauf. Aus ihm leben wir, wenn 
auch vielleicht sehr undankbar und gedankenlos und darum dem Selbstruhm verhaften. 

2.5 Es ist eben möglich, in der Welt einerseits von den Möglichkeiten Gottes zu profi- 
tieren und andererseits ohne Dank und ohne auf Ihn zu verweisen scheinbar nur durch 
sich selbst, durch die eigene Leistung zu leben. Gott, der große Geber ist zwar gegen- 
wärtig, aber nur die Gaben sind greifbar und direkt erfahrbar. Er selbst bleibt ungegen- 
ständlich; er ist nicht hier oder dort, wie man das von einem Ding sagen könnte. Die Er- 
fahrungen, die der Mensch in der Welt mit Gott machen kann, sind Erfahrungen mit ge- 
schenktem Leben, mit gefundenen Mitmenschen, mit eröffneten Chancen, mit auf uns 
zukommender Verantwortung, mit unverdientem Glück. Gewiß, das Herz des Menschen 
kann darin froh und gelöst, ernsthaft und mutig werden, aber es bleibt der Irre und der 
Zweideutigkeit ausgesetzt, solange der Geber alles dessen ungegenständlich bleibt, nicht 
selbst in der Mitte erscheint und also verborgen ist. Darum bleibt in diesem Bereich alles 
Reden von Gott auch der Eigenmächtigkeit des Menschen ebenso wie dem Verstummen 
ausgesetzt. Rechtes Verhalten des Menschen zu Gott und damit auch rechtes Reden von 
Gott in diesem Bereich wird erst möglich, wenn dieser Bereich zum Umkreis der Geschich- 
te Jesu Christi wird, die als die Mitte des neuen Gottesverhältnisses auch zum Ursprung 
eines erneuerten Verhaltens im gesamten Bereich der Weltwirklichkeiten wird. 


3. Der in der Geschichte Jesu begegnende Gott 


3.1 Im Blick auf Jesus Christus genügt es nicht, nur vom Menschen zu reden. Wenn wir 
anderswo gute Mitmenschlichkeit erfahren, so werden wir zwar als Christen dafür Gott 
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danken, aber es besteht keine jeden zwingende Nötigung, über den Mitmenschen hinaus 
an Gott zu denken. Auch Jesus begegnet den Menschen als der Mitmensch, der in guter 
Menschlichkeit ihnen hilft, menschlicher zu werden. Er ruft die Verlassenen und Ausge- 
stoßenen, er heilt die Kranken, er gibt den Verfahrenen die Chance eines Neuanfangs, er 
setzt sich mit den Deklassierten an einen Tisch. Er handelt und redet in Entschiedenheit 
und Vollmacht. Er erinnert mit großem Ernst an den rechten Weg menschlichen Lebens, 
er erinnert an den Bruder, der Hilfe, Verständnis und Vergebung braucht, er durchbricht 
die Grenzen, die das Freund-Feind-Denken gezogen hat. Aber in alledem unterstellt er 
sich selbst und seine Hörer Gott dem Vater. Vor Ihm steht auch Jesus, ihm verdankt auch 
er sein Leben und seine Kraft, helfen zu können, von ihm empfängt er die Entschieden- 
heit und die Vollmacht seines Redens und Handeins. Jesus selbst zwingt uns, seine gute 
Mitmenschlichkeit als von Gott dem Vater kommend anzusehen. Jesus unterscheidet 
selbst sich als den Sohn von Gott dem Vater und stellt so auch die, die an seiner Seite 
sind, vor den Gott, der als der Andere begegnet. 

3.2 Weist das menschliche Leben Jesu über sich hinaus auf Gott den Vater als den Grund 
dieses und allen Lebens, so kommt doch zugleich eben in diesem mitmenschlich gelebten 
Leben Jesu Gott selbst zu den Menschen. Hier nimmt Gott menschliche Gestalt an. Jesus 
verkündigt Gott nicht nur als den, auf den die Menschen sich mit ihrem Vertrauen und 
ihrer Hoffnung ausrichten sollen, sondern in Jesu Geschichte kommt Gott und begibt sich 
in die menschliche Lage hinein, die von Vertrauensschwund und enttäuschter Hoffnung 
gezeichnet ist. In der Zuwendung Jesu begegnet uns der sich uns zuwendende Gott selbst, 
in seinem Anspruch spricht Gott selbst zu uns an, in seinem vergebenden, uns überwin- 
denden und befreienden Wort redet Gott selbst mit uns. Jesus ist mit seinem Reden und 
Handeln ganz und gar das Wort Gottes an uns, von Gott ausgesprochen, ausgesandt, er- 
mächtigt und bestätigt. Gott ist in unserer Mitte eingekehrt. Er, der ungegenständliche 
Grund der Möglichkeiten der Welt und des Menschen, ist gegenständlich geworden, erfahr- 
bar mitten in menschlicher Geschichte. Wenn wir es mit der Person Jesu zu tun bekom- 
men, begegnet uns Gott selber. Wenn der Christ von Gott zu reden hat, wird er darum 
immer wieder von Jesus reden müssen. Bleibt das Reden von Gott im Bereich der Welt- 
wirklichkeit der Irre und Fraglichkeit ausgesetzt, so kann nun von Gott geredet werden, 
indem die Geschichte Jesu erzählt wird. 

3.3 Diese Geschichte Jesu inmitten der Geschichte aller Menschen, diese Geschichte, die 
schon mit der besonderen Geschichte des Volkes Israel, zu dem Jesus zunächst gehört, an- 
gehoben hatte, ist Gottes eigene Geschichte. Nun sind Gottes Geschichte und des Men- 
schen Geschichte nicht mehr zu trennen, so endgültig hat sich Gott in Jesus mit den Men- 
schen verbunden. Doch ist diese Bindung Gottes eine Bindung in Liebe und in Freiheit. 
Gott verliert damit nicht seine Freiheit, sondern führt seine Liebe auch gegen menschli- 
chen Widerstand zum Sieg und ermöglicht menschliche Geschichte gerade dadurch, daß 
er als der von Gottes Liebe überwundene und besiegte Feind an den Errungenschaften 
dieses Sieges durch Gottes freie Gnade beteiligt wird. Es gibt für den Menschen jetzt keine 
Zukunft mehr ohne Gott. Er kann an der Vollendung der Geschichte nur in der Gemein- 
schaft mit Gott anteil gewinnen und steht damit vor der Entscheidung, ob er weiter eine 
eigene, unabhängige, selbst zu sichernde und zu erstellende Zukunft sich erzwingen oder 
sich mit Gott versöhnen lassen will. 

3.4 Gott hat aber aller Entscheidung der Menschen zuvor die menschliche Geschichte 
mit ihrer tiefsten Not für das Leben erobert. Jesus starb den Tod des Menschen, den Tod, 
mit dem der von Gott abgewandte Mensch vor seiner eigenen Armut und dem Nichts 
steht, den Tod, den der Mensch in Konsequenz seiner Gottesfeindschaft fern von Gott 
und seiner Lebensfülle zu erleiden hat. In dem Sterben Jesu, in dem Sterben des Men- 
schen also, in dem Gott selbst als Mitmensch in menschlicher Gestalt und Existenz zu 
den Menschen gekommen ist, hat Gott selbst diesen Tod überwunden, indem er selbst 
des Menschen Geschick übernahm und so die Gottesferne zur verborgenen Gottesnähe 
gemacht hat. So hat Gott die Tiefe des menschlichen Existierens in seine Geschichte auf- 
genommen und unter die Verheißung seiner göttlichen Lebensfülle gestellt. Diese Lebens- 
fülle hat er dem Menschengeschlecht zugewandt, indem er den gekreuzigten Jesus vom 
Tode auferweckte und zum lebendigen Herrn über Lebende und Tote gemacht hat. Jesus 
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lebt, das heißt: er ist weiter da für die Menschen als der Mitmensch, durch den Gott der 

Vater allen Menschen neues Leben anbietet und zuwendet. Der auferstandene Jesus ist 

das Haupt einer erneuerten Menschheit und einer neuen Welt und wird darum einst, voll 

endend, was Gott verheißen hat, alle die Menschen versammeln, die Gottes Liebe sich 

Tran und zur Freiheit des neuen Lebens in der Geschichte Gottes befreit und geführt 
t 


4. Das Reden von Gott in der Betroffenheit vom neuzeitlichen Atheismus 


4.1 Wer heute verantwortlich von Gott reden will, kann nicht umhin, den Sinn des neu- 
zeitlichen Atheismus zu bedenken. Die Überzeugtheit von Gottes Existenz, die noch bis 
ins neunzehnte Jahrhundert hinein Redende und Hörer bei allen Divergenzen der Got- 
tesvorstellungen verband, kann heute nicht mehr vorausgesetzt werden. Der Atheismus 
begegnet heute zumeist als unreflektierte Gleichgültigkeit: von Gott reden, scheint vielen 
völlig entbehrlich, ja überflüssig und wie alles Überflüssige hinderlich zu sein. Ein Bezug 
zu Gott kommt für sie in ihrem Umgang mit der Welt, wie er durch Technik und Wis- 
senschaft bestimmt ist, nicht in Frage. Je intensiver man sich für die Veränderung und 
Gestaltung sowie für das Erkennen der Welt einsetzt, desto hemmender wird solches 
Reden von Gott empfunden. Der Verdacht wird laut, mit dem Reden vor Gott wolle der 
Mensch sich nur seiner Aufgabe in dieser Welt auf billige Weise entledigen, indem er de- 
ren Veränderung der Vorsehung dieses Gottes anheim stelle. Und die Rede von dem Va- 
ter-Gott wird als etwas empfunden, was den Menschen in Unmündigkeit hält, statt ihn 
endlich zu einem selbstsicheren, selbstverantwortlichen Wesen werden zu lassen. Die Re- 
de von Gott erscheint schließlich als wissenschaftlich unhaltbar und irrig, weil sie der ra- 
tionalen Durchleuchtung der Weltwirklichkeit eine irrationale Grenze ziehe. 

4.2 Solcher Atheismus als mehr oder minder wissenschaftliche Leugnung Gottes bzw. 
dessen, was sich einem mit dem Wort „Gott‘ für Vorstellungen verbinden mögen, ist mög- 
lich, weil Gott in der Weltwirklichkeit im allgemeinen nicht gegenständlich faßbar ist und 
weil der Bezug Gottes in der Welt zu den Menschen ein durch die Mitmenschen und die 
Möglichkeiten in der Welt vermittelter ist. In der Welt kann Gott von dem, der sich nur 
an das welthaft Begegnende hält, intellektuell und in reflektierter Bewußtheit geleugnet 
werden. Der Mensch lebt zwar in der Welt von den Möglichkeiten, die Gott der Welt und 
in ihr den Menschen gewährt, Gott als der so reich Schenkende zwingt nicht zum Danken. 
Darkbares Gedenken an Gott angesichts seiner Gaben ist nur möglich, wenn der Mensch 
in freier, nicht erzwungener Antwort sich Gott zuwendet. Im Umgang mit der Welt emp- 
findet der Mensch nur dasjenige Reden als unentbehrlich und nötig, das von der Welt und 
der Not des Menschen in der Welt erzwungen wird. So redet er um solcher Not willen 
von den Mächten der Welt, von den sogenannten Realitäten, weil er nicht ohne sie aus- 
kommt und von ihnen Hilfe erwartet. Diese Mächte der Welt, die in den heidnischen Reli- 
gionen als Götter verehrt werden, sind Gegenstand zugleich der menschlichen Bewunde- 
rung und Furcht. Alle Vertrautheit mit ihnen kann in erbitterte Gegnerschaft umschlagen; 
der Mensch unterwirft sich ihnen in ihrer unmenschlichen Unheimlichkeit nur widerwillig 
und strebt darum, sie völlig zu durchschauen und ihnen die Maske der Irrationalität ab- 
zureißen. Die zum Atheismus führende neuzeitliche Rationalität im Umgang mit der Welt 
ist für den Menschen, will er der Weltwirklichkeit gegenüber sich behaupten und sein Le- 
ben auf der Erde sichern, unaufgebbar geworden. Der neuzeitliche Atheismus kann nicht 
zuungunsten solcher Rationalität im Umgang mit der Welt überwunden werden. 

4.3 Der christliche und schon der alttestamentliche Gottesglaube bekämpft jene Vergöt- 
zung der Weltmächte und betreibt die Entgötterung der Welt. Der Mensch als das Ge- 
schöpf jenes Gottes, der nicht eine in der Weltwirklichkeit aufgehende Macht ist, sondern 
der Geber aller Möglichkeiten, ohne die auch jene Mächte nicht sein könnten, gewinnt 
gegenüber der Welt und ihren Machtfaktoren eine freie, aufrechte Haltung, ja, die Welt 
wird zum Hertschaftsraum, den Gott dem Menschen zuweist. Diese von der Verkündigung 
der Geschichte Gottes betriebene Entgötterung der Welt kann darum im neuzeitlichen 
Atheismus geradezu einen Verbündeten erkennen, jedenfalls sofern es um die rechte, 
nüchterne Stellung des Menschen zur Weltwirklichkeit geht. „Gott“ ist keine Vorstellung, 
die zur Welterklärung benutzt und in die Lücken unseres Wissens von der Weltwirklichkeit 
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eingeschmuggelt werden darf. Gerade der Christ wird sich hüten müssen, im Zusammen- 
hang der rationalen Welterklärung von Gott zu reden. 

4.4 Wohl aber weiß sich der Christ für die Welt, die er erforscht, benutzt und umgestal- 
tet, vor Gott verantwortlich und wird er Gott für die Möglichkeiten des Lebens in der 
Welt danken. Auf solche Verantwortung und auf solchen Grund zur Dankbarkeit kann je- 
der Mensch angesprochen werden, ebenso darauf, daß er Geborgenheit und Offenheit 
der Zukunft für sich in Anspruch nimmt. Wenn der Mensch auch das Reden von Gott für 
entbehrlich und überflüssig hält, so ist er dennoch in seinem Leben nicht ohne Gott, 
sondern lebt von dem, was Gott ihm zuwendet, wenn auch vermittelt durch Mitmenschen 
und welthafte Wirklichkeiten. Der ausdrücklichen Gottlosigkeit von seiten des Menschen 
entspricht keineswegs ein Abbruch des Verhältnisses Gottes zum Menschen. Der Mensch 
steht immer noch unter der Zuwendung, durch die Gott seine Schöpfung erhält und wei 
ter in Bewegung hält. Gerade darum ist der Atheismus des Menschen, der theoretisch-in- 
tellektuelle wie der praktisch gelebte, auch wirklich schuldhaft. Er ist eine Gestalt der 
Abwendung und der Undankbarkeit gegenüber Gott (vgl. Röm. 1,21). Diese Schuld wird 
dort aufgedeckt, wo der Mensch mit seinem Weltverhältnis in den Umkreis der Geschichte 
Jesu gerufen und durch Jesu Person neu mit Gott konfrontiert wird. 

4.5 Wenn heute die Schwierigkeit des Redens von Gott oft unüberwindbar erscheint, so 
zeigt sich darin eine Sprachnot, die in ihrer Tiefe die Folge des schuldhaften, wenn auch 
meist unreflektiert praktizierten Atheismus ist und die als solche zur Situation der Verlo- 
renheit des Menschen gehört. Der Mensch, der aufhört, Gott zu danken und sich im Ver- 
trauen an ihn zu wenden, verlernt es, von Gott zu reden. Seine Schuld schlägt sich darin 
nieder, daß seine Sprache ärmer und er der Möglichkeit, von Gott zu reden, immer mehr 
beraubt wird. So wird die Schuld seiner Undankbarkeit in seiner Sprache zu einer Macht, 
die seine Geschichte bestimmt als eine Geschichte sich fortzeugender Gottlosigkeit. Diese 
Gottlosigkeit zeigt sich nicht nur im völligen Verstummen des Redens von Gott, sondern 
auch im eigenmächtigen Reden, mit dem von Gott verfehlt geredet wird. Gott wird dann 
gedacht im Sinne der Weltmächte, die dem Menschen imponieren und die er doch als 
fremd und unheimlich, ja als feindlich und bedrohlich empfindet. Oder es wird mit sol- 
chen Gottesvorstellungen Gott doch wieder zum Lückenbüßer gemacht und schließlich als 
einer, der ausblieb und mit dem sich nicht rechnen ließ, geleugnet. Das verkehrte Gottes- 
bild, in das der Mensch womöglich seine eigenen unerfüllten Wünsche hineinprojiziert, und 
der selber bereits Ergebnis der Entfremdung des Menschen von Gott ist, wird zum Anlaß, 
mit dem der Mensch seinen Atheismus zu rechtfertigen sucht. Die Verkündigung der Ge- 
schichte Gottes in Jesus kommt dieser Not des Menschen zu Hilfe, indem sie die verkehr- 
ten Gottesbilder des Menschen als verkehrte erscheinen läßt und indem sie die Sprache, 
in der nun Gott selbst das Wort nimmt, erneuert und für rechtes Reden von Gott zurück- 
erobert. 

4.6 Hat jeder Mensch immer wieder für die Lebens- und Wirkmöglichkeiten in der Welt 
Gott zu danken, so gibt es doch in der Weltwirklichkeit vieles, wofür der Mensch nicht, 
soll er ehrlich bleiben, zu danken vermag, woran er vielmehr leidet und was er als sinn- 
widrig empfinden muß. Diese Lage treibt den, der von Gott hört, zu der Frage: Aber wie 
kann Gott dann solches zulassen? Mit dieser Anfechtung hat der Glaubende wie auch 
der atheistisch Denkende zu tun. Wenn dieser hierin nur neuen Anlaß findet, dem Ver- 
trauen auf Gott abzusagen, so vermag doch der Christ zu solcher Erfahrung von Sinnlosig- 
keit und Leiden ein anderes Verhältnis zu gewinnen, wenn er sich an der Geschichte Got- 
tes in Jesu Geschichte orientiert. Wenn mit der Anklage, wie denn Gott Leiden und Un- 
gerechtigkeit zulassen könne, ob er nicht ohnmächtig und also gar kein Gott sei, der Got- 
tesgedanke als absurd hingestellt werden soll, so.muß zurückgefragt werden, ob hinter 
solcher Frage nicht eine verkehrte Gottesvorstellung steht, etwa eine, die sich ganz an 
dem Gedanken der Schicksalslenkung orientiert. Demgegenüber ist folgendes zu sagen. 
Die Welt hat eine ihr von Gott gewährte Selbständigkeit. Das Weltgeschehen ist nicht ein 
von einer entfernten Kommandobrücke aus gesteuerter Mechanismus. Die Welt als Schöp- 
fung Gottes ist der Raum einer von Widersprüchen vorangetriebenen Entwicklung, aber 
auch verfehlter und vergeblicher Prozesse, sie ist der Raum, in dem mehr oder minder 
stabilen materiellen Systemen die Möglichkeit des Selbstaufbaus und der Selbstentfaltung 
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gegeben wird. Die Welt ist nicht darum Gottes Welt, weil sie, so wie sie ist, schon voll- 
endete und harmonische Gestalt hätte, was nicht der Fall ist, sondern sie ist und bleibt 
Gottes Welt, weil er mit ihr und dem Menschen auf dem Wege ist, sie immer neu bean- 
sprucht und doch der dazu eigengesetzliches Sein und Leben in Selbstentfaltung gewährt 
und ermöglicht. Gott läßt den Menschen nicht allein und mutet ihm doch zu, seine Frei- 
heit gegenüber der Weltwirklichkeit verantwortlich wahrzunehmen. Wer sich auf diese 
Weltwirklichkeit in der Bejahung solcher Verantwortung einläßt, muß sich. auf das Lei- 
den an ihren Widersprüchen einlassen. Bedrängende Sinnlosigkeiten müssen beharrlich 
und kämpferisch zugleich durchgestanden werden. Das wird gerade dem Christen nicht 
erlassen. Doch wird, so die Geschichte Jesu verkündigt wird, solches Verhalten gegenüber 
und in der Weltwirklichkeit unter die Verheißung gestellt, daß Gott mit seinen Möglich- 
keiten mit dabei ist, ist doch das Kreuz Jesu der Ort, an dem die Welt erneuert worden 
ist. Den Menschen, die an den Verhältnissen der Welt und in der Auseinandersetzung mit 
ihnen leiden und ihr Leben für eine sinnvolle und sinngebende Neugestaltung einsetzen, 
sagt die Verkündigung der Geschichte Jesu, daß gerade ihnen Gott nahe sein will und mit 
ihnen gegen allen Augenschein auf dem Wege zu einem neuen, sinnerfüllten, geborgenen 
und der Vollendung gewissen Leben ist, von dem sie auch der Tod nicht trennen wird. 


Der Abschnitt über die Lehrgespräche läßt sich gut abschließen mit einem Aus- 
zug aus einem Bericht des neuen Kirchenpräsidenten der Evangelischen Landes- 
kirche Anhalts Eberhard Natho (Nachfolger von Kirchenpräsident Dr. Martin 
Müller) vor seiner Landessynode am 12. November 1971: 


Es wird wenig zur Belebung und Erneuerung der Gemeinden beitragen, wenn wir hoffent- 
lich 1973 die Konkordie über die Fragen der Kirchengemeinschaft der europäischen aus 
der Reformation erwachsenen Kirchen erhalten, wenn nicht mit der Überwindung konfessio- 
nell gewachsener und historisch bedingter Trennungen eine größere sichtbare und gelebte 
Gemeinschaft in der Bezeugung des Evangeliums in unserer heutigen Umwelt einhergeht. 
So wichtig die Gespräche in Leuenberg sind und so bedeutend es sein mag, daß alle 8 
Gliedkirchen des Bundes zu einer einheitlichen Stellungnahme kamen, die Christen unse- 
rer Kirchen, vielleicht auch anderer Kirchen, sicher aber auch interessierte Zeitgenossen 
unserer Tage erwarten heute von den Kirchen, daß sie den Skandal ihrer Zerrissenheit 

und Aufgespaltenheit nicht nur beenden, sondern der Welt glaubwürdig vorleben, wie man 
in der Vielfalt gewissensbedingter Überzeugungen miteinander lebt und gemeinsam handelt. 

Wenn wir uns heute in der theologischen Auseinandersetzung einer Vielzahl von Denk- 
möglichkeiten gegenübersehen. dann gilt dies auch für den Raum unseres praktischen 
Handelns, auch und gerade im Blick auf unser politisches Verhalten. Kirche heute — ist 
der Ort, wo wir erhebliche theologische und politische Unterschiedlichkeiten miteinander 
aushalten müssen und auch aushalten dürfen. Wir sollten alles daransetzen, diesen uns er- 
möglichten Raum der Freiheit nicht selbst durch die Bestreitung der Andersartigkeit an- 
derer zu beschränken. Wer dieses Bestreben — Raum zu geben für die Vielfalt der Über- 
zeugungen — vorsätzlich der entscheidungsfeigen Neutralität oder der opportunistischen 
Standpunktlosigkeit bezichtigt und ständig die scheinbar völlig eindeutige Parteilichkeit 
fordert, übersieht, daß Kirche wesentlich Raum bieten muß für das ungehinderte Gespräch, 
das ringende Miteinander um Einsichten und notwendige Aktionen, zu denen wir uns oft 
nur unter Schmerzen werden durchringen können. 

Es mehren sich die Stimmen, die dem gemeinsamen Handeln weit mehr Bedeutung zu- 
messen wollen als dem verbalen Bekennen der Kirchen. Wir haben zu beachten, daß wir 
hier nicht falschen Alternativen verfallen und der Versuchung erliegen, aus dem Evangeli 
um ein neues Gesetz des angeblich eindeutig geforderten Handelns zu machen. Soviel aber 
sollte uns deutlich sein, daß wir der Welt mit einem Wort, dem nicht das Handeln parallel 
geht, das Ganze des Zeugnisses schuldig bleiben, zu dem wir von Christus herausgefordert 
sind und bleiben. 

Von daher bleibt das Bemühen des Bundes um ein wenn auch äußerst bescheidenes ge- 
meinsames Handeln im Blick auf die großen Nöte unserer Zeit — den Rassismus, den Hun- 
ger, das Unterprivilegiertsein von Menschen und ganzen Völkern — von großer Bedeutung. 
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Der Bericht über die 3. Synode des Bundes wird dies hoffentlich mit Nachdruck heraus- 
stellen. Die Frage bleibt: sehen unsere Gemeinden diese Aufgabe als ihr genuines Anliegen, 
oder gewinnt das Mißtrauen Platz, es ginge hier nur um eine Anpassung an ein heute all- 
gemein anerkanntes Verhalten in der Welt des 20. Jahrhunderts. 

Zeit und Form dieses Berichtes ermöglichen kein Eingehen auf die hiermit angeschnitte- 
ne Problematik. Die Bejahung der Aufgabe sollte der Synode nicht erlassen werden. 

Diese Aufgabe kann nur sinnvoll im ständigen Gespräch und der weiteren Klärung inner- 
halb der Kirchen des Bundes, der Kirchen und Kirchengemeinschaften anderer Konfessio- 
nen des eigenen und anderer Länder erfolgen. Wir müssen die Synode fragen, ob die Ge- 
meinden in genügender Weise wirklich mitverfolgen, mit welchen Bemühungen und mit 
welchen Zielstellungen unsere Kirchen an diese Aufgaben herangehen. Wir verkennen 
nicht, was dies für eine kleiner werdende Gemeinde in all den bedrückenden Alltagssor- 
gen einer Kirchengemeinde an echten Zumutungen bedeutet. Die Frage aber ist, ob wir 
hier einander ermutigen von dem her, dem es nicht auf sein eigenes Selbst, sondern auf 
das Heil der anderen ankam. Und die Frage ist dringend, was wir als Kirchenleitung tun 
müssen und tun können, um diese Ermutigung in die Gemeinden hineinzutragen. 


e) Ökumenische Beziehungen 


Der Kirchenbund in der DDR hat die ökumenischen Beziehungen weiter aus- 
gebaut. Einen Eindruck davon gibt der oben S. 260 abgedruckte ökumenische 
Abschnitt des Arbeitsberichtes. Er erfährt noch eine Ergänzung durch den Syn- 
odalbericht der Konferenz der Kirchenleitungen vom 4. Juli 1971: 


Es war von Anfang an das Bestreben des Bundes, in der großen Weltgemeinschaft der 
Kirchen einen festen Platz zu haben und intensiv mitzuarbeiten. Der Zentralausschuß des 
Ökumenischen Rates, der im Januar in Addis Abeba tagte, hat endgültig bestätigt, daß 
nunmehr sämtliche Kirchen des Bundes unmittelbare Mitgliedkirchen des Ökumenischen 
Rates der Kirchen sind. 

Im Mitgliederverzeichnis des Ökumenischen Rates der Kirchen ist bei den Kirchen des 
Bundes eine bedeutsame Anmerkung gemacht: ‚In der Gemeinsamkeit des christlichen 
Zeugnisses und Dienstes, die diese Kirchen im Bund der Evangelischen Kirchen in der 
DDR verbindet, nehmen sie ihre Mitgliedschaft im Rat durch die Organe des Bundes 
der Ev. Kirchen in der DDR wahr.“ Das ist nicht nur als eine geschäftsordnungsmäßige 
Feststellung zu verstehen. Die Kirchen des Bundes sind bestrebt, ihren vollen Beitrag zur 
ökumenischen Arbeit, soweit es in ihren Kräften steht, gemeinsam zu leisten. 

Das gilt auch für den finanziellen Beitrag, auch wenn er nach Lage der Dinge nicht sehr 
groß sein kann. Wir freuen uns, berichten zu können, daß nunmehr die Genehmigung vor- 
liegt, eine Summe von jährlich 25000.— Mark als Beitrag des Bundes an den Ökumeni- 
schen Rat der Kirchen zu transferieren. Ebenfalls genehmigt wurden die Beiträge an die 
Konferenz Europäischer Kirchen und der lutherischen Kirchen an den Lutherischen Welt- 
bund. 

Als ökumenische Hilfe wurden im Rahmen von ‚‚Brot für die Welt‘ in der Aktion zu 
Weihnachten 1969 3826290,— Mark, das sind 500000,— Mark mehr als im Vorjahr, ge- 
sammelt. Das Sonderopfer für die Katastrophen in Ungarn, Rumänien und Peru im Som- 
mer 1970 erbrachte trotz der sehr kurzen Anlaufzeit 1615 313,— Mark. Wir sind dafür 
dankbar, daß die Freikirchen an den Sammlungen im Rahmen von ‚Brot für die Welt“ 
voll beteiligt sind. 

Ein besonders beachteter, ideeller Beitrag unserer Kirchen besteht in der Teilnahme 
am Programm zur Bekämpfung des Rassismus des Ökumenischen Rates der Kirchen. Der 
Brief an den Generalsekretär des Ökumenischen Rates der Kirchen, den die Konferenz 
der Kirchenleitungen am 9. 1. 1971 einstimmig verabschiedete, stellte sich voll hinter 
diese Aktion. Im Blick auf die weltweite Debatte über dieses Programm, besonders über 
die Frage, ob die Kirche in politischen Fragen überhaupt Partei ergreifen und im Zusam- 
menhang damit direkt oder indirekt die Anwendung von Gewalt unterstützen kann, weist 
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der Brief auf das „Zeugnis vom Kreuz, an dem unser Herr sich selbst geopfert hat, um 
der Versöhnung zu dienen“. Das Zeugnis vom Kreuz, an dem unser aller Schuld aufge- 
deckt und getragen wurde, verwehrt es dem Christen, irgend eine ethische Entscheidung 
und also auch eine konkrete Parteinahme in politischen Fragen zum Mittel der Selbst- 
rechtfertigung zu machen. Das Zeugnis vom Kreuz macht es aber auch unmöglich, sich 
durch Verzicht auf Parteinahme moralischer Integrität zu versichern, die der Rechtferti- 
gung durch Christus nicht bedürfte. So ist der Verzicht auf politische Stellungnahmen 
oft tatsächlich Parteinahme für die, die die Macht in Händen haben. Das gilt entsprechend 
für die Anwendung von Gewalt ebenso wie für den Verzicht auf Gewalt. Die Kirche hat 
sich in der Geschichte auch durch solchen Verzicht und somit „durch Gewährenlassen 
unterdrückender Gewalt‘ schuldig gemacht. Das Zeugnis vom Kreuz hindert aber auch 
daran, die gewaltsame Veränderung der Machtverhältnisse vorbehaltlos zu bejahen. 

Am Kreuz wird der Friedenswille Gottes offenbar. Darum sind wir mit dem Ökumeni- 
schen Rat der Kirchen ‚der Auffassung, daß der Versöhnung auf dem Verhandlungswege, 
und zwar auf der Grundlage der Gerechtigkeit, immer der Vorzug vor der gewaltsamen 
Aktion zu geben ist‘. Wir respektieren jedoch die Aussagen einiger der durch das Anti- 
Tassismusprogramm unterstützten Bewegungen, daß ihre anfangs gewaltlosen Aktionen 
ohne jede positive Wirkung geblieben sind und den rassistischen Terror nur verstärkt ha- 
ben. Der Rassismus ist auch nach unserer Überzeugung eine der schwerwiegendsten Ver- 
irrungen, weil er die Ideologie vom Herrenanspruch einer Rasse oder Gruppe mit wirt- 
schaftlicher Ausbeutung und psychischer Deformierung der anderen verbindet. Es tut 
wahrlich not, an vielen Stellen der Erde an die allgemeinen Menschenrechte zu erinnern. 
Wo der Rassismus herrscht, werden die Menschenrechte in einer besonders gefährlichen 
Weise bedroht. 

Wir freuen uns darüber, daß der Standpunkt der Kirchen des Bundes der Evangelischen 
Kirchen in der DDR die volle Anerkennung des Generalsekretärs des Ökumenischen Rates 
der Kirchen gefunden hat. In seinem Schreiben vom 9. März 1971 heißt es: ‚„‚Meines Er- 
achtens wird hier eine ausgezeichnete Analyse der Situation gegeben, die, wie ich feststel- 
len konnte, ihre Wirkung auch außerhalb der Grenzen der Deutschen Demokratischen Re- 
publik nicht verfehlt hat.‘“ Der Bund der Evangelischen Kirchen hat mit dieser Stellung- 
nahme zugleich einen Lernprozeß und eine Aktion im eigenen Land in Gang gesetzt. Die 
Konferenz der Kirchenleitungen ist sich darüber klar, daß es, obwohl wir eigentlich ge- 
brannte Kinder sein sollten, noch vieler geduldiger Gespräche bedarf, um die Weltgefahr 
insbesondere des weißen Rassismus zu erkennen. Sie hat der Ökumenischen Kommission 
den Auftrag gegeben, Dokumentationen zu erstellen. Zwei von ihnen sind bereits ausge- 
geben worden. Solch einen Lernprozeß in Gang zu setzen, ist an sich schon Aktion — wahr- 
scheinlich, wenn er gelingt, die entscheidende. Darüber hinaus hat die Konferenz der Kir- 
chenleitungen zu einer Sonderspende in dem Rahmen der bewährten Aktion „Brot für 
die Welt‘ aufgerufen. Die Aktion umfaßt die Spende von Schulbüchern, medizinischen 
Geräten und anderen Gegenständen für soziale und humanitäre Zwecke. Sie ist in der 
Passionszeit angelaufen, aber in vielen Gemeinden noch nicht beendet. Abschließende 
Zahlen können daher noch nicht genannt werden. 

Es kommt darauf an, jedem Gemeindeglied deutlich zu machen, daß recht verstandene 
christliche Verantwortung weltweite Aspekte hat. Wir sind heute vordringlich verantwort- 
lich dafür, daß der Mensch anderer Hautfarbe zu einem echten Partner des weißen Mannes 
werden kann. Das Urchristentum hat die Unterprivilegierten zu voller Partnerschaft ange- 
nommen. Bei der ersten technischen Revolution im vorigen Jahrhundert hat die Christen- 
heit dies — wenigstens bei uns — weithin versäumt. Das darf hinsichtlich der Unterpri- 
vilegierten unserer Zeit, vornehmlich der Farbigen Afrikas und Amerikas, heute nicht aufs 
Neue geschehen. 

Ein ähnlicher Lernprozeß tut auch auf dem verwandten Gebiet der Entwicklungshilfe 
not. Die Konferenz der Kirchenleitungen hat die Gliedkirchen gebeten, ihre Gemeinden 
im Zusammenhang mit dem Erntedankfest über dieses wichtige Anliegen eingehend zu 
informieren, und Material dafür bereitgestellt. 

Vielfältig waren die ökumenischen Kontakte, die der Bund selbst herstellen konnte oder 
die durch Vermittlung des Bundes zustande kamen. An der Vollversammlung des Lutheri- 
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schen Weltbundes in Evian (11.-25. 7. 1970) nahmen 26 Vertreter aus den 4 Mitglieds- 
kirchen teil. Bei der Generalversammlung des Reformierten Weltbundes in Nairobi (20.— 
30. 8. 1970) war ein Mitglied unserer Kirchen anwesend. Die VI. Tagung der Konferenz 
Europäischer Kirchen in Nyborg (25. 4.-3. 5. 1971) war durch eine Gruppe von Theolo- 
gen aus der DDR bereits maßgeblich mitvorbereitet worden. An der Tagung selbst konn- 
ten 19 Delegierte und Gäste aus unseren Kirchen teilnehmen. Leider hatten bei diesen 
drei genannten Tagungen nicht alle vorgesehenen Teilnehmer die Ausreisegenehmigung 
erhalten. Das Hauptreferat in Nyborg hielt Bischof Dr. Krusche, Magdeburg. Es fand star- 
ken Widerhall in der Versammlung und bestimmte zum guten Teil die Diskussion und die 
Botschaft der Konferenz. 

Vom 11.-24. 11. 1970 erwiderte eine Delegation des Bundes der Evangelischen Kirchen 
in der Deutschen Demokratischen Republik nach der britischen und polnischen als nun- 
mehr dritte offizielle Delegation eine solche der Bulgarischen Orthodoxen Kirche unter Lei- 
tung von Bischof Johann aus Sofia begrüßen. Wir hoffen, daß unsere bulgarischen Gäste 
gute Eindrücke empfangen haben und daß auch dieser Besuch zu weiteren Kontakten führt. 
Wir haben der Bulgarischen Orthodoxen Kirche zum Heimgang ihres Oberhauptes, Seiner 
Heiligkeit Patriarch Kyrill, unsere brüderliche Anteilnahme ausgesprochen. Der Patriarch 
hatte bei seinem Besuch in Berlin 1969 in der Marienkirche gepredigt. 

Unter den zahlreichen Besuchen, die der Bund von Vertretern ökumenischer Gremien 
und des Genfer Stabes empfing, ist besonders der zu nennen, der am 5.—6. 9. 1970 den 
Ehrenpräsidenten des Ökumenischen Rates der Kirchen Dr. Visser’t Hooft, den philippi- 
nischen Rechtsanwalt Faune und den indischen Mitarbeiter der Abteilung des Ökumeni- 
schen Rates der Kirchen für Entwicklungsfragen, Itty, nach Berlin führte. Wir bekamen 
von ihnen erste Informationen über die soeben in Arnoldshain gefaßten Beschlüsse des 
Exekutivausschusses über das Antirassismusprogramm. 

So wichtig solche Kontakte sind: sie können das eigene Studium ökumenischer Literatur, 
besonders der einschlägigen Zeitschriften, nicht ersetzen. Die uns zugebilligte Einfuhrquote 
ökumenischen Schrifttums reicht bei weitem nicht aus, um den Bedarf auch nur annähernd 
zu decken und gut gegründete Sachbeiträge von Christen aus der DDR auf breiter Basis 
im ökumenischen Gespräch zu ermöglichen. 

Den Bemühungen um die weltweite Ökumene müssen, sollen sie glaubhaft sein, solche 
um die Ökumene im eigenen Lande entsprechen. Der gegebene Rahmen dafür ist die Ar- 
beitsgemeinschaft christlicher Kirchen. Ihr gehören 8 evangelische Freikirchen, die Altka- 
tholische Kirche und der Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik an. Dieser entsendet 8 Vertreter, die von den einzelnen Landeskirchen 
vorgeschlagen werden. Eine weitere Freikirche steht im Gastverhältnis zur Arbeitsgemein- 
schaft; die Römisch-Katholische Kirche entsendet einen offiziellen Beobachter. Geschäfts- 
führer ist der Referent des Bundes für ökumenische Beziehungen. 

Im Auftrage der Konferenz der Kirchenleitungen und der Ordinarienkonferenz der Rö- 
misch-Katholischen Kirche arbeitet seit längerem eine Konsultativgruppe. Sie steht unter 
der Leitung der Bischöfe Schaffran, Meißen, und D. Krummacher, Greifswald. Ihre Auf- 
gabe ist es, einzelne Sachfragen, die für das Verhältnis beider Kirchen wichtig sind, zu be- 
sprechen. Der Delegation nach Großbritannien gehörten ein Vertreter der Römisch-Katho- 
lischen Kirche und drei der Freikirchen an. 

Der Bischofskonvent traf sich mit den leitenden Geistlichen der Freikirchen zu einem 
ausführlichen Gedankenaustausch, der von beiden Seiten als hilfreich empfunden wurde. 

Erzbischof Wladimir, Exarch des Patriarchates der Russisch-Orthodoxen Kirche, wurde 
in einen anderen Dienst berufen. An seine Stelle trat Erzbischof Leenti aus Charkow. Der 
Vorsitzende der Konferenz der Kirchenleitungen hatte Gelegenheit, dem scheidenden 
Exarchen ein herzliches Lebewohl und dem kommenden gute Wünsche für eine ebenso 
brüderliche Gemeinschaft wie mit seinem Vorgänger zu sagen. Dem neugewählten Ober- 
haupt der Russisch-Orthodoxen Kirche, Seiner Heiligkeit Patriarch Pimen, übermittelte der 
Vorsitzende bei der Übernahme seines Amtes die Segenswünsche des Bundes. 


Die Beteiligung der Kirchen in der DDR an dem Anti-Rassismus-Programm des 
Ökumenischen Rates der Kirchen hat auch dort zu lebhaften Diskussionen ge- 
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führt. Diese Diskussion wurde durch die politisch-polemische Begleitmusik in 
der Öffentlichkeit, die sich besonders mit den in der EKD vorhandenen Beden- 
ken gegen Teilaspekte dieses Programms befaßte, nicht gerade erleichtert (Anti- 
Rassismus-Programm als Gelegenheit kirchlicher Abgrenzung, als Antiimperialis- 
mus und Antikolonialismus, als Parteinahme gegen Länder und Kirchen im 
„imperialistischen Lager“). Doch bestanden gegen eine Beteiligung an dem öku- 
menischen Programm als solchem ebensowenig Bedenken wie in der EKD. Auf 
der anderen Seite ist aber die finanzielle Unterstützung von Befreiungsorganisatio- 
nen, die aus einem speziellen Sonderfonds erfolgt, durchaus als ein schwerwie- 
gendes theologisch-ethisches Problem empfunden worden. Nicht ohne Grund 
wird die soziale und humanitäre Zweckbestimmung der finanziellen und mate- 
riellen Zuwendungen mehrfach unterstrichen. Die Äußerungen aus dem Kir- 
chenbund fügen zudem eine besondere Note hinzu, indem sie die Überwin- 
dung des Rassismus als „‚Modellfall für die umfassende Verwirklichung der All- 
gemeinen Menschenrechte“ bezeichnen. Die grundlegende Äußerung zum Ver- 
ständnis des Antirassismus-Programms und zu seiner Unterstützung liegt in ei- 
nem Schreiben des Kirchenbundes an den Generalsekretär des Ökumenischen 
Rates Dr. Eugene C. Blake vom 9. Januar 1971 vor: 


Der Exekutivausschuß des Ökumenischen Rates der Kirchen hat in Arnoldshain am 2. 
September 1970 beschlossen, Organisationen finanziell zu unterstützen, die den Rassis- 
mus bekämpfen, um für unterdrückte ethnische Gruppen wirtschaftliche, soziale und poli- 
tische Gerechtigkeit zu erringen. Dieser Beschluß hat innerhalb der Ökumene eine lebhafte 
Diskussion ausgelöst. Auch in den im Bund der Evangelischen Kirchen in der DDR zu- 
sammengeschlossenen Kirchen ist das Gespräch über das Anti-Rassismus-Programm des 
Ökumenischen Rates der Kirchen im Gange. In diesem Gespräch sind theologische und 
ethische Fragen aufgebrochen, die einen Erkenntnis- und Lernprozeß eingeleitet haben, 
der noch nicht abgeschlossen sein kann. Es ist uns wichtig, daß durch das Reden und 
Handeln der Kirchen im Verfolg des Anti-Rassismus-Programms das Zeugnis vom Kreuz, 
an dem unser Herr sich selbst geopfert hat, um der Versöhnung zu dienen, nicht verdun- 
kelt wird. Dies ist in der Vergangenheit durch Gewährenlassen unterdrückender Gewalt 
oft genug geschehen. 

Wir unterstreichen im gegenwärtigen Augenblick noch einmal die Erklärung der Voll- 
versammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen in Uppsala 1968: „Rassismus ist eine 
offenkundige Leugnung des christlichen Glaubens‘. 

Wir sind der Auffassung, daß der Beschluß von Arnoldshain in der Kontinuität mehrerer 
ökumenischer Beschlüsse zur Rassenfrage und zum Rassismus seit Evanston 1954 liegt. 
Der Ökumenische Rat der Kirchen hat damit nach unserer Überzeugung seinen bisheri- 
gen Weg weitergeführt. Mit dem Beschluß von Arnoldshain hat er eine Form der Konkre- 
tisierung seiner Aussage gefunden, die imstande sein könnte, die Solidarität mit Menschen, 
die aus rassischen Gründen unterdrückt sind und sich gegen diese Unterdrückung zur Wehr 
setzen, zu verdeutlichen. Mit Freude hören wir, daß die Mitgliedskirchen der Allafrikani- 
schen Kirchenkonferenz diese Entschlüsse des Ökumenischen Rates der Kirchen ausdrück- 
lich begrüßt haben. 

Wir haben mit Befriedigung zur Kenntnis genommen, daß alle Organisationen, die nach 
dem Beschluß des Ökumenischen Rates der Kirchen finanzielle Hilfe erhalten sollen, frei 
willig und zuverlässig versichert haben, daß sie diese Gelder nur für soziale und humani 
täre Zwecke verwenden wollen, die im Einklang mit den Zielen des Ökumenischen Rates 
der Kirchen stehen. 

Der Erweis des Vertrauens, den der Ökumenische Rat der Kirchen mit dem Verzicht 
auf eine Kontrolle über eine Verwendung dieser Gelder gibt, ist nicht ohne Risiko. Wir 
halten dieses Risiko jedoch für vertretbar und gerechtfertigt, insbesondere angesichts der 
in der Geschichte aufgehäuften Schuld der Weißen, von der sich unsere christlichen Kir- 
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chen nicht ausschließen können und dürfen. Die sich aus dem Arnoldshainer Beschluß 
ergebende Formel für die Vergabe dieser Gelder — zwar ohne Kontrolle, doch nicht für 
Gewaltanwendung — sollte in jedem Fall verbindlich sein; denn wir sind mit Uppsala 

und der jüngsten vom Generalsekretär des Ökumenischen Rates der Kirchen abgegebenen 
Erklärung der Auffassung, daß der Versöhnung auf dem Verhandlungswege, und zwar auf 
der Grundlage der Gerechtigkeit, immer der Vorzug vor der gewaltsamen Aktion zu ge- 
ben ist. 

Wir haben in diesem Zusammenhang die Aussage von Uppsala vor Augen, daß „Armut, 
Rassendiskriminierung und Gewalt zur Aufrechterhaltung wirtschaftlicher und soziale 
Ungerechtigkeit zusammenwirken“. Wir sind der Überzeugung, daß es zu den Aufgaben 
der Kirche gehört, für die Opfer rassistischer Unterdrückung konkret Partei zu ergreifen 
und ihnen durch situationsgerechte Maßnahmen zu helfen. Darum haben sich die evange- 
lischen Kirchen in der DDR entschlossen, im Einklang mit dem Anti-Rassismus-Programm 
des Ökumenischen Rates der Kirchen zu einer besonderen Spendenaktion im Rahmen 
der Aktion „Brot für die Welt‘ aufzurufen. Diese Spenden sollen für Projekte im Ausbil 
dungs-, Sozial- und Gesundheitswesen bestimmt sein. 

Um unseren Gemeinden zur Bewußtseins- und Urteilsbildung in dem mit der Diskussion 
über das Anti-Rassismus-Programm des Ökumenischen Rates der Kirchen entstandenen 
Fragen zu helfen, beabsichtigen wir, Informations- und Studienprogramme durchzuführen. 

In der gegenwärtigen Weltlage sehen wir im Rassismus eines der schwerwiegendsten Pro- 
bleme für die Weltbevölkerung. Seine Überwindung ist heute ein Modellfall für die umfas- 
sende Verwirklichung der Allgemeinen Menschenrechte. Unser christliches Gewissen darf 
gerade hier nicht zur Ruhe kommen. Wir sind dem Ökumenischen Rat der Kirchen dank- 
bar für den Anstoß zum Denken und Handeln, den er mit seinen Beschlüssen zum Rassis- 
mus gegeben hat. 


Für die Kirchen in der DDR stellt sich die Frage einer Beteiligung an Hilfelei- 
stungen für Befreiungsbewegungen anders als in der EKD, da die Möglichkeit 
einer Beanspruchung amtlicher kirchlicher Mittel (Kirchensteuern) aus finan- 
ziellen Erwägungen und aus devisenrechtlichen Gründen von vornherein ausschei- 
det. Sie können nur den Weg einer Spendensammlung mit bestimmter Zweck- 
bestimmung gehen. Aus einer Reihe von Gründen entschlossen sich die Kirchen 
in der DDR im Unterschied zu der Praxis in der EKD zu einer Sonderspende 

im Rahmen von ‚Brot für die Welt‘. Die Realisierung dieser Spenden erfolgte 

in Zusammenarbeit mit dem Afro-asiatischen Solidaritätskomitee der DDR. 

Der Kirchenbund erließ zum 28. Februar 1971 folgenden Spendenaufruf: 


AUFRUF FÜR SONDERSPENDE IM RAHMEN „BROT FÜR DIE WELT“ 
FÜR ANTIRASSISMUSPROGRAMM - PASSIONSZEIT 1971 


Die Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen in der DDR ruft die Gemeinden zu 
einer besonderen Spendenaktion in der Passionszeit 1971 im Rahmen der Aktion „Brot 
für die Welt“ auf. 


Wozu soll diese Spende dienen? ° 
Für Mathematikbücher, Wandtafeln, Schulhefte, Schreibgeräte, aber auch für Impfstoffe, 


Injektionsspritzen, Medikamente, orthopädische Hilfsmittel, für Betten und Decken, Tex- 
tilien und konzentrierte Nahrungsmittel. 


Wer soll der Empfänger sein? 


Befreiungsbewegungen im Süden Afrikas, z.B. Frelimo in Mozambique und der AldkanE 
sche Nationalkongreß in Südafrika. 
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Wie kommen wir dazu, solche Bewegungen zu unterstützen? 


Die Christenheit hat den klaren Auftrag, sich für Gerechtigkeit und Frieden einzusetzen. 
Eine der schlimmsten Erscheinungsformen der Ungerechtigkeit, Quelle ständigen Unfrie- 
dens, ist der Rassismus. Unter Rassismus verstehen wir die Unterdrückung und wirtschaft- 
liche Ausbeutung von Menschen durch Menschen anderer Hautfarbe und insbesondere 

die anmaßende Überzeugung von Überlegenheit und Vorrechten des weißen Mannes. Noch 
gibt es in Afrika Kolonien, z.B. Angola und Mozambique, noch gibt es afrikanische Staa- 
ten, z.B. Rhodesien und Südafrika, in denen eine weiße Minderheit der schwarzen Mehr- 
heit elementare Menschenrechte verweigert. 


Was haben die Kirchen getan? 


Seit vielen Jahren haben christliche Kirchen, verbunden im Ökumenischen Rat, ihre Stim- 
me dagegen erhoben, daß Rassenunterschiede zum Vorwand genommen werden, um Mer- 
schen zu unterdrücken oder ihnen Grundrechte menschlicher Gemeinschaft vorzuenthalten. 
In Uppsala hat die Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen erklärt: 

„Rassendiskriminierung ist eine offenkundige Leugnung des christlichen Glaubens. Sie 
leugnet die Wirksamkeit des Versöhnungswerkes Jesu Christi, durch dessen Liebe alle 
menschlichen Verschiedenheiten ihre trennende Bedeutung verloren haben; sie leugnet 
unser in der Schöpfung begründetes gemeinsames Menschsein und unseren Glauben, daß 
alle Menschen zum Bilde Gottes geschaffen sind.‘ 

Jetzt hat der Ökumenische Rat praktische Folgerungen gezogen. Er hat beschlossen, Or- 
ganisationen rassisch unterdrückter Gruppen, die diese Unterdrückung beseitigen wollen, 
materiell zu unterstützen. Zu diesem Zweck hat der Ökumenische Rat einen Fonds gebil- 
det, aus dem 19 Organisationen Mittel für Rechtshilfe und für ihr Sozial-, Gesundheits- 
und Bildungswesen erhalten. Diesem Programm haben sich die evangelischen Kirchen in 
der DDR angeschlossen. Es ist gewährleistet, daß die Spenden den Empfänger auf den 
durch „Brot für die Welt“ erprobten Weg erreichen. Einigen auf der Liste des Ökumeni- 
schen Rates genannten Befreiungsbewegungen ist es gelungen, die zivile Verwaltung in 
Teilen ihres Landes selbst zu übernehmen. Erstmals richten sie dort Schulen für schwarze 
Kinder und Ambulatorien für Kranke und Alte ein. Andere konzentrieren ihre Arbeit dar- 
auf, Flüchtlinge zu unterstützen. Dafür ist unser Geld bestimmt. 


Ist das genug? 


Eine zeitlich begrenzte Spendenaktion kann nicht mehr als ein Zeichen unserer Solidarität 
mit rassisch Unterdrückten sein. Durch Studien- und Informationsprogramme, Aussprachen 
und Seminare in den Gemeinden müssen wir unser Gewissen in dieser Frage schärfen und 
unsere Einsicht in die Zusammenhänge vertiefen. Der Bund der Evangelischen Kirchen in 
der DDR wird dafür Material zur Verfügung stellen. 

Wir müssen beunruhigt darüber bleiben, daß Brüdern und Schwestern in der Menschheits- 
familie die Grundrechte menschlicher Gemeinschaft vorenthalten werden. Die Überwindung 
des Rassismus ist heute ein Modellfall für die Verwirklichung der Allgemeinen Menschen- 
rechte. 


Es folgen abschließend zwei Beispiele für eine eingehende theologische Behand- 
lung des Anti-Rassismus-Programms und der mit ihm zusammenhängenden Fra- 
gen, besonders des Gewaltproblems. Der Bericht von Bischof Hans-Joachim 
Fränkel vor der Provinzialsynode der Evangelischen Kirche des Görlitzer Kir- 
chengebietes (Tagung vom 26. bis 29. März 1971) enthält dazu diese Überle- 
gungen, nachdem er sich zuvor mit Fragen der Weltverantwortung der Christen- 
heit und mit der zunehmenden Tendenz zur Verletzung der Menschenrechte in 
vielen Ländern der Erde befaßte: 
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Damit komme ich zu der Frage des Antirassismus-Programms des Ökumenischen Rates, 
das im Berichtsjahr weit über die Christenheit hinaus in der Öffentlichkeit aufsehen erregt 
und neben freudiger Zustimmung auch lebhaften Widerspruch gefunden hat. Was haben 
wir unter Rassismus zu verstehen? 

„Mit Rassismus meinen wir den ethnozentrischen Stolz auf die eigene rassische Gruppe, 
Bevorzugung der besonderen Wesensmerkmale dieser Gruppe, die Überzeugung, daß diese 
Merkmale grundsätzlicher biologischer Art sind und den nachfolgenden Generationen wei- 
tergegeben werden, negative Empfindungen gegenüber anderen Gruppen, die nicht an den 
eigenen Merkmalen teilhaben, verbunden mit dem Drang, die andersrassische Gruppe zu 
diskriminieren und von der vollen Teilhabe am Leben der Gemeinschaft auszuschließen“ 
(Uppsala 1968). 

Der Rassismus, der uns angeht, ist der weiße Rassismus. 

„Mit weißem Rassismus meinen wir den bewußten oder unbewußten Glauben an die 
inhärente Überlegenheit der Menschen europäischer Herkunft (besonders nordeuropäischer 
Herkunft), die allen weißen Menschen Herrschaft und Vorrechte einräumt, verbunden 
mit dem Glauben an die angeborene Minderwertigkeit aller Farbigen, insbesondere derje- 
nigen afrikanischer Herkunft, die deren Unterwerfung und Ausbeutung rechtfertigt“ 
(Uppsala 1968). 

Bereits in den Anfängen der ökumenischen Bewegung hat man sich mit dem Rassismus 
beschäftigt, wie das Buch von J. H. Oldham ‚„Christianity in the Race Problem‘ und Er- 
klärungen erster Konferenzen der Bewegung für praktisches Christentum und des Inter- 
nationalen Missionsrates zeigen. Schon damals war man sich der Unvereinbarkeit von 
Evangelium und rassistischer Ideologie durchaus bewußt. Später erklärte die 2. Vollver- 
sammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen in Evanston (USA) 1954 ihre Überzeu- 
gung, daß jede „Rassentrennung ... im Gegensatz zum Evangelium steht und unverein- 
bar ist mit der christlichen Lehre vom Menschen und mit dem Wesen der Kirche Christi“. 

Die 3. Vollversammlung in Neu-Delhi, auf der der Arbeitsauftrag für das inzwischen er- 
richtete Sekretariat für Rassische und Ethnische Beziehungen präzisiert wurde, erinnerte 
an die Entschließung von Evanston und drängte auf Verwirklichung der dort gemachten 
Aussagen. Auf der 4. Vollversammlung in Uppsala spielte dann auf Grund der Ergebnisse 
der 1966 in Genf vorausgegangenen Weltkonferenz für Kirche und Gesellschaft die Frage 
des Rassismus eine bedeutende Rolle in fast allen Sektionen. Es wurde ein Studien- und 
Aktionsprogramm vorgeschlagen, zu dessen Verwirklichung der Ökumenische Rat im 
Mai 1969 in Notting Hill (London) eine internationale Studientagung über Rassismus einbe- 
rief. Auf Grund der dort gegebenen Anregungen billigte der Zentralausschuß während 
seiner Sitzung in Canterbury im August des gleichen Jahres den „Plan eines Ökumeni 
schen Programms zur Bekämpfung des Rassismus‘. Dieser Plan sieht die Bildung eines 
Sonderfonds vor, dessen Gelder zu verteilen sind ‚‚an Organisationen, die von unterdrück- 
ten Rassengruppen errichtet oder zur Unterstützung der Opfer der Rassendiskriminierung 
gebildet worden sind und deren Zielsetzungen mit den allgemeinen Zielen des Ökumeni- 
schen Rates vereinbar sind‘. Der Exekutiv-Ausschuß hat dann 1970 in Arnoldshain — 
übrigens auf Grund der ihm in Canterbury gegebenen Ermächtigung — beschlossen, 200000 
Dollar an 19 Organisationen zu verteilen, untern denen auch solche sind, die Gewalt an- 
wenden. Dabei verzichtete der Ausschuß auf eine Kontrolle und begnügte sich mit der 
festen Zusicherung der Empfänger, daß sie diese Gelder nicht für militärische, sondern 
ausschließlich für humanitäre Zwecke verwenden würden. Dieser Beschluß hat ein welt- 
weites Echo gefunden, das von freudiger Zustimmung bis zu schroffer Ablehnung reichte. 
Um zu einer sachlichen Beurteilung zu gelangen, wird man sich zunächst folgendes klar- 
machen müssen: darüber kann kein Streit sein, daß der Rassismus mit dem Evangelium 
unvereinbar ist, weil er die im Versöhnungswerk Jesu Christi geschehene Relativierung 
aller menschlichen Unterschiede ebenso verkennt wie unser in der Schöpfung begründetes 
gemeinsames Menschsein. Das bedeutet zunächst einmal, daß alle Kirchen dieser Erkennt- 
nis in ihrer eigenen Gemeinschaft Rechnung tragen müssen. Wie schwer das sein kann, 
haben wir in den Zeiten des Kirchenkampfes unter Hitler erfahren. Ferner muß gesehen 
werden, daß der Rassismus nicht isoliert genommen werden kann, sondern verflochten 
ist in politische und wirtschaftliche Machtstrukturen. 
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„80% des entwickelten (Wirtschafts-)Potentials sind im Besitz von nur 20% der Welt- 
bevölkerung, von denen die meisten weiß sind und im nordatlantischen Gebiet leben. 
Diese 20% besitzen und kontrollieren außerdem: 90% des Welteinkommens, 95% der wis- 
oem gerue Kenntnisse, 70% des Weltfleischvorrates, 80% des Eiweißes‘‘ (Notting Hill 

Dem Problem der Strukturen kann im Zusammenhang mit der Bekämpfung des Rassis- 
mus nicht ausgewichen werden. Das muß bei einer sachlichen Würdigung der Entscheidung 
von Arnoldshain mitbedacht werden. Einer der großen Anstöße bei dieser Entscheidung 
war der Verzicht auf Kontrolle, weil auch eine Verantwortung gegenüber den Geldgebern 
bestehe. Das ist zweifellos ein ernst zu nehmender Einwand, aber es gibt geistliche Grün- 
de von Gewicht, die für das unleugbare Risiko des Verzichtes auf Kontrolle sprechen. 
Dazu rechne ich die seelsorgerliche Rücksicht auf die unter weißer Vorherrschaft Leiden- 
den, bei denen keine sie verletzende Empfindung der Bevormundung hervorgerufen wer- 
den sollte. Darüber hinaus aber liegt in dem bewiesenen Vertrauen ein zeichenhafter Hin- 
weis auf das bedingungslose Angebot der Gnade Gottes, die zu verkündigen der entschei- 
dende Auftrag der Christenheit ist. Am stärksten hat sich der Widerspruch an der Frage 
der Gewaltanwendung entzündet. Bewegungen, die Gewalt anwenden, hätten nicht un- 
terstützt werden dürfen, denn bisher habe der Ökumenische Rat Gewaltanwendung zur 
Lösung von Konflikten abgelehnt. Diese Begründung ist zwar richtig, aber es kann nicht 
übersehen werden, daß in Grenzfällen, wo alle anderen Mittel zur Beseitigung einer uner- 
träglichen Tyrannei versagen, ernste Christen in sorgfältiger Prüfung aller Umstände ohne 
Verleugnung ihres Glaubens es auf sich genommen haben, sich an revolutionärem Vor- 
gehen zu beteiligen, das auf Gewaltanwendung nicht verzichten kann. Hier muß an Bon- 
hoeffer erinnert werden und das Ansehen, das er heute bei uns in der Kirche genießt. 

Ich meine, wir werden zugeben müssen, daß Christen in Grenzfällen auch an Gewaltan- 
wendung teilnehmen dürfen, wenn sie sie als einzigen Ausweg vernünftig begründen und 

im Glauben meinen verantworten zu können. Meine Fragen an das Anti-Rassismusprogramm 
gehen in eine etwas andere Richtung. Es fällt auf, daß die Begründung für die Entscheidung 
von Arnoldshain in der ökumenischen Diskussion nicht ganz einheitlich ist. Wenn etwa 
gefragt wird, sollen Bewegungen von humanitärer Hilfe nur deshalb ausgeschlossen sein, 
weil sie keinen anderen Ausweg mehr sehen als die Anwendung von Gewalt, so ist das 

ein ernsthaftes Argument. Wenn aber die Kirche für die Notwendigkeit der Umverteilung 
von Macht in Anspruch genommen wird, dann muß ich angesichts solcher Begründung 
fragen: Kann das die Aufgabe der Kirche sein? 

Damit aber komme ich zu einem Problem, das mir bei dem ganzen Anti-Rassismus- 
Programm nicht ausreichend bedacht zu sein scheint und dem sich auch die positive Stel- 
lungnahme der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen in der Deutschen Demokra- 
tischen Republik zum Anti-Rassismus-Programm leider nicht gestellt hat. Das ist die Frage 
nach der Unterscheidung des Engagements der Christen und der Kirchen. Das beides kann 
nämlich nicht einfach identifiziert werden. In Neu-Delhi hat man z.B. unterschieden: „Die 
Kirche ist berufen, sich aktiv für rassische Gerechtigkeit einzusetzen. Die Christen sollen 
nicht auf irgendeine Art des Vorgehens festgelegt werden, sondern in der Anwendung ver- 
schiedener Methoden (Aussöhnung, Prozeß, Gesetzgebung, Vermittlung, Protest, wirtschaft- 
liche Sanktionen und gewaltloses Vorgehen) beweglich sein, wobei auch an die Zusammen- 
arbeit mit weltlichen Gruppen gleicher Zielsetzung zu denken ist.“ Die spezifische Aufga- 
be der Kirche ist die Verkündigung des Evangeliums, durch welches wir von den gottlosen 
Bindungen dieser Welt befreit werden zu dankbarem Dienst an Gottes Geschöpfen (c. f. 
Barmen II). In diesen Dienst hat die Kirche die Christen einzuweisen, indem sie den Rah- 
men absteckt, innerhalb dessen im Glauben verantwortliche Entscheidungen möglich sind, 
aber die Kirche kann ihren Gliedern diese Entscheidungen nicht abnehmen. Denn solche 
Entscheidungen sollen wohl im Glauben geschehen, aber sie sind nicht unmittelbar aus 
dem Evangelium ableitbar, sondern auch immer an bestimmte Sachkenntnisse und das 
Maß der Einsicht in die Weltzusammenhänge wie an das politische Kalkül gebunden. Dar- 
um ist es auch grundsätzlich möglich, daß Christen bei Übereinstimmung in den Grund- 
sätzen zu verschiedenen Entscheidungen kommen können. Die Kirche hat darüber zu wa 
chen, daß solche Entscheidungen innerhalb der Grenzen des im Glauben verantwortbaren 
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Dienstes bleiben und daß sie nicht die Gemeinschaft des Leibes Christi sprengen. Aber 
die Kirche selbst kann solche Entscheidungen nicht fällen, weil sie damit ihren Auftrag, 
das Evangelium zu verkündigen, überschreiten und ihre Glieder nicht allein an das Evan- 
gelium, sondern auch an ihre — nämlich der Kirche — politische Einsicht binden würde. 
Damit aber würde die Glaubwürdigkeit der der Kirche befohlenen Botschaft bei allen 
den Gliedern beeinträchtigt werden, die aus einer vielleicht sachkundigeren Einsicht die 
Entscheidung ihrer Kirche nicht bejahen können. Was ich damit meine, möchte ich an der 
Haltung unserer Kirche zur Wehrdienstfrage verdeutlichen. Wir haben als Kirche klar ge- 
sagt, daß Krieg nach Gottes Willen nicht sein soll und der Christ dem Frieden zu dienen 
hat. Aber wir haben daraus nicht die Schlußfolgerung gezogen, daß darum die für alle 
Christen allein mögliche Entscheidung die absolute Verweigerung des Wehrdienstes sein 
müßte. Wir haben vielmehr anerkannt, daß auch die Entscheidung für den vollen Dienst 
mit der Waffe eine Entscheidung im Glauben sein kann, wenn sie in der Gewissensüber- 
zeugung erfolgt, nur auf diesem Wege durch Erhaltung des Gleichgewichtes der Kräfte 
dem Frieden dienen zu können. Ebenso halten wir den Dienst der Bausoldaten, den der 
Staat selbst ermöglicht hat, für einen im Glauben verantwortbaren Weg und setzen uns 
nachdrücklich dafür ein, daß dieser Weg ohne jede berufliche Benachteiligung gegangen 
werden kann. Wir haben als Kirche unseren jungen Christen ihre Entscheidung nicht ab- 
zunehmen, sondern sie in verantwortliche Entscheidungen einzuüben, indem wir ihnen 
helfen, ihre Entscheidung. nach bestem Wissen und Gewissen unter dem Ziel des Dienstes 
für den Frieden zu fällen und im Glauben zu verantworten. 

Ich hoffe, damit deutlich gemacht zu haben, daß die Unterscheidung der Weltverant- 
wortung der Kirche und der der einzelnen Christen unverzichtbar ist. In dieser Frage haben 
wir noch viel zu lernen, wie die Diskussion um das Anti-Rassismus-Programm zeigt. Mit 
Recht wird in der schon erwähnten Stellungnahme der Konferenz der Kirchenleitungen 
zu diesem Programm von einem „Erkenntnis- und Lernprozeß‘‘ gesprochen, „der noch 
nicht abgeschlossen ist‘. \ 

Das Anliegen des Anti-Rassismus-Programms, das Nein des Evangeliums gegenüber dem 
Rassismus sichtbar zu machen und an die Seite der Entrechteten zu treten, ist zu beja- 
hen. Darum dürfen wir für den guten Verlauf der Tagung des Zentralausschusses in Addis 
Abeba dankbar sein. In ernster theologischer Besinnung, zu der besonders auch die Ortho- 
doxen beigetragen haben, ist der geistliche Auftrag der Kirche stärker betont und der Ge- 
fahr begegnet worden, diesen Auftrag gegenüber dem gewiß gebotenen Engagement der 
Kirche in den Hintergrund treten zu lassen. Die Frucht solcher Besinnung zeigt sich auch 
an der Präzisierung des Anti-Rassismus-Programms. Man ist sich einig, daß die Kirche für 
Recht und Freiheit aller einzutreten hat. Allen Kirchen soll die Möglichkeit gegeben wer- 
den, am Anti-Rassismusprogramm teilzunehmen und trotzdem Spenden nur solchen Pro- 
grammen zuzuwenden, für die sie verantworten können, ihre Glieder zum Opfer aufzuru- 
fen. Ferner dient es der Klärung, wenn in Addis Abeba ausdrücklich festgestellt wurde, 
daß „der Okumenische Rat sich nicht vollständig mit einer politischen Bewegung identi- 
fizieren will‘. Ich betone das deswegen, weil die Konferenz der Kirchenleitungen in der 
DDR zu einer besonderen Spendenaktion in der Passionszeit 1971 im Rahmen der Aktion 
„Brot für die Welt‘ aufgerufen hat und mir daran liegt, daß dieser Aufruf nicht im Sinne 
einer politischen Identifizierung mit revolutionären Bewegungen verstanden wird, sondern 
als ein Angebot an unsere Gemeindeglieder, den rassisch Unterdrückten und den um ihre 
Freiheit und Menschenwürde Ringenden in speziellen Nöten eine ausschließlich humanitäre 
Hilfe zu leisten. 

Unsere Kirchenleitung hat beschlossen, diesen Aufruf an unsere Gemeinden mit folgen- 
der Erklärung weiterzuleiten: 

„Wir haben als Kirche für allseitige und nicht einseitige Geltung der Allgemeinen Men- 
schenrechte einzutreten. Die Überwindung des Rassismus ist auch für uns ein Modellfall 
der Verwirklichung der Allgemeinen Menschenrechte. Darum geben wir den Aufruf an un- 
sere Gemeinden weiter. Wir bestimmen aber, daß die von unseren Gemeinden aufgebrach- 
ten Spenden nur solchen Bewegungen zugute kommen, die nicht die Methoden der Geisel- 
nahme oder des Geiselmordes anwenden und bei denen der Ökumenische Rat erwarten 
darf, daß sie nicht eine Tyrannei durch eine andere ablösen werden, sondern eine gerech- 
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rn freiere Gesellschaftsordnung schaffen wollen als die bisher in ihrem Land beste- 
ende.‘ 

Damit ist deutlich, daß wir eine bestimmte Beschränkung vorgenommen haben, die aber 
durchaus den in Addis Abeba eröffneten Möglichkeiten entspricht. Wir halten diese Be- 
schränkung für notwendig. Gewalt ist nicht gleich Gewalt. Es gibt heute in der Welt einen 
so erschreckenden Terrorismus, daß die Kirche dazu ein klares Nein sagen muß. Und so 
gewiß es keine Garantie dafür gibt, daß nicht eine Befreiung in eine schreckliche Tyrannei 
umschlagen kann, so muß doch jede Befreiungsbewegung auf ihre Ziele hin verantwortlich 
befragt werden. Mit dieser, unserer Einsicht gemäßen Weitergabe des Spendenaufrufes 
der Konferenz haben wir bekräftigt, daß wir zum Bund als einer Zeugnis- und Dienstge- 
meinschaft stehen. 


In ähnlicher Weise äußert sich die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der 
Kirchenprovinz Sachsen auf der Tagung ihrer Synode am 6. November 1971, 
u.a. zur Frage der Gewaltanwendung: 


Als eine Konsequenz des „Dienstes der Versöhnung‘ versteht die Kirchenleitung die Betei- 
ligung der Gliedkirchen des Bundes der Ev. Kirchen in der DDR am Anti-Rassismuspro- 
gramm des Ökumenischen Rates der Kirchen. Die Unterstützung von Befreiungsbewegun- 
gen, die in ihrem Kampf gegen die Gewalt der rassistischen Unterdrücker ihrerseits Gewalt 
anwenden, scheint indessen den „Dienst der Versöhnung“ eher zu verleugnen, als ihm zu 
entsprechen. Es hat darum nicht nur von Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland, son- 
dern auch aus unseren eigenen Kirchen Widerspruch gegen die Beteiligung am Anti-Rassis- 
musprogramm gegeben. Es sei darum auf folgende Punkte der Entscheidung der Konferenz 
der Kirchenleitungen hingewiesen: In dem Schreiben des Vorsitzenden der Konferenz der 
ev. Kirchenleitungen, Bischof D. Schönherr, an den Generalsekretär des Ökumenischen 
Rates vom 9. 1. 1971 steht der entscheidende Satz: „Es ist uns wichtig, daß durch das 
Reden und Handeln der Kirchen im Verfolg des Anti-Rassismusprogramms das Zeugnis 
vom Kreuz, an dem unser Herr sich selbst geopfert hat, um der Versöhnung zu dienen, 
nicht verdunkelt wird. Dies ist in der Vergangenheit durch Gewährenlassen unterdrük- 
kender Gewalt oft genug geschehen.‘‘ Damit ist klar: es wird jetzt nicht einfach grünes 
Licht für die Anwendung befreiender Gewalt gegeben, aber es wird die Selbstverständlich- 
keit, mit der bisher die Gewaltausübung der an der Macht Befindlichen als die rechtmäßige 
angesehen wurde, erschüttert, und es wird die Anwendung befreiender Gewalt nicht ver- 
urteilt, wo sie notgedrungen nach dem Scheitern aller anderen Versuche als letztes und 
äußerstes Mittel zur Herstellung eines den Menschenrechten entsprechenden Zustandes 
geschieht. Wo die Austragung politischer Gegensätze in Entsprechung zur Versöhnung 
durch Christus geschehen soll, wird gewaltfreien Methoden der unbedingte Vorzug zu 
geben, Gewaltanwendung als letztes Mittel jedoch nicht auszuschließen sein, sofern sie auf 
bestimmte Praktiken verzichtet (Schießen auf Wehrlose, Geiselnahme von Frauen und Kin- 
dern, Racheaktionen) und die Entmachtung des Gegners so vollzieht, daß dabei die künfti- 
ge Gemeinschaft mit ihm im Blick ist. 

Durch die Vereinbarung mit dem Afro-asiatischen Solidaritätskomitee in der DDR, das 
die Realisierung der bei der Spendenaktion für das Anti-Rassismusprogramm eingekomme- 
nen Gelder vornimmt, ist sichergestellt, daß die von den ev. Kirchen in der DDR zur Ver- 
fügung gestellten Mittel ausschließlich für humanitäre Zwecke verwendet werden. (Projekte 
im Ausbildungs-, Sozial- und Gesundheitswesen.) Das bedeutet insofern keine Bevormun- 
dung der Spendenempfänger, als sie selbst versichert haben, die ihnen übergebenen Gelder 
nur für soziale und humanitäre Zwecke verwenden zu wollen, wobei ihnen selbst das Ur- 
teil darüber überlassen worden ist, was in den jeweiligen Situationen human und humani 
tär ist. 

Die Konferenz der Kirchenleitungen hat die Überwindung des Rassismus als einen „Mo- 
dellfall für die umfassende Verwirklichung der Menschenrechte‘ bezeichnet. Es ist gegen 
die Beteiligung unserer Kirchen am Anti-Rassismusprogramm eingewandt worden, es gebe 
auch bei uns Fälle und Formen von Unterdrückung und Diskriminierung: das Eintreten 
für die rassisch Unterdrückten solle nur ablenken von unserer Verpflichtung, auch in unse- 
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rem Raume für die Menschenrechte einzutreten. Die Kirchenleitung ist sich im klaren, daß 
sie gegen die rassistische Verweigerung der Menschenrechte nur dann glaubwürdig Stellung 
nimmt, wenn sie sich zugleich für die Geltung der Menschenrechte im eigenen Land ein- 
setzt. Sie hält es für richtig, was der Themenausschuß auf der diesjährigen Tagung der 
Synode des Bundes der Ev. Kirchen in der DDR in Eisenach ausgesprochen hat: Die Kir- 
che gibt das Lebensangebot Christi ‚weiter durch das Wort von der Menschenfreundlich- 
keit Gottes, die Hilfe für den Mitmenschen und den Einsatz für eine menschliche Welt. 
Sie wird sich darum zu denen stellen müssen, die in ihrem Lebensrecht eingeengt werden: 
die in ihren Bildungs- und Berufsmöglichkeiten Benachteiligten, die durch eingeschränkte 
Information unmündig Gehaltenen, die Überforderten und Übersehenen. Eine Kirche, die 
zu den Mühseligen und Beladenen ihrer Gesellschaft steht, wird auch ihren Einsatz für die 
fernen Nächsten glaubhaft vollziehen.‘ Die Kirchenleitung ist sich aber auch klar darüber, 
daß das Ausmaß der Entrechtung und Entwürdigung der Opfer des Rassismus so unge- 
heuerlich ist, daß hier Vergleiche unangemessen sind. 


Man erfährt bei dieser Gelegenheit auch einiges über Methode und Ergebnis der 
Spendenaktion: 


Wichtig ist, daß die in der Passionszeit durchgeführte Spendenaktion für das Anti-Rassis- 
musprogramm im Rahmen der Aktion ‚Brot für die Welt‘ gelaufen ist. Damit ist der im- 
mer wieder einmal geäußerte Vorwurf, ‚Brot für die Welt‘ leiste nur karitative Hilfe in 
besonderen Not- und Katastrophensituationen und eben dies sei heute nicht mehr ausrei- 
chend, entkräftet, zumal diese Sonderaktion zu der Hoffnung berechtigt, daß „Brot für 
die Welt‘ mehr als bisher Hilfen zur Selbsthilfe bei der Beseitigung sozialer Ungerechtig- 
keiten in den Entwicklungsländern ermöglichen will. Daß der veranschlagte Sammlungsbe- 
trag von 500000.- Mark um 400000,— Mark überschritten werden konnte, wobei in un- 
serer Kirchenprovinz 173000,— Mark aufgebracht wurden (Vergleichszahl: Ev.-Luth. 
Kirche Sachsens 332000.— Mark, Ev. Kirche Berlin-Brandenburg 160000,— Mark), zeigt, 
daß die Gemeinden trotz der kurzen Anlaufzeit bereit geworden sind, sich in dieser Sache 
zu engagieren. Zu diesem guten Ergebnis dürfte auch die von der Ökumenischen Kommis- 
sion des Bundes geleistete Informationsarbeit entscheidend beigetragen haben. 


4. OST-WEST-GEMEINSCHAFT IN DER EKU UND IN DER 
EVANGELISCHEN KIRCHE IN BERLIN-BRANDENBURG 


Allein die EKU und die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg halten wei- 
terhin an einer die politischen Grenzen der beiden deutschen Staaten bzw. der 
beiden Teile von Berlin übergreifenden verfassungsrechtlichen Zusammengehö- 
tigkeit fest. Wie sie diese kirchliche Gemeinschaft wirksam und die leitenden 
Organe funktionsfähig erhielten ist im Kirchl. Jahrbuch 1970, S. 250-281 
ausführlich dargelegt worden. 

Für die EKU bedeuteten die Beschlüsse der Synodaltagungen von 1970, daß 
die EKU erhalten bleiben, daß aber zugleich an ihrer Regionalisierung nach 
Ost und West weitergearbeitet werden soll. Genau besehen bedeuteten. diese 
nicht ganz eindeutigen Beschlüsse, daß man sich auf eine Erhaltung der spezi- 
fisch kirchlich-theologischen Gehalte der Union einigte, nicht aber auf bestimm- 
te Rechtsformen hinsichtlich des Ost-West-Verhältnisses. Da für das Jahr 1971 
Synodaltagungen nicht vorgesehen waren, hatten die mit der Weiterarbeit an 
gesetzgeberischen Maßnahmen zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit der Or- 
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gane und Dienststellen der EKU beauftragten Ausschüsse ihre Ergebnisse erst 
für das Jahr 1972 vorzubereiten. 

In der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg drängte die Entwicklung 
auf eine schnellere Gangart. Hier lautete die Formel von 1970, daß sich die bei- 
den regionalen Synoden einander freigeben, die Grundordnung für ihren Bereich 
zu ändern, sofern solche Änderungen dem Vorspruch der Grundordnung von 
Schrift und Bekenntnis und den Grundsätzen über Amt und Gemeinde nicht 
widersprechen. Damit wurde nach Lage der Dinge ein Optimum an rechtlicher 
Gemeinschaft erhalten, ihre Funktionsfähigkeit war durch eine Regionalisie- 
rung in laufender Gesetzgebung, Leitung und Verwaltung sichergestellt. Das 
einzige Organ, das noch nicht vollständig ‚‚regionalisiert‘ ist, ist das Bischofs- 
amt, da dieses rechtlich gesehen nach wie vor für die Gesamtkirche in einer 
Hand liegt (Bischof D. Kurt Scharf), obwohl es praktisch für den Ostbereich 
der Landeskirche von dem Verwalter des Bischofsamtes selbständig und unab- 
hängig versehen wird (Bischof D. Albrecht Schönherr). So ist es nur folgerich- 
tig, wenn schon 1970 von der Regionalsynode Ost eine Arbeitsgruppe mit dem 
Auftrag eingesetzt wurde, „‚vordringlich die Frage der Gestalt und Wahrnehmung 
des bischöflichen Dienstes neu zu überdenken und eine Änderung der einschlä- 
gigen Bestimmungen der Grundordnung und des Bischofswahlgesetzes beschluß- 
reif vorzubereiten“. 

Damit war der Stein für eine auch rechtlich-strukturelle Regionalisierung des 
Bischofsamtes ins Rollen gebracht, d.h. also, es würde am Schluß des jetzt 
eingeleiteten Prozesses die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg zwei 
Bischofsämter haben, die selbständig und unabhängig voneinander in der ihnen 
je zugewiesenen Region wahrgenommen würden. Die Regionalsynode Ost be- 
stätigte diese Absicht auf ihrer Tagung vom 7. bis 11. Mai 1971; die Regional- 
synode West nahm auf ihrer Tagung vom 18. bis 20. Juni 1971 diese Entwick- 
lung auf, so daß sie auf ihrer Tagung vom 19. bis 24. November 1971 Grund- 
sätze für die Neugestaltung des Dienstes der leitenden Träger des geistlichen 
Amtes beschließen konnte. Diese Grundsätze schließen die Beschränkung des 
in West-Berlin amtierenden Bischofs auf die Region West ein. Die erforderli- 
chen kirchengesetzlichen Regelungen sollen auf Synodaltagungen im Jahre 
1972 getroffen werden. 

Die folgende Dokumentation dieser Entwicklung wird dem „Evangelischen 
Informationsdienst Berlin“ Heft 4/5, Jg. VI, vom Mai/Juni 1972 entnommen: 


TAGUNG DER REGIONALSYNODE OST 7.-11. MAI 1971 
Neuordnung des bischöflichen Dienstes 


Synode stellt fest: Die Synode hat auf ihrer Tagung im März 1970 mit Drucksache 123 
festgestellt, daß die bischöflichen Funktionen in ihrer Region selbständig und unabhängig 
ausgeübt werden. Sie hat mit Drucksache 114a gleichzeitig den Auftrag erteilt, die Gestalt 
und Wahrnehmung des bischöflichen Dienstes mit dem Ziel einer Änderung der einschlägi- 
gen Bestimmungen der Grundordnung und des Bischofswahlgesetzes beschlußreif vorzube- 
reiten. 

Die Synode erklärt, daß die angestrebte Änderung das Ziel hat, auf der Grundlage der 
Entschließung zur Selbständigkeit bei der Änderung der Grundordnung auf der nächsten 
Tagung der Synode für den von ihr vertretenen Bereich ein eigenes leitendes geistliches 
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Amt einzurichten und spätestens auf der konstituierenden Sitzung der kommenden Syno- 
de dieses leitende Amt zu besetzen. 

Die obengenannte Arbeitsgruppe legte der Regionalsynode Ost auf ihrer Tagung im Mai 
1971 drei Modelle zur Neuordnung des bischöflichen Dienstes vor, die mit „A“, „B“ und 
„C‘‘ bezeichnet waren und im Tagungs-Grundlinienausschuß diskutiert wurden. Im folgen- 
den bringen wir den Bericht dieses Ausschusses sowie einen Beschluß, den die Regional 
synode zu diesem Komplex faßte. 


Bericht 


Nach Prüfung und ausführlicher Diskussion kann der Tagungs-Grundlinienausschuß der 
“ Synode die Entscheidung für die Tendenz eines der vorgelegten Modelle zur Neuordnung 
des bischöflichen Dienstes allein nicht empfehlen. 

Der Tagungs-Grundlinienausschuß ist der Auffassung, daß das Modell A vordringlich die 
Aufgaben und Funktionen des Vorsitzenden der Kirchenleitung entwickelt. Dagegen ent- 
hält das Modell B — unter Auslassung der strittigen Nomenklaturfrage — Grundzüge für 
eine regionalisierte Visitationsordnung und für den leitenden geistlichen Dienst auf Spren- 
gelebene. Das Anliegen des Modells C scheint bei einer Weiterentwicklung des Modells B 
in dem Anliegen der Impulsgebung und partnerschaftlichen Beratungsfunktion berück- 
sichtigt werden zu können. 

Alle drei Modelle sehen eine Befristung der Übertragung und Aufgliederung bischöfli- 
cher Funktionen vor. Der Ausschuß empfiehlt, diesen Tendenzen zuzustimmen. 


Beschluß 


Der Ständige Grundlinienausschuß wird beauftragt, das Modell A als Beschreibung des 
Dienstes des Vorsitzenden der Kirchenleitung bis zur nächsten Synodaltagung beschluß- 
reif (Änderung der einschlägigen Grundordnungsartikel) vorzulegen. Dabei ist die Befristung 
und funktionale Aufgliederung zu präzisieren. 

Der Ständige Ordnungsausschuß, der Ständige Theologische Ausschuß und der Ständige 
Ausschuß ‚‚Erneuerung des Dienstes der Kirche‘ werden beauftragt, das Modell B unter 
Berücksichtigung von Elementen des Modells C zu einer Visitationsordnung und einer Ord- 
nung des leitenden geistlichen Dienstes auf Sprengelebene auszuarbeiten. 


Grundsätze über Amt und Gemeinde 


Der Ständige Theologische Ausschuß der Regionalsynode Ost befaßte sich aufgrund der 
Synodalberatungen im März 1970 mit dem Vorspruch „Grundsätze über Amt und Ge- 
meinde“, der Teil der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Berlin-Brandenburg ist. 
Seine Änderung bedarf — anders als bei der Grundordnung selbst — der Zustimmung bei 
der Regionalsynoden. Der Ausschuß vertrat die Ansicht, daß eine Neufassung, auch die 
der Überschrift, erforderlich sei. Er legte der Regionalen Synode auf der Tagung vom 
Mai 1971 einen Entwurf als Richtlinie für eine künftige Neufassung vor. Dieser Entwurf 
wurde vom Theologischen Tagungsausschuß II überarbeitet und der Regionalsynode zu- 
sammen mit einem Beschluß-Antrag unterbreitet, dem sich die Mehrheit der Synodalen 
jedoch nicht anschließen konnte. 

In der Folge bringen wir zunächst den überarbeiteten Entwurf einer Neufassung des 
Vorspruchs „Amt und Gemeinde“, dann den nicht zum Zuge gekommenen Antrag des 
Theologischen Tagungsausschusses II und schließlich den Beschluß der Regionalsynode 
zu diesem Komplex. 


Grundsätze über Dienste in der Gemeinde 


I. Der Heilige Geist sammelt durch das Evangelium die Gemeinde Jesu Christi aus „Juden 
und Heiden“ (= traditionell Kirchlichen und Unkirchlichen, Frommen und Unfrommen) 
zur Erfüllung des ihr gegebenen Auftrages. Mit ihrer Existenz als Kirche für die Welt be- 
zeugt die Gemeinde durch ihre Verkündigung, Lehre und Gemeinschaft das Wort vom 
Kreuz zur Freude der Sünder. Alle Einzelaufgaben der Kirche beziehen sich auf diesen 
einen Auftrag, von dem und für den die Kirche lebt. 
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II. Die Wahrnehmung aller von der Kirche geordneten Dienste ist Teilnahme an dem ei 
nen Sendungsauftrag der Gemeinde. 

In der Freiheit und Zucht des Geistes und in brüderlicher Gemeinschaft beruft die Ge- 
meinde aufgrund bestimmter Gaben geeignete Gemeindeglieder in diese Dienste und wacht 
nach dem Maßstab des Evangeliums über deren Leben und Wandel. Prüfung und Berufung 
geschehen in geistlicher Weise, indem die Gemeinde die zu besonderem Dienst beanspruch- 
ten Glieder daran mißt, wie das Werk des Heiligen Geistes durch sie und ihre Gaben ge- 
schieht. Auf diese Weise läßt der Heilige Geist die Gemeinde an seiner Leitung teilnehmen. 

II. Die Wahrnehmung der verschiedenen Dienste in der Kirche begründet keine Herr- 
schaft der einen über die anderen. 

Die von der Gemeinde mit Einzelaufträgen Betrauten sind der Gemeinde für die Erfül- 
lung ihrer Aufgaben verantwortlich. 

Zugleich aber sind sie gemeinsam mit der Gemeinde und untereinander vor ihrem Herrn 
verantwortlich für die Erfüllung des die Gemeinde begründenden Sendungsauftrages: 

für die Verkündigung des Evangeliums an die Sünder, 

für die Taufe in den Tod Jesu Christi zur Hoffnung der Auferstehung, 

für die Gemeinschaft der Gemeinde mit ihrem Herrn im Abendmahl. Die Taufe begrün- 
det für alle Glaubenden deren Priestertum, das sie in der Verkündigung ihres Herrn, 

in der Teilnahme an seiner Tischgemeinschaft mit den Sündern und in der Taufe neu 
hinzukommender Glieder am Leibe Jesu Christi bewähren. 

IV. Wo die Gemeinde für die öffentliche Verkündigung, die Feier des Abendmahls und 
die Taufe Pfarrämter eingerichtet hat und durch Ordination bestimmte Personen mit de- 
ren Wahrnehmung beauftragt, werden diese Pfarrämter sinnvoll wahrgenommen, wenn sie 
der Anleitung der Gemeinde zu rechter Wortverkündigung, ordentlichem Taufvollzug, 
brüderlicher Abendmahlsfeier und in dem allen zur Wahrnehmung ihres Zeugnisauftrages 
in Glaube, Hoffnung und Liebe dienen. 

Die Einrichtung von einzelnen Diensten entbindet die Gemeinde nicht von der Wahrneh- 
mung ihrer Gesamtverantwortung. 


Antrag des Theologischen Tagungsausschusses II 


Synode wolle beschließen: Kirchenleitung wird beauftragt, eine Neufassung der „Grund- 
sätze über Amt und Gemeinde“ vornehmen zu lassen. 

Die Neufassung, die auch eine neue Überschrift der Grundsätze erforderlich macht, soll 
mit der Intention vorgenommen werden, die in nachfolgendem Entwurf zum Ausdruck 
kommt. 


Beschluß der Regionalsynode 


Die Kirchenleitung wird beauftragt, eine kritische Interpretation der „Grundsätze über 
Amt und Gemeinde“ zu veranlassen. Dabei ist zu prüfen, ob wir eine Neufassung des 
Wortlauts anstreben müssen. Diese hätte in gemeinsamer Bemühung mit der Regionalsynode 
West der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg zu geschehen. 

Bei der Zusammensetzung der Arbeitsgruppe sind der Ständige Theologische Ausschuß, 
der Ständige Ordnungsausschuß und der Ausschuß „Erneuerung des Dienstes der Kirche“ 
zu beteiligen. 

Der Entwurf einer Neufassung ist als Material zu verwenden. 


TAGUNG DER REGIONALSYNODE WEST 18.-20. JUNI 1971 


Aus dem von Bischof D. Kurt Scharf vorgetragenen Bericht 
der regionalen Kirchenleitung West 


(...) Das erste Problem ist das der Zuordnung der beiden Gebiete der Evangelischen Kir- 
che in Berlin-Brandenburg zu Kirchenbund in der Deutschen Demokratischen Republik 
und Evangelischer Kirche in Deutschland und durch sie in die übergreifenden ökumeni- 
schen Zusammenschlüsse. Für sich genommen, d.h. eingeengt auf den deutschen Raum, 
stellt sich die Frage: Können die beiden Gebiete an der gemeinsamen Grundordnung und 
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an einer spezifischen leibhaftigen kirchlichen Gemeinschaft miteinander festhalten und 
dennoch in die Kirchwerdung evangelischer Kirche in den getrennten deutschen Staats- 
gebilden eingefügt werden? Beides zugleich scheint nicht praktikabel, nicht realisierbar. 
Ist die Zugehörigkeit in die Ökumene, in die Weltchristenheit aber nicht mehr eine recht- 
lich stufenweise vermittelte Gliedschaft, sondern ist Ökumene die unmittelbare Funktion 
jedes kirchlichen Gebildes — ich verwende absichtlich den gleichen Begriff „Gebilde“ wie 
schon oben in Anwendung auf die deutschen Staaten, um zu zeigen, daß ich ihn in kei- 
ner Weise diskreditierend meine —, ich wiederhole: Ist Ökumene die unmittelbare Funk- 
tion jedes kirchlichen Gebildes, so ist Kirchengemeinschaft tragender Grund jeder Kirche, 
nicht schrittweise anzustrebendes Ziel. Die Kirchenleitung in Ost-Berlin vertritt ihre Ge- 
meinden zu Recht in der Ökumene durch die Evangelische Kirche der Union und den 
Kirchenbund. Und wir in West-Berlin vertreten unsere Gemeinden nach demselben Ver- 
ständnis von Amt und Gemeinde zu Recht in der Evangelischen Kirche der Union und 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, auch in der Arnoldshainer Konferenz und durch 
sie — die drei Genannten - in allen regionalen und globalen ökumenischen Zusammen- 
schlüssen und Verbänden. Beide tun dies durch die innerdeutschen Kirchengemeinschaf- 
ten und tun es zugleich auch unmittelbar. Unsere Integration in die zur Kirche werdende 
und gewordene Evangelische Kirche in Deutschland auf dem Wege über die Arnoldshainer 
Konferenz zum Beispiel ... ist nichts als die Durchformung einer Grundanlage in der 
fortgeltenden Ordnung, die unsere Kirchenprovinz sich 1948 gegeben hat. Der Prozeß 
vollzieht sich deshalb in — mag sein — unterschiedlichem Tempo parallel drüben und 
hier. (...) Was uns in der Berlin-Brandenburger Lage beschwert und was man uns hier und 
da vorhält, ist ganz und gar kein Unikum, kann darum auch nicht isoliert behandelt oder 
bewertet werden, sondern ist als Typus zu nehmen und nach dem Beispiel derer, die Ähn- 
liches durchkämpfen, zu bestehen. 

Das zweite Problem gehört in die Diskussion um das Verständnis des Amtes zwischen 
und in den Kirchen in allen Teilen der Welt. Die Lehre vom Amt und den Ämtern ist 
infolge der ökumenischen Begegnungen zum Teil heftig umstritten, zum Teil Gegenstand 
neuer intensiver und korrespondierender Forschung. Sie wissen, verehrte und liebe Syno- 
dale, daß auf der Regionalsynode in Ost-Berlin im vergangenen Monat ein von der voran- 
gegangenen Tagung eigens zu diesem Zweck gebildeter ständiger Synodal-Ausschuß über 
seine Arbeit „zur Reform des leitenden geistlichen Amtes‘ in unserer Kirche berichtet 
hat...) 

Auch hier nun wird meines Erachtens das Bemühen der Brüder und Schwestern drüben 
und unsere eigene Aufgabe entlastet und gefördert, wenn wir die Aufgabe angehen im 
ökumenischen Zusammenhang. Die zusätzlichen Reibungen und Spannungen, die sich da- 
bei einstellen, sind fruchtbar. Ich darf Ihnen meine Vorstellungen zur Sache entwickeln. 
Der Ost-Berliner Synodal-Ausschuß, aber auch die dortige Kirchenleitung und Synode 
selbst — die beiden letzteren jedenfalls in ihrer überwiegenden Mehrheit — sind der Auf- 
fassung, daß noch in dieser Legislaturperiode, d.h. bis zum Ende des Jahres 1972, das 
leitende geistliche Amt für ihren Bereich neu gestaltet werden muß. Ich meine, wir soll- 
ten in der gleichen Zeit das Gleiche anstreben. Ich schlage dies der Synode vor, nicht aus 
Rücksicht auf die politische deutsche und Berliner Situation, die wir dabei durchaus 
werden mit in Rechnung stellen müssen, sondern in Aufnahme unserer Beratungen in den 
grundordnunggebenden Berlin-Brandenburger Synoden von 1946 und 1948. Wir waren uns 
damals einig darüber, daß das Verfassungsrecht, das wir verabschiedet hatten, in der Ge- 
meinsamkeit der Evangelischen Kirche in Deutschland weiter entwickelt und verändert 
werden müsse. Ich mache meinen Vorschlag aber auch in Aufnahme der Arbeit des Struk- 
turreform-Ausschusses des Konsistoriums, einer Arbeit, die der Synode vor zwei Jahren 
übergeben worden ist, jedoch vom ständigen Synodalausschuß bisher nicht ausreichend 
hat gefördert werden können. Eine Neuordnung insgesamt für Pfarramt, Superintenden- 
tenamt und die übergreifenden visitatorischen Ämter werden Ordnungs-, Struktur- und 
Haushaltsausschuß in eineinhalb Jahren nicht zu leisten vermögen. Ich bitte deshalb, die 
Synode möge den Auftrag erteilen, daß die drei Ausschüsse — etwa unter der Federfüh- 
rung des, Ordnungsausschusses — die bisher behandelten Fragen von Amt und Ämtern im 
Kontext der ökumenischen Diskussion zu entscheidungsreifen Grundsätzen präzisieren. 
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Sie müßten dabei meines Erachtens ausgehen von den Grundsätzen über Amt und Gemein- 
de in unserer Grundordnung. Ich denke an Kommentierung und Weiterführung dieser 
Grundsätze. Der Auftrag sollte zugleich die Forderung enthalten, die zu entwickelnden 
Grundsätze über das Verhältnis von Ämtern und Diensten, über ihre zeitliche Begrenzung 
und ihre inhaltliche Beschreibung und Kompetenz zuerst an einem Entwurf über das Amt 
des Vorsitzenden der Kirchenleitung darzustellen, so daß diese Synode in die Lage ver- 
setzt wird, die Entscheidung über das leitende Amt noch in ihrer derzeitigen Zusammen- 
setzung zu verabschieden. Wir würden auf diese Weise im gleichen Tritt mit der Regional- 
synode Ost bleiben. Sie hat ihren Auftrag, soweit er den Vorspruch oder die „Grundsätze 
über Amt und Gemeinde“ oder Änderungen in den Einzel-Artikeln berührt, die aus dem 
Vorspruch oder den genannten Grundsätzen herzuleiten sind, ausdrücklich an die Regio- 
nal-Notverordnung und an die Übereinstimmung mit unserer Synode gebunden. Sie hat 
dies auf ihrer letzten Tagung wiederum getan. (...) 


Beschluß der Regionalsynode West 


Synode beruft einen Ausschuß von 7 Mitgliedern, darunter je 2 Mitglieder aus dem Theo- 
logischen Ausschuß, dem Ausschuß für Strukturfragen und Kirchenreform und dem Ord- 
nungsausschuß. 

Der Ausschuß hat den Auftrag, bis zur Synodaltagung im November 1971 „entschei- 
dungsreife Grundsätze“ für die zukünftige Ordnung der leitenden geistlichen Ämter in 
unserer Kirche (Regionale Synode Berlin-West) vorzulegen. Die Arbeit soll in möglichst 
engem Kontakt mit den oben genannten ständigen Ausschüssen erfolgen. 


TAGUNG DER REGIONALSYNODE WEST 19.-24. NOVEMBER 1971 


Die Regionalsynode West nahm die folgenden Vorschläge des Dienstes der leitenden Trö- 
ger des geistlichen Amtes (Bischof, Generalsuperintendent, Propst) als vorläufige Arbeits- 
grundlage entgegen und bat die Kirchenleitung, entsprechende gesetzliche Regelungen 
vorzubereiten und der Synode bis zu ihrer nächsten Tagung im Juni 1972 vorzulegen: 


I. Grundsätze für die Neugestaltung des Dienstes der leitenden Träger 
geistlichen Amtes (Bischof, Generalsuperintendent, Propst) 


Der Dienst der leitenden Träger des geistlichen Amtes ist seinem Wesen nach nichts an- 
deres als eine Gestalt des ministerium verbi incarnati: Es gilt, das Wort Gottes als gespro- 
chenes und sich verwirklichendes, als in Taufe, Verkündigung und Abendmahl die Kir- 
che — den Leib Christi — bauende, schaffende Gabe öffentlich zu verwalten. Es gilt, aus 
diesem Wort exemplarisch ganzheitlich Leben zu empfangen und exemplarische Lebens 
möglichkeit weiterzugeben, — dies beides in der Vorläufigkeit, in dem Wissen, daß ‚unser 
Leben mit Christus in Gott verborgen“ ist (vgl. Art. 15 GO). 

1.a) Die leitenden Träger des geistlichen Amtes, Bischof, Generalsuperintendent, Propst, 
sind Pfarrer einer Gemeinde mit geordneter Predigtverpflichtung. Von den übrigen Pflich- 
ten des Gemeindepfarrers sind sie entbunden. Sie haben das Recht, in allen Gemeinden 
des Kirchengebietes Gottesdienst zu halten und können sich mit persönlichen Ansprachen 
und Anschreiben an die Pfarrer und Gemeinden wenden. 

b) Auf ihr Dienstverhältnis finden die Bestimmungen des Pfarrerdienstrechtes sinnge- 
mäß Anwendung. 

2. Die Funktionen des leitenden geistlichen Dienstes sind so umfangreich und vielschich- 
tig, daß sie nicht von einem, sondern nur von mehreren in gegenseitiger Ergänzung aus- 
geübt werden können. 

a) Dieser Dienst wird von den leitenden Trägern des geistlichen Amtes gemeinsam wahr- 
genommen. Deshalb treten sie regelmäßig zu gemeinsamen Beratungen zusammen. Sie in- 
formieren sich gegenseitig, vor allem über ihre besonderen Arbeitsgebiete. 

b) Die Aufteilung der Funktionen ist so vorzunehmen, daß die einzelnen Dienste des 
Bischofs, des Generalsuperintendenten und des Propstes aufeinander bezogen und ange- 
wiesen bleiben und doch hinreichend spezifiziert werden. In gewissem Umfang soll bei 


337 


Neubesetzung eine neue Aufteilung der Funktionen möglich sein. Diese Neuaufteilung 
beschließt die Kirchenleitung auf Vorschlag der leitenden Träger des geistlichen Amtes. 

c) Für die Wahl der leitenden Träger des geistlichen Amtes ist ein Wahlgesetz zu schaf- 
fen, das die Wahl des Bischofs, des Generalsuperintendenten und des Propstes durch die 
Synode nach einem grundsätzlich gleichartigen Verfahren ermöglicht. 

d) Der Dienst des Bischofs, des Generalsuperintendenten und des Propstes ist auf zehn 
Jahre zu befristen. Die Möglichkeiten der Wiederwahl wie auch des freiwilligen Rücktritts 
sind vorzusehen. Die Altersgrenze wird durch das Pfarrerdienstrecht bestimmt. 


II. Funktionen der leitenden Träger des geistlichen Amtes 


Diese Funktionen sind orientiert an missio und visitatio. Sie müssen auf die Kirche und 
auf aile Menschen bezogen sein. 

1. Gemeinsam wahrzunehmende oder miteinander abzusprechende Dienste. 

a) Die leitenden Träger des geistlichen Amtes achten auf die geistigen, kulturellen, so- 
zialen und politischen Strömungen des öffentlichen Lebens und sorgen dafür, daß die 
Kirche ihren Dienst in der Welt wahrnimmt (vgl. GO Art. 114). 

b) Sie achten auf gesamtkirchliche und ökumenische Vorgänge. Sie sorgen dafür, daß sie 
in der eigenen Kirche bedacht werden, um der Einheit der Kirche Jesu Christi zu dienen. 

c) Gemeinsam mit der Kirchenleitung tragen sie die Verantwortung dafür, daß die Kir- 
che ihr Wächteramt in rechter Verkündigung des Evangeliums und in der Abwehr der 
Irrlehre ausübt. 

d) Sie erneuern und fördern den brüderlichen Zusammenhalt aller Organe der Kirche, 
der örtlichen Gemeinden und der landeskirchlichen Dienste. Sie sorgen dafür, daß das 
Zeugnis der Kirche in der Öffentlichkeit in seiner ganzen Vielfalt laut wird, nicht aber 
durch Unklarheiten und Widersprüche verfälscht wird. 

e) Sie wirken planend und initiativ mit an der Erneuerung des kirchlichen Dienstes. 

f) Sie werten die Visitationsberichte aus. 

8) Ihre besondere Sorge gilt der rechten Auswahl und der Förderung des theologi- 
schen Nachwuchses sowie der Aus- und Weiterbildung aller kirchlichen Mitarbeiter. 

h) Sie schlagen die Anordnung der Ordinationen vor und vollziehen sie im Auftrag der 
Kirche, soweit sie damit nicht andere beauftragen. 

i) Das nach der Grundordnung (Art. 77) dem Bischof zustehende Vorschlagsrecht für 
die Berufung der Superintendenten wird von den drei leitenden Trägern des geistlichen 
Amtes gemeinsam wahrgenommen. 

2. Gegliederte Funktionen. 

a) Funktionen des Bischofs. 

aa) Der Bischof führt den Vorsitz bei den Beratungen der leitenden Träger des geist- 
lichen Amtes. 

bb) Der Bischof ist Vorsitzender der Kirchenleitung, als solcher vertritt er die Kirche 
gemäß Art. 113 Abs. 2 der Grundordnung. 

cc) Er hat die Leitung des Ephorenkonvents und kann sich dabei durch den General- 
superintendenten, in Fragen der. Verwaltung durch den Propst, vertreten lassen. 

dd) Er leitet das Theologische Prüfungsamt. 

ee) Im Zusammenwirken mit der Kirchenleitung visitiert der Bischof als Vorsitzender 
eines jeweils neu zu bildenden Visitationskollegiums die kirchlichen Werke und koordi- 
niert ihre Arbeit (GO Art. 146-150). 

b) Funktionen des Generalsuperintendenten. 

aa) Der Generalsuperintendent versieht im Zusammenwirken mit der Kirchenleitung 
als Vorsitzender eines jeweils neu zu bildenden Visitationskollegiums das visitatorische 
Amt für die Kirchenkreise und die landeskirchlichen Dienste. 

bb) Er ist der berufene Seelsorger der kirchlichen Amtsträger. 

cc) Er nimmt den Kontakt zu den Konventen der Pfarrer und den Konferenzen ande- 
rer kirchlicher Mitarbeiter wahr und ist für ihre Fortbildung zuständig. 

dd) Er ist Mitglied der Kirchenleitung. 

ee) Er vertritt den Bischof in der Leitung des Ephorenkonvents, unbeschadet der be- 
sonderen Zuständigkeit des Propstes in Fragen der Verwaltung. 
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ff) Er wird von administrativen Aufgaben freigestellt. 

c) Funktionen des Propstes. 

aa) Als ein leitender Träger des geistlichen Amtes ist er der theologische Leiter des Kon- 
sistoriums. Er vertritt den Konsistorialpräsidenten. 

bb) In seine Zuständigkeit gehören die Personalangelegenheiten. 

cc) Er ist Mitglied der Kirchenleitung. 

dd) Er vertritt den Bischof in der Leitung des Ephorenkonvents gemäß II 2a, cc. 


III. Ergänzende Vorschläge 


1. Der Konsistorialpräsident. 

a) Der Konsistorialpräsident ist Vorsitzender des Konsistoriums. 

b) Er ist Mitglied der Kirchenleitung. 

2. Die Bestimmungen der Grundordnung über das evangelisch-reformierte Moderamen 
bleiben unberührt (GO Art. 106 und 135 (1) Ziff. 3). 

3. Um die synodale Beteiligung an der Kirchenleitung zu verstärken, soll der Kreis der 
von der Regionalen Synode gewählten Mitglieder (GO Art. 135 Abs. 1 Ziff. 4) um zwei 
nicht-theologische Mitglieder erweitert werden. Der Kirchenleitung gehören hiernach an: 
Der Bischof, der Präses der Regionalen Synode, der Generalsuperintendent, der Propst, 
der Konsistorialpräsident, der Vorsitzende des Reformierten Moderamens sowie sieben von 
der Synode gewählte Mitglieder, und zwar zwei Theologen und fünf Laien. 

4. Die Abteilung Berlin im Konsistorium wird aufgelöst. 

5. Für die derzeitigen leitenden Träger des geistlichen Amtes sind Übergangsbestimmun- 
gen zu schaffen. 


VI. 


Dieser Vorschlag gilt nur für eine Übergangsregelung, die für die Wahl der nächsten Kir- 
chenleitung notwendig ist. Die Synode wird nach den Vorschlägen der zuständigen Aus- 
schüsse die Frage nach Aufgabe und Zusammensetzung der Kirchenleitung im Zusam- 
menhang mit der Gesamtstruktur der Landeskirche endgültig zu entscheiden haben, ohne 
an die Übergangsregelung gebunden zu sein. 


5. THEOLOGISCHE ARBEIT DER VELK IN DER DDR 


Die schon oben zitierte Feststellung von Landesbischof D. Ingo Braecklein, 
die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche in der DDR verstehe sich mehr 
als eine Arbeitsgemeinschaft der drei lutherischen Kirchen in der DDR (um 
von da aus u.a. das Verhältnis zum Kirchenbund zu bestimmen), ließe sich 
noch weiter dahin konkretisieren, daß es dieser Arbeitsgemeinschaft besonders 
um theologische Fragen zu tun ist. So hatten jedenfalls die Tagungen der 
Generalsynode 1969 in Eisenach (,‚Bekenntnis und Kirchengemeinschaft‘‘) 
und 1970 in Schwerin (,‚Der Dienst des Pfarrers heute‘) ein stark theologi- 
sches Gepräge. Das galt auch für die vom 15. bis 19. September 1971 in Dres- 
den-Strehlen gehaltene Tagung und ihr Thema „Seelsorge als Aufgabe der Ge- 
meinde‘“. Auf dieser Tagung wurde Landesbischof Braecklein in Nachfolge von 
Landesbischof D. Dr. Niklot Beste zum Leitenden Bischof der VELK gewählt. 
Bei dieser Gelegenheit ist noch anzumerken, daß der sächsische Landesbischof 
D. Gottfried Noth am 9. Mai 1971 plötzlich verstarb. Zu seinem Nachfolger 
wurde bis zum Ende des Jahres 1971 Studiendirektor Dr. Johannes Hempel 
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Das theologische Hauptreferat zum Tagungsthema in Dresden-Strehlen hielt 
Prof. Dr. Heinz Wagner, Leipzig: 


SEELSORGE ALS LEBENSHILFE 
(,„Kirchliches Amtsblatt der Ev.-Luth. Landeskirche Mecklenburgs“ vom 28. Februar 1972) 


1. Die Lage im Bereich der Seelsorge 


1.1',,Die Lage im Bereich der Seelsorge ist gegenwärtig sowohl in der Theorie als auch in 
der Praxis gekennzeichnet durch Verwirrung und Unsicherheit. Viel zu oft ist man in Schrif- 
ten und Reden zu diesem Thema von der Annahme ausgegangen, daß jedermann wüßte, was 
es heißt Seelsorger zu sein, und das man eigentlich nur einige praktische Kniffe von einem 
erfahrenen Praktiker lernen müsse, um seine Technik zu vervollkommnen. Die Verwirrung 
und die Unsicherheit haben jedoch tiefere Ursachen.“ 

Wir müssen dieser Situationsanalyse noch hinzufügen: Es ist in der Praxis der Seelsorge weit- 
hin ein beschämendes Unvermögen festzustellen. „Große Teile des Volkes haben sich der 
Predigt entfremdet, aber noch sehr viel größere Mengen verzichten auf die protestantische 
Einzelseelsorge des Pfarrers, weil sie ihr doch keine wirksame Hilfe in Seelennöten zutrauen.“ 
Ein sachunkundiger Dilettantismus hat diesen Kreditschwund gefördert. 

Diese Schrumpfung der Seelsorge hat für alle kirchlichen Dienste schwerwiegende Konse- 
quenzen. Dedo Müller hat immer mit Nachdruck betont, daß ‚eine Kirche ohne Seelsorge 
nicht minder unfertig und krank sei, als eine Kirche ohne Gottesdienst und Verkündigung“. 

1.2 Zu dieser Verkümmerung seelsorgerlicher Qualitäten kommt noch die Verdrängung 
der Seelsorge durch weltliche Konkurrenzunternehmen. 

Seit der Jahrhundertwende wurde der psychosomatische Aspekt fruchtbar in die Medizin 
einbezogen und mit der Psychoanalyse die „weltliche Schwester“ der Seelsorge wirksam. 
Diese Behandlungsweise, die wir mit einem Sammelbegriff Psychotherapie nennen, hat sich 
so eindrucksvoll durchgesetzt, daß manche nur durch ängstliche Trennung von Psychothe- 
rapie und Seelsorge eine Rettung der pastoralen Seelsorge erhoffen. 

Die weltliche Seelsorge .‚trat genau in dem Augenblick ein, in dem die Ohnmacht und Rat- 
losigkeit der amtlichen Seelsorge der Kirche ihren Höhepunkt erreicht und in dem die Seele 
im wissenschaftlichen Bewußtsein der Zeit ihre eigentliche, d.h. ihre metaphysische Reali- 
tät verloren hatte.‘‘ Obwohl viele Theologen in der ärztlichen Psychotherapie nur ein Surro- 
gat der Seelsorge sehen, sind sie nicht in der Lage, dem säkularisierten Menschen eine wir- 
kungstiefe, vollmächtige Seelsorge anbieten zu können. 

Eine neue Rivalität ist der Seelsorge in der marxistischen Menschenführung entstanden. Es 
ist der Mensch, der zum Angelpunkt der gesellschaftlichen Prozesse gemacht werden soll. 
Von einem neuen Menschenbild und einem revolutionären Lebensverständnis aus, soll die 
„große Initiative‘ zur Menschwerdung des Menschen ausgehen. „Es gibt jetzt ein Leben, 
ein ganzes, in dem man auch ein ganzer Mensch sein kann. Und dieses ganze Leben ist in 
allen Teilen interessant, steckt voller noch unausgeschöpfter Möglichkeiten, eröffnet unge- 
ahnte Perspektiven.‘“ Menschenführung ist von diesem marxistischen Ansatz aus, Hilfe zur 
allseitigen Lebenserschließung und umfassenden Lebenserfüllung. 

Wir sehen uns konfrontiert mit diesen säkularen Hilfsaktionen für den Menschen, die in 
bestimmte Weltanschauungen und Ideologien eingeschlossen sind. Uhsadel sollte mit seinem 
Hinweis gehört werden: „Nicht im Weltbild, sondern im Menschenbild liegen heute die 
drängenden Probleme.‘‘ Deshalb kann auch die Seelsorge sich nur dann als Lebenshilfe be- 
weisen. wenn die Theologie sich entschließt, das heutige Wesen über den Menschen, wie es 
sich in der Psychologie, vornehmlich der Tiefenpsychologie, darstellt, in sich aufzunehmen 
und kritisch zu verarbeiten. 

1.3 Eine elementare Herausforderung der Seelsorge geschieht auch durch die Lage des 
modernen Menschen selbst. Eine weitverbreitete Fehleinschätzung läßt ihn zwischen „Grö- 
ße und Elend (Pascal), zwischen Überschätzung und Unterschätzung schwanken. In die- 
sem Wechselspiel zwischen Hybris und Depressionen entwickelt sich ein Gefühl der Ver- 
lorenheit, eine tristesse, die so kennzeichnend für den ungeborgenen Menschen unserer 


Tage ist. Wer löst diesen Menschen unserer Zeit aus seiner Einsamkeit und schenkt ihm 
echte Lebenserwartung? 
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Diese Unsicherheit mag weithin darin begründet sein, daß das bisherige Weltgefüge sich 
auflöst. Feste Wertvorstellungen werden abgebaut, Traditionen und Autoritäten verlieren 
ihre bindende Kraft. Neue Strukturen bilden sich aus und bisher unbekannte Entschei- 
dungszwänge engen den Raum der Verantwortung ein und erhöhen gleichzeitig die Ver- 
antwortlichkeit an den Schalthebeln des Lebens. 

Ohne Hilfe wird der so überforderte Mensch mit der Problematik seiner Systeme und 
der Erschütterung seines eigenen Lebens nicht fertig, weil er die Ursachen seiner Ratlosig- 
keit und Verdrossenheit nicht erkennt. Hier wird nach einer Seelsorge gerufen, die zu ei- 
ner umfassenden und tiefgreifenden Lebenshilfe in dieser Krise fähig ist. Welche Seelsorge 
stellt sich dieser Aufgabe? 

1 Es ist sehr fraglich, ob die konventionelle Seelsorge dieser Herausforderung gewachsen 
ist, zumal sie in ihrer ethischen Grundlegung haltlos zwischen „gnadenlosem Moralismus 
und normenlosen Relativismus‘‘ schwankt. 

Der Start zu einer effektiven Seelsorge ist wegen unserer allgemeinen theologischen 
und kirchlichen Unsicherheit schwierig geworden. Deshalb sind, ehe es zu einer solchen 
wirkungsvollen, befreiten Seelsorge kommen kann, wichtige Aufräumungsarbeiten zu 
leisten. 


2. Die Befreiung der Seelsorge 


2.1 Die übliche Meinung über die Seelsorge wird weithin von vulgären Mißverständnissen 
bestimmt. Für viele ist Seelsorge „Katastrophenhilfe‘‘, „Notruf“, „Feuerwehreinsatz‘“. 
Seelsorge wird im Zustand akuter Gefahr, hoffnungsloser Ausweglosigkeit oder dramati- 
scher Konfliktzuspitzung begehrt. Damit wird aber dieser menschenfreundliche Hilfsdienst 
unter dem Vorzeichen des „Außerordentlichen‘“, „‚Einmaligen‘“ getan. Glaube wird hier 
wie ein Elixier für Zeiten der Not oder in Situationen des Versagens behandelt. Aus die- 
ser Zwangslage muß die Seelsorge heraus. Sie muß den Charakter einer unauffälligen, sach- 
lichen Lebensorientierung zurückgewinnen. 

Wilhelm Löhe hat versucht, die Stetigkeit im seelsorgerlichen Handeln durch den Ver- 
weis auf die „uralten Mittel‘ zu unterstreichen, wenn er davon spricht, daß es „eine 
große Torheit ist, wenn man verkennt, daß Predigt, Katechese, Liturgie das Beste in der 
Seelsorge tun“. 

Eine intensive Seelsorge der Zukunft wird nur möglich sein, wenn eine durchgreifende 
Befreiung aus behindernden Engführungen vollzogen wird. 

2.2 Es war gewiß ein Verdienst der dialektischen Theologie, den Verkündigungsbezug 
und Verkündigungsinhalt der Seelsorge gegenüber individualistischen, sentimentalen Ver- 
irrungen wiederherzustellen. Damit trat die Seelsorge erneut ein in das Zentrum aller 
Hilfe für den Menschen, die am Angebot des Heils orientiert bleiben und sich immer be- 
wußt werden muß, das „Amt der Versöhnung‘ zu verwalten. Unüberhörbar ist die Rich- 
tung und die Qualität der Seelsorge angesagt, wenn lapidar festgestellt wird: „Seelsorge 
hat es immer mit Begnadigung zu tun“. (Asmussen) Gegenüber allen Abschwächungsver- 
suchen wird darin die Schuldtiefe menschlicher Konflikte und Krisen ausgelotet. 

Und doch erweist sich der Begriff der Verkündigung für das Verständnis der Seelsorge 
als zu eng. Eine allzu direkte Verkündigung, die lieblos über die Verstrickung des Men- 
schen in ein Gewebe von Schuld und Schicksal hinweggeht, und kurzerhand alle Lebens- 
konflikte zu Glaubenskonflikten macht, wird der Undurchsichtigkeit, Vielschichtigkeit 
und Beschränktheit des menschlichen Lebens nicht gerecht. Die seelsorgerliche Chance 
wird verfehlt, wenn anstelle einer heilsamen Wortverkündigung, die situationsgebunden 
sein muß, ein formaler Verbalismus, ein Wortgeklingel, tritt. Nichts hat so zur Entwer- 
tung der Seelsorge beigetragen, wie der Eindruck der Fragenden: hier wird man mit 
„frommen Sprüchen‘‘ abgespeist, Worte, nichts als Worte. Rezepturen aus der biblischen 
Hausapotheke, Erfahrungsmechanismen, Routinebewertungen haben die Seelsorge ausge- 
laugt. Deshalb muß ein Durchbruch in die volle, pralle, aber auch undurchsichtige und 
unheimliche Lebenswirklichkeit gewagt werden. 

2.3 Aus Amerika erreichen uns Informationen über eine Seelsotgebewegung, die wir 
als therapeutische Seelsorge charakterisieren wollen. Pastoral Conseling ist psychothera- 
peutisch orientierte Lebensberatung im Aktionsraum der Kirche. Dieses therapeutisch- 
diakonische Zeugnis der Tat ist in sich vollgültig und vom Wortzeugnis abhängig. Aller- 
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dings hat gerade diese Trennung einen Sachkenner, den Holländer Faber, bewogen, sich 
kritisch mit dieser amerikanischen Seelsorge auseinanderzusetzen. „Ich kann kein klares 
Bild dessen gewinnen, was in den Augen der klinisch geschulten amerikanischen Kolle- 
gen die Aufgabe des Pfarrers gegenüber den menschlichen Leiden grundsätzlich ist.‘ 

Bestimmend für diese, an der Psychotherapie geschulten Seelsorge ist die Identifizierung 
von Seelsorge und Lebensberatung. Seelsorge wird hier Anpassungshilfe an das Leben 
in vordergründiger Zweckmäßigkeit. Gott ist bestenfalls ein soziales Therapeutikum. 
„Gott (aber) ist die letzte Antwort auf die Frage nach dem Dasein des Menschen. Er ist 
nicht die Antwort auf die Bedürfnisse des Menschen, der ein ausgeglichenes Gefühlsleben, 
Glück in der Ehe oder ein gutes Auskommen mit seinen Kollegen sucht.“ 

2.4 Es liegt auch eine Verengung der Seelsorge vor, wenn behauptet wird, die Seelsorge 
sei angewiesen auf den Raum der Gemeinde. Hier wird zu statisch von der Gemeinde ge- 
sprochen, die vorwiegend als räumlich abgesteckte Größe beschrieben wird. Seelsorge ist 
vielmehr eine kirchliche Funktion, die immer neu zur Gemeindebildung und Gemeinde- 
werdung beiträgt. Diese klerikale Begrenzung der Seelsorge auf einen Innenraum — auch 
die Rede von der „Besorgung der Glieder des Leibes Christi‘‘ (Trillhaas) ist mißverständ- 
lich — nimmt der Seelsorge die ihr innewohnende Chance einer liebenden Grenzüberschrei- 
tung. „‚Ein bemerkenswerter Zug an Jesu seelsorgerlicher Tätigkeit ist sein wachsendes 
Interesse an den Menschen gewesen, die sich aus diesem oder jenem Grund aus der reli- 
giösen Gemeinschaft ausgeschlossen fühlten.“ 

Eine statische Auffassung der Seelsorge hat sofort auch ihre Auswirkung auf die Thema- 
tik dieses Dienstes. Wie leicht wird dann Seelsorge nur zur Hilfe in kirchlichen Angele- 
genheiten oder zum Beistand in Glaubensnöten. Die ungebrochene, ungesicherte Teilhabe 
an allen Lebensbereichen und -entscheidungen ist durch eine klerikale Standortverengung 
erschwert. 

Eng verbunden mit dieser Verkürzung der Seelsorge ist auch ihre Verbeamtung. Es wird 
nicht mehr begriffen, daß Seelsorge zur Vollständigkeit und Gesundheit der Gemeinde 
gehört und in brüderlicher Dienstbereitschaft geübt werden soll. Allzu schnell wird eine 
Delegierung auf die „‚Fachleute‘ vorgenommen, die dann überfordert sind. Ein gesundes 
kirchliches Selbstbewußtsein entdeckt die Seelsorge als eine Gnadengabe für die ganze 
Gemeinde wieder. 

Die Befreiung der Seelsorge aus kerygmatischer, therapeutischer und klerikaler Veren- 
gung kann nur dann geschehen, wenn ein weitreichendes und tiefgreifendes Verständnis 
der Seelsorge gewonnen wird. 


3. Ein neues Verständnis der Seelsorge 


3.1 Wir setzen damit ein, daß wir — in gewagter Allgemeinheit — die Seelsorge als Lebens- 
hilfe beschreiben. Damit haben wir eine Ziel- und Sinnbestimmungsformel gewählt, die 
mit unterschiedlicher Akzentuierung in zahlreichen Aufgabenbereichen verwendet wird. 
„Von der Medizin bis zur Politik, von der Rechts- bis zu den Wirtschafts- und Sozialwis- 
senschaften und von der Psychologie bis zur Theologie ist unser Wort auf dem besten 
Wege, sich als eine interfakultativ gängige Formel einzubürgern. An mancher Stelle ist 

es wohl auch schon dabei, zur Modeformel zu verblassen.‘‘ 

Gerade ihre Vielseitigkeit macht diese Parole empfehlenswert, weil sie noch am ehesten 
der Fülle, der Ballung und der Vielschichtigkeit der Lebensprozesse gerecht werden kann. 

Lebenshilfe ist in diesem Zusammenhang sachlich-unsentimentale Nächstenhilfe; also 
ein Grundgebot menschlicher Solidarität. 

Es öffnet sich mit dieser Formel ein weites Feld. ‚Praktisch reicht es vom Verbinden 
der Wunden und vom Heilen, Lindern, Pflegen und Fürsorgen bis zum wirtschaftlichen 
Vorsorgen; es umfaßt das schützende Geleit, das einer dem anderen gibt und den Zu- 
spruch des Trostes, wie das Stiften neuer Hoffnung und Zuversicht in allen Situationen 
der Verzagtheit und Not.‘ So stark und selbstherrlich steht niemand in der Welt, daß er 
nicht in bestimmten Lagen und Entscheidungen die Hilfe anderer brauchte. Wir greifen 
aber über diesen Beistand weit hinaus, wenn wir hervorheben, daß nicht nur der Kranke 
und Schwache, Unversorgte und Unfähige, Angefochtene und Verzagte der nachdrückli- 
chen Hilfe des Nächsten bedarf: Der Mensch braucht überhaupt den Mitmenschen, um 
menschlich leben zu können. 
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Das Wohl des Menschen ist immer gefährdet. Um seinen Schöpfungsauftrag wahrnehmen 
zu können, muß der Mensch immer neu zu sich selbst kommen und um sein psychisches, 
soziales und personales Selbstverständnis kämpfen. Es ist allgemeine Erkenntnis unserer 
Tage geworden, daß der Mensch sich verfehlen kann. Zur Aufdeckung der Ursachen die- 
ser Wesensgefährdung und Selbstentfremdung bedarf der Mensch ebenso der Hilfe des 
Mitmenschen, wie bei der Aufhebung von Fehlentwicklung und Unmenschlichkeiten der 
Verhältnisse. Lebenshilfe zielt zutiefst auf die Heilung des Menschen und auf die Heilung 
seiner Welt. 

Engagement für den Menschen geschieht unter Berufung auf die Auftragserteilung Got- 
tes an sein Geschöpf und unter Hinweis auf eine verheißende Zukunft, in der Heil und 
Wohl vereint sind. 

In diesem Zusammenhang verstehen wir die Allerweltsformel von der Lebenshilfe als ein 
Sichbemühen um den Menschen, als brüderliche Unterstützung zur Gewinnung der Mensch- 
lichkeit, Seelsorge kann so verstanden, uneingeschränkte, stetige, durchgreifende Lebens- 
hilfe genannt werden. 

3.2 Zu dieser weitausholenden Zielsetzung der Seelsorge als Lebenshilfe scheint im Ge- 
gensatz jene Auffassung zu stehen, die die Seelsorge ausdrücklich zum ‚Dienst der Kirche 
am Menschen‘ (Trillhaas) erklärt. 

Die Privatisierung der Seelsorge, durch Aufklärung und Pietismus kräftig betrieben, hat 
erheblich zu ihrer Verarmung und Belanglosigkeit beigetragen. Die Wiedergewinnung einer 
kraftvollen Seelsorge ist nur möglich, wenn dieser Dienst auch amtsmäßig geschieht, als 
eine Funktion des einen unteilbaren Amtes der Kirche. Fehlt diese Beziehung zum Amt, 
kann viel Freundliches über Menschenführung und Menschenhilfe gesagt, manch nützli- 
cher Rat gegeben werden, aber Seelsorge als Handeln der Kirche ereignet sich nicht. So 
wie alle Formen christlicher Verkündigung seelsorgerliche Bezüge haben, sind alle seelsor- 
gerlichen Aktivitäten begründet in dem einen Auftrag der Heilsverkündigung. 

Der amtliche Charakter der Seelsorge wird dann in auffälliger Weise herausgestellt, 
wenn wir nachdrücklich hervorheben, daß Seelsorge dem Menschen als Geschöpf Got- 
tes gilt. Weil der Menschenbruder mit uns zur Gottesschöpfung gehört, hat er Anrecht 
auf Seelsorge. Schon an dieser Stelle ist die Kirche zum Dienst gefordert, nicht erst dann, 
wenn der geschaffene und gefallene Mensch seine Erlösung annimmt. Seelsorge als Amts- 
geschehen der Kirche ist eben nicht eine „Vorfeldpraxis‘‘, sondern ein unaufgebbarer 
Dienst am Menschen in seiner Würde als Geschöpf Gottes. Diese Verantwortung betrifft 
seine Unverwechselbarkeit als einzelner, wie auch seine Existenz in sozialen Bezügen. Mit 
dieser Einstufung der Seelsorge in die volle Kirchlichkeit des Dienstes geben wir ihr die 
Würde und Qualität des Notwendigen. Die Kirche verkümmert, wenn sie trotz ihrer Voll- 
macht und ihrer Gaben diesen allgemeinen Menschendienst verweigert. Es bleibt aber die 
Polarität beider Begriffsbestimmungen, in denen wir einmal die Seelsorge als Lebenshilfe 
und ein andermal als Dienst der Kirche am Menschen charakterisierten. In diesem Kraft- 
feld liegt die Chance für die Bewährung der Seelsorge. Zwischen den Polen: der Wirklich- 
keit des Menschen und dem Amt der Kirche wird Seelsorge geübt. 


4. Ausgangspunkte der Seelsorge 


-- Wir erwarten viel von der Seelsorge. Zu einer lebensstarken Aktion der Kirche kann sie 
aber nur werden, wenn sie auf zwei miteinander verbundene Ausgangspunkte zurückgeht. 
4.1 Der Begriff der Lebenshilfe macht schon auf den Totalcharakter des Lebens auf- 
merksam. Das Leben ist eine Einheit. Nur aus dem Respekt vor der Komplexität des Le- 

bens können wir entscheidend zur Lebensbewältigung beitragen. Schon die Erkenntnis 
der psycho-somatischen Wechselwirkungen könnte uns vor einer sterilen Innerlichkeit be- 
wahren, die nicht mehr wahrhaben will, daß der Mensch elementar am Leben teilnimmt 
und sein Tun immer ein Gewebe von Handlungen darstellt. So bunt, packend, vielgestal- 
tig, kraftvoll wie das Leben, ist des Menschen seelische Wirklichkeit. 

Zur Komplexität tritt die Kollektivität des Lebens. In der Geschichte der Seelsorge ist 
weithin der gesellschaftliche Charakter menschlicher Existenz unterschätzt worden. Wir 
erfassen heute besser, daß wir unentrinnbar auf ein Neben- und Miteinander angewiesen 
sind und ebenso vom Gegeneinander betroffen werden. Eine individualistisch verkürzte 
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Seelsorge nimmt dies nicht zur Kenntnis, daß jeder Mensch in Systeme und Strukturen 
eingebettet ist, die auf sein Menschsein kräftigen Einfluß nehmen. Es ist deshalb nicht 
einzusehen, daß die Psychologie heutzutage unangefochten als Hilfswissenschaft zur Da- 
seinsanalyse anerkannt wird, aber die Soziologie im seelsorgerlichen Bereich noch nicht 
die gleiche Gewichtigkeit erhält. Der Mensch in seinen Zusammenhängen und Bezugsfel- 
dern ist der Mensch, um den wir uns kümmern müssen. Erst die konkrete Situation er- 
öffnet ernste verantwortliche Lebenshilfe. Nur so können wir aus der Diskrepanz zwi- 
schen theologischer Aussage und menschlicher Wirklichkeit herausgeführt werden. 

4.2 Mit diesem Totalcharakter des Lebens-korrespondiert der zweite Ausgangspunkt 
der Seelsorge: Der Universaicharakter des Evangeliums. 

Das Christusgeschehen zielt auf die ganze Menschheit. Umfassend ist die Liebe (Joh. 
3,16). Ohne Einschränkung soll Erkenntnis für alle offenstehen (1. Tim. 2,4). Weltum- 
spannend ist das Zeugnis im Dienst an aller Kreatur (Matth. 20,28). Die Jünger tragen 
eine Weltverantwortung, wenn sie Licht und Salz der Erde genannt werden (Matth. 5,14, 
5,13). Die Wiederkunft Christi ist ein globales Ereignis, dem niemand sich entziehen 
kann (Matth. 24,30). Die Zukunft der Sache Jesu Christi gewinnt kosmische Dimensionen, 
wenn ein „neuer Himmel und eine neue Erde“ zur Welt des erlösten Menschen bestimmt 
werden. (Offb. 21,1) 

Erst von dieser Universalität her wird die Lebensbedeutung der Seelsorge erkennbar. Das 
ganze Evangelium, das allen Menschen gehört, durchdringt die unbeschnittene Lebenswirk- 
lichkeit des Menschen. Erst wenn diese Einschränkung vollzogen wird, kann Seelsorge ak- 
tiv und attraktiv werden. Wir erkennen schon deutlicher, wie eine kraftvolle Seelsorge in 
Zukunft eine befreite Seelsorge sein muß. 


5. Tendenzen der Seelsorge 


5.1 Seelsorge als Lebenshilfe hat eine prospektive Tendenz. Sie orientiert sich an der Zu- 
kunft, ist also auf erkennbare und bestimmbare Ziele gerichtet. Die Seelsorge Jesu bietet 
etwa in den sogenannten Abschiedsreden (Joh. 14—16) eindrucksvolle Beispiele für eine 
zeitgerechte und sachgemäße Vorbereitung kommender Bewährungsproben. Seelsorge mit 
dieser vorauslaufenden Tendenz lehrt ein „Voraussehen“, das den Ereignissen ihren Über- 
fallcharakter nimmt. Die Schriften der Bibel, die wir summarisch ‚„Offenbarung‘“ nennen, 
wollen nicht spektakuläre Vorgänge ankündigen, sie wollen vielmehr ‚in der Zeit‘‘ unaus- 
weichliche Entscheidungen vorbereiten, begründen und festigen. Von der Seelsorge wird 
eine Grundorientierung erwartet, eine Betrachtung aller Lebensvorgänge von einem inner- 
sten Zentrum aus. „Die Weltbeziehungen können nur von der Gottesbeziehung her gelöst 
werden.“ 

Diese Linienführung muß gegenüber kurzatmigen Ratschlägen stärker herausgearbeitet 
werden. Seelsorge ist Ordnungshilfe, die zu einem evangeliumsbezogenen Zeit- und Wirk- 
lichkeitsverhältnis verhelfen will. 

5.2 Verwandt mit dieser Seelsorge des langen Atems ist eine Seelsorge, die sich gern als 
Prophylaxe bestätigen möchte. Die Verhinderung von Krisen ist leichter als deren Über- 
windung. Eine verantwortliche Seelsorge versucht, gesunde Lebens- und Glaubensverhält- 
nisse zu schaffen. Auch im seelsorgerlichen Bereich verspricht die Früherkennung einer 
Krankheit die besten Aussichten für deren Heilung. Dazu ist aber eine grundlegende Wand- 
lung im Selbstverständnis der Seelsorge nötig, die sich immer mehr von dem Klischee 
der Katastrophenhilfe lösen muß, um sich stärker als Entwicklungshilfe auszuformen. 

Bei Verstärkung der prospektiven und prophylaktischen Tendenzen wird die Seelsorge 
„partnerschaftliche Überwindungshilfe aus der Grundlage gemeinsamer Hoffnung“. 


6. Seelsorge in Aktion 


6.1 Wie sieht nun Seelsorge im Vollzug aus? Seelsorge in Aktion ist ein Lebensvorgang, 
der vorwiegend als ein Akt des Verstehens begriffen werden muß. In dem Versuch zu 
helfen, wird eine „Bewegung zum anderen hin“ eingeleitet. „Das eigentümliche, geistes- 
wissenschaftliche Erkenntnisverfahren, das wir Verstehen nennen, und das nicht etwa mit 
Sympathisieren oder seelischem Gleichklang verwechselt werden darf, — ist nicht einfach 


344 


mit Nacherleben gleichzusetzen. Verstehen in allgemeiner Bedeutung heißt: geistige Zu- 
sammenhänge in der Form objektiv gültiger Erkenntnis als sinnvoll auffassen ... Das Ver- 
stehen scheint in dem inneren Zusammenhang einzudringen. Es scheint, als müßte man 
die Menschen ganz aus sich selbst heraus verstehen können.“ 

Wir nehmen diese Feststellungen so auf, als sollte damit möglichst radikal ein Standort- 
wechsel im Zuge einer liebevollen Zuwendung vollzogen werden, täuschen uns aber nicht 
darüber hinweg, daß eine Identifikation, d.h. ein uneingeschränkter Austausch menschli- 
cher Existenz nicht möglich ist. Verstehen gelingt immer nur bis zu einem gewissen An- 
näherungswert. 

Dieser menschliche Akt des Verstehens wird begleitet, korrigiert und erfüllt von einem 
Verständnis des Menschen, das vom biblischen Menschenbild her gewonnen wird. Das bi 
blische Menschenbild als Schlüssel zur Öffnung des Menschseins bis in seine Tiefen ist 
durch und durch dynamisch. In drei miteinander verzahnten Sätzen wird die Menschen- 
wirklichkeit als lebendiges Sein erfaßt. Der Mensch ist Geschöpf Gottes. Als „Kreatur samt 
allen Kreaturen“ trägt er alle Züge der Geschöpflichkeit: Vergänglichkeit, Abhängigkeit, 
Begrenztheit. Er ist erfüllt von Lebensmächtigkeit und Lebensfreude, er liebt das Leben. 
Im Rätselwort von der „Gottebenbildlichkeit“ (1. Mose 1,27) erfahren wir von der Ein- 
maligkeit und Andersartigkeit des Menschen gegenüber allen anderen Geschöpfen. Der 
Mensch ist in die Nähe Gottes gerückt. Er ist nicht nur ein Lebewesen, das von Gott her 
geschaffen ist, sondern zu Gott hin. Der Mensch ist zu persönlicher Gemeinschaft mit 
Gott bestimmt. Das meint das Schlüsselwort von der Gottebenbildlichkeit. 

Dieser Mensch, der gleiche, der so hoch erhoben ist, gerät in die Gewalt der Sünde. Der 
Mensch unter der Sünde ist eine Realität, die wir keinen Augenblick ausklammern können. 
Dieser „‚Mensch im Widerspruch“ hat eine ‚„unmögliche Existenz‘. Er, dem gottähnliche 
Ehre beigemessen wird, erlebt seinen Sturz in das Elend. Es ist seine Schuld, wenn er sein 
und das Leben seiner Mitmenschen zerstört. Diese Schuld wird am Urteil Gottes gemessen 
(Psalm 51,6). Sünde wirkt sich als Lebenszerstörung aus (Psalm 38; Psalm 39; Mark. 2,3ff.). 

Für diesen Menschen bestünde keine Hoffnung mehr, wenn Gott nicht eine neue Lebens- 
möglichkeit schüfe: Die Bibel zeugt klar genug von der Wirklichkeit des neuen Menschen, 
Erlösung ist konkret. Vergebung ist eine schöpferische Tat, nicht nur ein Schulderlaß. Das 
Urbild dieses erneuerten Menschen ist Christus selbst. Diese neue Schöpfung ist so gewal- 
tig wie die Erschaffung der Welt. Die Lebenserneuerung wirkt sich in allen Lebensvorgängen 
aus. Über dem Menschen leuchtet wieder eine Hoffnung. Dieses Angebot für eine Zukunft 
macht alle sonstigen Aussagen über den Menschen zur Vorfelddiagnose. Das göttliche Ziel 
über dem Leben verändert es grundlegend. Diese Berufung zum neuen Menschen kämpft 
energisch gegen Fatalismus, Resignation und Depression. In der Annahme dieser Seinser- 
neuerung erlebt der Mensch seine „zweite Geburt‘‘, die genauso aufregend und dramatisch 
wie die erste verlaufen kann. Dieses dynamische Menschenbild durchdringt die Seelsorge 
in allen ihren Aussagen und Aktivitäten. Der Mensch ist auch hier unteilbar als Geschöpf, 
Sünder und Erlöster. Wir sprechen deshalb von einem dynamischen Menschenbild, weil 
es abhängig ist von der Offenbarung Gottes. Wem Gott sich offenbart, der sieht den neu- 
en Menschen in einem anderen Licht, Offenbarung aber ist Geschehen. 

6.2 Seelsorge ist ein Kampfereignis. In ihr vollzieht sich die Befreiung von Resignation 
und Angst. Nur in harter Auseinandersetzung ist die Freiheit von den „Zwängen‘‘ zu ge- 
winnen. Es gehört Mut dazu, sich zu einem neuen Leben zu bekennen. Weil wir die Sün- 
der ernst nehmen, erwarten wir nicht eine freiwillige Räumung ihrer Machtpositionen. Im 
Glauben an Jesus Christus tritt aber ein Herrschaftswechsel ein. Der Mensch wird nur 
durch eine energische Kampfansage an die Gewalten, die ihn versklaven, frei für seine ei- 
gentliche Berufung. Seelsorge verläuft deshalb oft so dramatisch, weil in vielen Fällen der 
Suchende und Fragende sich gar nicht ernsthaft helfen lassen will; denn Veränderung wäre 
mit einer Absage an die Sünde verbunden, Sünde hat aber immer auch eine faszinierende 
Anziehungskraft. Die neutestamentlichen Heilungs- und Berufungsgeschichten spiegeln die- 
sen Kampf wider. Von einer solchen Betrachtungsweise ist der Zugang zu einer Auffassung 
versperrt, die in der Seelsorge lediglich ein menschenfreundliches Beratungsinstitut sehen 
will. Das Verständnis der Seelsorge als Kampfgeschehen gründet sich auf ein dynamisches 
Sündenverständnis. Sünde ist nicht eine Verletzung von Notmen oder ein Verstoß gegen 
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Gesetze, Sünde ist eine Aufstandsbewegung gegen Gott, eine Kampfansage an den Bruder, 
ein Eingriff in das Leben, ein Spiel mit dem Tode. 

„Der überraschende Zug in fast allen Berichten von Jesu seelsorgerlichem Handeln ist, daß 
die Tiefe seines Verstehens begleitet war von dem, was man nur eine drastische chirurgi- 
sche Einstellung zu den Problemen dieser Menschen nennen kann ... Durch seine Kürze, 
ja sogar Aggressivität, muß er viele Menschen, wie den reichen Jüngling aus seiner Bewe- 
gung verloren haben, die jeder moderne Seelsorger hätte gewinnen und in die Kirche ein- 
gliedern können. Der Unterschied kommt daher, daß es sehr häufig das primäre Ziel un- 
serer heutigen Seelsorge ist, die Menschen in einer freundlichen und loyalen Einstellung 
zur Kirche zu erhalten. Jesu Hauptziel war die Verbindung des Menschen mit Gott, die 
Aufdeckung der Hindernisse, die einem wahren Leben aus Gott im Wege standen und die 
Beseitigung dieser Hindernisse. 

6.3 Seelsorge ist Kommunikation. Die Vielfalt der Konflikte, Probleme und Entschei 
dungen kann auf eine Lebensnot reduziert werden: Einsamkeit. 

In der Seelsorge wird versucht, mit den Menschen umzugehen als einzelnen, in kleinen 
Gruppen und in Gemeinschaften. Die Gruppe bewirkt das Gefühl des Geschütztwerdens 
durch Solidarität. 

Die Kommunikation zwischen Helfer und Suchenden ermöglicht einen sinnvollen Dienst. 
Es muß aber geklärt werden, ob in einer solchen Kommunikation das Amt der Kirche aus- 
geklammert werden soll. Die Antwort lautet: Man kann den Dienst des Seelsorgers nicht 
unter Umgehung des Amtsbegriffs definieren. Der Ausgangspunkt aber sollte der Hinweis 
auf die Berufung sein. ‚In der Berufung zur Seelsorge sind alle Christen gleich. Alle sind 
berufen, aus dem Glauben einander seelsorgerlich beizustehen.“ 

Der Seelsorger, dem das Amt der Seelsorge in der Gemeinde übertragen worden ist, ver- 
wirklicht sein Amt ‚‚mitten unter der Gemeinde des allgemeinen Priestertums in brüderli- 
chem Dienst, eben dadurch, das allgemeine Priestertum weckend, belebend, stärkend“. 

Wir erkennen immer deutlicher, daß gerade diese heilsame Wechselwirkung zwischen der 
Berufung aller und dem Amt weithin nicht besteht. Das führt zur Isolierung der Seelsorge 
von der Gemeinde. 

Der brüderliche Dienst untereinander könnte zu einer spürbaren Belebung der Seelsorge 
dienen. Die Lebensverbundenheit und die Lebenserfahrung der Brüder fördert den Aus- 
tausch der Glaubenserfahrung und des Beistandes. Die gleiche Situation des „‚Ausgesetzt- 
seins‘‘ baut eine Brücke des Vertrauens und Verstehens. 

Die Vielgestaltigkeit der Probleme kann oft gar nicht von einem Einzelnen erfaßt wer- 
den, sie ruft nach einer Gruppe von Helfern. Da in der Seelsorge nicht nur die individuel- 
len Nöte und Konflikte beraten, sondern die generellen, situationsbedingten, system- 
immanenten, also gemeinsamen Fragestellungen verhandelt werden, ist der Weg zur Grup- 
penarbeit gewiesen. 

Kommunikation bejaht die Wechselwirkung einer brüderschaftlichen Hilfe als einen Aus 
druck der Dienstgemeinschaft. Seelsorge wird in diesem Austausch selbst gemeinschafts- 
bildend und gemeinschaftserhaltend. Damit kommt heute wieder ein Aspekt der Seelsorge 
zur Geltung, der in den Schmalkaldischen Artikeln als göttliche Gnade beschrieben wird, 
die „per mutuum colloquium et consolationem fratrum“‘ (Schmalk. Art. XIV) geschieht. 
Dieser brüderliche Dienst hat in unseren Tagen neuen Wert, neue Kraft und Möglichkeit 
erhalten. 


7. Das Proprium der Seelsorge 


7.1 Nachdem wir die Weite und Dringlichkeit dieser umfassenden Lebenshilfe darge- 
stellt haben, fragen wir nach dem Proprium, d.h. der unverwechselbaren, unaustauschba- 
ren Eigentümlichkeit der Seelsorge. Worin unterscheidet sich die Seelsorge als Funktion 
der Kirche von ihren säkularen Parallelerscheinungen? 

Die Seelsorge lebt von Christusqualität der Liebe. Diese Liebe begründet den Einsatz 
für den Menschen in seiner Verlorenheit, sie durchdringt allen Dienst und verwandelt alle 
Menschenfreundlichkeit in Hingabe und Opfer. Am Leben und Leiden Jesu wird ablesbar, 
was göttliche Liebe ist, die als Frucht des Glaubens in uns wirken soll. Seelsorge lebt und 
handelt in der Liebe Jesu und ist darin Fortsetzung des Dienstes Jesu Christi in der Welt. 
„Diese Liebe ist langmütig und freundlich, läßt sich nicht erbitten, rechnet das Böse nicht 
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zu.‘ Sie kennt ein Geheimnis des Menschen, das im Angesicht Gottes einmal offenbar 
werden wird. (1. Joh. 3,2) Das Hohelied der Liebe, 1. Kor. 13, ist die vollgültige, aufre- 
gende Beschreibung dieser christuggemäßen Liebesqualität. Diese Liebe gibt der Seelsorge 
ihren einmaligen Charakter. 

7.2 Eine zweite Intention ist der Seelsorge eigen: Die Finalität der Hoffnung. 

Von Hoffnungen leben alle Einsätze der Mitmenschlichkeit. Christliche Hoffnung aber 
ist auf einen Zielpunkt bezogen. Vor allen Schritten und Wegen, Prozessen und Entwick- 
lungen liegt dieser Orientierungspunkt der Hoffnung. Hoffnung ist für Christen nicht ein 
stimulierendes Gefühl, Hoffnung ist Orientierung an einer Zielangabe Gottes. Weil uns 
ewiges Leben verheißen ist, unzerstörbares, unvergängliches, göttliches Leben, gewinnen 
wir von diesem Zielpunkt her Maßstäbe und Kraft für unser gesamtes Leben. Von der Ziel- 
setzung her wird jeder Lebensabschnitt sinnerfüllt. Diese, auf ein gültiges Ereignis, wie 
die Wiederkunft Christi, ein letztes Gericht und die Vollendung fixierte Hoffnung, verän- 
dert alle Lebensvorgänge. Sie geraten in eine neue Bewertung, in eine neue Strebigkeit 
hinein. Alle Antworten haben ihren Bezug auf eine letzte Antwort, alle Lösungen drängen 
über sich hinaus in die vollkommene Erlösung hinein. Diese gespannte Erwartung ist die 
eigentliche Triebfeder der Seelsorge. Sie gibt damit der Lebenshilfe eine beglückende Dy- 
namik: „Hoffnung läßt nicht zuschanden werden“ (Röm. 5,5). Seelsorge geschieht un- 
ter dem Zeichen und in der Kraft einer zielgerichteten Hoffnung. 

Nur von einer letzten Zukunft her kann die Sinngebung des Lebens erfolgen. Der Ein- 
druck von der Sinnlosigkeit und Sinnwidrigkeit des Daseins entsteht ja dann, wenn in 
einem überschaubaren Lebensabschnitt ein überzeugender Sinn nicht gefunden werden 
kann. Wenn die üblichen kurzatmigen Erklärungsmechanismen versagen, wird der Betrof- 
fene und Leidende unruhig. Gelassen kann er nur in der Spannung aushalten, wenn er aus 
einer intensiven Erwartung lebt. Der Sinn des Lebens liegt im Leben als Ganzem. Von der 
Erfüllung her werden die Wege zum Ziel beleuchtet, von der endgültigen Lösung her wer- 
den Konflikte durchgestanden, von der Vollendung her werden auch Bruchstücke zusam- 
mengefügt. 

Die Finalität der Hoffnung verbürgt die Sinngebung für alle Lebensprozesse. 

7.3 Die Methoden der Seelsorge werden danach zu wählen sein, wie sie die geschilder- 
ten Werte, die Christusqualität der Liebe und die Finalität der Hoffnung wirksam zum 
Ausdruck bringen können. Bestimmte Methoden, die sofort in Konflikt mit dieser Liebe 
und dieser Erwartung geraten, wie etwa eine manipulierende und suggestive Technik, 
scheiden aus, weil sie nicht als evangeliumsgemäß angesehen werden können. 

Es bieten sich für diese helfenden Aufgaben, die kommunikativen Methoden an. Das 
Gespräch entspricht diesem Modus am besten, ist aber nicht mit ihm identisch. Es gibt 
Kommunikationsformen nichtverbaler Art, wie heilen oder helfen, die durchaus eine Ge- 
meinschaft der Beteiligten herstellen. 

In der Kommunikation erfolgt ein Austausch von Einsichten und Erfahrungen. In ta- 
stenden Versuchen wird allmählich eine Gemeinsamkeit des Willens aufgeformt. Unter 
der Prüfung vieler Möglichkeiten eine Richtung gemeinsam angestrebt. In der Kommuni- 
kation erfolgt ein Kräfteausgleich nach dem bilbischen Grundgesetz: Einer trage des an- 
deren Last. In der Verbindung von Solidarität und Verantwortung wird der Seelsorge- 
dienst zu einem Gemeinschaftswerk und verliert alle Züge des Autoritären. Es ist bei 
einem solchen Ereignis dann nicht mehr festzustellen, wer Schenkender und Beschenkter 
ist, es erfolgt vielmehr gegenseitiger Austausch und wechselseitige Förderung. 


8. Die Grenzen der Seelsorge 


Wir würden den Dienstcharakter der Seelsorge verfehlen, wenn wir nicht auf die Grenzen 
achten würden, die dieser Lebenshilfe gesetzt sind. Am Erlebnis der Grenze wird das Wag- 
nis. das jeder Einsatz für den Menschen mit sich bringt, besonders spürbar. 

8.1 Echte Seelsorge kennt die Ratlosigkeit, die angesichts der Gewalt menschlicher 
Schicksale, der Ausweglosigkeit menschlicher Situationen und der Hilfelosigkeit der Be- 
rater entstehen kann. In dieser Verlegenheit kommt noch einmal zum Ausdruck, daß Seel- 
sorge nicht mehr als ein Hilfsangebot sein kann, das die Entscheidung des Fragenden 
oder des Leidenden nicht aufhebt. Seelsorge ist Solidarität, nicht Schicksalstausch. In 
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der Ratlosigkeit muß eine Öffnung für Gottes unmittelbaren Eingriff erhalten werden. 
Seelsorge erstrebt keine Perfektion und ist sich in jeder Phase ihres Engagements der Un- 
zulänglichkeit und Unangemessenheit ihrer Methoden bewußt. 

8.2 Seelsorge weiß aber auch von der Gefahr einer unerlaubten Bindung des Seelsorge- 
suchenden an seinen Seelsorger. Seelsorge muß da abgebrochen werden, wo Abhängigkeit 
gewollt wird. Deshalb ist Seelsorge keine Dauereinrichtung, sondern bleibt Start- und Ent- 
wicklungshilfe. Der Raum der Freiheit muß immer wieder hergestellt werden. Im gehei- 
men zielt alle Lebenshilfe auf Freigabe. Seelsorge muß sich überflüssig machen können. 
Diese Freigabe ist nicht gleichzusetzen mit dem Abbruch der Beziehungen, sie stellt viel- 
mehr eine Ehrung dar, nämlich den Anstoß zur eigenverantwortlichen Lebensgestaltung, 
die Ermutigung zu Bewährungsversuchen. 

Im Ereignis der Ratlosigkeit und Freigabe kommt noch einmal klar zum Ausdruck, wie 
stark die Seelsorge vom Dienstwillen geprägt ist: „sie suchet nicht das Ihre“ (1. Kor. 
13,5). 

9. Am Schluß wollen wir der Frage nicht ausweichen: Ist unser Thema von der Seelsorge, 
erörtert auf einer Generaisynode, eine Flucht vor aktuellen Entscheidungen? Es ist gewiß 
ein Innenthema der Kirche. Aber wer „liebevoll in die Zeit blicken will“ (Horst Barnach), 
muß auf den Menschen sehen. Wenn die Programmatik „Kirche für andere‘ realisiert wer- 
den soll, dann muß das in mitmenschlichen Beziehungen geschehen. Der Dienst der Kir- 
che am Menschen wird damit zu einer großen Chance für die Erneuerung der Kirche selbst. 
In diesem Menschendienst kann eine Kirche gesunden, weil sie darin die Christusaufgabe 
für die Welt in überschaubaren Feldern übernimmt. Wenn sich die Kirche für die gottge- 
wirkte Menschenfreundlichkeit entschließt, wird sie Bedeutung und Einfluß gewinnen. In 
solch dienender Lebendigkeit baut die Kirche an ihrer Zukunft. 


Von den drei weiteren Referaten geben wir hier die vom „Evangelischen Nach- 
richtendienst‘‘ verbreiteten Zusammenfassungen wieder: 


„Seelsorgerliche Wechselbeziehungen in der Gruppe‘ war das Thema des zweiten Referats 
vor der Generalsynode, das Pastor Martin Kuske (Rostock) hielt. „Wenn Menschen in einer 
Gruppe als Gemeinde Christi zusammenkommen wollen und es geschieht keine Seelsorge, 
dann kommen sie nicht als Gemeinde Christi zusammen“, erklärte er. Sein Vortrag 
ging von Erfahrungen der Gemeindearbeit mit Hauskreisen aus. Als wesentliche Ele- 
mente der Seelsorge in Gruppen der Gemeinde nannte er die „Erfahrung des frei- 
en Raumes‘ und die Beratung. Den ‚‚freien Raum“ wollte Dr. Kuske als die Offenheit 
zur „Gemeinschaft ohne Bedingung“ verstanden wissen. „Jesus begegnet den Menschen 
so, daß er sie ohne Bedingungen in seine und damit in Gottes Gemeinschaft aufnimmt. 
Damit erfuhren diese Menschen den freien Raum, den sie brauchten, um leben zu können.“ 
Die Gemeindegruppe mit zehn bis zwölf Teilnehmern ermögliche es jedem, zu Wort zu 
kommen, und zu den Wesenszügen der Seelsorge gehöre es gerade, daß sie Gespräch ist, 
betonte Dr. Kuske. Deshalb müsse unbedingt der freie Raum des Gesprächs erhalten blei- 
ben. In diesem Zusammenhang ging der Referent auf die Bedeutung der Erkenntnisse der 
Gruppendynamik für die seelsorgerlichen Wechselbeziehungen in der Gemeindegruppe ein. 
„Zu einem wirklichen Gespräch kommt es, wenn gemeinsam die Wahrheit gesucht und 
gefunden wird. Damit das geschehen kann, ist es nötig, daß jede Meinung gehört wird.“ 
Im Gruppengespräch komme es bei Austausch über konkrete Fragen naturgemäß auch zur 
„Beratung“ und darin zu seelsorgerlichen Wechselwirkungen, gerade auch in Fragen des 
Lebens in der Gesellschaft, ‚Wer etwa mehrere Jahre in einer BGL mitgearbeitet hat, kann 
eben konkreter raten als ein Pastor, wenn es um die Frage des gesellschaftlichen Engage- 
ments geht; seine Erfahrung berechtigt ihn dazu und gibt seinem Wort Gewicht.“ 
Schließlich sah der Referent unter den Möglichkeiten der Gruppenseelsorge auch die der 
„praktizierten Sündenvergebung‘“ — „ähnlich der von Jesus in seinen Tischgemeinschaften 
mit den Zöllnern und Sündern vollzogenen‘‘. Denn ein Aspekt der Sünde sei die Isolierung 
des Menschen von seinen Mitmenschen. „Durch Herstellung einer Gemeinschaft mit ande- 
ren ohne Bedingungen kann jene Sünde aufgehoben werden, kann der soziale Aspekt der 
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Sündenvergebung deutlich werden, daß sie nämlich (Wieder-)Herstellung einer zerbroche- 
nen Gemeinschaft ist.“ 

Gedanken zur „Seelsorge der Gemeinde an ihren Seelsorgern“ trug Wolfgang Fournes, 
der als Lehrer in Ebersbach tätig ist, der Generalsynode vor. Er wies auf die Gefahr hin, 
daß der Pfarrer, der als verantwortlicher Interpret der biblischen Botschaft sonntäglich in 
der Predigt das Wort für die Gemeinde neu zu übersetzen habe, in seelische Nöte und 
schließlich in Routine gerate, wenn er nie ein Echo aus der Gemeinde vernehme. „Er kann 
sich das Evangelium nicht ständig selbst sagen. Hier muß zur Stärkung ein brüderliches 
Gespräch mit Gliedern der Gemeinde möglich sein, die das Vertrauen rechtfertige, das 
ihnen entgegengebracht wird.‘ Ferner sei die Gemeinde dem Pfarrer die „Verbindung zur 
Außenwelt‘ schuldig. Dies könne Auswirkungen auf das gemeindliche Leben, die Lebens 
nähe der Predigt und der Unterweisung haben. Seelsorge am Pfarrer könne es sein, an ihm 
auch brüderlich Kritik zu üben. „Wenn er aus der Gemeinde keine Kritik mehr empfängt, 
ist dies ein Alarmzeichen. Die Pfarrfrau darf nicht das einzige kritische Gegenüber ihres 
Mannes sein.‘ 

Mit Nachdruck setzte sich Wolfgang Fournes dafür ein, den Pfarrer in seinem ureigensten 
menschlichen Bereich mit seinen persönlichen Neigungen sowie in dem Bereich seiner Fa- 
milie zu respektieren, seine Gesundheit mitzubedenken und ihm zweitrangige Geschäfte 
abzunehmen. Er kam dabei zu sehr praktischen Folgerungen, z.B.: „Ein Anstoß für eine 
Untersuchung oder zu einer Kur ist manchmal vonnöten“; „Muß er unbedingt Baufach- 
mann spielen, Handwerker besorgen oder die Einhaltung der Friedhofsordnung kontrollie- 
ren?‘ .Die Entlastung des Pfarrers in praktischen Fragen darf aber nicht dazu führen, daß 
er ganz von praktischen und sichtbaren Erfolgserlebnissen getrennt wird“; „Daß Gäste im 
Pfarrhaus stets willkommen sind, ist eine Selbstverständlichkeit; doch macht sich die Ge- 
meinde Gedanken darüber daß Essen Geld kostet?‘“; „Ob es nicht auch ein Stück Seelsorge 
ist, wenn man einem Pfarrerehepaar einmal die Kinder abnimmt?“ Gerade weil der Pfarrer 
mit seinem Beruf ganz im Dienste der Verkündigung stehe, sei jede Hilfe, die man ihm 
aus der Gemeinde angedeihen lasse, zugleich eine Stärkung im Glauben und im Grunde 
zu freudigerem Dienen, betonte der Referent. 

Eine ausführliche Information über Aufgaben, Ziele und Methoden der Psychotherapie 
enthielt der Vortrag des Dipl.Psychologen Dr. Tögel (Uchtspringe) über „Psychotherapie 
als Herasuforderung der Seelsorge‘‘ Er betonte, daß es bei Psychotherapie eindeutig um 
die Behandlung von Krankheiten gehe und sie sich daher in das medizinische Methoden- 
gefüge einreihe, also ein völlig eigenständiger Bereich gegenüber der Seelsorge sei. Im wei 
teren Verlauf des Referats analysierte er auf dem Hintergrund dieser Feststellungen das 
Verhältnis von Psychotherapie und Seelsorge und ging auf die Frage ein, inwieweit Seel- 
sorge von der Psychotherapie lernen und sich kritisch in Frage stellen lassen könne. 


Die Generalsynode faßte zu ihrem Hauptthema zwei Entschließungen: 


WORT ZUR INFORMATION 


Die Generalsynode hat sich auf ihrer 3. Tagung in Dresden mit dem Thema „Seelsorge 
als Aufgabe der Gemeinde“ beschäftigt. Dazu hörte sie vier Referate: Seelsorge als Le- 
benshilfe (Syn. Prof. Dr. Wagner), Seelsorgerliche Wechselbeziehungen in der Gruppe 
(Syn. Fournes), und Psychotherapie als Herausforderung der Seelsorge (Dr. Tögel). 

In vier Arbeitsgruppen unter Hinzuziehung von Fachleuten (Psychologen, Medizinern, 
Psychotherapeuten, Seelsorgern) wurden Sachfragen über Psychotherapie und Seelsorge, 
Pfarrer und Gemeinde unter seelsorgerlichem Aspekt, das Eigenständige der Seelsorge 
und Seelsorgerliche Gruppenbeziehungen behandelt. 

Schwerpunkte blieben: Seelsorge ist Lebenshilfe. 

Und: Seelsorge ist Aufgabe der Gemeinde. 

Bei der Bejahung der Seelsorge als umfassende Lebenshilfe ergab sich zugleich die Frage, 
in welcher Weise sie aus der Kraft des Evangeliums gespeist wird, so daß Seelsorge als Le- 
benshilfe in Anwesenheit Jesu Christi verstanden werden kann. Um dies Dienstes am Men- 
schen willen ist die Abgrenzung zwischen Psychotherapie und Seelsorge notwendig, 
was nicht ausschließt, daß bestimmte Erfahrungen der Psychotherapie beachtet werden. 
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In der Aussprache wurde unterstrichen: Seelsorge vollzieht sich nicht nur zwischen ein- 
zelnen, sondern auch in Gruppen. Die seelsorgerlichen Wechselbeziehungen in der Gruppe 
müssen daher mehr als bisher in den Gemeinden beachtet, bewußt gemacht und aktiviert 
werden. 

Weil Kirche Jesu Christi Kirche für andere ist, wird die Gemeinde eine Gemeinde der 
Seelsorge werden müssen. Wo dies geschieht, wird sie ihre Pfarrer und übrigen Mitarbei- 
ter in die Seelsorge einbeziehen. 

Zu allem seelsorgerlichen Dienst gehört die Fürbitte. Die Generalsynode hat auf Grund 
ihrer Arbeit der Kirchenleitung eine Reihe von konkreten Empfehlungen vorgelegt. 


BESCHLUSS ZUM THEMA SEELSORGE 


Die Generalsynode bittet die Kirchenleitung der VELK DDR 

1. eine Arbeitsgruppe zu bilden, die Möglichkeiten zur Weiterbildung in Seelsorge durch- 
denkt und praktische Vorschläge zur Realisierung unterbreitet; 

2. eine Handreichung für die Seelsorge erarbeiten zu lassen, in der Grundkenntnisse der 
Psychologie und psychotherapeutischen Diagnostik vermittelt werden. 

Diese Arbeiten sollten in Fühlungnahme mit der Evangelischen Kirche der Union und 
dem Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik aufge- 
nommen werden. 

Die Generalsynode bittet die Kirchenleitung der VELK DDR die Gliedkirchen zu veran- 
lassen, 

1. die auf der Synode gehaltenen vier Referate durch Abdruck in den Kirchlichen Amts- 
blättern allgemein zugänglich zu machen; 

2. die Notwendigkeit der Seelsorge in den Gemeinden bewußt zu machen. Dazu eignen 
sich vor allem Rüstzeiten (insbesondere für Kirchenälteste/Kirchenvorsteher), Gemeinde- 
kreise u.a. 

3. die Pfarrkonvente anzuregen, das Thema der Seelsorge unter dem theologischen Ge- 
sichtspunkt der Lebenshilfe und als Aufgabe der Gemeinde zu bedenken; 

4. überall da, wo es möglich ist, die Bildung von Seelsorgeteams zu fördern. Dazu soll- 
ten entsprechende Fachleute gewonnen werden. 


Wir sind in der günstigen Lage, den Bericht eines Autors aus der DDR über 
diese Tagung der Lutherischen Generalsynode folgen zu lassen: 


GENERALSYNODE IN DRESDEN 
(„Zeichen der Zeit“ Heft 12/1971) 


Die Generalsynode der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche in der Deutschen 
Demokratischen Republik tagte in diesem Jahr vom 15. bis 19. September auf dem Bo- 
den der sächsischen Landeskirche. Das Gemeindehaus der Christuskirchgemeinde in Dres- 
den-Strehlen erwies sich mit seinen verschiedenen Räumlichkeiten als eine ausgezeichnete 
Tagungsstätte. Bei einem Empfang durch die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sach- 
sens in der Dresdner Diakonissenanstalt wurde den Synodalen und den Gästen der Tagung 
nicht nur sächsische ‚Gemütlichkeit‘, sondern auch ein wohlgelungenes kulturelles Pro- 
gramm, das Altes und Neues geschickt vereinte, geboten. Eine Reihe von Gästen aus 
kirchlichen Gremien sowie mehrere Fachberater auf den Gebieten der Seelsorge und der 
Psychotherapie bereicherten die Aussprachen im Plenum und in den Arbeitsgruppen. Zwei 
Gottesdienste rahmten die Tagung ein. Im Eröffnungsgottesdienst in der Christuskirche 
predigte der Leipziger Pfarrer Dr. Wetzel, im Abschlußgottesdienst in der Kreuzkirche 
der thüringische Landesbischof D. Braecklein, der von der Generalsynode zum neuen Lei- 
tenden Bischof gewählt und vom mecklenburgischen Landesbischof Dr. Rathke in sein 
Amt eingeführt worden war. 

So imponierend der äußere Ablauf der Tagung war, kann der kritische Berichterstatter 
doch nicht umhin, von einigen Verlegenheiten zu berichten, denen sich die Synodalen 
gegenüber sahen und die kein volles Befriedigtsein von der Tagung aufkommen ließen. 
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Wahrscheinlich handelt es sich dabei um Verlegenheiten, die auch anderen synodalen 
Gremien bekannt sind, so daß ihr Bewußtmachen nicht Schadenfreude, sondern Selbst- 
prüfung hervorrufen sollte. In diesem Sinne sind die nachfolgenden kritischen Bemerkun- 
gen zur Dresdner Tagung der Generalsynode zu verstehen. 


L 


Wie die beiden vorangegangenen Tagungen in Eisenach 1969 und in Schwerin 1970 
stand auch diese unter einem Thema. Bei dem Eisenacher Thema „Bekenntnis und Kir- 
chengemeinschaft“ und dem Schweriner Thema „Der Dienst des Pfarrers heute“ schie- 
nen vor allem die Theologen angesprochen zu sein. Das Dresdner Thema „Seelsorge als 
Aufgabe der Gemeinde“ forderte die Nicht-Theologen ebenso heraus wie die Theologen 
und brachte programmatisch zum Ausdruck, wie heute eine Funktion der Kirche, die her- 
kömmlicherweise für ein Privileg des Pfarrers gehalten wird, der gesamten Gemeinde zu- 
zumuten ist. Unter den Referenten befanden sich zwei Nicht-Theologen und zwei Theo- 
logen. Der Diplom-Psychologe Dr. Tögel sprach zum Thema „Psychotherapie als Heraus- 
forderung der Seelsorge“, der Lehrer und Synodale Fournes über „‚Seelsorge der Gemein 
de an ihren Seelsorgern“, Pastor Dr. Kuske über „Seelsorgerliche Wechselbeziehungen in 
der Gruppe“, und das Grundsatzreferat „Seelsorge als Lebenshilfe“ hielt der Synodale 
Professor Dr. Wagner. 

Eine erste Verlegenheit ergab sich bei den Überlegungen, zu welchem Ertrag die Ar- 
beit an diesem Thema auf dieser Tagung führen könne. Bisher war man es gewohnt, daß 
die Generalsynode eine Entschließung verabschiedete, in der Sachaussagen zum Thema 
mit Arbeitsaufträgen für die Kirchenleitung und die Gliedkirchen verbunden waren. In 
Dresden legte der Themenausschuß dem Plenum nur eine Reihe von Empfehlungen für 
die Weiterarbeit an diesen Fragen in den Kirchen vor. Das wurde mit dem Argument 
beanstandet, daß die Gemeinden von einer Synode, die sich mehrere Tage lang mit sol- 
chem Thema beschäftigt, inhaltliche Aussagen erwarten und derartige in den Arbeitsgrup- 
pen auch gemacht worden seien. Es genüge nicht, wenn allein auf die gehaltenen Referate 
hingewiesen und diese der Öffentlichkeit in der Kirche zugänglich gemacht würden. So 
wurde der Themenausschuß genötigt, einen zusätzlichen Text zu entwerfen, der den un- 
gewöhnlichen Titel ‚Wort zur Information“ erhielt. 

Augenscheinlich stand hinter der Zurückhaltung des Themenausschusses die Erwägung, 
daß Synodalentschließungen selten ein größeres Echo finden, sowie die Verlegenheit, in 
wenigen Sätzen eine Einigkeit auszudrücken, die nur auf Kosten der Präzision formuliert 
werden konnte, Zwar waren sich alle Teilnehmer der Generalsynode einig darüber, daß 
mit der Frage nach der Seelsorge ein brennendes Problem aufgegriffen werde, dem sich 
die Kirche in verstärktem Maße zuwenden müsse. Gerade das Verständnis der Kirche als 
einer „Kirche für andere“ ziehe nach sich, daß die Kirche sich für die Heilung des Men- 
schen und seiner Welt einsetzt. Differenzen traten aber bei der Frage auf, mit welchen 
Mitteln und in welchem Rahmen Seelsorge als Funktion der Kirche geschehen könne, 

Im Grundsatzreferat vertrat Professor Dr. Wagner die These, daß Seelsorge als Lebens- 
hilfe im weiten Sinne zu verstehen sei, als „sachliche Lebensorientierung‘ für jeden Men- 
schen, als Bewährung der Solidarität mit dem Mitmenschen. Die Synode machte sich dies 
schließlich zu eigen, indem sie von Seelsorge als „Lebenshilfe in Anwesenheit Jesu Christi‘ 
sprach. Einigen Synodalen erschien diese Beschreibung jedoch als eine Verschleierung der 
eigentlichen Aufgabe kirchlicher Seelsorge, nämlich der Verkündigung der Rechtfertigung 
(wobei „Rechtfertigung‘‘ auf den Erlaß der Schuld des einzelnen begrenzt zu sein scheint). 

Umstritten blieb ferner, ob es eine Seelsorge der Gemeinde an ihren Pfarrern geben kann 
oder ob dadurch die Eigenart des Amtes im Gegenüber zur Gemeinde nivelliert werde. Das 
Plenum hat auch hier schließlich unterstrichen, daß die Gemeinde an Pfarrern und Mitar- 
beitern Seelsorge üben kann und soll, weil dies im Wesen der Kirche als einer Kirche für 
andere begründet sei. An dieser Kontroverse zeigt sich das Fortwirken der Differenzen im 
Verständnis des Dienstes des Pfarrers, die in Schwerin so kraß zum Ausdruck kamen. Eine 
Synode lutherischer Kirchen heute wird alle diejenigen enttäuschen müssen, die von ihr 
erwarten, daß sie der Pluralität gegenwärtiger Theologie eine traditionell feste Lehre ent- 
gegensetzen könne. Daraus ergibt sich die Problematik von Synodalentschließungen, die 
nur ein Minimum an gemeinsamen Aussagen machen können. 
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I. 


Bereits während der Aussprache auf der Dresdner Tagung wurde die Frage aufgeworfen, 
ob man in Zukunft bei der Gepflogenheit bleiben solle, auf jeder Tagung der Generalsyn- 
ode ein Thema zu verhandeln. Dahinter steht die in Dresden bestätigte Erfahrung, daß für 
das geplante Thema nicht genügend Zeit zur Verfügung steht, weil das Geschäftliche einer 
Synode regelmäßig mehr Raum als vorgesehen beansprucht. Die Synode mußte Berichte 
entgegennehmen und diskutieren, den Haushaltplan kontrollieren, die Aktivitäten der Ver- 
einigten Kirche prüfen und Empfehlungen an die Gliedkirchen zur Lebensordnung wei- 
terleiten. Vor allem die als Fachberater eingeladenen Gäste empfanden es als unglücklich, 
daß die Diskussionen zum Thema um der notwendigen Ausschußsitzungen willen abge- 
brochen werden mußten. Wird damit nicht dem Anspruch des Themas unrecht getan? 

Dem Berichterstatter scheint dies freilich keineswegs ein Problem der mangelnden Zeit 
zu sein. Es bedarf hier gründlicher Überlegungen darüber, was die Synode zu leisten ver- 
mag und worin ihre primäre Aufgabe besteht. Im Unterschied zu anderen Synoden hat die 
Generalsynode wenig gesetzgeberische Aufgaben. Um so wichtiger ist darum ihr Auftrag 
zu Beratung und Anregung der Gliedkirchen und zur Koordinierung von Arbeiten, die nicht 
auf der Ebene einer Landeskirche geleistet werden können. 

Man muß zugeben, daß die beiden vorangegangenen Tagungen in dieser Richtung frucht- 
bar gewesen sind. Die Eisenacher Tagung hat den Anstoß zum Lehrgespräch zwischen 
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche und der Evangelischen Kirche der Union 
gegeben und ihm Thema und Ziel gesetzt. Die Schweriner Tagung hat mit ihren Referaten 
ein breites Echo gefunden und zu einer Anhörung von Gemeindegliedern und kirchlichen 
Mitarbeitern soll noch folgen). Ob die konkreten Empfehlungen der Generalsynode bei 
dieser Tagung — Arbeitsgruppe zur Weiterbildung in Seelsorge, Handreichung für die Seel- 
sorge, Bildung von Seelsorgeteams in den Gliedkirchen — sich als sinnvoll erweisen, muß 
abgewartet werden. Wenn es der Generalsynode nicht mehr gelingen sollte, Impulse für 
die Gemeinden und für die theologische Arbeit in den Gliedkirchen zu vermitteln, wird 
sich die Frage nach der Daseinsberechtigung der VELK in der DDR mit neuer Wucht 
erheben. Das muß bei allen Überlegungen zur künftigen Gestaltung der Synodaltagungen 
mitbedacht werden. 


IL. 


Auf jeder Tagung der Generalsynode der Vereinigten Kirche hat bisher die Verhältnisbe- 
stimmung zum Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik eine wichtige Rolle gespielt. Immer wieder wird von Synodalen geltend gemacht, 
daß man für möglichst weitgehende Kooperation offen sein müsse und keine doppelte 
Arbeit leisten dürfe, die den Verdacht einer heimlichen Rivalität erwecken könnte, Mit 
einem gewissen Bedauern liest man daher im Bericht der Kirchenleitung, daß es trotz des 
Angebotes bei der Eisenacher Generalsynode noch kaum dazu gekommen ist, daß Aus- 
schüsse der Vereinigten Kirche von entsprechenden Gremien des Bundes übernommen wer- 
den konnten. Inzwischen sind allerdings zwei Ausschüsse gebildet worden, die paritätisch 
von Vertretern der Vereinigten Kirche und der Evangelischen Kirche der Union „unter 
der Federführung des Bundes“ beschickt werden, aber im übrigen bleibt es bei dem Ne- 
beneinander von Kommissionen und Ausschüssen, die auf dem gleichen Gebiet arbeiten, 
aber jeweils vom Bund, von der VELK oder von der EKU verantwortet werden. Das 
Unbehagen an diesem Zustand kann nicht verschwiegen werden, aber die Generalsynode 
stand vor der Verlegenheit, nichts dagegen unternehmen zu können. 

Sie mußte auch feststellen, daß der in Eisenach gebildete Ausschuß zur Intensivierung der 
kirchlichen Gemeinschaft im letzten Jahr nicht mehr getagt hat, da viele seiner Vorschläge 
noch auf ihre Realisierung warten. Das betrifft freilich nicht nur die Kooperation mit dem 
Bund, sondern auch die stärkere Verbindung der lutherischen Kirchen untereinander. Al- 
lerdings können beide Aspekte kirchlicher Gemeinschaft leicht in Spannung zueinander 
treten. 

Eine Änderung der Lebensordnung der Vereinigten Kirche zur Taufe und zur Trauung 
konnte nicht einmütig angenommen werden, weil dies vielen Synodalen als ein Unterneh- 
men erschien, das nur auf der Ebene aller Landeskirchen in der Deutschen Demokratischen 
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Republik geregelt werden könne. Ein vom Theologischen Ausschuß erarbeiteter Vorschlag 
für eine Ehesegnung bei Paaren, die nach der geltenden kirchlichen Ordnung nicht getraut 
werden können, fand nicht die Zustimmung der Synode. 

Die Diskussion zu diesen Fragen zeigte, daß man bei allen kirchlichen Ordnungen und 
Anregungen heute nicht mehr von der Rückwirkung auf die Kirchliche Gemeinschaft im 
Bund der Evangelischen Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik absehen kann. 
Eine noch größere kirchliche Gemeinschaft wurde der Generalsynode durch die Anwesen- 
heit eines Gastes aus der Zentrale des Lutherischen Weltbundes in Genf bewußt. Der Lei- 
ter des Europa-Sekretariats in der Abteilung für zwischenkirchliche Zusammenarbeit, 
der dänische Pastor Hansen, nahm an der Tagung teil und erhielt in einer Plenarsitzung 
und bei dem Abschlußgottesdienst in der Kreuzkirche Gelegenheit zu einem Grußwort. 
Er betonte, daß der Lutherische Weltbund dankbar sei für alles, was die Kirchen in der 
DDR zu seiner Gemeinschaft beitrügen. Die Generalsynode begrüßte ihrerseits, daß die 
Beschlüsse der letzten Vollversammlung des Lutherischen Weltbundes, vor allem die Reso- 
lution über die Menschenrechte, in den Gliedkirchen innerhalb der Deutschen Demokra- 
tischen Republik aufgegriffen worden seien. Im Tätigkeitsbericht der Kirchenleitung war 
auch die Forderung der Vollversammlung in Evian nach Aufnahme aller Staaten in die 
Vereinten Nationen und ihre Empfehlung einer europäischen Sicherheitskonferenz unter- 
stützt worden. Im Blick auf das Leben der Kirche im sozialistischen Staat erklärte die 
Synode, daß Christen in der sozialistischen Gesellschaftsordnung in der ihnen gebotenen 
Bindung an das Wort Gottes mitarbeiten. „Dabei werden auch Probleme sichtbar, deren 
Lösung konstruktive Kritik erfordert. Die Generalsynode hofft und hält es für dringend 
notwendig, daß ungelöste Fragen immer wieder durch Gespräche in gegenseitiger Achtung 
der Standpunkte geklärt werden.“ 

Die Generalsynode hat ihre Beschäftigung mit dem Thema „Seelsorge als Aufgabe der 
Gemeinde“ nicht als einen Rückzug in innerkirchliche Spezialfragen verstanden. Sie sah in 
der Seelsorge als Lebenshilfe eine ihr eigene, ihr von ihrem Herrn gebotene Weise, die 
konkrete Verantwortung der Kirche für die Menschen wahrzunehmen. 


Joachim Wiebering 


6. KIRCHLICHE VERANTWORTUNG IN STAAT UND GESELLSCHAFT 


Daß das politische Thema für die Kirchen in der DDR von besonderer Bedeu- 
tung ist, braucht nicht immer wieder neu begründet zu werden. Wie die „‚Welt- 
verantwortung“ der Kirche so wahrzunehmen ist, daß die Kirche auf jeden 
Fall bei ihrem eigenen Thema bleibt, war der eigentliche Gegenstand der Syn- 
ode des Kirchenbundes 1971. Daß hier hinsichtlich der politischen und ge- 
sellschaftlichen Verantwortung sowohl zu viel als auch zu wenig getan werden 
kann, ist den Kirchen in der DDR klar bewußt. Deshalb sind sie in der theo- 
logischen Grundlegung für diesen Teil kirchlicher Verantwortung zu besonde- 
rer Präzision genötigt. Das zeigt auch der betreffende Abschnitt in dem Bericht 
der Konferenz der Kirchenleitungen für die Synode des Kirchenbundes Anfang 
Juli 1971: 


VERHÄLTNIS ZU STAAT UND GESELLSCHAFT 


Zeugnis und Dienst der Kirchen des Bundes der Evangelischen Kirchen in der Deutschen 
Demokratischen Republik vollziehen sich in der sozialistischen Gesellschaft der Deut- 
schen Demokratischen Republik. Die acht Kirchen des Bundes sehen in der Deutschen 
Demokratischen Republik ihren Staat und meinen es ernst damit. Die Kirchen haben sich 
die Aufgabe gesetzt, den Christen zu helfen, den Platz in ihrem Staat zu finden, an dem 
sie ihre Mitverantwortung in der Weise wahrnehmen können, zu der sie Zeugnis und 
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Dienst des Evangeliums verpflichten. Die Kirchen selbst sind bereit — einzeln oder in der 
Gemeinschaft des Bundes — an dem Gespräch teilzunehmen, das der Staat mit seinen Bür- 
gern über die Gestaltung der gemeinsamen Zukunft führt. Sie sind der Überzeugung, daß 
sie in diesem Gespräch, gerade weil sie zu Zeugnis und Dienst des Evangeliums verpflich- 
tet sind, Wesentliches für die Erkenntnis dessen beizutragen haben; was der Mensch und 
was menschliche Gesellschaft ist und braucht. 

Die Deutsche Demokratische Republik hat sich die Aufgabe gesetzt, die sozialistische 
Gesellschaftsordnung zu verwirklichen. Reformatorisch bestimmte Kirchen, die nicht, wie 
in anderen sozialistischen Staaten, eine Minderheit, sondern — wenigstens was ihre Mit- 
gliederzahl anbetrifft — eine Mehrheit darstelien, begegnen in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik das erste Mal in der Geschichte unausweichlich dem Sozialismus in mar- 
xistisch-leninistischer Prägung. Die Kirchen der Ökumene beobachten aufmerksam, ob 
und wie die Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik in dieser Begegnung ihr 
Zeugnis und ihren Dienst wahrnehmen. Jeder weiß, welchen Belastungen das Verhältnis 
von christlichem Glauben und marxistischer Überzeugung, von christlichen Kirchen und 
sozialistischer Partei in der Vergangenheit — wobei wir den erheblichen Schuldanteil der 
Kirche nicht übersehen — ausgesetzt war, und daß diese Belastungen auch heute noch im 
Denken und Handeln auf beiden Seiten nachwirken. Es ist Aufgabe dieser Synode, einen 
Schritt in der Richtung zu tun, das Zeugnis und den Dienst in dieser sozialistischen Ge- 
sellschaft genauer zu beschreiben. 

Eine Zeugnis- und Dienstgemeinschaft von Kirchen in der Deutschen Demokratischen 
Republik wird ihren Ort genau zu bedenken haben: In dieser so geprägten Gesellschaft, 
nicht neben ihr, nicht gegen sie. Sie wird die Freiheit ihres Zeugnisses und Dienstes be- 
wahren müssen. Denn sie ist durch ihren Auftrag allein an den gebunden, der als der 
menschgewordene Wille Gottes zur Rettung seiner Kreatur zu uns kam. Die Botschaft 
der Kirche wird nicht von dem Menschen und seiner gesellschaftlichen Bindung bestimmt. 
Aber sie lädt die Menschen ein, sich von dem gekreuzigten Herrn dienen zu lassen und 
mit ihm den anderen zu dienen. 

Das Verhältnis der Deutschen Demokratischen Repbulik zum Bund der Evangelischen 
Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik hat durch den Empfang des Vorstan- 
des der Konferenz der Kirchenleitungen am 24. 2. 1971 bei dem Staatssekretär für Kir- 
chenfragen eine neue Stufe erreicht. Durch diesen Empfang hat nach unserem Verständ- 
nis der Staat den Willen zum Ausdruck gebracht, daß Probleme, die die 8 Kirchen gemein- 
sam betreffen, künftig unmittelbar zwischen den zentralen staatlichen Organen und denen 
des Bundes besprochen werden können. Solche Gespräche sind in Aussicht gestellt worden. 
Wir hoffen sehr, daß sie bald zustande kommen. Das könnte für die Herstellung und Pflege 
eines guten und entspannten Verhältnisses nur dienlich sein. 

Der Vorsitzende hatte die Möglichkeit, im Rahmen dieses Empfanges eine mit der Kon- 
ferenz der Kirchenleitungen besprochene und vom Vorstand autorisierte Ansprache zu 
halten. Der Text dieser Ansprache konnte zu unserer Genugtuung in den kirchlichen Publi- 
kationsorganen abgedruckt werden. Die Ansprache nimmt vieles vorweg, was sonst an die- 
ser Stelle gesagt werden sollte. Der Bericht der Konferenz der Kirchenleitungen kann sich 
daher damit begnügen, einige Gedanken daraus zu unterstreichen und weiterzuführen. 

Die Ansprache brachte zum Ausdruck, was vorher schon der Lutherische Weltbund in 
Evian und nachher die Konferenz Europäischer Kirchen in Nyboıg gefordert hat: es ist 
der Wunsch. der Kirchen in der Deutschen Demokratischen Republik, daß unserem Staat 
die Möglichkeit gegeben wird, gleichberechtigt und souverän wie die anderen Staaten 
seine Verantwortung für das Wohl des Ganzen der Welt wahrzunehmen; es ist Zeit, daß 
ihm die Aufnahme in die UNO und ihre Gliederungen nicht mehr vorenthalten wird. Die 
Ansprache würdigte ferner die Bemühungen um die Einberufung einer europäischen Si 
cherheitskonferenz. Dieser Wunsch ist inzwischen nicht weniger aktuell geworden und 
kann an dieser Stelle nur ausdrücklich wiederholt werden. 

Die Ansprache nahm weiter Stellung zu einigen ideologischen Aspekten, wie sie durch 
die wichtigen Ausführungen des Mitglieds des Politbüros der SED, Paul Verner, am 8. 2. 
1971 aufgezeigt wurden. Sie betonte, daß der Christ nach Leib und Seele durch seinen 
Herrn Jesus Christus in Anspruch genommen ist. Diese Inanspruchnahme führt den Chri- 
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sten jedoch nicht in das religiöse Ghetto, sondern in den Dienst an den Menschen. Weil 
Jesus Christus nicht der Chef einer Clique, sondern der Herr der Welt ist, hat der Christ 
die Zuversicht, bei seinem Dienst am Menschen auch unter denen, die seinen Glauben 
nicht teilen, Verbündete zu entdecken. Entsprechendes ist mehrfach auch aus marxisti- 
scher Sicht formuliert worden, zuletzt in der genannten Rede Paul Verners, in der es 
heißt: „In unserem Staat wird jeder geachtet und gefördert, auch derjenige, der seine 
Leistung und Aktivität für die Entwicklung unserer, sozialistischen Gesellschaft und für 
die Sicherung des Friedens aus christlicher Überzeugung tut.‘ Und kurz davor: ‚Unsere 
Entwicklung hat doch augenfällig bestätigt, daß gegenseitiges Vertrauen und Achtung so- 
wie gemeinsames Handeln zu großen Erfolgen geführt haben. Das Hochspielen sowie 

das Verwischen der nicht zu überbrückenden weltanschaulichen Gegensätze zwischen Mar- 
xisten und Christen hat — dafür kennt die Geschichte genügend Beispiele — immer den 
Feinden des Friedens und des gesellschaftlichen Fortschritts genützt.‘ (Aus: Paul Verner/ 
Gerald Götting: Christen und Marxisten in gemeinsamer Verantwortung, Union Verlag, 
Berlin, S. 42 und 41.) 

Wir hören aus diesen Worten nicht nur Anerkennung für die Leistungen, sondern auch 
Vertrauen und Wertschätzung gegen die in ihrem Glauben gebundenen Christen heraus. 
Gerade indem die Unterschiede zwischen christlichem Glauben und marxistischer Weltan- 
schauung weder geleugnet noch verwischt werden, ist mit der Wertschätzung der Person 
auch eine gewisse Anerkennung, ja Achtung vor deren Denkweise notwendig verbunden. 
Die Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik vom 6. 4. 1968 trägt einer sol- 
chen Folgerung dadurch Rechnung, daß sie Gewissens- und Glaubensfreiheit gewährleistet 
(Artikel 20,1). So unterstrich die Ansprache beim Empfang des Vorstandes: Das Grund- 
recht der Gewissens- und Glaubensfreiheit des Menschen „drückt den unbedingten Respekt 
vor den in der Tiefe ihres Wesens verankerten Entscheidungen, seien sie religiös oder nicht- 
religiös begründet, und damit vor ihrer Menschenwürde aus“. 


Einen besonders wichtigen Dienst in dieser Hinsicht hat Bischof Dr. Werner 
Krusche der gesamten einschlägigen Diskussion, wie sie auch im Raum der 
EKD geführt wird, getan. Er hielt das Hauptreferat auf der Vollversammlung 
der Konferenz Europäischer Kirchen, die vom 26. April — 3. Mai 1971 in Ny- 
borg stattfand (Nyborg VI). Dieses Referat verdient es, auch an dieser Stelle 
im vollen Wortlaut wiedergegeben zu werden. 


DIENER GOTTES, DIENER DER MENSCHEN 
Von Bischof Dr. Werner Krusche, Magdeburg 


Wir leben in einer Welt, in der nicht weniger auf dem Spiel steht als der Mensch selbst. 
Die Parole, alles müsse dem Menschen dienen, kann darum heute mit der breitesten Zu- 
stimmung rechnen. Aber an der Frage, was das konkret heißt, brechen die Gegensätze 
auf. Dabei geht es nicht nur um philosophische Auseinandersetzungen um das Men- 
schenverständnis, sondern es wird auf dem Felde der Gesellschaft und der Politik um 
die Verwirklichung humanistischer Entwürfe gerungen. In das Ringen um den Menschen 
und seine Zukunft hinein sind die Kirchen gesandt, so wahr sie den Gott bekennen, der 
sich in Jesus Christus für den Menschen erklärt hat. 

Unsere Konferenz soll ein Stück Wegklärung leisten. Es lohnt sich, die Themaformulie- 
rung genau zu untersuchen. Ich denke, daß sie sehr genau überlegt worden ist. War ein- 
stens für die Väter in Nicäa ein Jota entscheidend, so wird es für uns in Nyborg ein Kom- 
ma sein. Stünde in unserem Thema nämlich statt des Komma ein „und“ (+), so würde 
dem Mißverständnis Vorschub geleistet, Diener Gottes sei einer, wenn er auf Gott ausge- 
richtet sei und ihm Lobpreis und Anbetung darbringe, und Diener des Menschen sei er, 
wenn er sich dem Menschen zuwende und sich für ihn einsetze. Der Gottesdienst würde 
dann also vornehmlich als Vollzug der Liturgie in der versammelten Gemeinde geschehen, 
der Menschendienst als sozialer Einsatz in der Gesellschaft. Durch das Komma soll das 

"Mißverständnis eines additiven Verhältnisses von Gottesdienst und Menschendienst, von 
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Liturgie und Diakonie, von Kultus und Ethos, von Spiritualität und gesellschaftlicher 
Aktivität ausgeschlossen und festgestellt werden, daß in der Hinwendung zu Gott dem 
Menschen und daß in der Hinwendung zum Menschen Gott gedient werde. Das Komma 
entspricht der Tatsache, daß es sich bei dem Liebesgebot nicht um zwei Gebote, sondern 
um ein Doppelgebot handelt. — Stände dagegen in unserem Thema statt des Komma ein 
Gleichheitszeichen (=), so würde damit das Mißverständnis provoziert, daß im Vollzug 
des liturgischen Gottesdienstes der entscheidende Dienst für den Menschen geschehe, in- 
sofern dabei der Mensch sein Sein als das zum Lobe Gottes bestimmte Geschöpf verwirk- 
lichen kann, — oder umgekehrt: daß der Einsatz für den Menschen den allein legitimen 
Gottesdienst darstelle, da Gott für sich selber keinen Dienst beanspruche, sondern uns 
ausschließlich an den Mitmenschen verweise. Das Komma verhindert die einfache Identi- 
fikation von Gottesdienst und Menschendienst dergestalt, daß der eine sich im andern 
erschöpft und nichts Eigenes mehr darstellt. Das Komma entspricht der Tatsache, daß 
das Liebesgebot nicht ein einfaches, sondern ein doppeltes Gebot ist. 

Ich möchte in diesem Referat nicht mehr, als ein paar Antworten auf zwei Fragen zu 
versuchen, in denen mir die Problematik und das Anliegen unseres Themas eingefangen 
zu sein scheint: 

(I.) Was bedeutet es, daß wir als Diener Gottes den Menschen dienen? 

(II.) Was bedeutet es, daß wir als Diener der Menschen Gottesdienst halten? 

In einem Teil III sollen dann einige europäische Konkretionen versucht werden. 


I. Was bedeutet es, daß wir als Diener Gottes den Menschen dienen? 


Die erste Frage ist ja die kritische Kardinalfrage des säkularen Humanismus an uns: was 
trägt es für die Bemühungen um den Menschen, um die Vermenschlichung seines Lebens 
und der Gestaltung seines Zusammenlebens aus, wenn solche Bemühungen von Menschen 
unternommen werden, die sich im Dienste Gottes stehend wissen, die dies jedenfalls von 
sich behaupten? Was ist das Spezifische, das durch eine so behauptete Indienstnahme und 
Beauftragung in die Bemühungen um und für den Menschen eingebracht wird? Besteht 
das Besondere nur in Gesinnungsimpulsen und Handlungsmotivationen oder auch in eige- 
nen Sachgesichtspunkten und Sachkriterien? 

Wir versuchen, uns an ein paar Antworten auf die Frage heranzutasten, was damit ge- 
sagt sei, daß wir unseren Dienst für den Menschen als Diener Gottes tun, wobei wir von 
vornherein davon ausgehen, daß es der Gott ist, der in Jesus Christus der Welt den ent- 
scheidenden Dienst getan hat. 

1. Unser Dienst für die Menschen ist im Dienst Jesu Christi begründet. 

1.1 Das heißt zunächst: unser Dienst ist begründet in einem Auftrag. Er entspringt nicht 
eigenem Sendungsbewußtsein. Wir haben uns nicht aufgemacht, weil wir es besser wüß- 
ten als die anderen, was dem Menschen dienlich und wie ihm also zu helfen sei. Unser 
Dienst geschieht im Namen Jesu, nicht aus „Selbstsendung‘‘, sondern aus seiner Sendung 
(Joh. 20,21). Die totale und exklusive Bindung unseres Dienstes an den einen Herrn 
macht es unmöglich, daß wir uns im Vollzug dieses Dienstes den jeweiligen gesellschaft- 
lichen Verhältnissen mit ihren Ansprüchen, Erwartungen und Bedürfnissen ausliefern und 
anpassen. Nicht die Situation fordert unseren Dienst heraus, sondern der Herr bzw. sein 
Wort fordert ihn heraus angesichts der Situation. Eine nicht mehr auftragsbestimmte, 
sondern situationsangepaßte, situationsabhängige Kirche müßte ihren Dienst reduzieren, 
indem sie entweder bestimmte Funktionen oder bestimmte Menschengruppen ausklammert. 

1.2 Der Auftrag für unseren Dienst gründet unablösbar in Jesus Christus, weil unsere 
Existenz im Dienst Jesu Christi gründet. Unser Dienst geschieht in seinem Auftrag und 
lebt aus diesem Widerfahrnis. Erst aus dem uns widerfahrenden Dienst Jesu Christi wissen 
wir überhaupt, was den Menschen dient. Der wirkliche Mensch bekommt sich zu Gesicht 
in der Geschichte, die Gott mit uns und für uns eröffnet hat in der Sendung Jesu. Durch 
seinen Dienst wird unsere Situation radikal aufgedeckt und schöpferisch gewandelt. 

1.2.1 Das Kreuz Christi bringt allen Dienst des Menschen — den auf den anderen Men- 
schen und den auf Gott bezogenen — in radikale Krise. Denn Christus wurde um des Got- 
tesdienstes willen von den um die Reinheit des Kultus Besorgten als Gotteslästerer und 
um des Dienstes am Volk, Frieden und Freiheit willen von den politisch Engagierten (den 
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Hohenpriestern und den Zeloten) als gefährlicher Verführer verworfen. Am Kreuz Christi 
wird offenbar, daß die Existenz und der Dienst, der aus der Selbstsendung geschieht 
(auch wenn er sich als Dienst im Namen Gottes und im Namen des Guten und Gerechten 
für den Menschen versteht), vor Gott scheitert. Das Spezifische christlichen Dienstes liegt 
darin, daß er von dem totalen Ende, dem ergangenen Gericht über all unseren Gottes- 
dienst und Menschendienst herkommt und aus einem Neuanfang lebt, der schlechterdings 
nicht in uns selber gründet, darum aber auch nicht durch die Wirklichkeit unserer selbst 
und der Welt in Frage gestellt werden kann. Das gibt unserem Dienst Auftrags- und Hoff- 
nungsgewißheit und nimmt ihm alle Selbstgewißheit. Als Dienser des Gekreuzigten kön- 
nen wir nicht zur Partei der allein wahrhaft Dienenden werden, die ihre Identität nur 
durch Abqualifizieren des Dienstes anderer wahren kann, und können wir aus unserem 
Dienen nicht eine verkappte Form des Herrschens machen, sondern wir haben in der Soli 
darität der Gerichteten und des Dienstes Jesu Bedürftigen neben denen zu stehen, denen 
wir dienen. 

1.2.2 Der Neuanfang der Sendung gründet im Auferstandenen. Sendung durch den Auf. 
erstandenen ist Tauglichkeitserklärung der Unbrauchbaren und Eröffnung der Welt als 
verheißungsvolles Auftragsfeld unseres Dienstes. Der Auferstandene hat das Ganze der 
Schöpfung zum Bereich seiner Diene-Herrschaft gemacht und damit die Aufspaltung der‘ 
Wirklichkeit in eine sakrale und eine profane Sphäre aufgehoben — es gibt keine ihm ent- 
zogenen, sich selbst überlassenen, von ihm ausgesparten Räume (er ist der Pantokrator!). 
„Alles, was ihr tut mit Worten oder mit Werken, das tut alles in dem Namen des Herrn 
Jesus und dankt Gott, den Vater, durch ihn“ (Kol. 3,1). Der Menschendienst der Diener 
Gottes, der im Namen Jesu getane Dienst für die Menschen, besteht nicht in besonderen 
„religiösen Handlungen“, sondern vollzieht sich in dem ganzen Beziehungsfeld menschli 
cher Lebensvorgänge. 

Als Diener des auferstandenen Gekreuzigten sind Christen dazu befreit, statt in einer 
nichtchristlichen Welt sich selbst durchzuhalten, sich aus Liebe und Hoffnung für die 
Menschen und die Zukunft der Welt einzusetzen. Das Kreuz Jesu durchbricht billigen 
Optimismus, der die zerstörerischen, hoffnungsfeindlichen Mächte ignoriert oder aus dem 
Bewußtsein verdrängt, um sich an der Illusion aufzurichten: Der Mensch kann alles. Die 
Auferstehung Jesu durchbricht Trägheit und Resignation, die aus deprimierenden Erfah- 
rungen schließt: Es ist doch alles vergeblich. Werden wir angesichts der Ambivalenz heu- 
tiger Zukunftsprognosen und des Pendelns zwischen selbstgewissen Erfüllungsutopien und 
lähmenden Schreckvisionen ohne die im Auferstandenen begründete spes contra spem 
(Röm. 4,18) und die ‚bessere Verheißung‘ (Hebr. 8,6) auskommen können? 

2. Unser Dienst für die Menschen geschieht in der Nachfolge und unter der Herrschaft 
des auferstandenen Gekreuzigten. 

2.1 Unser entscheidender Dienst für die Menschen besteht darin, ihnen den Dienst Jesu 
zu vergegenwärtigen. Das geschieht durch das Wort und das ihm entsprechende Tun, wo- 
bei dem existenzwandelnden Wort der Vorrang zukommt. Das Wort ist bereits Dienst; 
der Dienst kommt nicht zum Wort hinzu als ein zweites, sondern Dienst ist der übergrei- 
fende Begriff für Wort und Tat. Die üblich zu werden beginnende Diffamierung des verba- 
len Handelns der Kirche werden wir uns verboten sein lassen müssen. Eine Kirche, die ihre 
Verkündigung durch sprachlose, schweigend praktizierte Welt-Diakonie ersetzen wollte, 
bleibe den Menschen gerade den entscheidenden Dienst schuldig, ganz einfach deswegen, 
weil die im Wort vergegenwärtigte und überbrachte Wirklichkeit des Dienstes Jesu Christi 
immer größer ist, als sie durch unser Tun verifiziert werden kann. Das Wort erst macht 
die Zeichen eindeutig als Zeichen dieser in ihm angesagten, anwesenden und mitgeteilten 
Wirklichkeit. Dieser Hinweis-Charakter unterscheidet das Tun der Diener Gottes von son- 
stiger humaner Tat. Es weist nicht auf sich hin, sondern von sich weg. In der Ausrichtung 
dieses Wort-Dienstes sind wir unvertretbar. Diesen Dienst können nur die Diener Gottes 
tun. Er gilt allen und meint jeden einzelnen (Luk. 15,1-11). Wer hier Lust hat, von Heils- 
individualismus zu reden, der sei an Luk. 10,20f. erinnert: Grund zur Freude ist nicht 
das, was durch uns auf Erden, sondern was mit uns im Himmel geschehen ist! Das Thema 
des persönlichen (onoma!) Heils kann nicht zugunsten des Themas Weltgestaltung an die 
zweite Stelle gerückt werden. 
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Die Bezeugung des Evangeliums von der Befreiung durchbricht aber die Isolierung des 
einzelnen und wirkt sich in dem sozialen Beziehungsfeld seines Lebens aus. Ihm wird zu- 
gesagt: Gott behaftet dich nicht bei deiner Schuld. Du brauchst sie nicht zu verdrängen, 
du brauchst dich nicht mehr dauernd selbst zu rechtfertigen. Du bist bedingungslos ak- 
zeptiert. Du bist also frei von dem Zwang zur Selbstverwirklichung, der immer in der Hy- 
bris oder in der Depression endet. Der Mensch Jesus, das Ebenbild Gottes (2. Kor. 4,4; 
Kol. 1,15), ist das Bild, in dem du deine Identität haben sollst (Röm. 8,29; 2. Kor. 3,18). 
Du bist also auch frei von der Sucht, andere Menschen (z.B. deine Kinder oder deine Mit- 
arbeiter) nach deinem Bilde formen zu wollen. Und schließlich: du bist von Gott akzep- 
tiert nicht auf Grund deiner Leistungen. Dein Leben wird nicht durch die erbrachte Le- 
bensleistung gerechtfertigt, als ein zu Recht gelebtes ausgewiesen. Du bist frei von dem 
mörderischen Zwang, dich und andere nach der erbrachten Leistung zu messen. Was das 
heißt für den überforderten, für den alternden, für den leistungsschwachen Menschen, für 
die Erziehung unserer Kinder in den unbarmherzig auf Leistung gedrillten Gesellschaften! 
Und endlich: Du bist bejaht, um an Gottes Zukunft teilzuhaben. Du bist befreit von der 
Verhaftung an überkommene Denkschemata, Sozialmodelle und Verhaltensmuster. Du 
bist frei für das Progressive. 

2.2 Der Dienst Jesu Christi geschah aus der kommenden Gottesherrschaft und brachte 
sie in Wort und Tat nahe. Den Dienst Jesu vergegenwärtigen heißt darum immer auch, 
das gegenwärtige Tun im Horizont der Gottesherrschaft tun, es bestimmt sein lassen vom 
Schalom — vom „Reichsheil‘“ (Hoekendijk) — als dem Inbegriff der vollendeten Schöp- 
fung, der endgültigen, nicht mehr in Frage zu stellenden Gemeinschaft der Menschen mit 
Gott und untereinander. Das auf die Gottesherrschaft ausgerichtete Tun empfängt von 
dorther nicht nur starke Impulse, sondern auch klare Maßstäbe. Es kann nicht die Got- 
tesherrschaft herbeiführen, aber es soll ihr entsprechen. Es wäre eine Simplifizierung, 
wenn wir sagten, als Diener Gottes in seinem Erlösungswerk hätten wir uns für das ewige 
Heil und als Diener Gottes in seinem Schöpfungswerk (bzw. seinem Werk der Welterhal- 
tung) hätten wir uns für das zeitliche Wohl der Menschen einzusetzen, wobei wir uns bei 
dem ersteren von Christus und seinem Evangelium, bei dem letzteren — wie alle Menschen — 
vom wissenschaftlichen Sachverstand leiten zu lassen hätten. Unser Handeln muß also 
menschendienlich sein, wenn es der kommenden Gotteshertschaft entspricht. Nicht: Erset- 
zung des Sachverstandes durch christliche Rezepte, auch nicht nur Stimulierung des Sach- 
verstandes durch Impulse der Hoffnung und der Liebe, sondern Bestätigung des Sach- 
verstandes unter dem Regulativ des Schalom. 

2.2.1 Der Dienst Jesu orientiert unseren Dienst auf die Leidenden, Erniedrigten, Ent- 
rechteten, auf die an ihrem vollen Menschsein Gehinderten. Ihnen hat er die Gottesherr- 
schaft als ihre Hoffnung zugesprochen (Luk. 6,20; Matth. 5,10 und die übrigen Selig- 
preisungen); ihr Elend hat er sich zu Herzen gehen lassen. Christliche Ethik als Ethik des 
Dienstes hat darum immer einen charakteristischen „Zug nach unten“*”. 

Unserer Liebe ist der Nächste anbefohlen, der gerade unsere Liebe braucht. Wir haben 
keinerlei Anlaß, der Mode gewordenen Geringschätzung und Verächtlichmachung dieser 
„nur caritativen‘‘ Form des Liebesdienstes das Wort zu reden. Es gibt heute ganz neue 
Kategorien von „Schwachen“: die Opfer der Evolution, die Überforderten, die Progres- 
sionsgeschädigten, die Abgehängten, die Wohlstandsüberdrüssigen, die Bildungs- und die 
Informations-Unterprivilegierten, die Opfer der mißbrauchten Macht. Die Diener Gottes 
sind die Anwälte der ‚Schwachen‘ vor allem in ihrer eigenen Gesellschaft. Aktionen 
und Demonstrationen für die ‚„‚fernen Nächsten‘ können durchaus eine Form des hier ge 
forderten Dienstes sein, wenn dabei die Not des „nächsten Nächsten“ nicht übergangen 
wird oder gar dadurch von ihr abgelenkt werden soll. 

2.2.2 Die eben genannten Kategorien von ‚Schwachen‘ machen indessen darauf aufmerk- 
sam, daß heute Liebe sich nicht mehr nur in personalen Relationen äußern kann. Liebe 
zum Nächsten kann in der von der Technik bestimmten Gesellschaften nicht mehr ohne 
Mitverantwortung und also ohne mit- bzw. umgestaltende Einflußnahme auf die sein Le- 
ben entscheidend bestimmenden gesellschaftlichen Kräfte und Mechanismen geübt werden. 
„Liebe in Strukturen“. Es bedarf also heute neben der „caritativen“ der gesellschaftlichen 
und politischen Diakonie. Das geht nicht ohne Sachkenntnis. Das Regulativ vom Schalom 
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her besagt dies: diejenigen Strukturen entsprechen der Gottesherrschaft — nämlich der Be- 
stimmung des Menschen zur Freiheit der Söhne Gottes (Röm. 8,21) — am meisten, in de 
nen Partnerschaftlichkeit praktiziert werden kann und in denen Autorität und Macht 
nicht zur Stabilisierung erreichten Positionen, sondern zur Weiterentwicklung des dem 
Menschen Dienlichen gebraucht werden, also zur Gewährung eines möglichst hohen Maßes 
an Gerechtigkeit und an Freiheit des Geistes. 

2.2.3 Im Horizont der im Dienst Jesu-Christi nahekommenden Gottesherrschaft erscheint 
die Welt als die eine-versöhnte und befriedete Welt, als die eine durch Versöhnung be- 
freite, Gott lobende Menschheit. Der dem entsprechende Dienst der Kirchen und der ein- 
zelnen Christen wird auf Versöhnung und Frieden gerichtet sein. Wenn Kirchen, die in 
gegensätzlichen Gesellschaftssystemen leben, von „Versöhnung“ reden und damit nicht 
nur die Gemeinschaft mit Gott, sondern auch eine neue Gemeinschaft untereinander mei- 
nen, geraten sie fast zwangsläufig in den Verdacht, die Sache des Gegners zu betreiben. 
Nun gibt es in der Tat einen verdächtigen, verlogenen Gebrauch des Wortes „Versöhnung“, 
wenn damit der „versöhnlerische‘‘ Versuch unternommen wird, Gegensätze zu verwischen 
oder herunterzuspielen, um ungestört im Alten fortfahren zu können“. Aber Leben auf 
Grund und in Verwirklichung des Dienstes, der Versöhnung heißt nicht einfach: Aufhe- 
bung der Gegensätze, sondern Austragung der Gegensätze unter den Vorzeichen des Ja 
zueinander; Versöhnung hebt nicht einfach die Gegensätze, wohl aber die Feindschaft 
in den Gegensätzen auf. Sie bedeutet Versachlichung der Gegensätze und Vermenschli- 
chung ihres Ausgetragenwerdens. 

Die im Dienst der Versöhnung Stehenden können eines nicht mitmachen: die Verteu- 
felung des Gegners. Das Böse hat sich nicht gleichsam sozial-immanent inkorporiert in 
einer bestimmten gesellschaftlichen Gruppe. Das Freund-Feind-Schema in dem Sinne, daß 
hier die Guten, dort die Bösen, hier „die Kinder des Lichts“, dort die „Kinder der Fin- 
sternis‘‘ stehen, ist inakzeptabel, wiewohl sehr erhebliche relative und relevante Unter- 
schiede nicht zu bestreiten sind. Die Auseinandersetzung, der Kampf kann also nicht die 
Vernichtung des Gegners, sondern muß die neue Gemeinschaft mit ihm als letztes Ziel 
haben. 

Sofern die Kirchen im „Dienst der Versöhnung“ stehen, können sie sich nicht an der 
Bildung von Fronten beteiligen oder sich in bestehende Frontbildungen integrieren. Sie 
stehen in ihrem jeweiligen Gesellschaftssystem bei dem Herrn, der versöhnend die Trenn- 
zäune niedergerissen, die Feindschaften zerbrochen (Eph. 2,14) und die in scheinbar un- 
versöhnlichen Gegensätzen Lebenden gewandelt und in ein neues Verhältnis zueinander 
gebracht hat (Gal. 3,28; 1. Kor. 12,13). Credo ecclesiam, das heißt: für mich sind alle 
Fronten und Grenzen relativiert. Die Kirchen können nicht selbst Partei werden, aber 
sie müssen Partei ergreifen, und zwar nicht pauschal für ein gesellschaftliches System, 
sondern für die konkreten Menschen und für Menschlichkeit in concreto. 

2.2.4 Unseren Dienst für die Menschen im Horizont der Gottesherrschaft tun, ihn von 
dem künftigen Schalom bestimmt sein zu lassen, heißt auf alle Fälle auch: Einsatz für 
den Frieden auf Erden. Den Friedenmachern ist die Sohnschaft verheißen (Matth. 5,9). 
Über den Friedensdienst der Chrsiten ist so viel Gutes geschrieben worden — etwa von 
früheren Nyborg Versammlungen und der KEK Konsultation über Europäische Sicherheit 
und die Kirchen (KEK Studienheft No 3) und von der Christlichen Friedenskonferenz —, 
daß ich hier nur etwas ganz Primitives sagen möchte: Von Jesus, dem Friedenmacher 
ohnegleichen (Kol. 1,20; Eph. 2,14f.: 2. Thess. 3,16) wissen wir: Frieden gibt es nicht 
gegen den anderen, sondern nur mit ihm. Und Frieden wird hergestellt, indem einer den 
bedingungslosen ersten Schritt tut. Friedenspolitik ist die Politik des ersten Schrittes. 

Sie ist riskant, weil nicht sicher ist, ob der andere den entsprechenden Schritt tun wird. 
Die Ermutigung zu dieser Politik des ersten Schrittes gehört zum Friedensdienst der Kir- 
chen. Ob es zur Erhaltung des Weltfriedens der Existenz bewaffneter Armeen bedarf, ist 
in der Christenheit noch strittig. Daß eine totale Abrüstung dem künftigen Schalom ent- 
spricht (Jes. 2,4), ist indessen unbestritten, und daß also der waffenlose Dienst junger 
Menschen auch als echter Friedensdienst zu bewerten und zu schützen ist, ebenso. 

2.3 Eine Kirche, die in dieser Weise den Menschen zu dienen versucht, wird es nicht 
leicht haben. Sie wird sich auf Mißverständnisse, Verdächtigungen und Leiden einzu- 
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stellen haben. Ihr Dienst geschieht in der Nachfolge des gekreuzigten Dieners, dessen Herr- 
schaft nicht im Zeichen der geballten Fäuste, sondern im Zeichen der durchbohrten Hän- 
de geschieht. Eine Kirche, die sich im Einsatz für die Menschen nicht gefährden, nicht 
aufs Spiel setzen will, die etwas, was sie um des Menschen willen unbedingt tun müßte, 
unterläßt, um ihre Existenz nicht zu gefährden, eine Kirche, die selbst zu einer Interessen- 
gruppe geworden ist, ist dienstuntauglich. Gerade indem sie überleben will, ist sie über- 
lebt (Matth. 16,25). 

3. Unser Dienst für die Menschen lebt aus den Gaben Jesu Christi. Aller Dienst der Die- 
ner Gottes für die Menschen ist charismatischer Dienst“. Alle Glieder des Christusleibes 
haben ein Charisma als ‚„‚Konkretion und Individuation des Geistes‘ empfangen, das sie 
zum Dienst in der Gemeinde und für die Welt befähigt. Charismen gibt es also nicht nur 
für den kirchlichen ‚Innendienst‘. Vielmehr offenbart sich Christus gerade in der „Viel- 
fältigkeit der tief in die Profanität der Welt hineingreifenden Charismen“ als Kosmokrator, 
als der, der alles in alllem erfüllt°°, Er gibt seiner Dienstschar nicht zu allen Zeiten die 
gleichen Gaben, sondern die für jede Zeit nötigen Gaben. Wir dürfen darum zuversicht- 
lich mit neuen Charismen rechnen und um neue Gaben bitten, die für die heute nötigen 
Dienste in der Gemeinde und in der Gesellschaft gebraucht werden. Woran wäre dabei 
etwa zu denken? Vielleicht brauchten wir heute die Gabe der Sensibilität für das Leid 
der Fernen, die die vielen nicht verarbeitenden Informationen umzusetzen vermöchte 
in eigene Initiativen°!. Oder eine neue Form der Prophetie, die sich von den positiven 
Bildern und den Schreckensbildern der Futurologie inspirieren ließe und Einsichten in 
Zukunftsentwicklungen in Impulse umzuformen vermöchte. In dem ökumenischen Stu- 
diendokument über ‚Verantwortliches Leben in einer sich wandelnden Welt‘ wird da- 
von gesprochen, daß der Mensch unserer Zeit „in. einer planetarischen Welt mit einem 
provinziellen Gewissen lebe‘‘°?. Bedarf es hier nicht der Gabe neuer Tugenden, die zu ei 
nem Handeln aus weltweiter Verantwortung taufen? Ich kann hier nur einiges andeuten. 
Bleibend nötig werden wir haben die größte aller Gaben Christi: die Liebe (1. Kor. 12,31 
und 13). „Wir brauchen unermeßliche Quellen der Selbstverleugnung und der Liebe ... 
Allein die sich selbst verleugnende Liebe ist eine unbegrenzte Kraft der Erneuerung“, 
„um nicht in Verzweiflung zu fallen angesichts der ungeheuren Aufgabe, angesichts un- 
seres eigenen Versagens und der Enttäuschung, die unsere Nächsten uns bereiten‘“°®., 

4. Gerade weil unser Dienst nicht in uns selbst, sondern extra in der Sendung und 
Herrschaft des Dieners Jesus Christus begründet ist, können wir den Dienst nicht für un- 
ser Monopol halten. Sein Herrschafts- und Wirkbereich ist weiter als unser Dienstbereich. 
Wir begegnen darum Nicht-Christen mit der Erwartung, daß Christus durch ihr Leben und 
ihre Arbeit dem Menschen und seiner Zukunft dient, und mit der Offenheit und Bereit- 
schaft, mit ihnen zusammenzuarbeiten. Es wird sich dabei oft genug ereignen, daß wir 
im tiefsten beschämt werden von ihrer Einsicht und ihrem Einsatz. 


II. Was bedeutet es, daß wir als Diener der Menschen Gottesdienst halten? 


Diese Frage hat eine doppelte Richtung: was bedeutet für uns als Diener der Menschen 
der Gottesdienst (Ziffer 1 und 2)? Und: was bedeutet es für den Gottesdienst, daß wir 
ihn als Diener. der Menschen halten (Ziffer 3)? 

Im Pastoralkolleg unserer Kirchenprovinz berichtete ein Bruder aus Taiz& vom Welt- 
dienst der Brüder seiner Gemeinschaft. Kleine Gruppen von zwei bis drei Mann, immer an 
den Brennpunkten gesellschaftlichen Elends. Alle halben Jahre kurze Rückkehr nach 
Taize. Berichte von ihrer Tätigkeit. Erfolge? Fast alle müssen nüchtern zugeben, daß ihre 
Bemühungen, zu gesellschaftlichen Änderungen beizutragen, nahezu wirkungslos sind. 
Rückfrage der Zuhörer: „Wie halten Sie das aus?‘ Antwort: „Durch den Gottesdienst!“ 
Diener der Menschen brauchen den Gottesdienst. In ihm vollzieht sich das, was wir im 
bie Kapitel unter 1.2 als Neugründung unserer Existenz und unseres Dienstes bezeich- 
net haben. 

1.:Gottesdienst ist Bundeserneuerung für den, der im Menschendienst schuldig wird, 

Wer den Menschen dienen will, muß in die Kompliziertheit der Gesellschaft hinein, in. 
politische Auseinandersetzungen, Interessengegensätze, Prestigekonkurrenz. Gezwungen, 
im Bereich der Sozialethik mit anderen zu kooperieren, bleibt sein Vorhaben nicht rein, 
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sondern wird entstellt, es wird anders, als es gewollt war. Und auch er selbst hält nicht 
durch und versagt. Diese Erfahrungen können zum Zyniker machen oder zum Pragmati- 
ker oder zum denunzierenden Ankläger der anderen, die immer Schuld haben. Wer aber 
sein Tun und Versagen im Namen Christi begann und im Licht seines Auftrages sieht, 
steht als Schuldner da. Nur die, die sich hinausgewagt, die Hände schmutzig gemacht 
und Verwundungen erlitten haben, können überhaupt wissen, daß und wozu sie den 
Gottesdienst nötig haben. Kern der Bundeserneurung und Herz des Gottesdienstes ist die 
„Vergebung“ (= Rechtfertigung). Vergebung ist Wiederaufnahme in den veruntreuten 
Bund und Wiederbeauftragung zum Dienst (Luk. 5,1-11; Joh. 21,15ff.). Die „Mensch- 
lichkeit‘ unseres Menschendienstes entscheidet sich daran, ob sie Dienst und Denken 
ae Vergebung ist. Der Gottesdienst ist Sammlung der Gesendeten zu neuer 
ung. 

2. Gottesdienst ist Verheißungserneuerung für den Auftrag, der in der Erfahrungswelt 
fraglich wird. 

2.1 Menschendienst der Christen ist erfahrungsoffen und damit porös für Anfechtung, 
Widerspruch, Bestreitung. In der Gesellschaft spricht die sogenannte „Sprache der nack- 
ten Tatsachen‘, die den Auftrag Jesu, seine Verheißung scheinbar widerlegt. Wie eine stor- 
cheia-Macht lähmt die Weltdiagnose aus dem Munde der „Sachkundigen“. Dem des Auf- 
trags Gewissen wird die Luft abgedrickt. 

2.2 „Wenn der Glaube in dieser Sackgasse (der Erfahrungswelt) ist, kann er sich nicht 
selbst freimachen, kann er nicht einfach an sich selbst, seinen Erinnerungen oder Sach- 
kenntnissen anknüpfen‘.°* Im Gottesdienst wird im Namen des auferweckten Gekreuzig- 
ten über der tödlichen Welterfahrung der Horizont der Verheißung neu eröffnet. 

Die Begründung der Verheißung, der „Sinn“, etwas zu tun, kommt aus dem „Einge- 
denken“ (sakar) an den Ruf „Es ist vollbracht!“ (Joh. 19,30)°%. Wird im Gottesdienst 
das „Es ist vollbracht“ glaubend angenommen, dann hat es wieder „Sinn‘‘, mitten im 
umstrittenen und nicht ausmeßbaren Erfolg gesellschaftlichen Handgemenges etwas für 
den Menschen zu tun. 

2.3 Gottesdienst ist Vorgeschmack der Vollendung. Der Zwiespalt von Verheißung 
und Erfahrung im gesellschaftlichen Weltdienst wird im gottesdienstlichen Klagelied 
zur Frage an Gott (Warum? Wie lange? Wo bist du?). Im Klagepsalm der christlichen 
Gemeinde (Röm. 8,19-26) wird von der Auferweckung Christi her eine Gott-offene 
Solidarität mit dem Stöhnen der Weltmenschheit laut. Im Lobgesang, rational unverre- 
chenbar neben der Klage, wird das Ziel des Schöpfungsprozesses, in den die technische 
Welt mit hineingezogen ist, antizipierend besungen: „,... alles sehr gut“. Gottesdienst ist 
— in der Sehnsucht der Klage und der Antizipation des Lobes — das offene Hoffnungs- 
fenster zu dem kommenden Herrn der Welt hin (vgl Daniels Fenster aus der Diaspora 
nach Zion), der Ort, an dem die geschlossene Welterfahrung mit ihren Polypenarmen 
geöffnet wird für den Ausblick der Verheißung: „Dein Reich komme ...“. 

3, Gottesdienst ist Begegnungsgeschehen von Evangelium und Welterfahrung in der 
menschlichen Begegnung der Gemeinde. 

Wenn die „Diener der Menschen“ als die in ihrem Weltdienst mannigfach Blessierten 
zum Gottesdienst zusammenkommen, bringen sie ihre bedrückenden und beglückenden 
Erfahrungen mit. In ihren Anfechtungen, für ihre Fragen, zu ihrem Dank, für ihre Für- 
bitte brauchen sie die Gemeinschaft der Brüder und Schwestern. Das wird Folgen haben 
für die Form ihrer Zusammenkünfte. Eine Normalform für diese Versammlung gibt es 
nicht. Aber es werden dialogische, aufgabenorientierte und also sendungsbezogene Kom- 
munikationsformen sein, Es wird für die anderen gefragt, gedacht, gebetet, geplant; sie 
sind dauernd im Blickfeld. Weil es der Gottesdienst der vom Dienste Gottes Lebenden 
und im Dienst für den Menschen Stehenden ist, wird er sich als „doppelte Kommuni- 
kation‘“* vollziehen. 

3.1 Diener der Menschen brauchen Kommunikatıonsformen, in denen es zur wirk- 
lichen Begegnung von Verheißung und Erfahrung kommen kann, in denen wir die Fra- 
gen und Informationen aus unseren Lebenswelten (der Wohn-, Arbeits-, Bildungs-, Freizeit- 
welt) mit dem Evangelium zusammenbringen können, in denen also nicht fertige Antwor- 
ten auf erdachte Fragen gegeben, sondern Antworten auf die aus der Welt mitgebrach- 
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ten Fragen im Hören auf das Evangelium gesucht und in denen umgekehrt die Anfragen 
des Evangeliums an die Welt erhorcht werden. Hier muß es die Möglichkeit zum Ge- 
spräch, zur wechselseitigen Anteilgabe an den mit dem Evangelium gemachten Erfahrun- 
gen, zur Meinungsbildung, zur konkreten Hilfe geben. Dabei kommt es in einer Umkehr 
der Sprachrichtung zu einem Übergang von der Diskussion zum Hören auf das Wort, von 
der Reflexion zum Gebet. Derartige dialogisch strukturierte Kommunikationsformen sind 
für die Menschendiener Gottes unerläßlich, weil hier die Einibung für ihren Dienst in 

den Sachbereichen der Welt geschieht. Sie werden sehr verschiedene Gestalt haben. Sie 
sind im vollen Sinne „Gottesdienst“, weil der Gottesdienst nun eben einmal nicht von 
der Erfüllung eines bestimmten liturgischen Solls abhängig ist. Der Sonntagsgottesdienst 
kann keinen normativen Rang behaupten. Wo es Kommunikationsformen in der eben an- 
gedeuteten Weise gibt, wird es im Sonntagsgottesdienst zu konkreter Danksagung, Fürbitte, 
zu konkretem Sündenbekenntnis und zu einer Anbetung kommen, in die die wissen- 
schaftlich-technische Welt mit aufgenommen ist, also zu einem Beten, in dem die konkre- 
te Welt vor Gott verantwortet wird, in dem gegenwärtige Welterfahrung und das Gebets- 
gut der Väter vermittelt wird. Und es kommt zu einer konkreten dialogisch entworfenen 
Verkündigung, die durch das Gespräch nicht einfach zu ersetzen ist. 

3.2 Diener der Menschen brauchen eine Feier des Herrenmahles, in der ihre Gemein- 
schaft neu begründet wird. Gerade weil sie in ihrem Dienst an den Orten der Welt norma- 
lerweise einzelne sind, dürfen sie nicht in der Vereinzelung bleiben, sondern bedürfen sie 
der Gemeinschaft, in der sie Halt und Zusammenhalt haben. Sie wird ihnen im Herren- 
mahl gewährt und wird hier zugleich gereinigt und erneuert. Die in manchen Kirchen 
übliche Form des Herrenmahles, bei der die ‚„kommunizierenden‘‘ Gemeindeglieder aus 
der Gemeinde heraustreten und zum Altar gehen, scheint mir dem Gemeinschaftscharak- 
ter des Mahles nicht wirklich angemessen zu sein. Ihm dürfte eher eine Praxis entsprechen, 
bei der die Kommunikanten einander Brot und Wein reichen und die Spendeworte spre- 
chen. Damit kommt die ‚‚responsorische Rezeptivität, in der man empfangend weiter- 
gibt‘“°’ und die für die aus dem Dienst Jesu Lebenden und im Dienste Jesu Stehenden 
charakteristisch ist, besonders deutlich zum Ausdruck. 


III. Europäische Konkretionen 


Angesichts des reichen Materials, das in Kapitel 3 des Vorbereitungsdokumentes darge- 
boten ist, beschränke ich mich auf einige wenige Sachverhalte, die unsere Aufmerksam- 
keit als europäische Kirchen in besonderer Weise erfordern dürften. 

1. Wir haben als Kirchen im europäischen Spannungsfeld überhaupt nur dann das Recht 
zu gesellschaftlicher und politischer Diakonie und die Chance, dabei ernstgenommen zu 
werden, wenn wir als Kirchen so etwas wie Modelle des Zusammenlebens, des Miteinan- 
derumgehens und der Zusammenarbeit der Kirchen verschiedener Größe (der Makro- und 
Mikrokirchen), verschiedener Konfession und unterschiedlichen Typs zustandebringen, die 
dem „Dienst der Versöhnung“ entsprechen. Wir müßten auf allen Ebenen — der örtlichen, 
regionalen und europäischen — alle Fantasie und Leidenschaft einsetzen, daß Modelle ge- 
schaffen werden, die von den Institutionen und Organisationen der Gesellschaft als exem- 
plarisch angesehen werden könnten. Für die Kirchen kann es nicht nur Koexistenz geben; 
sie werden modellhaft deutlich zu machen haben, wie Proexistenz aussehen kann. 

2. Das schwierigste Problem, vor dem die Kirchen in der europäischen Situation stehen, 
ist dies, daß die meisten in zwei einander entgegengesetzten Gesellschaftssystemen exi- 
stieren. Sie können diesen Gegensatz weder ignorieren, noch dürfen sie sich in ihn hin- 
einziehen lassen. „Antagonistische“ Kirchen wären die krasseste Verleugnung des Gren- 
zen überschreitenden Versöhnungswerkes Christi. Die Kirchen können sich auch nicht 
als „dritte Kraft‘ verstehen wollen. Sie werden in dieser schwierigen Situation bei der 
Wahrnehmung ihrer gesellschaftlichen Diakonie folgendes zu beachten haben: 

2.1 Sie üben ihren Dienst in ihrer und für ihre Gesellschaft aus. Sie tun dort das den 
Menschen Dienliche, indem sie dahin mitwirken, daß er zu seinem Recht kommt. Da 
die Situationen in den beiden großen Gesellschaftssystemen so unterschiedlich sind, müs- 
sen die Kirchen jeweils selbständig handeln. Sie werden also einander freigeben, ohne 
einander loszulassen. Der Dienst der Kirche wird immer zugleich konstruktiv und kritisch 
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sein müssen, wenn er verantwortlich sein will. Gesellschaftskritische Äußerungen der Kir- 
che zu bestimmten Erscheinungen und Vorgängen im eigenen gesellschaftlich-politischen 
Bereich werden leicht dem Verdacht oder dem Vorwurf der Fremdinspiration ausgesetzt 
sein, besonders dann, wenn sie im anderen gesellschaftlich-politischen Raum propagandi- 
stisch ausgewertet und damit als Munition im kalten Krieg benutzt werden. Gibt es Mög- 
lichkeiten, diesem propagandistischen Mißbrauch zu wehren? 

2.2 Der Verantwortungshorizont für den Dienst der Kirchen ist indessen nicht auf den 
eigenen Gesellschaftsbereich beschränkt. Freilich sind nur die Kirchen, die ihre gesell- 
schaftsdiakonische Funktion im eigenen Bereich wahrnehmen, geeignet, in. den anderen 
Bereich hinein zu reden. Kirchen, die entweder nicht willens oder nicht in der Lage sind, 
sich im eigenen gesellschaftlichen Raum für Menschlichkeit einzusetzen und auf deren 
Verletzung aufmerksam zu machen, werden nicht damit rechnen können, Gehör zu fin- 
den, wenn sie gegen Verletzungen der Menschenrechte im anderen Gesellschaftsbereich 
ihre Stimme erheben. 

3. Zu den Aufgaben, für die die europäischen Kirchen eine gemeinsame Verantwortung 
mittragen, gehört die Sicherung des Friedens in Europa und in der Welt. Die Kirchen kön- 
nen niemals der Verschärfung von Gegensätzen das Wort reden. Sie werden zu ihrer 
Regierung gerade dann stehen, wenn sie im Interesse des Friedens und der Entspannung 
auf machtpolitische Methoden verzichtet und unpopuläre Schritte tut. Über die positiven 
Möglichkeiten, die eine europäische Sicherheitskonferenz haben könnte hat sich die Voll- 
versammlung der Konferenz Europäischer Kirchen bereits 1967 (Nyberg V) geäußert”. 
Für die Herstellung einer europäischen Friedensordnung scheint es mir unerläßlich zu 
sein, daß an ihr alle Staaten gleichberechtigt und gleichverpflichtet mitarbeiten können. 
Das setzt voraus, daß keinem Staat der Rechtsstatus vorenthalten wird, der den anderen 
zuerkannt wird. Eine wirkliche Zusammenarbeit von Staaten und Völkern wird doch wohl 
nur zwischen rechtsgleichen Partnern möglich sein (vgl. Vorbereitungsdokument Ziff. 87). 

Die friedliche Koexistenz von Staaten mit verschiedener Gesellschaftsordnung ist die Vor- 
aussetzung für den Frieden in Europa. Ich stimme dem Metropoliten Nikodim zu, wenn 
er sagt: „Wir betrachten die friedliche Koexistenz als die einzige Möglichkeit, die drohen- 
de Katastrophe abzuwenden und als Ausweg aus einer sinnlosen Sackgasse, die durch 
die menschheitszerstörende militärische Gegnerschaft geschaffen wurde.“°? Freilich wird 
Koexistenz dynamisch nach vorn zu entwickeln sein in Richtung auf Kooperation. Das 
Vorbereitungsdokument spricht darum von Proexistenz, die „weit über die bloße Ko- 
Existenz ...; über das Nebeneinanderbestehen, das Geltenlassen und über die Koordinie- 
rung und gegenseitige Abstimmung verschiedener Interessen“ hinausreiche (Ziff. 65). 

Die elementarste Form von Proexistenz auf dem Feld des Politischen ist die Kooperation, 
sofern sie nicht nur zur Stärkung des eigenen Macht- und Interessenblockes geschieht, 
sondern zwischen den Machtblöcken im Dienste derer, die der Hilfe von außen bedürfen. 
Kooperation im Dienste Bedürftiger ist etwas völlig anderes, als die Aussagen der Kon- 
vergenztheorie intendieren. 

4. Die Kooperation wäre vor allem zur Entwicklungsförderung in den jungen National- 
staaten der sogenannten „dritten Welt‘ erforderlich. Hier bedarf es eines universalen An- 
griffs auf Armut, Hunger, Krankheit und Unwissenheit durch zielgerichtete gemeinsamen 
Maßnahmen aller Staaten. Die Kirchen werden hier bewußtseinsbildend zu wirken haben; 
denn die Bereitschaft der Industrieländer und ihrer Bevölkerungen zu einschneidenden 
Opfern für die notleidenden Völker ist noch völlig unterentwickelt. Die Kirchen dürfen 
sich nicht die Augen davor verschließen, daß es zur besseren sozialen Gerechtigkeit der 
Veränderung der gesellschaftlichen Strukturen bedarf und daß also Entwicklungsförderung 
den Wandel in den Machtstrukturen fördern muß und nicht bestehende ungerechte Struk- 
turen verfestigen helfen darf. Damit bekommt Entwicklungsförderung auf alle Fälle eine 
politische Note. Die Frage scheint mir die zu sein, wie es geschehen kann, daß es trotz 
des unübersehbaren Unterschieds in den politischen und ökonomischen Grundpositionen 
zu zielgerichteten, aufeinander abgestimmten, wirksamen Förderungsmaßnahmen kom- 
men kann, und wie es verhindert werden kann, daß sich bei der Entwicklungsförderung 
wiederholt, was bei der Missionierung passierte: damals wurden die konfessionellen und 
europäischen Gegensätze in die Missionsfelder übertragen. Um an der nur in Gemeinsam- 
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keit durchzuführenden brennendsten Aufgabe dieses Jahrzehnts teilnehmen zu können und 
zu ihr verpflichtet zu sein, müßten alle europäischen Staaten — also auch die beiden deut- 
schen — der UNO angehören, so daß sie in den entsprechenden Institutionen vollverant- 
wortlich mitarbeiten könnten. 

Ich habe nur ein paar Dinge genannt. Wir werden damit vollauf zu tun haben. Es wird 
dabei unvermeidlich zu Ratlosigkeit, Enttäuschung, zum Leiden kommen. Wir werden 
unseren Dienst für die Menschen nur tun können, wenn wir uns immer wieder von Gott 
dienen und von ihm in Dienst nehmen lassen und wissen, daß unsere Arbeit nicht vergeb- 
lich ist in dem Herrn, weil diese Welt im Licht der Auferstehung steht (1. Kor. 15,58). 


Anmerkungen 


47.E. Jüngel: Erwägungen zur Grundlegung evangelischer Ethik (ZThK 1966, H. 3, 
S. 386ff.). 
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49, Vgl. E. Käsemann: Gottesdienst im Alltag der Welt (in: Exegetische Versuche und 
Besinnungen II, 2. Aufl., 1965, S.. 204): „Alles Handeln der christlichen Gemeinde ist als 
charismatisch zu charakterisieren, weil sich in diesem gesamten Handeln der ‚geistliche 
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53.H. Berkhof: Die Wiederaufnahme des Gespräches mit den ‚„Horizontalisten‘‘ (OeR 
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54. Vgl. E. Lange: Chancen des Alltags, 1965, S. 159ff. 
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56. E. Winkler: Die Diakonische Dimension des Gottesdienstes (in: Die Zeichen der 
Zeit. 1970. H. 5, S. 170). 

57, W. Jetter: Was wird aus der Kirche? 1968, S. 196. 

58 Vgl. Sektion V $ 13: „Auch wenn wir mit Dank eine gewisse Entspannung in Euro- 
pa in den letzten Jahren feststellen können, schlagen wir als eine Möglichkeit weiterer 
Versöhnung und praktischen Schritt zur Festlegung des Friedens eine Konferenz der eu- 
topäischen Regierungschefs vor. Eine solche Konferenz könnte eine bedeutende Rolle für 
den Abbau der Blockbildung, der Intensivierung freundschaftlicher Beziehungen und eine 
stärkere ‚Kooperation bei der Bewältigung der Entwicklungsaufgabe in der „dritten Welt“ 
spielen.“ 

59. Metropolit Nikodim; Koexistenz oder Konvergenz? (In: Stimme der Gemeinde, 1970, 
No. 22, S. 684). 


Wir schließen mit einem Abschnitt aus dem Bericht der Kirchenleitung der 
Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen vor der Landessynode am 
6. November 1971 in Halle (Saale). In diesem Abschnitt finden die Grundge- 
danken des Referates von Bischof Krusche in Nyborg eine noch mehr konkre- 
te Anwendung auf die Situation in der DDR: 
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Die Kirchenleitung sieht hierin (in den Äußerungen von Nyborg) wichtige Markierungen 
für den Weg der Kirchen in unserer Situation, die als eine Situation verschärfter Klassen- 
auseinandersetzung und als Prozeß der „Abgrenzung zwischen der sozialistischen DDR 
und der imperialistischen BRD“ gekennzeichnet wird. Paul Verner hat in seiner für die 
Kirchenpolitik der DDR bedeutsamen Rede vom 9. 2. 1971 Klarheit darüber gefordert, 
„daß die Kirche weder zwischen den Fronten des Kapitalismus und des Sozialismus noch 
in ‚kritischer Distanz‘ zu unserem Staatswesen stehen kann“. Wenn in der Botschaft von 
Nyborg gesagt wird, daß die Kirchen sich nicht völlig in bestehende Frontbildungen inte- 
grieren und sich nicht mit einem politischen System identifizieren könnten, so heißt 

das nicht, daß sie eine neutrale Stellung jenseits oder oberhalb der Fronten bzw. zwischen 
ihnen beziehen müßten. Vielmehr sollen sie jeweils in ihrem Gesellschaftssystem stehen 
bei dem Herrn, der die Trennzäune niedergerissen hat (Eph. 2,14), und also in einer 
Fremdlingschaft (Hebr. 11, 9. 13), die nicht „kritische Distanz“, sondern „kritische Soli- 
darität‘‘ bedeutet. „Als Staatsbürger eines sozialistischen Staates sehen wir uns vor die 
Aufgabe gestellt, den Sozialismus als eine Gestalt gerechteren Zusammenlebens zu verwirk- 
lichen.“ Darum wissen wir uns mitverantwortliche für das gesellschaftliche Geschehen 
unter dem Gesichtspunkt, daß der Mensch zu seinem Recht kommt. Wir anerkennen er- 
hebliche Unterschiede zwischen den beiden hauptsächlichen gesellschaftlichen Systemen 
der Gegenwart — namentlich in ihren Motiven und Zielstellungen —, vermögen indessen 
keine absoluten Unterschiede anzuerkennen, da alle Gesellschaftsordnungen von Menschen 
hervorgebracht und gestaltet werden, die ausnahmlos unter dem göttlichen Urteil stehen: 
„Da ist keiner, der gerecht sei, auch nicht einer; da ist keiner, der Gutes tue, auch nicht 
einer“ (Röm. 3,10.12). Damit wird die Auseinandersetzung keineswegs ausgeschlossen, 
wohl aber ihre Fanatisierung zu einem Kampf zwischen Gut und Böse, zwischen Licht 
und Finsternis. Abgrenzung wird an konkreten Stellen unvermeidbar sein, darf aber 

nicht zum Programm gemacht werden und darf vor allem nicht dazu führen, daß familiäre 
und freundschaftliche Bindungen von Menschen, die ungefragt in den Gegensatz der Syste- 
me hineingeraten sind, noch mehr behindert werden als jetzt schon. Daß es um den 
Menschen, nur um den Menschen geht, muß auch in der Auseinandersetzung der Systeme 
deutlich bleiben. Sie darf nicht auf dem Rücken der Menschen ausgetragen werden. Sonst 
verliert sie ihren Sinn. Abgrenzungen gegenüber anderen Kirchen kann es für die evange- 
lischen Kirchen in der DDR nur dann geben, wenn diese dem Evangelium von Gottes Ver- 
söhnungstat zuwiderlehren oder handeln. 

Kirchen, die im „Dienst der Versöhnung“ stehen, werden nicht zur Verschärfung der 
Gegensätze, sondern zur Verminderung der Spannungen beitragen. Die Kirchenleitung 
tritt darum der Auffassung der Konferenz Europäischer Kirchen bei, daß die Kirche zwar 
nicht die Aufgabe haben könne, politische oder diplomatische Lösungen vorzuschlagen, 
daß es hingegen ihre Pflicht sei, „alle Absichten zu fördern, die auf bessere internationale 
Beziehungen in Europa hoffen lassen, zum Beispiel bilaterale Abkommen zur Sicherung 
des Friedens oder den Vorschlag, eine europäische Sicherheitskonferenz einzuberufen, an 
der alle Staaten gleichberechtigt und gleichverpflichtet mitarbeiten können“, Die Kirchen- 
leitung begrüßt darum auch das in Berlin abgeschlossene vierseitige Abkommen als Beweis 
für die Möglichkeit eines vernünftigen Interessenausgleichs und als Beitrag zur Entspannung 
in Europa. Die Sorge der Regierungen, es könnte ihnen von Teilen der Bevölkerung zu 
großes Entgegenkommen und zu große Nachgiebigkeit gegenüber der anderen Seite vorge- 
worfen werden, sollte durch die Christen als unbegründet erwiesen werden: wer im Inter- 
esse des Menschen Zugeständnisse macht, müßte mit der Zustimmung seitens der Kirchen 
und ihrer Glieder rechnen können. Wer um des Menschen willen auf machtpolitische 
Methoden verzichtet, müßte die volle Sympathie der Christen gewinnen. Bei jedem 
Schritt, der den Menschen zugute kommt, darf unsere Regierung der vollen Unterstüt- 
zung der Kirchen und ihrer Glieder gewiß sein. 

Als Dienst für eine befriedete Welt haben die Kirchen zunehmend den Kampf gegen den 
Hunger und die Armut des größten Teiles der Weltbevölkerung anzusehen gelernt, deren 
Ursachen weithin die durch den weißen Kolonialismus verschuldete Rückständigkeit in 
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung ihrer Länder sind. In den Gliedkirchen des 
Bundes der Ev. Kirchen in der DDR ist das Erntedankfest dieses Jahres dazu benutzt 
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worden, um die Verantwortung der Gemeinden für den armen Lazarus in seiner heutigen 
Gestalt zu wecken. Der den Weltfrieden bedrohende Gegensatz zwischen den reichen In- 
dustrienationen und den 80% der Weltbevölkerung, die sich mit weniger als 20% des ge- 
samten Arbeitsproduktes begnügen müssen, wird von den Kirchen als Symptom einer un- 
erträglichen, nicht länger mitzuverantwortenden sozialen Ungerechtigkeit erkannt. Die 
Weltkirchenkonferenz in Uppsala hat in Übereinstimmung mit der vom Ökumenischen 
Rat und der Römisch-katholischen Kirche durchgeführten Konferenz von Beirut die Chri- 
sten in aller Welt aufgefordert, sich mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln für eine 
weltweite Zusammenarbeit aller Regierungen bei der Überwindung der wirtschaftlichen 
und sozialen Ungerechtigkeit einzusetzen. Die Vollversammlung der Vereinten Nationen 
hat einmütig eine „Strategie für die zweite Entwicklungsdekade“ verabschiedet. Darin ha- 
ben sich die sozialistischen Staaten verpflichtet, bei der „Festsetzung der quantitativen 
Ziele in ihren langfristigen Wirtschaftsplänen in gebührendem Maße die Handelsbedürfnisse 
der Entwicklungsländer zu berücksichtigen“. Alle Staaten sind aufgefordert, ihre eigenen 
Stellungnahmen und Pläne dazu bekanntzugeben. Die Kirchen in der DDR versuchen, 
ihre Glieder zur Mitverantwortung für die weltweite Aufgabe der Entwicklungsförderung 
bereitzumachen. Die Synode des Bundes ist öffentlich für die Aufnahme der DDR in 

die UNO und ihre Unterorganisationen mit der Begründung eingetreten, daß die DDR 

an der Entwicklungsförderung vollberechtigt und voll verpflichtet müsse teilnehmen kön- 
nen. Die Kirchen hoffen darum, daß die Regierung der DDR ihre Stellungnahme zu 

der Internationalen Strategie für das zweite Entwicklungsjahrzehnt der Vereinten Natio- 
nen bald bekannt gibt und eine öffentliche Diskussion darüber durchgeführt wird. Es ist 
bekannt, daß unser Staat in Sachen Entwicklungsförderung schon eine Menge tut. Aber 
es werden noch größere Anstrengungen nötig sein. Da sie Opfer fordern, sind entwick- 
lungsfördernde Maßnahmen nicht populär. Die Kirchen möchten die Bereitschaft auch 
zu sehr einschneidenden Opfern nach Kräften wecken. 
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Kirchliche Statistik 


I. Die Einnahmen aus Kirchensteuern 1971* 


Von Kurt v. Raben 


Mit nachstehendem Bericht wird der Beitrag aus dem Kirchlichen Jahrbuch 
1970, S. 373, fortgesetzt. 

Auch diesmal mußten die pro-Kopfbeträge (Tab. 1, Sp. 8) auf die fortge- 
schriebenen Seelenzahlen vom 1. 1. 1967 bezogen werden, da eine weitere 
Fortschreibung bisher nicht möglich war und neue, differenzierte Ergebnisse 
aus der Volkszählung 1970 noch nicht zur Verfügung stehen. Die angegebenen 
Zahlen haben daher nur einen bedingten Vergleichswert. 

Gegenüber dem Aufkommen an Zuschlag zur Einkommen- und Lohnsteuer 
sind die übrigen Aufkommen an sonstigen Kirchensteuern und Kirchgeld wei- 
ter zurückgetreten. 

An der Erhöhung des Kirchensteueraufkommens waren diesmal alle Landes- 
kirchen beteiligt, insbesondere auch solche Landeskirchen, deren pro-Kopf- 
Aufkommen bisher erheblich unter dem Durchschnitt liegt (z. B. Oldenburg). 

Insgesamt erhöhte sich das Kirchensteueraufkommen gegenüber 1970 um 
21% (Tab.3). 

Eine vergleichende Darstellung der Entwicklung bei der veranlagten Einkom- 
men- und Lohnsteuer und der Kirchensteuer seit 1962 gibt Tabelle 3. 

Der Index beträgt damit bei der Kirchensteuer 214, dagegen bei Einkommen- 
und Lohnsteuer 249. 

Aus der Übersicht ist zu entnehmen, daß seit 1967 die Entwicklung beim 
Kirchensteueraufkommen immer um 1 Jahr hinter der Entwicklung beim Ein- 
kommen- und Lohnsteueraufkommen zurückbleibt. 


* Allgemeine Vorbemerkungen zu den Tabellen: 
Wenn in den einzelnen Tabellenfeldern keine Zahlen eingetragen, so bedeutet: — der 
Zahlenwert ist genau gleich Null, 

0 der Zahlenwert ist von Null verschieden, aber kleiner als die Hälfte der verwendeten 
Zahleneinheit und daher nicht ausdrückbar, 
der Zahlenwert ist unbekannt bzw. aus technischen Gründen nicht feststellbar, 

x eine Angabe kann aus sachlichen Gründen nicht gemacht werden, 

() die eingeklammerten Zahlen geben nur Teilergebnisse an; bei Prozentzahlen ist die 
Ausgangszahl kleiner als 100. 

Abweichungen in den Summen (bei Prozentziffern) entstehen durch das Runden der ein- 

zelnen Zahlen. 

Bei Untergliederungen bedeutet: 

davon — Summe der Einzelpositionen ergibt Gesamtsumme, 

darunter — nur ausgewählte Einzelpositionen, die nicht Gesamtsumme ergeben. 
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Tabelle 2: Aufkommen an Kirchensteuern und Kirchgeld für 1971 
im en mit dem Aufkommen für 1970 (1970=100) 
(Arbeitslohn) 


Kirchgeld 
sonstige 
% 





Insgesamt 





vom Einkommen 






Landeskirche 






Berlin (West) 119 119 
Westfalen 126 84 53 126 
Rheinland 118 85 56 117 
Hessen und Nassau 122 j - 122 
Kurhessen-Waldeck 125 104 11 115 
Baden 118 100 - 117 
Pfalz 126 68 33 125 
Bremen 128 - _ 128 
Hannover 128 - 85 126 
Bayern 118 59 92 117 
Schleswig-Holstein 122 94 71 121 
Hamburg 117 _ - 117 
Braunschweig 118 - 83 117 
Lübeck 115 162 - 115 
Schaumburg-Lippe 114 3 196 ; 112 
Eutin 123 - - 120 
Württemberg 123 91 99 123 
Oldenburg 135 _ 126 133 
Lippe 120 98 - 120 
Nordwestdeutschland, ref. 127 106 102 125 
Zusammen 122 73 64 121 


Tabelle 3: Aufkommen an veranlagter Einkommen- und Lohnsteuer 
sowie an Kirchensteuer in Meßzahlen (1962 = 100) 


Rechnungsjahr Einkommen- und Lohnsteuer Kirchensteuer 


1962 100 100 
1966 143 132 
1967 144 132 
1968 156 140 
1969 180 158 
1970 208 176 
1971 249 214 
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Il. Gliederung, Pfarrstellen und geistliche Kräfte 
in den westlichen Gliedkirchen der EKD (Stand 31. 12. 1971) 


Von Kurt v. Raben 


Zu Tabelle 1: Gliederung der Landeskirchen: Im Kirchlichen Jahrbuch 1970, 
S. 377 ist bei der Landeskirche Braunschweig in Spalte 3 ein Fehler entstan- 
den. Anstatt 264 sind es nur 246 rechtlich selbständige Kirchengemeinden mit 
Sitz eines Pfarramtes. Dementsprechend lautet die richtige Zahl in Spalte 5 
410 (anstatt 428). Die richtigen Zahlen in der Summenzeile sind: 8598 in 
Spalte 3 und 10689 in Spalte 5. 

Damit entfällt auch im Text die Feststellung bezüglich der Vermehrung der 
rechtlich selbständigen Kirchengemeinden in Braunschweig. 

Dagegen hat auch diesmal im Rheinland eine Vermehrung der Kirchengemein- 
den stattgefunden, ebenso in Württemberg, wogegen die Zahl in SchlewigHol- 
stein zurückgegangen ist. 

Die Zahl der Stellen für das geistliche Amt hat sich in allen Bereichen er- 
höht, insgesamt um 165 (Tab. 2). 

Erstmals ist wieder ein verstärkter Zugang an Amtsträgern zu verzeichnen. 
Dieser Zugang konnte allerdings nicht in allen Bereichen den Mehrbedarf dek- 
ken, so daß z.B. im Bereich der Gemeinden die Zahl der unbesetzten Stellen 
sich um weitere 50 vermehrt hat (Tab. 3). 

Die Zahl der Ruheständler ist weiter angestiegen. Dies entspricht der Voraus- 
schätzung, wonach diese Zahl noch bis 1980 weiter ansteigen wird (Tab. 4 
und 5). 
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Tabelle 1: Gliederung der Landeskirchen (Stand: 31. 12. 1971) 











Rechtlich selbst. Kirchengemeinden 
























Sprengel, Kirchenkreise, = 

Generalsuper- | Superinten- | mit | ohne | Eprichl} 

intendenturen, denturen, insgesamt vabinin, 

Landeskirche |Kreisdekanate, | Dekanate, Sitz eines! ee 
Visitations- Propsteien e 

u. dgl. 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 

Berlin (West) i 15 162 = 162 1 
Westfalen - 33 625 - 625 25 
Rheinland 2 47 77 130 902 24 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 7 60 914 258 1172 11 
Kurhessen-Waldeck 6 26 510 429 939 17 
Baden 3 29 432 110 542 5 
Pfalz _ 20 302 169 471 5 
Bremen _ - 66 1 67 1 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover u 83 1245 415 1660 15 
Bayern 6 68 1323 164 1487? 19 
Schleswig-Holstein - 23 503 9 512 15 
Hamburg _ ga 81 _ 81 - 
Braunschweig - 16 245 165 410 3 
Lübeck = - 32 _ 32 _ 
Schaumburg-Lippe _ 3 21 - 21 _ 
Eutin _ - 20 _ 20 2 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 4 51 1071 225 1296 41 
Oldenburg - 13 110 8 118 1 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe _ 6* 68 an 68 = 
Nordwestdeutschland _ 10 123 6 129 _ 

ER ZEERISHNEROESENEURE 9% ERERBASE SAHNE EEE 

Zusammen 42 510 8625 2089 10714 185 


1. in Spalte 3 sind alle Kirchengemeinden mit Sitz mindestens eines Pfarramts gezählt (die Zahl der Stellen 
ist in Tabelle 2, Spalte 1 nachgewiesen) 

2. einschl. exponierte Vikariate 
‘3, Kirchenkreise (keine Aufsichts- bzw. Verwaltungsbezirke i.e. S.) 

4. darunter eine „lutherische Klasse“ 
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Tabelle 4: Emeritierte Pfarrer und Pfarrverwalter, beurlaubte' Pfarrer 
und Pfarrer im Wartestand (Stand: 31.12.1971) — (in Klammern: darunter Frauen) 






Landeskirche 


Pfarrer im 
im Ruhestand 






Pfarrverwalter 
im Ruhestand 





Zu anderweitiger 
Dienstleistung 
beurlaubte Pfarrer 






Pfarrer 











Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 
Westfalen 
Rheinland 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 
Kurhessen-Waldeck 
Baden 

Pfalz 


Bremen 


234 ( 8) 
360 (11) 
392( 5) 


268 ( 1) 
176( 2) 
179( 4) 
102( 2) 
27(2) 


5 15 £ 2 
11 66( 1) 7() 
zn 34( 1) 9 
127 (13) 9(3) 
5 45( 1) _ 
12 108 ( 6) = 
1 35( 6) = 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 376( 6) 
Bayern 465 ( 2) 
Schleswig-Holstein 194 ( 2) 
Hamburg 48 ( 2) 
Braunschweig 95( 2) 
Lübeck 19 
Schaumburg-Lippe 10 — 
Eutin 9 — 
Übrige lutherische Landeskirchen 
Württemberg 463 ( 7) 
Oldenburg 39 — 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 41 — 
Nordwestdeutschland 2a 
Zusammen 3522 (56) 


1. Pfarrer, die zu anderweitiger Dienstleistung aus dem unmittelbaren kirchlichen Dienst mit dem Recht des 


5(1) 75( 4) 2 
11 351( 8) 3 
8 19 2 
_ 32(1) e 
1 2. = ä 
= 3(1) “= 
1 i® nd 
_ 230( 4) 3 
- 9(2 ®. 


1 —I = 


Mn ee a 7 SOERGEBEEDEES EEE ER 


68 (1) 1172 (48) 37 (4) 


Rücktritts entlassen oder für mindestens ein Jahr beurlaubt sind 
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im Wartestand 


Tabelle 5: Lebensalter der im Jahre 1971 emeritierten Pfarrer und Pfarrverwalter 
und der im aktiven Dienst verstorbenen Pfarrer 
(in Klammern: darunter Frauen) 
















deren Lebensalter deren Lebensalter 

















Im Jahr 1971 










Im Jahr 197 im Zeitpunkt 5 2 im Zeitpunkt 
er Es im aktiven 
emeritierte der Emeritierung i : des Todes 
Pfarver kirchlichen 
Landeskirche Dienst 
und Pfarr- 






verstorbene 
verwalter 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 2(1) - 8(1) 4 Bi _ 2 2 
Westfalen 43( 2) 1 33 2). 8 6 = 2 
Rheinland 33.26 1 32.4), > 6 — = 

Übrige unierte Landeskirchen 

Hessen und Nassau 27 - 13 13 — 1 6 2. 5 1 
Kurhessen-Waldeck 16 — _ 14 — 2 1 = _ 1 
Baden 21(1) - Er HPRR- 4 = 2 2 
Pfalz se. 14(1) - 1 = 1 - 
Bremen RD 1 a _ = P. 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover SU 21. ‚4 331 21 — 6 1 3 2 
Bayern s1131 7 40(1) 4 4 _ 1 3 
Schleswig-Holstein 14 — _ 14 — _ 4 _ 2 2 
Hamburg T- 1 6 - - _ — - = 
Braunschweig 7- - 7- - 4 - 3 1 
Lübeck -_ — - - - - - - - — 
Schaumburg-Lippe _ - u a w 4 Y % 2 
Eutin 10 — - 2 - 8 _ = Ei u 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 92) 5 3(2) 1 5 > | 4 
Oldenburg ein - 64) - (1) I (1) - - 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 4 - 1 3 - en - - - es 
Nordwestdeutschland 1 — _ 1 - _ - _ = _ 
Zusammen 7703) 350) 3180) 4 20) 20) 2 28 


1. Pfarrer, die im unmittelbaren kirchlichen Dienst fest angestellt waren (vgl. Tab. 3, Spalte 9) 
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Il. Äußerungen des kirchlichen Lebens 1970 
in den Landeskirchen der EKD 


Von Kurt v. Raben 


Noch immer ist es einigen Statistischen Landesämtern nicht möglich, regional 
und konfessionell gegliederte Zahlen für Geburten, Eheschließungen und Ster- 
befälle zu geben. Diese Zahlen sind jedoch erforderlich, um den prozentualen 
Anteil der Taufen, Trauungen und kirchlichen Bestattungen ermitteln zu kön- 
nen (vgl. auch Vorbemerkung Jg. 1969, S. 420, und Jg. 1970, S. 384). 

Wo es einigermaßen möglich war, wurden die Prozentzahlen geschätzt (durch 
Kursivdruck gekennzeichnet). In anderen Fällen war jedoch auch eine Schätzung 
nicht mehr möglich, und mußte auf eine Angabe verzichtet werden. 

Auch im Jahre 1970 war die Zahl der Taufen und Konfirmationen rückläufig, 
als Auswirkung der seit mehreren Jahren zu beobachtenden Geburtenrückgan- 
ges, während die Taufziffern konstant blieben. 

Bei den evangelischen Ehepaaren hat der Anteil der Trauungen an den Ehe- 
schließungen nochmals um 2% abgenommen, dagegen bei den evangelisch- an- 
ders christlichen Ehepaaren zugenommen. 

Der von Jahr zu Jahr steigende Anteil von Geschiedenen an den Eheschließun- 
gen wirkt sich auch auf die Trauziffer aus. Die Geschiedenen werden zum größ- 
ten Teil nicht getraut, weil sie keine Trauung begehren, teils durch restriktive 
Maßnahmen seitens der Kirche veranlaßt, teils, um eine Trauversagung zu ver- 
meiden. 

Die Abendmahlsziffer ist 1970 im Ganzen um einen Punkt zurückgegangen. 

Die Zahl der Übertritte ging gegenüber dem Vorjahr um 11% zurück, währen 
die die Austritte um 83% zugenommen haben. 
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Tabelle 1: Taufen im Jahre 1970 


Getaufte Kinder davon (in % von Spalte 1) 










Nachrichtlich 





Kinder 
sonst. 
Eltern 
und 
Mütter 


Landeskirche 


Getaufte 
Erwachsene 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 10283 2745 771 169 102 5109 3 551 
Westfalen 40783 2581 763 21,0 19,1 IE 1 Bl 
Rheinland 41304 3770 63,6 33,1 30,0 a a 


Übrige unierte Landexkirchen 


Hessen und Nassau 26663 1443 73,22 235.213 2,5 0,5 > 120 
Kurhessen-Waldeck 15038 462 84,0 135 119 2,2 0,3 2 48 
Baden 16916 954 65,6 299 275 3,7 0,8 1 56 
Pfalz 8798 279 69,4 26,6 24,7 3,6 0,4 2 17 
Bremen 5310 840 83,2 134 - 9,6 3,1 0,3 - 229 
Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 

Hannover 53491 3600 88,2 9n.07,5 2,5 0,3 9 2U2 
Bayern 30961 1048 65,8 29,1 26,7 4,5 0,6 3 91 
Schleswig-Holstein 30213 392 8,4 £ 2,4 0,0 6 . 
Hamburg 4777 1298 82,3 130 7,4 3,7 1,0 36D 
Braunschweig 7941 982 83,6 12,1 9,8 3,8 0,5 PL IE 
Lübeck 2408 284 79,3 148 7,3 59 _ - .103 
Schaumburg-Lippe 980 41 879 10,1 8,6 2,0 - = 1 
Eutin 1251 197 89,5 09 56 3,0 0,6 - 7 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 34226 1616 74,4 229 20,1 2,4 0,2 - 123 
Oldenburg? 8146 761 86,5 111 8,1 ZI 0,3 1 65 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 3349 112 889 86 7,6 2,2 0,3 1 12 
Nordwestdeutschland 3156 86 922 58 48 18 02 1 25 
Zusammen 345994 (23099). 77,0 19,7 (16,7) 29 0,4 (77)(3033) 





ind im Alter von 1 bis zu 14 Jahren f 
2 Es Ni für Oldenburg fehlen die Zahlen der Kirchengemeinde Seefeld (in allen Tabellen) 
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Tabelle 2: Kindertaufen in % der Geburten des Jahres 1970 (Taufziffern) 










Getaufte Kinder in % der Lebendgeborenen des gleichen Jahres 













nichteheliche von 
evang. Müttern 


aus evang.-katho- 
lischen Ehen 


Landeskirche aus evangelischen 


Ehen 











Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 8 40 29 
Westfalen 98 39 47 
Rheinland 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 


Kurhessen-Waldeck : : i 
Baden 101 41 >1 
Pfalz 

Bremen 94 53 41 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 

Bayern 100 38 64 
Schleswig-Holstein 94 i 42 
Hamburg 8 48 34 
Braunschweig i 2 
Lübeck 86 54 68 
Schaumburg-Lippe e E 
Eutin 116 65 Su 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 100 47 57 
Oldenburg 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 105 42 70 
Nordwestdeutschland 
Zusammen 9m 42 49 
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Tabelle 3: Kindertaufen nach dem Ort der Taufe im Jahre 1970 









Von je 100 im Jahre getauften Kindern unter 14 Jahren 
wurden getauft 


während des außerhalb des Gemeindegottesdienstes 


























Gemeinde- 
Landeskirche ottesdienst in ki i h 
8 ergee er ° rn in der Haus- in Kliniken 
Kindergottes- Be ir gemeinschaft und ähnlichen 
Atanal Hashanei (Haustaufen) Anstalten 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 29,1 68,8 0,4 1,7 
Westfalen 69,6 28,9 0,6 1,0 
Rheinland 72,0 26,6 0,5 1,0 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 66,7 29,8 2,0 13 
Kurhessen-Waldeck 72,6 223 4,6 0,6 
Baden 69,0 27,7 0,8 2,4 
Pfalz 80,1 17,8 1,1 1,0 
Bremen 28,5 68,8 1,0 17, 
Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 

Hannover 41,3 55,7 2,0 1,0 
Bayern 19,2 68,8 1,1 10,9 
Schleswig-Holstein 

Hamburg . : . . 
Braunschweig 20,1 79,3 0,3 0,3 
Lübeck 1,2 95,6 0,9 2,4 
Schaumburg-Lippe 48,1 51,3 0,6 = 
Eutin 17,2 80,3 28 0,2 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 64,9 33,0 0,9 1,2 

Oldenburg 42,7 55,8 0,8 0,7 

Reformierte Landeskirchen 

Lippe 88,5 99 12 0,4 

Nordwestdeutschland 84,6 | 10,1 02 

Zusammen (55,2) (41,3) (1,4) (2,1) 
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Tabelle 4: Konfirmationen im Jahre 1970 


später als 
üblich 
Kon- 

firmierte 





Zulassung 















Landeskirche 







unterricht 







sene über 





Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 5821 5827 11648 95 89 12 24 
Westfalen 23629 22899 46528 72 140 52 53 
Rheinland 25439 25368 50807 61 70 72 58 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 14858 14700 29558 20 22 40 12 
Kurhessen-Waldeck 8041 7498 15539 9 10 13 8 
Baden 9631 9044 18675 7 15 22 21 
Pfalz 5843 5487 11330 1 5 3 92 
Bremen 2868 2586 5454 4 9 2 2 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 26315 25979 52294 103 173 58 45 
Bayern 16532 16146 32678 32 9 En 27 
Schleswig-Holstein 14799 14216 29015 . i i 39 
Hamburg 2966 3114 6080 29: 69 e ’ 
Braunschweig 4728 4480 9208 19 45 12 8 
Lübeck 1173 1144 2317 3 3 - - 
Schaumburg-Lippe 549 524 1073 1 1 _ 2 
Eutin 590 527 1117 l - _ _ 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 5 36358 36 £ f 54° 
Oldenburg i 4106 3926 8032 9 20 9 5 
Reformierte Landeskirchen 
Lippe 1730 1119 3449 3 5 1 1 
Nordwestdeutschland 1403 1312 2715 1 22 _ 

En iS en 
Zusammen (171021) (166496) (373875) (512) (107) (840) (369) 


1. Einschl. Zulassung zum Konfirmandenunterricht aufgeschoben 
2. darunter 1 aufgeschoben 
3. darunter 17 aufgeschoben 


382 


Tabelle 5: Trauungen im Jahre 1970 


davon (in % von Spalte 1) 


darunter 










Nachrichtlich 

















Landeskirche nachträg- jevangelische versagun: 
lich darunter gen 
getraut! evang.-kath. 


Ehepaare 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirchen der Union 


Berlin (West) 3972 124 862 13,4 11,7 0,4 9 
Westfalen 19420 865 72,4 27,6 26,3 0,1 69 
Rheinland 20224 654 60,7 392 379 0,1 81 


Hessen und Nassau 13060 212 1,7 28,2 26,0 02 18 
Kurhessen-Waldeck 7495 100 82,1 17,8 16,5 0,1 

Baden 7887 112 62,4 37,1 34,3 0,5 2 
Pfalz 4579 44 66,5 33,2 31,2 0,3 _ 
Bremen 2200 38 85,2 14,7 12,2 0,0 _ 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 23606 616 88,8 11,1 10,0 0,1 36 
Bayern 1397 186 63,7 36,2 34,5 0,1 94 
Schleswig-Holstein 11609 b 92,2 7,8 12 f 23 
Hamburg 2197 88,0 11,4 9,7 0,6 1 
Braunschweig 366 127 87 15,9 14,2 0,4 9 
Lübeck 1030 2 95,5 1,3 12 33 £ 
Schaumburg-Lippe 481 19 86,1 13,5 11,4 0,4 5 
Eutin 547 1 918 8,0 6,6 02 Mn 
Württemberg 1215 9038 Nn1,5 28,5 25,8 20 
‚Oldenburg 3399 16 86,8 13,1 11,7 0,1 2 


Reformierte Landeskirchen 


Lippe 1565 23 88,4 11,2 10,7 0,4 3 
. Nordwestdeutschland 1283 14 89,9 10,1 8,3 _ 2 
Zusammen 156452 (4150) 75,6 24,3 22,7 (0,2) (377) 





1. im allgemeinen später als 1 Jahr, in Württemberg später als 1 Monat nach der standesamtlichen Eheschließung 
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Tabelle 6: Trauungen in % der Eheschließungen des Jahres 1970 





Landeskirche 


Trauungen in % der Eheschließung 






konfessionell gemischte Ehepaare 


davon 





evangelische 
Ehepaare 





















evangelisch- 
anders- 
christliche 


insgesamt g 
u evangelisch- 


jüdische 


evangelisch- 
sonstige 


evangelisch- 
katholische 





Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 
Westfalen 
Rheinland 


40 9 16 10 _ 
8 31 32 27 _ 6 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 
Kurhessen-Waldeck 
Baden 

Pfalz 


Bremen 


82 32 33 37 _ 14 


63 28 38 15 _ 12 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 

Bayern 
Schleswig-Holstein 
Hamburg 
Braunschweig 
Lübeck 
Schaumburg-Lippe 


Eutin 


84 28 29 25 10 9 


67 19 34 i : z 
53 12 25 11 - 2 
67 3 4 2 & en 
85 37. 47 47 - 3 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 83 35 37 30 - 19 
Oldenburg 

Reformierte Landeskirchen 

Lippe 96 34 40 13 — 2 
Nordwestdeutschland } : ı a P i 
Zusammen 78 29 33 25 7 6 
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Tabelle 7: Trauungen von geschiedenen Eheleuten im Jahre 1970 











Trauungen von Ehepaaren, 
bei denen geschieden waren: 


Landeskirche 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 224 143 45 
Westfalen 612 475 140 
Rheinland 754 523 126 


Übrige unierte Landeskirchen 


Hessen und Nassau 347 299 96 
Kurhessen-Waldeck 173 153 38 
Baden 310 221 57 
Pfalz 154 138 55 
Bremen 12 43 14 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 559 502 148 
Bayern 442 276 56 
Schleswig-Holstein 

Hamburg 5 * + 
Braunschweig 59 60 20 
Lübeck 29 28 
Schaumburg-Lippe 

Eutin 9 6 1 


Übrige lutherische Landeskirchen 


Württemberg 501 266 35 

Oldenburg 43 65 14 

Reformierte Landeskirchen 

Lippe 26 27 8 

Nordwestdeutschland 22 14 5 
DEE BR MM BEER 

Zusammen (4285) (3247) (862) 
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Tabelle 11: Kirchliche Bestattungen im Jahre 1970 












Einge- sonstige Bestattete 


äscherte 





















Landeskirche und in z in % 
Urnen let aller 
Tr verstorbenen 
Ber Evangelischen DER 
gesetzte! 28 (Spalte 3) 





Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 


Berlin (West) 15440 10449 25889 24691 88 1198 4,6 
Westfalen 40375 1737 42112 41577 95 535 13 
Rheinland 45533 1917 47450 46167 : 1283 27 
Übrige unierte Landeskirchen 

Hessen und Nassau 23828 4725 28553 27957 : 596 2.1 
Kurhessen-Waldeck 13089 1062 14151 14075 b 76 0,5 
Baden 14256 2858 17114 16693 99 421 25 
Pfalz 8471 540 9011 8799 { 212 2,4 
Bremen 3863 2064 5927 5844 90 83 1,4 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 





Hannover 48426 3526. 51952 51492 , 460 09 
Bayern 25480 8471 33951 33303 100 648 19 
Schleswig-Holstein 26422 3680 30102 29255 90 847 2,8 
Hamburg 4847 2864 7111: 7603 75 108 1,4 
Braunschweig 6700 1717 8417 8333 £ 84 1,0 
Lübeck 2554 187 2741 2725 91 16 0,6 
Schaumburg-Lippe 996 42 1038 1036 ? 2 02 
Eutin 1246 65 1311 ° 1257 109 54 4,1 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 25167 3489 28656 28047 97 609 2,1 
Oldenburg 6289 753 7042 6846 : 196 2,8 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 3098 90 3188 3179 99 9 0,3 
Nordwestdeutschland 2249 87 2336 2296 : 40 17 
Zusammen 318329 50323 368652 361175 95 7477 2,0 


1. Urnenbeisetzungen nur gezählt, wenn Einäscherung ohne kirchliche Mitwirkung 
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Tabelle 12: Übertritte (Eintritte) zu den Landeskirchen im Jahre 1970 








Übergetretene 





Landeskirche Religions- 


unmündige? 





Wieder- 
eingetretene! 


Berlin (West) 1824 812 44,5 1174 3 
Westfalen 2748 1344 48,9 656 154 
Rheinland 2854 1326 46,5 864 191 
Hessen und Nassau 1445 640 44,3 366 128 
Kurhessen-Waldeck 557 248 44,5 115 31 
Baden 673 398 59,1 93 148 
Pfalz 410 176 42,9 76 137 
Bremen 444 201 45,3 85 49 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 1842 856 46,5 480 120 
Bayern 1475 587 39,8 268 356 
Schleswig-Holstein 1463 697 47,6 ; 453 
Hamburg 821 396 48,2 170 5 
Braunschweig 459 221 48,1] 150 10 
Lübeck 160 76 47,5 27 x 
Schaumburg-Lippe 28 15 53,6 8 3 
Eutin 38 21 55,3 14 2 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 1129 5 , 319 161 
Oldenburg 368 173 47,0 85 29 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 122 61 50,0 28 4 
Nordwestdeutschland 134 68 50,7 3 12 
Zusammen 18994 (8316) 46,5? (4981) (1996) 


1. einschließlich Rücktritte 
2. nur Kinder, die getauft waren 
3. Prozentzahlen ohne Württemberg errechnet 
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Tabelle 13: Kirchenaustritte im Jahre 1970 








Ausgetretene 


insgesamt 
BEL BEE 
Da een nn | 


Gliedkirchen der Evangelischen Kirche der Union 






Religionsun- 
mündige' 


Landeskirche 









Berlin (West) 27690 17160 62,0 137 
Westfalen 14138 9878 69,9 293 
Rheinland 28193 19080 67,7 468 
Übrige unierte Landeskirchen 

Hessen und Nassau 17731 11271 63,6 218 
Kurhessen-Waldeck 4880 3282 67,3 86 
Baden 5316 3263 61,4 277 
Pfalz 2127 1392 65,4 92 
Bremen 6689 4671 69,8 66 


Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 


Hannover 21170 14564 68,8 301 
Bayern 10557 6450 61,1 460 
Schleswig-Holstein 26739 17963 67,2 175 
Hamburg 13798 8434 61,1 48 
Braunschweig 5237 3772 72,0 28 
Lübeck 1230 865 70,3 15 
Schaumburg-Lippe 149 111 74,5 1 
Eutin 367 255 69,5 9 
Übrige lutherische Landeskirchen 

Württemberg 8480 s E 382 
Oldenburg 4224 3070 72,7 43 
Reformierte Landeskirchen 

Lippe 565 389 68,8 18 
Nordwestdeutschland all 273 66,4 15 
Zusammen 199691 (126143) 66,0? 3132 


1. nur Kinder, die getauft waren 
2. Prozentzahl ohne Württemberg errechnet 


394 


IV. Äußerungen des kirchlichen Lebens - 
ein Rückblick auf den Trend der letzten zwanzig Jahre 


Von Kurt v. Raben 


Die der Tabelle II — Äußerungen des kirchlichen Lebens — entnommenen Zah- 
len der Jahre 1950 bis 1969 wurden nach der Methode von Lorenz! einer Aus- 
gleichung unterzogen und der Trend 6. Grades berechnet. Diese Methode verfolgt 
den Zweck, Zufallsschwankungen einzuebnen und damit die Entwicklung im 
Beobachtungszeitraum deutlicher hervortreten zu lassen. Jeder neu hinzutre- 
tende Wert beeinflußt den voraufgegangenen Verlauf der Kurve und wird in 
ihren stetigen Verlauf mit einbezogen. Die dadurch entstandenen Kurven geben 
zwar den Verlauf des vergangenen Zeitraumes wieder, lassen jedoch keine Vor- 
aussage über die zukünftige Entwicklung zu. 


Taufen 


Es galt, das Verhalten der Mitglieder der Landeskirchen zu untersuchen. Aus 
diesem Grunde sind hier nur die Kinder evangelisch-landeskirchlicher Eltern 
berücksichtigt. 

Bis 1952 war die Taufziffer ansteigend, weil noch ein gewisser Nachholbe- 
darf aus den Kriegs- und ersten Nachkriegsjahren bestand. Später sank die Tauf- 
ziffer ab bis etwa 1960, um von da an wieder anzusteigen. Erst im letzten Ab- 
schnitt des Beobachtungszeitraums ist wieder ein Rückgang zu beobachten. 

Trotz der aufgezeigten Schwankungen bewegt sich die Taufziffer in sehr engen 
Grenzen, etwa zwischen 97 und 99%. 


Trauungen 


Auch hier bestand wohl, wie bei den Taufen, ein gewisser Nachholbedarf vor 
allem durch die Zugewanderten aus der Deutschen Demokratischen Republik, 
so daß der Trend bis etwa 1963 ansteigend ist. Von da an sinkt sie mit zuneh- 
mender Geschwindigkeit ab. Fragt man sich nach den Ursachen, kommt man 
wohl nicht umhin, sie mit dem zunehmenden Anteil von Geschiedenen an den 
Eheschließenden in Verbindung zu bringen. Der Anteil der Geschiedenen ist 
in den großen Städten besonders hoch, die Trauziffer dagegen liegt besonders 
niedrig, wenn man auch einräumen muß, daß die Intensität des kirchlichen 
Lebens allgemein ein Gefälle von ländlichen Gebieten zu den Großstädten auf- 
weist. 


1. Paul Lorenz: Der Trend — Orthogonale Polynome als Werkzeug für die Forschung,. Ver- 
lag Duncker & Humblot, Berlin 1970. 
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Geschiedene Eheschließende sind jedoch in besonders geringem Maße an den 
Trauungen beteiligt, aus Gründen die zum Teil auch in restriktiven Maßnah- 
men der Kirchen liegen, welche Geschiedene von der Trauung fernzuhalten 
suchen. Dies kann nicht ohne Auswirkung auf die Trauziffer bleiben, wenn- 
gleich die Trauziffer seit jeher als ein zuverlässiger Maßstab für die zeitliche 
Entwicklung der Einstellung zur Kirche gilt, weniger gebunden an Konvention 
als etwa Taufe und Beerdigung. Andererseits signalisiert eine zurückgehende 
Trauziffer im allgemeinen einen zu erwartenden Anstieg der Kirchenaustritte. 


Abendmahl 


Die Abendmahlsziffer ist der schwierigste und problematischste Gradmesser des 
kirchlichen Lebens. Nicht, weil die Zahl des jährlichen Abendmahlsbesuches 
wenig besagt über die Anzahl der Personen. Auch die globale Besuchszahl 
könnte noch einen gewissen Maßstab für die Intensität kirchlichen Lebens ab- 
geben. Die Problematik liegt darin, daß sie auf die Seelenzahl bezogen wird. 
Die hier zugrunde gelegte Seelenzahl basiert bis 1960 auf mehr oder weniger 
genauen Schätzungen der Landeskirchen bzw. Kirchengemeinden, welche im 
allgemeinen als überhöht angesehen werden müssen. Im Jahre 1961 wurden 
die Ergebnisse der Volkszählung zugrunde gelegt, und für die folgenden Jahre 
eine Fortschreibung an Hand der Zahlen der Taufen, Ein- und Austritte (von 
den Landeskirchen) sowie der Gestorbenen, der Zu- und Fortzüge (von den 
Statistischen Landesämtern) vorgenommen. Dies war ab 1967 nicht mehr mög- 
lich, da die zur gebietlichen Umsetzung benötigten Teilzahlen von den Stati- 
stischen Landesämtern infolge Umstellung des Programms nicht mehr zu er- 
halten sind. Aus diesem Grunde mußten von da ab die unveränderten Zahlen 
von 1966 zugrunde gelegt werden. 

Daher sind die Abendmahlsziffern vor 1961 wahrscheinlich etwas zu niedrig, 
nach 1967 dagegen etwas zu hoch. Der Rückgang der Abendmahlsziffer ab 
1967 ist daher in Wirklichkeit etwas stärker als er sich hier darstellt. 


Kirchen-Eintritte und -Austritte 


Ähnliches wie bei der Abendmahlsziffer gilt für die Verhältniswerte der Kir- 
chen-Eintritte und -Austritte, wenngleich der Fehler hier wegen der kleineren 
Zahlen nicht so ins Gewicht fällt. Die Bewegung der Eintritte und Austritte 
wurde im übrigen bereits im Statistischen Bericht Nr. 310 der Evangelischen 
Kirche in Deutschland eingehend beschrieben und dargestellt. Die Eintritte stei- 
gen bis 1958 zunächst an, um ab 1961 zurückzugehen. Die Austritte gehen bis 
1950 zurück, steigen bis 1962 an, gehen nochmals bis 1967 zurück, um ab 1967 
wieder anzusteigen. Zwischen 1956 und 1961 lagen die Eintrittszahlen über den 
Zahlen der Austritte. 

Nun stehen die verschiedenen, hier betrachteten Äußerungen des kirchlichen 
Lebens in einem gewissen inneren Zusammenhang. Gibt ihr Auf und Ab doch 
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die sich im Laufe der Zeit verändernde Einstellung zur Kirche und zum kirch- 
lichen Leben wieder. Diese Änderung kann auf veränderter Einstellung der 
Einzelpersonen, oder wie in der Zeit nach 1945, auf größere Wanderungsbewe- 
gungen und dadurch bewirkte Änderung in der Zusammensetzung des Perso- 
nenkreises zurückzuführen sein. 

So ist zum Beispiel eine deutliche Gegenläufigkeit zwischen der Trauziffer 
und der Austrittsziffer festzustellen: im beobachteten Zeitraum war in acht 
Jahren die Trauziffer steigend, während die Kirchenaustritte zurückgingen, in 
fünf Jahren gingen die Trauziffern zurück bei gleichzeitigem Anstieg der Aus- 
tritte, und nur in vier Jahren war die Entwicklung parallel. 

Dieser Zusammenhang ist zwischen der Taufziffer und den Kirchenaustrit- 
ten nicht zu finden. Vermutlich liegt der Grund darin, daß ein Anstieg der 
Kirchenaustritte auch einen gewissen Anstieg der Taufziffer bewirkt, da bei der 
Zählung die Kinder ausgetretener Eltern die Zahl der Taufunterlassungen nicht 
mehr belasten. Wohl infolge dieses Momentes lag in den letzten Jahren die 
Entwicklung der Taufziffer durchschnittlich fünf Jahre hinter der Entwicklung 
der Trauziffer zurück. 

Einen ähnlichen Verlauf wie die Trauziffer weist die Abendmahlsziffer auf. 

Einen Überblick über den Gesamtverlauf im Bereich der EKD gibt die nachste- 
hende graphische Darstellung. 
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